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Vorwort 


Der Verlag veröffentlicht hiermit eine Dokumentation über die atom- 
rechtlichen Verwaltungsstreitverfahren gegen den Reaktor Mühlheim-Kär¬ 
lich, die unter der Leitung der ProzeßbevollmBchtigten Walther Soyka, 
Wieland Soyka und Roland Bohlinger eeitene zahlreicher Kläger innerhalb 
der Klägergemeinachaft "Forum-Humanum - Hartmut-Gründler-Klägerverband 
für Volksgesundheit und biologische Sicherheit" angestrengt worden sind. 
Außerdem gibt diese Dokumentation noch die im Zusammenhang mit den Vor¬ 
gängen um den Reaktor Mühlheim-Kärlich erstatteten Strafanzeigen und 
deren Ergebnisse wieder. 

Am 5.12.1979 reichte Walther Soyka beim Verwaltungsgericht Koblenz 
151 Klagen gegen den Reaktor Mühlheim-Kärlich ein. Walther Soyka war 
Prozeßbevollmächtigter und zugleich Kläger. Neben ihm waren noch Pro¬ 
zeßbevollmächtigte und zugleich Kläger: Wieland Soyka (Sohn Walther 
Soykaa) und Roland Bohlinger. Am 19.11.19BQ reichte Walther Soyka wei¬ 
tere 78 Klagen gegen den Reaktor ein. Hier waren Walther Soyka und 
Roland Bohlinger die Prozeßbevollmächtigten. 

Der erste Teil der Dokumentation schließt ab mit der Zurückweisung der 
eingereichten Verfassungsbeschwerde. Er enthält alle wichtigen Unter¬ 
lagen. 

Der zweite Teil dokumentiert das vor dem Oberverwaltungsgericht Rhein¬ 
land-Pfalz abgetrennte Verfahren Gunn und Briga Bohlinger einschließlich 
der umfangreichen Verfassungsbeschwerde und deren Abweisung. Hier waren 
die Prozeßbevollmächtigten: Roland Bohlinger und RA. Dr. Scheer (Hamburg) 

Der dritte Teil enthält Unterlagen über die Beschwerden beim Bundesver¬ 
fassungsgericht wegen der stark überhöhten Streitwertfestsetzungen aowie 
Ausschnitte aus den weiteren Auseinandersetzungen wegen der Kostenforde- 
rungen. 

Der vierte Teil enthält die von Roland Bohlinger eingereichten Strafan¬ 
zeigen, die Reaktionen darauf sowie einige ergänzende Materialien. 

Der fünfte Teil enthält die Wiedergabe eines am 6.5.1983 veröffentlich¬ 
ten Schreibens von Roland Bohlinger, das den Titel trägt: Rechtsfälscher 
am Werk - oder geatattet das Rechtssystem der Bundesrepublik eine ge¬ 
netische Schädigung des gesamten Volkes? 

Wem die Durcharbeitung sämtlicher Unterlagen zu mühsam ist, findet in 
der Verfassungsbeschwerde (S. 859 ff.), in dem Schreiben vom 6.5.1983 





(S. 1367 ff.) und in den Strafanzeigen vom 20.9.1981 gegen die Richter 
der 7. Kammer dea VG Koblenz und des 7. Senat8 am OVG Rheinland-Pfalz 
(S. 1251 ff.) die wichtigsten Kritikpunkte aue der Sicht Roland Bohlingera. 
Eine ausführliche zuaammenfassende Darstellung bieten auQerdem die an das 
Bundesverwaltungsgericht gesandten Stellungnahmen von lilieland Soyka und 
Roland Bohlinger. Die Dokumentation in Teil II enthalt Schriftsätze 
der Klägerseite, die im Vergleich zur Argumentation in früheren 
Schriftsätzen noch eine erheblich erweiterte und vertiefte Argumenta¬ 
tion bieten, das gilt insbesondere für die Verfassungsbeschwerde. 
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Prazeßgruppe I, Klage vom 5.12.1979, Verfahren vor der 
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\tor- und Zuname Beruf Qeb.-Tag 


PLZ Wohnungeanaohrtft Ruf-Nr. Eigenhändige Unterschrift 



Varwaltungtgerfefit Koblenz 

7. Kammer 
7 K 317/79 


$4 Koblenz, d«< 21. Januar 1980 

Oam(i«r4pMi 4 
f* <«•») 1 2» M 


Herrn 

Koland Bohlinger 
Alte Schule 

2251 ttobbenbüll/Husum 


In Ihrem Verwaltungsrechtsstreit 

• / . das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, 

erhalten Sie anliegend Durchschrift eines an Ihren 
Bevollmächtigten gerichteten Schreibens vom heutigen 
Tage zur Kenntnis. 


Der Vorsitzende 
gez. Bornhofen 


Beglaubigt: 


Justizangestellte 


15 


Verwaltvnfigericht Koblenz 

7. Kammer 

7. K 305 - 455/79 


HbMm,ihi 21» Januar 1980 

OMtwrfpMM 

M (•»«> I 29 n 


Herrn 

Walther Soyka 
Wendtstraße 22 

2800 Bremen 1 


In den Verwaltungsstreit verfahren 

Dr. Hans-Georg Amsel u.a. ./. Land fiheinland-Pfal-z, vertr.d. 

1« den Minister für Wirtschaft 
und Verkehr in Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises 
Mayen-Koblenz, 

wird anliegend Durchschrift eines an die Vertreter des Be¬ 
klagten gerichteten Schreibens vom heutigen Tage zur Kenntnis 
übersandt. 

Die von Ihnen im Namen von insgesamt 151 Personen 
(Dr. Hans-Georg Amsel u.a.) mit Schriftsätzen vom 
S. Dezember 1979, eingegangen am 6. Dezember 1979, er¬ 
hobenen Klagen geben Anlaß, Sie auf folgendes hinzuweisen: 

1. Soweit es sich bei den Klägern nicht um Ihre Familienange¬ 
hörigen handelt (siehe unten 2) bestehen erhebliche Be¬ 
denken, ob eine wirksame Klageerhebung überhaupt vorliegt. 

Bereits wegen der großen Anzahl der von Ihnen vertretenen 
Personen ist Anlaß zu der Annahme gegeben, daß es sich hier 
um eine geschäftsmäßige Besorgung fremder Rechtsangelegen¬ 
heiten handelt. Diese Annahme findet ihre Bestätigung in 
Presseberichten, aus denen hervorgeht, daß Sie auch vor 
anderen Verwaltungsgerichten (Oldenburg, Schleswig) für 
zahlreiche Personen aufgetreten sind. 

Die geschäftsmäßige Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten 
darf nach Art. 1 § 1 des Rechtsberatungsgesetzes (RBerG, 

- 2 - 
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vom 13. Dezember 1935 (RGBl. I 3. 1478) nur von solchen 
Personen betrieben werden, denen dazu von der zuständigen 
Behörde die Erlaubnis erteilt Ist. Eine solche Erlaubnis 
haben Sie bisher nicht nachgewiesen. 

Daher besteht Anlaß zu der Annahme, daß die von Ihnen vorge- 
nommenen Klageerhebungen ebenso wie die vorgelegten Voll¬ 
machten gegen die vorgenannte Vorschrift und damit gegen ein 
gesetzliches Verbot im Sinne des 8 134 BGB verstoßen. Dies 
hätte zur Folge, daß die Klageerhebungen unwirksam sind und 
die Klagen bereits aus diesem Grunde abzuweisen wären. Dabei 
müßten die Kosten aller Voraussicht nach Ihnen als dem - im 
Ergebnis - vollmachtlosen Vertreter auf erlegt werden. 

2. Soweit Sie Klagen im Namen Ihrer Familienangehörigen, offen¬ 
bar Ihrer Kinder - Almuth Wenninger, Elke, Gunhild, Holger, 
Irmlind und Walther Soyka -, erhoben haben, gelten die obigen 
Ausführungen nicht. Insoweit werden Sie aber auf folgendes 
hingewiesen: 

Namens dieser Kläger haben Sie bereits zusammen mit der 
Klage des "Klägerverbandes Forum Humanum ..." ebenfalls mit 
Schriftsatz vom 5. Dezember 1979 Klage erhoben, die hier 
unter dem Aktenzeichen 7 K 304/79 eingetragen worden ist. 
Damit ist die Streitsache Ihrer Kinder bereits rechtshängig 
gemacht mit der Folge, daß gemäß 8 90 Abs. 1 und 2 VwGO 
weitere Klagen unzulässig alnd. 

3. Gegen die Zulässigkeit sämtlicher Klagen bestehen auch aus 
weiteren Gründen Bedenken: 

Bei der weitaus größten Zahl der einzelnen Kläger dürfte 
es bereits wegen der räumlichen Entfernung zwischen dem 
Standort der Anlage und dem Wohnsitz an der Klagebefugnis im 
Sinne des 8 42 Abs. 2 VwGO bzw. am Feststellungsinteresse 
nach 6 43 Abs. 1 VwGO fehlen. 

Weitere Zulässigkeitsbedenken ergeben sich bei allen Klagen 
wegen der Frage der Einhaltung der Jedenfalls für Anfech¬ 
tungsklagen geltenden Klagefrist nach 6 74 Abs. 1 VwGO und 
eines etwaigen Binwendungsausschlusses gemäß 8 7b des 
Atomgesetzes. 

- 3 - 
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4. Sie werden daher um sorgfältige Prüfung gebeten, ob Sie die 
Klagen aufrechterhalten. Im Falle einer Rücknahme entstehen 
beim derzeitigen Verfahrensstand keine Gerichtskosten. Es 
wird vorsorglich darauf hingewiesen, daß im Falle der Auf¬ 
rechterhaltung der Klagen durch die dann notwendig werdenden 
gerichtlichen Entscheidungen voraussichtlich beträchtliche 
Gerichtskosten anfallen werden. 

5. Um schriftliche Stellungnahme zu den aufgeworfenen Fragen 
- ln fünffacher Fertigung - wird bis zum 11. Februar 1980 
gebeten. 


Der Vorsitzende 
gez. Bornhofen 


18 


WIELAND SOYKA 


28.(0 Bremen 1, den 30. 1. 1980 
Sedanstraße 44 


An das 

Verwaltungsgericht Koblenz 
Deinhardplatz 4 

5400 Koblenz 


Inder Verwaltungsrechtssache Dr. H.-G. Amsel u. a. ./. Land Rheinland-Pfalz 
Aktenzeichen 7 K- 305 - 4 55/79 

bestätige ich den Empfang Ihres Schreibens vom 21. Januar 1980 mit Anlage. 

Ich weise darauf hin, daß nicht allein mein Vater, Walther Soyka, sondern 
unter anderem auch ich als Prozeßvertreter in den Vollmachten genannt bin. 

Auch ich bin in Oldenburg, Lüneburg und Schleswig als Prozeßvertreter 
aufgetreten, wie Sie Presseberichten entnehmen können. 

Wie Sie wissen, fällt das "Rechtsberatungsgesetz" vom 13. Dezember 1935 
(Reichsgesetzblatt I S. 1478) unter jene "Rassebereinigungsgesetze", die 1945 
mit der Kapitulation der nationalsozialistischen Heeresführung ihre Wirkung 
verloren haben. Dies widerspricht nicht der höchstrichterlichen Auffassung vom 
Fortbestand des Deutschen Reiches und der Gültigkeit von Reichsgesetzblättern. 

Ich muß Ihnen aber leider mitteilen, daß ich erst lange nach der NS-Regierungs- 
zeit zur Welt kam und daher bei keiner'NS-Behörde einen Antrag nach Art. 1 
§ 1 des NS-Rechtsberatungsgesetzes stellen konnte. Für mich gilt die Verwaltungs¬ 
gerichtsordnung, die mir erlaubt, für Menschen, die mich dazu bevollmächtigen, 
vorzutragen und als Vertreter aufzutreten. 

Hinweisen möchte ich darauf, daß mein Vater 1935 erst neun Jahre alt war 
und sich daher auch keine Rechtsberatungserlaubnis besorgen konnte. 

Es ist jedem ausgebildeten Juristen bekannt, daß das NS-Rechtsberatungsgesetz 
ausschließlich dazu diente, Juden, Zigeuner und andere als "nationale Feinde" 
betrachtete Rechtsberater ihres Berufes zu entbinden. 

Abgesehen davon, daß ich nicht jüdischer Abstammung bin, und ich zwei anderen 
Berufen nachgehe, kann ich Ihre Ausführungen nur als antisemitische Äußerungen 
auffassen, die im Widerspruch zum Grundgesetz und zur Entspannungspolitik 
stehen. 

Ferner ist darauf hinzuweisen, daß der NS-Gesetzgeber 1935 das heutige Atom¬ 
programm noch nicht einmal ahnen konnte und daher über unsere Vertretungs¬ 
befugnis in Atomprozessen keine verbindlichen Aussagen treffen konnte. 

Ich hoffe, hiermit zu einer Klärung beigetragen zu haben. 

/h'JjU'S/'Pyfr. 

gez, Wieland Siyka 
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Befangenheitsantrag gegen die Richter der 7. Hammer 
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Roland Bohlinger 6.2.80 ?7 

2251 Wobbenbüll 


An die 

kll. Kammer 

der Verwaltungserichts 

Koblenz 

z.Hd. des Vorsitzenden Richters Bornhofen 
Leinhard-Platz 4 

5400 Koblenz 


Betr.: Az. 7 K 317 - 324 / 79 

Bezug: Ihr Schreiben vom 21.1.80, eingegangen am 3o.1.80 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

1. Unter Punkt 1 Ihres Schreibens an Herrn Walther Soyka 
schrieben Sie, es sein Anlaß zu der Annahme gegeben, daß 
Walther Soyka geschäftsmäßig fremde Rechtaangelegenheiten 
besorge. 

Dieser Anlaß ist nicht gegeben. Bezüglich meiner Person, 
der meiner Frau und sieben meiner Kinder hat das OVG 
Lüneburg auch schon anerkannt, daß es sich hier nicht um 
fremde Rechtsangelegenheiten handle, weil ein besonderes 
Vertrauensverhältnis zwischen Walther Soyka un mir bzw. 
meiner Familie bestünde. Dieses Vertrauensverhältnis 
besteht gegenüber Walther Soyka auch bei den meisten 
anderen Klägern. 

Im übrigen ist Walther Soyka Vorsitzender des "Forum 
Humanum - Hartmut-Gründler-Klägerverband für Volks¬ 
gesundheit und biologische Sicherheit". Dieser in¬ 
zwischen fast tausend Kläger zählende Verband ist eine 
Vereinigung, die ihren Bestand auf Artikel 4 GG. stützt. 

Die Tätigkeit von Walther Soyka ist somit nicht eine 
geschäftsmäßige Besorgung fremder Kechtsangelegenheiten 
sondern exn<? Besorgung gemeinsamer Angelegenheiten, die 
eine weltanschauliche Bekenntnistätigkeit in der Form 
von Rechtsverwirklichungsmaßnahmen darstellt. Sie genießt 
den Schutz des Artikel 4 GG. und darf nicht durch Bestim¬ 
mungen eines ursprünglich gegen "jüdische" und andere 
"fremdrassige " Rechtsanwälte und Rechtsberater gerichteten, 
im Dritten Reih geschaffenen und damit nach der beding¬ 
ungslosen Kapitulation der nationalsozialistischen 
Führung wirkungslos gewordenen Gesetzes unterbunden, be¬ 
hindert oder eingeschränkt werden. Falls notwendig, kann 
hierzu weiteres vorgetragen werden. 


2 



2 




2. Mehr als befremdet hat mich dann Ihre zweite 
"Annahme", nämlich, daß aufgrund Ihrer ersten 
"Annahme" - Walther Soyka besorge geschäftsmäßig 
fremde Hechtsangelegenheiten - die von Walther 
Soyka eingebrachten "Klageerhebungen ... damit 
gegen ein gesetzliches Verbot im Sinne des § 134 
BGB. verstoßen. Dies hätte zur Folge, daß die Klage¬ 
erhebungen unwirksam sind... ", Auf Seite 3 schrieben 
Sie dann: "Sie (Walther Soyka) werden daher um sorg¬ 
fältige Prüfung gebeten, ob Sie die Klagen aufrecht 
erhalten." 

Es konnte Ihnön unmöglich verborgen geblieben sein, 
daß nicht Herr Walther Soyka die Klagen erhoben hat, 
sondern die einzelnen Kläger. Herr Walther Soyka hat 
die Klagen nur eingereicht. Er war in dieser Beziehung 
also Bote. Wen ich oder Andere zum Boten machen, da¬ 
rüber haben Sie nicht zu befinden, geschweige denn 
die Feststellung zu treffen, damit sei meine Klage 
und diejenige aller anderen Kläger "ein Rechtsge¬ 
schäft-^ das gegen ein gesetzliches Verbot verstößt" 

($ 134 BGB.). 

Wegen dieser mehr als abwegigen Argumentation sehe 
ich begründeten Anlaß zur Annahme, daß Sie befangen 
sind. Ich beantrage daher Ihre Ausschließung aus dem 
Verfahren. 


3. Bezüglich der Ausführungen unter Ziffer 3 seien die 
übrigen Richter der XII. Kammer darauf hingewiesen, 
daß die Oberverwaltungsgerichte Lüneburg und Münster 
auch bei räumlich großer Entfernung zwischen dem 
Standort der Anlage und dem Wohnsitz des Klägers die 
Klagebefugnis voll anerkannt haben. Dazu kommt, daß 
bei der Art des Inhalts unserer Klagen auf Nichtig¬ 
keitsfeststellung die Entfernung zwischen Standort und 
Wohnort gänzlich unerheblich ist. 

Der zweite Einwand unter Ziffer 3 ist ebenfalls überholt. 

Das Hauptgewicht der Klagen liegt im Übrigen nicht 
auf "Anfechtung" sondern auf "Feststellung der Nichtig¬ 
keit" . -Für Feststel'lungsklagen gelten keine Fristen 
und EinwendungsausschlUsse. Diese Argumentation ist 
für mich!erneut Grund, die Besorgnis der Befangenheit 
des Vorsitzenden Richters geltend zu machen. 

Ebenfalls ist es für mich nur aufgrund vorliegender 
Befangenheit erklärlich, daß unter Ziffer 4 von vorn¬ 
herein angenommen wird, daß "im Falle der Aufrechter¬ 
haltung der Klagen" diese erfolglos sein werden. Solch 
eine Formulierung wird als Vor-Urteil bezeichnet. Es 
dürfte bekannt sein, daß eine Vorwegnahme des Urteils 
einen stichhaltigen Grund zur Richterablehnung dar¬ 
stellt. Das gilt auch dann, wenn - wie im vorliegenden 
Fall - die Vorwegnshme mit dem Begriff "voraussicht¬ 
lich" zu kaschieren versucht wird. Wenn das Gericht 
über eine Sachlage einseitig, umvollständig und zum 
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Teil falsch unterrichtet ist, wie im vorliegenden 
Fall, dann kann es schlechterdings unmöglich "vor¬ 
aussehen", daß die Kläger den Prozeß verlieren und 
beträchtliche üerichtskosten zu zahlen haben werden. 
Wenn trotzdem erklärt wird, der Verlust des Prozesses 
wäre "vorauszusehen", dann handelt es sich hier 
offenkundig um eine unzulässige Vorwegnahme des Ur¬ 
teils. Per Hinweis auf die beträchtlichen Höhen der 
Gerichtskosten ist obendrein als Versuch, wenn auch 
als untauglicher Versuch, zu werten, den Klägerwillen 
einzuschüchtern. Denn nach den Norm gewordenen Streit¬ 
werten in Atomprozessen können die Gerichtskosten nur 
recht gering ausfallen. 

In der Anlage befindet sich ein Aufsatz zur Frage 
der Feststellung, wann Richter als befangen abzu¬ 
lehnen sind. Ich beantrage, daß die darin enthaltenen 
Ausführungen zum Gegenstand der gerichtlichen Be¬ 
handlung meines Befangenheitsantrages gemacht werden 
und erwarte, daß das in der Entscheidung über den Be¬ 
fangenheitsantrag auch sichtbar wird. Ich erwarte 
außerdem, daß der Vorsitzende Richter solange von 
dem Verfahren ausgeschlossen bleibt, bis rechtsgültig 
über die Strafanzeige entschieden wurde, die Walther 
Soyka gegen ihn aufgrund seines Verhaltens im Mühl- 
heim-Kärlich-Prozeß erstattet hat. 

4. Da ich unabhängig von Herrn Walther Soyka Prozeßbe¬ 
vollmächtigter bin, erstaunt es mich schließlich, 
daß ich nur die Kopie des an Herrn Walther Soyka ge¬ 
richteten Schreibens erhielt, nicht aber ein gesonder¬ 
tes, mich selbst betreffendes Schreiben. Ist daraus 
zu schließen, daß die Klageerhebun^anerkannt würden 
wenn ich sie übergeben hätte? 


Roland Bohlinger 
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frage an «len experten 

Die Entscheidung des CTO-Lüneburg vom 
22.Dez.1978 ur^in,;, nachdem Weither 
ooyka am 12.Dez. 1977 »lichter des Ver= 
waltungsgericnts Oldenburg wegen Besorgnis 
der Befangenheit "abgelehnt" 
hatte. (VII 0V3 B 5/78) 


Wonn 
ist ein Richter 
befangen? 



x_Jd 


Sternreporter Günther 
Schwarberg fragte 
Dr. Manfred Ernst, den Autor 
der Dissertation „Die 
Ablehnung eines Richters 
wegen der Besorgnis 
der Befangenheit“ 

STERN: Wann ist ein Richter 
befangen? 

ERNST: Es kommt schon mal 
gar nicht darauf an, ob ein 
Richter wirklich befangen ist, 
sondern nur darauf, ob ein An¬ 
geklagter die Sorge haben muß, 
„sein“ Richter sei befangen. 
Das steht in allen unseren Pro¬ 
zeßordnungen. Das Problem 
ist: Die Richter glauben, ihnen 
werde unterstellt, sie seien tat¬ 
sächlich befangen, und dagegen 
wehren sie sich. In Wirklichkeit 
geht es nur um das Vertrauen 
des Angeklagten. 

STERN: Selbst also wenn ein 
Richter sich für ganz unbefan¬ 
gen hält, könnte er wegen des 
Anscheins der Befangenheit ab¬ 
gelehnt werden oder sich selbst 
ablehnen? 


1973 in einer Entscheidung 
über sich selbst gesagt: „Bei ei¬ 
nem Gericht vom Rang des 
Bundesverfassungsgerichts... 
besteht Anlaß, grundsätzlich 
davon auszugehen, daß die 
Richter jene innere Unabhän¬ 
gigkeit und Distanz zu den 
rechtsuchenden Parteien besit¬ 
zen, die sie befähigen, in Un¬ 
voreingenommenheit und Ob¬ 
jektivität auch in politisch heiß 
umstrittenen Verfahren zu ent¬ 
scheiden, selbst wenn ein sol¬ 
cher Richter parteipolitisch ge¬ 
rade zu dieser Frage sich öf¬ 
fentlich engagiert hat.“ 

STERN: Bundesverfassungs¬ 

richter können also niemals be¬ 
fangen sein? 

ERNST: Fast so muß man die¬ 
se hohe Meinung der Verfas¬ 
sungsrichter über sich selbst 
wohl verstehen. 

STERN: Was sind dann über¬ 
haupt noch Befangenheitsgriin- 
de? Wenn ein Richter mit dem 
fertigen Urteil schon in die 
Verhandlung kommt, muß er 
dann abgelehnt werden? 


STERN: Sind es denn nur Bun- 
dcsverfassungsrichter, die sich 
solch hohe Qualität zuspre¬ 
chen? 

ERNST: Nein. Auch andere 
Richter. Zur Begründung dafür, 
daß eine „vernünftige und be¬ 
sonnene“ Prozeßpartei keinen 
Grund zum Mißtrauen gegen¬ 
über Richtern zu haben 
braucht, berufen sich die Ge¬ 
richte zum Beispiel auf ihre 
„souveräne Objektivität“, „Un 
Voreingenommenheit“, „selbst 
verständliche Pflichterfüllung'' 
„Gelassenheit“, „Berufserfah 
rung“, „Selbstdisziplin“, „lei¬ 
denschaftslose Betrachtung“ 
und „innere Ausgeglichenheit“. 
STERN: Gibt es auch solche 
Fälle, in denen der Richter sein 
Vorurteil schon vor der Ver¬ 
handlung kundgetan hat? 
ERNST: Ja. Es gibt eine Ent¬ 
scheidung des Reichsgerichts, 
die das Bundesverfassungsge¬ 
richt heute noch zitiert. Da hat¬ 
te ein Richter am Stammtisch 
einen Fall vor der Verhandlung 
mit seinen Zechkumpanen erör¬ 
tert und erklärt, er wisse schon, 
„wie er den Angeklagten zu 
verurteilen haben werde“. Das 
Reichsgericht hat nachher ge¬ 
sagt, daß der Richter sich kraft 
seiner Qualifikation und seiner 
Erziehung im Verfahren von 
diesem Vorurteil lösen und In 
der Hauptverhandlung ein neu¬ 
es objektives Bild gewinnen 
könne. 


ERNST: Ja. Schon wenn ein 
Grund „geeignet“ ist, Mißtrau¬ 
en gegen den Richter zu recht- 
fertigen ... soll einem Ange¬ 
klagten nicht mehr zugemutet 
werden, sich von diesem Rich¬ 
ter verurteilen zu lassen. Das ist 
die Theorie. In der Praxis tun 
sich unsere Gerichte schwer, die¬ 
se Voraussetzung für einen fai¬ 
ren Prozeß zu verwirklichen. 
Denn ob ein solcher Grund 
„geeignet“ ist, bestimmen ja 
wieder Richter, also Kollegen 
des Abgelehnten. Und die 
schreiben sich und ihrem Be¬ 
rufsstand besondere Qualitäten 
zu, die oft von Selbstkritik 
kaum getrübt sind. 

STERN: Zum Beispiel? 

ERNST: Die Richter des Bun¬ 
desverfassungsgerichts haben 


ERNST: Ja. Ein Richter, des¬ 
sen Urteil bereits vor der Ver¬ 
handlung feststeht, kann den 
Prozeß gar nicht mehr objektiv 
leiten, sondern wird darauf ach¬ 
ten, daß sein Vorurteil bestätigt 
wird. 

STERN: Muß man von einem 
solchen Richter, dessen ausge¬ 
schriebenes Urteil dem Ange¬ 
klagten vor die Füße flattert, 
wie es kürzlich im Landgericht 
Mainz geschehen ist, nicht er¬ 
warten, daß er sich selbst ab- 
Ichnt? 

ERNST: Ja. Bei den Qualitä¬ 
ten, die die Richter sich immer 
selbst zusprechen, hätte man 
das wirklich erwarten sollen, so 
daß die Berechtigung des Ab- 
Ichnungsversuchcs nicht erst 
von den anderen Richtern hätte 
bestätigt werden müssen. 


STERN: Wie ist denn der Fall 
des Richters Prinzing zu beur¬ 
teilen. der als Vorsitzender des 
Baader-Mcinhof-Prozesses in 
Stammheim einem Kollegen ne¬ 
gatives Material über die Ange¬ 
klagten schickte, mit der Bitte, 
dies in der Presse zu veröffent¬ 
lichen? 

ERNST: In einem solchen Fall 
kann von einem „gelassenen“ 
oder „leidenschaftslosen“ Rich¬ 
ter nicht mehr gesprochen wer¬ 
den. Dabei ist auch auf einen 
besonders mißtrauischen Ange¬ 
klagten Rücksicht zu nehmen. 
Der Grundgedanke des Ableh¬ 
nungsrechts ist es ja, das Ver¬ 
trauen in die Rechtsprechung 
für jeden einzelnen Angeklag¬ 
ten zu ermöglichen. Das Bun¬ 
desverfassungsgericht hat dem 
Ablehnungsrecht sogar einen 


Dr. MMlratf Im«.. 
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prozessualen Grundrechts¬ 
charakter zugesprochen. Wenn 
das aber so ist, dann müßten 
viel häufiger Richterablehnun¬ 
gen berechtigt sein; denn der 
„kritische und mündige Bür¬ 
ger“ hat vom Richter in der 
Bundesrepublik ein anderes 
Bild als die Richter von sich 
selbst. 

STERN: Welche Ablehnungs¬ 
gesuche haben denn Erfolg ge¬ 
habt? 

ERNST: Beispielsweise Gehäs¬ 
sigkeit des Richters im Prozeß 
gegenüber dem Anwalt, „fem- 
sehreifes“ Augen verdrehen, 
Freundschaft oder Feindschaft 
zu einem Beteiligten, aufwen¬ 
dige Bewirtung des Richten 
durch eine der Prozeßparteien, 
mißachtende Gesten oder Aus¬ 
drücke des Richters gegenüber 
dem Verteidiger oder Ange¬ 
klagten, Bedrängen eines 
schweigeberechtigten Ange¬ 
klagten zur Aussage. Auch er¬ 
hebliche Verstöße und Unge¬ 
schicklichkeiten des Richters, 
die zeigen, daß er sich verrannt 
hat, sind als Ablehnungsgrund 
gebilligt worden. 

STERN: Und welche Gründe 
sind nicht als Ablehnungsgrund 
akzeptiert worden? 

ERNST: Die dienstliche Vorbe¬ 
fassung eines Richten in einem 
vorhergehenden Prozeß bei- 
spielweise. Auch Äußerungen 
Über die Schuld bei einer Zwi¬ 
schenentscheidung, Unmuts¬ 
äußerungen wie „dummes 
Zeug“ oder „dem Angeklagten 
wird das Lachen schon noch 
vergehen“ oder „so eine freche 
Göre“ haben nicht zu einer Ab¬ 
lehnung geführt. 

STERN: Wenn Richter sich 
über solche Ablehnungsantrige 
hinwegsetzen, obwohl sie durch 
derartiges Verhalten Ihre Be¬ 
fangenheit öffentlich gezeigt 
haben, schwindet dann nicht 
allgemein das Vertrauen in die 
Objektivität des Richtersundes 
und in den Rechtsstaat? 

ERNST: Ja. Es scheint so zu 
sein, daß Richter das Ansehen 
der Justiz mit ihrem eigenen 
Ansehen gleichsetzen und es oft 
höher stellen als das Vertrauen 
des „mündigen Bürgers“ auf 
ein faires Gericht. ■ 
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7 K 317/79 


Beschluß 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 

des Herrn Roland Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobbenbüll/Husum, 

- Kläger - 


gegen 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, 
BauhofstraBe 4, 6500 Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, 
5400 Koblenz, 


- Beklagter - 


wegen Errichtung des Kernkraftwerkes Mülheim-Kärlich 


hat die 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz 
unter Mitwirkung des 

Richters am Verwaltungsgericht Pinkemeyer 
Richters am Verwaltungsgericht Dr. Reusch 
Richters Hennig 


am 29. Februar I960 


beschlossen: 


Das Ablehnungsgesuch des Klägers gegen 
den Vizepräsidenten Bornhofen wird 
zurückgewiesen. 

liegen Postzu¬ 
stellungsurkunde - 2 - 

Herrn 

fioland Bohlinger 
Alte Schule 

2251 Wobbenbüll/Husum 
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Gründe 


Das Ablehnungsgesuch des Klägers vom 6. Februar 1980 
kann keinen Erfolg haben. 

Nach § 54 Abs. 1 VwGO in Verbindung mit § 42 ZPO sind 
die Voraussetzungen für eine Ablehnung wegen Besorgnis 
der Befangenheit nicht gegeben. Es sind nämlich keine 
Gründe erkennbar, die geeignet wären, Mißtrauen gegen 
die Unparteilichkeit des genannten Richteis zu recht- 
fertigen. Für die Beurteilung eines Ablehnungsgesuchs 
wegen Besorgnis der Befangenheit kommt es nicht darauf 
an, ob der betreffende Richter tatsächlich befangen ist 
oder sich selbst befangen fühlt; andererseits reicht es 
zur Begründung aber auch nicht aus, daß die Partei aus 
subjektiven Gründen die Unparteilichkeit des Richters 
bezweifelt. Vielmehr ist allein darauf abzustellen, ob 
ein Beteiligter die auf objektiv feststellbaren Tat¬ 
sachen beruhende, subjektiv vernünftigerweise mögliche 
Besorgnis hat, der Richter werde ln der Sache nicht un¬ 
parteiisch und unvoreingenommen entscheiden (Redeker-von 
Oertzen, VwGO, § 54 Anm. 9). Derartige Gründe für eine 
berechtigte Besorgnis der Befangenheit sind aus dem Vor¬ 
bringen des Klägers nicht zu ersehen. Der Kläger begründet 
sein Gesuch damit, das Schreiben des Kammervorsitzenden 
vom 21. Januar I960 enthalte in mehreren Punkten eine ab¬ 
wegige Argumentation. Dies ist bei lanünftiger Betrachtungs¬ 
weise nicht geeignet, den Verdacht der Parteilichkeit zu 
begründen. Denn das Schreiben äußert lediglich Bedenken 
gegen die Erfolgsaussicht der Klage. Solche Hinweise auf 
eine von der Partei abweichende Rechtsauffassung geben 
jedoch nicht schlechthin Anlaß zur Besorgnis der Befangen¬ 
heit (OLG Köln, Beschluß vom 13. Dezember 1974, NJW 1975, 

S. 788). Dabei ist insbesondere auch zu berücksichtigen, 
daß das Schreiben eben nur Bedenken äußert und erkennen 
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laßt, daß der Entscheidungsbildungsprozeß noch nicht 
abgeschlossen ist. 

Im übrigen entsprach dieses Vorgehen geradezu der sich 
aus § 86 Abs. 3 VwGO ergebenden Hinweispflicht des 
Vorsitzenden. Denn feinn dieser Vorschrift ist es auch, 
Überraschungsentscheidungen zu vermeiden und den Be¬ 
teiligten Hinweise auf Rechtsfragen zu geben, um ihnen 
die Ergänzung ihres Vorbringens auch in rechtlicher 
Hinsicht zu ermöglichen. 

Zu einer anderen Beurteilung wird man allenfalls dann 
Kommen können, wenn gerade die Form und der Stil der 
Äußerung unangemessen und unsachlich ist. Hiervon kann 
Jedoch keine Rede sein. 


Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten und den 
sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde 
an das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz in Koblenz, 
Deinhardplatz 4, zu. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht in Koblenz, 
Deinhardplatz 4, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung der Entscheidung einzulegen. Die 
Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde 
innerhalb der Frist bei dem Beschwerdegericht eingeht. 


gez. Pinkemeyer gez. Dr. Reusch gez. Hennig 



Ausgefertigt: 

~ ' x -* 

Justizangestellte 
teamter der Gescläftsstelle 
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Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll 


13.3.1980 


An das 

Oberverwaltungsgerioht 
Rheinland-Pfalz 
Deinhard-Platz 4 


5400 Koblenz 


Betr.: Beschwerde gegen den Beschluß der XII. Kammer 
des Verwaltungsgerichts Koblenz vom 29.2.1980, 
Az.: 7 K 317/79 bezüglich Ablehnungsantrag 
gegen den Vizepräsidenten Bornhofen 


Ich lege hiermit Beschwerde gegen die Ablehnung meines 
Befangenheitsantrages vom 6,2.1990, gerichtet gegen 
den Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichts Koblenz, 
Herrn Richter Bornhofen ein. Der Ablehnungsbesohluß 
des Gerichts ging hier bei mir am 12.3.1930 ein. 

Die Zurückweisung des Ablehnungsantrags ist weder 
3Cjiliissig noch wahrheitsgemäß begründet. 


1. Ich hatte zum Bestandteil der Begründung meines Ab¬ 
lehnungsantrags den Wortlaut eines Interview s ge¬ 
rn loht, das mit Dr. Manfred Krnst, dem Verfasser 
der Dissertation "die Ablehnung eines Richters wegen 
der Besorgnis der Befangenheit" Uber das Thema seiner 
Dissertation unternommen worden war. Es heißt dort u.a.: 

"Schon wenn ein Grund "geeignet" ist, Mißtrauen gegen 
den Richter zu rechtfertigen ... soll einem Angeklagten 
nicht mehr zugemutet werden, sich von diesem Richter 
verurteilen zu lassen. Das ist die Theorie. In der 
Praxis tun sich unsere Gerichte schwer, diese Voraus¬ 
setzung für einen fairen Prozeß zu verwirklichen. 
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.Denn ob ein solcher Grund "geeig net" ist, 
bestimmen ja wieder Richter, also Kollegen 
des ibgisle'nnten. Und die schreiben sich und 
ihrem ßerufsstand besondere Qualitäten zu, 
die oft von Selbstkritik kaum getrübt sind." 

Diese Sätze gelten erst recht für Kläger. Etwas 
später heißt es: 

"Ein Richter, dessen Urteil bereits vor der 
Verhandlung feststeht, kann den Prozeß gar nicht 
mehr objektiv leiten, sondern wird darauf achten, 
daß sein Vorurteil bestätigt wird." 

2. Meinen Ablehnungsantrag hatte ich zuerst damit be¬ 
gründet, daß Herr Bornhofen behauptete, es sei an¬ 
zunehmen, Walther Soyka besorge geschäftsmäßig 
fremde Rechtsangelegenheiten, weshalb alle einge¬ 
reichten Klagen der von ihm vertretenen Kläger 
gegen ein gesetzliches Verbot verstießen und un¬ 
wirksam seien. Die Abwegigkeit dieser Argumentation 
ist mir nur erklärlich aus einer vorliegenden Befangen¬ 
heit. Befangenheit gegenüber Walther Soyka lag bei 
Herrn Bornhofen schon im November 1979 im Mu lheim- 
Kärlich-Prozeß vor. Damals zog er sich den Vorwurf der 
Nötigung und Rechtsbeugung zu, weil er Walther Soyka 
unter Druck gesetzt und ihm schließlich während äußerst 
wichtiger Ausführungen das Wort entzogen hatte. Walther 
Soyka erstattete deswegen Strafanzeige gegen Herrn Born¬ 
hofen. Über die Strafanzeige ist bis heute nicht ent¬ 
schieden worden. Schon die Tatsache, daß ein staatsan- 
waltschaftliches Ermittlungsverfahren- gegen Herrn 
Bornhofen aufgrund einer Strafanzeige Walther Soykas 
läuft, sollte Grund genug sein, Herrn Bornhofen in dem 
vorliegenden Verfahren nicht als Richter auftreten zu 
lassen. 

3. Als weiteren Befangenheitsgrund hatte ich angeführt, daß 
Herr Bornhofen den Anschein zu erwecken versuchte, bei 
unseren Klagen handele es sich um "Anfechtungsklagen" 
und nicht um Klagen auf "Feststellung der Nichtigkeit". 

Da Herr Bornhofen den Unterschied zwischen diesen beiden 
Klageformen sicherlich kennt, kann ich mir sein "Miß- 

-3- 
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Verständnis" nur aus dem Vorliegen einer Befangen¬ 
heit erklären. 


4. Ganz deutlich wird das Vorliegen der Befangenheit in 
der Äußerung von Herrn Bornhofen, es sei vorauszüsehen 
("voraussichtlich"), daß "im Falle der Aufrechterhaltung 
der Klagen" diese erfolglos seien und erheblich: Kosten 
verursachen würden. Da Herr Bornhofen sicher weiß', wie 
distanziert sich ein Richter geben muß, um unbefangen 
zu wirken (wenigstens zu wirken!), ist die Tatsache, 
daß er trotzdem mit seiner zitierten Äußerung schriftlich 
das Paradebeispiel eines "Vor- Urteils" liefert, Grund 
genug zur»Annahme des Vorliegens der Befangenheit. 

3. In der Zurückweisung meines Befangenheitsantrags wird 
nicht schlüssig dargetan, weshalb meine Argumentation 
nicht stichhaltig sein soll. Sie beginnt mit Allgemein¬ 
plätzen. Dann heißt es: 

"Gründe für eine berechtigte Besorgnis der Befangen¬ 
heit sind aus dem Vorbringen des Klägers nicht zu er 
3ehen. Der Kläger begründet sein Gesuch damit, das 
schreiben des Karamervorsitzenden vom 21,1.1980 ent¬ 
halte in mehreren Punkten eine abwegige Argumentation. 
Dies ist bei. vernüiftatiger 'Betrachtungsweise nicht ge¬ 
eignet, den Verdacht der Parteilichkeit zu begründen. 
Dehn das schreiben äußert lediglich Bedenken gegen die 
Brfolgsaußsieht der Klage. 1 * " 

Das Schreiben enthielt, wie gezeigt, einiges mehr, als 
hier behauptet wird. Zudem äußerte Herr Bornhofen nicht 
"Bedenken gegen die Srfolßsaussicht der Klagen" sondern 
erklärte, daß vorauszuoehen sei, daß sie keinen Erfolg 
häuten. Das ist mehr als nur eine Äußerung von "Be¬ 
denken". Völlig der Schlüssigkeit entbehren dann die an¬ 
schließenden Ausführungen: 

"Dolche Hinweise aui eine von der Partei abweichende 
KeohtsauiTäaung geben jedoch nicht schlechthin Anlaß 
zur Besorgnis der Befangenheit." 

Hier wurde eindeutig die Aussage von Herrn Bornhofen naiv 
untorgespioxt. Es handelt sich doch ment einfach um eine 
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"von der Partei abweichende Rechtsauffassung"! 

Und 3eLbst wenn das der Fall wäre, wie kann Herr 
Bornhofen sich schon vor Beginn des Verfahrens, 
ohne daß eingehende Schriftsätze bis .jetzt vorge¬ 
legt wurden, ein Bild üBer die Erfolgsaussicht der 
Klagen machen. Schließlich war Herr Soyka kurz zu¬ 
vor an einem Verfahren vor dem gleichen Gericht be¬ 
teiligt, das ebenfalls den Reaktor 1 Mü lheim-Kärlich 
betraf und Erfolg gehabt hatte. Völlig irreführend 
ist es, wenn es schließlich heißt: 

"Im übrigen entsprach dieses Vorgenen geradezu 
der sich aus § 86 Abs. } VwGO ergebenden Hinweis- 
pflioht des Vorsitzenden. Denn Sinn dieser Vor¬ 
schrift ist os auch, Uberra3chungsentscheidungen 
zu vermeiden und den Beteiligten Hinweis auf 
Rechtsfragen zu geben, um ihnen die Ergänzung 
ihres Vorbringens auch in rechtlicher Hinsicht 
zu ermöglichen." 

§ 86 Abs. 3 VWGO lautet: 


"Der Vorsitzende hat darauf hinzuwirken, daß 
Formfehler beseitigt, unklare Anträge erläutert, 
sachdienliche Anträge gestellt, ungenügende tat¬ 
sächliche Angaben ergänzt, ferner alle für die 
Feststellung und Beurteilung des Sachverhalts 
wesentlichen Erklärungen abgegeben werden." 

Es ist in der Begründung der Zurückweisung nicht 
konkret und 3chlüs ;ig dargelegt worden, in wie fern 
das von mir angegriffene Vei'halten Herrn ßornhofens 
"geradezu" der hier zitierten Vorschrift der VwGG 
*' entsprach" . 


6. Ich beantrage, Herrn Bornhofen zu befragen, ob er sich 
trotz der von Walther Soyka gegen ihn erstatteten Straf¬ 
anzeige für unbefangen hält. 


7. Außerdem stelle ich'folgenden Hilfsantrag: Herr Born¬ 
hofen nimmt solange wegen Besorgnis der Befangenheit 
nicht an dem vorliegenden Verfahren teil, so lange die 
Staatsanwaltschaft nicht entschieden hat, daß er sich 
/ keiner. Strafrechtsverletzungen schuldig gemacht hatte. 

Roland ßohlinger 



Oberverwaltungsgericht 

Rheinland-Pfalz 

7. Senat 
Der Vorsitzende 
7 B 14/80 


54 Kubleni, den 31 . MärZ 1980 

D«inh»rdptatr 4 
Ul (0211) 1 25 n 


- Gegen Postzustellungsurkunde 


Heim 

Eoland Bohlinger 
Alte Schule 

2251 Wobbenbüll/Husum 


Sehr geehrter Herr Bohlinger, 

in dem Verwaltungsrechtsstreit 
Bohlinger ./. Land Rheinland-Pfalz 

ist Ihre Beschwerde vom 13. März 1980 gegen den Beschluß des 
Verwaltungsgerihts Koblenz vom 25. Februar 1980 dem Oberver¬ 
waltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt worden. Die Beschwerde¬ 
sache ist hier unter dem Az.: 7 B 14/80 anhängig. Der Vollständig¬ 
keit halber wird Ihnen mitgeteilt, daß der abgelehnte Richter, 
Vizepräsident des Verwaltungsgerichts Bornhofen, zu Ihrem- Ab¬ 
lehnungsgesuch unter dem Datum vom 12. Februar 1980 eine dienst¬ 
liche Äußerung abgegeben hat. Zu Ihrer Orientierung ist eine 
Fotokopie dieser Stellungnahme beigefügt. 

Unter diesem Gesichtspunkt gebe ich Ihnen Gelegenheit, Ihr Beschwerde¬ 
vorbringen bis zum 15. April 1980 zu ergänzen. Überdies darf ich 
darauf hinweisen, daß in einem Rechtsstreit von allen Schrift¬ 
sätzen auch Überstücke für die Prozeßbevollmächtigten der Beklagten 
einzureichen sind. Ich bitte deshalb zukünftig, den Schriftwechsel 
in 3-facher Ausfertigung vorzulegen. 


Beglaubigt: 

j 

Justizangestellte 


Mit freundlichen Grüßen 
gez. Prof. Dr. Bickel 


7 K 317/-Ü 


1, Dienstliche Äußerung gemäß $ 54 Abs. 1 VvGO i.V.m. 

§§ 42 Abs. 1 und 2, 44 Abs. 3 ZPO zu dem Ablehnung» 
gesuch des Klägers Holend Bohlinger in seinem Schrift¬ 
satz vom 6. Februar 1980: 

Ich halte mich nicht für befangen. 


2. Herrn stellvertretenden Vorsitzenden der 7. Kammer 
mit der Bitte um weitere Veranlassung. 


Koblenz, den 12. Februar 1980 
Der Vorsitzende der 7. Kammer 


Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll 


15. 4. 1980 
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An das 

Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz 
Deinhard-Platz 4 

5400 Koblenz 


Betr.: Az. 7 B 14/80 

Bezug: Schreiben vom 31. 3. 1980 

Sehr geehrter Herr Professor Dr. Bickel, 

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 31. 3. 1980 bezüglich meines Befangenheitsantrages 
gegen den Vorsitzenden Richter Bornhofen. Ergänzend zu meinen bisherigen Ausfüh¬ 
rungen teile ich Ihnen Folgendes mit: 


la. Ich weise darauf hin, daß Herr Richter Bornhofen an mich das in Kopie beige¬ 
fügte Schreiben vom 25. 3. 1980 (Anlage 1) hat senden lassen, in dem er allen 
Ernstes anfragt, ob meine in meinem Namen von Walther Soyka, Wieland Soyka 
und mir eingereichte Klage auch in meinem eigenen Namen gestellt worden sei. 

Er unterstellt damit als möglich, daß ich so wenig bei Verstand bin, bzw. zur "Tat¬ 
zeit" war, daß ich eine Klage in meinem Namen einreiche bzw. einreichen lasse, 
ohne zu begreifen, daß ich damit selbst Klage erhebe. 

lb. Da dieses Schreiben außerdem noch an solche Kläger ging, die nicht zugleich Pro¬ 
zeßbevollmächtigte sind, unterstellt er damit entweder, daß der die Klage ein¬ 
reichende Prozeßbevollmächtigte unberechtigt Klagevollmachten gebrauchte, oder 
daß sich die Kläger bei der Ausstellung der Prozeßvollmacht nicht darüber klar 
waren, was sie taten. Denkbar ist außerdem, daß durch dieses und das vorausge¬ 
gangene Schreiben Kläger zur Klagerücknahme bewegt werden sollten, da allen 
Klägern mit erheblichen Prozeßkosten im Falle einer Niederlage gedroht, bei Kla¬ 
gerücknahme jedoch Kostenbefreiung zugesagt worden ist (s. dazu auch Anlage 2). 
Ob diese Taktik großen Erfolg hat, wage ich zu bezweifeln, auf jeden Fall verrät 
diese Verhaltensweise erneut die Parteilichkeit des Vizepräsidenten des Verwal¬ 
tungsgerichts Koblenz, Bornhofen. 

2. Ich beantrage außerdem die Hinzuziehung von Herrn Walther Soyka und Frau 
Helga Vowinkel als Zeugen für meine Behauptung, daß Herr Richter Bornhofen 
in zwei grundsätzlich bedeutsamen Fragenkomplexen während des kürzlichen Mül- 
heim-Kärlich-Prozesses eine Tatsachenaufklärung verhinderte. Es handelte sich 
um folgende Fragenkomplexe: 

a. Verdacht der Bestechung der Genehmigungsbehörde bzw. der Regierung von 
Rheinland-Pfalz mit einer sehr hohen Summe durch die RWE. 

b. Abwürgung des Vortrages einer von mir verfaßten Beweisführung während des 
erwähnten Mührheim-Kärlich-Prozesses zur Frage der Wahrheitsfindung in atom¬ 
rechtlichen Genehmigungs- und Gerichtsverfahren, in der nachgewiesen wird, 
daß sämtliche derartige Verfahren unter einem schwerwiegenden Mangel leiden 
und erhebliche Parallelen zu mittelalterlichen Inquisitionsprozessen aufweisen. 

1 

Mit,freundlichen Grüßen 

h.Wi. 


Roland Bohlinger 
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16. 4. 1980 


In Ergänzung meines gestrigen Schriftsatzes teile ich noch mit: 

1. Heute erhielt ich von der XII. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz die Durch¬ 
schrift eines Schreibens an zwei unter anderem von mir vertretene Kläger im Ver¬ 
fahren gegen den Reaktor Mülheim-Kärlich. Es handelt sich um Schreiben an die 
Kläger Helmut Pfeiffer und Dinu Amzar, Az. 7 K <>07/79 und 7K 306/79. Es heißt 
dort unter Ziffer 1 und 2: 

"1. Es bestehen erhebliche Bedenken, ob die von Herrn Walther Soyka Unter¬ 
zeichnete Klage wirksam erhoben ist. Aus den im Schreiben des Gerichts vom 
21. 1. 1980 genannten Gründen besteht Anlaß zu der Annahme, daß ein Verstoß 
gegen das Rechtsberatungsgesetz vom 13. 12. 1935 vorliegt. 

2. Aus den vorstehend aufgezeigten Gründen müssen Sie damit rechnen, daß 
die in der Klageschrift vom 5.12.1979 als Bevollmächtigte bezeichneten Per¬ 
sonen, Herr Walther Soyka, Herr Roland Bohlinger und Herr Wieland Soyka 
in der mündlichen Verhandlung als Bevollmächtigte oder Beistand ausgeschlossen 
sind (Vgl. § 157 Abs. 1 S. I ZPO) und somit nicht für Sie auftreten können." 

Daraus folgt, daß Herr Richter Bornhofen als Vorsitzender Richter der XII. Kammer 
seine "Annahme", daß die von Walther Soyka als Prozeßbevollmächtigtem auf juristi¬ 
schem Gebiet geübte weltanschauliche Tätigkeit "ein Verstoß gegen das Rechtsbera¬ 
tungsgesetz vom 13. 12. 1935" darstelle, als Begründung nimmt, auch mich entspre¬ 
chend § 157 Abs. 1 S. 1 ZPO für einen auszuschließenden Prozeßbevollmächtigten 
und Beistand anzusehen, obwohl auf mich noch weniger als auf Walther Soyka die 
Annahme eines Verstoßes gegen das Rechtsberatungsmißbrauchsgesetz zutrifft. 

Auch der ganze sonstige Tenor des Schreibens an die beiden Kläger verrät ein 
erhebliches Maß an Befangenheit. Das ergibt sich unter anderem aus Punkt 4 des 
Schreibens an die Kläger. Es heißt dort: 

"Die Klage dürfte vor allem auch wegen Versäumung der grundsätzlich(l) 
einmonatigen Klagefrist unzulässig sein." 

Da vom Vizepräsidenten eines Verwaltungsgerichts vorausgesetzt werden kann, 
daß er mindestens die Hauptpunkte der Verwaltungsgerichtsordung kennt, muß vor¬ 
ausgesetzt werden, daß er auch die Tatsache kennt, daß eine Klageerhebung auf 
Nichtigkeitsfeststellung nicht befristet ist. Ich verweise auf die eindeutigen Aus¬ 
führungen dazu bei Eyermann-Fröhler, Verwaltungsgerichtsordnung, München 1977 
(7. A), S. 364, RNr. 18/19. Wenn Herr Richter Bornhofen diese Tatsache "übersieht", 
kann ich darin nur einen weiteren Beweis der Befangenheit sehen. 

2. Die Tatsache, daß Herr Richter Bornhofen sich selbst für unbefangen erklärt hat 
und dies nicht begründet, betrachte ich als weiteren Beweis für das Vorliegen 
der Befangenheit. Er zeigt damit, daß er derart befangen ist, daß er nicht einmal 
die angeführten Befangenheitsgründe für bedenkens- und darum widerlegenswert 
häflt. 

h' 

Roland BoHlinger ^ 



Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll 


16.4.iyao 


Nachschrift zu meinem Schriftsatz bezüglich meines 
Antrags auf Feststellung der Befangenheit von 
Herrn Richter Bornhofen 


Wie ich aus einem Schreiben des Vorsitzenden der 
XII. Kammer des Verwaltun sgerichts Koblenz vom 
8. 4. I960 an Herrn Dr. Hans Georg Amsel, Kastell- 
str. 13, 7500 Karsruhe 41 entnehme, hat Herr 
Vorsitzende Richter Bornhofen an diesen von uns 
vertretenen Kläger ein Schreiben gerichtet in dem 
es heißt, "daß bei Durchführung des Klagever¬ 
fahrens im Falle Ihres Unterliegens nicht uner¬ 
hebliche Prozeßkosten auf Sie zukommen werden". 
Anschließend heißt es: " Im Falle einer Klage¬ 
rücknahme werden beim gegenwärtigen Verfahrens¬ 
stand keine Gerichtskosten erhoben". Der Vorsitzende 
Richter Bornhofen versucht offensichtlich mit diesem 
Schreiben das anscheinend kein Binzelfall darstelit, 
Kläger dazu zu bewegen, aus Angst vor erheblichen 
Kosten, die nach bisheriger Rechtsprechung im Atom- 
verfahren in keiner Weise erheblich sind, Kläger 
dazu zu beeinflussen ihre Klage zurückzunehmen. 

Diese Absicht wird besonders dadurch deutlich, daß 
erklärt wird, daß im Falle einer Klagerücknahme 
keine Gerichtskosten erhoben würden, was keineswegs 
der üblichen Art des Vorgehens entspricht, auch nicht 
von Seiten der XII. Kammer des Verwaltungsgerichts 
Koblenz, wie sich aus dessen Beschluß vom 9. 4. 19öO 
im F a lle des Klägers Dr. Philipp Woll ergibt (Az. 7 K 
446/79, der Kläger hatte wie vom Gericht nahege¬ 
legt, die Klage zurückgenommen doch das Gericht hat 
beschlossen: Das Verfahren wird nach Klagerücknahme 


eingestellt) der Kläger hat die Kosten des Recht- 
striiW zW »ragen (§§ 92 Abs. 2, 155 Abs. 2 VwGO.). 




Roland 



7 B 14/80 

7 K 317/79 VG Koblenz 


Beschluß 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 

des Herrn Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll/Husum, 


Alte Schule, 


- Kläger und Beschwerdeführer - 


gegen 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, Bauhofstraße 4 

6500 Mainz, ’ 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, 5400 Koblenz, 

- Beklagter und Beschwerdegegner - 
Prozeßbevo1lmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, 

Oderstraße 13 , 6500 Mainz, 


wegen Errichtung des Kernkraftwerkes Mülheim-Kärlich; 
hier: Ablehnung eines Richters 


hat der 7. Senat des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz 
in Koblenz aufgrund der Beratung vom 22. April 1980, an der 
teilgenommen haben 


Präsident des Oberverwaltungsgerichts Professor Br. Bickel 
Richterin am Oberverwaltungsgericht Spelberg 
Richter am Oberverwaltungsgericht Hoffmann, 

beschlossen: 

Bie Beschwerde dee Klägers gegen den Beschluß des 
Verwaltungsgerichts Koblenz vom 29. Pebruar 1980 
- 7 K 317/79 - wird zurückgewiesen. 

Bie Kosten des Beschwerdeverfahrens trägt der Kläger. 
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Der Gegenstandswert für das Beschwerdeverfahren wird 
auf 400,— DM festgesetzt. 


Gründe 


Weder die Art und Weise der Durchführung des Bisherigen Verwaltungs¬ 
streitverfahrens - insbesondere der Wortlaut der prozeßleitenden 
Verfügung vom 21. Januar 1980 - noch die Tatsache, daß Herr Sojka 
Strafanzeige gegen den Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichts 
Koblenz als Vorsitzenden der 7* Kammer erstattet hat, geben Ver¬ 
anlassung dessen Unparteilichkeit in Frage zu stellen. Vielmehr 
handelte der Richter alp Kammervorsitzender ausschließlich im 
Rahmen der ihm gegenüber den Parteien obliegenden Hinweis- und 
Aufklärungspflicht gemäß §§ 86, 87 VwGO, die u.a. der Verwirk¬ 
lichung des Rechts der Beteiligten auf rechtliches Gehör gemäß 
Art. 103 Abs. 1 GG dient und von daher einen weiten Spielraum 
umfaßt. Allein schon von daher ist der Antrag des Klägers den 
Vorsitzenden der Kammer wegen Besorgnis ^«r Befangenheit sowohl 
aus den in der Antrags- und Beschwerdeschrift als auch aus den in 
seinen ergänzenden Schriftsätzen vom 15. und 16. April 1980 ange¬ 
führten Gründen nicht gerechtfertigt (§§ 54 Abs. 1 VwGO, 42 Abs. 

1 und 2 ZPO). Um Wiederholungen zu vermeiden wird im übrigen auch 
auf die Gründe der erstinstanzlichen Entscheidung Bezug genommen 
(§ 7 des Gesetzes zur Entlastung der Gerichte in der Verwaltungs¬ 
und Finanzgerichtsbarkeit vom 31. März 19?8, BGBl I S. 446). 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. 

Die Festsetzung des Gegenstandswertes für das Beschwerdeverfahren 
ergibt sich aus §§13 ff. GKG. 

gez. Prof. Dr. Bickel gez. Spelberg gez. Hoffmann 

Acsgelerllgt 

Jüstitsri^esteUt« 

»|a Urkundsbeasv.Uii üßr GeüchXftiutalU 
RJieiclanu-H&U 
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Weitere Vorgänge im Verfahren vor der 7. Kammer 
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Varwaltungtgaricht Koblanz 
— G*«chöflsst*ll« — 

1 K MS - 481/7* 


54 Koblam, der. 14* «An 1M0 

OtmhtrdplMi 4 

Ul (0211) I 21 /' 


terra Vilttor te?te t VMtatnl* IS» SSM Imii 

bm Vl*laai b>k«, VMtrtnt« SS, SSM torna 

( mgm. KolMMI BtUlU«, AU« Mfcwl«, SSB1 W a te — — 11/—— 

terr— imMmmaU« Mw Dr. Umi mmi Vwtaw, 
ly—« 11 — M - 44 , «300 In« 


I« 4« T«rwltw|Mtf«lt««rt*krw 


sv. ■—« -o—n a— i «.«. ./. lnmi aM«iw4K«i*, «wtr.4. 

t« 4 m Ri«i«t«r Hr HftNkil« 
mmt ViO O iSr , 

S. 4mi M4nt «— Xr«l««« 

Rw«-Iafelm, 


wir« —li«c—« MtMkrift «•• MrlitwlM« r— 4. Mn UM 
mt butata «M «vtt. MdlanxlM bi« so« 1. April UM 
MmMt. 


Auf Aaerdanag 


K c c O 

JaatlaaBt—tallt« 








Dr. HERMANN EICHER 

RECHTSANWALT 


An da« 

Verwaltungsgericht Koblenz 
7. Kameer 
Deinhardplatz 4 
5400 Koblenz 
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tUSOO MAINZ 

OderetraOe 13 

Pernsprecher (00131) 000 30 
Postscheckkonto: 

Ludwlpshafen 110090-673 
Bankkonto: 

Sparkasse Mainz 100019037 
Sprechstunden nach Vereinbaren 


don 4» März 1980 
Or.E/Rö 


In den Verwaltung»recht»»trelten 


Dr. Hans-Georg Ansei ./. 1) Land Rheinland-Pfalz 

u. andere 2) Kreisverwaltung Mayen- 

Koblenz 


7 K 305 - 455/79 


zeige ich unter Bezugnahne auf neine im Verfahren 7 K 304/79 vorge¬ 
legten Vollmachten an, daß ich die Beklagten zu 1) und 2) vertrete. 

I. Die Klagen sind unzulässig . 

1. Klagen, soweit es sich nicht um Familienangehörige des Herrn 
Soyka handelt 

Soweit Herr Soyka nicht im Namen seiner Familienangehörigen Klage 
erhoben hat, liegt eine wirksame Klageerhebung nicht vor. 

Herr Soyka besorgt geschäftsmäßig fremde Rechteangelegenheiten, 
ohne dafür die nach dem Rechtsberatungsgesetz notwendige Erlaubnis 
zu besitzen(vgl. OVG LUneburg, Beschluß vom 5.12.1979 - VII OVG B 33/79 


9 _ 
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wegen Zurückweisung des Herrn Soyka als Bevollmächtigter - in der 
Anlage beigefUgt). 

Die Tätigkeit des Herrn Soyka verstößt somit gegen ein gesetzliches 
Verbot im Sinne des § 134 BGB, mit der Folge, daß die vorgenommenen 
Rechtsgeschäfte nichtig sind. Die Klagen 7 K 305/79 - 7 K 449/79 
sind folglich aus diesem Grunde unzulässig. 

2. Klagen der Famillenangehärigen des Herrn Soyka 

Die Klagen der Familienangehörigen des Herrn Soyka (7 K 450/79 
- 7 K 455/79) sind gemäß § 90 Abs. 1 und 2 VwGO unzulässig, da 
die Streitsachen beim Verwaltungsgericht Koblenz in dem Verfahren 
7 K 304/79 bereits rechtshängig sind. 

3. Mit Ausnahme des Klägers Rusteberg aus Koblenz (7 K 418/79) 
haben alle Übrigen Kläger keine Einwendungen erhoben und sin* 
daher gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 AtVfV präkludiert. 

Der Kläger Rusteberg hat zwar Einwendungen erhoben; er hat jedoch 
sein Klogerecht verwirkt. Der Kläger hätte gegen sämtliche Ge¬ 
nehmigung»- und Freigabebescheide Klage erheben können; dies hat 
er im Gegensatz zu anderen Einwendern nicht getan. Er ist daher 
unter Verhältnissen untätig geblieben, unter denen vernünftigerweise 
etwas zur Wahrung des Rechts unternommen zu werden pflegt. Er hat 
durch sein Verhalten eine Situation geschafffen, in der die Ge¬ 
nehmigungsinhaber darauf vertrauen durften, daß der Kläger keine 
Klagen mehr erheben werde. Die jetzt vorgebrachten Einwendungen 
hätten bereits nach Erlaß der 1. TG im Januar 1975 geltend gemacht 
werden können. Selbst zwischen der zuletzt ergangenen Entscheidung 
( 4. TG) ist bis zum Zeitpunkt der Klageerhebung mehr als ein Jahr 
vergangen. Da die nunmehr vom Kläger Rusteberg vorgetragenen 
Einwendungen auf Tatsachen beruhen, die schon zu einem früheren 
Zeitpunkt hätten vorgebracht werden können und die von dem Kläger 
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angegriffenen Teilgenehmigungen und Freigab 0 betchai.de ihn gegenüber 
unanfechtbar geworden sind, i«t der Kläger Rusteberg gemäß § 7 b 
AtonC präkludiert. 

4 . Bit auf den Kläger Rueteberg haben die Kläger ihren Wohnort in 
mehr alt 60 kn, in der Überwiegenden Zahl nehr alt 250 kn Ent¬ 
fernung vom Standort der Anlage. Die Kläger gehören daher nicht 
zu dem Personenkreis, der von den nuklearen Autwirkungen des 
Kernkraftwerkt MUlheia-Kärlich im Störfall betroffen tein könnte. 
Folglich können die erteilten Genehmigungen und Freigaben den 
Rechtskreis dieser Kläger in keiner Weise berühren. 

Ein berechtigtet Interesse im Sinne des § 43 Abs. 1 VwGO liegt 
daher nicht vor. 

5. Soweit sich die Kläger gegen die friedliche Nutzung der Kern¬ 
energie Überhaupt wenden, gilt der Angriff der Verfassungsmäßig¬ 
keit des Atomgesetzes. FUr ein solches Klagebegehren ist jedoch 
der Verwaltungsrechtsweg gemäß § 40 Abs. 1 VwGO nicht eröffnet. 

6. Soweit die Kläger hilfsweise Anfechtungsklage erhoben haben, 
gelten die Ausführungen unter 2. bis 4. entsprechend. 

Hinzu kommt, daß die Entscheidungen gegenüber allen Klägern 
unanfechtbar geworden sind, sodaß eine fristgerechte Klageer¬ 
hebung gemäß § 74 VwGO nicht vorliegt. 

II. Es wird beantragt, die Klagen wegen offensichtlicher Unzulässigkeit 

durch Vorbescheid gemäß § 84 VwGO abzuweiserf. 



( Dr. Eicher ) 
Rechtsanwalt 



Varwoltungigarlcht Koblenz 

7. Kuur 

7 K 457^73 


34 Kobl •nt, den 25. März I960 

Dmmhardplat* 4 

l#l (01H) » >9 >1 


Herrn 

Holser Soyka 
Wendtatr. 22 


2600 Braaau 


tkX't/vd'C'lA. *Ca 


ÄH 


uCu t fco- 


i 7 ZW 


Sohr gaahrtair Harr Soykat 


In Ihrem Varwaltungarachtsatralt 

./. Land Rheinland-Pfalz, vertraten durch 

1. den Minister ftlr Wirtachaft und Verkehr, 

2. den Landrat dea Landkreiaea Mayen-Koblenz, 

wagen Errichtung dea Kernkraftwerkea MUlhelm-KSrlich 

wird unter Bezugnahme auf daa gerichtliche Schreiben 
vom 21. Januar I960 um Mitteilung gebeten, ob Sie die 
rxm Hem Walther Soyka, Herrn Wieland Soyka und Herrn 
Roland lohlInger am 5./6. Dezember 1979 ln Ihrem Hamen 
erhobene Klage gegen die behördlichen Kntaoheidungen 
zur Errichtung dea Kernkraftwerkea MOlhela-Ktrlich auch 
aelbat, d.h. in Ihrem eigenen Manen erheben vollen. 

Zur RttokluSerung wird Ihnen eine Erlat bia zum 
10. April I960 geaetzt. 

* 

a) Herrn Walther Soyka, Wendtstr. 22, 2800 Bremen, 

b) .Herrn Wieland Soyka, Sedanstr. 44, 2800 Bremen, 

c) \Herrn Roland Bdilnger , Alte Sch ule, ZZSJ^Wobbenbüll/Husum, 

d) Herrn Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, Oderstr. 13, 6500 Mainz 

e) Herren Rechtsanwälte Notar Dr. Simon und Partner, Huyssen- 
allee 58-64, 4300 Essen, 

Vorstehende Durchschrift wird zur gefl. Kenntnis übersandt. 

Der Vorsitzende 
gez. Bornhofen 

Beglai^gt^^^ 

Justizangestellte 


47 


Anlage zum Gerlchtsbescheldsanschrelben vom 


Nach Eingang einer Anzahl von Schreiben der Klägerseite sieht 
sich das Gericht zu folgender Klarstellung veranlaßt: 

Anfang Dezember 1979 hat Herr Absolv.rer.pol. Walther Soyka 
eine Vielzahl von Klagen anhängig gemacht, und zwar zum 
einen eine Klage des "Forum Humanum - Hartmut-Gründler- 
Klägerverband für Volksgesundheit und biologische Sicherheit" 
und zum anderen Klagen von Einzelpersonen. Die Klage des 
"Forum Humanum" (und die d es Herrn Walther Soyka und seiner 
F _amillenange h örigjenJ wird unter dem Aktenzeichen 7 K 304/79 
geführt, die Klagen der Einzelpersonen unter den Aktenzeichen 
7 K 305/79 bis 7 K 455/79. 

Dies bedeutet, daß die Mitglieder des "Forum Humanum" auf¬ 
grund ihrer Mitgliedschaft zu dieser Vereinigung - mittelbar - 
Kläger in dem Verfahren "Forum Humanum" Aktenzeichen 
7 K 304/79 sind, und andererseits, daß die Einzelpersonen, 
zu denen Sie auch gehören, eine von diesem "Klägerverband" 
selbständige Klage erhoben haben. Eine tatsächliche Verbin¬ 
dung zwischen der Klage des "Forum Humanum" und den Einzel- 
klagen besteht nur insoweit, als die Einzelklagen für den 
Jeweiligen Kläger - also auch für Sie - von Herrn Walther 
Soyka erhoben wurden und Herr Walther Soyka im Namen dieses 
"Klägerverbandes" die Klage in dem Verfahren 7 K 304/79 er¬ 
hoben hat. Dieser Umstand ist Jedoch rechtlich und prozes- 
sual ohne Bedeutung. 

Diese Sachlage bedeutet: 

1. Ist der Einzelkläger nicht Mitglied des,"Forum Humanum", 
so hat er eine selbständige kl$ge erhoben. 

2. Ist der Einzelkläger Mitglied des "Forum Humanfcm", so 
hat er als Mitglied des "Forum Humanum" - mittelbar durch 
die Vereinigung - eine Klage erhoben und darüber hinaus 
eine selbständige Einzelklage. 
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Lediglich für die Einzelklagen der Kläger war die gericht¬ 
liche Verfügung vom 25. März 1980 bestiimit, was sich daraus 
ergibt, daß das genannte Schreiben nicht das Aktenzeichen 
7 K 304/79 trug, sondern das Ihrer selbständigen Klage. Für 
diese selbständige Klage stellt sich dann die bereits in 
der Verfügung vom 25. März 1980 aufgeworfene Frage, ob Sie 
selbst die von Ihren Bevollmächtigten in Ihrem Namen er¬ 
hobene Klage gegen sich gelten lassen wollen (damit könnte 
eine eventuell unwirksame Klageerhebung der Bevollmächtigten 
nachträglich durch Sie gehellt werden) oder ob Sie diese 
Klage auch für den Fall aufrecht erhalten wollen, daß die 
Bevollmächtigung der Herren Soyka und Bohlinger aus den in 
der Verfügung vom 21. Januar 1980 angedeuteten Zweifeln un¬ 
wirksam sein sollte. Bei dieser Sachlage ergeben sich für 
Sie als Einzelkläger aus der jetzigen Sicht des Gerichts 
- wertungsfrei - folgende Entscheidungsmöglichkelten: 

I. Ich bin Nicht-Mitglied des "Forum Humanum". 

1. Ich halte meine Klage aufrecht. 

a) Die von den Bevollmächtigten in meinem Namen er¬ 
hobene Klage will ich gegen mich gelten lassen. 

b) Ich halte diese Klage auch für den Fall aufrecht, 
daß die Bevollmächtigung unwirksam sein sollte. 

2. Ich nehme meine Klage zurück. 

II. Ich bin Mitglied des "Forum Humanum". 

Hier habe ich die gleichen Möglichkeiten wie unter I. 

Ihr Jeweiliges Verhalten hat folgende Konsequenzen: 

Möglichkeit I 1 a + b: 

Uber die Einzelklage wird entschieden. 

Möglichkeit I 2: 

Uber die Einzelklage wird nicht entschieden. 
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(Bemerkung 

n 

□ 

□ 


□ 

□ 


Anlage 

Es kommt denkgesetzlich nur eine Entscheidung ln 
Betracht, deshalb keine Mehrfachankreuzungen) 


Ich bin' Nlcht-Mltglied des "Forum Humanum" und 
halte meine Klage aufrecht. Die von den Bevoll¬ 
mächtigten in meinem Namen erhobene Klage will 
ich gegen mich gelten lassen. 


Ich bin Nicht-Hitglied des "Forum Humanum" und 
halte meine Klage aufrecht, und zwar auch für 
den Fall, daß die Bevollmächtigung unwirksam sein 
sollte. 

Ich bin Nicht-Mitglied des "Forum Humanum" und 
nehme meine Klage zurück. 

Ich bin Mitglied des "Forum Humanum" und halte 
meine eigene Einzelklage aufrecht. Die von den 
Bevollmächtigten in meinem Namen erhobene Klage 
will ich gegen mich gelten lassen. 

Ich bin Mitglied des "Forum Humanum" und halte 
meine Klage aufrecht, und zwar auch für den Fall, 
daß die Bevollmächtigung unwirksam sein sollte. 

Ich bin Mitglied des "Forum Humanum" und nehme 
meine selbständige Einzelklage (nicht die Klage 
des "Forum Humanum") zurück. 


Ort 


Datum 


Unter sehr! ft 
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Möglichkeit II 1 a + b: 

Uber die Einzelklage wird entschieden (darüber hinaus wird 
Uber die Klage des "Forum Humanum" unter dem Aktenzeichen 
7 K 304/79 entschieden). 

Möglichkeit II 2: 

Uber die Einzelklage wird nicht entschieden (es wird ledig¬ 
lich über die Klage des "Forum Humanum" unter dem Akten¬ 
zeichen 7 K 304/79 entschieden). 

Damit Sie Ihren Willen hinreichend deutlich machen können, 
ist diesem Schreiben eine weitere Anlage beigefügt, in der 
die Möglichkeiten im einzelnen auf geführt sind. Ihnen wird 
anheimgestellt, diesen Vordruck als Mitteilung an das Gericht 
zu verwenden. 

Im übrigen wird nochmals auf die gerichtliche Verfügung 
vom 21. Januar 1980 hingewiesen. 




Helga und Roland Bohlinger 

Alte Schule 

2251 Wobbenbüll/Husum 
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Wobbenbüll,den 17. 4* 1980 


An die 

7* Kammer des 
Verwaltungsgerichts 

Deinhardplatz 4 
5400 Koblens 


Zu 


Ihren 
7 K 
7 K 
7 K 
7 K 
7 K 
7 K 
7 K 
7 K 


sehr verspätet eingelangten Anfragen vom 25. 

317/79 Roland Bohlinger 

318/79 Briga Bohlinger 

319/79 Dagmar Discher - Bohlinger 

320/79 Dietrich Bohlinger 

321/79 Gunn Bohlinger 

322/79 Sigurd Bohlinger 

323/79 Teja Bohlinger 

324/79 Uta Discher-Bohlinger - Kläger - 


Marz 198^ 


Alle vertreten durch die Prozeisbevollmächtigen Walther Soyka, 
Wieland Soyka und Rottland Bohlinger im Rechtsstreit gegen 


1 . 
2 . 


den Minister Für Wirtschaft und Verkehr des 
Rheinland-Pfalz, 

den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz 


Landes 


-Beklagte- 


wegen Feststellung der Nichtigkeit von 

erteilten Scheingenehmigungen für das 
plutoniumerzeugende Atomspaltwerk 
Mülheim - Kärlich 


wird Ihnen im eigenen Namen sowie namens unserer Kinder mitgeteilt: 


Wir bestehen darauf, dali über die oben genanten Klagen mündlich ver¬ 
handelt wird, tis sind Ihrerseits keine einsehbaren Gründe genannt 
worden, weshalb es sich bei den erhobenen Klagen nicht um 
Klagen handeln sollte. 



(Helga 


C'C't -1/ 

Bohlinger) 


/ 
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Verwaltungsgericht Koblenz 


7. 

7 


Kamm. 
K 


m/rt 


34 Koblenz, den Äe April 1980 

Otmhtidpllll 4 
Ul (02 01) > 25 n 



lim OM» 


i. m» 


Herrn Walther Soyka, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 
.Herrn Wieland Soyka, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 
[ Herrn Roland Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobbenbüll/Husum 

Herrn Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, Oderstraße 13, 

6500 Mainz 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 


./. Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, 

2. den Landrat des Kreises Mayen-Koblenz 

besteht gemäß Artikel 2 § 1 Abs, 1 des Gesetzes zur Ent¬ 
lastung der Gerichte in der Verwaltungs- und Finanzgerichts¬ 
barkeit vom 31. März 1978 (BGBl. 1 S. 446) die Möglichkeit 
ohne mündliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid zu ent¬ 
scheiden, wenn das Verwaltungsgericht einstimmig der Auf¬ 
fassung ist, daß die Sache keine besonderen tatsächlichen 
oder rechtlichen Schwierigkeiten aufweist und der Sachver¬ 
halt geklärt ist. Die Kammer erwägt, im vorliegenden Fall 
hiervon Gebrauch zu machen. 

Den Beteiligten wird hierzu Gelegenheit zur Stellungnahme 
bis 5. Mai 1980 gegeben. 


Der Vorsitzende 
In Vertretung 
gez. Pinkemeyer 

Beglaubigt: 

Justizang est erlt e 
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VarwaltungtgsrJdit Koblant 

- OtschÜftuttUi - 

11 MB/ 7 » B.a. 


54 Kobl.ni, 22 . April 1M0 

OamhardpUt« « 

ui roiotj \ im > 


Hurra Malihur Soyka, Waadtstraft« 3 a, 3800 Brmm 

Hrnrn Vialaad Oapka, Vaadtstraft« 33 , 3300 Braaian 

■•*** Kalaad Mai«*, Alt* Schul«, 3301 Vobb«aboil/Buait«i 

Bmmi Maahtaamralt 0 *. Baraaaa siahar, Odarstraft« is, 

0000 Naiaa 

Harran B«obfsaautlt« Katar Br. Uaoa «ad Partaar, 
OuysaaaaUaa 08 -M, 4900 Easaa 



Xa daa Var valtuag astraltvarfafera« 

batraffand dla Krriahtuag daa Karakraftvarkas Maihaia-Urllah 

arbaltaa sia aallagaad Ausfertigungen tod nat Blaatalluaga- 
bssahlttsasn voai 33 . April 1 B 00 aar Kaaatals. 

Pa ri chtakoat aa vardsn nicht arhoban. 

ftr ««? »MindMiy Vr ; "i’ ; *■ 


Auf Anordnung 
Justlsangeatsllt 
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BeachlsB 


In den Varwal tungsrechtastrelt 

der Frau Gudrun WellBov, Gothendorf An Schaledeberg, 

2420 Süsel, 

- Klägerin - 

Proreu bevollmächtigte: Herr Walther So/ka, «endtstraft* 22, 

2800 Bremen, Herr Wieland Soyka, 
WendtetroAe 22, 2800 Bremen und Herr 
Holend Döblinger, Alte Schule, 

2251 VobbenbU11/Hueun, 

gegen 

das Land Rheinland-Pt als, vertreten durch 
1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, Bauhofstrafte 4, 
0500 Mains, 

3. den Laadrat dea Landkreises Mayen-Koblens, Poetfach 1329, 
5400 Koblens, 

- Beklagter - 

Proseftbevollmäehtlgkeri Rechtsanwalt Dr. Hermann Eieher, 

Oder strafte 13, 8000 Mains, 

wegen Errichtung dos Karskr af tvorkas Mülkeim-Karl ich 


bat die 7. Kasater des Vervaltusgsgerlchts Koblens 
unter Mitwirkung 

des Richters am Verwalt«ngsgerieht Plnkeneyar 
der Rlcbteria an Verwaltungsgerlcht Wolfrum 
des Richters Mennig 


fB.a.-AffH-im 


beschlossen: 


Das Verfahren wird ns ah KlagerUck nähme einge¬ 
stellt ; dis Klägerin hat die Kosten des Rechts¬ 
streit» su tragen (tl 92 Abs. 2, 155 Abs. 2 
VwCQ). 


ges. Pinkemeyer gen. Wolf rum 

Zugleid) für Richter Hennlg, 
der sich ln Urlaub befindet. 



;■ Juatiseng«stellte 
Urkundsbeamtin dar Geschäftsstelle 
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Verwaltungigerlch» Koblenz 


7. Kammer 
7 K 517/79 


$4 Kobt«m, der. 25. März 1980 

D*mhirdpl*li 4 

>■1 (DM1) i 29 M 


Herrn. 

Rolanl 

Alte 


k Boh! 

Scfea- 


BohlInger 
«- 


2251 Wobbenbtffl/ Husum 


Sehr geehrter Herr Bohlinger! 


In Ihrem Verwaltungsrechtsstreit 

./. Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

T. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, 

wegen Errichtung-des Kernkraftwerkes Mülheim-Kärlich 

wird unter Bezugnahme auf das gerichtliche Schreiben 
vom 21. Januar 1980 uu Mitteilung gebeten, ob Sie die 
von,Herrn Walther Soyka, Herrn Wieland Soyka und Herrn 
Roland Bohlinger am 5./6. Dezember 1979 in Ihrem Namen 
"erhobene Klage gegen die behördlichen Entscheidungen 
zur Errichtung des Kernkraftwerkes Mülheim-Kärlich auch 
selbst, d.h. in Ihrem eigenen Namen erheben wpllen. 

Zur RUckäußerung wird Ihnen eine Frist bis zum 
10. April 1980 gesetzt. 


Mit freundlichen Grüßen 
Der Vorsitzende 
gez., Borahofen 


Beglaubigt: 



Jus tlzauge stellte 





Koblenz, d.o 6. Mai 1980 

wmmnpMl 4 

Tckloit Nt. (0261) 12571 


Herrn 

Diplom-Math. 

Dinu Amzar 

Carl-von-Ossietzky-Straße 42 
6200 Wiesbaden-Klarenthal 


Verwaltungigarlcht Koblenz 

7. Kammer 
7 K 306/79 


Sehr geehrter Herr Amzar I 

In Ihrem Verwaltungsrechtsstreit 

• /. das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz 

wird Ihnen auf Ihr Schreiben vom 30. April 1980 eine 
Fotokopie der gerichtlichen Verfügung vom 21. Januar 1980 
nebst Anschreiben übersandt. 

Wegen des Streitwertes und der anfallenden Kosten des Ver¬ 
fahrens wird Ihnen folgendes mitgeteilt: In einem gleichge¬ 
lagerten Fall hat das Gericht einen Streitwert von 
100.000,— EM angenommen. Nach diesem Streitwert berechnen 
sich die Gerichts- und Anwaltskosten. Eine Gerichtsgebühr 
beträgt danach 812,— DM, eine Anwaltsgebühr 1.430,— EM. 

Bei einer Entscheidung des Gerichts durch Urteil entstehen 
drei Gerichtsgebühren, Anwaltsgebühren - für den Prozeßbe- 
vollmächtigten des beklagten Landes - entstehen mindestens 
zwei, wenn es zu einer Beweisaufnahme kommen sollte - was 
bei dem derzeitigen Verfahrensstand unwahrscheinlich ist - 
drei. In gleicher Weise fallen Anwaltsgebühren für das 
Energieversorgungsunternehmen an, wenn dieses und die anderen 
beteiligten Firmen - was bisher noch nicht gesehen ist - im 
Verfahren beigeladen werden und deren Anwaltskosten für er¬ 
stattungsfähig erklärt werden. Des weiteren entstehen Reise¬ 
kosten, Tagegelder u.ä. für die Anwälte, die im einzelnen 
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nicht genau vorhergesehen werden können. Schließlich können 
auch Kosten für Sachverst ändig^ ) anfallen, die ebenfalls nicht 
überschaubar sind. Die letztgenannten Kosten entstehen je¬ 
doch nur, wenn der Rechtsstreit nicht bereits ohne Beweis¬ 
aufnahme entscheidungsreif ist. Nach den Ausführungen in der 
gerichtlichen Verfügung vom 21. Januar 1980 spricht für 
letzteres sehr viel. 

Was die von Ihnen angeschnittene Frage des Armenrechts anbe¬ 
trifft, so ist dazu festzustellen, daß das Armenrecht nur ge¬ 
währt werden kann, wenn die Klage hinreichende Aussicht auf 
Erfolg hat. Hieran bestehen jedoch im Hinblick auf die Aus¬ 
führungen in der gerichtlichen Verfügung vom 21. Januar 1980 
erhebliche Bedenken. 


Bern Valtkar Berka, Vattatral« M, SBOO B r —«a 
Bern Vialaad Seyka, VaadtetraBe M, WM Braa— 
f wm * BBUBd Baku Bear, Alte Bafcale, »51 vekk— MU 

*"a—n B e —ta— It Br. Bar— Bl—er, OdaratraBe 13, 
BBM Mal— 

Barr— Baak ta— lta Beter Br* Bl—a «ad Bartaar, 
Bay—aaall— M-B4, 43M Kaa— 

V— at—aada Bar—aafcrlX« wird aar Kautala —araaad«. 


Bar V—altaaada 
l«. Banke«— 

Ba«l—kl» i 





58 


Verwaltungigarlcht Koblenz 

7. Kammer 
7 K M8/79 

- Oegen PMtm*t*Uii|nrkttodi - 


>4 Keblmt, d«n Mal 1980 

Di l w h wlpl l« 4 

Tclelim Nr. (026 1 ) 12571 


Rtm «MI UM«M«| Inrnirt« B, 

UM C«U« 


Herrn Walther Soyka, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 
Herrn Wieland Soyka, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 
Herrn Roland Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobbenbü11/Husum 

Herrn Rechtsanwalt Br. Hermann Eicher, Oderstraße 13, 

6500 Mai nz 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 

lagebvrg tu 14MhN>Bwl«i 

./. Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1, den Minister für Wirtschaft und Verkehr, 

2. den Landrat des Kreises Mayen-Koblenz 

besteht gemäß Artikel 2 § 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Ent¬ 
lastung der Gerichte in der Verwaltuns- und Finanzgerichts¬ 
barkelt vom 31. März 1978 (BGBl. I S. 446) die Möglichkeit 
ohne mündliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid zu ent¬ 
scheiden, wenn das Verwaltungsgericht einstimmig der Auf¬ 
fassung ist, daß die Sache keine besonderen tatsächlichen 
oder rechtlichen Schwierigkeiten aufweist und der Sachver¬ 
halt geklärt ist. Die Kammer erwägt, im vorliegenden Fall 
hiervon Gebrauch zu machen. 

Den Beteiligten wird hierzu Gelegenheit zur Stellungnahme 
bis 25. Mai 1980 gegeben. 


Der Vorsitzende i.V. 
gez. Rennig 


Beglaubigt: 

r«- 

Justizangest eilte 
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Vorwaltungigarlcht Koblenz 

7. Kammer 
7 K W/79 


34 Koblenz, da» 27 . Mai 1980 

D alw hard p bO 4 

Irkfim Nr. (0261) 12571 




Herrn Walther Soyka, Wendtstraße 22, 
-Herrn Wieland Soyka, Wendtstraße 22, 

/ Herrn Roland Bohlinger, Alte Schule, 

Herrn Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher 
(5500 Mai nz 


2800 Bremen 
2800 Bremen 
2251 Wobbenbüll/Husum 
, Oderstraße 13, 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 


./. Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, 

2. den Landrat des Kreises Mayen-Koblenz 


besteht gemäß Artikel 2 § 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Entlastung 
Her Gerichte in der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit 
vom ,'ii. Mürz 1978 (uüis] . I S. 446) die Möglichkeit ohne münd¬ 
liche Verhandlung durch Gerichtsbescheid zu entscheiden, wenn 
ür.s Verva 11uii[;sgeric1 1 1 einstimmig der Auffassung ist, daß die 
Liehe keine besonderen tatsächlichen oder rechtlichen Schwierig 
keiten auf weist und der Sachverhalt geklärt ist. Die Kammer 
erwägt, im vorliegenden Fall hiervon Gebrauch zu machen. 

-fi beteiligten wird hierzu Gelegenheit zur Stellungnahme bis 
.10. .Juni 1980 gegeben. 


Der Vorsitzende 
gez. Bornhofen 

Beglaubigt: 

Jus t i za ng est 2^fte 





Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll 


16. 05. 19öO 


An das 

Verwaltungsgericht 

Koblenz 

Deinhard-Platz 4 
54ÜO Koblenz 


JBetr.; 7 K 305.-455/79 


In dem Verwaltungsstreitveri’ahren 

Dr. Hans-Oeorg Amsel u.a. gegen Land Rheinland-Pfalz 
wegen des Atomspaltwerks Mülheim-Kärlich wird ergänzend 
zu den bisherigen Ausführungen der Kläger noch folgendes 
vorgetragen: 


I. Zur Zulässigkeit der Klagen 

1. Bs wurde vom Vertreter des Landes Rheinland-Pfalz, 
Herrn Rechtsanwalt Dr. Hermann Bicher, vorgebracht, 
die Klagen unter dem Aktenzeichen 7 K 305 - 455/79 
seien nicht wirksam erhoben worden. Als Begründung 
wurde angeführt, Walther Soyka besorge geschäfts¬ 
mäßig fremde Rechtsangelegenheiten, ohne dafür die 
nach dem Rechtsberatungsgesetz notwendige Erlaubnis 
zu besitzen, was gegen ein gesetzliches Verbot im 
Sinne des § 134 Boß verstoße. Das aber habe zur 
Folge, "daß die vorgenommenen Rechtsgeschäfte 
nichtig sind." 

Diese Auffassung ist irrig. 
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a) Alle Kläger erhoben selbständig in ihrem eigenen 
Hamen Klage. Alle Klagen langten auch bei Gericht 
ein, wurden dort registriert und erhielten ein 
Aktenzeichen. Damit waren sie wirksam erhoben. 

Die Tatsache, daß die Einreichung der Klagen 

mit Hilfe von Herrn Walther Soyka erfolgte, ist 
ganz unerheblich. Herr Soyka hat in dieser Be¬ 
ziehung nur die Rolle eines Boten gespielt. Die 
Tätigkeit eines Boten ändert nichts an den ent¬ 
scheidenden Tatsachen: dem Klägerwillen, der 
Klageformulierung, dem Klagegegenstand, der Klage¬ 
erhebung, und der Klageeinreichung. Das ergibt sich 
auch daraus, daß die Kläger dem Gericht auf An¬ 
frage bestätigten, daß die Klagen in ihrem eigenen 
Namen selbständig erhoben seien. 

Im übrigen kommt es einer Verhöhnung der Kläger bedenk¬ 
lich nahe, wenn und wie hier die Gegenseite versucht, 
den Klägerwillen in einer so ernsten, die Bewahrung des 
Rechtsanspruches auf Schutz von leben und Gesundheit 
der Kläger, ihrer Kinder, Kindeskinder und deren Ehe¬ 
partner betreffenden Angelegenheit für "nichtig" zu 
erklären. 

b) Im übrigen unterliegt die Tätigkeit von Walther Soyka 
als Prozeßbevollmächtigter in Plutoniumabwehrprozessen 
nicht einem gesetzlichen Verbot. Der Hinweis auf den 
Beschluß des OVG Lüneburg vom 5.12.1979 (XII OVG 

B 33/79) ist nicht stichhaltig. 

o In dem Beschluß des OVG Lüneburg heißt es auf 
Seite 2: 

"Der Senat seinerseits hat mehrfach die Auf¬ 
fassung vertreten, daß die Rechtsbesorgung des 
Klägers für Dritte geschäftsmäßig und deshalb 
in Verfahren vor niedersächstehen und schleswig¬ 
holsteinischen Verwaltungsgerichten nach dem 
Rechtsberatungsgesetz grundsätzlich erlaubnis¬ 
pflichtig sei; ausgenommen worden ist - neben 
dem Tatigeworden für Familienangehörige und als 
berufener Vertreter für Vereinigungen - die 
Rechtsvertretung für solche Personen, bei denen 
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dev Übernahme der Kechtsbesorgung nach den 
besonderen Umständen des Einzelfalls ein der- 
art enges Vertrauensverhältnis zugrunde liegt, 
daß von einer Wahrnehmung "fremder" Kechts- 
angelegenneiten nicht mehr gesprochen werden kann." 


Auf Seite 7 des gleichen Beschlusses heißt es dann: 


"Der Beklagte hat ferner zu Hecht von seiner 
.Entscheidung die Vertretung für Familienangehörige 
und ... auch des Herrn Bohlinger ausgenommen. t(r- 
c/arüoermnaus für weitere Personen eine Aus¬ 
nahme hätte gemacht werden müssen, ist nach dem 
gegenwärtigen Sachstand nicht ersichtlich. 
Namentlich reicht die vom Kläger hervorgehobene 
gemeinsame Teilnahme an Demonstrationen gegen 
Kraftwerksprojekte und ein dadurch begründetes 
Zusammengehörigkeitsempfinden nicht aus, um im 
Binzelfall ein besonderes persönliches Ver¬ 
trauensverhältnis anzunehmen, das nach der Hecht 
sprecnung des Senats ausnahmsweise eine erlaub¬ 
nisfreie Hechtsbesorgung rechtfertigt. Dieser 
Frage wird im Verfahren zur Hauptsache im Tat¬ 
sächlichen allerdings noch weiter nachzugehen 
zu sein." 


Daraus ergibt sich, daß jede Bevollmächtigung aufgrund 
der Sachkundigkeit Walther Soykas von vornherein er¬ 
laubnisfrei ist 67 VwGO) soweit seitens der Vollmacht¬ 
geber persönliches Vertrauen zur besonderen Sachkundig¬ 
keit Walther Soykas vorliegt. Die Gegenseite hat es bis 
jetzt nicht gewagt, die Sachkundigkeit Walther Soykas 
als eine der wesentlichen Grundlagen des zwischen ihm 
und seinen Vollmachtgebern bestehenden besonderen per¬ 
sönlichen Vertrauensverhältnisses zu bestreiten. Außerdem 
ist es Tatsache, daß zwischen den Klägern und ihren 
ProzeßbevollmaChtigten Walther Soyka, Wieland Soyka und 
mir Einklang und weltanschaulich-ethische Verbundenheit 
hinsichtlich der Wahrung des Rechtsanspruches auf Schutz 
des Lebens sowie der körperlichen, seelischen und ge¬ 
netischen Unversehrtheit jedes menschlichen Wesens - 
auch der noch Ungeborenen - herrscht. 
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o Im übrigen stand bei dem Beschluß des OVG Lüneburg nicht 
zur Diskussion, daß die Tätigkeit der von Walther Soyka, 
Wieland Soyka und mir sowie der von diesen drei Personen 
vertretenen Kläger nicht nur die Tätigkeit von Einzelnen, 
sondern auch die einer Vereinigung ist. Diese Vereini¬ 
gung bedarf keiner Eintragung ins Vereinsregister, da 
es zu ihrer Begründung ausreichte, daß sich Personen 
gleicher Zielrichtung unter gemeinsamer Führung zu 
gleichgerichteter Tätigkeit zusammengefunden haben. 

Die von Walther Soyka als erstem Vorsitzenden geleitete 
Vereinigung "Forum Humanum-Hartmut-Gründler-Klägerverband 
für Volksgesundheit und biologische Sicherheit" hat sich 
zu einer Weltanschaungs- und Bekenntnisgemeinschaft ent¬ 
wickelt, die den Schutz den Art. 4 GG. genießt. 

o Es hat sich mit zunehmender Deutlichkeit gezeigt, daß es 
in der Bundesrepublik Deutschland nur ganz wenige Per¬ 
sonen gibt, die für die Führung von Plutoniumabwehr¬ 
prozessen geeignet sind. Selbst wenn es intellektuell 
und juristisch qualifizierte Rechtsanwälte gäbe, die 
bereit wären, über Jahre hinaus für geringstes Honorar 
entsprechend den gerichtlich festgesetzten nhidrigen 
Streitwerten ihre sonstige Klientel zu vernachlässigen, 
um in den äußerst umfangreichen Plutoniumabwehrprozessen 
tätig zu werden, so gibt es keinen Rechtsanwalt, der 
darüber hinaus über die von der Sache her und von unseren 
Vollmachtgeber verlangte ethische Grundhaltung, über 
die notwendige Furchtlosigkeit, Beharrlichkeit und 
Rednergabe, Uber die notwendige Erfahrung aufgrund der 
Teilnahme an zahlreichen Atomrechtssymposien, wissen¬ 
schaftlichen und juristischen Auseinandersetzungen, 
Erörterungsterminen und Gerichtsverfahren sowie über 


das notwendige werkstoffkundliche, physikalische, bio¬ 
logische, genetische, historische, gesundheits- und 
bevölkerungs politische, volks- und weit wirt¬ 
schaftliche Fachwissen verfügt, wie es von Walther 
Soyka und seinen Mitarbeitern verkörpert wird. Diese 
Gruppe von Personen ist einzigartig. Ihre Einzig¬ 
artigkeit wird unter anderem dadurch deutlich, daß 
sie als Nicht-Hechtsanwälte gemäß § 67 VwGO zu vier¬ 
hundert Plutoniumabwehrprozesaen ermächtigt wurden, was 
in der Rechtsgeschichte einzig dasteht. Der ver¬ 
fassungswidrige Versuch, die Vollmachtgeber bzw. Kläger 
des Beistandes dieser Personengruppe zu berauben, 
richtet sich selbst. Offenbar soll er die vom Grund¬ 
gesetz garantierte Hechtsgarantie für die Kläger unwirk¬ 
sam machen. 

In diesem Zusammenhang verweise ich noch darauf, 
daß die beiden ßundesverfassungsrichter, die im 
Mülheim-Kärlich-Urteil des Bundesverfassungsge¬ 
richts eine abweichende Meinung vertraten, aus¬ 
drücklich betonten, das bisherige Vorgehen der 
Behörde sei 

"geradezu ein Lehrstück für eine Verfahrens¬ 
gestaltung, 'die zwar eine reibungslose Durch¬ 
führung des behördlichen Verfahrens erleichtert, 
die aber die Mitwirkungsrechte betroffener 
Bürger überspielt und deren ohnehin vorhandene 
Ohnmachtserfahrungen gegenüber7Staatsapparat 
und einflußreichen Interessenten bestätigt". 

("Natur und Umwelt", >0.12/80) 

Dieser Ohnmacht der betroffenen Bürger abzuhelfen ist 
Teil des Ziels unseres Vorgehens. 

Weiterhin blieb unberücksichtigt, daß wir es nicht 
mit verschiedenen Hechtsangelegenheiten zu tun haben, 
sondern daß die Tätigkeit der Prozeßbevollmächtigten nur 
eine einzige Hechtsangelegenheit betrifft: Die sittlich 
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gebotene Abwehr von rechtlich nichtigen hancliungen einer 
nach Art. 9 Abs. 2 0(1. verbotenen Vereinigung von Per¬ 
sonen, Gruppen und Pinnen. Die Häufung der erforderlichen 
Plutoniumabwehrprozesse hat ihren Grund allein darin, 
daß sich die verfassungsaushöhlenden Handlungen und 
Maßnahmen jener grundgesetzlich verbotenen Vereini¬ 
gung an verschiedenen Orten mit verschiedener gericht¬ 
licher Zuständigkeit ereigneten una ereignen. 

o Schließlich ist die Tätigkeit von Walther Boyka, Wieland 
Boyka und mir ebenso wie die der Kläger als eine Not ¬ 
standstätigkeit anzusehen, da offensichtlich die 
politisch Verantwortlichen der Bundesrepublik Deutschland 
in der Präge der Durchführung des Plutoniumgropramms 
nicht frei handeln können, (s. dazu das Plädoyer von 
Wieland Hoyka im Brokdorf-Prozeß, abgeüruckt in der 
"Rechtsweg", Nr. b, 17.4.1980, Beite 589 ff.). 


2. Im üchriltsatz von Herrn Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher 
wird weiterhin behauptet, mit Ausnahme des Klägers Ruste- 
berg hätten alle übrigen Kläger keine Einwendungen er¬ 
hoben, sie seien daher "gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 Atom¬ 
verfahrensverordnung präkludiert." 

Das ist ein Fehlschluß. Die Frage des Einwendungsaus¬ 
schlusses ist im vorliegenden Verfahren, das der Fest¬ 
stellung der Nichtigkeit von Verwaltungsakten dienen 
soll, völlig unerheblich. Die Feststellung der Nichtig¬ 
keit ist jederzeit zulässig und kann jederzeit bean¬ 
tragt werden, auch noch nach Ablauf der Fristen für 
die Einlegung des Widerspruchs bzw. einer Anfechtungs¬ 
klage. Nur eine unanfechtbar gewordene bzw. rechts¬ 
kräftige Bestätigung von Verwaltungsakten, deren 
Nichtigkeit behauptet wurde, durch rechtskräftiges 
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Urteil eines Verwaltungsgetichts steht einer späteren 
Klage auf Feststellung der Nichtigkeit entgegen, es sei 
denn., diese spätere Klage beruht nicht auf erst nach- ) 

träglich eingetretenen oder bekanntgewordenen Gründen. 

f 

Diese Rechtsgrundsätze sind der Gegenseite mit Sicher¬ 
heit bekannt. Sie stehen in jedem einschlägigen Kommentar 
(z.B. Kopp 6 zu § 43 VwGO^Eyermann-Fröhler 18/19 zu § 43 j 

VwGO)! 


3. Der Vertreter der beklagten Seite hat^vorgetragen: 


"Bis auf den Kläger Kusteberg haben die Kläger 
ihren Wohnort in mehr als bO km, in der überwiegenden 
Zahl mehr als 2oO km Entfernung vom Standort der 
Anlage 

Sr schließt daraus: 

"Die Kläger gehören daher nicht zu dem Personenkreis, 
der von den nuklearen Auswirkungen des Kernkraft¬ 
werks Mülheim-Kärlich im Störfall Detrofi'en sein 
könnte. Folglich können die erteilten Genehmigungen 
und Freigaben den Rechtskreis dieser Kläger in keiner 
Weise oerühren. Sin oerechtigtes Interesse im 
Sinne des § 43 Abs. 1 VwGO liegt daher nicht vor." 


Diese Ausführungen sind nicht schlüssig. Wenn gesagt 
wird, daß ein Teil der Kläger in unmittelbarer bis eng- 
erer Umgebung des Atomspaltwerks wohnt, dann kann 
nicht aus dem Hinweis, daß andere Kläger bedeutend 
weiter und damit (angeblich) zu weit weg wohnten, 
geschlossen werden, daß alle Kläger zu weit weg wohnen. 
Die radioaktiven Stoffe können im übrigen nach ihrem 
Entweichen aus den prinzipiell undichten Brennstäben 
weit mehr als bloß 250 km zurücklegen. 


4. Es trifft nlch$ zu, daß sich die Kläger gegen die 

Verfassungsmäßigkeit des gesamten Atomgesetzes wenden. 
Wir Verlangen nichts als die gerichtliche Feststellung 
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der Nichtigkeit der bisher erteilten bau- und atomrecht¬ 
lichen Genehmigungen für das Atomspaltwerk Mülheim-Kär¬ 
lich aus Gründen der Rechtssicherheit. 


3. Der Vertreter der beklagten Behörde erklärte zum Schluß 
seiner Ausführungen: 

"Hinzu Kommt, daß die Entscheidungen gegenüber allen 
Klägern unanfechtbar geworden sind, sodaß eine frist¬ 
gerechte Klageerheoung gemäß § 74 VwGO nicht vorliegt." 

Faktische AmtshanJlungen der beklagten Behörde sind nicht 
dadurch rechtens, daß sie von ihr ohne gerichtliche Über¬ 
prüfung als rechtens erklärt werden, obwohl sie dem 
Sittengesetz, dem Grundgesetz, dem Strafgesetz und auch 
dem Atomgesetz widersprechen. 


6. Abschließend sei folgende, sämtliche Einwendungen der 
Gegenseite abweisende Ausführungen bei Eyermann-Fröhler, 
Kommentar zur VwGO, 7. Auflage, München 1977, Anm. 18/19 
zu § 43 VwGO zitiert: 


" Die Subsiferität der Feststellungsklage gegenüber 
einer zuverlässigen oder zulässig gewesenen Anfechtungs¬ 
klage entfällt, wenn mit der Feststellungsklage die 
Feststellung der Nichtigkeit eines Verwal'bungsakts~be - 

f ehrt wird {Abs. 2 Satz 2). Daraus folgt zugleich ein- 
eutig, daß auch ein nichtiger Verwaltungsakt neben 
der in Abs. 1 ausgesprochenen Zulässigkeit der Fest¬ 
stellungsklage auch mit der Anfechtungsklage ange¬ 
griffen werden kann. Die Begründung (S, 33) führt 
hierzu aus: 

"Der nichtige Verwaltungsakt ist ein nullum. und dies 
muß zu .jeder Zelt und unabhängig von Fristen und dgl . 
festgestellt werden können. Anderseits ist dis An- 
fechtungsklage eine Gestaltungsklage; bei der Aufhebung 
eines nichtigen Verwaltungsakts handelt es sich jedoch 
nur um eine Feststellung, gekleidet in die Form einer 
Aufhebung. Es ist daher geboten, die nichtigen Ver- 
waitungsakte primär der Feststellungsklage zu unter¬ 
stellen. Dadurch soll aber nicht ausgeschlossen wer¬ 
den, daß ein nichtiger Verwaltungsakt mit der An¬ 
fechtungsklage angegangen wird; denn häufig ist es 















senr schwer zu beurteilen, ob der einem Verwaltungs¬ 
akt anhaftende Fenier dessen Nichtigkeit oder nur 
dessen Anfechtbarkeit (im materiellen Sinn; zur Folge 
hat. Hach der hier vorgesehenen Regelung kann der 
nichtige Verwaitungsakt also sowohl zum Gegenstand der 
Anfechtungsklage wie auch der Feststeilungsklage ge¬ 
macht werden. Nach Ablauf der Anfechtungsfrist bleibt 
nur mehr die Feststeliungskiage". 


In bezug auf die Nichtigkeit eines Verwaltungsakts ste¬ 
hen sich also Anfechtungsklage und Feststellungsklage als 
Kechtsbenelfe gleichwertig gegenüber. -Die in der Recht¬ 
sprechung zu § 24 VBG herrschend gewordene Auffassung, daß 
bis zum Ablauf der Anfechtungsfrist gegen nichtige ver- 
waltungsakte ausschließlich die Anfechtungsklage und nicht 
die Feststellungsklage gegeben sei, ist Del der Auslegung 
des § 4i vwG-U nicht mehr zu verwerten. Bs kann damit tat¬ 
sächlich jeder Verwaltungsakt zum U-egenstand der Fest¬ 
stellungsklage werden; denn die Zulässigkeit hängt aus¬ 
schließlich von der Behauptung der Nichtigkeit ab. Oo der 
Verwaltungsakt tatsächlich nichtig ist, ist keine Frage 
der Zulässigkeit der Feststellungsklage, sondern ihrer 
Begründetheit. Ist der Verwaltungsakt nach der Auffassung 
des Berichts nur (materiell; anfechtbar, so ist die Klage 
als unbegründet abzuweisen, soferne der Klager nicht - 
weil deren besondere Voraussetzungen erfüllt sind - zur 
Anfechtungsklage üoergenen kann. Andererseits ist es 
denkbar, daß die Anfechtungsklage unbegründet, die Fest¬ 
steilungsklage hingegen begründet ist. Dies hängt damit 


wen: 

■* utluvu » ~--ü-———,— 

n der Klager in seiner Rechtsspnare verletzt 

ist; 

die 

Feststeliungskiage ist hingegen schon 

begr -ndet. 

wenn der Verwaitungsakt nichtig ist, ohne 

daß es 

aui 

die 

Verletzung der rechtlichen Interessen 

gerade 

des 


Klägers~~änkäme~• -Die Bleichschaltung erfolgt auch nicht 
über das Feststeilungsinteresse, da dieses kein recht¬ 
liches, sondern nur ein berechtigtes sein muß. man wird 
daraus die Konsequenz zu ziehen haben, daß eine Anfechtung 
klage mangels Verletzung der rechtlichen Interessen aes 
Klägers nicnt ohne weiteres als unBegründet abgewiesen 
werden darf, wenn es sicn um einen nichtigen Verwaltungs¬ 
akt handelt (vgl. dazu OVB Munster v. 21.12.19bb, UVBK 
25, 315/516). Das Bericht wird den Kläger gemäß § tsb 
Abs. 5 vielmehr darauf ninzuweisen haben, daß er zur 
Feststeliungskiage übergehen muß, wenn er mit seiner 
Klage durchdringen wolle. Dies hat zur Folge, daß das 
Bericht in jedem Fall prüfen 
muß, ob ein nichtiger Verwaltungsakt vorliegt . . , 
Feststellungsanspruch und Aufhebungsanspruch können 
gleichzeitig erhooenlwerden 4 
keit, niifsweise Aufhebung) ; 

materiell um die Beitendmachung eines Anspruchs, so 
daß über Feststeliungsantrag nicht jurch ’i'eilurteil 
zu entscheiden ist (BSG v. 21.6. I960, JJUV bu, 7 65 )." 


•(Festellung 

der Nichtig- 

; es handelt 

sich daDei 


Die von mir unterstrichenen Stellen sind eindeutige 
Aussagen gegen das Vorbringen im Schriftsatz der Gegen¬ 
seite. 


69 


WIELAND SOYKA 


2800 Bremen 1, den 9. Mai istsO 
Sedanstraße 44 


An das 

Verwaltungsgericht Koblenz 
7, Kammer 
Deinhardplatz 4 

54 00 Koblenz 


Betrifft: Angekündigte Stellungnahme zum Verfahren 7 K 431/79 und zu den 
übrigen anhängigen Verfahren. 


Der Vorsitzende der 7. Kammer hat mit Schreiben vom 18. April von seinem 
Vertreter mitteilen lassen, daß die Kammer erwäge, die anhängigen Verfahren 
gegen das Land Rheinland-Pfalz kurzfristig abzuweisen, weil dies zur Ent¬ 
lastung des Verwaltungsgerichts zulässig sei. 

Die Kammer hält diesen Schritt für vertretbar, da ihrer Ansicht nach eine 
Abweisung ohne besondere tatsächliche und rechtliche Schwierigkeiten möglich 
wäre. 

Dieser Auffassung muß ich leider zustimmen. Es ist tatsächlich für Richter 
leichter, die Klagen abzuweisen, als sich auf das Begehren der Kläger einzu- 
lassen. 

uas Gericht geht aus von der Verwaltungsgerichtsordnung, die im $ 43 (I) 
festlegt: 

"Durch Klage kann die Feststellung ... der Nichtigkeit eines Verwaltung» 
aktes begehrt werden, wenn der Kläger ein berechtigtes Interesse an der 
baldigen Feststellung hat." 

Dieser Paragraph findet bei der anstehenden Entscheidung Anwendung. Er er¬ 
laubt in bestimmten Fällen eine Nichtigkeitsfeststellung urfd in anderen Fällen 
eine Abweisung der Klagen. 

(Sollte für eine mögliche Klagabweisung auch die Frage der Präklusion eine 
Rolle spielen, dann könnten selbst versäumte Einsprüche nicht dazu führen 
den Rechtsweg zu verschließen, weil - wie dem Gericht bekannt ist - die An¬ 
tragsunterlagen nur unvollständig ausgelegt waren und es dem Kläger unmöglich 
war, bereits während der Einspruchsfrist seine Betroffenheit zu erkennen. ) 


Es ist nun folgendes zu prüfen: 

1. : Gibt es rechtliche Schwierigkeiten, - die Klagen im Einklang mit dem 

$ 43 (I) VwGO abzuweisen? 

2. : Gibt es tatsächliche Schwierigkeiten, die Klagen im Einklang mit dem 

S 43 (I) VwGO abzuweisen? 
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Zu' diesen Fragen werde ich einige Gedanken vortragen, die das Gericht bei 
seiner schwierigen Entscheidung berücksichtigen sollte: 

Wenn tatsächliche Gründe für die Nichtigkeit von Verwaltungsakten 
sprechen, gibt es rechtlicht Schwierigkeiten, die anhängigen Klagen abzu¬ 
weisen. Wenn es die Kammer unterläßt, eine gewissenhafte und systemati¬ 
sche Tatsachenp'-üfung vorzunehmen, dann ist es außerstande, rechtliche 
Schwierigkeiten zu bemerken. 

Die VwGO verlangt vom Richter, danach zu fragen, ob die Kläger ein berech¬ 
tigtes Interesse an der Nichtigkeitsfeststellung haben. Ehe der Richter diese 
Frage beantworten kann, muß er eine Tatsachenprüfung vornehmen, denn es 
ist in der VwGO bewußt die Formulierung "berechtigtes Interesse" und nicht 
etwa "verordnetes Interesse" oder "gesetzlich verankertes Interesse" verwen¬ 
det worden. 

Von den Klägern ist beispielsweise vorgetragen worden, daß das Millirem-Meß- 
system auf Fiktionen, nicht aber auf Tatsachen beruht. Die angefochtene Grund¬ 
konzeptgenehmigung ist untrennbar verbunden mit diesem Meßsystem. 
Genehmigungen für Atomanlagen sind rechtsfehlerhaft, wenn das geplante 
Meßsystem ungeeignet ist, über die beabsichtigte Abgabe und Rückhaltung von 
Schadstoffen kontrollierbare und verbindliche Auskünfte zu geben. 

Wenn dieses ungeeignete Meßsystem nicht ersetzbar ist, dann ist die Genehmi¬ 
gung nichtig. 

Die Kammer hat es bisher unterlassen, zu prüfen, ob die beabsichtigte Meßart 
kontrollierbar und verbindlich ist. 

Dieses Beispiel soll zeigen: Wenn die vorgesehene Meßart unkontrollierbar ist, 
oder nur unverbindliche Wahrscheinlichkeitsangaben hervorbringen kann, dann 
haben die Kläger ein berechtigtes Interesse an der Feststellung der Nichtigkeit, 
weil es keinen geeigneten Ersatz gibt. Das Gericht kann es steh also nicht er¬ 
sparen, in eine Tatsachenprüfung einzusteigen, wenn es erkennen will, ob das 
Anliegen der Kläger be rechtigt ist. 

Die VwGO verlangt vom Richter zusätzlich - selbst wenn das berechtigte 
Interesse der Kläger gegeben ist - zu fragen, ob es im Interesse des Klägers 
ist, daß die Nichtigkeit bald festgestellt wird. 

Ein Beispiel: 

Der "Friedensvertrag" nach dem ersten Weltkrieg, der Versailler Vertrag, 
gründete auf unhaltbaren Fiktionen. Er wurde deshalb von Richtern, Staats¬ 
führern und Wissenschaftlen für nichtig erklärt. Die meisten Geschichts¬ 
wissenschaftler sehen in dieser Nichtigkeitserklärung (also der Widersetzung 
gegen einen übermächtigen Siegerwillen) eine wesentliche Ursache für den 
zweiten Weltkrieg. 

Das ganze deutsche Volk hatte seit Juni 1919 ein berechtigtes Interesse 
an der Feststellung der Nichtigkeit des Versailler "Vertrages" aber es 
ist fraglich, oo die Deutschen ein berechtigtes Interesse an der baldigen 
Feststellung hatten. 

Der zweite Weltkrieg brachte über 50 Millionen Menschen den Tod. und 
zwang Deutschland zu einer bedingungslosen Kapitulation vor vier Groß¬ 
mächten. Der nichtige Versailler Vertrag hätte - so nimmt man heute an • 
auf unblutigere Welse uoerwunden werden können. . 
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Die VwGO verlangt also im $ 43 ( 1 ) vom Richter, auch nach den möglichen 
politischen Folgen einer offiziellen Nichtigkeitserklärung zu fragen und die 
Entscheidung dementsprechend zu fällen, D. h. der Richter muß prüfen. 
ob die Nichtigkeitserklärung für den Kläger tragischere Folgen hätte, als 
das Fortwirken des nichtigen Verwaltungsaktes. 

Auch diese Frage verlangt nach einer Tatsachenprüfung und es genügt nicht, daß 
sich der Richter allein auf Intuitionen stützt. 

Nichtigkeitserklärungen sind politische Entscheidungen. 

Weil es im Nachkriegsdeutschland zwangsläufig zu zahllosen nichtigen Ver¬ 
waltungsakten, Gesetzen und Urteilen kommen sollte, planten die Grundgesetz¬ 
geber eigens eine politische Justiz in das Staatswesen ein: den Bundesverfassungs- 
gerichtshof. Dort sitzen politisch ausgewählte Richter, gewissermaßen als 
Delegierte der verschiedenen Machtzentren. Im Laufe von langen Fristen 
wird von diesen Delegierten abgeklärt, ob eine jeweilige Nichtigkeitserklärung 
für die Betroffenen tragischere Folgen hätte, als die Aufrechterhaltung von 
Scheinverträgen, Scheingesetzen oder Scneinurteilen. 

Die VwGO erlaubt nun Nichtigkeitsfeststellungen auch dem Verwaltungsrichter, 
Dieser kann die Folgen einer Nichtigkeitserklärung durchaus abschätzen. 

Er hat zwar nicht die verschiedenen Kommissare der Machtzentren alle im 
eigenen Haus, aber er kann Sie sich zu Erörterungsterminen einlauen. 

In unserem Fall wäre zum Beispiel zu prüfen, ob der Bundeskanzler recht hat, 
daß ein kurzfristiges Schließen der Option "Atome iur der Frieden" einen Atom, 
krieg nach sich ziehen würde. 

Hat der Bundeskanzler recht, dann müßte das Gericht meine Klage abweisen, 
weil ich kein berechtigtes Interesse an einem Atomkrieg habe. 

Der Atomkrieg ist zweifellos tragischer, als die friedliche radioaktive Ver¬ 
seuchung; allerdings ist es auch hier Aufgabe des Gerichts zu prüfen, weicht 
Folgen die friedliche Verseuchung hat. Es ist beispielsweise vom Gericht 
versäumt worden, genetische Gutachten einzuholen, obwohl neueste Forschun¬ 
gen ergeben haben, daß mehrmalige Niedrigbestrahlung sowohl somatisch, 
wie genetisch viel schlimmere Folgen hat, als die einmalige hone Belastung 
durch radioaktives Fallout. (Vgl. FAZ v. 27. 2. 1980, Seite 29). 

Wenn der Papst kürzlich vor den genetischen Folgen des Fallouts warnte, 
dann ist dies zugleich eine noch größere Warnung vor der Niedrigstrahlung 
aus Atomspaltwerken. 


Wenn die Kammer zur Erkenntnis kommt, daß Helmut Schmidt recht hat, dann 
kann sie (sie ist vom Gesetz dazu nicht verpflichtet) noch weiter denken und 
fragen, wie wir mit der Fiktion "Atome für den Frieden" anders fei-tig werden, 
als durch eine baldige Nichtigkeitsfeststellung. 

Ein einfacher Amtsrichter kann das tun, indem er Stromzamungsboykotteuren 
recht gibt. Er hat die Nichtigkeit des Programms "Atome für den Frieden" 
zwar nicht festgestellt, aber mit seiner außergewöhnlichen Entscheidung 
dokumentiert. Auch das OVG Lüneburg hat in mehreren Urteilen und Beschlüs¬ 
sen die Nichtigkeit der angefochtenen Genehmigungen dokumentiert. 
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Es hat die Betreiber von Atomanlagen gezwungen, die radioaktive Verseuchung 
um Größenordnungen zu verringern. Es handelt sich dabei um Größenordnungen, 
die nicht mehr Im Bereich des Rechtsfehlerhaften liegen können. Der VII. Se¬ 
nat hat es aber aus guten Gründen unterlassen, die Nichtigkeit der Genehmigun¬ 
gen festzu stellen. 

Es gibt eine Reihe solcher Dokumente der Nichtigkeit. 


Wenn das VG Koblenz bei seinen vorzunehmenden Prüfungen zum Ergebnis 
kommt, daß wir mit dem Programm "Atome für den Frieden" vorläufig noch 
leben müssen, well es sonst Krieg gibt, dann bitte ich das Gericht darum, 
seinen Beschluß oder sein Urteil so zu formulieren, daß darin ein gewisses 
Mitgefühl mit den Klägern zum Ausdruck kommt. 

Es gab in der NS-Zeit Konzentrationslager, in denen sich unzählige 
Gefangene und Aufseher an die Lager-"Oxdnung" gehalten haben, weil 
eine Überschreitung dieser "Ordnung" Selbstmord bedeutet hätte. 

Dennoch ist es ein Unterschied, ob ein Aufseher die Gefangenen ver¬ 
höhnt und schikaniert, oder ob er bemüht ist, ihnen ihm Rahmen seiner 
Möglichkeiten entgegenzukommen. 

Ich sehe in vielen Richtern Aufseher des Nachkreigsdeutschland. Und man 
kann in den Handlungen der verschiedenen Richter alle Verhaltens-Abstu¬ 
fungen wiederfinden, die einst Aufseher in Gefangenenlagern an Oen Tag 
legten. Nur mit dem Unterschied, daß die Lagerbelegschaft sich über 
solche Dinge Gedanken machte, die deutsche Bevölkerung heute Schikanen 
und Verhöhnungen gleichgültig hinnimmt, weil sie sich "frei" oder 
"befreit" fühlt. 

Wenn das Gericht auf seine Fragebogenaktion und seine Kostenankündigungen 
überwiegend Klagerücknahmen erhalten hat, dann findet meine Aussage dann 
nur eine Bestätigung. 

Zu den Gefangenenaufsehern des Nachkriegsdeutschland - um bei dem 
Bild zu bleiben - zähle ich auch die beklagten Behörden und ihre Vertreter. 

Am 5. Juni 1979 übersandte das Bayrische Staatsministerium für Landesent¬ 
wicklung und Umweltfragen eine Klageerwiderung an das VG Begensburg. 

Ich nabe dieses Schriftstück eines Ministerialrates geradezu als freundschaft- 
iicn empfunden. 

Der Ministerialrat beschränkte sich in diesem Schriftstück daraut, herrschende 
Fiktionen zu zitieren, unterließ es aber, selbst neue hinzuzufügen. Er stellte 
kurz fest, daß die Kläger kein berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung 
der Nichtigkeit hätten und rezitiert dann zur Stützung dieser Prämisse Leitsätze 
der offiziellen Atompolitik. Unser berechtigtes Interesse an der Nichtigkeits¬ 
feststellung zieht er nicht in Zweifel. Restrisiken (oder Restsicherheiten) 
müßten aber für eine gewisse Zeit akzeptiert werden. 

Diesen Schriftsatz hat er dem Verwaltungsgericht übersandt, damit es im 
Rahmen der staatlichen Gewaltenteilung diese Leitsätze überprüfen kann. 

Diese Prüfung obliegt dem Gericht, weil es nach der VwGO unumgänglich ist, 
die Folgen der Nichtigkeitsfeststellung zu berücksichtigen. 

Eine Prüfung der von dem Ministerialrat zitierten Leitsätze würde ergeben, 
daß auch diese zum Teil reine Fiktionen sind. Die offizielle Feststellung dieser 
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Tatsache würde diesen Staat allerdings in eine schwere Krise stürzen, an 
der ich kein berechtigtes Interesse habe. 

Bei den zu berücKsichtigenden Folgen der Entscheidung ist wiederum zu 
unterscheiden in tatsächliche und lediglich behauptete fiktive Folgen. 

Es geht nicht an, daß das Gericht z. B. die Aussage des Bundeskanzlers 
über die drohende Kriegsgefahr infolge eines Verzichts auf die Option 
Kernenergie ungeprüft übernimmtI Ebensowenig geht es an, daß das Gericht 
die Leitsätze von Regierungsexperten ungeprüft übernimmt. 

Aus folgenden Gründen: 

öffentliche Äußerungen von Regierungsmitgliedern sind zwar sehr ernst zu 
nehmen, aber sie können sich irren. 

Außerdem zweifelt die Bundesregierung selbst an der Richtigkeit der Leitsätze 
ihrer Atompolitik: 

Am 7. Mai 1979 eröffnete der Bundeskanzler in Hamburg die Europäische 
Nuklearkonlerenz, die von rund 3000 Atomexperten besucht wurde. Dort 
sprach er den Experten sein Mißtrauen aus. Bis dahin gründete sich aber 
die Atompolitik des Kanzlers auf die Auskünfte dieser Experten. Auch auf die 
der Strahlenschutzkommission, der Reaktorsicherheitskommission oder der 
Gesellschaft für Reaktorsicherheit. Am 7. Mai 1979 sagte der Kanzler, daß 
diese Experten ihm und der Öffentlichkeit gegenüber eine große Bringschuld 
an wahrheitsgemäßer Unterrichtung abzutragen hätten, wenn sie sich wieder 
Vertrauen erwerben wollten. 

Im Dezember 1979 wiederholte der Kanzler diesen Ausspruch vor dem Bundes¬ 
verband der deutschen Industrie noch deutlicher und sagte, dafs lediglich die 
Option Kernenergie offengehalten werden solle, er jedoch wegen der offenen 
Bringschulden keine neuen Schritte in der Atompolitik unternehmen könne. 

Im Mai 1979 schrieb der Kanzler die Bringschulden den Experten der Wissen¬ 
schaft und der Wirtschaft zu. Im Dezember zählte er zusätzlich die Politiker 
zu den Schuldnern. 

(Hier ist zu beachten, daß noch vor 10 Jahren fast kein Mensch in der BRD, 
auch fast kein Politiker wußte, daß aus Atomspaltwerken radioaktive Schad¬ 
stoffe entweichen. ) 

Von Mai bis Dezember 1979 haben offenbar Politiker einen Teil der Schuld 
übernommen. Daß aber weder Wissenschaftler, noch Politiker ernstzimehmen- 
des unternehmen, um die Bringschulden der Öffentlichkeit gegenüber abzu¬ 
tragen, und daß sie auch keine neuen Schritte in der Atompolitik unternehmen, 
ist ein weiteres Dokument der Nichtigkeit des Programms "Atome für den 
Frieden". Der Kanzler nat ja einen Fortschritt der Atompolitik verknüpft mit 
oem Erbringen der Bringschuld. Wenn diese Bringschulden nicht erbracht 
werden und jene Politiker, die Bringschulden übernommen naoen nichts mehr 
für das Atomprogramm tun, dann müssen wir auch daraus auf die Nichtigkeit 
des Programms schließen. 

Daß es sich bei dem Ätomprogramm in erster Linie nicht um ein Energie-, 
sondern um ein Friedenssicherungsprogramm handelt, beweist der Aussprucl 
des Kanzlers vom Mai 1979, daß die Option Kernenergie nur in unwirtschaft¬ 
lichem Maßstab offengehalten werden soll. 

Wir haben hier die gleiche Situation, wie bei jedem Friedenssicherungsinstru¬ 
ment, etwa einer Armee: Wirtschaftlich interessant ist das Unternehmen nur 

-b- 
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für die Waffenlieferanten und Ausstattungsfirmen. 

Worin die Friedens Wirkung der Atomspaltwerke für unserLand besteht 
(und nicht nur für unser Land; mit Ausnahme von Israel werden ln allen 
Ländern Atomspaltwerke betrieben oder geplant), ist ein vielfältiges 
Thema. Erwähnt sei am Rande nur, daß viele Kriege geführt wurden, 
um die Selbstbestimmungsrechte von Völkern zu beschneiden. Eine 
solche Beschneidung ist auch unblutiger zu haben. Aber dieses Thema 
würde hier zu weit vom Thema wegführen. 

Zurück zum Ausgangspunkt: Nach meiner Ansicht ist das Gericht verpflichtet, 
zu prüfen, ob die Kläger ein berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung 
der Nichtigkeit haben. Wenn sich das Gericht die Mühe einer Prüfung macht, 
wird es erkennen, daß wir ein berechtigtes Interesse daran haben. Ob eine 
baldige F eststellung berechtigt ist, steht in Zweifel. Insbesondere deshalb, 
weil die Bundesrepublik Deutschland schwere Souveränitätsmängei aufweist, 
die nur durch einen Friedensvertrag mit den Siegern des zweiten Weltkrieges 
behoben werden können! 

Das Gericht könnte die Klagen also mangels berechtigten Interesses an der 
baldigen Feststellung abweisen Für diesen Fall möge es berücksichtigen: 

Der seit 35 Jahren in Deutschland geltende Rechtsnotstand macht es für aen 
Kläger unmöglich, selbst vor Klageeinbringung abzuschätzen, ob der Rechts¬ 
weg zu dem Ziel führen kann, das er anstrebt. 

Ich beantrage deshalb für den Fall einer Abweisung in allen Verfahren vom 
$ 8 (I) 1. Gerichtskosten Gesetz (GKG) Gebrauch zu machen, der besagt: 

"Kosten, die b<*i richtiger Behandlung der Sache nicht entstanden wären, 
werden nicht ernoben." 

Sollte diesem Antrag nicht stattgegeben w erden können, beantrage ich, J ew 
Streitwert für jeden Kläger einzeln festzusetzen und zwar in einer Größenordnung 
von mindestens DM 2000, Der von den Klägern geltend gemachte 

Streitgegenstand "Leben und Gesundheit" würde damit - soweit es die Schadens¬ 
wahrscheinlichkeit betrifft - größenordnungsmäßig richtig beziffert. 


Ferner bitte ich das Gericht, falls es die Klagen ohne Tatsachenprüfung abweist, 
in der Entscheidung anzumerken, daß es einem höheren Zwang gehorcht, und 
nicht geprüft nat, ob unser Anliegen berechtigt ist. Solche Anmerkungen sind 
ein durchaus gebräuchlicher Weg, um die Kläger über den Notstand zu unter¬ 
richten. 

Das VG Schleswig hat be-lSDielsweise In seinen Brokdorf-Urteilen die Abwei¬ 
sungen damit begründet, daß es gezwungen sei, seine Atomrechtsprechung an 
der "prakusenen Vernunft" zu orientieren. 

D.h, das Gericht orientiert sich an rationalen Gesichtspunkten, die für den 
zweckmäßigen Umgang mit den Gegebenheiten geeignet sind. 

Ein darauf fußendes Urteil berücksichtigt oachzwänge und die Folgen des 
Spruches. Es wird also dem 5 43 (I) VwGO gerecht. 

Aber bestehen kann ein solches Urteil nicht. Der Vorsitzende Richter der 
10. Kammer des VG Schleswig hat deshalb am Tage der Verkündung im 
Dezember 1979 geäußert, daß er diese Entscheidung für unvollkommen hält 
und er eine Überprüfung durch höhere und weisere Richter wünsche. 


_■? - 
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Das bemerkenswerte Ist, daß das VG Schleswig sich zur Entscheidungsfindung 
bei Anfechtungsklagen an der vom S 43 (I) nahegelegten "praktischen Vernunft" 
orientiert. Obwohl der Gesetzgeber für solche Klagen nicht vom Richter ge¬ 
fordert hat, die politischen Folgen des Urteils zu berücksichtigen. 

Wenn dies bei Atomentscheidungen dennoch geschieht (nicht nur in Schleswig), 
dann ist das ein Zeichen dafür, daß auch die Urteile über Anfechtungsklagen 
letztlich als Entscheidungen über die Nichtigkeit des Atomprogram ins gelten. 

Und hier ist der Richter wieder verpflichtet, aie Folgen seines Urteils zu be¬ 
rücksichtigen. 

Wenn wir die Gewaltenteilung ernst nehmen dann ist eine Verquickung von 
Politik und Recht unzulässig. Politische Gerichte zum Beispiel, mit politisch 
ausgewählten Richtern, wie es das Verfassungsgericht ist, können einem 
Staat, dem Gewalten+«ilung zugrundeliegt nicht dienen. Wii kennen politische 
Gerichte aus der NS-Zeit, nicht aber aus dem Bismarckreich oder der 
Weimarer Republik. Es gibt sie z.B. auch nicht in der Scnweiz oder in 
F rankreich. 

Politische Rücksichtnahmen bei Nichtigkeitsfeststellungen sind nur dann 
zulässig, wenn der Notstand dazu zwingt. Aber es ist traurig, daß der Kläger 
über den Notstand meist nicht unterrichtet wird. 


Eigentliche Aufgabe des Richters ist es, Gerechtlgaeit zu üben. Davon ging ich 
bei Klageeinbringung aus. 

Ich habe in allen vom Gericht an die Kläger versandten Schriftstücken bisher 
das Bestreben vermißt, Gerechtigkeit zu üben. Alle Schriftstücke zeigten das 
gerichtliche Bestreben, die Verfahren möglichst bald abzuschließen, 
sie enthielten aber keine Anzeichen, daß das Gericht auch erwägt ( eine Lösung 
zu finden, die dem Begehren der Kläger gerecht werden könnte. 

Wenn aas Gericht bei dem verschickten Fragebögen feststem, daß "denkgesetzlich" 
also rein rational betrachtet nur eine Antwort möglich sei, dann zeigt dies, daß 
es die falschen Maßstäbe anlegt. "Praktische Vernunft' hat dis Gericht nur in 
seinem abschließenden Urteil oder Beschluß zur Orientierungsgrundlage zu nehmen. 
Beim vorherigen Umgang mit den Klägern kann es durchaus berücksichtigen, 
daß die Kläger mehr als eine Antwort als gerecht empfinden können Mit der 
Wortwahl im Fragebogen wird das Gerechtigkeitsempfinden soicner Kläger 
in unzulässiger Weise gestört. 

Gerechtigkeit wird von deutschen Dichtern manchmal mit dem Wort "ewig" 
verbunden. Zum Zeichen dafür, daß sie bestehen kann - wenn man so will, 
vor Gott. Der Maßstab "Praktische Vernunft" dagegen ist unbeständig. 

Vernunft ist irrfähig und das Praktische orientiert sich an dem Göttlichen unter¬ 
geordneten Zwecken. Der MaßstaD kann sich also dauernd ändern und seine 
Anwendung im Rechtswesen dient (wenn nicht Not dazu zwingt, ihn anzuwenden) 
der Zerstörung des Staates. 

Ein alter Lehrsatz heißt: Justitia est fundamentum regnoruml - Die Ge¬ 
rechtigkeit ist die Grundlage des StaatesI - Niemandem wird es einfallen, 
diesen Satz zu übersetzen; Die praktische Vernunft ist die Grundlage des 
Staates, 
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Ein Fragebochen, der nur die OenKgesetze und die "praktische Vernunft" 
anerkennt, muß einen Kläger, der gelernt hat, daß es Pflicht des Richters 
ist, Gerechtigkeit zu üben und seine Entscheidungsfindung also am Göttlichen 
zu orientieren, vor den Kopf stoßen. 

Ich will nicht so weit gehen, darin einen Befangenheitsgrund zu sehen. In 
einem solchen Fall kann bestenfalls der Richter selbst seine Befangenheit 
erkennen. Es sei denn, daß siel solche Zeugnisse häufen. 

Ich nalte es füi möglich, daß der herrschende Notstand heute Richter 
dazu zwingen kann, Klagen abzuweisen, wie der KZ-Aufseher «einen 
Gefangenen manchen Wunsch abschlagen mußte, obwohl deren Wünsche 
berechtigt waren. 

Falls die Kammei die Klagen also zur Entlastung des Gerichtes abweist, 
möge sie dennoch bei anhängigen und künftig anhängigen Anfechtungs¬ 
und Nichtigkeitsklagen in Betracht ziehen, die Nichtigkeit der "radioak¬ 
tiven Verseuchung für den Frieden" zu dokumentieren. Eine Feststellung 
ist vielleicht zur Zeit nicht möglich, aber es ist möglich, herrschendes 
Unrecht zu dokumentieren, damit es den Kindern der Kläger einmal 
möglich ist, unsere Zeit zu verstehen. So wie heute die Kinder verschie¬ 
dener KZ-Gefangener Zeichnungen ihrer Eltern, gewissermaßen Doku¬ 
mente. vorlegen, die uns daran erinnern, wie es damals ungefähr war. 
Sicher sind diese Zeichnungen, die heute in Dokumentär- und Spielfilmen 
um die Welt gehen von Gefühlen der Gefangenen geprägt, aber das macht 
die Tatsache nicht hinfällig, daß sie von Gefangenen stammen und es 
macht auch die Konzentrationslager um nichts menschlicher. 

Ich bitte das Gericht also, bei der Aufzeichnung seiner künftigen Atom¬ 
entscheidungen und in vergleichbaren Sachen zu berücksichtigen, daß es 
einmal Kinder geben wird, die - bildlich gesprochen - suchen werden 
nach Zeichnungen halbverhungerter und gequälter Gefangener; nach Zeich¬ 
nungen von Menschen, die sich in Ihrer Verzweiflung in Starheldraht¬ 
zäunen das Leben genommen haben. Nach Aufzeichnungen also, die von 
den Gepeinigten stammen und die davon zeugen, wie es wirklich war. 

Auf Zeugnisse der reinen Indolenz dagegen, werden diese Kinder gerne 
verzichten. 

Ein Teil der Staatsführung ist heute gezwungenermaßen Peiniger. Aber es 
ist eine Ehre für einige deutsche Richter, daß es Urteile, die ich oben mit 
den KZ-Dokumenten verglich, bereits gibt. Aber sie sind noch selten und 
die wenigen Dokumente könnten verloren gehen. 

Es ist eine psychologische Tatsabhe, daß es die beschriebenen Aufzeich¬ 
nungen waren (im Kunstwerk, aber auch als dokumentarische Spuren in der 
täglichen beruflichen Arbeit), die manchen Gefangenen und manchen Aufseher 
über alles Elend hinweg seelisch und körperlich am Leben erhalten haben. 

So gesehen betrifft die anstehende Entscheidung des Gerichts nicht allein 
die Kläger, nicht allein diesen Staat und unser Volk, sondern auch die Persön¬ 
lichkeit des beteiligten Richters, 

Vielleicht sind meine Vergleiche zu drastisch. Aber das zu beweisen ist nicht 
meine Aufgabe. 


gez. Wieland Soyka 
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Nachtrag: 

Folgendes sei noch zur Prozeßbevollmächtigung festgestellt: Es Ist sinnvoll, 
wenn möglichst viele Personen Ihre Klagen se 1l '=t betreiben. Grundsätzlich 
haben zehn Verfahren, die Kläger jeweils für sich allein führen, mehr Gewicht, 
als 300 Aktenzeichen, die von einer Person vertreten werden. 

Dennoch ist uie Einschätzung des Gerichts abwegig, daß das Rechtsbera,uugs- 
geaetz vom 13. Dezember 1935 ("Gesetz zur Verhütung von Mißbräuchen auf 
dem Gebiete der Rechtsberatung", RGBl, 1 S. 1478) anwendbar ist. 

Die erste Durchführungsverordnung für dieses Gesetz vom 13. Dezember 1935, 
RGBl. 1 S. 1481, besagt im § 5 : "Juden wird die Erlaubnis ((zur Kachts- 
beratung)) nicht erteilt." Ferner gab es Regelungen, um rechtsberatenden 
Juden die Berufsausübung zu untersagen. 

Die Alliiertengesetze und das Grundgesetz haben alle Gesetze zur Judenverfolgung 
für nichtig erklärt. Wenn sich das Gericht heute auf eine Novelle dieses Gesetzes 
stützt - was es bisher nicht ausgeführt hat - daun muß es doch vorher fragen, 
ob ein nichtiges Gesetz novelliert werden kann, ehe es eine solche Novelle 
anwendet. Meiner Ansicht nach ist eine solche Novelle rechtlich unmöglich. 

Beg.-ündung: Im zweiten Weltkrieg naben sich die vier Siegermächte zum Kampi 
gegen Deutschland verbündet, um den von der deutschen Führung betriebenen 
Ideoiogieexoort zu stoppen. 1945 wurde dokumentiert, daß Ideologieexport 
ebenso entspannungsfeindlich und verwerflich ist, wie die gewaltsame Austrei¬ 
bung von Ideologien und die Verfolgung ihrer Vertreter. 

Sämtliche Gesetze und Verordnungen zur Judenverfolgung und zur "Rassebereini¬ 
gung" (also Zwangsinstrumente) wurden deshalb von den Alliierten außer Kraft 
gesetzt und für nichtig erklärt Dabei wurde das Rechtsberatungsgesetz offenhar 
vergessen, obwohl seine erste Durchführungsverordnung eindeutig Aufschluß über 
seinen Zweck gibt. Dieser Sachverhalt ändert aber nichts an der Nichtigkeit 
des Gesetzes, weil sie offenkundig ist. Das Gesetz diente dazu, mit Zwangs¬ 
maßnahmen Juden, die sich als Deutsche fühlten, die Berufsausübung zu verwehren, 
Man hat also Juden nicht etwa gezwungen, dieses Land zu verlassen, um sich 
in einem künftigen Heimatland anzusiedeln; im Gegenteil,man betrieb eine rein 
schikanöse Zwangspolitik gegen die Vertreter einer von den Nationalsozialisten 
als undeutsch empfundenen Ideologie. 

Die dazu dienenden Gesetze wurden 1945 pauschal aufgehoben. 



Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll 
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1980 


An die 

XII. Kammer des Verwaltungsgerichts 
Koblenz 

Deinhardsplatz 4 
5400 Koblenz 


Betr.: Az. 7 K 317/79 

Bezug: Schreiben vom 20. 05. 1980 


Aus zeitlichen Oriinden bitte ich um Fristverlängerung 
bezüglich der angeforderten Stellungnahme zur Brwägung 
des Gerichts, ohne mündliche Verhandlung zu entscheiden. 
Zur Frage der Zulässigkeit und der Begründetheit der 
Klagen habe ich einiges vorzutragen. Was die Begründetheit 
der Klagen anbetrifft, werde ich folgende Themen behandeln: 

1.. Die Genehmigung wurde erlaubt, obwohl das Atomspalt¬ 
werk Mülheim-Kärlich auf einer Brdbebenzone errichtet 
werden soll und diese Tatsache der Öffentlichkeit 
während des, Genehmigungsverfahrens und danach bis zu 
ihrer Aufdeckung verschwiegen worden ist. 

2. Die Genehmigung wurde erteilt, obwohl während des 
Genehmigungsverfahrens der Öffentlichkeit weitere 
wichtige Tatsachen verschwiegen worden sind. 

3. Die Genehmigungsbehörde ist durch Gesetz verpflichtet, 
sich bei ihrer Tätigkeit an das Gesetz zu halten und 
nicht fahrlässig oder gar absichtlich schwerwiegende Verstöße 
gegen die Rechtsordnung zu genehmigen oder zu fördern oder zu 
ermöglichen. Es heißt ln Artikel 2/ Aöb. 3 GG: 
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"Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige 
Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Recht¬ 
sprechung sind an Gesetz und Recht gebunden." 

Ähnlich formuliert das Grundgesetz auch in Art. 1 
Abs.3. Daraus folgt: Die Behörde muß vor jedem 
Verwaltungsakt Wahrheitsfindung betreiben, damit 
sie auf dieser Grundlage ihre Verpflichtung zur 
Rechtswahrung erfüllen kann. Aus diesem Grunde sind 
vor dem Erlaß schwerwiegender, komplexe Sachver¬ 
halte betreffender Verwaltungpakte die Einholung von 
Gutachten und die Veranstaltung öffentlicher Er¬ 
örterungsverfahren vorgeschrieben, z. B. vor der 
Genehmigung des Baus eines Atomspsltwerks. Nun 
läßt sich jedoch eindeutig nachweisen, daß in atom¬ 
rechtlichen Genehmigungsverfahren grundsätzlich 
Glaubenshandlungen, Fiktionen und Vermutungen 
an entscheidener Stelle, nämlich bei der Frage der 
sogenannten Reaktorsicherheit, eine tragende Rolle 
spielen. Das aber ist unzulässig. 

4. Im übrigen besteht hinreichend begründeter Ver¬ 
dacht, daß die Genehmigung zu Gunsten des Atom¬ 
spaltwerks Mülheim-Kärlich Teil der Tätigkeit 
einer Vereinigung von Personen, Gruppen und Firmen 
darstellt, die nach Art. 9 Abs.2 GG. verboten, 

d. h. entsprechend dem Sinn der dortigen grund¬ 
gesetzlichen Bestimmung, rechtlich nichtig ist. 

Da jeder Bürger dieses”Staates den Anspruch hat, 
in einem freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat 
zu leben, ist es legitim und durchaus auch bis¬ 
herigem Brauch entsprechend, auch vor Verwaltungs¬ 
gerichten feststellen zu lassen, ob von einer 
Vereinigung eine verfassungswidrige und damit ver¬ 
botene, d. h. rechtlich nichtige Tätigkeit ausgeht, 
vor allem dann, wenn eine Genehmigungsbehörde durch Genehmigungen 
die Entfaltung der Tätigkeit dieser Vereinigung erst ermöglicht und 
sich zugleich verdächtig macht, an dieser Vereinigung direkt oder 
indirekt beteiligt zu sein. 

5. Betont sei außerdem, daß bei negativen Feststellungsklagen die Beueis- 
laat überwiegend bei der beklagten Seite ruht,(a. Eyermann-Fröhler, 
Komm, zur VwGQ, 7. fl., flnm.1 zu § 43). 


- J- 
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6. Abschließend sei noch darauf hingewiesen auf den 
Streitgegenstand. 

Streitgegenstand ist, wie bereits in der Klage festge¬ 
halten, der Schutz des Lebens und der körperlichen, 
seelischen und genetischen Unversehrtheit der heute 
Lebenden und ihrer Nachkommen. 

Das Gericht hat bei Klagerücknahmen von Klägern im 
vorliegenden Verfahren einen Streitwert von 100 000.— DM 
je Kläger festgesetzt, damit für alle Kläger das 
mehr als 140-fache dieses Streitwertes und das HüO-fache 
des Streitwertes, wie er in verschiedenen atomrecht- 
iichen Gerichtsverfahren in Norddeutschland gegenüber 
unserer Klägergruppe üblich geworden ist. Da hiermit 
das Gericht in der Festsetzung der Höhe des Streitwertes 
sehr weit über das in den letzten Jahren in Plutonium¬ 
abwehrprozessen üblich gewordene und vom Bundesver¬ 
waltungsgericht als vertretbar angesehene Maß hinaus¬ 
ging, außerdem in unserer Rechtsordnung für den Ver¬ 
lust eines "Durchschnittslebens" meiner Kenntnis nach 
weniger als eine Million DM bezahlt zu werden pflegt, 
läßt sich daraus - so fragwürdig es an sich ist, eine 
Bewertung von Leben und Gesundheit mit Hilfe eines 
materiellen Maßstabes vorzunehmen - der Schluß ableiten, 
daß das Gericht selbst vermutet, unter den Klägern 
befänden sich mehrere, deren Leben und Gesundheit durch 
einen Betrieb des Atomspaltwerks Mülheim-Kärlich ernst¬ 
haft bedroht werde. Ein anderer Schluß scheint mir nicht 
möglich, nachdem das Bundesverwaltungsgericht im Wür- 
gassen-Urteil erklärt hat, daß aus Gründen der Rechtsweg¬ 
garantie ein höherer Streitwert als 10 000.— DM in 
Atomverfahren nicht vertretbar sei. 


4 - 


Diese Stellungnahme gilt auch für meine sämtlichen, unter 



gleichem Anlaß angeschriebenen und von mir vertretenen 
Kinder : Dietrich, Teja, Sigurd, Briga, Gunn, Uta und 
Dagmar. 


Roland Bohlinger 
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Verkündet am 21. Mai 1980 
gez. Perne 

7 K 407/79 Justizangestellte 

a is Urkundsbeamter der Geschäftsstelle 


Urteil 


Im Namen des Volkes! 


In dem Vervraltungsrechtsstreit 


des Herrn Helmut Pfeiffer, Hintergasse 3, 6501 Jugenheim, 

- Kläger - 


Prozeßbevollmächtigte: 


Herr Walther Soyka, Wendtstraße 22, 
Herr Wieland Soyka, Wendtstraße 22, 
Herr Roland BohlInger,Alte Schule, 


2800 Bremen, 

2800 Bremen, 

2251 Wobbenbüll/Husum, 


gegen 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, 

BauhofStraße 4, 6500 Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, 

Postfach 1329, 5400 Koblenz, 

Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr. ß icher, 
Oderstraße 13, 65oo Mainz, - Beklagter - 

wegen Errichtung des Kernkraftwerkes Mülheim-Kärlich 

hat die 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz 
aufcrundder mündlichen Verhandlung vom 21. Mai I960, 
an der teilgenoamen haben 

Vizepräsident des Verwaltungsgerichts Borahofen 
Richter am Verwaltungsgericht Pinkemeyer 
Richter am Verwaltungsgericht Hennlg 
ehrenamtlicher Richter techn. Angestellter Neidhöfer 
ehrenamtliche Richterin kaufm. Angestellte Kllmek 

für Recht erkannt: 


Gegen Postzu- 
stellungsurkundb 
Herrn 

Roland Bohlinger 
Alte Schule 

2251 Wobbenbüll/Husum 


Die Klage wird abgewiesen. 

Der Kläger hat die Kosten 
des Verfahrens zu tragen. 

Das Urteil ist wegen der Kosten 

gegen Sicherheitsleistung in Höhe 

von 6.000,— DM vorläufig vollstreckbar. 


lAnl. : Niederschrift 
v. 21.5.1980 
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Tatbestand 


Der Klager wendet sich gegen sämtliche fUr die Errichtung 
des Kernkraftwerkes Mtilhelm-Kärlich bisher von dem beklagten 
Land erteilten atomrechtlichen Teilentecheidungen. Bel diesen 
handelt es sich um folgende: 

Erste Teilgenehmigung vom 9. Januar 1975, 1. Frelgabebescheld 
vom 6. Juni 1975, 2.Freigabebescheid vom 18. August 1975, 

3. Freigabebescheid vom 14. November 1975, 4. Freigabebescheid 
vom 19. Dezember 1975, 5. Freigabebescheid vom 27. Februar 1976, 
6. Freigabebescheid vom 5. April 1976, 7. Freigabebescheid vom 
24. Juni 1976, 8. Freigabebescheid vom 19. November 1976, 

9. Freigabebescheid vom 31. Januar 1977, Zweite Teilgenehmigung 
vom 6. Juli 1977, Dritte Teilgenehmigung vom 15. Dezember 1977 
und Vierte Teilgenehmigung vom 10. November 1978. Darüber hin¬ 
aus wendet er sich gegen die von der Kreisverwaltung des Land¬ 
kreises Mayen-Koblenz am 26. September 1974 erteilte (bau¬ 
rechtliche) Teilbaugenehmigung. 

Die atomrechtlichen Teilentscheidungen erteilte das Ministerium 
für Wirtschaft und Verkehr des Landes Rheinland-Pfalz im Ein¬ 
vernehmen mit dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und 
Sport der Firma Rheinisch-Westfalisches Elektrizitätswerk, 
Aktiengesellschaft - RWE dem Konsortium bestehend aus den 
Firmen Brown, Boverl & Cie., Aktiengesellschaft - BBC - und 
Babcock-Brown, Boveri Reaktor GmbH - BBR - und der Firma 
Hochtief Aktiengesellschaft, die seit 1975 das Kernkraftwerk 
errichten. 

Der Kläger wohnt in Jugenheim etwa 70 Kilometer von dem 
Standort des Kraftwerkes entfernt. 

Auf den Antrag der genannten Firmen aus dem Jahre 1972 
erteilte das Wirtschaftsministerium am 9. Januar 1975 


- 3 - 



87 


- 3 - 

di* Erste (atomrechtliche) Teilgenehmigung und di* 
Kreisverwaltung Mayen-Koblenz am 26. September 1974 
ein* Teilbaugenehmigung für di* Baustelleneinrichtung 
und den Erdaushub. 

In Ausfüllung des in der Ersten Teilgenehmigung ent¬ 
haltenen Freigabevorbehaltes erließ das WlrtsChaftS- 
■inisterium in der Folgezeit bis Januar 1977 insgesamt 
9 Freigabebescheide. 

Am 6. Juli 1977 erteilte das Virtschaftsminlsterlun auf 
Antrag den genannten Firmen aufgrund des $ 7 des Atom¬ 
gesetzes - wie es in den Genehmigungsbescheid heißt - 
"im Anschluß an die Erste Teilgenehmigung vom 9« Januar 
1975" die Zweite Teilgenehmigung, die - bezogen auf 
den der Ersten Teilgenehmigung zugrunde liegenden Sicher¬ 
heitsbericht - eine Verschiebung des Standortes des Reak- 
torgeb&Udes sowie weiterer Anlagenteile und ein* veränderte 
Gebäudeahordnung vorsieht. 

Diese Teilentscheidung wurde im Staatsanzeiger für 
Rheinland-Pfalz Nr. 28, Seite 503 vom 25. Juli 1977 
und ln der Rhein-Zeitung, Ausgaben Koblenz, Mayen/ 
Anderndch und Neuwied mit ihrem verfügenden Teil und 
einer Rechtsbehelfsbelehrung am 19. Juli 1977 bekannt 
gemacht. Auf die Bekanntmachung wurde im Bundesanzeiger 
Nr. 130 vom 16. Juli 1977, Seite 4, hingewiesen. Die 
Genehmigung lag ab Dienstag, dem 26. Juli 1977 - wie 
in der Bekanntmachung angekundlgt - für die Dauer von 
zwei Wochen bei der Gemeindeverwaltung ln Mülheim- 
Kärlich, bei der Verbandsgemeindeverwaltung ln Welßentburm 
und beim Ministerium für Wirtschaft und Verkehr zur Ein¬ 
sichtnahme aus. 
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Des weiteren erteilte das beklagte Land den genannten 
Firmen gemäß § 7 des Atomgesetzes am 15. Dezember 1977 
die Dritte Teilgenehmigung. Dieser Bescheid wurde im 
Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz Nr. 51. Seite 935, 
vom 30. Dezember 1977 und ln der Rhein-Zeitung, Aus¬ 
gaben Koblenz, Mayen/Andernach und Neuwied mit seinem 
verfügenden Teil und einer Rechtsbehelfsbelehrung am 
2. Januar 1978 bekannt^gemacht. Auf die Bekanntmachung 
wurde im Bundesanzeiger Nr. 243 vom 29. Dezember 1977, 

Seite 8, hingewiesen. Der Genehmigungsbescheid lag ab 
Dienstag, dem 3. Januar 1978, bis einschließlich Montag, 
dem 16. Januar 1978 - wie in der Bekanntmachung ange- 
kündigt - bei der Gemeindeverwaltung in Mülheim-Kärlich, 
bei der Verbandsgemeindeverwaltung in Weißenthurm und 
beim Ministerium für Wirtschaft und Verkehr zur Ein¬ 
sichtnahme aus. 

Schließlich erließ das beklagte Land am 10. November 1978 
die Vierte Teilgenehmigung. 

Diese Teilentscheidung wurde im Staatsanzeiger für 
Rheinland-Pfalz Nr. 45, Seite 775, vom 27. November 1978 
und in der Rhein-Zeitung, Ausgaben Koblenz, Mayen/Andernach 
und Neuwied am 27. November 1978 mit ihrem verfügenden Teil 
und einer Rechtsbehelfsbelehrung bekannt^gemacht. Auf die 
Bekanntmachung wurde im Bundesanzeiger Nr. 221 vom 
25. November 1978, Seite 6, hingewiesen. Der Genehmigungs¬ 
bescheid lag ab Dienstag, dem 28. November 1978, bis ein¬ 
schließlich Montag, den 11. Dezember 1978 - wie ln der 
Bekanntmachung angekündigt - bei der Gemeindeverwaltung 
in Mülheim-Kärlich, bei der Verbandsgemeindeverwaltung 
in Weißenthurm und beim Ministerium für Wirtschaft und 
Verkehr in Mainz zur Einsichtnahme aus. 

Daraufhin hat Herr Walther Soyka unter Vorlage einer Voll¬ 
machtsurkunde, die auch die Herren Wieland Soyka und Roland 
Bohlinger als Bevollmächtigte ausweist, im Namen des Klägers 
am 6. Dezember 1979 Klage erhoben. 
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Der Kläger hält die genannten Genehmigungsbeacheide für 
nichtig. 


Der Kläger beantragt, 


festzustellen, daß die ergangenen atomrecht¬ 
lichen Teilgenehmigungen und Freigabebescheide 
(Erste bis Vierte Teilgenehmigung, 1. bis 9. 
Freigabebescheid) für das Kernkraftwerk 
MUlheim-Kärllch sowie die Teilbaugenehmigung 
der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz vom 
26. September 1974 nichtig sind. 


Das besagte Land beantragt. 


die Klage abzuweisen. 

Es hält die Klage flir unzulässig. 

Wegen des Sach- und Streitstandes in allen Einzelheiten 
wird auf die zu den Akten gereichten Schriftstücke und 
Schriftsätze Beag genommen. 


Ent sehe i dungsgrtlnde 


Die Klage ist unzulässig und kann schon deshalb keinen 
Erfolg haben. 

Die auf Feststellung der Nichtigkeit der angegriffenen 
Genehmigungs- und Freigabebescheide gerichtete Klage 
ist unzulässig, weil das Klagerecht verwirkt ist und 
ein Feststellungsinteresse für den Kläger nicht vorliegt. 

Da die Klage bereits deshalb unzulässig ist, bedurfte es 
keiner abschließenden Entscheidung darüber, ob die Klage 
nicht schon deshalb ebenfalls als unzulässig hätte abge¬ 
wiesen werden müssen, weil es an einer wirksamen Bevoll- 
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mächtigung fehlt. Insoweit bot zumindest die entsprechende 
Rüge des beklagten Landes Anlaß, dieser Frage nachzugehen. 

Erhebliche Bedenken gegen die Wirksamkeit der Bevollmäch¬ 
tigung von Walther Soyka, Wieland Soyka und Roland Bohllnger 
ergeben sich aus folgenden Überlegungen: 

Wenn auch die rechtsgeschSftliche Stellvertretung (Vollmacht) 
grundsätzlich unabhängig von dem ihr zugrunde liegenden 
Grundgeschäft (im vorliegenden Fall: Auftrag nach §§ 662 ff 
BGB) zu sehen ist und somit abstrakt wirkt, so dürfte im 
Falle der Nichtigkeit des Grundgeschäftes etwas anderes 
gelten. Geht man davon aus, daß die Nichtigkeit des Grund¬ 
geschäftes sich auf die Vollmacht auswirkt, so spricht 
vieles dafür, daß infolge Nichtigkeit des Auftrages die 
Bevollmächtigung von Walther Soyka, Wieland Soyka und 
Roland Bohllnger nichtig ist. 

Der den genannten Personen erteilte Auftrag ist gemäß 
§134 BGB i.V.m. Art. 1 § 1 Abs. 1 des Rechtsberatungs¬ 
gesetzes - RBerG - vom 13. Dezember 1935 (RGBl. I S. 1478, 
BGBl. III 303-12) wegen Gesetzesverstoßes nichtig. Dabei 
bestehen für die erkennende Kammer mit der absolut herrschen¬ 
den Meinung in Rechtsprechung und Schrifttum keine Bedenken 
gegen die Fortgltung dieses Gesetzes und gegen die Annahme, 
bei Art. 1 § 1 Abs. 1 RBerG handele es sich um ein gesetz¬ 
liches Verbot im Sinne von § 134 BGB (dazu: Altenhoff/Busch/ 
Kampmann: Rechtsberatungsgesetz, Kommentar, 4. Auflage, 
Münster 1978, Art. 1 § 1 Rdnr. 38 m.w.N.). 

Geht man davon aus, so stellt die Durchführung dieses 
Prozesses durch die genannten Personen eine Besorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten dar. Diese ist aber - Jedenfalls was 
die Person des Bevollmächtigten Walther Soyka anbetrifft - 
geschäftsmäßig im Sinne von § 1 Abs. 1 RBerG. Für die An¬ 
nahme der Geschäftsmäßigkeit genügt nämlich eine Tätigkeit, 
bei der der Handelnde beabsichtigt, sie - sei es auch nur 
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bei sich bietender Gelegenheit - ln gleicher Welse zu wieder¬ 
holen und sie dadurch zu einem dauernden und wiederkehrenden 
Bestandteil seiner Beschäftigung zu machen. An einem solchen 
Willen des Bevollmächtigten Walther Soyka besteht aufgrund 
der eigenen Erfahrung des Gerichts in den bisherigen die 
| Errichtung des Kernkraftwerkes Mülheim-Kärlich betreffenden 

Verfahren, aufgrund des Schriftwechsels mit den Klägern der 
| gleichzeitig mit dem vorliegenden Rechtsstreit an h än g ig ge¬ 

machten Verwaltungsstreitverfahren und aufgrund von Pressebe¬ 
richten Uber andere Verfahren, etwa vor den Verwaltungsgerich¬ 
ten Schleswig und Oldenburg, die die Errichtung weiterer 
Kernkraftwerke betrafen und in denen Walther Soyka ver- 
j schiedentlich für eine Vielzahl von Klägern als Bevoll¬ 

mächtigter aufgetreten ist, kein ernstlicher Zweifel. 

Die Wichtigkeit des Auftrages fUr den Bevollmächtigten 
Walther Soyka hätte auch die Nichtigkeit der Aufträge 
fUr Wieland Soyka und Roland Bohlinger zur Folge, da 
| diese Aufträge in einem engen Zusammenhang zueinander 

stehen und anzunehmen ist, daß sie nicht ohne die gleich¬ 
zeitige Beauftragung von Herrn Walther Soyka zustande 
gekommen wären. In diesem Fall tritt jedoch nach § 139 BGB 
die Gesamtnichtigkeit des Rechtsgeschäfts ein. 

Diesen Bedenken gegen die Wirksamkeit der Bevollmächtigung 
ist indessen nicht weiter nachzugehen, da die Klage bereits 
aus anderen Gründen offensichtlich unzulässig ist. 

j Die Klage auf Feststellung der Nichtigkeit der Teilbau- 

i genehmigung vom 26. September 197^, der Ersten Teilgenehai- 

gung vom 9- Januar 1975, der in der Zeit vom 6. Juni 1975 
bis zum 31. Januar 1977 erlassenen Freigabebescbeide und 
der Zweiten Teilgenehmigung vom 6.‘ Juli 1977 ist aus dem 
Gesichtspunkt der Verwirkung unzulässig. 
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Wenn auch nach § A3 Abs. 1 VwGO die Feststellung der 
Nichtigkeit eines Verwaltungsaktes grundsätzlich unbe¬ 
fristet begehrt werden kann, so kann dieses Begehren 
doch nicht nach Belieben hinausgezögert worden. Eine 
zeitliche Begrenzung für das Feststellungsbegebren setzt 
der Gesichtspunkt der Verwirkung. 

Die Verwirkung ist ein Unterfall der wegen Verstoßes 
gegen Treu und Glauben unzulässigen RechtsausUbung. 

Sie tritt ein, wenn ein - materielles oder prozessuales - 
Recht nicht mehr wabrgenommen werden darf, weil seit der 
Möglichkeit seiner Geltendmachung längere Zeit verstrichen 
ist und besondere Umstände hinzutreten, die die verspätete 
Geltendmachung als Verstoß gegen Treu und Glauben erscheinen 
lassen (vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 9. Januar I960 
- 2 A 81/79 -, bisher nicht veröffentlicht, Urteilsabschrift 

5. 7 f m.w.N. -). Diese Voraussetzungen sind hinsichtlich 
der genannten Teilentscheidungen erfüllt. 

Zum einen hat der Kläger bis zur Erhebung se^...r Klage am 

6. Dezember 1979, mit der er erstmals ein etwaiges Recht 
auf Feststellung der Nichtigkeit geltend gemacht hat, einen 
längeren Zeitraum verstreichen lassen. Der Zeitpunkt der Klage- 
erhebung liegt zeitlich fast 21/2 Jahre nach Erlafi der hier 
in Betracht zu ziehenden Zweiten Teilgenehmigung vom 

6. Juli 1977. 

Zum anderen hat der Kläger nach dem Erlaß der Zweiten Teil¬ 
genehmigung vom 6. Juli 1977 ein Verhalten gezeigt, das es 
als Verstoß gegen Treu und Glauben erscheinen läßt, wenn er 
erst Jetzt seine letwaigen Rechte geltend macht. Das beklagte 
Land und die durch die Erteilung der Bescheide begünstigten 
Firmen konnten aufgrund des /erhaltene des Klägers davon 
ausgehen, er werde keine gerichtlichen Schritte gegen diese 
Teilentscheidungen mehr unternehmen. Bei der Würdigung des 
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Untätigbleibens des Klägers Innerhalb eines Zeitraumes 
von fast 2 1/2 Jahren ist nämlich zu berücksichtigen, 
daß während dieser Zeit die Errichtung des Kernkraftwerkes 
Mülheim-Kärlich - für Jeden Interessierten deutlich sicht¬ 
bar - zügig fortschritt und weitere Teilentscheidungen be¬ 
kannt-gemacht wurden. Unter diesen Umständen durften das 
beklagte Land und die beteiligten Firmen spätestens nach 
Ausführung eines Großteils der sichtbaren Baumaßnabmen und 
nach Erlaß der Zweiten Teilgenehmigung, die für die Errich¬ 
tungsphase eine grundsätzliche Entscheidung getroffen hat, 
annehmen, der Kläger werde gegen die diese Errichtungspbase 
abdeckenden Verwaltungsentscheidungen keine gerichtlichen 
Verfahren mehr anstrengen. In diese Würdigung ist dabei auch 
einzustellen, daß die an der Errichtung beteiligten Firmen 
erhebliche Investitionen vorgenommen haben. In Anbetracht 
dessen hätte es für den Kläger nahe liegen müssen, seine 
Klage auf Nichtigkeit der angegriffenen Teilentscheidungen 
sehr viel früher zu erheben, damit nutzlose Investitionen 
durch die an der Errichtung beteiligten Firmen nach Möglich¬ 
keit vermieden worden wären. Die hat er Jedoch ln zurechen¬ 
barer Weise unterlassen. 

Damit verstößt die Klage auf Feststelling der Nichtigkeit, 
soweit es sich bei den angegriffenen Teilentscheidungen um 
die Zweite Teilgenehmigung und die ihr zeitlich voraus¬ 
gehenden Genehmigungsakte handelt, gegen Treu und Glauben. 
Insoweit ist das Klagerecht verwirkt. 

Aber auch hinsichtlich der späteren Genehmigungsbescheide, 
nämlich der Dritten Teilgenehmigung vom 15. Dezember 1977 
und der Vierten Teilgenehmigung vom 10. November 1978 ist 
die Klage unzulässig. 

Insoweit fehlt es an dem für Jede Featstellungsklage nach 
§ A3 Abs. 1 VuGO erforderlichen berechtigten Interesse an 
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dar Feststellung der Niontigkelt. Das Vorliegen eines soloben 
Interesses Ist schon deshalb zweifelhaft, weil der Klüger 
in einer Entfernung von immerhin 70 km vom Standort des 
Kernkraftwerkes MUlheim-KKrlich entfernt wohnt. Denn ein 
solches Feststellungsinteresse steht nur dem Personenkreis 
zu, der im Falle der Erhebung einer Anfechtungsklage gemüS 
§ UZ Abs. 2 VwGO klagebefugt wäre. Ob in einer solohen Ent¬ 
fernung Personen von den radiologischen Auswirkungen dieser 
Anlage im Normalbetrieb (oder auch im Stürfall) betröffe; 
sein können, erscheint jedoch fraglich. 

Das Gericht brauchte diesen Bedenken jedoch nicht weiter 
nacbzuffohen, da dem Klüger jedenfalls das berechtigte 
Interesse an der Feststellung der Nichtigkeit gerade der 
Dritten und Vierten Teilgenehmigung fehlt. 

Das ist deshalb der Fall, weil diesen Genehmigungsakten 
unter anderem die Zweite Teilgenehmigung vorausgegangen 
ist und diese Teilentscheidung gegenüber dem Klüger unan¬ 
fechtbar geworden ist. Er hat es nümllch trotz ordnungsge- 
müßer Bekanntmachung der Zweiten Teilgenehmigung unterlassen, 
fristgerecht hiergegen KlagA zu erheben. 

Nach § 74 Abs. 1 VwGO ist die auf Aufhebung eines belasten¬ 
den Verwaltungsaktes gerichtete Anfechtungsklage innerhalb 
eines Monats zu erheben. Die Monatsfrist beginnt in den 
Füllen, in denen wie hier nach § 68 VwGO ein Widerspruchs¬ 
bescheid nicht erforderlich ist, mit der Bekanntgabe des 
Verwaltungsakts zu laufen (§ 74 Abs. 1 Satz 2 VwGO). Diese 
Frist, die am 16. Februar 1978, einem Monat nach der als 
Ende der Auslegung geltenden Zustellung, ablief, hat der 
Klüger bei weitem nicht eingehalten. Er hat seine Klage 
- u.a. gegen die Zweite Teilgenehmigung - erst am 6. Dezem¬ 
ber 1979 erhoben. 
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Die Bestandskraft der Zweiten Teiigenehmlgung wäre dem 
Kläger nur dann nicht entgegenzuhalten, wenn diese - was 
von ihm auch geltend gemacht wird - ihrerseits nichtig 
wäre. Dies ist jedoch nicht der Fall. 

Nach der hier maßgeblichen, am 1. Januar 1977 in Kraft ge¬ 
tretenen Vorschrift des § 44 Abs. 1 und Aba. 2 des Ver¬ 
waltungsverfahrensgesetzes - VwVfG - vom 25. Mai 1976 
(BGBl. I S. 1253), das gemäß § 24 AtG i.V. mit § 1 Abs. 1 
Nr. 2 VwVfG subsidiär gilt, führt eine Fehlerhaftigkeit 
eines Verwaltungsaktes - wie sie die Kammer in ihrem 
(bisher nicht rechtskräftigen) Urteil vom 7. Dezember 1979 
in dem Verfahren 7 K 194/77 festgestellt hat - nur unter 
ganz bestimmten engen Voraussetzungen zu dessen Nichtigkeit. 

Anhaltspunkte dafür, daß die Zweite Teilgenehmigung an einem 
besonders schwerwiegenden Fehler, der offenkundig ist (§ 44 
Abs. 1 VwVfG), leidet, hat der Kläger nicht vorgetragen; sie 
sind im übrigen auch nicht ersichtlich. So hat auch die Kammer 
in dem Verfahren 7 K 194/77 die Fehlerhaftigkeit erst nach 
einer umfänglichen rechtlichen Überprüfung festgestellt. 

Ebensowenig erfüllt die Zweite Teilgenehmigung eine der ln 
§ 44 Abs. 2 VwVfG im einzelnen aufgeführten Voraussetzungen. 
Insbesondere liegen die in dieser Vorschrift unter den 
Nummern 4, 5 und 6 genannten NlchtlgkeitsgrUnde (Nichtaus- 
fUhrbarkelt aus tatsächlichen Gründen, Verlangen zur Be¬ 
gehung einer rechtswidrigen Tat, Verstoß gegen die guten 
Sitten) ganz offensichtlich nicht vor. 

Der Kläger hat in keiner Weise dargetan, weshalb die in der 
Zweiten Teilgenehmigung ausgesprochenen Gestattungen aus 
tatsächlichen Gründen nicht ausführbar sein sollen. Anhalts¬ 
punkte dafür sind auch nicht ersichtlich. Ebensowenig liegt 
ein Verlangen zur Begehung einer rechtswidrigen Tat oder ein 
Verstoß gegen die guten Sitten vor. Die Zweite Teilgenehmigung 
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findet ihre gesetzliche Grundlage in § 7 AtG. Diese Vor¬ 
schrift ist verfaseungsgemäß, wie spätestens seit den 
Beschlüssen des Bundesverfassungsgerichts vom 8. August 1978 
(NJW 1979, S. 359) und vom 20. Dezember 1979 (NJW 1980, S. 759) 
feststeht. Dies hat zur Folge, daß Entscheidungen nach $ 7 AtO 
ebenfalls grundsätzlich verfassungsgemäß sind und deshalb nicht 
nach § 44 Abs. 2 Kr. 5 und 6 VwVfG nichtig sein können. Die 
völlig andere Frage, ob die Zweite Tellgenehmlgung ln einzelnen 
die Genehmigungsvoraussetzungen des § 7 AtG erfüllt, kann ledig¬ 
lich aufgrund einer zulässigen (Dritt-) Anfechtungsklage gerlcht 
lieh überprüft werden, sie führt Jedoch keinesfalls zur Nichtig¬ 
keit dieser Teilentscheidung. 

Die damit festgestellte Bestandskraft der Zweiten Teilgenehml- 
gung gegenüber dem Kläger dieses Verfahrens hat aber auch Aus¬ 
wirkungen auf das Vorliegen seines berechtigten Interesses an 
der Feststellung der Nichtigkeit der Dritten und Vierten Teil¬ 
genehmigung. Denn bei Bestandskraft der Zweiten Teilgenehmi¬ 
gung kann sein berechtigtes Interesse nur dahin gehen, die 
Nichtigkeit der Dritten und Vierten Teilgenehmigung insoweit 
festzustellen, als sie sich gerade aus deren Regelungsinhalt 
selbst ergibt. Der Kläger hat Jedoch in keiner Weise dargetan, 
woraus sich - unter Zugrundelegung der Bestandskraft der 
Zweiten Teilgenehmigung - die Nichtigkeit der weiteren Ent¬ 
scheidungen ergeben soll. Anhaltspunkte für das Vorliegen 
eines solchen berechtigten Interesses sind für das Gericht 
im übrigen auch nicht ersichtlich. 

Nach alledem konnte die Klage keinen Erfolg haben. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Aba. 1 VwGO. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit 
des Urteils wegen der Kosten beruht auf § 167 Abs. 2 VwGO 
in Verbindung mit § 709 Satz 1 ZPO. 
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Rechtsmittelbelehrung 


Segen diese Entscheidung steht den Beteiligten die Berufung 
an das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz in Koblenz, 
Delnhardplatz 4, zu. 

Die Berufung ist bei dem Verwaltungsgericht in Koblenz» 
delnhardplatz 4, innerhalb eines Monats nach Zustellung 
des Urteils schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds¬ 
beamten der Geschäftsstelle einzulegen. Die Berufungsfrist 
ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist bei 
dem Oberverwaltungsgericht eingeht. Oie Berufungsschrift muß 
das angefochtene urteil bezeichnen und einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis 
mittel sollen angegeben werden. 


gez. Bornhofen gez. Pinkemeyer gez. Hennig 


Beschluß 


Der Wert des Streitgegenstandes wird gemäß § 13 Abs. 1 
Satz 1 GKG auf 100.000,-- DM festgesetzt. 


Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten und den 
sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde 
nach Maßgabe des § 25 Abs. 2 GKG an das Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz in Koblenz, Delnhardplatz 4, zu. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht in Koblenz, 
Delnhardplatz 4, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. Sie kann 
auch bei dem Oberverwaltungsgericht eingelegt werden. 

In Streitigkeiten u„er Kosten, Gebühren und Auslagen ist 
die Beschwerde nicht gegeben, wenn der Wert des Beschwerde¬ 
gegenstandes 100,— DM nicht übersteigt (§ 146 Abs. 3 VwGO). 


gez. Bornhofen gez. Pinkemeyer gez. Hennig 
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7 * 317/7,9 


Gerichtsbescheid 


In den Verwaltungsrechtsstreit 

des Herrn Roland Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobbent l/Husum 
"■ - Kläger - 


Prozeßbevollmächtigte: 

Herr Walther Soyka, Wendtstraße 22, 
Herr Wieland Soyka, Wendtstraße 22, 


2800 Bremen, 
2800 Bremen, 


gegen 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister fUr Wirtschaft und Verkehr, 

BäuhofStraße 4, 6500 Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, 

Postfach 1329, 5^00 Koblenz, 

- Beklagter - 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, 

Oderstraße 13, 6500 Mainz, 

wegän Errichtung des Kernkraftwerkes Mülheim-Kärlich 

erläßt die 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz 
unter Mitwirkung des 

Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichts Bomhofen 
Richters am Verwaltungsgericht Pinkemeyer 
Richters am Verwaltungsgericht Hennlg 


am 6. Juni 1980 


folgende Entscheidung: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Der Kläger/die Klägerin hat die 
Kosten des Verfahrens zu tragen. 

Der Gerlchtsbeacheid ist wegen der 
Kosten gegen Sicherheitsleistung ln 
Höhe von 5.000,— DM vorläufig voll¬ 
streckbar. 

- 2 - 
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Gründe 


I. 

Der Kläger/die Klägerin wendet sich gegen sämtliche für 
die Errichtung des Kernkraftwerkes Mülheim-Kärlich bisher 
von dem beklagten Land erteilten atomrechtlichen Teil¬ 
entscheidungen. Bei diesen handelt es sich um folgendes 
Erste Teilgenehmigung vom 9. Januar 1975, 1Freigabe¬ 
bescheid vom 6. Juni 1975, 2. Freigabebescheid vom 
18. August 1975, 3. Freigabebescheid vom 14. November 
1975, 4. Freigabebescheid vom 19. Dezember 1975, 5. Frei¬ 
gabebescheid vom 27. Februar 1976, 6. Freigabebescheid 
vom 5. April 1976, 7. Freigabebescheid vom 24. Juni 1976, 

8. Freigabebescheid vom 19. November 1976, 9. Freigabebe¬ 
scheid vom 31. Januar 1977, Zweite Teilgenehmigurig vom 
6. Juli1977, Dritte Teilgenehmigung vom 15. Dezember 1977 
und Vierte Teilgenehmigung vom 10. November 1978. Darüber 
hinaus wendet er/sie sich gegen die von der Kreisverwaltung 
des Landkreises Mayen-Koblenz am 26. September 1974 er¬ 
teilte (baurechtliche) Teilbaugenehmigung. 

Die atomrechtlichen Teilentscheidungen erteilte das 
Ministerium für Wirtschaft und Verkehr des Landes 
Rheinland-Pfalz im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Soziales, Gesundheit und Sport der Firma Rheinlsch-West- 
fälisches Elektrizitätswerk, Aktiengesellschaft - RWE -, 
dem Konsortium bestehend aus den Firmen Brown, Boveri 
A Cie., Aktiengesellschaft - BBC - und Babcock-Brown, 

Boveri Reaktor GmbH - BBR - und der Firma Hochtief 
Aktiengesellschaft, die seit 1975 das Kernkraftwerk 
errichten. 

Der Kläger/die Klägerin wohnt in etwa ^ ^ 

Kilometer von dem Standort des Kraftwerkes entfernt. 
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Auf den Antrag der genannten Firmen aus dem Jahre 1972 
erteilte das Wirtschaftsmlnisterium am 9. Januar 1975 
die Erste (atomrechtliche) Teilgenehmigung und die 
Kreisverwaltung Mayen-Koblenz am 26. September 197^ 
eine Teilbaugenehmigung für die Baustelleneinrichtung 
und den Erdaushub. 

In Ausfüllung des in der Ersten Teilgenehmigung ent¬ 
haltenen Freigabevorbehaltes erließ das Wirtschafts¬ 
ministerium in der Folgezeit bis Januar 1977 insgesamt 
9 Freigabebescheide. 

Am 6. Juli 1977 erteilte das Wirtschaftsministerium auf 
Antrag den genannten Firmen aufgrund des § 7 des Atom¬ 
gesetzes - wie es in dem Genehmigungsbescheid heißt - 
"im Anschluß an die Erste TedLgenehmigung vom 9. Januar 
1975" die Zweite Teilgenehmigung, die - bezogen auf 
den der Ersten Teilgenehmigung zugrunde liegenden Sicher¬ 
heitsbericht - eine Verschiebung des Standortes des Reak¬ 
torgebäudes sowie weiterer Anlagenteile und eine veränderte 
Gebäudeanordnung vorsieht. 

Diese Teilentscheidung wurde im Staatsanzeiger für 
Rheinland-Pfalz Nr. 28, Seite 503 vom 25. Juli 1977 
und in dar Rhein-Zeitung, Ausgaben Koblenz, Mayen/ 

Andernach und Neuwied mit ihrem verfügenden Teil und 
einer Rechtsbehalfsbelehrung am 19. Juli 1977 bekannt 
gemacht. Auf die Bekanntmachung wurde im Bundesanzeiger 
Nr. 130 vom 16. Juli 1977, Seite 4, hingewiesen. Die 
Genehmigung lag ab Dienstag, dem 26. Juli 1977 - wie 
im der Bekanntmachung angekündigt - für die Dauer von 
zwei Wochen bei der Gemeindeverwaltung in Mülheim- 
Kärlich, bei der Verbandsgemeindeverwaltung in WeiBenthurm 
nad beim Ministerium für Wirtschaft und Verkehr zur Ein¬ 
sichtnahme aus. 


- k - 
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Des weiteren erteilte des beklagte Land den genannten 
Firnen gemHB § 7 des Atomgesetzes an 15. Dezember 1977 
die Dritte Tellgenehmlgung. Dieser Bescheid wurde lm 
Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz Nr. 51, Seite 935, 
von 30. Dezember 1977 und in der Rhein-Zeitung, Aus¬ 
gaben Koblenz, Mayen/Andernach und Neuwied mit seinem 
verfugenden Teil und einer Rechtsbehelfsbelehrung am 
2. Januar 1978 bekannt gemacht. Auf die Bekanntmachung 
wurde im Bundesanzeiger Nr. 243 vom 29. Dezember 1.977, 

Seite 8, hingewiesen. Der Genehmigvingsbescheid lag ab 
Dienstag, dem 3. Januar 1978, bis einschließlich Montag, 
dem 16. Januar 1978 - wie in der Bekanntmachung ange- 
kUndigt - bei der Gemeindeverwaltungen MUlhelm-Kärlich, 
bei der Verbandsgemeindeverwaltung in Weißenthurm und 
beim Ministerium für Wirtschaft und Verkehr zur Ein¬ 
sichtnahme aus. 

Schließlich erließ das beklagte Land am 10. November 1978 
die Vierte Teilgenehmigung. 

Diese Teilentscheidung wurde im Staatsanzeiger für 
Rheinland-Pfalz Nr. 45,, Seite 775, vom 27. November 1978 
und in der Rhein-Zeitung, Ausgaben Koblenz, Mayen/Andernach 
und Neuwied am 27. November 1978 mit ihrem verfugenden Teil 
und einer Rechtsbehelfsbelehrung bekannt gemacht. Auf die 
Bekanntmachung wurde lm Bundesanzeiger Nr. 221 von 
25. November 1978, Seite 6, hingewiesen. Der Genehmigungs¬ 
bescheid lag ab Dienstag, dem 28. November 1978, bis ein¬ 
schließlich Montag, den 11. Dezember 1978 - wie in der 
Bekanntmachung angekUndigt - bei der Gemeindeverwaltung 
in Mülheim-Kärlich, bei der Verbandsgeneindeverwaltung 
in Weißenthurm und beim Ministerium für Wirtschaft und 
Verkehr in Mainz zur Einsichtnahme aus. 

Daraufhin hat Herr Walther Soyka unter Vorlage einer Voll¬ 
nachtsurkunde, die auch die Herren Wieland Soyka und Roland 
BohlInger als Bevollmächtigte ausweist, im Namen des Klägers/ 
der Klägerin am 6. Dezember 1979 Klage erhoben. 

- 5 - 
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Dar Kläger/die Klägerin hält die genannten Genehmigungs- 
b«scheide für nichtig, jedenfalls aber für rechtswidrig. 


Der Kläger/die Klägerin beantragt sinngemäß, 
die Nichtigkeit 

der Ersten Teilgenehmigung vom 9. Januar 1975, 
des 1. Freigabebescheides vom 6. Juni 1975, 
des 2. Freigabebescheides vom 18. August 1975, 
des 3. Frelgabebescheldes vom 14. November 1975, 
des 4. Freigabebescheides vom 19. Dezember 1975, 
des 5. Freigabebescheides vom 27. Februar 1976, 
des 6. Freigabebescheides vom 5. April 1976, 
des 7. Freigabebescheides vom 24. Juni 1976, 
des 8. Freigabebescheides vom 19. November 1976, 
des 9. Freigabebescheides vom 31. Januar 1977, 
der Zweiten Teilgenehmigung vom 6. Juli 1977, 
der Dritten Teilgenehmigung vom 15. Dezember 1977, 
der Vierten Teilgenehmigung vom 10. November 1978 
- jeweils erlassen vom Ministerium für Wirtschaft 
und Verkehr des Landes Rheinland-Pfalz, Mainz - 
sowie der Teilbaugenehmigung der Kreisverwaltung 
Mayen-Koblenz vom 26. September 1974 
festzustellen, 

hilfsweise, 

die genannten Bescheide aufzuheben. 


Das beklagte Land beantragt, 
die Klage abzuweisen. 

Es hält die Klage fUr unzulässig. 

Wegen des Sach- und Streitstandes in allen Einzelheiten 
wird auf die zu den Akten gereichten Schriftstücke und 
Schriftsätze Bezug genommen. 


II. 

Ober die Klage kann das Gericht gemäß Art. 2 § 1 Abs. 1 
des Gesetzes zur Entlastung der Gerichte in der Verwal- 
tungs- und Finanzgerichtsbarkelt - EntlG - vom 31. März 1978 


- 6 - 
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(BQBl. I S. 446) nach vorheriger Anhörung der Be¬ 
teiligten durch Gerichtsbescheid entscheiden. Denn 
die Kammer ist einstimmig der Auffassung, daß die 
Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher 
oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt ge¬ 
klärt ist. 

,Die Klage ist unzulässig und kann schon deshalb keinen 
Erfolg haben. 

Dabei ist die auf Feststellung der Nichtigkeit der ange¬ 
griffenen Genehmigungs- und Freigabebescheide gerichtete 
Klage unzulässig, weil das Klagerecht verwirkt ist und 
ein Feststellungsinteresse für den Kläger/die Klägerin 
nicht vorliegt. Die Anfechtungsklage ist unzulässig, 
weil die Klagefrist versäumt ist und die Klagebefugnis 
fehlt. LJ 

Soweit die Klage auf Feststellung der Nichtigkeit der an¬ 
gegriffenen Genehmigungsbescheide gerichtet ist, ergibt 
sich ihre Unzulässigkeit aus folgendem: 

Die Klage auf Feststellung der Nichtigkeit der Teilbau¬ 
genehmigung vom 26. September 1974, der Ersten Teilgenehmi¬ 
gung vom 9. Januar 1975, der in der Zeit vom 6. Juni 1975 
bis zum 31. Januar 1977 erlassenen Freigabebescheide und 
der Zweiten Teilgenehmigung vom 6. Juli 1977 ist aus dem 
Gesichtspunkt der Verwirkung unzulässig. 

Wenn auch nach § 43 Abs. 1 VwGO die Feststellung der Nichtig¬ 
keit eines Verwaltungsaktes grundsätzlich unbefristet be¬ 
gehrt werden kann, so kann dieses Begehren doch nicht nach 
Belieben hinausgezögert werden. Eine zeitliche Begrenzung 
für das Feststellungsbegehren setzt der Gesichtspunkt der 
Verwirkung. 


- 7 - 
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01« Verwirkung ist ein Unterfall der wegen Verstoßes 
gegen Treu und Glauben unzulässigen RechtsausUbung. 

Sie tritt ein, wenn ein - materielles oder prozessuales 
Recht nicht mehr wahrgenommen werden darf, weil seit der 
Möglichkeit seiner Geltendmachung längere Zelt verstrichen 
ist und besondere Umstände hinzutreten, die die verspätete 
Geltendmachung als Verstoß gegen Treu und Glauben erscheinen 
lassen(vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 9. Januar 1980 
- 2 A 81/79 -, bisher nicht veröffentlicht, Urteilsabschrift 
S. 7 f m.w.N. -). Diese Voraussetzungen sind hinsichtlich 
der genannten Teilentscheidungen erfüllt.^J 

Zum einen hat der Kläger/die Klägerin bis zur Erhebung 
seiner/ihrer Klage am 6. Dezember 1979, mit der er/sie 
erstmals ein etwaiges Recht auf Feststellung der Nichtig¬ 
keit geltend gemacht hat, einen längeren Zeitraum ver¬ 
streichen lassen. Der Zeitpunkt der Klageerhebung liegt 
zeitlich fast 2 1/2 Jahre nach Erlaß der hier ln Betracht 
zu ziehenden Zweiten Teilgenehmigung vom 6. Juli 1977. 

2u« anderen hat der Kläger/die Klägerin nach dem Erlaß der 
Zweiten Teilgenehmigung vom 6. Juli 1977 ein Verhalten ge¬ 
zeigt, das es als Verstoß gegen Treu und Glauben erscheinen 
läßt, wenn er/sle erst jetzt seine/ihre etwaigen Rechte 
geltend machen. Das beklagte Land und die durch die Erteilung 
der Bescheide begünstigten Firmen konnten aufgrund des Ver¬ 
haltens des Klägers/der Klägerin davon ausgehen, er/sle 
werde keine gerichtlichen Schritte g«g»n diese Teilentschei¬ 
dungen mehr unternehmen. Bei der Würdigung des Untätig¬ 
bleibens des Klägera/der Klägerin innerhalb eines Zeitraumes 
von fast 2 1/2 Jahren ist nämlich zu berücksichtigen, daß 
während dieser Zeit die Errichtung des Kernkraftwerkes 
Mülheim-Kärlich - für Jeden Interessierten deutlich sichtbar 
Zügig fortschritt und weitere Teilentscheidungen bekannt 
gemacht wurden. Unter diesen Umständen durften das beklagte 
Land und die beteiligten Firmen spätestens nach Ausführung 


8 
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eines Großteils der sichtbaren Baumaßnahmen -und nach 
Erlaß dar Zweiten Teilgenehmigung, die für di# Errich- 
tungaphase ein# grundsätzliche Entscheidung getroffen 
hat, annehmen, der Kläger/die Klägerin w#rd# gegen di# 
diese Errichtungaphase abdeckenden Verwaltungsentschei¬ 
dungen keine gerichtlichen Verfahren «ehr anstrengen. 

In diese Würdigung ist dabei auch elazustellen, daß di# 
an der Errichtung beteiligten Firmen erhebliche Investi¬ 
tionen vorgenommen haben. In Anbetracht dessen hätte es 
für den Kläger/die Klägerin nahe liegen mUssen, selne/ibre 
Klage auf Nichtigkeit der angegriffenen Teilentscheidungen 
sehr viel früher zu erheben, um nutzlose Investitionen durch 
die an der Errichtung beteiligten Firmen naoh Möglichkeit 
zu vermeiden. Dies hat er/eie Jedoch in zurechenbarer Weise 
unterlassen. 

Damit verstößt die Klage auf Feststellung der Nichtigkeit, 
soweit es sich bei den angegriffenen Teilentscheidungen um 
die Zweite Teilgenehmigung und die ihr zeitlich voraus¬ 
gehenden Genehmigungsakte handelt, gegen Treu und Glauben. 
Insoweit ist das Klagerecht verwirkt. 

Aber auch hinsichtlich der späteren Genehmigungsbescheide, 
nämlich der Dritten Teilgenehmigung vom 1'5. Dezember 1977 
und der Vierten Teilgenehmlgung vom 10. November 1978 Ist 
die Klage unzulässig. 


Insoweit fehlt es an dem für Jede Feststellungsklage nach 
§ 43 Abs. 1 VwGO erforderlichen berechtigten Interesse an 
der Feststellung der Nichtigkeit. Ein solches Feststeldungs- 
interesse steht nur dem Personenkreis zu, der im Falle der 
Erhebung einer Anfechtungsklage gemäß § 42 Aba. 2 VwGO 
klagebefugt wäre. 


-9 
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Indessen gehört der Klgger/die Klägerin, der/die in 
einer Entfernung von^^O kn von Standort des Kernkraft¬ 
werkes MUlheim-Kärlich entfernt wohnt, nicht zu dem 
Personenkrele, der von den radiologischen Auswirkungen 
dieser Anlage im Normalbetrieb oder in Störfall betroffen 
sein könnte. Er/Sie hat auch nicht substantiiert vortragen 
können, daß er/sle selbst fUr sein/ihr Leben oder seine/ihre 
Gesundheit Gefahren befurchtet. Er/Sie wendet sich mit der 
Klage wleinehr allgemein gegen die Errichtung von Kernkraft¬ 
werken. Das reicht jedoch - angesichts der Entscheidung des 


Gesetzgebers zugunsten einer friedlichen Nutzung der Kern 
energle, die nach den Entscheidungen des Bundesverfassungs¬ 
gerichts von 8 . August 1978 und vom 20. Dezember 1970 (N.iw 
1979, S. 359 ff und NJW 1980, S. 759 ff) ">it de,n Grundge¬ 
setz vereinbar ist - nicht aus, um die Klagebefugnas und da 
erforderliche Feststellungsinteresse zu begründen. 


Schotv&us dem Grunde konnte die Klage mit dem Hauptantrag 
auf Feststellung der Nichtigkeit der Bescheide keinen 
Erfolg haben. 


Ebenso erfolglos bleiben mußte der Hilfsantrag auf Auf¬ 
hebung der genannten Bescheide. Auch hier gilt weitgehend 
das oben AuagefUhrte. 

Di# Anfechtungsklage gegen die bis zun Sommer 1977 erlas- 
ssnen Teilentscheidungen (Erste und Zweite Teilgenehmigung, 
1. bis 9. Freigabebescheid) ist wegen Verstoßes gegen Treu 
und-Glauben verwirkt. 

Dl* Anfechtungsklage gegen die Dritte Teilgenehmigung vom 
15. Dezember 1977 und gegen die Vierte Teilgenehmigung vom 
10. November 1978 ist verspätet, weil *1? nicht innerhalb 
eines Monats nach deren Bekanntgabe (§7^ Abs. 1 Sat,. 2 
VwGO erhoben wurde. 


'.0 - 
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I« Übrigen fehlt es dem KlKger/der Klägerin-an der Klage¬ 
befugnis nach § 1*2 Abs. 2 fwGO. 

alledem konnte die Klage keinen Erfolg haben, 

Oie Kostenentscheidung folgt aus § 15** Abs. 1 VwGO. 

Die Entscheidung Uber die vorläufige Vollstreckbarkalb 
des Gerichtsbescheides wegen der Kosten beruht auf ® 

Abs. 2 VwGO in Verbindung mit Art. 2 § 1 Abs. 2 EntlG und 
§ 709 Satz 1 ZPO. 


Rechtsmittelbelehrung 


Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten die Berufung 
an das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz in Koblenz, 
Deinhardplatz 4, zu. 

Die Berufung ist bei dem Verwaltungsgericht in Koblenz, 
Deinhardplatz 4, innerhalb eines Monats nach Zustellung 
des Gerichtsbescheides schriftlich oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. Die 
Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung inner¬ 
halb der Frist bei dem Oberverwaltungsgericht eingeht. 

Die Berufungsschrift muß den angefochtenen Gerichtsbescheid 
bezeichnen und einen bestimmten Antrag enthalten. Dia zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen an¬ 
gegeben werden. 


gez. Borahofen gez. Pinkeme>»r gez. Hennig 

Beschluß 


Der Wert des Streitgegenstandes wira gemäß § 13 Abs. 1 
Satz 1 OKO auf 100.000.— DM festgesetzt. 
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Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten und den 
sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde 
nach Maßgabe des § 25 Abs. 2 GKG an das Oberverwaltungs¬ 
gericht Rheinland-Pfalz in Koblenz, Delnhardplatz 4, zu. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht in Koblenz, 
Delnhardplatz 4, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. Sie kann 
auch bei dem Oberverwaltungsgericht eingelegt werden. 

In Streitigkeiten Uber Kosten, Gebühren und Auslagen ist 
die Beschwerde nicht gegeben, wenn der Wert des Beschwerde¬ 
gegenstandes 100,— DM nicht Ubersteigt (§ 146 Abs. 3 VwGO) 


gez. Bornhofen 


gez. Pinkemeyer gez. Hennlg 



Ausgefertiqt: 

& 

tizangesteilte 
amter der Geschäftsstelle 
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Prczeßgruppe II, Klage vom 19.11.1900, Entscheidung 


vom 21.7.1981 
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FORUM HUMANUM 113 

Hartmut - GrOndler - KUgerverband 
HrVolksgsnmdhelt und blologüdie Stdwduit 
W«idML22.ie00Bninnnl-RiiiM21-7(»n 

A« tu Bram, 19.11.198C 

Terwaltvngsgerioht Koblenz 
Dainhsrdmlsts * 

ü68.Si&8 

Da Widerstand gagan Unreohtehnndlungan dar Bffentliohen Dawalt au 
leiaten,arbebe loh ala 1. Toraitsandar daa ala Waltanaobauungsga- 
aelnsehaft tütigen Freunden- und Bekennerkreiaea "Forum Humanum - 
Hartmut-Gründler-Klfigarverbnnd für Volkagesundheit und biologiaohe 
Sicherheit" ia Barnen dar naohataband gananatan 78 Klüger gagan dan 

1. MLalatar für Wirtschaft und Tarkahr daa Landet Rheinland-Pfalz 
ln Maina and 

2. dan Landrat das Landkralaaa Mayen-Koblenz in Koblenz 

v a g a n dar raobtlioh unmöglichen 
197t, dar 1. Teilgenehmigung (TG) vom 
Zeit vom 6. Juni 197$ bla aus 31. Jani 
baaobalda und dar 2, TG von 6. Juli 1< 
da itosapaltwark MUlhelm-Kärlloh 

Klage auf Feststellung dar Niohtigkeit diaaar aümtlicben 
8ohalnganahmigungan, die u.a. gagan S 220a StGB ver* 
stoBen. Für aümtliohe unter Nr. 1 bla 78 genannten Klüger bestelle 
lab au.' tJntarbevollmüohtigten Beobtaanwalt Eokart Bahn, 2800 Bre- 
naa 1. BunboldtatraBe 70, für dia Klüger au * bla 78 Frau Niooll 
de Brula, 2800 Bremen 1, Wandtetrefle 22, lab beantrage, aümtliohe 
Klagen na gemeinsamer Verhandlung und Entscheidung au verbinden 
und eine mündliche Verhandlung durobaufübran. Klüger slndt 
1. Naaeiturus de Bruin-Soyka, s.Bt, ia 7» Schwanger» 
Vendtstr.22, 2800 Bremen sehaftsmonat 


Teilbaugenehmigung vom 26.9, 
9» Januar 1975, dar in der 
ar 1977 erlassenen Freigabe» 
77 für das plutoniuneraengen- 


2. Peter Bahn, 

Frauenlobatr.32, 65oo Mainz 


3, Michael Bsuser, 

Bsttstr.6, 7000 Stuttgart 70 


4. Paul Birkner, 

7335 Salaoh /Vdrtt- 


5. Wolfgang Bohn, 

Frankfurterotr.37, 6330 Wetzlar 


31, 4930 Detmold 18 

7. Dr.Ma*-Otto Broker, 

Scbererstr.6, 4920 Lemgo 

8 . Wolfgang Bunde, 

Dieteriohsstr.6, 3000 Hannover 


6 .Uwe Brinkmann, 
Augustdorferstr. 


9. Frits Oastagne, 

Goetbeatr.27, 23oo Kiel 


10, Martin Bahlke, 

3131 Küsten 1, Hr.9 

11. Xrmtraud Strodtmann, 
Petkumerstr.8, 2956 Moormerland 
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12. Walter Dinninghoff, 

Fetkumerstr.8, 2956 Moormerland 


13. Christa Egli, 

Dorfplatz 12, 6702 Bad Dürkheim 

14. Maria Eigner, 

Servatiusstr.28, 5300 Bona 1 


15 . 

16 . 

17. 

18. 

19. 

20 . 
21 . 
22 . 

23. 

24. 

25. 

26 . 
27. 


Lilli Einsele, 

Bleichstr.18, 6000 Frankfurt/M. 


Eisbein . 

2944 Burha tf, Osifrfetlttj 


Henning Fikentseher, 

2391 Steinbergkirche 

Florian Fischer, 

Künchenerstr.6, 1000 Berlin 

Wolfgang Flemming, 

Fostf. 5014, 3015 V/ennigsen 5 

Ernst Fröhlich, 

Appenroderstr.5, 6313 Homberg 4 

Florian Giese, 

2$41 Habel 

Reinhard Giese, 

2341 Kabel 


Franz Grothe, 

Tiegen 5, 3040 Soltau 


Adelheid Gruben, 

Heinrichstr.44, 3300 Braunschweig 


Emil Gundler, 

Marienburgweg 8 , 3340 W'olfenbüttel 

Heinrich Hartmann, 

Adolfshof 1, 3160 Lehrte 

Gisela Hasenjäger, 

Eichenweg 13, 7065 Winterbach 


28„Barbara Heemann. 

Strassburger Weg 99, 44CC Münster 


29. Christof Heinzerling, 
Zugweg 10, 5000 Köln 1 

30. Gertrud Heller, 

8713 Marktbreit 

31. Marianne Humpe, 

3012 Langenhagen 


32 o Ing. Walter Hennings 

7050 Waiblingen, Röteetr,4 

33. Wolfgang ton Hireohheydt 
OststrmBe 14 
5804 Herdecke/Ruhr 
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34. Uwe Höhn, 

Hitt felderstr.18, 2107 Rosengarten 7 

35. Lui Jahn, 

6124 Olfen 

36. Walther Junge, 

Mozartstr.23, 2000 Hamburg 76 

37. hotte Kleemann, 

Wartburgplatz 1, 8000 München 40 

38. Hane Knoth, 

6438 Ludwigsau-Tann 

39. Robert van de Laar, 

Am Mienenberg 4, 2802 Otteraberg 

40. Gabi Leiberich, 

Angleratr.17, 8000 München 2 

41. Hlae Lekiea, 

Falkenbergsweg 1b, 21o4 Hamburg 92 

42. Detlef Lindenthal, 

Am Berg 2, 4316 Schledehausen 

43. Harald Lutz, 

LSmmleshalde 74, 7000 Stuttgart 50 

44. Margarete Lutz, 

LSmmleshalde 74, 7C00 Stuttgart 50 

45. Volker Michaelis, 

Sandweg 9, 4920 Lemgo 

46. Winfried Michel, Wieneratr. 32, 

4400 Münster 

47. Michael Moll, 

Straßburger Weg 99, 4400 Münster 


48. Christian Heumann, 
Papenatr.134, 2000 Hamburg 76 

49. Erica Naumann, 

Pepenstr.134, 2000 Hamburg 76 

50• Dietrich Neumann, 

2814 Bruobhöfen24 


54. Luise Fassauer 

Friedriohsdorferstr.1 
6380 Bad Homburg 

55° Elisabeth Plattner 
Alte Weinsteige 105 
7000 Stuttgart 70 


51. Gerhard Neumann, 

Karl ▼. Galen»Str,25, 4423 Gescher 2 

52. Klaus»!iter Noll, 

Egestorfstr.18, 3000 Hannover 31 

53° Lothar Oberfeld, 

Heinkelweg 8, 4937 Lsge, Lippe 



56o Barnhild Pfenning, " 4 ” 

QnodstKdterstr., 8713 Marktbreit 

57. Friedrich Posch, 

Ludwigetr,12, 8905 Hering 

58. Karl Theo Heichling, 

Hosartstr.28, 4930 Detmold 

59. Bilde Riedel, 

Eichtalstr.18, 2000 Hamburg 70 

60. Prits Eieg, 

Scheffelatr.4, 7614 Gengenbach 

61. Margarete Riemen, 

Wupperstr.34a, 5&50 Solingen 

62. Dr. Hartwig Righi, 

Sedelhofstr.7, 8000 München 60 

63. Gottfried Rösslo, 

Stuttgarterstr.93, 7140 Ludwigeburg 

64. Stefan Roßbach, 

Pinkenbachstr.29, 6124 Olfen 

63 . Joachim Scheer, 

Kölnerstr.22, 5420 Lehnatein 

66 . Klaus 3choenwerth. 

Untere Jekobermeuer 9, 8900 Augsburg 


67. Philipp Seyberth, 
Oranienstr. 142, 


5000 Köln 91 


68 . Irmgard Sodenkamp, 
Viktoriastr.29, 4630 Bochum 1 

69 . Harald Sukstorf, 

Volksdorf Nr.91, 3061 Meorbeck 


70. Wolfgang Teubert, 
Detmolderatr.126d, 


4800 Bielefelg 


71. Ruth Treu, 

Auf der Wohnort 16, 5982 Neuenrade 2 


72. Siegfried Treu, 

Auf der Wohnert 16, 5982 Neuenrade 2 

73. Ilse Trüstedt, 

Bentweg 5, 4935 Detmold-Hiddesen 

?4 * WIHwIüm/Variingen.M 

75. Walter Wassermann, 

Btthold Knaust-Str.23, 3000 Hannover 91 

76. Gotthard Weber, 

Unterdorf 53, 6124 Beerfelden 3 
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77. J8rg Ziegler, 

Kirchplatz 8, 7145 MarkgrSningen 


78. Valtraut Zachoreoh, 

Schulweg 10, 7821 Eisenbach 2 


Klagebegrün djxtLi 


Za Parellelprosesaen hat dar 7. Senat des Obaraarwaltongagarich^ 
tas für das Land Hheinland-Pfalz «a 18.11.1980 di# Berufung von 
42 Klägern als unzulässig surüokgewiesen. Durch diese Entschei¬ 
dung wurde gegen § 336 StGB verstoßen, der besagt: 


"Bin Biohter, ein anderer Aatsträgsr oder ein Schiedsrichter, 
weloher sich bei der Leitung oder Entscheidung einer Heohts- 
saohe zugunsten oder sua Nachteil einer Partei einer Beugung 
des a„ hts sohuldig asoht, wird nit Freiheitsstrafe von einea 
Jahr bis su fünf Jahren bestraft." 


Da aioht varhersusehen ist, ob bsw. wann der Strafanseige Erfolg 
besehieden ist, die bei der Staatsanwaltschaft Koblens gegen die 
5 an dieser Heohtabeugung beteiligten Biohter erstattet wurde, 
ist es unuwlnglioh, daß unbefangene, d.h. bisher nicht Bit 

den Fall Mülhein-Kärlich befaßte Biohter eine g e r e o h t e , 
a« wahren Saohverhalt ausgeriohtete Entscheidung tref¬ 
fen. Die rechtliche Bnedgliohkeit der Soheinganehaigungea ergibt 
sich u.a. aus folgenden Tatsachen: 

1) Die "Einleitung” sua Textband des BBO/BBB-Sioherbeitsberlchte* 
(8. 1./1) endet ait folgenden Worten: (April 1973) : 


"Der Bericht gibt soait Auskunft über alle Sicherheitstechnik 
sehen Fragen, die für die Beurteilungder Anlage wesentlich 
sind." 

Es folgen auf Seite 2.-8 su den "geologisohen Verhältnissen* 

12 Zeilen Text, su den "bodenaeobanisohen Verhältnissen - Bo- 
dentmtersuchungen” 3 Zeilen (S. 2.-9), su den "ßeisaologisohen 
Verhältnissen" 13 Zeilen und 6 Zeilen su den hieran vorgesehe¬ 
nen "Besonderen Sicherheitsaaßnahaen" (8. 2.-9)« 


2 ) 


Bereite aa 19.3.1971 erstellte Dr. Ludwig Ahorner, Hauptobeer- 
vator an der Erdbeoenatation Bensberg der Dniversität K81n ein 
"Gutachten sur Frage der Erdbebengef für ejn Kernkraft- 

werk ia Mittelrheiatsl »wisohen Koblens und Bonn (Standorte 
Urnits-Weißenthura und Sinsig-Niederbreisig)". Weder an 6.12. 
1971 beia Erdrterungsterain über den BWE-Antrag auf Erteilung 
•inos "StandortVorbescheide»" für ein AKW in Mülheia-Kfirlioh, 
noch bei der 70. Sitsuag der Beaktorsioherheits-Konaiasion ist 
von diesen E *.» ten die Bede. Es bleibt unter stren¬ 

gen Verschluß der Landesregierung, ao daß nit Schreiben von 
26.4.1972 die Bundesregierung den Standort Külheia-Kärlich su¬ 
nt laat.Bezüglich des einstinaig an 17.10.1972 tos 8 tadtret der 
Stadt Heuvied gefaßten Beschlusses auf "Einsioht in die Gutach¬ 
ten und MSgli isit der Stellungnahas” vermerkt aa 23,10.1972 
das Ministeriun für Wirtschaft und Verkehr in Mains: 


"Dea Wunsch des Stadtrates naoh Aushändigung der Gutachten kann 
nicht gefolgt werden." 

3) Naoh drei vorangegangenen Besprechungen nit Vertretern der 
Stadt Neuwied schreibt aa 16 t.1973 der beklagte Minister 

für Wirtschaft und Verkehr des Lmües Hheinland-Pfalz an 
Herrn Erwin B. in 545 Neuwied 12 u.a.i 
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»An 22.12.1972 hat di« BUB-AS beantragt, ihr genäB 8 7 AtO di« 
Esriofatvng und d«s Betrieb «in«® Kernkraftwerk«« in Mülhein- 
KSrlioh au genehaiger. Dieser Antrs* wurde entynreohend den 
atoareohtliohen Vorschriften inswisohen öffentlich besanucg*. 


agpasmy g aeg bas: 

wesentlichen Brägen der Sicherheit« 


ausgelegt. 


Zu 



weeentliohen Tranen der Sicherheitstechnik und des Disweit** 
aihutses,Ü« unterschiedlich* Auslegungen sulasaen, wurden 
Gutachten in Auftrag gegeben. 

BUB wird erst nach Aua- 
und Bedenken ergehen 
wenn die Anlage 
m ohne Oefahr für 
werden kann. 

loh hoffe. Ihnen nit diesen Darlegungen geneigt su hab en, da B 
die Landesregierung ein* gewissenhaf te Prüfung aller Argunsna 
vornisst und eine Entscheidung aus aernsraftwerg Hmh*is~Kar— 
lieh eftrwfSitlgst und unter Berücksichtigung der Interessen 
der Bürger des Landes treffen wird." 

(Zitiert genäS Blatt 88 in AktenOrdner "9 orange") 


nur erfolgt, w 
S l| |>effiw 


Di« "Tererdnung über das Verfahren bei der Genehnigung von An¬ 
lagen nach § 7 des Atongesetses (Atonanlagen-Verordnung) von 
20„Mai I960 (BGBl. I S. 310) fordert??«« «««Antrag Mi« sw 
Prüfu ng erforderlichen Pnterlagen beiaufügen" sind, "inaoeson- 

"1. erläuternd« Pläne, Zeichnungen und Beschreibungen; 

2. ein Sicherheitsbericht, der all« nit der Anlage verbundenen 
Gefahren und di« vorgesehenen SioherheitsnaBnahnen unter 
besonderer Berücksichtigung von 8 7 Abs.2 Nr.2 und * des 
Atongesetses darlegt ... (8 1 (2) AtonAnl.-VO.) 

8 7 AtG. verbietet Anlegen nur Erseuctung oder sur S pal tung 
von Kernbrennstoffen grundsätslich; sie dürfen nur genehnigt 
werden, wenn genäB Abs.(2) u^t. 

*2. die nach den Stand von Wissenschaft und Technik erforder¬ 
lich* Torso *' 5 egen Schäden durch die Errichtung und den 
Betrieb der Anlage getroffen ist..." 

Ausdrücklich wird in 8 1 Hr.2 als Zweck des Atongesetses di« 
auch in Art. ?A, Br.lia das Grundgesetses genannte Aufgabe fest¬ 
gelegt, 

"Leben, Gesundheit und Sachgüter vor den Gefahren der Kernenerw 
gie und der schädlichen Wirkung ionisierender Strehlen su 
sohfltsen..." 

5) Den beklagten Minister wer diese Heohtslag* eelbstverständllch 
bekennt. Er kannte 8 2 der Atonanl-TO, deasufolg« die sogleich 
nit den BVE-äanehnigungoantrag öffentlich sussuleganden "Onter- 
lagen" vollständig su sein batten, un der betroffe¬ 
nen Bevölkerung di* «rrorderliohe Prüfung_ su ersSglichen, o b 
"alle nit der Anlage verbundenen Gefahren* (81, Abs.(2), Er.1 
unü-2 AtonAnloVO) d . r.* . 1 ej t^ 
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len radioaktiver Staff*” {1.SSY0 vom 24.6.1960, BGBl. X 8.430) 
ordnet in 8 40 ausdrücklich «ns 

"p#rson*n, di* alt offenen radioaktiven Stoffen uagehen, alt 
denen auf Grund einer öenehmigungnaoh 8 3" (3.SSV0) "... ua- 
gegangen werden darf, lat ein Verhalten au untersagen , bei 
dea «lg oder ander* von einen , . an arei aktiv* 

Stoffe in * roer aufnohasn oder in gefahrbringender Weis* 
*n den Körper bringen können...* 

Diese streng* Regelung ist Folge des " quadratischen Abstands- 
gesetzes *. deazufolge die Strahlungsintensität von nicht ab- 
sohaitbaren,ionisierend* Strahlung aussendenden radioaktiven 


Stoffen 

ringer Distanz au 
len einwirkeno 


wird, wenn sie ia Körperloseren aus ge- 
sErahleneapfindliohe Kein» und Körpersel- 


6 ) Unzweideutig definiert § 2 der 1.SSV0, was " offene radioaktiv* 
Stoffe " sind: 

"Uasohlossene radioaktive Stoff* ia Sinne dieser Verordnung 
sind radioaktiv* Stoffe, die stfindig von einer allseitig raelv 
ton, feste 1 »ktivet , e uaaphlosaen sind, die bs 
eher betriebsaaniger Beanspruchung einen Austritt radioakti¬ 
ver Stoff* alt Sicherheit verhindert. Alle anderen radioakti¬ 
ven Stoffe sind offene radioaktive Stoffe.* 


Durah.8 55 der 1.BSY0 . Abs„(1) wurde siehergestellt, daß die 
dea 8ta5a8Min?3l3*5iIohaft entsprechenden JJj 
für offene radioaktive Stoffe auch für 


offen* radioaktive storre a u o n für "die Brrioh 
den Betrieb oder den Besitz von Anlagen sur Bezeugung oder 
nur Spaltung von Kernbrennstoffen oder sur Aufarbeitung be¬ 
strahlter Kernbrennstoffe" Anwendung finden: 

"Ein* Genehaigung naoh § 3" (1.SSVO) "ist nicht erforderlieh, 
wenn und soweit aioh di* naoh §§ 7 oder 9 des Atoagesetses 
erteilt* Ssnehaigung au feinen nach 8 3 gyehalgungspfllefe 
tlgen Uagang alt radioaktiven Stoffen erstreckt.” 

Dies ergibt sieh sehlüssig aus § 1 der 1.SSV0, der ihren An¬ 
wendungsbereich festlegt: 

"Die Verordnung findet Anwendung auf 1. den Uagang alt radio¬ 
aktiven Stoffen (Gewinnung, Erzeugung 
Verarbeitung, sonstige Verwendung und 


, Lagerung, 
Beseitigung) 


itung. 


Donnaoh sind die Oenehaigungsvorsussetsungen für den Uagang 

alt Kernhr« r ~'T*n von .s u a 1 n es t derselben 

Strenge, wie fü7-a Uagang ait anderen "offenen radioakti¬ 
ven Stoffen". Vo sie nicht e rfüllt werden können, gilt des 
Verbot von "Anlagen zur Erzeugung oder sur Spaltung von Kern« 
brennstoffen" ge a. § 7, AI (2) des Atoagesetses. Auch duroh 
di* inzwischen ergangene Verordnung Uber den Schute vor Schä¬ 
den durch ionisierende Strahlen (StrlSohV)" von 13. Okt.1976 
(BGBl. X S. 2903) wurde dieses Verbot nicht geändert. Ia 
53, Abs.(2) StrlSohV wird derselbe "Stand der Wissenschaft" 
für Genehaigungen gen. 8 7 des Atoagesetses zugrundegelegt, 
wie er seit 30 Jahren wegen des Prinzips der " Eintreffer- 
Wirt ig • n_ aiSäS BfiXfiigai Jfltnl für ü*n Usgfef Sit Offenen 
radioaktiven Stoffen gilt. 

7) Erst naoh den vorstehenden Erläuterungen wird ein handsohrift- 
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> Kemkraftwerka-Projekt Mtllhaia-K&rlioh i Ijijrs. B»«. t 
ör5r örterung alt den Vertretern dar Minerübrunnenindnstrie 


A> 6.11.1973 bat«* hier in Bause «in* Erdrterong da« Einsprüche 

dar Minorelbruimeninduetrie statt gefunden. D i* an waaandao T*r- 

«ratar dar Einwendungsftthrerin waren nach diaaaa Jarato tb p 
aainar Durohfßhrung and dan aaitana dar Ganahalguagah ahdr daB 
und ran dan Outaohtarn Torgabraohten Argnaantaa aabr baain- 
druckte Sie heben Jedoch dringend daran gabatan^dia Ibra Be¬ 
lange baaondara berührenden Gutachten, da* 6^°gi*?*** 5j*5_ 
mataorologia ah* »oaia daa rrinkvaseer- 

Out achten aiuaaheo su kStman* Au* faphliohar Sioht vurd*n 
Kasan »Sa Mnaiohtnaha* kaina Bedanken bestehen. Seiten* daa 
Harare«** Zi 2 werden aua raohtliohar Siebt hiergegen eben*all* 
keine Bedanken geäußert, da di* »narblbrunnanindaatrta i« 
Qagenaat» tu g,^ inW * t>d *?‘ raohtjiel 


lipwtpi 
• Errii 


obtung be: 




lat. I c n dtrf daher ia Einrernahaan ait Herrn MB Cenxadi »or- 
aohlagan, dar MineraXbrannaninduatria Ei nal oht in 


tan Gutachten au gewähren und bitte ua Ihr* Entscheidung. 
Hiarau ward* aa 6.12.1973 handschriftlich vermarkti 

" Bai dan Mineralbrunnwn kaina Bedankeno Xa flbrigen aollt» 
Auawaltunr dar Einaiohtnabaa ia Inter**** dar Beaal&au- 
nigun« vermieden werden." 

(Zitiert gaaSß Blatt 35 ia Aktanordnar "9 orange"; Dntaratrai- 
ohungan durch Weither Soyka) 

Das hier aktenkundig gewordene Streben nach * B a * »kl 
n i g u n g " von Saiten daa beklagt*» Hiniatariuaa ist jdt dar 
ia Sohraiban von 22.12.1972 ange dlgtaa "gewissenhafte» früftag 
aller Argumente" nicht au vereinbaren >, 

la "Intaraaa* der Beschleunigung" »teilt* eich dar beklagt* M±- 
nistar ein halbes Jahr später aut dan Standpunkte, daß aa ypft fe : 
um. aSglicb a*i. ohne erneut** Auslegung*- und Oenehnlgungsrer- 
fahranfi "da* ia SlcEerhaitsbericht TonAprillg^ besohriebana 


iasar "Dabnungsfuga" T»r - 
;*(i Llan »TnÄ7 

Oaf ahrangasiohtspunktei di* 


Da »ich sablraiob* Leitungen infolg* dieser 
lkagart beben und Absobizaungan w * j g * 

"Pahlerrata" ilSea^actoSaobs a ^itungeaysteniTist alni BunWion 

a ll* * a^ra a gi rna a«, Baa Eatwaicben von offenen radioaktiven Stoffan 
ist viTa adMiSali uiüao schwerer zu ▼erbindam. Allein schon wagen der 

- “ '*■ ** * 1 J J A»*V»l« , Ae4i*Via*.U«*a r>IMn glDtB 


Anfang an^ Erat infolge dar inzwischen erlangten Saobkundigkait 
von Klägern eeh sich das BWE veranlaßt, dar zunächst bereit* als 
"vollständig" bazaichneten Gefahrenderlegung voa April 1973» al " 
in g .' 5IoSe rEaitsber,iohta-Bänden insgesamt 600 Seiten umfaßte, 
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•b 10. lmab«r 1980 svei weiter* Bind* mit 1200 witww 

aao)iiu9ohi«b«B * Di* V n ▼ o XI ® t I a f i f m 

k * i * 4M Sioheifceitsberiohta vom April 1973 i»t bierdayoh 
off tk n d i g - dasit »bar »»oh di* * • • b « 1 i «J • 
Slilcll okki 1 t *Aartlioh*r auf Grtmd diaaaa untaugli¬ 
chen Oefahrenberiohtes erteilten Heaktorgenehniguagen« 


V.H > \T7rm» \rwfl frW n 


fahl« dla nur Baurtailaag unarlÄßlioha-QualloharaktariatUc- nooh 

inner. Diaaa ha« Aufaohluß in gikn «bar Mmt liob*J* ”•**•?** 
v»»»—a— Undlohtbelten allar Rüekhaltebarrieran 
fÜr <> R*dionuklid« sowie dia Mang • and H I a f 1 J k • i «*• 
Verteilung dar ala inkorporierbare ®afabranjaall*_in _Ba- 
traoht koaaaadan, d.h. ia Baaktor aatatahaadaa radioaktiven Stoffe. 
Ch n»41* g*»ua Kenntnis dar an ainar Strahlenbelastung betei¬ 
ligten Radionuklide ist aa u n ■ 5 g 1 i ob . auoh nu ra nna- 
herad di* Bnergi* and biologiaohe virksaakeit der ionisierenden 
Strahlung snsugeben f vor dar Leben and Gesundheit au aohütaen elnd. 

Das aa Stall* der Quelloharskteriatik engeboten* "aan>rea-Koasept* 
ist sittenwidrig, grundgeaetswidrig und •trsfgeaetswidrig. B* geht 


aer radioaktiver Storr* aa*, nionu j*ao . von ^ 
wie dies di* Strahlenaohutaverordnung voraohreibt. AufG rund der 
SrnBranawlTkaewkal t and Langlebigkeit vieler Radionuklidarten, die 
b * w a fl t , d.h» voraätalioh in di* Luft baw. in den Rhein ent¬ 
lassen weiden aollen, werden IWtfflWttBiaBS • * . T 1 • 1 ■ 

f * o h u n g der natürlioherwoia* bereits auftretenden Job- 
sokidti getroffen, die geeüß 8 220*, Aba.(l5 Hr.3 
lebenslanger Freiheitsstrafe an ahnden sind. Bereit* di* vjMeab- 
redang baw. Veraohwürung hierau gilt gesäß 

Verhütung and Bestrafung des Völkermordes als verboten. Me bewußt« 
"Beschleunigung" des Oenehaigungaverfahrens darob den beklagten 
Minister aithilfe der Ziuokhaltung von wesentlichen Unterlegen 
beweist dia Vorsdtsliohkeit ,nit der er groB* Be- 
vBlkertmgsgruppen 

"unter Lebensbedingungen stellt, di* geeignet sind, deren 
kBrperlioh* Zerstörung gana oder teilweise herbeiauführan . 

(* 220a, Abs.(1), »r. 5 StGB.) 

Di* Irreführung*- und T&usohungssbsioht, ih der di* sngeblioh 
"vollstindige" Gefehrendarlegung in Ion» des Sich*ih*itab*ricü%»fi 
voaApril1973 erstellt wurde, ergibt sich u.a. auoh daraus, daß 
über das in Tonnennengen anfallende P I u t o n i u n und des¬ 
sen aeßteohnisohen Baohweis n i o h t * geaagt wurde. 

8 (etliche vorgenannten fataaohen waten den 7. 8 *uat des Oberver-^ 
waltungsgeriohtea für das Land Rheinland—Pf als »I960 b * 

kann I . Mit seiner Willkürentaoheidung veratüBt er u.e. gegen 
Art.1 des Grundgesetaeai 

• Mi th • würde des Manschen ist unantastbar. Sie au achten und 
au aohütaen ist Verpflichtung aU4r'staatlichen Qewalt. 




(2) Das Deutsoh* Volk bekennt aioh darun au unverletsliohen 
and unverdußerliohen Menaohenreohten al* < undlag* Jeder“ 
aensohliohen Geneinsohaft, des Frieden* und der Gerechtig¬ 
keit in der Welt. 

«> 2;.rssars? , iÄs?^!Si4WÄaBS? , i»iÄi“ 

Recht." 
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Ergänzend hieran eagt Art.19, Abe»c2) GG.i 

"In bei— Fall« darf «in Grundrecht in seinem Wesenegehalt 
engeteetet werden." 

Bar Wesensgebalt den Grundrechte« auf Söhnt« das Laben» wird durah 
dia vorsätzliche Freisetzung von offenen radioaktiven Stoffan in 
grundgeaetzwidriger Vaiaa angetaateto Ohne dia Bewahrung dar ge¬ 
netischen Unversehrtheit h8rt das Dautaoha Volk zu baatahan auf. 
Sias Tarfc niohi 'allem «in Verstoß gegen di« Gsnocid- bzw» Völker» 
■ordkonvention, sondern auch sin Verstoß gegen di« Hegierungs» 
pflichten, di« sioh aus dar Satzung der Weltgesundheitsorganisation 
ergaben» Art. 25 GO sagt hierzu: 

"Bia Segeln des Völkerrechte« sind Bestandteil das 

Bundesreohtes. sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Baohta 
prunhteu unmittelbar für die Bewohner das Bunaesgabiataa. " 

Daraus ergibt sioh, daß di« von mir vertretenen Kläger - auch das 
noch ungeborene Kind von Niooll de Bruin und von mir - rech, t- 
liob betroffen sind . Di« Pnvereehrtheit 
der Folgegeneratiomen ist Voraussetzung für den Fortbestand jedes 
Volkes und 3«Ae* Gemeinwesens» Art»6 QG sagt hierzu: 

"(1) Ehe und Fanilie stehen unter dem besonderen Sohutss dar 
staatlichen Ordnung. 

(2) Pflege und Erziehung dar Kinder sind dss natürlich« Hecht 
dar Eltern und dia zuvörderst ihnen obliegende Pflloht» «#• 
(4) Jede Hutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge 
dar Geneinschaft» ..." 

Angesichts des Versagens des 7. Senates des Oberverweltungsge- 
richtes in Koblenz am 18,11„1980 nimmt dar als Weltanschauung«- 
geneinsohaft tätige Freundes- und Bekennerkreis "Forua Humanum - 
Hertnut-Gründler-Klägerverband für Volksgeaundheit und biologiseha 
Sicherheit" in Öffentlichen Interesse diese Sohutspflioht der Ga¬ 
rn« insohaft wahr«, Aus der von Prof» August Weisnann vor sehr eis 
80 Jahren entdeckten potentiellen Onsterbliohkeit^der Keimsellea 
ergeben 

Der von _ 

von Völkern und dar hieraus abgeleitete _ 

das" ist kein unsusweiohl io h es ?.• ** 
s o h i o k . Ebensowenig wie di« eschstologisoh« "Endzeiterwar¬ 
tung" entspricht dieser Untergang den lebensgesetsen» Allerdings 
stal heute die Vernichtung des Lebens und der Völker, dit Unbe¬ 
wohnbar , ■ . Deutschlands; und des Erdballes in der nacht von 

Experten. Is Sinn« der Gewsltentellung, des Beohtsgadaukans und 
der ethisch motivierten Ehrfuroht vor der Heiligkeit das Willens 
■um Laban stell» ich in Barnen dar vorgenannten 78 Kläger daher 
den Antrag, 

das Verwaltungsgarioht möge ges» § 45 VwGO reststellen.. daß 
all« bisher für Hülheim-Kärlioh erteilten Gene hmi g un gen recht« 
lieh unmöglich, d.h» nichtig sind» 

Baß dia errichteten Gebäude offenbar vorsätzlich auf einen höchst 
erdbebengefährdeten Standort gesetst wurden, er leichtert dem Qe- 
rieht dies« Feststellung» BsJ Beldägten söge «ufg« 
daß er #Svtliehe bisher dem Gerioht nicht vorgelegten, daspluto» 
senaeAtomepeltwerl Mülheim—Kärlich betreffenden Akten, 

C8 99 VWGO) 


niuaerse« 


(Abeolv.rer.polo Weither Sogrka) 
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Zusätzliche ELegebegründung für 

1. Nasoiturus da Bruin-Soyka (s.Zt. i« 7»Monat 
2800 Brenea 1, Wandtatrafla 22« d#a l*ba«»a) 


Dar Rechtsweg gen. Art» 19, Ata«(4) 08 ataht gegen Dnraobt 
dar öffentlichen Oawalt Jeden offan„ Diaaa unblutig# Sonder* 
f«rn daa Widaratandaraohtas nahaan wir gen. Art, 6, Aba,(2) 
daa Qruadgesetsea ala dia zuvörderst uns obXiaganda Pflioht 
für unaar aoob uageborenas Sind darob dia Klage von 19.11, 
1980 wahr, Zn Österreich haben in dar Wooba tob 3, bis io, 
Noveaber 1980 rd. 130.000 billig und gerecht Dankende unter 
▼oller Kennung ihres Naaena, d„h, ohne Wahrung dar Anonynität 
in Tora ainaa Volksbegehrens Stallung dagegen besogen, daß 
daa plutoniuBarsauganda Atonapaltwark Zwentendorf in Betrieb 
Sanooaan wird. Schon vor sahn Jahren aohrieb die "BONZE” 
über Deinen')Vater, Dipl. Ing, Richard Soyfca einen Aufsats 
unter den Balkantitelt " Dar Atoprebell von Zwentendorf, In 
Fortsetzung dieser Janllientradition bekBnpfe lohffaeit J .hr- en 
die drohende Einführung eines Plutoniuareglaea, daa in einen 
Waltateostaat unter Preisgabe derzeitiger Preiheitareohte ein« 
nündet. Bei diesen Kampf steht nir’faiooll de Bruin unbeirrbar 
nur Seite, Wir halten ee für zulässig und nöglioh, daa Jooh 
absusohütteln, daa unter Anwendung von List und Betrug unse¬ 
ren Kind auferlegt werden aoll und daa sichtbar in den recht« 
lioh unmöglichen Senehnigungen für daa plutoniuneraeuganda 
Atonapaltwark Mülhein-Kärlioh jeden wor Augen steht. Wir füh¬ 
len uns ln Einklang nit den Worten von Bruno Kreisky, der Tor 
SPÖ-Oenossen erklärt hat« "Es geht nioht sehr darun, den Man¬ 
chen daa Paradies auf Erden su bringan. Wir haben unsere 
Pflicht erfüllt, wann es uns gelingt su verhindern, daß die 
Erde den Menschen sur Hülle wird." Mit diese« ausdrücklichen 
Versieht auf nessianisohe Endselterwartungen hat Bruno Kreisky 
weltanschauliche Vorstellungen Überwunden, die 1 b Widerspruoh 
su den Lebensgesetsen stehen. In verweltlichter Pore bat der 


Fortschrittsglaube auch das Plutonlunprograan in seinen Dienet 
gestellt, ohne auf die potentielle Oneterbliohkeit der 


Keiasellen und daait der YSlker Rüokaicht su nahnen, Da der¬ 
zeit die öffentliche Gewalt ihre Pflioht gegenüber den Ungebore¬ 
nen und ihrer genetischen Unversehrtheit nioht erfüllt, nahnen 
wir in öffentlichen Interesse durch unsere Klage diese Pflioht 

für unser g en el n aenea Kind wehr. ^ a , 

J Ti'criZ 

7 (Absolv.rer.pol. Walther Boyka) (Heol) de Benin) 



Verwaltungsgericht Koblenz 
7. Kammer 

7 K 284 - 361/80 


Koblenz, den 8. Januar 1981 
Deinhardplatz 4 
Fernruf 12571 


- Gegen Postzustellungsurkunde 


Herrn Walther Soyka, Wendtstraße 22, 
^Herr n Roland Bohllnger, Alte Schule, 


2800 Bremen 

2251 WobbenbU11/Husum 


Mit Schriftsatz vom 19. November 1980 hat Herr Walther Soyka, 
gestutzt auf Ihnen erteilte Vollmachten, in den in der Anlage 
aufgeführten Verfahren Klage erhoben. 

Aufgrund einer Vorberatung erwägt die Kammer vorab darüber zu 
entscheiden, ob Sie von den Verfahren auszuschließen sind, 
weil Ihre Tätigkeit als Prozeßbevollmächtigte wegen des ge¬ 
schäftsmäßigen Umfanges Ihrer Tätigkeit mit 8 1 des Rechts¬ 
beratungsgesetzes (BGBl. III, 303-12) unvereinbar sein dürfte. 
Dieser Hinweis gilt nicht, soweit Herr Walther Soyka in dem 
Verfahren 7 K 284/80 für den "Nasciturus de Bruin-Soyka" 
tätig wird. 

Bevor die Kammer eine Entscheidung zu dieser Frage trifft, wird 
Ihnen bis zum 25. Februar 1981 Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben. 

Abschrift eines an den Beklagten gerichteten Schreibens sowie 
Abschrift eines an die Kläger gerichteten Schreibens sind bei- 
gefügt. 


Der Vorsitzende 
gez. Bornhofen 



Justizangestellte 
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1. Nasciturus de Bruin--8oyke, 
Vendtstr.22, 2000 Bremo» 


K.Zto 1* 7. 3ohwenger- 
aohaftamonat 7 K 


2. Peter Bahn, 

Prauenlobatr.32, 65oo Maina 


3. Michael Bausar, 

Rettatr. 6 , 7000 Stuttgart 70 

4. Paul 
7335 


Birktier. , 
Salaoh /Varft 


7 K 

7 K 


5. Wolfgang Bohn, 

Prankfurtaratr.37» 6330 Watalar 


6„Uwe Brinkmann. 

Auguatdorferatr.31♦ 4930 Detmold 18 

7.Dr.Ka*-0tto Brukar, 

ßcbersratr.6, 4920 Lemgo 


8 -Wolfgp' Bunde, 

Dleteriobaatr. 6 , 3000 Hannover 


9 . Brite Oaat cne- 

Ooetbeatr.27, 2300 Kiel 

10. Martin Dehlke, 

3131 Ktiaten 1„ Mr.9 


II 


7 K 

7 

7 


284/80 

285/80 

286/80 

287/80 

288/80 

289/80 

290/80 

291/80 

292/80 

: 293/80 
; 294/80 


11. Irmtraud ntruOtmnn, 

Petkumerui.i .ft, 2956 Moormerland 
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12. Weiter Dinninghoff, 

Petkumeratr. 8 , 2956 Moormerlanu 

7 t 395/80 

13. 0briete Sgli. 

Dorfplate 12, 6/02 Bad Dürkheie 

7 K 396/80 

l4.Merie Eigner, 

Servatiueatr.28, 5300 Bonn 1 

7 K 397/80 

15. Lilli Einnele, 

Bleichetr.18, 6000 Prenkfurt/M. 

7 * 388/80 

16. Eisbein ChrtsiU* . „ . , 

2944 Burhaf#/ H,Osifri'K(*«J 

7 K 898/80 

17. Henning Pikentsoher, 

2391 Bteinbergkirohe 

7 K 300/80 

18. Florian Piacber, 

Müncbeneratr.6, 1000 Berlin 

7 K 301/80 

19. Wolfgang Flemaing, 

Poatf. 5014, 3015 lerinigeen 5 

1 1 303/80 

20. Emat Fröhlich, 

Appenröderstr.5, 6313 Homberg 4 

7 1 303/80 

21. Florian Gieso, 

2341 Hebel 

7 K 304/80 

22. Heinherd Giene, 

2341 Babel 

7 K 305/80 

23 . Frenz Grothe, 

liegen 5, 3040 Soltau 

7 K 306/80 

24. Adelheid Gruben, 

Heinrichstr.44, 3300 Braunsohweig 

7 K 307/80 

25. Emil Gundlor, 

Merienburgweg 8, 3340 WolfenbUttel 

7 K 308/80 

26. Heinrich Hertmann, 

Adolfnhof 1, 3160 Lehrte 

7 K 309/80 

27 . Gisela HeeenJHger, 

Eiohenweg 13, 7065 Winterbach 

7 K 310/80 

28.Barbara Heemann. 

7 K 311/80 


Strasoburger Weg 99, 44CC Münster 


29, Ohrietof Heinzerling, 
Zugwe^i; Köln 1 

50. Gertrud Heller, 

8713 Marktbreit 

7 K 313/80 

31. Marianne Humpa, 

3012 Langenhagen 

7 K 314/80 


33 » 


Ing» Walter Henninge 
7050 tfaibliogea^Röteetr „ 

Wolfgang ron Hireohheydt 

Oatetrefie 14 

5804 Herdeoke/RuhT 

7 K 316/80 
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34. Uwe Höhn, 

Hittfelderatr.18, 2107 Rosengarten 7 

7 K 317/80 

35.Lui Jahn, 

6124 Olfen 


7 K 318/80 

36. Walther Junge, 

Momart»tr.23, 2000 Hamburg 76 


7 K 310/80 

37. Lotte Kleemenn, 

Wortburgplat* 1 , 8000 München 40 


7 K 300/80 

38.Hana Knoth, 

6438 Ludwigsau-Tann 


7 K 301/80 

39. Robert van de Laar, 

An Mienenberg 4, 2802 Otteraberg 


7 K 300/80 

4Q. Gabi Leiberich, 

Angleratr. 1 ?, 8000 München 2 


7 K 303/80 

41. ülae Lekiee, 

Pelkenbergeweg 1b, 21o4 Hanburg 92 

7 K.324/80 

42. Detlef Lindenthal, 

Am Berg 2, 4516 Schledehausen 


7 K 325/80 

43. Harald Lutz, 

Uiiuaileohelde 74 , 70C0 Stuttgart 50 

7 K 326/80 

44. Karger«!« Lutz, 

Lntirniieohaide 74, 7C00 Stuttgart 50 

7 K 327/80 

45. Volker Michaelis, 

Saudweg 9, 4920 Lemgo 


7 K 328/80 

46. Winfried Michel, Vienerstr. 32 
4400 MUnater 


7 K 329/80 

47. Michael Moll, 

Straßburger Weg 99, 4400 Münster 


7 K 330/80 

48. Christian Neumsnn, 
Pepenatr.134, 3 2^ Hamburg 76 

49. .Erica Naumann, 

Fapenatr.^34,Hamburg 76 

50. Dietrich Naumann, 

2814 Hruohhöfen24 

54. Lola» Paaaauar 

Friedriohmdorfarstr, 

ewo nw» 

55. KLiaabeth Plattnar 
„Alt* Wainataiga 705 
7000 Stuttgart 70 


7 K 333/SO 7 K 338/80 

51. Gerhard Naumann, 

Karl v. G8lan-3tr 6 25, 4423 Gaachar 2 


52. Klaue-Pater Noll, 
Egeatorfetr.^ltS^iJiaoo Hannover 31 

53. Lothar Oberfeld, 

», Upp. 



56, Berohild Pfenhiög, ... .. “ 4 " 

Gnodatttdterstr,, 8713 Merktbreit 

7 X 339/80 

5 ?.yriedrlch foMh, 

Ludwigstr.12, 8905 Hering 

7 K 340/80 

58. Kerl Theo Relchling, 

Momart et» .28, 4930 Detmold 

7 X 341/80 

59. Hilda Ri»dal, 

Eichtalatr.18, 2000 Hamburg ?0 

7 X 342/80 

6 o. Jfrit* Riog, t 

Scheffelstr.4, 7614 Gengenbach 

7 X €48/80 

61,..Margarete Riemen, 

' wupp'erstr. 54a, 5650 Solingen 

7 X 344/80 

62« Dr. Hartwig Righi, 

Sedelhofetr.7, 800Ö München 60 

7 X 348/80 

63. Gottfried Rdaslo,. 

Stuttgarterstr.95, ?140 Ludwigaburg 

7 X 348/80 

64, Stefan Roßbach, 

PinVcenbachatr.29» 6124 Olfen 

7 X 347/80 

65« Joachim ftobeor, 

Kölneretr.22, 5420 Lahnstein 

7 X 348/80 

66 . Klaus Schoenwerth, 

Untere Jekobermauer 9, 8900 Augsburg 

7 X 348/80 

67 . Philipp Seybertb, 

Orenienatr. 142, 5000 Köln 91 

7 X 380/80 

68 . Irmgard 3odenkearp, 

Viktoriastr.29, 4630 Bochum 1 

7 X 361/80 

69 . Harald 9ukatorf, 

Volkadorf Nr.91, 3061 Meerheck 

7 X 382/80 

70. Wolfgang Teubert, 

Datmoldarstr.126d, 4800 Bielefeld 

7 X 383/80 

71. Ruth Treu, 

Auf der Wohnort 16, 5982 Neuenrade 2 

7 X 384/80 

72. Siegfried Treu, 

Auf der Wohnort 16, 5982 Neuenrede 2 

7 X 388/80 

73. Ilse Trüstedt, 

Bentweg 5, 4935 Detmold-Hiddesen 

7 X 386/80 

3071 Hwsum/Veriingen, Kr, 

7 % 387/80 

75. Walter Wasaermann, 

Bbthold Knau*t-8tr.23, 3000 Hannover 91 

71 388/80 

76. Gotthard Weber, 

Unterdorf 53, 6124 Beerfelden 3 

7 X 888/80 
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77. Jörg Ziegler. 7 K 360/80 

Kirchplefc* 8 , 71*5 Merkgröoingeo 

78. toltrsut Zsoboreob, 7 K 361/80 

Schulweg 10, 7821 Eiaenbeoit 2 
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Vervaltungsgerlcht Koblenz 


7. Kammer 
7 K Ml /»0 


Koblenz, den 8. Januar 1981 
Delnhardplatz 4 
Fernruf 12571 


- Gegen Bmpfangsbekenntnis - 

An das Ministerium für Wirtschaft und Verkehr, BauhofStraße 4, 
6500 Mainz 

An die Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Postfach 1329, 

5400 Koblenz 


Zweitschrift der am 20. November 1980 hier anhängig gewordenen 
Klage 

des Bern Peter Bahn, Fr «Maniok straße 88, M00 Maina* 

wird anliegend zur Kenntnis und mit der Bitte um Stellungnahme 
- fünffach - bis zum 25. Februar 1981 zugestellt. 

Abschrift eines an den Kläger / die Klägerin gerichteten 
Schreibens vom heutigen Tage ist mit der Bitte um Kenntnis¬ 
nahme bei gefügt. 

Aufgrund einer Vorberatung der Kammer werden Sie auf folgendes 
hingewiesen: 

1. Die Kammer erwägt, Herrn Walther Soyka und Herrn Roland 
Bohllnger von dem Verfahren auszuschließen, weil deren 
Tätigkeit als Prozeßbevollmächtigte wegen des geschäfts¬ 
mäßigen Umfanges mit $ 1 des Rechtsberatungsgesetzes 
(BGBl. III, 303/12) unvereinbar sein dürfte. 

2. Die Kammer erwägt, im vorliegenden Fall von der Möglich¬ 
keit einer Entscheidung durch Gerichtsbescheid gemäß Art. 2, 
S 1 Abs. 1 des sog. Entlastungsgesetzes vom 31. März 1978 
(BGBl. I S, 446) Gebrauch zu machen. 

3. Uber eine Beiladung der betroffenen Firmen wird die Kammer, 

- 2 - 



131 


- 2 - 

falls erforderlich zu einem späteren Zeitpunkt ent¬ 
scheiden. 

Sie erhalten Gelegenheit, bis zum 25. Februar 1981 hierzu 
Stellung zu nehmen. 

Abschrift eines an die Bevollmächtigten des Klägers / der 
Klägerin gerichteten Schreibens Ist beigefugt. 


Der Vorsitzende 
gez. Bornhofen 

Beglaubigt: 


Justlzangestellte 
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Verwaltungsgericht Koblenz 


7. Kammer 
7 K »» /80_ 


Koblenz, den 8. Januar 1981 
Deinhardplatz 4 
Fernruf 12571 


- Gegen Postzustellungsurkunde - 



Klage wegen Errichtung des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich 
Sehr ***^*** ****’ ***** 

Mit Schriftsatz vom 19. November 1980, bei Gericht eingegangen 
am 20. November 1980, hat Herr Walther Soyka als "1. Vorsitzender 
des Forum Humanum ... Klägerverbandes" unter Vorlage eines von 
Ihnen Unterzeichneten, als Vollmacht bezeichneten Vordruckes 
u.a. in Ihrem Namen Klage erhoben. 

Zu dieser Klage, die unter dem oben angegebenen Aktenzeichen 
eingetragen ist, werden Sie nach einer Beratung der mit dem 
Verfahren befaßten Kammer auf folgendes hingewiesen: 

1. Sie müssen damit rechnen, daß Herr Walther Soyka sowie der 
ebenfalls in der "Vollmacht" benannte Herr Roland Bohlinger 
in dem anhängigen Verfahren durch Gerichtsbeschluß als 
Prozeßbevollmächtigte zurückgewiesen werden, weil ihre 
Tätigkeit gegen Art. 1 8 1 Abs. 1 des Rechtsberatungs¬ 
gesetzes (BGBl. III 303-12) verstößt. Die genannten Personen 
betreiben nämlich insoweit geschäftsmäßig die Besorgung 
fremder Rechtsangelegenheiten, ohne im Besitz einer hierzu 
erforderlichen Erlaubnis der zuständigen Behörde zu sein. Das 
Merkmal der Geschäftsmäßigkeit ist, ohne daß es insoweit auf 
Haupt- oder Nebenberuflichkeit, Entgeltlichkeit oder Unent¬ 
geltlichkeit ankommt, hier schon ohne weiteres erfüllt wegen 
der großen Anzahl von Verfahren, die sie als Bevollmächtigte 
Dritter bei einer Reihe von Verwaltungsgerichten anhängig 


2 
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gemacht haben, sowie weiter wegen des erklärtermaßen ver¬ 
folgten Zieles, der Errichtung und dem Betrieb von Kern¬ 
kraftwerken entgegenzuwirken. Es wird darauf hingewiesen, 
daß bereits das Oberverwaltungsgericht Hheinland-Pfalz die 
genannten Personen aus den vorstehend zusammengefaßt wieder¬ 
gegebenen Gründen in einer Reihe von Verfahren als Bevoll¬ 
mächtigte von Klägern zurückgewiesen hat (vgl. Beschlüsse 
vom 23. September 1980 - 7 A IX 1/80 u.a. -). 

2. Gegen die Zulässigkeit Ihrer Klage bestehen erhebliche Be¬ 
denken . Falls Sie die Klage aufrechterhalten, müssen Sie 
damit rechnen, daß sieibereits wegen fehlender Zulässigkeit 
durch gerichtliche Entscheidung (Urteil oder Gerichtsbescheid) 
kostenpflichtig abgeviesen wird, wie dies bereits bei zahl¬ 
reichen ähnlich gelagerten Klagen weiterer Kläger geschehen 
ist (vgl. Urteil des erkennenden Gerichts vom 21. Mai 1980 

- 7 K 410/79 -, Gerichtsbeseheide vom 20. Mai 1980 

- 7 K 421/79 u.a. -, im Berufungsverfahren Urteile des Ober¬ 
verwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz vom 18. November 1980 

- 7 A II 17/80 u.a. -). 

Die mit der Klage bekämpften Genehmigungs- und Freigabebe- 
scheide£ind in der Zeit zwischen dem 26. September 1974 
(Teilbaugenehmigung) und dem 6. Juli 1977 (Zweite atom¬ 
rechtliche Teilgenehmigung) ergangen. Ihre Klage ist aber 
erst am 20. November 1980 erhoben worden. Eine zeitliche 
Begrenzung für das Begehren auf Feststellung der Nichtigkeit 
von Verwaltungsakten setzt indes der Gesichtspunkt der Ver¬ 
wirkung, der im vorliegenden Fall wegen des Zeitablaufs ein¬ 
greif en dürfte. Darüber hinaus dürfte Ihrer Klage das nach 
§ 43 Abs. 1 VwGO erforderliche berechtigte Interesse an der 
Feststellung der Nichtigkeit fehlen, an das im Ergebnis die 
gleichen Anforderungen zu stellen sind wie an die für die 
Erhebung einer Anfechtungsklage nach $ 42 Abs. 2 VWGO er¬ 
forderliche Klagebefugnis, die das Geltendmachen einer Ver¬ 
letzung eigener Rechte voraussetzt. Eine Verletzung eigener 
Rechte durch die bisher erteilten Genehmigungen und 


3 



Freigabebescheide für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich 
machen die Kläger der vorliegenden Klagen-Serie indes nicht 
geltend. Ihre Einwendungen richten sich ersichtlich in 
erster Linie gegen die Errichtung und den Betrieb von Kern¬ 
kraftwerken überhaupt, unabhängig von ihrem Standort und 
ihrer Konzeption im Einzelfall. Derartige grundsätzliche 
Bedenken gegen die Kernenergie schlechthin sind aber nicht 
geeignet, eine Verletzung eigener Hechte durch atomrecht¬ 
liche Genehmigungen zu begründen. Was das hier in Bede 
stehende Kernkraftwerk anbetrifft, so dürfte bei den meisten 
Klägern bereits auch wegen der weiten räumlichen Entfernung 
zwischen dem Standort der Anlage und ihrem Wohnsitz das 
Feststellungsinteresse fehlen. 

3. Im Hinblick auf die vorstehenden Hinweise werden Sie um sorg¬ 
fältige Überprüfung gebeten, ob Sie Ihre Klage aufrechter¬ 
halten wollen. 

Sofern Sie die Klage aufrechterhalten, gehen Sie ein erheb¬ 
liches Kostenrisiko ein. Durch die dann notwendig werdenden 
gerichtlichen Entscheidungen fallen voraussichtlich beträcht¬ 
liche Gerichtskosten an, die kraft Gesetzes der unterliegenden 
Partei aufzuerlegen sind. 

Darüber hinaus werden auf der Gegenseite (Land Rheinland-Pfalz) 
sowie bei den im Laufe des Verfahrens voraussichtlich beizu¬ 
ladenden Firmen, die das-Kernkraftwerk errichten bzw. be¬ 
treiben, erhebliche außergerichtlichen Kosten entstehen, da 
das beklagte Land und die Beigeladenen sich in den Verfahren 
der vorliegenden Art erfahrungsgemäß durch Rechtsanwälte ver¬ 
treten lassen. Diese außergerichtliche Kosten sind ebenfalls 
der Seite aufzuerlegen, die im Verfahren letztlich unter¬ 
liegt. 

Damit Sie ln der Lage sind, Ihr Kostenrisiko abzuschätzen, 
weist das Gericht Sie darauf hin, daß der Streitwert für das 
vorliegende Verfahren aller Voraussicht nach nicht unter 
60.000,— DM für jede klagende Person liegen wird. 


4 
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Dieser Streitwert setzt sich im einzelnen wie folgt 
zusammen: 


Klage gegen zwei atomrechtliche Teil¬ 
genehmigungen mit einem Teilstreitwert 
von Je 10,000," DM 

Klage gegen neun Freigabebescheide mit 
einem angenommenen Teilstreitwert von 
Je 4.000,— DM 

Klage gegen baurechtliche Genehmigung 
mit einem Teilstreitwert von 

ergibt zusammen 


20,000,— DM 
36,000,— DM 


4.000." DM 
60 , 000,— EM, 


Bel einem so 1 chen Streitwert entstehen ln 1. Instanz bei 
Entscheidung durch das Gericht, Urteil oder Gerichtsbescheid, 
Gerichtskosten in Höhe von etwa 1,600,-- DM; hinzukommen die 
oben bereits erwähnten Anwaltskosten der Gegenseite. 


4. Gemäß Art. 2 { 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Entlasung der 

Gerichte ln der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit vom 
31. März 1978 (BGBl. I S. 446) besteht die Möglichkeit ohne 
mündliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid zu entscheiden, 
wenn das Verwaltungsgericht einstimmig der Auffassung ist, 
daß die Sache keine besonderen tatsächlichen oder rechtlichen 
Schwierigkeiten aufweist und der Sachverhalt geklärt ist. Die 
Kammer erwägt aufgrund einer Vorberatung, im vorliegenden 
Fall von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen. 

Es wird Ihnen Gelegenheit gegeben, bis zum 25. Februar 1981 
hierzu Stellung zu nehmen. 


Zugleich wird angefragt, ob Sie die Klage, die vorliegend für 
Sie erhoben worden ist, aufreehterhalten oder zurückhehmen. 
Dabei weise ich darauf hin, daß bei einer Zurücknahme der Klage 
- abgesehen von Porto-und Schreibauslagen - im gegenwärtigen 
Zeitpunkt keine Gerichtskosten anfallen. Dieser Hinweis gilt 
nicht für etwa bereits entstandene außergerichtliche Kosten der 
Gegenseite. Auch insoweit wird Ihrer Antwort bis spätestens 
25. Februar 1981 entgegengesehen. 

Mit freundlichen Grüßen 
Der Vorsitzende 
gez. Bornhof en 














136 


Verwaltungsgericht Koblenz 


7. Kammer 
7 K 333 /80 


Koblenz, den 8. Januar 1981 
Deinhardplatz 4 
Fernruf 12571 


- Gegen Postzustellungsurkunde - 

Herrn 

Dietrich Neumann 
2814 Bruchhöfen 24 


Klage wegen Errichtung des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich 
Sehr geehrter Herr Neumann! 

Mit Schriftsatz vom 19. November 1980, bei Gericht eingegangen 
am 20. November 1980, hat Herr Walther Soyka als "1. Vorsitzender 
des Forum Humanum ... Klägerverbandes" unter Vorlage eines von 
Ihnen Unterzeichneten, als Vollmacht bezeichneten Vordruckes 
u.a. in Ihrem Namen Klage erhoben. 

Zu dieser Klage, die unter dem oben angegebenen Aktenzeichen 
eingetragen ist, werden Sie nach einer Beratung der mit dem 
Verfahren befaßten Kammer auf folgendes hingewiesen: 

1. Sie müssen damit rechnen, daß Herr Walther Soyka sowie der 
ebenfalls in der "Vollmacht" benannte Herr Roland Bohlinger 
in dem anhängigen Verfahren durch Gerichtsbeschluß als 
Prozeßbevollmächtigte zurückgewiesen werden, weil ihre 
Tätigkeit gegen Art. 1 § 1 Abs. 1 des Rechtsberatungs¬ 
gesetzes (BGBl. III 303-12) verstößt. Die genannten Personen 
betreiben nämlich insoweit geschäftsmäßig die Besorgung 
fremder Rechtsangelegenheiten, ohne im Besitz einer hierzu 
erforderlichen Erlaubnis der zuständigen Behörde zu sein. Das 
Merkmal der Geschäftsmäßigkeit ist, ohne daß es insoweit auf 
Haupt- oder Nebenberuf lichkeit, Entgeltlichkeit oder Unent¬ 
geltlichkeit ankorrent, hier schon ohne weiteres erfüllt wegen 
der großen Anzahl von Verfahren, die sie als Bevollmächtigte 
Dritter bei einer Reihe von Verwaltungsgerichten anhängig 
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gemacht haben, sowie weiter wegen des erklärtermaßen ver¬ 
folgten Zieles, der Errichtung und den Betrieb von Kern¬ 
kraftwerken entgegenzuwirken. Es wird darauf hingewiesen, 
daß bereits das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz die 
genannten Personen aus den vorstehend zusammengefaßt wieder¬ 
gegebenen Gründen in einer Reihe von Verfahren als Bevoll¬ 
mächtigte von Klägern zurückgewiesen hat (vgl. Beschlüsse 
vom 23. September 1980 - 7 A II 1/80 u.a. -). 

2. Gegen die Zulässigkeit Ihrer Klage bestehen erhebliche Be¬ 
denken. Falls Sie die Klage aufrechterhalten, müssen Sie 
damit rechnen, daß sie bereits wegen fehlender Zulässigkeit 
durch gerichtliche Entscheidung (Urteil oder Gerichtsbescheid) 
kostenpflichtig abgewiesen wird, wie dies bereits bei zahl¬ 
reichen ähnlich gelagerten Klagen weiterer Kläger geschehen 
ist (vgl. Urteil des erkennenden Gerichts vom 21. Mai 1980 

- 7 K 410/79 -, Gerichtsbescheide vom 20. Mai 1980 

- 7 K 421/79 u.a. -, im Berufungsverfahren Urteile des Ober- 
verwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz vom 18. November 1980 

- 7 A II 17/80 u.a. -). 

Die mit der Klage bekämpften Genehmigungs- und Freigabebe- 
scheidofeind in der Zeit zwischen dem 26. September 1974 
(Teilbaugenehmigung) und dem 6. Juli 1977 (Zweite atom¬ 
rechtliche Teilgenehmigung) ergangen. Ihre Klage ist aber 
erst am 20. November 1980 erhoben worden. Eine zeitliche 
Begrenzung für das Begehren auf Feststellung der Nichtigkeit 
von Verwaltungsakten setzt indes der Gesichtspunkt der Ver¬ 
wirkung, der im vorliegenden Fall wegen des Zeitablaufs ein¬ 
greif en dürfte. Darüber hinaus dürfte Ihrer Klage das nach 
§ 43 Abs. 1 VwQO erforderliche berechtigte Interesse an der 
Feststellung der Nichtigkeit fehlen, an das im Ergebnis die 
gleichen Anforderungen zu stellen sind wie an die für die 
Erhebung einer Anfechtungsklage nach § 42 Abs. 2 VwGO er¬ 
forderliche Klagebefugnis, die das Geltendmachen einer Ver¬ 
letzung eigener Rechte voraussetzt. Eine Verletzung eigener 
Rechte durch die bisher erteilten Genehmigungen und 
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Freigabebescheide für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich 
machen die Kläger der vorliegenden Klagen-Serie indes nicht 
geltend. Ihre Einwendungen richten sich ersichtlich in 
erster Linie gegen die Errichtung und den Betrieb von Kern¬ 
kraftwerken überhaupt, unabhängig von ihrem Standort und 
ihrer Konzeption im Einzelfall. Derartige grundsätzliche 
Bedenken gegen die Kernenergie schlechthin sind aber nicht 
geeignet, eine Verletzung eigener Rechte durch atomrecht¬ 
liche Genehmigungen zu begründen. Was das hier in Rede 
stehende Kernkraftwerk anbetrifft, so dürfte bei den meisten 
Klägern bereits auch wegen der weiten räumlichen Entfernung 
zwischen dem Standort der Anlage und ihrem Wohnsitz das 
Feststellungsinteresse fehlen. 

3. Im Hinblick auf die vorstehenden Hinweise werden Sie um sorg¬ 
fältige Überprüfung gebeten, ob Sie Ihre Klage aufrechter¬ 
halten wollen.. 

Sofern Sie die Klage aufrechterhalten, gehen Sie ein erheb¬ 
liches Kostenrisiko ein. Durch die dann notwendig werdenden 
gerichtlichen Entscheidungen fallen voraussichtlich beträcht¬ 
liche Gerichtskosten an, die kraft Gesetzes der unterliegenden 
Partei aufzuerlegen sind. 

Darüber hinaus werden auf der Gegenseite (Land Rheinland-Pfalz, 
sowie bei den im Laufe des Verfahrens voraussichtlich beizu¬ 
ladenden Firmen, die das Kernkraftwerk errichten bzw. be¬ 
treiben, erhebliche außergerichtlichen Kosten entstehen, da 
das beklagte Land und die Beigeladenen sich in den Verfahren 
der vorliegenden Art erfahrungsgemäß durch Rechtsanwälte ver¬ 
treten lassen. Diese außergerichtliche Kosten sind ebenfalls 
der Seite aufzuerlegen, die im Verfahren letztlich unter¬ 
liegt. 

Damit Sie in der Lage sind, Ihr Kostenrisiko abzuschätzen, 
weist das Gericht Sie darauf hin, daß der Streitwert für das 
vorliegende Verfahren aller Voraussicht nach nicht unter 
60.000,— UM für Jede klagende Person liegen wird. 
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Dieser Streitwert setzt sich im einzelnen wie folgt 
zusammen: 


Klage gegen zwei atomrechtliche Teil¬ 
genehmigungen mit einem Teilstreitwert 
von Je 10.000,-- DM 

Klage gegen neun Freigabebescheide mit 
einem angenommenen Teilstreitwert von 
Je 4.000,— DM 

Klage gegen baurechtliche Genehmigung 
mit einem Teilstreitwert von 

ergibt zusammen 


20.000,— EM 

36.000,— DM 

4.000.— DM 
60 . 000,— DM. 


Bei einem solchen Streitwert entstehen in 1. Instanz bei 
Entscheidung durch das Gericht, Urteil oder Gerichtsbescheid, 
Gerichtskosten in Höhe von etwa 1.600,— EM; hinzukommen die 
oben bereits erwähnten Anwaltskosten der Gegenseite. 


4. Gemäß Art. 2 § 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Entlasung der 

Gerichte in der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit vom 
31. März 1978 (BGBl. I S. 446) besteht die Möglichkeit ohne 
mündliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid zu entscheiden, 
wenn das Verwaltungsgericht einstimmig der Auffassung ist, 
daß die Sache keine besonderen tatsächlichen oder rechtlichen 
Schwierigkeiten auf weist und der Sachverhalt geklärt ist. Die 
Kammer erwägt aufgrund einer Vorberatung, im vorliegenden 
Fall von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen. 

Es wird Ihnen Gelegenheit gegeben, bis zum 25. Februar 1981 
hierzu Stellung zu nehmen. 

Zugleich wird angefragt, ob Sie die Klage, die vorliegend für 
Sie erhoben worden ist, aufreehterhalten oder zurücknehmen. 

Dabei weise ich darauf hin, daß bei einer Zurücknahme der Klage 
- abgesehen von Porto-und Schreibauslagen - im gegenwärtigen 
Zeitpunkt keine Gerichtskosten anfallen. Dieser Hinweis gilt 
nicht für etwa bereits entstandene außergerichtliche Kosten der 
Gegenseite. Auch insoweit wird Ihrer Antwort bis spätestens 
25. Februar 1981 entgegengesehen. 

Mit freundlichen Grüßen 
Der Vorsitzende 
gez. Bornhofen 

Beglaubigt: 

Just1zang est ellt e 




Verwaltungsgericht Koblenz 


7. Kammer 
7 K 233 /80 


Koblenz, den 28. Januar 1981 
Deinhardplatz 4 
Fernruf 12571 


In Ihrem Verwaltungsrechts»i.re.iT 

./. das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, 

2. den Landrat des Kreises Mayen-Koblenz, 

erhalten Sie anliegend Abdruck eines Schriftsatzes 
der Rechtsanwälte Dr. Simon und Partner namens der 
an der Errichtung des Kernkraftwerkes beteiligten 
Firmen mit der Bitte um Kenntnis- und evtl. Stellung¬ 
nahme bis zum 25. Februar 1981. 


Der Vorsitzende 
gez. Bornhofen 

Beglaubigt: 

!/' JäJ 

Justizangestellte 



141 


Beglaubigte A v -i "hrift 


r t> Kümmtvlcin, Pr SimonuoriPartner• Postfach 102153-4300Essen 1 "1 


An das 

Aferwaltungsgerictit Koblenz 
Deinhardplatz 4 

5400 Koblenz 


L 


J 


DR. HEINZ KUMMERLEINt 
DR. JÜRGEN SIMON notar 
MARGOT MÜHLE notar 

dr. Walter Günther notar 

DR. PETER ISING notar 
DR. HARTMUT KUMMERLEIN 
FRANK-J. SCHEUTEN 

RECHTSANWÄLTE 

4300 Essen 1, den 22. Jan. 1981 

Huyssenallee 58-64 Sch ./VO . 

Postfach 102153 

Fernruf (0201) 233357 • Fernschreiber 857699 


Bei Antwort und Zahlung bitte angeben 


In dem Verwaltungsstreitverfahren 
Nasciturus de Bruin-Soyka , Bahn u.a. 


Land Rheinland-Pfalz 


- 7 K 284 - 361/80 - 


beantragen wir namens und kraft dem Gericht 
vorliegender Generalvollmacht, 


1. die Firma Rheinisch-Westfälisches Elek¬ 
trizitätswerk AG, vertreten durch das 
Vorstandsmitglied Direktor Werner Rinke 
und den Prokuristen Dr. Dietmar Kuhnt, 
Kruppstraße 5, 4300 Essen 1,' 

2. das Konsortium Brown), Boveri & Cie AG, 
vertreten durch die Prokuristen Hans- 
Joachim Lück und Günther Burhold und 
Firma Brown Boveri Reaktor GmbH, ver¬ 
treten durch die Geschäftsführer Theo 
Küpper und Dr. Alfred Schatz, Heppen- 
heimer Straße 17-23, 6800 Mannheim 41, 
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3. die Firma Hochtief AG, vertreten durch 
den Vorstandsvorsitzenden Dr. Enno Vocke 
und den Prokuristen Dr. Herzog, Relling- 
hauser Straße 53 - 57, 4300 Essen 

gemäß § 65 Abs. 2 VwGO 

beizuladen. 

Die Firmen RWE, BBC/BBR und Hochtief AG sind zu dem 
oben bezeichneten Rechtsstreit notwendig beizula¬ 
den. Die Entscheidung in diesem Rechtsstreit kann 
nur einheitlich im Verhältnis zwischen der klagenden 
Partei, dem beklagten Land und den betroffenen Fir¬ 
men, die Inhaber.der angegriffenen Genehmigungen sind 
ergehen. Handelt es sich, wie hier, um sogenannte 
Verwaltungsakte mit Doppelwirkung, so ist der Dritte, 
also der durch den Verwaltungsakt Begünstigte not¬ 
wendig beizuladen (BVerwGE 124, 126; Eyermann-Fröhler 
Verwaltungsgerichtsordnung, Kommentar 8. Auflage 
1980, § 65 Rdnr. 27). 


Der Rechtsanspruch auf Beiladung besteht während der 
Dauer der Anhängigkeit des Rechtsstreites, somit al¬ 
so in diesem Fall auch bereits zum jetzigen Zeit¬ 
punkt. Wir können keine Gesichtspunkte erkennen, die 
es rechtfertigen, die Entscheidung über die Beiladung 
der betroffenen Firmen erst zu einem späteren Zeit¬ 
punkt zu treffen. Wir bitten daher, über unseren An¬ 
trag zu entscheiden und die betroffenen Firmen zu 


diesem Rechtsstreit beizuladen. 




(Dr. Ising) 
Rechtsanwalt 



Dietrich Neumann 


2814 Bruchhöfen 24 
am 1 J. 2.1981 
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An das 

Verwaltungsgericht Koblenz 
7 . Kammer 

z.Hd. Vorsitzender Herr Bornhofen 
Deinhardplatz 4 
54 Koblenz 2 

Betr.: Stellungnahme zum nachfolgend Genanntem 

Bezug: Klage gegen Errichtung des Kernkraftwerkes Mülheim-Kärlich 
Ihr Zeichen: 7 K 333/80, vom 8.1.81 


Sehr geehrter Herr Bornhofen 

Wie Ihnen mitgeteilt .wurde, habe ich für Herrn Walther Soyka, 1. Vor¬ 
sitzender des Forum Humanum - Hartmut Gründler Klägerverband,' eine 
Vollmacht zur Klage gegen das KKW Mülheim-Kärlich unterzeichnet, im 
Sinne eines Sammeleinspruchs! Da mir bekannt ist, daß nach heutigem 
Recht für mich eine individuelle Einwendung nicht möglich ist, habe 
ich mich zu diesem Schritt entschlossen. 

Ich stimme mit Ihnen überein, daß meine Einwendungen grundsätzlich 
gegen die Errichtung und den Betrieb von Kernkraftwerken gerichtet 
sind, unabhängig vom Standort und ihrer technischen Konzeption, da 
von diesen Einrichtungen das höchstzudenkende Gefahrenpotential für 
mich, meine Angehörigen und Nachkommen, sowie der Umwelt im weiten 
Umkreis, ausgeht. 

Es ist unbestritten bekannt,' daß in Kernreaktoren bionegativ wirkende 
Stoffe in großen Mengen erzeugt werden, die schon.j-im ungestörten 
Normalbetrieb, bei einem bestimmten, vorkalkulierten Prozentsatz der 
Bevölkerung irreversible Schäden an den Betroffenen und deren Erb¬ 
kette verursachen. Die Betroffenen sind nicht einrrtal zwingend die 
unmittelbaren Anlieger, sondern können weit entfernt Wohnende Sein. 
Wind und Wetter sorgen schon für den nicht direkt augenfällig nach¬ 
zuweisenden Zusammenhang. Im Falle einer kompletten Freisetzung des. 
radioaktiven Inhalts eines Reaktors auf deutschem Boden,' wie es jedei 
zeit durch geschickt plazierte 'einfache konventionelle Waffen in 
einer (nicht nur) kriegerischen Auseinandersetzung möglich ist, hat 
unabsehbare und unvorstellbare Folgen für mich und alle Bewohner 
unseres Landes, für menschlich unermeßliche Zeiträume. Unter diesem 




Aspekt, ist die Bundesrepublik nicht mehr zu verteidigen und wir 
sind jeder Willkür, durch reine Drohung von feindlichen Mächten, 
ausgeliefert. Diese Einsichten müßten auch bei dem Gericht vorliegen. 
Darauf begründet, habe ich berechtigtes Interesse an der Feststellung 
der Nichtigkeit der Genehmigungen, sowie der Einstellung sämtlicher 
Kernspaltprozesse. 

Ihrem Schreiben nach beabsichtigen Sie die Herren Soyka/Bohlinger 
als Bevollmächtigte des Klägerverbandes zurück zu weisen. Ich ver¬ 
stehe die Probleme der Richter, die nicht nach der Güte der Recht¬ 
sfindung, sondern nach der Anzahl der Revisionsverfahren bzw. Berufun¬ 
gen die ihrer Urteilsfindungen folgen, beurteilt werden; und weiß aucl 
daß den Richtern nicht zusteht, das Recht, nach dem sie richten, in¬ 
haltlich zu prüfen, ob sich nicht Vorrechte dahinter verbergen. Auch 
bin ich mir voll bewußt, daß es bei atomrechtlichen Rechtsstreit 
letztlich nicht um den Schutz der Bürger und die Wahrung seiner 
Grundrechte geht, sondern um die Durchsetzung des auf Kernkraft ba¬ 
sierenden Energiekonzepts, und daß dabei die Gerichte, durch geeigne¬ 
te Aus_wahl von Gesetzen, zu demokratisch kaschierten Handlangern der 
kapitalkräftigsten Machtgruppe lanciert werden. Hiermit erhebe ich 
Einspruch gegen die Anwendung von Gesetzen, die erlauben, oben benanr 
te Herren als meine Bevollmächtigten zurückzuweisen. Sie sind 
für mich die einzigen,nicht geschäftsmäßige und materiell uneigen¬ 
nützige , dafür aber mit ausgezeichnetem Sachverstand gekennzeichne¬ 
te . Vertreter zur Wahrung meiner'Grundrechte in atomrechtlichen Fra¬ 
gen. 

Ich habe die Hoffnung, daß durch den selbstlosen und massiven Ein¬ 
satz dieser Herren.es noch rechtzeitig gelingen wird, auf friedlicher 
Wege ein gerichtliches Verbot der Kernspaltung zu erwirken, um damit 
sicherzustellen, daß von unserem Land keine Gefahr für den Fortbe¬ 
stand gesunden Lebens ausgeht. Der dafür notwendig ethisch hochstehei 
de und mit Zivilcourage ausgestattete Richter muß gefunden werden! 

Die Gesetze dafür sind vorhanden (noch). 

"Nur Leute, die nie dabei waren, wenn eine Mißgeburt ins Dasein 
trat,, nie ihr Wimmern hörten, nie Zeugen aes Entsetzens der armen 
Mutter waren, Leute, die kein Herz haben, vermögen den Wahnsinn der 
Atomspaltung zu befürworten. "(Albert Schweitzer) 

Bitte richten Sie in Zukunft, zur Entlastung des Geriohts, alle . 
Schreiben zur Sache 1 nicht auch noch an mich, sondern nur an meinen 
obenb'enannten bevollmächtigten Vertreter. 



Zum Schreiben vom 28.1.81 aus ihrem Hause. 


Eine Beiladung genannter Firmenvertreter erachte ich nicht als sinn¬ 
voll - wenn auch gesetzlich möglich da sie als befangen zu bewer¬ 
ten sind, die nur mit geschäftlich förderlichen Argumenten auftreten 
werden. Dergleichen gilt auch für Gutachter aus dem Bereich der Kern¬ 
forschung; es ist nicht anzunehmen, daß sie den Ast absägen werden 
auf dem sie gut sitzen. Wenn das Gericht zur Urteilsfindung Gutachter 
benötigt, so gilt es- als angezeigt,^^unabhängigen unbestechlichen, 
fachlich kompetenten Vertretern aus der Nuklear-Medizin, -Biologie 
und -Ökologie eizuholen, um an wahrheitsgemäße Informationen zu 
gelangen. 

Ich hoffe,daß der Richter dieses Rechtsstreits Seine.große Verantwor¬ 
tung erkennt und seinen Rechtsspruch im Sinne des Schutzes unserer 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung fällt und nicht der Ein¬ 
richtung eines Atomstaates, mit all seinen diktatorisch notwendigen 
Zwangsmaßnahmen, Vorschub leistet. 

In diesem Sinne, mit freundlichen Grüßen 


/(wmr 

(Neumann) 



y/ lUtott Öe 23rufn 
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An des Bremen, 24.Feb. 1981 

Verwaltungsgericht Koblenz 
Deinhsrdpietz 4 

54 00 Koblenz 

Im Verwaltungsrechtsstreit wegen Feststellung-der rechtlichen 
Unmöglichkeit von Scheingenehmigungen, die für das plutonium- 
erzeugende Atomspaltwerk in Mülheim-Kärlich erteilt wurden duroh 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr des Landes 
Rheinland-!falz, BauhofStraße 4 in 6500. Mainz und 

2. den Landrat des Kreises Mayen-Koblenz 

danken wir Ihnen für das Schreiben 7 K 284/80 vom 8 .Januar 1981. 

£ u iunkt 1: Anläßlich des et'omrechtlichen Erörterungstermins in 
Mülheim-Kärlich äußerte - ausweislich der Tonbandauf- 
zeichnung vom 1?.Feb.1981, nachmittags - Dr. Eitz (RWE), daß un¬ 
ser Kind Edgar de Bruin (geh.am 31.1.1981) deshalb hin¬ 
sichtlich aller im Jahre 1975 bereits erörterten Einwendungen einem 
"Einwendungsausschluß w unterliege (d.h. "präkludiert" sei), da sein 
Vater Walther Soyka bereits 1975 für ihn eis Ungezeugfl 
t e n hätte Einwendungen erheben dürfen und müssen 1 


Beweis: Vom Beklagten zu 1) vorzulegendes Stenogramm und 

die Tonaufze$ohnungen vom Erörterungstermin am 16. 
und 17-.Feb.1981 in der Rheinlandhalle zu Mülheim- 
Kärlich in ungekürzter Form, d.h. 
vollständig. 


Dieser beachtliche Hinweis könnte in anderen Fällen noch 
weiterer Überlegungen bedürftig sein. In u n. s e r e m Falle 
übersieht er, daß 1973 Walther Soyka seit 20 Jahren in Ehe mit 
seiner ersten Frau Wilma Soyka lebte. Würde er mit ihr noch 
ein .Kind gezeugt haben, so wäre dies nicht identisch mit 
Edgar de Bruin, dessen Mutter er 1973 noch gar nicht kannte. Ineo^ 
fern ist ein noch "Ungezeugter" weniger konkret'als ein 
zwar noch "Ungeborener", aber bereits gezeugter Nasciturus. Da 
einem Ungeborenen bereits im Mutterleib duroh Fre#dverachulden 
teratogene Schäden zugefügt werden können (vorgeburtlich verur¬ 
sachte Schädigungen), unterliegt er gern.' Art. 6 (1) 0Q "dem be¬ 
sonderen Schutze der staatlichen Ordnung", wie sich dies auelTeus 
Art. 6 , Abs.(4) GO ergibt: beide Bestimmungen " binden Gesetzgebung, 
vollziehende uewalt und Rechtsprechung eis unmittelbar geltendes 
Recht (Art. 1, Abs.(3) GG). Wenn dies in den + ä 1 t er 4 n 
Regelungen des fi 61 VwGO (i 960 ) und des § 1 BGB nooh unberücksich¬ 
tigt blieb, so bet - der inzwischen entfesselten Gewalt dea Atoms 
Rechnung tragend - § 28 des Atomgesot: 3 bezüglich des "Umfanges 
des Schadenersatzes bei Tötung 1 ' u.a. klsrgestellt: 


Die Ersatzpflicht tritt auch dann ein, wenn der Dritte zur Zeit 
der Verletzung erzeugt, aber noch nicht geboren war." 

Es wäre demnach nicht nur grundgesetzwidrig, sondern auch 
etomgosetzwidrig, wenn Sie die "erforderliche Beteiligtenfähig¬ 
keit von bereite gezeugter: Ungeborenen weiterhin in AbÄmde stellen 
wollten. Durch uns als gesetzliche Vertreter wurde daher am 19. 
Nov.1980 rechtswirksem für Edgar de Bruin, unser am 31.1.1981 ge- 
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An VG Koblenz 24.i?eb.1981 (2) 

borenes gemeinsames Kind, Klage erhoben. Diese K|age ist künf» 
f icr 

- J nicht mehr unter "Nasciturus de Bruin-Oyylca" zu führen, 
eondern richtig unter Edgar de Bruin. Wir beantragen 
entsprechende Hubrumberichtigung bei Ihnen. 

Zu Punkt 2i Ihrem Schreiben vom 8 . Januar 1981 wer das er» 

wähnte "Schreiben in Abschrift" nicht bei» 
gefügt, so daß es uns leider nicht möglich ist, den Inhalt der 
von Ihnen erwähnten Kr. 2 und 3 festzustellen und zu beantworten. 

Zu I-unkt 3i Daß die Einleitung zum Sicherheitsbericht 1973 wehr» 
heitswidrig davon ausgeht, daß alles zur 
Sicherheitsbeürbeilung Wesentliche bezüglich des 
plutoniumerzeugenden Atomspaltwerkes in Mülheim-Kärlich darin 
enthalten ist, ergibt sich schlüssig aus den rd. 1200 Seiten 
des seit 10.Nov.198C öffentlich zugänglich gemachten SichertTeits» 
berichtsnachtrages 1980 . Daß euch diese nachgeschobenen 1200 
Seiten k ein e vollständige Euklid- und Juellcharakteri» 
etik enthalten, ergibt sich auß dem vom Beklagten vorzulegenden 
Wortprotokoll, bzw. Stenogramm und Tonbandaufzeichnungen des 
am 16. und 17.Feb.1981 in Mülheim-Kärlich durchgeführten Port* 
eetzungserörterüngstermins. 

Gern. § 99 (1) VwGO beantragen wir, daß vom VG Koblenz den 
Beklagten aufgetragen wird, 

a) den Nachtragssicherheitsbericht 1980 (Text- und Zeichnungs¬ 
band) samt allen darin aufgelisteten ergänzenden Unterlegen 
dem Gericht umgehend und vollständig vorzulegen; 

b) das Stenogramm und die Tonaufzeichnung vom Erörterungster¬ 
min am 16. und 17.Feb.1981 vollständig und ungekürzt dem 
Gericht vorzulegen, bzw. die angekündigte Niederschrift 
zum Vergleich nachzureichen, um darin enthaltene Auslassun¬ 
gen und Lücken rechtlich zu würdigen, bzw. durch Vergleichung 
festzustellen. 

De dem Neugeborenen Edgar de Bruin keinerlei "Ein- 
wendungseusschluß" entgegengehalten werden kann, beantragen wir, 
zwecks Substantiierung unserer Klagebegründung, sämtli,ohs 
dem VG Koblenz z.Zt. vorliegenden rd. ICO Külheim-Kärlich-Akten« 
ordner an das VG Bremen zu unserer Einsichtnahme zu übersenden. 
Weiter beantragen wir, den Beklagten die Vorlage der bisher 

c) nooh nicht Vorgelegten, mindestens 70 Aktenordner 
aufzutragen, deren Vorhandensein anläßlich der mündlichen 
Verhandlungen im November 1979 eingeotanden wurde. 

Auch diese Akten mögen nach ihror Vorlage dem VG Bremen zur Ein¬ 
sichtnahme durch uns übersandt werden. Allein schon wegen der 
1200 Seiten "Sicherhoitsberichtnachtrag I960" in Verbindung mit 
S 86, Abs(1) VwGO ist eine Entscheidung ohne mündliche Verhand¬ 
lung bloß durch Gerichtsbescheid rechtlich unmöglich! dies käme 
für uns dem Verlust einer vollen Tatsacheninstanz gleich, bzw. 
einer Verweigerung des rechtlichen Gehörs. Ihnen ist gewiß die 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes 1980 im Falle der 
Frau Roedel bekannt, wo klargestellt ist, daß bezüglich einer 
vom Kläger beantragten gerichtlichen Feststellüng der Nichtig¬ 
keit von Scheingenehmigungen gern. § 43 VwGO keine "Präklu- 
sionsgrilnde" durchgreifen i Nichtigkeit wirkt von Anbeginn an, 
zumindest in reohtsförmig sblaufenden Verfahren. Zym Nachweis 



An V3 Koblenz 


24.Fsb. 1981 (3) 


des berechtigten Interesses an der baldigen Feststellung möge 
der Hinweis darauf zunächst genügen, daß ohne Darlegung 
der Plutoniumgefahr in den Gefahrendarlegungen (§ 3, Abs.(1;, 

Kr.1 und '■tr. 6 ÄWfVO vom 13. Peb. 1977) die Antrageunterlagen 
unvollständig sind, ao daß wegen 8 4 (1) AtVffO. 
keine wirksame Auslegung erfolgt 

. Wenn trotzdem mit einem vollen BrennstoffZyklus hinnen 
I Jahren in einem Reaktor von der Größe des in Mülheim-Kär¬ 
lich geplanten 1 Tonne Reaktorplutonium erzeugt wird, so ist 
dies für 500.000 Jahre eine bionegative Hypothek für alle naeh 
uns kommenden, zur Zeit noch ungezeugten ungeborenen. Hur noeh 
jetzt , in der z.Zt. lebenden Generation, können die dem 
Sittengesetz (Art. 2(1) GG) entsprechenden rechtlichen Weichen 
gestellt werden, die diese Hypothek so weit möglioh nooh hintan¬ 
zuhalten vermögen. Eine " baldige 11 Entscheidung ist, gemessen 
an den 500.000 Jahren . die erforderlich sind, damit eine Tonne 
heute erzeugtes Plutonium sich durch selbsttätiges Zerstrahäin 
auf ein Gramm vermindert, demnach eine Entscheidung, die unser 
Sohn Edgar noch erlebt. Sie setzt voraus, daß der Vorrang dea 
maochiavellistischan Machtdenkens ersetzt wird durch 
den Rechtsschutzgedanken gemäß Art. 19, Abs.(2) des Grundgesetzen. 

Sollte dies bei der erwähnten Vorberatung der Kammer euch Ihre 
Erkenntnis geworden sein, so sehen wir keine besonderen tatsäch¬ 
lichen oder rechtlichen Schwierigkeiten, die der Verbindung aller 
am 19.19.1980 übermittelten KJagen zu gemeinsamer Verhandlung 
und Entscheidung noch im Wege stehen könnten. Wir beantragen 
für diesen Fall Anberaumung einer 

mündlichen Verhandlung. 

Aue der tatsächlichen Unmöglichkeit z.B„ einer 14 Meter breiten 
"Dehnungsfuge" ergibt sich die offenkundige rechtliche 
Unmöglichkeit der mit Schreiben vom 22.Jan.1981 
durch RA Dr. Ising beantragten "Beiladung" der Firmen 

1. Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG, Essen, 

2. Brown, Boveri 4 Cie AG und Brown Boveri 

3. Hochtief AG, Essen. 


r GmbH. 
Mannheim 



mit Art. 2, Abs.(lj 
Artikel 19, Abs.(2; 


Durch Gcheingenehmigungen konnten diese Firmen keinerlei Rechts¬ 
stellung erlangen, dieihre Beiladung möglich macht oder erfor- 
dert. Im Gegenteil: mit deren Beiladung würde das Verwaltungsge¬ 
richt Koblenz eine Entscheidung vorwegnehmen , für 
die nichts außer Machtgründen 

spricht. Gemäß Art. <1, Abs.(l), (2) und (3) GG in Verbindung 

' ‘ und (2), Ar?. 4 (1), Art. 6 (1) und (4) Snd 
des Grundgesetzes (evt. auch Art. 14 (2)GG) 

- leider erkannte RA Dr. Ising vor '-Stellung seiner Beiladungs- 
anträge vom 22.1.1981 die leitenden Gesichtspunkte nicht, die 
der 'ertordnung des Grundgesetzes entsprechend in diesen Artikeln 
als .Aelbstbindung von Gesetzgebung, vollziehender Gewalt und 
Rechtsprechung an den Gchutzauftrag zu Gunsten der unantastbaren 
Würde des Menschen, unverletzlicher und Unveräußerlicher Menschen¬ 
rechte als Grundlage dar Gerechtigkeit und des Aittengesetzes 
sowie des b e s o n d e r e n Schutzes der staatlichen Ordnung 
für die genetische Unversehrtheit der Ungeborenen_und die Selbst- 
bindung an die .Rechtsschutzgarantie hinsichtlich/ unantastbaren 
Wesensgehaltes jedes einzelnen Grundrechtes p o s 1 t i v - 
r ec h t 1 i c h vorliegen - dheeZarttckwsiaufgedteservtozdt# 
Zä*B4&v*iäaÄ&ad&BseimBBäledungssnträKe in der mündlichen Vorhand« 
lung als unzulässig. Weiteres Vorbringen behalten 
uir uns vor, „ . Ss, 

fz-caef 



7 B II 4/81 
7 K 340/80 VS Koblenz 


Beschluß 


U9 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 

des Herrn Friedrich Posch, Moos 14» 

8011 Kirchseeon, 

- Kläger und Beschwerdeführer - 
Prozeßbevollmächtigte: Herr Walther Soyka, Wendt'straße 22, 

2800 Bremen, 

Herr Roland Bohlinger, Alte Schule, 

2251 Wobbenbüll, 

gegen 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, Bauhofstraße 4, 
6500 Mainz, 

2. den Landrat des Kreises Mayen-Koblenz, Postfach 1329, 

5400 Koblenz, 

- Beklagter und Beschwerdegegner - 
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, 

0der3traße 13, 6500 Mainz, 

wegen Feststellung der Nichtigkeit von Genehmigungen 
betreffend das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich 

hat der 7. Senat des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz 
in Koblenz aufgrund der Beratung vom 14. April 1981, an der 
teilgenommen haben 

Präsident des Oberverwaltungsgerichts Professor Dr. Bickel 
Richter am Oberverwaltungsgericht Dr. Zwanziger 
Richter am Verwaltungsgericht Pinkemeyer, 


beschlossen: 
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Die Beschwerde des Klägers gegen den Beschluß 
des Verwaltungsgerichts Koblenz vom 10. März 1981 
wird zurückgewiesen. 

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens trägt der Kläger. 

Der Wert des Beschwerdegegenstandes wird auf 
1.000,-- DM festgesetzt. 


Gründe 


Zu Recht hat das Verwaltungsgericht die Herren Walther Soyka 
und Roland Bohlinger als Prozeßbevollmächtigte ausgeschlossen, 
da sie eine fremde Rechtsangelegenheit geschäftsmäßig besorgen 
und mithin gegen Art. 1 § 1 Abs. 1 des Rechtsberatungsgesetzes 
- RBerG - (BGBl III, 303-12) verstoßen. 

Schon das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Beschluß vom 
25. Februar 1976 (NJW 1976, 13*19) entschieden, daß gegen die 
Fortgeltung dieses Gesetzes keine Bedenken bestehen und es mit 
rechtsstaatlichen Grundsätzen in Einklang steht. Wie notwendig 
und erforderlich gerade dieses Gesetz zum Schutze rechts¬ 
suchender Bürger ist, belegt das Verhalten der hier ausge¬ 
schlossenen Prozeßbevollmächtigten. Weil sie in verfahrens¬ 
rechtliehen Fragen ohne hinreichende Kenntnis sind, und es 
ihnen bei der Führung der atomrechtlichen Prozesse in erster 
Linie auf Demonstrieren und nicht auf ein sachgerechtes 
Prozessieren ankommt, haben sie schon eine Reihe unerfahrener 
Bürger in unverantwortlicher Welse mit einem Kostenrisiko 
belastet. Auch liegen die Voraussetzungen des gesetzlichen 
Ausschlußtatbestandes vor, denn das Merkmal der geschäfts- 
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mäßigen Besorgung einer fremden Rechtsangelegenheit ist hier 
erfüllt. Dazu hat der Senat in seinen Beschlüssen vom 23. 
September 1980 ausgeführt: 


Wie Art. 1 § 1 Abs. 1 RBerG ausdrücklich hervorhebt, 
kommt es insoweit weder auf Haupt- oder Nebenberuf- 
lichkeit noch auf Entgeltlichkeit oder Unentgeltlich¬ 
keit des Tätigwerdens an. Geschäftsmäßigkeit ist 
vielmehr bei jeder Besorgung fremder Rechtsangelegen¬ 
heiten gegeben, die vom Umfang her über die Vertre¬ 
tung in einem besonderen Fall hinausgeht oder mit dem 
erkennbaren Willen erfolgt, eine derartige Tätigkeit 
zu wiederholen (vgl. Kopp, Kommentar zur VwGO, Anm. 4 
zu § 67 sowie Altenhoff-Busch-Kampmann, aaO, Randnr. 
15 mit Rechtsprechungsnachweisen). Das Auftreten der 
Herren Walther Soyka und Roland Bohlinger erfüllt 
ohne weiteres dieses Merkmal zum einen wegen der 
großen Anzahl von Verfahren, die sie als Bevollmäch¬ 
tigte Dritter bei einer Reihe von Gerichten anhängig 
gemacht haben, und zum anderen wegen des erklärter¬ 
maßen verfolgten Ziels;,, der Errichtung und dem 
Betrieb von Kernkraftwerken entgegenzuwirken, das 
sie, wie ihr Bemühen um möglichst viele Vollmachten 
belegt, künftig bei weiteren sich bietenden Gelegen¬ 
heiten ebenso wie bisher auch durch von ihnen 
vertretene Klagen Dritter zu fördern beabsichtigen; 
das wird nicht zuletzt durch ihre Stellungnahme 
unterstrichen, in der sie die Auffassung äußern, nur 
bei einer Vertretung ihrerseits sei eine rechts- und 
sachkundige Wahrnehmung der Rechtsschutzinteressen 
der betreffenden Kläger gewährleistet. 

Die Bevollmächtigten können sich schließlich nicht 
mit Erfolg auf eine Zulässigkeit ihrer Tätigkeit 
gemäß Art. 1 § 7 RBerG berufen, wonach es einer 
Erlaubnis nicht bedarf, wenn auf berufsständischer 
oder ähnlicher Grundlage gebildete Vereinigungen im 
Rahmen ihres Aufgabenbereichs ihren Mitgliedern Hilfe 
in Rechtsangelegenheiten gewähren. Die3 scheitert 
zunächst schon daran, daß viele der Kläger nach ihren 
eigenen Erklärungen im verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren nicht Mitglieder de3 "Forraum Humanum" sind, 
also ln bezug auf sie ein Auftreten des sog. Ver¬ 
bandsvertreters von vornherein nicht in Betracht 
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kommt. Im übrigen handelt es sich hierbei nicht um 
einen auf berufsständischer oder ähnlicher Grundlage 
gebildeten Zusammenschluß; denn Vereinigungen, die 
der Verfolgung gesellschaftspolitischer Zwecke oder 
der Förderung von Interessen dienen, die nicht einem 
Berufsstand oder einer Interessengruppe eigentümlich 
sind, sondern die jedermann haben kann, wie es bei 
dem Eintreten des "Forum Humanum" für " Volksgesund¬ 
heit und biologische Sicherheit" der Fall ist, haben 
keine derartige Grundlage und fallen daher nicht 
unter Art. 1 S 7 RBerG (vgl. Altenhoff-Busch-Kamp- 
mann, aaO, Randnr. 127). 

Die sonstigen Gründe, die die Bevollmächtigten 
Vorbringen, sind schon vom Ansatz her ungeeignet, 
eine ausnahmsweise Zulässigkeit ihres Auftretens in 
den anhängigen Verfahren darzutun. Da3 gilt für die 
Behauptung, es handele sich dabei um die Ausübung 
eines Widerstandsrechts im Sinne von Art. 20 Abs. 4 
GG, ebenso wie für den unzutreffenden Hinweis, das 
Rechtsberatungsgesetz gelte nicht im Lande Bremen. 


Dem bleibt nichts hinzuzufügen. Deshalb mußten die Beschwerden 
kostenpflichtig zurückgewiesen werden (S 154 Abs. 2 VwGO). 


Die Festsetzung des Beschwerdewertes folgt aus SS 13 ff. GKG. 


gez. Prof. Dr. Bickel 


gez. Dr. Zwanziger gez. Pinkemeyer 


~Uäd& 


UA/lG-iAavv 

pKMtellte 
‘M WrltuadabearatiBr der GendtHftMtal!« 
C'W 0 bei ve. rwaltungs gerlchts 
K h<»i ölend-Pfal* 
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7 K 2&/80 


Beschluß 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 

Bern KlehMl Bauaar, RattatraBa 6, 

7000 Stuttgart 70, 

- Kläger 

Prozeßbevollmächtigte: 

Herr Walther Soyka, Wendtstraße 22, 2800 Bremen, 

Herr Roland Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobbenbüll, 

gegen 

das Land Rheinland-Pfalz., vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, 

BauhofStraße 4, 6500 Mainz, 

2. den Landrat des Kreises Mayert-Koblenz, 

Postfach 1529, 5^+00 Koblenz, 


- Beklagter - 

Prozeßbevo.llniächti gter: Rechtsanwalt Dr. Heimann Eicher, 

Oderstraße 1?, 6500 Mainz, 

wegen Feststellung der Nichtigkeit von Genehmigungen 
betreffend das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich 

hat die 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz 
unter Mitwirkung des 

Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichts Borahofen 
Richters am Verwaltungsgericht Dr. Reusch 
Richters am Verwaltungsgericht Hennig 


am 10. März 1981 


Laschlossen: 


Gegen Postzu- 
stellungsurkundc 
Herrn 

Roland Bohlinger 
Alte Schule 

2251 Wobbenbüll 


Die Herren Walther Soyka und Roland Bohlinger 
werden als Bevollmächtigte des Klägers/der 
Klägerin zurückgewiesen. 


2 
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Gründe 


Die Herren Walther Soyka und Roland Bohlinger sind 
in diesem Klageverfahren zurückzuweisen, da ihre 
Tätigkeit als Bevollmächtigte des Klägers/der Klägerin 
gegen Art. 1 § 1 Abs. 1 des Rechtsberatungsgesetzes 

- RBerG - vom 13. Dezember 1935 (RGBl. 1 S. 1478, 

BGBl. III 303-12) verstößt. Dieses Gesetz gilt als 
Bundesgesetz fort und enthält eine zulässige Be¬ 
schränkung des Rechts, vor den Verwaltungsgerlchten 
aufzutreten (BVerfG, Beschluß vom 23. Februar 1976, 

NJW 1976, S. 1349 m.w.N.). 

Nach Art. 1 § 1 Abs. 1 RBerG darf die Besorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten geschäftsmäßig - ohne Unterschied 
zwischen haupt- und nebenberuflicher oder entgeltlicher 
und unentgeltlicher Tätigkeit - nur betrieben werden, 
wenn hierfür von der zuständigen Behörde die Erlaubnis 
erteilt ist. Die Herren Soyka und Bohlinger sind nicht 
im Besitz einer solchen Erlaubnis, benötigen sie jedoch, 
da ihre Etigkeit in diesem Klageverfahren unter Art. 1 
§ 1 Abs. 1 RBerG fällt. 

Ihre Tätigkeit für den Kläger/die Klägerin ist eine 
Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten. 

Eine solche liegt grundsätzlich bereits dann vor, wenn 

- wie hier - der Besorgende nach außen erkennbar als 
Bevollmächtigter oder Beistand für den anderen tätig 
wird (dazu: Altenhoff/Busch/Kampmann: Recbtsberatüngs- 
gesetz. Kommentar, 4. Aufl., Münster 1978, Art. 1 § 1 
Rdnr. 10 m.w.N.). 


3 - 
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Zwischen den Herren Soyka und Bohlinger einerseits 
und dem Kläger/der Klägerin andererseits bestehen 
ersichtlich auch keine engen persönlichen Beziehungen 
wie etwa familigre Bindungen, die das Merkmal "fremd" 
bei der Besorgung der Rechtsangelegenheiten Dritter 
ausnahmsweise entfallen ließen. Dies gilt auch dann, 
wenn der Kläger/die Klägerin - was dem Gericht im 
übrigen nicht bekannt ist - Mitglied des "Forum 
Humanum-Hartmut-Gründler-Klägerverbandfes) für Volks¬ 
gesundheit und biologische Sicherheit" sein sollte. 

Die möglicherweise vorhandenen politischen und welt¬ 
anschaulichen Gemeinsamkeiten zwischen den Herren 
Soyka und Bohlinger einerseits und dem Kläger/der 
Klägerin andererseits begründen kein derart enges 
persönliches Vertrauensverhältnis, daß aus ihm ein 
eigenes Interesse der Bevollmächtigten an der Er¬ 
ledigung der Rechtsangelegenheiten der anderen Personen 
folgen würde. Im Gegenteil ist dem Gericht aus anderen 
Verfahren - vgl. 7 K 305/79 u.a. VG Koblenz - bekannt, 
daß sich andere Kläger in nach der Interessenlage und 
den Absichten vergleichbaren Rechtsstreitigkeiten zum 
Teil enttäuscht und - nach TMirer Darstellung - getäuscht 
von den Herren Soyka und Bohlinger abgewandt und ihnen 
die vorher erteilte Vollmacht entzogen haben. 

Die Tätigkeit der Herren Soyka und Bohlinger im vor¬ 
liegenden Rechtsstreit ist auch geschäftsmäßig im Sinne von 
Art. 1 § 1 Abs. 1 RBerG. 

Für die Annahme der Geschäftsmäßigkeit genügt nämlich 
eine Tätigkeit, bei der der Handelnde beabsichtigt, sie 
- sei es auch nur bei sich bietender Ge^genheit - in 
gleicher Weise zu wiederholen und sie dadurch zu einem 
dauernden und wiederkehrenden Bestandteil seiner Be¬ 
schäftigung zu machen. An einem solchen Willen der 
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Herren Soyka und Bohlinger besteht aufgrund der eigenen 
Erfahrung des Gerichts in den bisherigen die Errichtung 
des Kernkraftwerks MUlheim-Käriich betreffenden Ver¬ 
fahren und aufgrund der Vertretung von Klägern in 
Prozessen gegen andere Kernkraftwerke kein Zweifel. 

Zugunsten der Herren Soyka und Bohlinger greift darüber 
hinaus auch nicht die Ausnahmevorschrift des Art. 1 
§ 7 RBerG ein. Nach dieser Bestimmung bedarf es keiner 
Erlaubnis zur Rechtsbesorgung - so daß auch kein Ver¬ 
stoß gegen Art. 1 § 1 RBerG vorliegt -, wenn auf berufs¬ 
ständischer oder ähnlicher Grundlage gebildete Vereini¬ 
gungert im Rahmen ihres Aufgabenbereiches ihren Mitgliedern 
Hilfe in Rechtsangelegenheit gewähren. Das ist abgesehen 
davon, ob der Kläger/die Klägerin überhaupt Mitglied 
des "Forum Humanum" ist, jedenfalls deshalb nicht der 
Fall, weil es sich hierbei nicht um einen auf berufs¬ 
ständischer oder ähnlicher Grundlage gebildeten Zusammen¬ 
schluß .handelt (vgl. dazu: OVG Rheinland-Pfalz, Beschluß 
vom 23. September 1980 - 7 A II 10/80 u.a. -). Scheidet 
die Annahme einer berufsständischen Vereinigung schon 
von vornherein aus, so liegt auch keine berufsstandBähnliehe 
Vereinigung vor. Denn eine solche Vereinigung ist nur zu 
bejahen, wenn sie auf der Grundlage der gleichen oder ganz 
ähnlichen wirtschaftlichen oder sozialen Stellung ihrer 
Mitglieder zur Wahrung der für diese Stellung bezeichnenden 
wirtschaftlichen oder sozialen Interessen gebildet worden 
ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 18. Dezember 1973, DÖV 1974, 

S. 675 m.w.N.). So liegt es hier aber ersichtlich nicht. 

Damit verstoßen die Herren Soyka und Bohlinger mit ihrer 
Prozeßvertretung für den Kläger/die Klägerin ln diesem 
Klageverfahren gegen Art. 1 § 1 Abs. 1 RBerG. Dieser 
Verstoß hat zur zwingenden Folge, daß sie von der weiteren 
Prozeßvertretung auszuschließen sind. Denn es kann nicht 
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hingenommen werden, daß sie mit ihrer Tätigkeit vor 
Gericht ordnungswidrig handeln (vgl. dazu: Redeker/von 
Oertzen, VwGO. Kommentar, 6. Aufl., Stuttgart u.a. 1978» 
§ 67 Rdnr. 20 m.w.N.). 


ln diesem Zusammenhang weist die Kammer noch auf folgandes 
hin: Der aufgezeigte Verstoß gegen das Rechtsberatungs¬ 
gesetz läßt die prozessuale Wirksamkeit der vorge¬ 
nommenen Verfahrenshandlungen (z.B. der Klageerhebung) 
unberührt (so auch: OVG Rheinland-Pfalz, Beschluß vom 
23. Dezember 1980, a.a.O. /~m.w.N._7), so daß die vor¬ 
liegende Klage recbtswirksam im Namen des Klägers/der 
Klägerin erhoben und anhängig ist. Erst mit der Zurück¬ 
weisung erlischt die Befugnis der Bevollmächtigten, 
wirksam für den Kläger/die Klägerin zu handeln. 


Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten und den 
sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde 
an das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz in Koblenz, 
Deinhardplatz 4, zu. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht in Koblenz, 
Deinhardplatz 4, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung der Entscheidving einzulegen. Die 
Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde 
innerhalb der Frist bei dem Beschwerdegericht eingeht. 


gez. Bornhofen gez. Dr. Reusch gez. Hennig 




ico TOaftfjet ©ogSa 

30«lWJfto]ir 22 

D 2800 Seemen t 

Harra Bornhofen persönlich 
Delnhardplats 4 

SfrSS.SgMÜffii Brnos, 90.3.1961 

Uator dos Absender "Vervaltungsgerleht 3900 Uttss* nfetolt loh 
so 3. Mol 1981 Ihr Schreiben ? K 953/79. 7 K 100/80 tos 29.9.81. 

Do sloh einigaoMle nohosu unüberwindlicher Broohrola Uberkan, «mm 
loh sieh os die Boontsartwög dieses Bohxoihoso soShos vtUM, M M» 
blieb dlooo hlSbor. 

Vor Olm 20 Jahren bekam loh hol olaos Bokosatoa das H oadh soh dor 
Freimaurerei von Posnen-Lennbof au aohon. loh geriet dohol as«h ob 
doo Stichwort "Fiktionelismus“, von dos loh oao Minor Stadlaasolt 
vuBto, doB Haas Vslüinger 1911 in oolnor "Philosophie doo Als Ob“ 
darüber geschrieben hotta. Erst «xm daa Hsadhaoh erfuhr loh. doS 
dlo Prolsaarorol große stüoke voe Fiktlaaelleau bllt. 

ho SPXBOBZ. Nr. 22 «ras 23. Mol 1981 fand loh auf Salto 88 ala SPXEOKD- 
QeeprüOh 

■ 1 n A ■ u m 1 1 m m f Ä h i * " . 


la daa dar ooholdando varfossungsrlehter Martin Hlxaob aleh "tthor 
Blohtor la Dritten Raloh und ln dor BnsdearepabUk" ftu&art. Zitati 

Hlrooht ...Wann an Blohtor bostraft, voll alo als b o ptlnots e Urteil 
gefüllt hobaa, dann gibt os kalna riehtarlleho UnebhKnglgkelt 
oohr. Boas süßte sieh dar Rlohtor laaorfort fragest Kana loh 
oteataell «Mgoa dlaoos Urteils ln slaaa späteren RegiM ver- 
urteilt ««erden? 

Spiegelt Warna sieht, vaaa 1ha diese Belbstprifung davor benähst, den 
“Doloh daa Mörders“, via es la Kümburgor Militärgerichtepro- 
soB gogan Neai-Hiohter hlaB, “unter dor Bobs das Juristen“ su 
ver b org en ? 

Hirsehi loh will Jo nur erklären, via dor Durohaohnlttsxiehtor dankt. 

Sr Mint, doB die reebtsnreehonde Oavalt dlooan Behüte braucht, 
Dos heißt« Jeder andere haftet für borufllobas Versagen, dor 
Blohtor nleht. 

Spiegeli Ein Biehter kann nicht grob fahrldeslg bandeln? 

Hirsehi Ein Richter kenn nicht grob fahrlässig hondain, bol 1ha auB 
Absicht torliegen. Das ist natürlich nie sa beweisen. Sosm 
gibt oi, wenn ich sich nioht »ehr Irre, M"** «im **yi*Kt 
Verurteilung eines Richters vogsa Reohtsbeuiwag. ... is.9cj 

sie «riesen, doB Sie und Herr Pin k seey o r alr aan 30.Not.1979 
* k ■ 1 f h £ i X üji den Wort entsagen hoben, als loh ln oaohlloh 
[SsS ! * ~ v 3 unanfechtbarer weise tos "Flktiono- 

I 1 o ■ u t ' iu sprachen begann. Do dankenswerterweise dieser Vor» 
fall tan Ihnen auf 2 *n träger s«ifgeselebnet wurde, habe loh la Vertrauen 
auf die Beehtastaatliohkeit der Bundesrepublik Deutschland noch oa 
3C.Not.1979 der Staatsanwaltschaft Koblens tos seiner Oberseugung Mit¬ 
teilung gemacht, daß Herr Pin k oaa y or und sie alr gegenüber das Vase 
brechen der Rechtsbeugung su verantworten haben. Bis 
heute «rurde diese überseugung durch nichts erschüttert. Die folgen¬ 
den aätse aus des Buch "Triumph des Unsterbllehksltnlllens* (S. 23V 
235) besiehe ich dabei sowohl auf aleh, wie auf Sie und Minen Sohn 
Holgor, dessen Schreiben von 23.4.81 Sie mir als Anlage nltsehlekteni 

»n .mmt* B « »«•heure Hemels aller MMika. 
sehen Entwicklung ganser Völker und der einseinen Menschen Ist die 
Relativität und daher völlige Unzuverlässigkeit des Qowlasens. ... 

Das Mißtrauen zum eigenen Gewissen, das nur die Vernunftde u t u n g en des 
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An Bowobofm jc.5.1981 v.<^^ 

göttlichen Vunaohee sum Guten enthält und daher euch lauter Fehl« 
deutuagen bergen kann, lat alao der erste Sehritt aeelieeher Ent¬ 
faltung! ... 

Neid, sieht die Vernunft kann hier aus Setter «erden, sondern nur 


freien, ala eh daa gewiesen die Stirnen Gottes, der "Heilige Seist" 
sei, auf dessen absolut siehere Kritik wir uns «erlassen könnten, 


••• LmM h*t Mm Rtcliubt« 

aas der bmiui aas uuten euer niest Vollkennen au bestinaen ("de¬ 
finieren") sei, das aber Jeder Kensoh einen unbesteehlieh sicheren 


gurr tt. i t i t 


i JJW,-»V Ir. WlvMH ■'. i* w h* 1 


1«« regt und als "gutes Gewiesen" eine Tat als gut bezeichnet. 
Aber die Vorstellung, diesen Gewiesen sei eins auverllaalge Wer¬ 
tung. eine "Stirne Gottes" in uns, ist einer der unheilvollsten 
IrrtUser und hält die Menschen in unbeschreiblichem Grade von der 
Vervollkommn« fern. Sa gibt nichts in der Kanaan Welt der Er- 





ein Mansch bei den gleichen Handlungen ein gutes Gewissen bst. die 
der andere verwirft, und uagekahrt- Ule unauverlXsaig daa Gewissen 
der Ecoso ben ist, ersehen wir Ja «Hein schon aus den wldersireA- 
chenden tiorallehren verschiedener Zelten und Völker und den grauen¬ 
vollen Mssaenaorden, Folterungen und Verbrennungen bei lebendigen 
leibe, die in "Meaen Gottes" veranlaßt wurden. ..." (8,170/171) 


■einer gegen Sie erstatteten 
h gerichtliche rsittlungen 
ran ihnen untemeicb- 


Xeibe, die ia "Hsaen Gottes" veranlaßt wurden. ..." ( 2 . 170 / 171 ; 

Sie wissen, daß wegen seiner gegen Sie erstatteten 
strafanseige gegen sich gerichtliche rsittlungen 
laufen 1 dennoch wagen Sie eS, air von Ahnen untemeicb- 
nete Briefe susahiakan au lassen! Sin Beweis für die Var» 
sohledenartigkeit unserer Gewissen «Wertungen! 
säße loh an Ihrer Stelle, so hätte ich es seit den 30.Uov. 
1979 peinliehst vornloden, "entlieh" alt 
“air* befaßt sn werden, d.h. iah salbst hätte nich wegen 
Besorgnis dar Befangenheit ans dar wsitarsn Behandlung der Soyka- 
Vcrfahren auiflckgeaogen. Da Sie dies iloht 
getan haben, aobelnt sn air unsäglich, daß 8 ia Richter sind. Bar 
Hsuptnara von Köpenick wurde nicht schon dadnpnh sin "achter" Haupt 
mann, daß ar dis Bekleidung eines Bauptnennes anacgl Ich sataa 
hier das oben untsrnroebsn* Zitat forti 


Verfal 

getan 

Haupt 


Kirschs ...Auch für HS-flerdprotease bet der Bundeageriohthof ent¬ 
schieden, daß sin Richter wegen Mordes nur verurteilt wer¬ 
den kann, wem ihn Rechtsbeugung neefagewiesen wird... 

Spiegelt ... wenn ihn also naehgewiesen wird, daß er absichtlich 
fslschec Recht gesprochen hat. 

Hirsohs Wenn er sieh verteidigt and sagt, dnmls habe loh den fUr 
riabtig gehalten, ich war vs llf a a wn a davon ttbaraeugt, 
dann kam er nicht anr Raahmachaft gasagm verdsn,.. 

spiegele ... Musterbeispiel war dar Fralapmsh für dm Ohswallgm 
Yolhsgerishtabof-Beisltser Hen a-Jee eMa Rahm ... 



























An Lornhofon 


3- .&.1981 


(3) 


Kirschs ... t.ur wenn er du.® int und sagt, ich habe des alles für 
falsch gehalten, ober mir bliob nichts anderer, übrig, dann 
uird'o britisch für ihn. 

Bpiegoli . er ..crliner Justizaenator Gerhord i eyer liet in einer Un¬ 
tersuchung ("Iia Konen des deutschen Volkes - Todesurteile 
des Volkogsrichtehcfos". ßoraralung Buchter’aand, I'euuied; 

IGO ! eiteni 12.60 Hark.) 6c a 3 roblea euf den .'unkt gebracht t 
15> üchtor, die in Glauben on die Verbindlichkeit von Kit« 
ler-'uefehlcn Ju en getötet haben, wurden wegen Kordes be« 
straft. Sichter, die wegen eines politischen Kitzes die 
■fo.3oaetrc.fe verhängten, blieben straffrei, schiltst de nicht 
Jurlciten-Dogmo, schützt da nicht das sogenannte ».ichtor- 
• r rivileg Oie hordor in der .iichtorrobe? 

Hirsch! As ist die rr.ro, ob dnr Volksgerichtshof und die Conder» 

criclite nach 1939 überhaupt Aeric Ute waren. Ich würde so» 
oent Sjo war e n keine ^richte. sondern Itordooschln i. Ange- 
hörige de» Volksgerichtshofs - und auch der bondergeriohte - 
haben keinen zusätzlichen behüte verdient, lilenond mußte 
onderrichter und niemand mußte Volksrichter worden. Hob 
einzige, woa die riskiert hätten, wär* gewesen, on die Front 
au kommen. Do ärgert sich ein alter Frontsoldat, dar seinen 
Kopf hinhaltan mußte für*ne Cache, die or verachtet hat. Wer 
in der Hobe euf "oieung gemordet not, darf dos Richter-iri» 
vilog nicht beanspruchen. 


Spiegel» Konst wurde, wie Cenetor Beyer hervorhebt, Rechtsblindheit 
zwar den Richter entschuldigen, aber nicht den ß.iob. 

Hircchi Kenn der bür,;or darüber nochdonkt. muß er Justizfeindlich 
werden . iäs kenn einen gorecht deckenden Keuschen nur empö¬ 
ren , wenn irgend so ein kleines VUrstehen, das in die ß£) 
geraten ist. wenn dor «los unter Umstünden lebenalänglich 
kriegt und derjenige. der kraft seiner Bildung, kraft sei¬ 
ner Ausbildung, teft de» Rochtegefahls. dew er eigentlich 
haben sollt« - wenn also der f ■ ne Kann 1 k der H .., w 

.o Zweifeli Aus * eben Gründen ist 
das Vertrauen in die Justiz - loh sag's sehr vorsichtig - 
nicht so, wie es sein 'sollte. Schon Tuohlosky hat gesagt: 
Justiz hat nicht unbedingt etwas mit Gerechtigkeit zu tun. 
In anderen bändern sind beide Begriffe bezeichnenderweise 
identisch. ..." (Spiegel Nr. 22, S. 90.93) 


Da ich Sie wogen des Vorfalls vom 3C.Uov.1979 - wie oben bereite 
einmal erwähnt - für keinen "echten" Richter holte, woran für mich 
Ihre Verfügungen vom 27.Feb.1961 und vom 16. April 19S1 unbe¬ 
achtlich. Sollten Sie auch nooh an einem Gerichtobe. scheid 
ohne mündliche Verhandlung Mitwirken, wird dieser ebenfalls 
unbeachtlich bleiben, was für den Bereich des r.ilitür» 
wesens, bzw. hinsiohtlich der Wegbeförderung der Keese dor "”Hnupt<* 
mann" von Köpenick war, wird für die Justizgeaohichte ein "Richter 
Borahofen", der am y. .Rov.1979 ein Tonbandgerät mit« 
laufen ließ, als er "das Recht beugte". Wären Sie ein "echter" Rich¬ 
ter, müßte ich Cie deswegen mit Kartin Hirsch für dumm holten. Do 
ich Cie aber persönlich kennen gelernt höbe und weiß, daß Ale kei¬ 
neswegs dypt) sind, bleibt mir nur die endere Deutung und Erklürungs» 
mößllckkeiti dadurch bin ich auch alober, daß Gie die oben citiorten 
und von mir durch Unterstreichung hervorgehobenen Äußerungen nicht 
irrigerweise auf sich beziehen, da ich nicht dio Ab¬ 
sicht höbe, beleidigend zu werdenI rat Ihnen werde ich such ohne 
Beleidigung fertig, durch ufdockur.;; Ihrer Gewissonsraaßot iho. Am 
4. ( kt.1977 befand ich mich gegenüber Prpf • Ftchortiof in einer ver» 
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Aa Bornhofen 


3C.5.1981 




K ~ »labberen lag«« Min Mltheriges Verhelten nötigt air Aohtung »b. 

sab Mia Mandat «ls Proeeßbevollefiohtigter An Hordweatdeutaoben 
inhwito AO(HWK) auf und vertritt lasviaohan Maneohen, 
dl« unter eedisiniseh bau. betrieblieh verurMohten Strehleneohdden 
leiden. M*s beweist, daß laswlsoben «eine Oewiaaena- 
wertuagen verfeinert wurden I 


(Abaolr.rer.pol. Walther Boyka) 
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jf-ttti/Ua-M 4 '' 


Gericht _s b e a c h e 1 d 
In dem Verwaltungsreohtsstre i t. 

des Herrn Wolfgang Bohn, Frankfurter Str. 3, 6330 Wetzlar, 

- Kläger - 


gegen 


das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, Bauhofstr. 4, 

6500 Mainz, 

2. den Landrat des Kreises Mayen-Koblenz, Postfaoh 1329, 

5400 Koblenz, 

- Beklagter - 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, 

Oderstr. 13, 6500 Mainz, 


beigeladen: 1. die Firma Rheinisch-Westfälisches Elektrizi¬ 
tätswerk AG, vertreten durch das Vorstands¬ 
mitglied Direktor Werner Rinke und den 
Prokuristen Dr. Dietmar Kuhnt, Kruppstr. 5, 

4300 Essen 1, 

2. das Konsortium Firma Brown, Boverl & Cie. AG, 
vertreten durch die Prokuristen Hans-Joachim 
Lilck und Günther Burholt, und Firma Brown 
Boverl Reaktor GmbH, vertreten dul-oh die Ge¬ 
schäftsführer Theo Küpper und Dr. Alfred 
Schatz, Heppenhelmer StraBe 17-23, 6800 Mann¬ 
heim 41, 

3. die Firma Hochtief AG, vertreten durch den Vor¬ 
standsvorsitzenden Dr .-Ing.■Albreebt Schumann 
und den Prokuristen Dr. Herzog, Relllnghauser 
Str. 53-57, 4300 Essen, 

Prozeßbevollmächtigte: 

Rechtsanwälte Notar Dr. Simon, Notar Mühle, Notar Dr. Günther, 
Notar Dr. Ising, Dr. KUmmerleln und Scheuten, Huyssenallee 
58-64, 4300 Essen 1, 


wegen Errichtung des Kernkraftwerkes MUlheim-Kärlloh 
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erläßt die 7. Kammer des Verwaltungsgerlehts Koblenz 
unter Mitwirkung des 

Vizepräsidenten des Verwaltungsgerlchts Bornhofen 
Rlohters am Verwaltungsgericht Dr. Rausch 
Rlohters am Verwaltungsgerlcht Hennlg 

am 21. Juli 1981 


folgende Bntsoheldung: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Der Kläger hat die Kosten des Verfahrens ein¬ 
schließlich 'der außergerichtlichen Kosten der 
Beigeladenen zu tragen. 

Der Gerichtsbescheid Ist wegen der Kosten für den 
Beklagten gegen Sicherheitsleistung ln Höhe von 

2.200,_ DM und für die Belgeladenen ln Höhe von 

3.000,— DM vorläufig vollstreckbar. 


Gründe 


I. 


Der Kläger wendet sich gegen sämtliche ln der Zelt von Januar 
1975 bis Juli 1977 für die Errichtung des Kernkraftwerkes 
Mülhelm-Kärllch bisher von dem beklagten Land erteilten 
atomrechtlichen Tellentscheidungen. Bel diesen handelt es sich 
um folgende: Erste Tellgenehmigung vom 9. Januar 1975, 1. 
FeigäbebeseheId vom 6. Juni 1975, 2. Freigabebescheid vom 18. 
August 1975, 3- Freigabebescheid vom 19. November 1975, 4. 
Freigabebescheid vom 19. Dezember 1975, 5. Frelgabebesohe 1 d 
vom 27. Februar 1976, 6. Freigabebescheid vom 5. April 1976, 
7. Freigabebescheid vom 2M. Juni 1976, 8. Freigabebescheid vom 
19. November 1976,"9. Freigabebescheid vom 31* Januar 1977 und 
Zweite Teilgenehmigung vom 6. Juli 1977. Darüber hinaus wendet 
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er sich gegen die von der Kreisverwaltung des Landkreises 
Mayen-Koblenz am 26. September 1974 erteilte (bauraoht 1 lohe) 
Tellbaugenehmlgung. 

Die atomrechtl lohen Teilentscheidungen erteilte das Ministe¬ 
rium für Wirtschaft und Verkehr des Landes Rheinland-Pfalz im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und 
Sportfden Beigeladenen, die seit 1975 das Kernkraftwerk 
errichten. 

Der Kläger wohnt in Wetzlar, etwa 70 Kilometer von dem 
Standort des Kraftwerkes entfernt. 

Auf den Antrag der Beigeladenen aus dem Jahre 1972 erteilte 
das Wirtschaftsministerium am 9. Januar 1975 die Erste 
(atomrechtliche) Teilgenehmigung und die Kreisverwaltung 
Mayen-Koblenz am 26. September 1974 eine Tellbaugenehmlgung 
für die Baustelleneinrichtung und den Erdaushub. 

In Ausfüllung des in der Ersten Teilgenehmlgung enthaltenen 
Fr e 1 gäbe vor beha 11 e s erließ das Wirtschaftsministerium ln der 
Folgezeit bis Januar 1977 insgesamt 9 Freigabebescheide. 

Am 6. Juli 1977 erteilte das Wirtschaftsministerium auf Antrag 
den Beigeladenen aufgrund des § 7 des Atomgesetzes - wie es in 
dem Genehmigungsbescheid heißt - "im Anschluß an die Erste 
Teilgenehmigung vom 9. Januar 1975" die Zweite Teilgenehmi¬ 
gung, die - bezogen auf den der Ersten Teilgenehmigung 
zugrundeliegenden Sicherheitsbericht - eine Verschiebung des 
Standortes des Reaktorgebäudes sowie weiterer Anlagentelle und 
eine veränderte Gebäudeanordnung vorsah. 
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Des weiteren erteilte das beklagte [.and den genannten Plrmen 
gemäß $ 7 des Atomgesetzes am 15. Dezember 1977 die Dritte 
Tellgenehmlgung und am 10. November 1978 die Vierte Tellge- 
nehmlgung. Beide Entscheidungen wurden ordnungsgemäß bekannt¬ 
gemacht . 

Daraufhin hat Herr Walther Soyka unter Vorlage einer Voll¬ 
machtsurkunde, die auch Herr Roland Bohllnger als Bevollmäch¬ 
tigten ausweist, im Namen des Klägers am 20. November 1980 
Klage erhoben. 

Der Kläger hält die penannten Cenehmigungsbesoheide für 
nichtig. 


Der Kläger beantragt sinngemäß, 


die Nichtigkeit 

der Ersten Tellgenehmlgung vom 9. Januar 1975, 
des 1. Freigabebescheides vpm 6. Juni 1975, 
des 2. Freigabebescheldes vom 18. August 1975, 
des 3. Freigabebescheides vom 14. November 1975, 
des 4. Frelgabebesoheides vom 19. Dezember 1975, 
des 5. Freigabebe.pcheides vom 27. Februar 1976, 
des 6. Freigabebescheides vom 5. April 1976, 
des 7. Freigabebescheides vom 24. Juni 1976, 
des 8. Freigabebescheides vom 19. November 1976, 
des 9. Freigabebescheides vom 31. Januar 1977, 
der Zweiten Teilgenehmigung vom 6. Juli *1977, 

- Jeweils erlassen vom Ministerium für Wirtschaft und 
Verkehr des Landes Rheinland-Pfalz, Mainz - 
sowie der Teilbaugenehmigung der Kreisverwaltung 
Mayen-Koblenz vom 26. September 1974 
festzustellen. 


Das beklagte Land und die Beigeladenen beantragen, 
die Klage abzuweisen. 


Sie halten die Klage für unzulässig. 

Wagen des Sach- und Streitstandes ln allen Einzelheiten wird 
auf die zu den Akten gereichten Schriftstücke und Schriftsätze 
Bezug genommen. 
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XI. 


über die Klage kann das Gericht gemäß Art. 2 § 1 Abs. 1 des 
Gesetzes zur Entlastung der Gerichte ln der Verwaltungs- und 
Plnanzgerlchtsbarkeit - EntlG - vom 31. März 1978 (BGBl. I 3. 
4ä6) nach vorhe riger Anhö rung der Betelligten_duroh_Gerichts- 
bescheld_ entscheiden ._J)enn die Kammer Ist einstimmig der 
Auffassung, daß die Sache keine be sonderen Schwierigkeiten 
tatsächlicher oder recht licher Art aufweist und der Sachver- 
fialt”geklärtTTst. 


Die Klage Ist Jedenfalls aus d em Gesichtspunkt der V erwirkung 
unzulässig und kann schon des halb keinen Erfolg haben. 


Wenn auch nach S 43 Abs. 1 VwGO die Feststellung der Nichtig¬ 
keit eines Verwaltungsaktes grundsätzlich unbefriste t b egeh rt 
werden kann, so kann dieses Begehren. doch nicht nach Belieben 
hTnausgezögert we rden . Eine zeitliche Begrenzu ng ftl r das 
Feststellungsbe gehren setzt der Gesichtspunkt der Verwirkung. 

Die Verwirkung Ist ein Unterfall der wegen Verstoßes gegen 
Treu und Glauben unzulässigen Rechtsausübung. Sie tritt ein, 
wenn ein - materielles oder prozessuales - Reoht nicht mehr 
wahrgenommen werden darf, weil seit der Möglichkeit seiner 
Geltendmachung längere Zeit verstrichen Ist und besondere 
Umstände hinzutreten, die die verspätete Geltendmachung als 
Verstoß gegen Treu und Glauben erscheinen lassen (vgl. OVG 
Rheinland-Pfalz, Urteil vom 9. Januar 1980 - 2 A 81/79 -, 
bisher nicht veröff entlic ht, Urtellsabsohrlft S. 7_f m.w.N.). 
Diese Voraussetzungen sind hlnslchtlloh der genannten Teilent¬ 
scheidungen erfüllt. 
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Zum einen hat der Klager bis zur Erhebung seiner Klage am 20. 
November 1980, mit der er erstmals ein etwaiges Recht auf 
Feststellung der Nichtigkeit geltend gemacht hat, einen 
längeren Zeitraum verstreichen lassen. Der Zeitpunkt der 
Klageerhebung liegt zeitlich fast 3 1/2 Jahre nach Erlaß der 
hier ln Betracht zu ziehenden Zweiten Te 1 lgenehmlgung vom 6. 
Juli 1977. 

Zum anderen hat der Klager nach dem Erlaß der Zweiten Tellge- 
nehmlgung vom 6. Juli 1977 ein Verhalten gezeigt, das es als 
Verstoß gegen Treu und Glauben erscheinen läßt, wenn er erst 
jetzt seine etwaigen Rechte geltend machen. Das beklagte Land 
und die Beigeladenen konnten aufgrund d es Verhaltens des 
Klägers davon_j»usgehejju^_er werde keine gerichtlichen Schritte 
gegen diese Tellentscheldungen mehr unternehmen. Bel der 
Würdigung des Untätigbleibens des Klägers Innerhalb eines 
Zeitraumes von fast 3 1/2 Ja hren Ist nämlich zu berücksich¬ 
tigen, daß während dieser Zelt die Errichtung des Kernkraft¬ 
werkes Mülheim-Kärlich - für jeden Interessierten deutlich 
sichtbar^ - ztl glg fo rtschrltt und weitere Tellentacheld ungen 
bekannt gemacht wurden. Unter diesen Umständen durften das 
beklagte Land und die Beigeladenen spätestens nach Ausführung 
eines Großteils der sichtbaren Baumaßnahmen und nach Erlaß der 
Zweiten Teilgenehmigung, die für die Errichtungsphase eine 
grundsätzliche Entscheidung getroffen hat, annehmen, der 
Kläger werde gegen die diese Errichtungsphasen abdeckenden 
Verwaltungsentscheidungen keine gerichtlichen Verfahren mehr 
anstrengen.'In diese Würdigung ist dabei auch elnzustellen, 
daß die Beigeladenen erhebliche Investitionen vorgenommen 
haben. In Anbetracht dessen hätte es für den Kläger nahe 
liegen müssen, seine Klage auf Nichtigkei t der angegriffenen 
Tellentsoheldungen sehr viel früher zu erheben, um nutzlose 
Investitionen durch die an der Errichtung beteiligten Firmen 
nach Möglichkeit zu vermelden. Dies hat er Jedoch ln zurechen¬ 
barer Welse unterlassen. 
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Damit verstößt die Klage auf Feststellung der Nichtigkeit 
gegen Treu und Qlauben. Insoweit Ist das Klagerecht verwirkt. 


Schon aus dem Grunde konnte die Klage auf Feststellung der 
Nichtigkeit der Bescheide keinen Erfolg haben. 

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 15*1 Abs. 1, 16? Abs. 3 
VwGO. Die Entscheidung Uber die vorläufige Vollstreckbarkeit 
des Gerichtsbescheides wegen der Kosten beruht auf $ 167 Abs. 

? VwGO ln Verbindung mit Art. ? 5 1 Abs. 2 EntlG und S 709 
Satz 1 ZPO. 

3 » w 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten die Beruf ung an 
das Oberverwaltungsger ichj, Rheinland-Pfalz ln Koblenz, 
Delnhardplatz 1), zu. 

Die Berufung ist bei dem Verwaltungsgerioht in Koblenz, 
Delnhardplatz *1, Innerhalb eines Monats hach Zustellung des 
Gerichtsbescheides schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. Die Berufungs¬ 
frist Ist auch gewahrt, wenn die Berufung Innerhalb der Frist 
bei dem Oberverwaltungsgericht eingeht. Die Berufungsschrift 
muß den angefoohtenen Gerichtsbescheid bezeichnen und einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die >zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden. 


gez. Bornhofen gez. Dr. Rausch gez. Mennig 


Beschluß 


Der Wert des Streitgegenstandes wird gemäß $ 13 Abs. 1 Satz 1 
0K0 auf 60.000,-- DM festgesetzt. 
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Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten und den sonst 
von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde nach Maßgabe 
des I 25 Abs. 2 GKG an das Oberverwaltungsgerloht 
Rheinland-Pfalz ln Koblenz, De 1nhardplatz 4, zu. 

Die Beschwerde Ist bei dem Verwa1tungsger1cht ln Koblenz, 
De 1nhardplatz 4, schriftlich oder zur Niederschrift des 
ürkundabeamten der Geschäftsstelle einzulegen. Sie kann auch 
bei dem Oberverwaltungsgericht eingelegt werden. 

In Streitigkeiten Uber Kosten, Gebühren und Auslagen Ist die 
Beschwerde nloht gegeben, wenn der Wert des Beschwerdegegen¬ 
standes 100,— DM nloht Übersteigt (I 146 Abs. 3 VwGO). 


gez. Bomhofen gez. Dr. Reuach gez. Hennlg 
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Prozeßgruppe I, Berufung beim 7. Senat am OVG Rheinland-Pfalz 
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Rolf Hoffmann 
I'.etelvierth 
2351 Großenaspe 

An d. b Oberverwaltungsgerieht 
Rheinland-Pfalz in Koblenz 
Doinhardplctz 4 


3*6.80 
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Betr.: 7 K 366/79, Gerichtsbescheid vom 20*5*80 

3szug: Schreiben vom 29*5.80, 24*3. und 21.1.80 der 7 .Kammer des 

VG Koblenz 


Berufung und Beschwerde 

Gegen den vorliegenden Bescheid und die Begründung möchte ich 
hiermit Berufung einlegen. 

Ich möchte aber auch Beschwerde einlegen über die Art wie mir 
durch das VG Koblenz als Rocht-, und Schutzsuchendem die M"glich- 
cit genommen wird, peine Grundrechte (hier vor allem der Unvor- 
sohrholt) zu verteidigen, indem das VG -gas Grundnnliogen meiner 
Klage durch Hervorheben von Formnlion nicht würdigt. 

Anträge 

1 ) 

Das hohe Gericht möge die Unzulänglichheiten sowohl'meiner Prozeß- 
bevollmächtigten Herrn Walther und V/ieLand Soyka und Roland Boh- 
linger als auch meiner Person, was Methode, juristischen Ausdruck 
und Gepflogenheiten, Termineinhaltung oder dergl. betrifft, geflis¬ 
sentlich und wo erträglich übersehen und das ureigenste Anliegen, 
nämlich den Schutz und die Schutzsuche für mein Leben und meine 
Gesundheit wie auch das Viohlergahen und die Zuversicht und die 
Lebenschancen meiner Familie und unserer Nachkommen ins Auge fassen! 


Das'hohe Gericht möge dementsprechend beraten und beschließen! 


2)Das hohe Gericht möge die am 20.5.80 durch das VG Koblenz abge¬ 
wiesene Klage wieder aufgreifen, 

3) 2s möge dabei berücksichtigen, aaß mir außer den drei benannten 
Herren keiner als Anwalt meiner Klagen und als Vertreter bekannt 
oder vertrauenswürdig ist, (a) 

b) ..., daß ich als Heulandwirt weder finanziell noch zeitlich 
noch kräftemäßig in der Lage bin, den Prozeß selber zu führen, 

c) ..., daß ich von meiner biologischen Ausbildung her und als 
langjähriger Strahlensohutz-Ingenieur (ing.grad.) aber sehr 
wohl in der Lage sein müßte, die Gefährdung oder Nichtgofätl 1 - 
dung, die Strahlenschutz- und Atomgesetze aber auch die 
Strchlensohutzpraxis zu beurteilen. 


4) Das hohe Gericht möge mir (und allen anderen Klägern in dieser Sa¬ 
che) die Gerichtskosten, die in 1. und 2. Instanz, erfassen und. 
den Beigeladenen bzw. dem Land Rh.-Pfalfc anlasten, da diese durch 
ihr eigenmächtiges Handeln (über die Köpfe der Unwissenden und 
Ohnmächtigen hinweg) den beklagenswerten Tatbestand überhaupt er* 
geschaffen haben. 


5) Das hohe Gericht möge seine Beratungen und Entscheidungen in Fragen 
der Atomkernspaltung sowie im Bereich aller Fragen, die die Gesunr- 
heit der letzt oder später lebenden Nönnchen betreffen, also ope- 
7iell auch in dieser Angelegenheit des Atomspaltwcrks Mülheim-Kar- 
lieh! - iSme? dinnt wtnf ernsthafte und begründete Zweifel an der 
Unschädlichkeit eines Vorhabens oder eines Vorganges bestehen oder 
(E.ucW'*%'päte!) erhoben werden - 'für das Leben entscheiden: 

J'in dub^o pro vitaf also, ebenso, wie man "im Zweifel für den Ang:- 
.zlagten^tjigjjQj, entschied, wenn man dadurch Unrecht vermeiden konnte. 

Begründung hierfür: Nur durch einen Grundsatz "in dubio uro vita!' 
kann in Zukunft vermieden werden, daß unser aller 
Lebensmögliohkeiten durch geschäftstüchtige Machen¬ 
schaften ungeahndet vernichtet werden, bzw. durch 
unkontrollierte Planungen und gemachte Gnchzw; ngc 
gefährdet werden. II 
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GChOidS 
.cito G 


:-aitc 7 


.leite S/9 


;cite 10 

.leite 11 


■■■j , 1 . I.H.. UU|, t> u nu^ru^ r l AU1 ec ril urig QCS vu-urtoils vom r’O.b.BO) 


1) lutoohoiil ohne mündliche Verhandlung nur durch Gcrlchtsbcsche jü : 

ioj'gefeen erhebe ich iöerspruch, denn cs handelt sich sehr wohl 
um eine Cache mit besonderen rechtlichen und sachlichen Schwierig¬ 
keiten, wie man aus den widersprüchlichen Ansichten ersehen kann. 


0 Die Begründungen für Verwirkung des Klagerechts bzw. dessen "ihrfc- 
bestehen: 

Auch hiergegen erhebe ich Einspruch, denn ein C-rundredht darf doch 
wohl immer einklagbar sein. Die Verhültnlsmüßigkelt der Mittel und 
damit auch der Ablehnung sgründe muß doch" wohl Berücksichtigt worden, 
handelt es sich doch hier um Gefährdung von genetischer Unverscrtt- 
hoit ganzer Bevölkcrungsteile und außer der individuellen auch der 
Yolksgesund.hcit. Hier darf doch zulässig sein, daß - zumal auf Grund 
eines fragwürdigen Gesetzes -»ein "Klageunbefugter" ohne "wirürxr.ie 
Bevollmächtigung" Cio Einhaltung oder Durchsetzung unserer aller 
aber auch meiner Grundrechte bewirkt. Sind denn da (irgendwann will¬ 
kürlich festgesetzte) Klagefristen ein grundsätzlicher Kinderungs- 
grur.d? Hoffentlich doch nicht! 


Besorgung fremder Pcchtsangolegenheiten? Nein! Uns alle betreffende 
Rechtsängelepenheiten! Bio sind meine wie auch seine, daher völlig 
'leick und nicht fremd, sie sind, nahezu identisch, betreffen unseren 
Lebensmut, unsere J.cbenschance, sind daher nicht mehr rein indivi¬ 
duell, sondern Gemeingut und Gomcinsaqho. T.cbcin doch auch unsere 
Kinder aus der Zeugung zwischen verschiedenen und auch entfernt 
n-oborenen Benschen. Bind die Erbanlagen der Kinder doch gesünder, 
wenn die Eltern gesunde, unbeschädigte Chromosomen und Gene mitorin- 
gen. 


5reu und Glauben wird hier zitiert bzw. angeführt. Kann ich denn 
als Bürger oder Hechtsbegehrender noch glauben und vertrauen, daß 
mir Rechtshilfe zuteil wird., wo bisher kein* Staatsanwalt von sich 
aus, kein Staatsmann der wachsenden Gefährdung durch die zunenmenae 
Zahl der radioaktiven Belastung Einhalt zu geben sioh benähte. sna 
dann sollen Einzelne Ihr Hecht verwirken allein dadurch, da... sie 
rine Prist "unzulässig" nicht wahrnehmen? 

dir die Einzelnen können-doch gar nicht aile Gef; VirdunEGn recHt- 
zciti" or'-onnen (die amtlichen Aushange und Ilinwiise - n. \G nannte 
■io selber - erfolgen doch weit weg von uns und nur z.T. 14 asgo 
befristet) , manchmal macht uns erst ein MuUskandal ^uf die Ul- 
geneingefahrdung und die Individuelle aufmerksam, tann erst ut 
doch wirklich zu spät! 

können dom vloUeioK »Ä» «''„‘iS«) 

sr-öfs ffl&Sra. 4 s!aa sss«. 

.^““ÄrgbÄ ™ Ä.» WS«1*— ourseno.«» 

35"bieht betroffener Por.onenbbelo no f eo lotnnmw w* '.Mndort . 
Hiergegen meine stärkste Anfechtung! da ß die Schädigung 

;«S”1iS3iÄ 6 (?eS.ö;ie dir «„.bl.a.n.t.o bedlofeof.«), 

. b) weil die genetische S^^^^fo^bedingt^ist (rezessive Kuta- 
Genschädigung einer SiMolP«»« «lingt ab ^ r ist oit einem 

qU oS?r l S»sis; 1 r^r5fbf.ä. rt .» ! ebf. 1!1 r : .bne», 

c) 


lmegonwarv j-b -,, 

Regen auf unsere Kulturen einwirken. Und da so - 

zwischen und dem Atoms ic.ltwerk einen Einfluß haben? 
(Haben Sic da Beweise dafür?) 
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Ilolf Hoffmann 
Koteivierth 

2351 C-roßenaspe 3.6.80 


Beschworde_goggn_den_BeSchluß der Streitwertfestsetzung 
7 K 366/79 

Die Festsetzung des Streitwertes suf 100.000 DH halte ich aus 
zwei Gründen für unzumutbar;; und damit für ungültig: 

1) Das Grundrecht der körperlichen, geistigen und seelischen 
Unversehrtheit von Sinzeinen und dem ganzen Volkskörper 

ist nicht mit Geld aufzuwiegen, und in diesem Prozeß geht es 
um diesen Sachverhalt vorwiegend, 

2) der Streitwert ist Zumindest tiaßstab für die dosten, ioc 
die u.U. den Klägern angelastet werden, die - weil sie für 
ihr Recht kämpfen, dann evtl, noch t dafür bezahlen sollen, 
oder - bevor sie für ihr Recht kämpfen - davor zurückechrecken 

konnten. 


Antrag: Die Rechtsmittclbclehrung sollte stattfdessen einen 

gangbaren Hinweis enthalten, wie der, der sich betroffen 
glaubt, sein Grundrecht, verteidigen kann. 

»AQ»/- r rfti 

J, Jc% ^r> •<— <L ^ ßifak- ' 






Roland Bohlinger 
2251 lüobbenbüll 


dan 19.6.BO 


An das 

Verwaltungsgericht 
5400 Koblenz 


Hiermit lege ich Berufung ein gegen sämtliche bis jetzt er¬ 
gangenen Klageabweisungen der 7. Kammer des Verwaltungsgerichts 
Koblenz in den Verfahren 7 K 305-455/79 wegen Errichtung des 
Atomspaltwerks Mühlheim-Kärlich. 


Zugleich lege ich Beschwerde ein gegen die Zurückweisung der 
drei ProzeSbevollmächtigten der Kläger in den Verfahren 
7 K 305-455/79, und zwar der Prozeßbevollmächtigten Ualther 
Soyka, Wieland Soyka und Roland Bohlinger. Insbesondere lege 
ich Beschwerde ein, daß ich als Prozeßbevollmächtigter für 
meine Kinder Dietrich, Teja, Sigurd, Briga, Gunn, Uta und 
Dagmar sowie meiner Frau Helga Bohlinger zurückgewiesen worden 
bin. 


Ich lec^e außerdem Beschwerde ein gegen die Streitwertfest¬ 
setzungfund Kostenentscheidungen in den Verfahren 7 K 305-455/79, 
soweit schon erfolgt. 

Hilfsweise erhebe ich Klage wegen Feststellung der Nichtig¬ 
keit der bis jetzt ergangenen Klageabweisungen, Bevollmächtigten- 
zurückweisungen, Streitwertfestsetzungen und Kostenentscheide 
nach § 107, 108 und 13B VwGO. 


Begründung folgt. 

Roland Bohlinger 




Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll 


26 . 08.1980 


An den 
7. Genat 
des OVG Koblenz 
Deinhardplatz 4 

5400 Koblenz 

ßetr ■: Berufung 

loh lege hiermit Berufung bzw. Beschwerde ein 

gegen 

sämtliche Gerichtsbescheide und Streitwertfestsetzungen 
sowie Kostenentscheidungen, die von der 7. Kammer des VG Koblenz 
erfolgten und zwar in den Verfahren aufgrund der Klagen wegen 
Feststellung der Nichtigkeit sämtlicher Genehmigungen zu Gunsten 
des Atomspaltwerlcs Mülheim-Kärlich, in denen Walther Soyka, 
vieland Soyka und ich als Prozeßbevollmächtigte auftreten und ge¬ 
gen die noch nicht Berufung bzw. Beschwerde eingelegt worden ist. 

ßs I»ir4. außerdem Berufung bzw. Beschwerde eingelegt 

gegen 

die noch ausstehenden Gerichtsbescheidev Streitwertfestsetzungen 
und Kostenentscheidungen in den Verfahren, welche die VII. Kammer 
des /G Koblenz noch nicht abgeschlossen hat, und zwar deswegen, 
da offensichtlich für .ajle Kläger die gleichen Urteile in längst 
vorfabrizierter Weise gefällt wurden und somit zu erwarten ist, 
daß die noch aüsstehenden Entscheidungen den gleichen Wortlaut 
enthalten und den gleichen Tatbestand erfüllen wie die bisherigen. 



180 


2 


Die Würdigung des Vorgehens der VII. Kammer des VG Koblenz wird 
ira übrigen von unserer beite nicht nur unter verwaltungsrecht¬ 
lichen sondern vor allem unter strafrechtlichen Gesichtspunkten 
erfolgen. Nähere Ausführungen hierzu folgen noch. 

Vor dem ÖVG wird beantragt: die Feststellung der Nichtigkeit 
sämtlicher Entscheidungen der VII. Kammer des VG Koblenz 
in den erwähnten Verfahren bezüglich der Feststellung der Nich¬ 
tigkeit der Genehmigungen für das Atomspaltwerk'Mülheim-Kärlich 
und die Zurückverweisung an eine andere Kammer des VG Koblenz, 
hilfsweise die Aufhebung. Außerdem wird beantragt, die Streitwert 
festsetzung als nichtig, hilfsweise viel zu hoch und die Kostan- 
entseheidung als nichtig, hilfsweise als fehlerhaft festzustellen 
tiilüsweise aufzulyjben. 

Koland Bohlinger 



Roland ßohlingor 
2251 Wobbenbüll 


27.OB.I960 
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An den 
7. Senat 

am OVG Rheinland-Pfalz 
Deinhardplatz 4 

5400 Koblenz 


Betr.: Verfahren 7 K 309/79 - 7 A II 1 / 80 - 7 B II 3/80 und 
Folgende 

Sehr geehrter Herr Professor Br. Bickel, 

1.) in Ihrem Schreiben vom 21.07.1980 heißt es, daß ich Be¬ 
rufung gegen den Gerichtsbescheid und Beschwerde gegen 
die Streitwertfestsetzung der 7. Kammer des VG Koblenz 
vom 20.05.1980 erhoben hätte. 

Ich weise darauf hin, daß diese Angabe unvollständig ist. 

Nur einige der angefochtenen Bescheide tragen als Datumsan¬ 
gabe den 20.05.1980, andere tragen andere Datumsangaben, 
obwohl sie sonst untereinander völlig gleich sind bis auf 
die Angabe des Namens und der Anschrift des Klägers sowie die 
Angabe der Entfernung zwischen dem Wohnort des Klägers und 
dem Ort, anjdem sich das Atomspaltwerk Mülheim-Kärlich befindet, 
ich habe mich aber gegen alle Bescheide gewandt, die bis zu 
dem Datum ergangen waren, an dem ich Berufung bzw. Beschwerde 
einlegte,, also am 19.u6.I960. Bs fallen darunter somit u.a. 
auch die Bescheide gegen meine Kinder: Dietrich, Sigurd und 
ßriga ßohlinger sowi4 Uta Ditscher vom 06.06.1980. Doch die 
genannten Kinder sind nicht in Ihrer am 21.07.1930 an mich 
gegangenen Liste der Kläger aufgeführt, die am Berufungs- und 
Beschwerde-Verfahren teilnehmen! 

Die 7. Kammer des' VG Koblenz hatte mich stets über alle ihre 
an die Kläger gehenden Mitteilungen und Anfragen, über Klage¬ 
rücknahmen und Binstellungsbescheide aufgrund von Klagerück¬ 
nahmen informiert, auch dann nochmals sie Walther Soyka, 

- 2 



182 


2 


Wieland Boyka und mich'als Prozeß'bevollmächtigten ausge¬ 
schlossen hatte - mit einer entscheidenden Ausnahme: es 
sandte mir nicht die ergangenen Abweisungsbescheide zu (.also 
die Bescheide in jenen Fällen, in denen die Kläger die Klagen 
aufrecht erhalten hatten). Da die Kammer außerdem diese Be¬ 
scheide - obwohl sie hektrographiert waren und sich deshalb 
inihaltlich völlig glichen - mit unterschiedlichen "Ausstel¬ 
lungsdaten" versehen und zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
zustellen ließ, war ich außerstande, in diesem F a ll das 
Verhalten der 7. Kammer ausreichend zu kontrollieren. Darum 
legte ich pauschal zuerst am 24. Ob. und dann jetzt nochein- 
mal gegen die vorausgegangenehund jMMrtk außerdem gegen die 
künftigen Klageabweisungen Berufung und gegen die Streitwert- 
festsetzun; en und Kostenbescheide Beschwerde ein. 

Das Vorgehen der 7. Kammer erfüllt den Tatbestand der arg¬ 
listigen Täuschung. Da die 7. Kammer sich in der Durchführung 
unserer Verfahren außerdem noch andere strafgesetzwidrige 
Handlungen leistete, sind ihre sämtlichen in unseren Ver¬ 
fahren getroffenen Bntscheidun L en nicht nur als fehlerhaft 
sondern als nichtig einzustufen. Doch hierzu wird noch ein¬ 
gehend vorgetragen werden. 

2 .) ich lege hiermit Beschwerde ein gegen die unrichtige Darstel¬ 
lung des Bachverhalts und di§‘unvollständige Auflistung der 
am Berufungs- und Beschwerdeverfahren teilnehmenden Kläger. 

ürüßen 


Mi 

i 

Ho 


ij/ffreimdMchpn 
jland Boniinger 



S4 Koblans, d*n 21. Jll 1 i 1980 


Oberverwaltungsgericht 

Rheinland-Pfalz 

7 .Senat 

Der Vorsitzende 

An 


lat (MM) t lt n 


Gegen Postzustellungsurkunde* 

r < u. s r -\u,-ro 




a) Herrn Rolan/ Bohlinger 
2251 WobbenVtH+AHttstfffi^^ 


b) Herrn Walther Soyka 

Wendtstraße 22 
2800 Bremen 1 


c) Herrn Wieland Soyka 

Wendtstraße 22 
2800 Bremen 1 


Sehr geehrter Herr^Bohünger, 

mit Schriftsatz vom 19. Juni 1980 hat Herr Roland/Bohlinger, 
gestützt auf Ihnen erteilte Vollmachten in den in cfei—ftnTage 
aufgeführten VerwaltungsstreitSachen 

1. Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Verwaltungsgerichts 
Koblenz vom 20. Mai 1980 eingelegt sowie 

2. Beschwerde gegen den Beschluß Uber die Festsetzung des Streit¬ 
wertes vom gleichen Tage erhoben. 

Die Aktenzeichen der erstinstanzlichen sowie der Berufungs- und 
Beschwerdeverfahren ergeben sich ebenfalls aus der als Anlage 
beigefügten Übersicht. 

Zugleich werden Sie auf folgendes hingewiesen: 

1. Bel allen weiteren Eingaben, Mitteilungen, Schriftsätzen etc. 
ist jeweils das Aktenzeichen für das Berufungs- oder Beschwerde 
verfahren anzugeben. Außerdem ist bei allen Eingaben, Mittei¬ 
lungen und Schriftsätzen etc. für jedes Verfahren ein Schrift¬ 
stück zu übersenden und zugleich ein Doppel zur Weiterleitung 
an die Gegenseite beizufügen. Dies ist deshalb notwendig, weil 
jedes Verfahren gesondert erfaßt werden muß. 
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2. Aufgrund einer Vorberatung erwägt der Senat, vorab darüber 
zu entscheiden, ob Sie von dem weiteren Verfahren - und zwar 
in allen in der Anlage aufgeführten Streitsachen mit Aus¬ 
nahme der zu Ziff. 3 dieser Verfügung genannten Verfahren - 
auszuschließen sind, weil Ihre Tätigkeit als Prozeßbevol1 - 
mäehtigter wegen ihres geschäftsmäßigen Umfanges mit $ 1 
des Rechtsberatungsgesetzes - BGBl III 302-12 - unvereinbar 
sein könnte. 


3. Der Hinweis zu 2) gilt nicht, soweit 


3.1 Herr Roland Bohlinger 

(1) im eigenen Namen - lfd. Nr. 6 der Anlage - . 
(Az.: 7 K 317/79 = 7 A II 8/80 - 7 B II 11/80) 


oder 

(2) für seine Kinder 

Briga - Lfd. Nr. 6 - 

AZ.: 7 K 318/79 = 7 A II 9/80 = 

Dagmar Discher geb. Bohlinger - 
(AZ.: 7 K 319/79 = 7 A II 10/80 

Dietrich Bohlinger - lfd. Nr. 7 
(Az.: 7 K 320/79 = 7 A II 11/80 

Gunn Bohlinger - lfd. Nr. 8 - 
(Az.: 7 K 321/79 = 7 A II 12/80 

Sigurt Bohlinger - lfd. Nr. 8 - 
(Az.: 7 K 322/79 = 7 A II 13/80 


7 B II 12/80). 

Lfd. Nr. 7 - 
= 7 B II 13/80), 

= 7 8 II 14/80), 

= 7 B II 15/80), 

= 7 B II 16/80), 


Teja Bohlinger - lfd. Nr. 9 - 
(Az.: 7 K 323/79 = 7 A II 14/80 


7 B II 17/80), 


Uta Bohlinger - lfd. Nr. 9 - 
(Az.: 7 K 324/79 = 7 A II 15/80 


= 7 B II 18/80) 


3.2 Herr Wieland Soyka im eigenen Namen 
(AZ.: 7 K 431/79 = 7 A II 78/80 « 7 


- lfd. Nr. 68 - 
8 II 118/80) 


tätig geworden sind 


Bevor der Senat eine förmliche Entscheidung trifft, wird Ihnen 
bis zum 29. August 1980 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 


Mit freundlichen Grüßen 
gez. Prof. Dr. Bickel 
Beglaubigt: 


Justizangestellte 
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Verwaltangsstreitver¬ 
fahren 
./. 

1. Land Rh 1d.-Pfalz Aktenzeichen Aktenzeichen Aktenzeichen 

2. Landkreis 1. Instanz Berufung Beschwerde 

Mayen-Koblenz 


1. Dr. Baum, Hannover 

7 

K 

309/79 

7 

A 

II 

1/80 

7 

B 

II 

3/80 

2. Bergengruen, Hermann 

7 

K 

311/79 

7 

A 

II 

2/80 

7 

B 

II 

5/80 

Sarstedt 












3. Bewig, Elisabeth 

7 

K 

312/79 

7 

A 

II 

3/80 

7 

B 

II 

6/80 

Bewig, Gisela 
Braunschweig 

7 

K 

313/79 

7 

A 

II 

4/80 

7 

B 

II 

7/80 

4. Bewig, Volker 

7 

K 

314/79 

7 

A 

II 

5/80 

7 

B 

II 

8/80 

Bewig, Torsten 
Braunschweig 

7 

K 

315/79 

7 

A 

II 

6/80 

7 

B 

II 

9/80 

5. Bewig, Ulfert 

7 

K 

316/79 

7 

A 

II 

7/80 

7 

B 

II 

10/80 

Braunschweig 












6. Bohlinger, Roland 

7 

K 

317/79 

7 

A 

II 

8/80 

7 

B 

II 

11/80 

Bohllnger, Briga 
Wobbenbül1 

7 

K 

318/79 

7 

A 

II 

9/80 

7 

B 

II 

12/80 

7. Di scher, Dagmar 

7 

K 

319/79 

7 

A 

II 

10/80 

7 

B 

II 

13/80 

geb. Bohllnger 

Bohllnger, Dietrich 
WobbenbOl1 

7 

K 

320/79 

7 

A 

II 

11/80 

7 

B 

II 

14/80 

8. Bohlinger, Gunn 

7 

K 

32T/79 

7 

A 

II 

12/80 

7 

B 

II 

15/80 

Bohlinger, Sigurt 
Wobbenbüll 

7 

K 

322/79 

7 

A 

II 

13/80 

7 

B 

II 

16/80 

9. Bohllnger, Teja 

7 

K 

323/79 

7 

A 

II 

14/80 

7 

B 

II 

17/80 

Bohllnger, Uta 

WobbenbOl1 

7 

K 

324/79 

7 

A 

II 

15/80 

7 

B 

II 

18/80 

10. Bornholdt, Günther 

7 

K 

325/79 

7 

A 

II 

16/80 

7 

B 

II 

19/80 

Hiedesheim 










11. de Bruin, Nlcoll 

7 

K 

326/79 

7 

A 

II 

17/80 

7 

B 

II 

21/80 

Bremen 












12. Conradsen, Irmgard 

7 

K 

334/79 

7 

A 

II 

18/80 

7 

8 

II 

28/80 

Conradsen, Sigurd 
Nordborg-Alsen/DK 

7 

K 

335/79 

7 

A 

II 

19/80 

7 

B 

II 

29/80 

13. Delbanco, Helmut 

7 

K 

337/79 

7 

A 

II 

20/80 

7 

B 

II 

31/80 

Ahlhorn 












14. Thesing-Dlttmar, Alwine 

7 

K 

338/79 

7 

A 

II 

21/80 

7 

B 

II 

32/80 

Dittmar, Rudi 

7 

K 

339/79 

7 

A 

II 

22/80 

7 

B 

II 

33/80 


Dreieich 
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15. Olttrich. Godela 
Dlttrtch, Erdmuthe 
Berlin 28 

1b. Dlttrlch, Frauke 
Oieseier. Walther 
Berlin 28 

17. Ouve, Georg 
Neumünster 

18. Ewald, Annegret 
Dortmund 

19. Fiedler, Karsten 
Hannover 1 

20. Gaede, Werner 
Hamburg 74 

2t. Götter, Armin 
Berlin 46 

22. Grahn, Walter 
Wees 

23. Großmann, Gottfried 
Erfstadt-Liblar 

24. Grünkorn, Wolfram 
Güddorf/Amrum 

25. Hennlg,'Gerhard 
Buchholz 

26. Herbart, Hertha 
Starnberg 

27. Hochgreve, Edith 
Hannover 51 

28. Hölbling, Harald 
larsta/Schweden 

29. Höltke. Heike 
Bückeburg 

30. Iloffmann, Rolf 
Eutin 

31. Hofmann, Wolfgang 
Kulmbach 

32. Hoppmann, Hartmut 
Niederdorfelden 

33. Jordan, Johanna-Maria 
Hamburg 76 


- 2 - 

7 K 340/79 7 A II 

7 K 341/79 7 A II 

7 K 342/79 7 A II 

7 K 344/79 7 A II 

7 K 346/79 7 A II 

7 K 349/79 7 A II 

7 K 350/79 7 A II 

7 K 354/79 7 A II 

7 K 355/79 7 A II 

7 K 356/79 7 A II 

7 K 357/79 7 A II 

7 K 358/79 7 A II 

7 K 360/79 7 A II 

7 K 361/79 7 A II 

7 K 363/79 7 A II 

7 K 364/79 7 A II 

7 K 365/79 7 A II 

7 K 366/79 7 A II 

7 K 367/79 7 A II 

7 K 368/79 7 A II 

7 K 374/79 7 A II 


23/80 

7 

B 

II 

34/80 

24/80 

7 

B 

II 

35/80 

25/80 

7 

B 

II 

36/80 

26/80 

7 

B 

II 

37/80 

27/80 

7 

B 

II 

39/80 

28/80 

7 

B 

II 

42/80 

29/80 

7 

B 

II 

43/80 

30/80 

7 

B 

II 

46/80 

31/80 

7 

B 

II 

47/80 

32/80 

7 

B 

II 

48/80 

33/80 

7 

B 

II 

49/80 

34/80 

7 

B 

II 

50/80 

35/80 

7 

B 

II 

52/80 

36/80 

7 

B 

II 

53/80 

37/80 

7 

B 


55/80 

38/80 

7 

B 

II 

56/80 

39/80 

7 

B 

II 

57/80 

40/80 

7 

B 

II 

58/80 

41/80 

7 

B 

II 

59/80 

42/80 

7 

B 

II 

60/80 

43/80 

7 

B 

II 

63/80 
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34 . Käser, Dieter 
Steinen 


7 K 375/79 


35. Killer, Peter 7 K 377/79 

Seggebruch 

36. Kohnke, Uwe 7 K 378/79 

Braunschwelg 

37. Kopfermann, Irmhild 7 K 379/79 

Hamburg 54 

38. Knerr, Gerhard 7 K 380/79 

Hannover 1 


39. Kunz, Otto 
Steinen 


7 K 383/79 


40. lange, Uta 7 K 335/79 

Lange, Gernot 

Reeßum-Taaken 

41. von Linde-Suden, 7 K 386/79 

Ingeburg, Celle 

42. Lindermann, Irmgard 7 K 387/79 

Düsseldorf 30 


43. Lindstädt, Kurt 7 K 388/79 

Hamburg 65 

44. Matthles, Erich 7 K 391/79 

Tostedt 2 


45. Matthles, Ingeburg 7 K 392/79 

Tostedt 

46 . Meyer, Karl Wilhelm 7 k 394/79 
Eimke 1 

47. Metz, Hans Christoph 7 K 396/79 
Berlin 21 


48.Mirbach, Mechthild 7 K 397/79 

Düren 


7 A II 44/80 7 
7 A II 45/80 7 
7 A II 46/80 7 
7 A II 47/80 7 
7 A II 48/80 7 
7 A II 49/80 7 
7 A II 50/80 7 

7 A II 51/80 7 
7 A II 52/80 7 
7 A II 53/80 7 
7 A II 54/80 7 
7 A II 55/80 7 
7 A II 56/80 7 
7 A II 57/80 7 
7 A II 58/80 7 


49.Niedermayer, Wolfgang 7 K 398/79 7 A II 59/80 7 

Viechtach 

50.Oun, Wolfgang 7 K 399/79 7 A II 60/80 7 

Extertal 

51.Peper, Klaus 7 K 402/79 7 A II 61/80 7 

Tarmstedt 


B II 64/80 
8 II 66/80 
8 II 67/80 
8 II 68/80 
8 II 69/80 
B II 72/80 
8 II 74/80 

B II 75/80 
B II 76/80 
8 II 77/80 
B II 80/80 
B II 81/80 
B II 82/80 
B II 83/80 
B II 84/80 
B II 85/80 
B II 86/80 
B II 89/8 
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52. PfetBPsen, Heiner 

Bremen 

7 K 403/79 

7 A 

11 

: 62/80 

7 

B 

II 

90/80 

53. Petersen» Heinrich 
Olpenitzfeld/Kappeln 

7 K 404/79 

7 A 

II 

63/80 

7 

B 

II 

91/80 

54. Petersen, Volker 
Olpenitzfeld/Kappe lr 

7 K 405/79 

7 A 

II 

64/80 

7 

B 

II 

92/80 

55. Praetorlüs, Andreas 
Berlin 30 

7 K 408/79 

7 A 

I I 

65/80 

7 

0 

II 

94/80 

56. Prohn, Gerl 1nde 

Arnis 

7 K 409/79 

7 A 

11 

66/80 

7 

3 

11 

95/00 

57.Rathjen, Jens 

Glekau 

7 K 410/79 

7 A 

1 1 

67/00 

7 

B 

11 

96/80 

58.Reiber, Elmar 

Nürnberg 

7 K 411/79 

7 A 

1 1 

60/80 

7 

B 

1 1 

97/80 

59. Reinhard, Edmund 
GroßkarolInenfeld 

7 K 412/79 

7 A 

11 

69/80 

7 

0 

I I 

98/8 0 

60. Reinlhghaus.Dieter 
Wunstorf 

7 K 413/79 

7 A 

11 

70/70 

7 

3 

11 

99/00 

SI.Rlxlllus. Prof. Fritz 
Bad Salzuflen 

7 K 414/79 

7 A 

11 

71/00 

7 

B 

11 

100/80 

62.Roaten, Heide 

Bremen 

7 K 416/79 

7 A 

11 

72/00 

7 

B 

II 

102/80 

63.Sänger, Otto 

Cuxhaven 

7 K 420/79 

7 A 

11 

73/80 

7 

B 

II 

106/00 

64.Schmidt, Liese-Lotte 
Braunschweig 

7 K 423/79 

7 A 

II 

74/80 

7 

B 

II 

108/80 

65.Schulte, Wilhelm 

Elsenbach 

7 K 427/79 

7 A 

II 

75/80 

7 

B 

II 

111/80 

66 .Schwarz, Alfred 

Kempten 

7 K 429/79 

7 A 

II 

76/80 

7 

B 

II 

113/80 

67.Soltau, Dieter 

Darmstadt 

7 K 430/79 

7 A 

II 

77/80 

7 

B 

II 

114/80 

68 .Soyka, Wieland 

Bremen 

7 K 431/79 

7 A 

11 

78/80 

7 

B 

II 

118/80 

69.$>rlngmann, Baldur 
Geschendorf 

7 K 433/79 

7 A 

II 

79/80 

7 

B 

II 

120/80 

70.Stlelow, Gotthard 
Gehrden-Northen 

7 K 435/79 

7 A 

II 

80/80 

7 

B 

II 

122/80 
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71. Tenschert, Wolfgang 7 K 437/79 7 A II 81/80 7 B II 124/80 

Tenschert, Brigitte 
Rotenburg Wuemme- 
Unterstedet 

72. Volkhardt, Anna 7 K 438/79 7 A II 82/80 7 3 II 125/80 

Zeven 

73. Voß, Dr. Wünne 7 K 440/79 7 A II 83/80 7 B II 127/80 

Bad Salzuflen 

74. Weis, Wilhelm 7 K 442/79 7 A II 84/80 7 B II 129/80 

Wanna 

75. Willmann, Klaus 7 K 444/79 7 A II 85/80 7 B II 131/80 

Bochum 
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S4 Hoblern, den 21. Jll 1 1 1980 

D*i»h«rdt»l«tx 4 
r«4 (0in) i 2» 7i 


Gegen Postzustellungsurkunde - J• 

a) Herrn Rolapfl'Bohlinger 
2251 WobbentnHl/Husufti 

b) Herrn Walther Soyka 

Wendtstraße 22 
2800 Bremen 1 

c) Herrn Wieland Soyka 

Wendtstraße 22 
2800 Bremen 1 


Oberverwaltungsgericht 

Rheinland-Pfalz 

7.Senat 

Der Vorsitzende 
l An 


Sehr geehrter Herjf 

"it Schriftsatz vom 19. Juni 1980 hat Herr Ro 1 anf ^Boh 1 ing er. 
gestützt auf Ihnen erteilte Vollmachten in den in der Anlage 
aufgeführten Verwaltungsstreitsachen gegen den nach Zurück¬ 
nahme der Klage ergangenen Kostenbeschluß Beschwerde eingelegt. 
Die Aktenzeichen der erstinstanzlichen sowie der Beschwerde¬ 
verfahren ergeben sich ebenfalls aus der als Anlage beigefügten 
Übersicht. 


Zugleich werden Sie auf folgendes hingewiesen: 

1. Bei allen weiteren Eingaben, Mitteilungen, Schriftsätzen etc. 
ist jeweils das Aktenzeichen für das Beschwerdeverfahren anzu¬ 
geben. Außerdem ist bei allen Eingaben, Mitteilungen und 
Schriftsätzen etc. für jedes Verfahren ein Schriftstück zu 
übersenden und zugleich ein Doppel zur Weiterleitung an die 
Gegenseite beizufügen. Dies ist deshalb notwendig, weil jedes 
Verfahren gesondert erfaßt werden muß. 

2. Aufgurnd einer Vorberatung erwägt der Senat, vorab darüber zu 
entscheiden, ob Sie von dem weiteren Verfahren - und zwar in 
allen in der Anlage aufgeführten Streitsachen mit Ausnahme der 
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zu Ziff. 3 deiser Verfügung genannten Verfahren - auszu¬ 
schließen sind, weil Ihre Tätigkeit als Prozeßbevollmäch- 
tigter wegen ihres geschäftsmäßigen Umfanges mit § 1 des 
Rechtsberatungsgesetzes - BGB III 303-12 - unvereinbar sein 
könnte. 

3. Der Hinweis zu 2) gilt nicht, soweit Herr Walther Soyka 
bisher für seine Kinder 

Almuth Wenninger geb. Soyka - lfd. Nr. 44 der Anlage - 
(AZ.: 7 K 450/79 - 7 B II 117/80), 

Elke Soyka - lfd. Nr. 44 - 
(Az.: 7 K 451/79 » 7 B II 115/80), 

Gunhild Soyka - lfd. Nr. 44 - 
(Az.: 7 K 452/79 = 7 B II 116/80), 

tätig geworden ist. 

Herrn Walther Soyka wird jedoch insoweit aufgegeben, eine 
Vollmacht zu den vorgenannten Verfahren einzureichen, zumal 
die Kinder volljährig sein dürften. 

Bevor der Senat eine förmliche Entscheidung trifft, wird Ihnen 
bis zum 29. August 1980 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 


Mit freundlichen Grüßen 
gez. Prof. Dr. Bickel 

Beglaubigt: 

YjCUU.- 

Justizangestellte 
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Oberverwalfungsgaricht 

Rheinland-Pfalz 

7.Senat 

Der Vorsitzende 
7 A II 8 /80 

7 BII 11 /80 


Herrn 
Roland ({lohlinger 
Alte Schule 


2251 Wobbenbül1/Husum 


S4 KobUnz, d«n 21, Jllll 1980 

D*lnhMd|ilaU 4 
Tel (Olli) i u 71 


Gegen Postzustellungsurkunde 


Sehr geehrte(r 

in Ihrem Verwaltungsrechtsstreit gegen das Land Rheinland-Pfalz 
und gegen den Landkreis Mayen-Koblenz hat Herr Roland (Öohlinger 
Wobbenbüll - gestützt auf die Prozeßvollmacht, die Sie auf ihrT" 
sowie die Herren Walther Soyka, Bremen, und Wieland Soyka, 
Bremen, ausgestellt haben - 

1. Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Verwaltungsgerichts 
Koblenz vom 20. Mai 1980 eingelegt sowie 

2. Beschwerde gegen den Beschluß über die Streitwertfestsetzung 
vom gleichen Tage erhoben. 

Ich gebe Ihnen von dieser Rechtsmitteleinlegung Kenntnis und 
leite Ihnen zugleich Abdruck einer Verfügung zu, die ich an die 
Vorgenannten gerichtet habe. Auch Ihnen gebe ich hiermit Ge¬ 
legenheit. bis spätestens 29. August 1980 zu der vom Senat in 
Erwägung gezogenen Prüfung des Ausschlusses der Herren Roland 
Bohlinger, Walther Soyka und Wieland Soyka als Prozeßbevol 1- 
mächtigte Stellung zu nehmen. 

Zugleich wird angefragt, ob Sie die Rechtsmittel, die für Sie 
eingelegt worden sind - Berufung und Beschwerde - aufrechter¬ 
halten oder zurücknehmen. Dabei .weise ich darauf hin, daß bei 
einer Zurücknahme 

1. der Berufung Gerichtskosten nur zur Hälfte, 

2. der Beschwerde keine Gerichtskosten 
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anfallen. Unberührt bleiben indes die außergerichtlichen 
Kosten der Gegenseite. Auch insoweit wird Ihrer Antwort bis 
spätestens 29. August 1980 entgegengesehen. 


Mit freundlichen Grüßen 
gez. Prof. Dr. Bickel 

Beglaubigt: 

\jUbuu^ 

Justizangestellte 


Oborverwaltungsgericht 

Rheinland-Pfalz 

7.Senat 

Der Vorsitzende 


S4 Kobtanx, dxn 21. JU 1 i 1980 

W.(«l«) 1 U 71 


Gegen Postzustellungsurkunde 


An 

a) Herrn Roland Bohllnger 
2251 Wobbenbii 11 /Husum 

b) Herrn Walther Soyka 

Wendtstraße 22 
2800 Bremen 1 

c) Herrn Wieland Soyka 

Wendtstraße 22 
2800 Bremen 1 


Sehr geehrter Herr 

mit Schriftsatz vom 19. Juni 1980 hat Herr Roland Bohlinger, 
gestützt auf Ihnen erteilte Vollmachten in den in der Anlage 
aufgeführten VerwaltungsstreitSachen 

1. Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Verwaltungsgerichts 
Koblenz vom 20. Mai 1980 eingelegt sowie 

2. Beschwerde gegen den Beschluß über die Festsetzung des Streit¬ 
wertes vom gleichen Tage erhoben. 

Oie Aktenzeichen der erstinstanzlichen sowie der Berufungs- und 
Beschwerdeverfahren ergeben sich ebenfalls aus der als Anlage 
beigefügten Übersicht. 

Zugleich werden Sie auf folgendes hingewiesen: 

1. Bel allen weiteren Eingaben, Mitteilungen, Schriftsätzen etc. 
ist jeweils das Aktenzeichen für das Berufungs- oder Beschwerde- 
verfahren anzugeben. Außerdem ist bei allen Eingaben, Mittei¬ 
lungen und Schriftsätzen etc. für jedes Verfahren ein Schrift¬ 
stück zu übersenden und zugleich ein Doppel zur Weiterleitung 
an die Gegenseite beizufügen. Dies ist deshalb notwendig, weil 
jedes Verfahren gesondert erfaßt werden muß. 



I 



2. Aufgrund einer Vorberatung erwägt der Senat, vorab darüber 
zu entscheiden, ob Sie von dem weiteren Verfahren - und zwar 
in allen in der Anlage aufgeführten Streitsachen mit Aus¬ 
nahme der zu Ziff. 3 dieser Verfügung genannten Verfahren - 
auszuschließen sind, weil Ihre Tätigkeit als Prozeßbevoll¬ 
mächtigter wegen ihres geschäftsmäßigen Umfanges mit S 1 
I des Rechtsberatungsgesetzes - BGBl III 302-12 - unvereinbar 

i sein könnte. 


3. Oer Hinweis zu 2) gilt nicht, soweit 

3.1 Herr Roland Bohlinger 

(1) im eigenen Namen - lfd. Nr. 6 der Anlage - 
(Az.: 7 K 317/79 > 7 A II 8/80 « 7 B II 11/80) 

oder 

(2) für seine Kinder 
Briga - Lfd. Nr. 6 - 

Az.: 7 K 318/79 - 7 A II 9/80 = 7 B II 12/80). 

Dagmar Discher geb. Bohlinger - Lfd. Nr. 7 - 
(Az.: 7 K 319/79 = 7 A II 10/80 = 7 B II 13/80), 

Dietrich Bohlinger - lfd. Nr. 7 - 

(Az.: 7 K 320/79 = 7 A II 11/80 ■ 7 B II 14/80), 

Gunn Bohlinger - lfd. Nr. 8 - 

(Az.: 7 K 321/79 =. 7 A II 12/80 = 7 B II 15/80), 

Sigurt Bohlinger - lfd. Nr. 8 - 

(Az.: 7 K 322/79 = 7 A II 13/80 = 7 B II 16/80), 

Teja Bohlinger - lfd. Nr. 9 - 

(Az.: 7 K 323/79 = 7 A II 14/80 = 7 B II 17/80), 

Uta Bohlinger - lfd. Nr. 9 - 

(Az.: 7 K 324/79 = 7 A II 15/80 ,= 7 B II 18/80) 

3.2 Herr Wieland Soyka lm eigenen Namen - lfd. Nr. 68 - 
(AZ.: 7 K 431/79 > 7 A II 78/80 * 7 B II 118/80) 

tätig geworden sind. 

Bevor der Senat eine förmliche Entscheidung trifft, wird Ihnen 
bis zum 29. August 1980 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 


Mit freundlichen Grüßen 
gez. Prof. Dr. Bickel 
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Dr. HERMANN EICHER 

RECHTSANWALT 


OCOO MAINZ 

OdarstraOa 13 

Parnapraehar (0 6131) S OB 38 
PoataehacKKonto: 

Ludwlgahafan 1100 00-072 
Bankkonto: 

Sparkaaaa Main« 100010 637 


An da i 

Oberveiwaltunysgericht 
Rheinland Pfalz 
7.Senat 

Deinhardplatz 4 
5400 Koblenz 


Spraehatundan nach Varainbarung 

den 22.Juli 1980 
Dr.L / v.Rcs 


ln dem Verwalturigsrechtsstrnit 



Schilrff ./. l.Lond Rheinland-Pfalz 

2.Landkreis Mayen-Koblenz 

7 A 3l/8o 

S^=3SE3SS 

7 B 49^80 


t-oaü ich fdr das beklagte Land und dun beklagten Landkreis auf die 
Üeru fungsschrift des Klagers vom 12.7.1980 vor : 


1. Verwaltungsgerichv Koblenz hat in den von Herrn Walther Soyka 
leichtfertig i.inyoleitcten Verwaltungsrechtsstreiten mit Schreiben 
v.i , 21.1.1V80 alle Klager auf die erheblichen Bedenken gegen die 
e‘ul issinkeit der Klagen hingewiesen. 

:.s wurde in diesen Schreiben auch unter Hinweis auf das Kosten- 
liiiko um sorgfältige Prüfung gebeten, ob die Klagen aufrecht- 
«i'.ulter. werden. 


-2- 
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l.enn die Klagen, wie im vorliegenden Fall, dennoch aufrecht¬ 
erhalten wurden, so ist es nachträglich nicht mehr möglich, sich auf 
Unerfohrenheit und Unwissenheit in Rechtsfragen zu berufen. 

2. Die Klage wurde durch den Gerichtsbescheid vom 20.5.1980 zu 
Recht kostenpflichtig abgewiesen. 

~uf die zutreffenden Gründe dieses Gerichtsbescheides wird in 
vollem Umfang Bezug genommen. 

3. Es wird beantragt. : 

Die Berufung und die Beschwerde werden kostenpflichtig zurUckge- 
wiesen. 



( Dr.Eicher ) 
Rechtsanwalt 
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Auseinandersetzung um die Zurückweisung der Prczeßbe- 
vollmächtigten einschließlich Verfassungsbeschwerde 
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M Koblenz, den 21. Juli 1980 

DclnhardpMi 4 

Tai.(tili) < 28 7i 

Gegen Po s tzustellungsurkunde 


Herrn 

Sigurfl Bohlinger 
Alte Schule 

2251 Wobbenbü11/Husum 

Sehr geehrte(r) Herr Bohlinger, 

in Ihrem Verwaltungsrechtsstreit gegen das Land Rheinland-Pfalz 
und gegen den Landkreis Mayen-Koblenz hat Herr Roland Bohlinger, 
Wobbenbüll - gestützt auf die Prozeßvollmacht, die Sie auf ihn 
sowie die Herren Walther Soyka, Bremen, und Wieland Soyka, 
Bremen, ausgestellt haben - 

1. Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Verwaltungsgerichts 
Koblenz vom 20. Mai 1980 eingelegt sowie 

2. Beschwerde gegen den Beschluß über die Streitwertfestsetzung 
vom gleichen Tage erhoDen. 

Ich gebe Ihnen von dieser Rechtsmitteleinlegung Kenntnis und 
leite Ihnen zugleich Abdruck einer Verfügung zu, die ich an die 
Vorgenannten gerichtet habe. Auch Ihnen gebe ich hiermit Ge¬ 
legenheit, bis spätestens 29. August 1980 zu der vom Senat in 
Erwägung gezogenen Prüfung des Ausschlusses der Herren Roland 
Bohlinger, Walther Soyka und Wieland Soyka als Prozeßbevoll¬ 
mächtigte Stellung zu nehmen. 

Zugleich wird angefragt, ob Sie die Rechtsmittel, die für Sie 
eingelegt worden sind - Berufung und Beschwerde - aufrechter¬ 
halten oder zurücknehmen. Dabei .weise ich darauf hin, daß bei 
einer Zurücknahme 

1. der Berufung Gerichtskosten nur zur Hälfte, 

2. der Beschwerde keine Gerichtskosten 


Oberverwaltungsgericht 

Rheinland-Pfalz 

7.Senat 

Der Vorsitzende 
7 A II 13/80 

7 BI I 16/80 



20U 


- 2 - 


anfallen. Unberührt bleiben Indes die außergerichtlichen 
Kosten der Gegenseite. Auch insoweit wird Ihrer Antwort bis 
spätestens 29. August 1980 entgegengesehen. 


Mit freundlichen Grüßen 
gez. Prof. Dr. Bickel 

Beglaubigt: 

l (jUXu- 

Justizangestellte 


Oberverwoitungigericht 
Rheinland-Pfalz 

7.Senat 

Oer Vorsitzende 
An 

a) . Herrn Roland Bohlinger 

2251 Wobbenbüll/Husum 

b) Herrn Walther Soyka 

Wendtstraße 22 
2800 Bremen 1 

c) Herrn Wieland Soyka 

Wendtstraße 22 
2800 Bremen 1 


54 KobUni, dan 21. Juli 1980 
taMtlff) i u 


Gegen Postzustellungsurkunde 


Sehr geehrter Herr 

mit Schriftsatz vom 19. Juni 1980 hat Herr Roland Bohlinger, 
gestützt auf Ihnen erteilte Vollmachten in den in der Anlage 
aufgeführten Verwaltungsstreitsachen 

1. Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Verwaltungsgerichts 
Koblenz vom 20. Mai 1980 eingelegt sowie 

2. Beschwerde gegen den Beschluß über^die Festsetzung des Streit¬ 
wertes vom gleichen Tage erhoben. 

Oie Aktenzeichen der erstinstanzlichen sowie der Berufungs- und 
Beschwerdeverfahren ergeben sich ebenfalls aus der als Anlage 
beigefügten Übersicht. 

Zugleich werden Sie auf folgendes hingewiesen: 

1. 8ei allen weiteren Eingaben, Mitteilungen, Schriftsätzen etc. 
ist jeweils das Aktenzeichen für das Berufungs- oder Beschwerde 
verfahren anzugeben.* Außerdem ist bei allen Eingaben, Mittei¬ 
lungen und Schriftsätzen etc. für jedes Verfahren ein Schrift¬ 
stück zu übersenden und zugleich ein Doppel zur Weiterleitung 
an die Gegenseite beizufügen. Dies ist deshalb notwendig, weil 
jedes Verfahren gesondert erfaßt werden muß. 
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2. Aufgrund einer Vorberatung erwägt der Senat, vorab darüber 
zu entscheiden, ob Sie von dem weiteren Verfahren - und zwar 
in allen in der Anlage aufgeführten Streitsachen mit Aus¬ 
nahme der zu Ziff. 3 dieser Verfügung genannten Verfahren - 
auszuschließen sind, weil Ihre Tätigkeit als Prozeßbevoll¬ 
mächtigter wegen ihres geschäftsmäßigen Umfanges mit S 1 

des Rechtsberatungsgesetzes - BGBl III 302-f2 - unvereinbar 
sein könnte. 

3. Der Hinweis zu 2) gilt nicht, soweit 

3.1 Herr Roland Bohlinger 

(1) im eigenen Namen - lfd. Nr. 6 der Anlage - 
(AZ.: 7 K 317/79 = 7 A II 8/80 ■= 7 B II 11/80) 

oder 

(2) für seine Kinder 
Briga - Lfd» Nr. 6 - 

AZ.: 7 K 318/79 » 7 A II 9/80 = 7 8 II 12/80), 

Dagmar Discher geb. Bohlinger - Lfd. Nr. 7 - 
(AZ.: 7 K 319/79 = 7 A II 10/80 » 7 8 II 13/80), 

Dietrich Bohlinger - lfd. Nr. 7 - 

(Az.: 7 K 320/79 =—7- A TI 11/80 = 7 B II 14/80), 

Gunn Bohlinger - lfd. Nr. 8 - 

(Az.: 7 K 321/79 = 7 A II 12/80 * 7 B II 15/80), 

Sigurt Bohlinger 1 - lfd. Nr. 8 - 

(Az.: 7 K 322/79 = 7 A II 13/80 « 7 B II 16/80), 

Teja Bohlinger - lfd. Nr. 9 - 

(Az.: 7 K 323/79 •. 7 A II 14/80 » 7 B II 17/80), 

Uta Bohlinger - lfd. Nr. 9 - 

(Az.: 7 K 324/79 = 7 A II 15/80 = 7 B II 18/80) 

3.2 Herr Wieland Soyka im eigenen Namen - lfd. Nr. 68 - 
(AZ.: 7 K 431/79 = 7 A II 78/80 ■= 7 8 II 118/80) 

tätig geworden sind. 

Bevor der Senat eine förmliche Entscheidung trifft, wird Ihnen 
bis zum 29. August 1980 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Mit freundlichen Grüßen 
gez. Prof. Dr. Bickel 



Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll/Husum 


19. 8. 1980 


Herrn 

Prof. Dr. Bickel 
Vors. Richter des VII. Senats 
Oberverwaltungsgericht Koblenz 
Deinhardplatz 4 
5400 Koblenz 


Betr. i Angeforderte Stellungnahme zur Frage der Prozeßbevollmächtigung 
vom 21. 7. 1980 

Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Bickel, 

Sie forderten mich in ihrem Schreiben vom 21. 7. 1980 auf, zur Frage 
der Prozeßbevollmächtigung für Walther Soyka, Wieland Soyka und mich, 
Stellung zu nehmen. 

Die VII. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz hat in der Frage, ob die 
Prozeßbevollmächtigungen für Walther Soyka, Wieland Soyka und mich 
in dem Verfahren zwecks Feststellung der Nichtigkeit der Genehmigungen 
für das Atomspaltwerk Mülheim-Kärlich nach Art. 1 § 1 Abs. 1 RBerG 
rechtlich nichtig seien, schwer rechtsfehlerhaft, wenn nicht offen rechts¬ 
beugend entschieden. 

I3) Die VII. Kammer hat mich von der Prozeßvertretung für meine eige¬ 
nen Kinder und meine Frau ausgeschlossen. Alle meine Kinder sind 
minderjährig, ein Kind ist sogar erst 3 Jahre alt. 

Beweis: Entscheidungen in den Verfahren Dietrich Bohlinger, Teja 
Bohlinger, Sigurd Bohlinger, Briga Bohlinger, Gunn Bohlinger, Uta 
Discher, Dagmar Discher, Helga Bohlinger 

Das ist so offensichtlich rechtswidrig, daß allein hierdurch schon 
die Urteile in diesem Verfahren als nichtig einzustufen sind. 



b) Die VII. Kammer hat Walther Soyka als meinen Prozeßbevollmächtig¬ 
ten ausgeschlossen, obwohl ihr durch meinen Hinweis auf eine diesbe¬ 
zügliche Entscheidung des OVG Lüneburg bekannt war, daß Herr Wal¬ 
ther Soyka befugt ist, mich in atomrechtlichen Gerichtsverfahren zu 
vertreten. 

Beweis: Urteil des OVG Lüneburg vom 5. 12. 1979 (VII OVG B 33/79) 
Mein der VII. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz in der 
Frage der Prozeßbevollmächtigung vorgelegter Schriftsatz 
vom 16. 5. 1980 

2. ) Die VII. Kammer ist auf kein einziges schriftlich oder mündlich vorge- 

tragenes Argument eingegangen, das Walther Soyka und ich gegen den 
Vorwurf vorbrachten, Walther Soyka, Wieland Soyka und ich würden 
geschäftsmäßig fremde Rechtsangelegenheiten betreiben. 

Beweis: Gerichtsbescheide des Verwaltungsgerichtes Koblenz in 

sämtlichen Verfahren, Seite 6-8. Mein bei Gericht einge¬ 
reichter Schriftsatz vom 16. 5. 1980 

3. ) Die VII. Kammer trug vor, daß wir "fremde" Rechtsangelegenheiten 

betrieben, hat dies aber nicht bewiesen. Sie hat nur versucht, den 
Vorwurf des geschäftsmäßigen Vorgehens zu begründen. 

Beweis: Gerichtsbescheide des VG Koblenz in sämtlichen Verfahren, 

S. 6 - 8. 

Da aber zum Nachweis der Erfüllung des Tatbestands nach Art. 1 § 1 
Abs. 1 RBerG gehört, daß nicht nur "Geschäftsmäßigkeit" nachgewie¬ 
sen wird, sondern auch das Vorliegen "fremder" Rechtsangelegenhei¬ 
ten, war die Entscheidung des Gerichts unzureichend begründet. 

Außerdem hat das Gericht nur die Geschäftsmäßigkeit imVorgehen 
Walther Soykas behauptet und zu begründen versucht, nicht aber eine 
solche im Vorgehen von Wieland Soyka und mir. Es hat lediglich er¬ 
klärt: 


"Die Nichtigkeit des Auftrages für den Bevollmächtigten Walther 
Soyka hätte auch die Nichtigkeit der Aufträge für Wieland Soyka 




und Roland Bohlinger zur Folge, da diese Aufträge in einem engen 
Zusammenhang zueinander stehen und anzunehmen ist, daß sie nicht 
ohne die gleichzeitige Beauftragung von Herrn Walther Soyka zu 
Stande gekommen wären. In diesem Fall tritt jedoch nach §139 BGB 
die Gesamtnichtigkeit des Rechtsgeschäfts ein." (Gerichtsbescheid 
der VII. Kammer des VG Koblenz vom 20. 5. 80 gegen Herrn Dietrich 
Bohlinger, S. 8; ebenso die Gerichtsbescheide in allen anderen Ver¬ 
fahren) 

Diese Begründung besitzt als tragendes Zwischenglied eine "Annahme" 
Eine "Annahme" ist jedoch ein untaugliches Beweismittel. Sie ließe 
sich auch widerlegen, denn ein nicht unbeträchtlicher Teil der Voll¬ 
machten wurde von Personen erteilt, die mit mir viel enger verbunden 
sind oder waren als mit Walther Soyka. 

Außerdem ist die Abstützung auf § 139 BGB eindeutig verfehlt. Die 
Vollmachtempfänger stehen selbständig und eigenverantwortlich ne¬ 
beneinander. Die Behauptung, die Bevollmächtigung von Wieland Soyka 
und mir sei rechtlich nichtig, da es die Bevollmächtigung von Walther 
Soyka sei, zeigt ein kollektivistisches Rechtsdenken, das unserem 
freiheitlichen Rechtssystem fremd ist, es paßt in Rechtssysteme, in 
denen "Kollektivschuld", "Sippenhaftung" und ähnliche kollektivisti¬ 
sche Rechtsauffassungen üblich sind. 

4.) Im übrigen liegt tatsächlich weder eine geschäftsmäßige Besorgung 
von Rechtsangelegenheiten noch ein Besorgen fremder Rechtsangele¬ 
genheiten vor. 

a) In einem Beschluß des OVG Lüneburg in gleichgerichteter Sache 
vom 5. 12. 1979 (VII OVG B 33/79) heißt es auf Seite 2: 

"Der Senat seinerseits hat mehrfach die Auffassung vertreten, 
daß die Rechtsbesorgung des Klägers für Dritte geschäftsmäßig 
und deshalb in Verfahren vor Niedersächsischen und Schleswig- 
Holsteinischen Verwaltungsgerichten nach dem Rechtsberatungs¬ 
gesetz grundsätzlich erlaubnispflichtig sei; ausgenommen worden 
ist - neben dem Tätigwerden für Familienangehörige und als be¬ 
rufener Vertreter für Vereinigungen - die Rechtsvertretung für“ 
solche Personen, bei denen der Übernahme der Rechtsbesorgung 
nach den besonderen Umständen des Einzelfalls ein derart enges 
Vertrauensverhältnis zugrunde liegt, daß von einer Wahrnehmung 
"fremder" Rechtsangelegenheiten nicht mehr gesprochen werden 
kann." 



Auf Seite 7 des gleichen Beschlusses heißt es dann: 


"Der Beklagte hat ferner zu Recht von seiner Entscheidung die 
Vertretung von Familienangehörigen und . .. auch des Herrn Boh- 
linger ausgenommen. Ob darüberhinaus für weitere Personen eine 
Ausnahme hätte gemacht werden müssen, ist nach dem gegenwärti¬ 
gen Sachstand nicht ersichtlich. Namentlich reicht die vom Kläger 
hervorgehobene gemeinsame Teilnahme an Demonstrationen gegen 
Kraftwerksprojekte und ein dadurch begründetes Zusammengehörig¬ 
keitsempfinden nicht aus, um im Einzelfall ein besonderes persönli¬ 
ches Vertrauensverhältnis anzunehmen, das nach der Rechtsprechung 
des Senats ausnahmsweise eine erlaubnisfreie Rechtsbesorgung 
rechtfertigt. Dieser Frage wird im Verfahren zur Hauptsache im 
Tatsächlichen allerdings noch weiter nachzugehen sein." 

Unsere Vollmachtgeber haben zu uns, also zu Walther Soyka, Wieland 
Soyka und mir ein " besonderes persönliches Vertrauensverhältnis" , 
nämlich ein besonderes persönliches Vertrauen zu unserer besonderen 
persönlichen Sachkundigkeit, vor allem zu jener von Herrn Walther 
Soyka. Wir führen seit Jahren zahlreiche Atomprozesse, aber die Ge¬ 
genseite hat es bis jetzt nicht gewagt, die besondere persönliche 
Sachkundigkeit Walther Soykas oder auch die der beiden anderen Pro¬ 
zeßbevollmächtigten als eine der wesentlichen Grundlagen des zwi¬ 
schen den Vollmachtgebern und den Bevollmächtigten bestehenden 
"besonderen persönlichen Vertrauensverhältnisses" zu bestreiten. Dar¬ 
überhinaus ist es Tatsache, daß zwischen den Klägern und ihren Pro¬ 
zeßbevollmächtigten Einklang und weltanschaulich-ethische Verbun¬ 
denheit hinsichtlich der Wahrung des Rechtsanspruches auf Schutz 
des Lebens sowie der körperlichen, seelischen und genetischen Unver¬ 
sehrtheit jedes menschlichen Wesens - auch der noch Ungeborenen - 
herrscht. Das drückt sich auch darin aus, daß sowohl die Vollmacht¬ 
geber als auch die Bevollmächtigten stets gleichzeitig klagen. Daraus 
folgt abermals, daß ein "besonderes persönliches Vertrauensverhäl¬ 
tnis zwischen den Vollmachtgebern und dem Bevollmächtigten vorliegt. 
Gleichzeitig ergibt sich daraus, daß die Rechtsangelegenheiten der 
Kläger für die Prozeßbevollmächtigten nicht "fremde" sondern "ei¬ 
gene" Rechtsangelegenheiten darstellen. Das gilt insbesondere für 
jene recht zahlreichen Fälle, wo zwischen Kläger und Bevollmächtig¬ 
tem enge Freundschaftsbande bestehen. 




b) Darüberhinaus standen bei dem Beschluß des OVG Lüneburg zahlrei¬ 
che Tatsachen und Gesich tspunkte nicht zur Diskussion. So stand 
nicht zur Diskussion, daß die Tätigkeit von Walther Soyka, Wieland 
Soyka und mir sowie der von diesen drei Personen vertretenen Kläger 
nicht nur als Tätigkeit von Einzelnen, sondern auch als Tätigkeit ei¬ 
ner Vereinigung anzusehen ist. Diese Vereinigung bedarf keiner Eintra¬ 
gung ins Vereinsregister, da es zu ihrer tatsächlichen und rechtlichen 
Begründung ausreichte, daß sich Personen gleicher Zielrichtung unter 
gemeinsamer Führung zu gleichgerichteter Tätigkeit zusammen fanden 
(Vereinigung im Sinne des Art. 9 GG). Die von Walther Soyka als er¬ 
stem Vorsitzenden geleitete Vereinigung unter der Bezeichnung "Fo¬ 
rum Humanum - Hartmut - Gründler - Klägerverband für Volksgesund¬ 
heit und biologische Sicherheit" hat sich zu einer Weltanschauungs¬ 
und Bekenntnisgemeinschaft entwickelt, die den Schutz des Art, 4 GG 
genießt. In einer Weltanschauungs- und Bekenntnisgemeinschaft be¬ 
steht unter den Gliedern der Gemeinschaft meist ein "besonderes 
persönliches Vertrauensverhältnis", auf jeden Fall gegenüber den 
frei gewählten und frei anerkannten führenden Person en dieser Ge¬ 
meinschaft. Da die Bekenntnistätigkeit der Gemeinschaft sich fast nur 
in Form von Klagetätigkeiten entfaltet, ist die Untersagung der Tä¬ 
tigkeit als Prozeßbevollmächtigte gleichbedeutend mit der Untersa¬ 
gung der Führung der Gemeinschaft auf dem entscheidenden Gebiet 
ihrer Bekenntnistätigkeit und gleichzeitig eine Beeinträchtigung 
der Praktizierung der Bekenntnistätigkeit der einzelnen Glieder der 
Gemeinschaft. Das aber ist ein unzulässiger Eingriff in die Rechte 
aus Art. 4 GG. 

c) Im übrigen heißt es im Kommentar zur VwGO von Eyermann-Fröhler 
(München 1977, 7. A, Anm. 27 - 29 zu S 67 VwGO): 

"Uber das geschäftsmäßige Auftreten vor Gericht schweigt die 
VwGO. Angesichts der Regelung in $ 61 Abs. 4 Satz 2 südd. VGG. 

(die ausdrücklich von der Zurückweisung des geschäftsmäßig Auf¬ 
tretenden gesprochen hatte), muß das Schweigen der VwGO dahin 
ausgelegt werden, daß geschäftsmäßiges Auftreten als solches noch 
kein Grund für die Zurückweisung sein soll. Darauf deutet auch der 
Wortlaut hin, der positiv gefaßt ist ("jede Person, die . .. fähig ist"). 





Damit kann § 157 Abs. 1 ZPO nicht angewandt werden (ebenso OVG 
Münster v. 27. 4. 196«, N3W 66 , 2232, und v. 22. 2. 1967, N3W 67, 
1340, Redeker-v. Oertzen, RdNr. 11; a. A. Koehler, Anm. VI 3, zu a, 
Ule, Anm. n 1, Schäler, DVBi. 61 539, Bittner, DVBI. 73, 24/27). 
Andererseits wollte ... die VwGO die Vorschriften des Gesetzes 
zur Verhütung von Mißbräuchen auf dem Gebiet der Rechtsbera- ~ 
tung vom 13. 12. 1 $35 (RGBl. 1 S. 1478) nicht ändern .. . Darnach 
3arf vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit als Bevoll¬ 
mächtigter oder Beistand geschäftsmäßig derjenige auftreten, der 
entweder die Erlaubnis nach Art. 1 8 1 RBerM ißbrG besitzt oder 
der unter eine der Ausnahmevorschrltten dieses Gesetzes fallt . . . 
Einschlägig ist . . . insbesondere Art. 1 S 7. der die sog. Verbands- 
vertreter von der Erlaubnispflicht befreit (ebenso Klinger, Anm. 

£ 2 b; aT A. Koehler, Anm. VI 3 a, Redeker v. Oertzen, RdNr.13, 

Ule, Anm. II 1). Daß der erwähnte 5 7 nur von "Vereinigungen oder 
Stellen" spricht, daß er auch nicht in 5 6 Abs. 1 Nr. 2 a. a. O. mit- 
aufgeführt ist, steht nicht entgegen; $ 7 tritt - wie der Wortlaut 
des 5 8 a. a. O. zeigt - selbständig neben die Regelung der 55 1 ff. 
Für die "Vereinigung oder Stelle", die nicht einmal rechtsfähig zu 
sein braucht, kann nur eine physische Person handeln. Auch BGH v. 
30. 11. 1954 (VRspr. 7 Nr. 226) geht davon aus, daß der "Syndikus" 
des Verbandes vor Gericht auftritt. .. . Jedoch ist der Verbandsver¬ 
treter .. . nur zugelassen, wenn der Vertretene unmittelbar Mitglied 
des Verbandes ist und wenn es sich bei dem Rechtsstreit um eine 
Angelegenheit handelt, die in den Aufgabenbereich des Verbandes 
fällt." 


Diese Ausführungen treffen genau auf die Prozeßbevollmächtigten 
Walther Soyka, Wieland Soyka und mich zu. die wir als Verbandsver¬ 
treter, nämlich als Vertreter des "Forum Humanum - Hartmut - 
Grundier - Klägerverbands für Volksgesundheit und biologische Sicher¬ 
heit" auftreten. 

d) Es hat sich mit zunehmender Deutlichkeit gezeigt, daß es in der Bun¬ 
desrepublik Deutschland nur ganz wenige Personen gibt, die für die 
Führung von Plutoniumabwehrprozessen geeignet sind. Selbst wenn es 
intellektuell und juristisch qualifizierte Rechtsanwälte gäbe, dje be¬ 
reit wären, Uber Jahre hinaus für geringstes Honorar entsprechend 
den gerichtlich festgesetzten niedrigen Streitwerten ihre sonstige Kli¬ 
entel zu vernachlässigen, um in den äußerst umfangreichen Plutonium¬ 
abwehrprozessen tätig zu werden, so gibt es derzeit keinen Rechtsan¬ 
walt, der zugleich über die von der Sache her und von unseren Voll¬ 
machtgebern verlangte ethische Grundhaltung, über die notwendige 



Furchtlosigkeit, Beharrlichkeit und Rednergabe, über die notwendige 
Erfahrung aufgrund der Teilnahme an zahlreichen Atomrechtssympo¬ 
sien, wissenschaftlichen und juristischen Auseinandersetzungen, Erör¬ 
terungsterminen und Gerichtsverfahren sowie über das notwendige 
werkstoffkundliche, physikalische, biologische, genetische, Volks- und 
weltwirtschaftliche Fachwissen verfügt, wie es von Walther Soyka und 
seinen engen Mitarbeitern verkörpert wird. Diese Gruppe von Perso¬ 
nen ist einzigartig. Ihre Einzigartigkeit wird u. a. dadurch deutlich, daß 
sie als Nicht-Rechtsanwälte gemäß § 67 VwGO zu vielhundert Pluto¬ 
niumabwehrprozessen ermächtigt wurden, was in der Rechtsgeschichte 
einzig dasteht. Der verfassungswidrige Versuch, die Vollmachtgeber 
bzw. Kläger des Beistandes dieser Personengruppe zu berauben, rich¬ 
tet sich selbst. Offenbar soll er die vom Grundgesetz-gewährleistete 
Rechtsweggarantie für die Kläger unwirksam machen. Außerdem ent¬ 
mündigt er die Kläger und richtet sich damit vor allem gegen die 
Rechte aus Art. 1 GG. Das aber ist unzulässig. Diese Unzulässigkeit 
wiegt so schwer, daß keine einzige Bestimmung des RBerMG. sie zu 
legalisieren vermag, selbst wenn sie bei Nichtbeachtung dieser Unzu¬ 
lässigkeit tatsächlich oder scheinbar zurecht gegen die Prozeßbevoll¬ 
mächtigten angewandt würde. 

In diesem Zusammenhang verweise ich noch darauf, daß die beiden 
Bundesverfassungsrichter, die im MüUieim-Kärlich-Urteil des Bundes¬ 
verfassungsgerichts eine abweichende Meinung vertraten, ausdrück¬ 
lich betonten, das bisherige Vorgehen sei 

"geradezu ein Lehrstück für eine Verfahrensgestaltung, die zwar 
eine reibungslose Durchführung des behördlichen Verfahrens er¬ 
leichtert, die aber die Mitwirkungsrechte betroffener Bürger über¬ 
spielt und deren ohnehin vorhandene Ohnmachtserfahrungen gegen¬ 
über dem Staatsapparat und einflußreichen Interessenten bestätigt." 
(Natur und Umwelt", 30. 12. 80) 

Ohnmachtserfahrungen gegenüber dem Staatsapparat einer freiheit¬ 
lich-demokratischen Grundordnung beweisen, daß diese Grundordnung 
durchlöchert ist. Das ist ein verfassungswidriger Zustand. Der Ohn¬ 
macht der betroffenen Bürger abzuhelfen, gehört zum Ziel unseres 
Vorgehens. 



e) Weiterhin bleibt unberücksichtigt, daß wir es nicht mit verschiedenen 
Rechtsangelegenheiten zu tun haben, Sondern daß die Tätigkeit der 
Prozeßbevollmächtigten nur eine einzige Rechtsangelegenheit betrifft: 
die sittlich gebotene Abwehr der rechtlich nichtigen Handlungen ei¬ 
ner nach Art. 9 Abs. 2 GG verbotenen Vereinigung von Personen, 
Gruppen und Firmen. Die Häufung der erforderlichen Plutoniumab¬ 
wehrprozesse hat ihren Grund allein darin, daß sich die verfassungs¬ 
widrigen Handlungen und Maßnahmen jener grundgesetzlich verbote¬ 
nen, vielfach mit dem Begriff Plutonium-Mafia, supranationale Mäch¬ 
te u. a. bezeichneten Vereinigung an verschiedenen Orten mit ver¬ 
schiedener gerichtlicher Zuständigkeit ereigneten und ereignen und 
bei Prozeßniederlagen dieser Vereinigung nicht die Folge ist, daß 
dann in allen Gerichtsbezirken entsprechende Konsequenzen gezogen 
werden, obwohl die Tätigkeit dieser Vereinigung, vor allem auf der Ar- 
gumentationsgrundlage des Art. 9 Abs. 2 GG, eine Einheit darstellt. 
Schon deshalb kann keine "geschäftsmäßige" Besorgung von Rechtsan¬ 
gelegenheiten vorliegen: es handelt sich hier lediglich um eine einzige 
Rechtsangelegenheit mit verschiedenen Kampfplätzen. 

Im übrigen sind für die Folgen dieses Mangels in der herrschenden 
Verfassungswirklichkeit weder die Kläger nochch die Prozeßbevoll- 
mächtigten verantwortlich, sie belastet die Kläger und Prozeßbevoll¬ 
mächtigten ohnehin in unzumutbarer und damit rechtswidriger Weise 
und kann unmöglich eine weitere, völlig unnötige und unzumutbare 
und damit rechtswidrige Belastung, nämlich den Ausschluß der Pro¬ 
zeßbevollmächtigten. rechtfertigen. 

f) Schließlich ist die Tätigkeit von Walther Soyka, Wieland Soyka und 
mir ebenso wie die der Kläger als eine Notstandstätigkeit anzusehen, 
da offensichtlich die politisch Verantwortlichen der Bundesrepublik 
Deutschland in der Frage der Durchführung des Plutoniumprogramms 
nicht frei handeln können (s. dazu das Plädoyer von Wieland Soyka im 
Brokdorf-Prozeß, abgedruckt in "Der Rechtsweg", Nr. 6, 17. 4. 1980, 

S. 389 ff.). Notstandstätigkeiten sind übergesetzlich. Die Tatsache, 
daß es sich hier um eine Notstandstätigkeit handelt, hat zum Beispiel 


das OVG Lüneburg u. a. dadurch anerkannt, daß es Gerichtskostenfor¬ 
derungen an uns aufgrund verlorener Atomprozesse fallen ließ, als 
wir auf diesen Umstand hinwiesen. 


5.) Der 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz war mit Sicherheit 
klar, was für fast alle Kläger der Raub der Prozeßbevollmächtigten 
bedeutet. Er bedeutete, daß ihnen jene rechts- und sachkundigen 
Vertreter entzogen wurden, deren sie unbedingt bedürfen, um bei ei¬ 
nem so umfangreichen und schwierigen Klagegegenstand ihre Rechts¬ 
schutzinteressen wahrnehmen zu können. Dieser Raub war außerdem 
gleichbedeutend mit einer Druckausübung auf die Kläger, um sie zu 
veranlassen, ihre Klage zurückzuziehen. Eine nur noch als Hohn auf¬ 
faßbare Verstärkung in dieser Richtung bedeutete der Beschluß der 
7. Kammer, sämtliche, als verbunden eingereichte Klagen als Einzel¬ 
klagen zu behandeln. Als Begründung führte die Kammer an, die Klä¬ 
ger wohnten unterschiedlich weit vom Atomspaltwerk Mülheim-Kärlich 
entfernt, sie wären deshalb möglicherweise unterschiedlich von den 
Auswirkungen dieses Werks betroffen. Das Gericht wußte jedoch ge¬ 
nau, daß es bei Klagen auf Feststellung der Nichtigkeit nicht auf das 
unmittelbare Betroffensein des "Klägers ankommt. So heißt es im 
Kommentar von Eyermann-Fröhler zur VwGO, 7. Auflage, München 
1977, Anmerkung 19: 

"Dies hängt damit zusammen, daß die Anfechtungsklage nur begrün¬ 
det ist, wenn der Kläger in seiner Rechtsphäre verletzt ist; die 
Feststellungsklage ist hingegen schon begründet, wenn der Verwal¬ 
tungsakt nichtig ist, ohne daß es auf die Verletzung der rechtli¬ 
chen Interessen gerade des Klägers ankäme. Die Gleichschaltung er¬ 
folgt auch nicht über das Feststellungsinteresse, da dieses kein 
rechtliches, sondern nur ein berechtigtes sein muß. Man wird daraus 
die Konsequenz zu ziehen haben, daß eine Anfechtungsklage man¬ 
gels Verletzung der rechtlichen Interessen des Klägers nicht ohne 
weiteres als unbegründet abgewiesen werden darf, wenn es sich um 
einen nichtigen Verwaltungsakt handelt (Vgl. dazu OVG Münster v. 
21. 12. 1966, OVGE 23, 313/316). Das Gericht wird den Kläger ge¬ 
mäß 5 86 Abs. 3 vielmehr darauf hinzuweisen haben, daß er zur 
Feststellungsklage übergehen muß, wenn er mit seiner Klage durch¬ 
dringen wolle. Dies hat zur Folge, daß das Gericht in jedem Fall 
prüfen muß, ob ein nichtiger Verwaltungsakt vorliegt." 



In dem Urteil des OVG Lüneburg vom 17. I. 1980 im Asse II-Verfah- 
ren (Az. 7 OVG A 53/79 - 2 VG A 67/79) heißt es dementsprechend: 

"Ferner kann zumindest nicht in dieser Allgemeinheit der Ansicht 
des Verwaltungsgerichts gefolgt werden, ein Feststellungsinteresse 
i. S. d. $ 43 Abs. 1 VwGO könne nur bejaht werden, wenn der Klä¬ 
ger - ebenso wie bei der Anfechtungsklage - geltend mache, durch 
den angegriffenen Verwaltungsakt in seinem Recht verletzt zu sein. 
Denn ein zur Feststellungsklage berechtigendes Interesse kann an¬ 
erkanntermaßen rechtlicher, wirtschaftlicher oder auch ideeller Na¬ 
tur (z. B. ein Rehabilitationsinteresse) sein (Eyermann-Fröhler, a. a. 
O, RdNrn. 9, 11, 19 zu § 43; Kopp, a. a. O., RdNr. 23 zu $ 43)." 
(Urteilsausfertigung S. 20) 

Da außerdem sämtliche Klagen in verbundener Form eingereicht wor¬ 
den waren und offensichtlich zahlreiche Kläger gleichweit entfernt 
wohnen (z. B. wohnen zahlreiche Kläger in Hamburg), war die Begrün¬ 
dung für das Vorgehen der Kammer eindeutig nur vorgeschoben. Die¬ 
ses Vorgehen lief auf nichts anderes hinaus, als die vom Grundgesetz 
gewährte Rechtsweggarantie zu beseitigen. Es war nämlich der Kam¬ 
mer von vornherein unmöglich, so zahlreiche Klagen gesondert zu ver¬ 
handeln und zu entscheiden, ohne daß folgendes geschieht: Entweder 
verhandelte oder entschied die Kammer wirklich gesondert und be - 
rücksichtigte dabei ernsthaft das unterschiedliche Vorbringen der ein¬ 
zelnen Kläger, wozu gehörte, daß sie den Klägern wirklich ermöglich- 
te, neue Prozeßbevollmächtigte und Beistände zu suchen, und den 
neuen Bevollmächtigten und Beiständen ermöglichte, sich einzuarbei¬ 
ten - dann wäre sie mit den letzten Verfahren noch beschäftigt gewe¬ 
sen, wenn das Werk seinen Betrieb längst aus technischen Gründen 
beendet hätte. Oder aber sie handelte entgegen ihren Beschlüssen 
weitgehend kollektivierend und dazu auch noch oberflächlich, wie es 
ihr in den meisten Fällen leicht möglich war, nachdem sie die Kläger 
ihrer sachkundigen Rechtsbeistände beraubt hatte. Denn diese Berau¬ 
bung hatte doch im Zusammenhang mit der völligen Aufsplitterung der 
Klägergruppe zwangsläufig zur Folge, daß sich die Kläger für ihre 
Rechtsverteidigung neue Prozeßbevollmächtigte und Beistände hätten 
besorgen müssen; da es aber, wegen der beabsichtigten Sonderbehand¬ 
lung der einzelnen Kläger, notwendig gewesen wäre, zahlreiche Ver- 



treter und Beistände zu beschaffen, dies aber in mehrfacher Bezie¬ 
hung unmöglich war, es sogar fraglich war, daß die Kläger überhaupt 
irgendeinen rechts- und sachkundigen, eingearbeiteten Prozeßbevoll¬ 
mächtigten kurzfristig hätten herbeischaffen können, lief das Vorge¬ 
hen der 7. Kammer von vornherein darauf hinaus, die Kläger entweder 
in die Resignation bzw, zur Klagerücknahme zu treiben (wie tatsäch¬ 
lich zahlreich geschehen) oder sie ohne Beistand zu lassen, was ange¬ 
sichts des umfangreichen und schwierigen Prozeßstoffes bedeutete, 
die meisten Kläger zu Gunsten der ohnehin personell, materiell und 
administrativ übermächtigen Gegenseite weitgehend ohnmächtig zu ma¬ 
chen, also in unzulässiger Weise in ihrer Rechtsverteidigung bzw. 
Rechtsverwirklichung zu behindern. Das wird durch die Tatsache be¬ 
stätigt, daß mit einer Schein- Ausnahme sämtliche Kläger dieselben 
hektographierten, die Bezeichnung "Gerichtsbescheid" und "Gründe" 
tragenden Schriftstücke zugestellt erhielten, auf denen als einzige 
individuelle Angaben nur erschienen: der Empfängername, das Datum 
und, handschriftlich eingefügt, die Angabe der Entfernung zwischen 
Atomspaltwerk und Wohnort des Empfängers. 

6 . ) Der Ausschluß von Walther Soyka als Prozeßbevollmächtigtem ist 

erfolgt, obwohl Walther Soyka in Bremen seinen Wohnsitz hat und 
nach Bremer Recht die Vorschriften des Rechtsberatungsgesetzes 
nicht gelten, weshalb sein Versuch, außerhalb Bremens eine Erlaubnis 
zur Rechtsberatung auf der Grundlage des Rechtsberatungsgesetzes 
zu erlangen, aus Gründen der Unzuständigkeit nicht bearbeitet wer¬ 
den konnte! Ich selbst habe aufgrund des Vorbringens der 7. Kammer 
des Verwaltungsgerichts Koblenz, das erstmals mir gegenüber erfolg¬ 
te, bei der zuständigen Stelle einen Antrag auf Erlaubnis zur Rechts¬ 
beratung gestellt. Ohne die Entscheidung über meinen Antrag äbzu- 
warten, schloß mich die Kammer als Prozeßbevollmächtigten aus, 

7. ) Als eine regelrechte Verhöhnung ihres Willens und der rechtlichen 

Tatsachen mußten es jedoch die Kläger empfinden, daß die 7. Kammer 
aus der angeblich unzulässigen Bevollmächtigung von Walther Soyka, 
Wieland Soyka und mir die Behauptung ableitete, damit wären auch 
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die Klageerhebungen selbst unwirksam. 

Beweis: Schreiben an Walther Soyka vom 21. 1. 80, S. 2; Durchschrift 
ging an sämtliche Bevollmächtigten und Kläger. 


80 Das Vorgehen der 7. Kammer ist bereits im Bereich der Frage der 
Prozeßbevollmächtigung als Musterbeispiel anzusehen, wie versucht 
wird, schwerwiegende inhaltlich-rechtliche Tatbestände mit formal¬ 
rechtlichen Winkelzügen von der Rechtsprechung fernzuhalten. 


9.) Ich beantrage, die Entscheidung der 7. Kammer des VG Koblenz be¬ 
züglich des Ausschlusses von Walther Soyka, Wieland Soyka und mir 
als Prozeßbevollmächtigte für die Kläger in den Verfahren zwecks 
Feststellung der Nichtigkeit der Genehmigungen für das Atomspalt¬ 
werk Mülheim-Kärlich wegen schwerwiegender Mängel aufzuheben 
und Walther Soyka, Wieland Soyka und mich als Prozeßbevollmächtig¬ 
te uneingeschränkt anzuerkennen. 



Roland Bohllnger * 



Richard Dondcrer 
Biücherstr. 5 


21 . 08.1980 
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2800 Bremen 1 


An das 

OVG Rheinland - Pfalz 
Deinhardplatz 5 

13400 Koblenz 


2u Ihrer Anfrage 7 B 2 38/80 vom 21.07.1980 teile ich Ihnen mit: 

1. ; Die an meine Prozeßbevollmächtigten Roland Bohlinger, Walther 

Soyka und Wieland Soyka erteilte Prozeßvollmacht bleibt auf¬ 
recht. Ich erhebe Widerspruch gegen den von Ihnen erwogenen 
"Ausschluß" meiner Prozeßbevollmächtigten. 

2. ) Rer Bau des Atomspaltwerkes Mülheim-Kärlich ist rechtlich 

unmöglich, da es keine 14 Meter breiten Gebäudedehnungsfugen 
gibt, wie den derzeit verwirklichten Plänen zu Grunde gelegt 
wurden. Die technische Unmöglichkeit 
von solch breiten 11 Dehnungsfugen" bewirkt rechtliche Unmöglich e 
keit aller bisher erteilten baurechtlichen und atomrecht¬ 
lichen Genehmigungen. Der Nichtigkeit ist offenkundig und er¬ 
klärt mein Schreiben 7 K 345/79 vom 08.04.1930 an das VG Kob¬ 
lenz. 

3 . ) Daher bleibt die von meinem Prozeßbevollmächtigten eingelegte 

Beschwerde gegen den unrichtigen Kostenbeschluß des VG Koblenz 
vom 20.05.1980 aufrecht. Ich schulde weder gerichtliche noch 
ausergerichtliche Kosten 1 . Den Gerichtsentscheidungen die die 
offenkundige Nichtigkeit' der für Mülheim-Kärlich erteilten 
Sch^ingenehmigungen ignorieren, sind selbst nichtig. Palis 
zu Ihrer näheren Unterrichtung noch aufklärende Antworten er¬ 
forderlich sind, bitte ich‘die entsprechenden kragen an meine 
Prozeßbevollmächtigten zu richten. 


Richard Donderer 



Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll 


17. 9. 19S0 


Herrn 

Prof. Dr. Bickel 

Vors. Richter des 7. Senats 

Oberverwaltungsgericht 

Deinhardplatz 4 

5400 Koblenz 


Betr.: Ergänzende Korrektur meines Schreibens vom 19. 8. 1980 


sehr geehrter Herr Professor Dr. Bickel, 

in meinem Schreiben an Sie zur Frage der Prozeßbevollmächtigung vom 19. 8. 1980 
hat sich unter Nummer 2. ein möglicherweise den Sinn beengender Fehler eingeschlichen. 
In meinem Schreiben hieß es: 

"Die 7. Kammer ist auf kein einziges schriftlich und mündlich vorgetragenes Argu¬ 
ment eingegangen, ..." 


Richtig muß es hier heißen: 

" Die 7. Kammer ist auf kein einziges schriftlich oder mündlich vorgetragenes 
Argument eingegangen. . 
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7 A II 8 /SO 
7 S I111 /80 

7 K 317 /79 VG Koblenz 

Beschluß 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 

de s Herrn Holend Bohlinger, Alte Schule, 
2251 Wobbenbüll/Husum, 


- Kläger , Berufungskläger und Beschwerdeführer 
Prozeßbevollmächtigte: 

Herr Walther Soyka, Wendtstraße 22, 2800 Bremen, 

Herr Wieland Soyka, Sedanstraße 44, 2800 Bremen, 

Herr Roland Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobbenbüll/Husum, 

gegen 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, Bauhofstraße 4, 

6500 Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, 5400 Koblenz, 

- Beklagter und Berufungsbeklagter - 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br. Hermann Eicher, 

Oderstraße 13, 6500 Mainzj 

wegen Errichtung des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich 

hat der 7» Senat des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz in 
Koblenz aufgrund der Beratung vom 23 . September 1980, an der teil¬ 
genommen haben 

Präsident des Oberverwaltungsgerichts Professor Dr. Bickel 
Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht Dr. Schwarz 
Richter am Oberverwaltungsgericht Hoffmann, 

beschlossen: 

1. Die Herren Walther Soyka und Wieland Soyka werden als 
Bevollmächtigte des Berufungsklägers und Beschwerde¬ 
führers zurückgewiesen. 
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2. Der Antrag des Herrn Holand Bohlinger, sämtliche 
Berufungsverfaliren bezüglich der Feststellung der 
Nichtigkeit aller erteilten atomrechtlichen Teil- 
genehmigungen und Freigabebescheide sowie der Bau¬ 
genehmigung für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich 
zu einem gemeinsamen Verfahren zu verbinden, wird 
abgelehnt. 


Gründe 


Die Herren Walther Soyka und Wieland Soyka müssen in dem anhängigen 
Berufungs- und Beschwerdeverfahren als Prozeßbevollmächtigte zurück¬ 
gewiesen werden, weil ihre Tätigkeit gegen Art. 1 § 1 Abs. 1 des 
Rechtsberatungsgesetzes - RBerG - (BGBl III 303-12) verstößt; denn 
sie betreiben insoweit geschäftsmäßig die Besorgung fremder Rechts¬ 
angelegenheiten, ohne im Besitz einer hierfür erforderlichen Erlaub¬ 
nis der zuständigen Behörde zu sein. Diese Zurückweisung ist eine 
zwingende Folge des Verstoßes gegen Art. 1 § 1 Abs. 1 RBerG, der 
als Bundesrecht.fortgilt und eine zulässige Beschränkung des Rechts 
zum Auftreten vor den Verwaltungsgerichtai nach § 67 Abs. 2 Satz 
3 VwGO darstellt (vgl. BVerfG, NJW 1976, 1349; BVerwGE 19, 339, 

340 f. und BVB1 1962, 185). 

Die genannten Herren treten als Bevollmächtigte zahlreicher Kläger 
in.atomrechtlichen Verfahren vor dem Verwaltungsgericht Koblenz 
imd vor dem Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz auf., führen 
darüber hinaus aber auch in derselben Eigenschaft weitere solche 
Verfahren vor einer Reihe anderer Verwaltungsgerichte durch (vgl. 
auch VG Würzburg, ET 1980; 507, 508 ); zu diesem Zweck haben sie sich 
von Personen, die in allen Teilen des Bundesgebiets oder teils auch 
im Ausland wohnen und sich gegen die F.rrichtung und den Betrieb 
von Kernkraftwerken wenden wollen, vorgefertigte Vollmachten er¬ 
teilen lassen, in der das jeweilige, mit einer Ordnungsnummer ver¬ 
sehene Kernkraftwerk eingesetzt ist und in die dann noch die 
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Personalien des Vollmachtgebers sowie dessen Unterschrift aufge- 
noamen werden. Ihre diesbezügliche Tätigkeit stellt eindeutig eine 
geschäftsmäßige Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten im Sinne 
von Art. 1 § 1 Abs. 1 RBerG dar. 

Daiß es sich hierbei um fremde Rechtsangelegenheiten handelt, wird 
nicht dadurch in Präge gestellt, daß die Bevollmächtigten für sich 
sowie für Familienangehörige selbst Klagen erhoben haben und inso¬ 
weit eigene Angelegenheiten wahmehmen. Im System des Individual¬ 
rechtsschutzes der Verwaltungsgerichtsordnung, das den Anfechtungs¬ 
und Feststellungsklagen zugrunde liegt, ist nur die Abwehr von Ein¬ 
griffen in den eigenen Rechtskreis zulässig. Dies hat zur Folge, daß 
alle anhängigen Verfahren trotz gleichgerichteter Klageanträge im 
Verhältnis zueinander prozeß- und materiellrechtlich vollkommen 
selbständig sind, weil jeder Kläger allein seine individuelle Rechts¬ 
position 'geltend zu machen befugt ist. Eine rechtlich beachtliche 
Verbindung zwischen den Verfahren kann dabei auch nicht dadurch ent¬ 
stehen, daß sie in dieser Vielzahl deshalb anhängig gemacht wordeh 
sind, um so'der jeweiligen Einzelklage stärkeres Gewicht zu - Ver¬ 
leihen, da das lediglich ein außerrechtlicher Gesichtspunkt ist. 
Hangeis des erforderlichen Zusammenhangs Kann mithin die '1‘atigKeit 
der in Rede stehenden uerren zur Wahrnehmung .eigener Angexegenheiten 
nicht als notwendig gleichzeitige Erledigung der Rechtsangelegen¬ 
heiten auch der übrigen Personen anerkannt werden, die mit Art. 1" 

§ i Abs. 1 RBerG vereinbar wäre (vgl. Altehhaff-Busch-Kampmannm 
Komm.z. RBerG, 4. Aufl., Randnr. 10). Ebensowenig-Destenen,zwischen 
den Bevollmächtigten und den nicht zu ihrem engeren Familienkreis 
zählenden Klägern persönliche Beziehungen eines Umfangs, der es 
rechtfertigen könnte, deswegen das : Tätigwerden jener in die Nähe 
der Besorgung eigener Rechtsangelegenheiten zu bringen. Unter 
welchen Umständen dies im Einzelfall überhaupt zutreffen kann, mag 
dahinstehen (vgl. Altenhoff-Busch-Kampmann, aaO). Bindungen* die sich, 
wie hier, in erster.Linie aus dem Gemeinsamkeit der Abwehr dey.Er- 
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richtung und deB Betriebs von Kernkraftwerken ergeben und eich im 
wesentlichen auf die gemeinBchaft liehe Verfolgung dieses Ziels be¬ 
schränken, sind Jedenfalls nicht geeignet, ein derart enges Vertrauens¬ 
verhältnis zu begründen, daß aus ihm ein eigenes Interesse der Bevoll¬ 
mächtigten an der Erledigung der Hechtsangelegenheiten der anderen 
Eersonen folgen würde. 

Die Besorgung der danach fremden Rechtsangelegenheiten erfolgt aber 
auch geschäftsmäßig. Wie Art. 1 §1 Abs. 1 RBerG ausdrücklich her¬ 
vorhebt, kommt es insoweit weder auf Haupt- oder Nebenberuflichkeit 
noch auf Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit des Tätigwerdens 
jfty Geschäftsmäßigkeit ist vielmehr bei Jeder Besorgung fremder Rechts- 
angelegenheiten gegeben, die vom Umfang her über die Vertretung in 
einem besonderen Pall hinausgeht oder mit dem erkennbaren Willen er¬ 
folgt, eine derartige Tätigkeit zu wiederholen (vgl. Köpp, Komm.z. VwGO 
Anm. 4 zu § 67 sowie Altenhoff-Busch-Kampmann, aaO, Randnr. 15 mit 
Rechtsprechungsnachweisen). Das Auftreten der Herren Walther Soyka 
und Wieland Soyka erfüllt ohne weiteres dieses Merkmal zum einen 
wegen der großen Anzahl von Verfahren, die sie als BevolC 
Pritter bei einer Reihe von Gerichten anhängig gemacht habe^, 4 hd 
zum anderen wegen des erklärtermaßen verfolgten Ziels, der Errichtung 
und dem Betrieb von Kernkraftwerken entgegenzuwirken, das sie, wie 
ihr Bemühen um möglichst viele Vollmachten belegt, künftig bei 
weiteren sich bietenden Gelegenheiten ebenso wie bisher auch durch 
die von ihnen vertretene Klagen Dritter zu fördern beabsichtigen; 
das wird nicht zuletzt durch ihre Stellungnahme unterstrichen, in 
der sic die Auffassung äußern, nur bei einer Vertretung ihrerseits 
sei eine rechts- und sachkundige Wahrnehmung der Rechtsschutzinteressej 
der betreffenden Kläger gewährleistet. 

Die Bevollmächtigten können sich schließlich nicht mit Erfolg auf 
eine Zulässigkeit ihrer Tätigkeit gemäß Art. 1 § 7 RBerG berufen, 
wonach es einer Erlaubnis nicht bedarf, wenn auf berufsständischer 
oder ähnlicher Grundlage gebildete Vereinigungen im Rahmen ihres Auf¬ 
gabenbereichs ihren Mitgliedern Hilfe in Rechtsangelegenheiten ge- 
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währen. Dies scheitert zunächst schon daran, daß viele der Kläger 
nach ihren eigenen Erklärungen im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
nicht Mitglieder des "Forum Humanum" sind, also in bezug auf sie 
ein Auftreten des sog. Verbandsvertreters von vornherein nicht in 
Betracht kommt. Inr übrigen handelt es sich hierbei nicht um einen 
auf berufsständisöher'" oder ähnlicher Grundlage gebildeten Zusammen¬ 
schluß; denn Vereinigungen, die der Verfolgung gesellschaftspolitischer 
Zwecke oder der Förderung von Interessen dienen, die nicht einem 
Berufsstand oder einer Interessengruppe eigentümlich sind, sondern 
die jedermann haben kann, wie es bei dem Eintreten des "Forum Humanum" 
für "Volksgesundheit und biologische Sicherheit" der Fall ist, haben 
keine derartige Grundlage und fallen daher nicht unter Art. 1 § 7 RBerG 
(vgl. Altenhoff-Busch-Kampmann, aaO, Randnr. 127). 

Die sonstigen Gründe, die die Bevollmächtigten Vorbringen, sind schon 
vom Ansatz her ungeeignet, eine ausnahmsweise Zulässigkeit ihres Auf¬ 
tretens in den anhängigen Verfahren darzutun. Das gilt für die Be¬ 
hauptung, es handele sich dabei um die Ausübung eines Widerstands¬ 
rechts im Sinne von Art. 20 Abs. 4 GG, ebenso wie für dal unzutreffenden 
Hinweis, das Rechtsberatungsgesetz gelte nicht im Lande Bremen. Auch 
soweit Herr Roland Bohlinger meint, das Verwaltungsgericht habe ihn 
bereits von der Prozeßvertretung ausgeschlossen, braucht auf seine 
diesbezüglichen Rügen nicht eingegangen zu werden; das Verwaltungs¬ 
gericht hat sich zwar mit der Frage der Zulässigkeit des Auftretens 
in der Verfügung vom 21. Januar 1980 sowie im Gerichtsbescheid be¬ 
faßt, eine Zurückweisung aber nicht ausgesprochen. 

In diesem Zusammenhang sieht sich der Senat allerdings noch zu dem 
Hinweis veranlaßt, daß seiner Ansicht nach ein Verstoß gegen das Rechts¬ 
beratungsgesetz die prozessuale Wirksamkeit der vorgenommenen Ver¬ 
fahrenshandlungen (z.B. Klageerhebung, Berufungs- und Beschwerde¬ 
einlegung) unberührt läßt (vgl. Beschluß des Senats vom 11. August 
1980 - 7 B 53/80 -; Eyermann-Fröhler, Komm. z. VwGO, 6. Aufl..Rand¬ 
nr. 34 zu § 67), so daß Klage, Berufung und Beschwerde sehr wohl im 
Namen der Kläger anhängig gemacht worden sind; erst mit der Zurück-*- 
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Weisung erllsoht die Befugnis der Bevollmächtigten, wirksam für die 
von ihnen Vertretenen zu handeln. 

Wae die von Herrn Roland BohlInger beantragte Verbindung der auf 
Feststellung der Nichtigkeit der erteilten Genehmigungen geriohteten 
Klagen zu einem gemeinsamen Verfahren anbelangt, sieht der Senat 
keine Veranlassung, diesem Antrag zu entsprechen. Die Klagen sind, 
wie dargelegt, Ausdruck von Individualrechtssohutsbegehren, so daß 
sich ZulSssigkeit und Begründetheit nach den Umständen des Eins^l- 
falls richtet, die, schon wegen der verschiedenen Wohnorte der Kläger, 
ganz unterschiedlich gelagert sein können. Von daher erscheint eine 
Verbindung aller Verfahren u-uZweckmäßig. Das schließt indessen nicht 
aus, daß die Verhandlung jeweils in mehreren Sachen gemeinsam erfolgt, 
was jedoch an der prozessualen Selbständigkeit eines jeden Verfahrens 
nichts ändert. 


gez. Prof. Dr. Bickel gez. Dr. Schwarz gez. Hoffmann 


■ 


Y**t 




. -M't.wtell« 
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Oberverwaltungsgericht 

Rheinland-Pfalz 
7. Senat 
Der Vorsitzende 
7 A II 8 /80 
7 B II 11 /80 


Herrn 

Roland Bohlinger 
Alte Schule 

2251 Wobberibüll/Husum 


Verwaltungsrechtsstreit Bohlinger ./. Land Rheinland-Pfalz 
Sehr geehrter Herr BohlingerI 

Durch den Ihnen übersandten Beschluß, gegen den ein Rechtsmittel 
nicht gegebe n ist , sind die Herren Walther Soyka und Wieland Soyka 
als Prozeßbevollmächtigte in Ihrem Berufung»- und Beschwerdever¬ 
fahren zurückgewiesen worden. 

Die Pinnen HWE, Hochtief und BBC haben durch ihre Rechtsanwälte 
auch für die anhängigen Verfahren ihre Beiladung beantragt; hier¬ 
bei handelt es sich wohl um eine notwendige Beiladung im Sinne 
von § 65 Abs. 2 VwGO, so daß dem Antrag zu entsprechen sein wird. 

Der Senat beabsichtigt, über die Berufungen, also auch in Ihrem Ver¬ 
fahren, in der Zeit vom 11. - 13. November dieses Jahres mündlich 
zu verhandeln, und zwar in der Form, daß für jeden dieser Tage 
mehrere Sachen auf eine bestimmte Terminsstunde zur gemeinsamen 
Verhandlung anberaumt werden; dabei ist für Sie Donnerstag, der 
13. November 1980 (vormittags) vorgesehen. Die Ladungen, in denen 
der Termin Ihrer Sache verbindlich mitgeteilt wird, ergehen ge¬ 
sondert Ende Oktober. Eine etwa noch beabsichtigte nähere Begründung 
Ihrer Berufung wollen Sie Jedoch bitte rechtzeitig vorher einreichen. 


m Koblenz, den 14 . Oktober 1980 

Dainhartfptett 4 
Tal (OMI) I 29 t% 
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Übet 1 die Streitwertbeschwerde wird - ohne mündliche Verhandlung - e 
■7.11m gleichen Zeitpunkt entschieden werden. Es sei jedoch darauf hin 
gewiesen, daß der Senat inzwischen bereits in einem anderen Verfahr 
über eine Streitwertbeschwerde den Streitwert von 100.000,-- OM 
als angemessen bestätigt hat, wenn, wie auch hier, alle bislang er¬ 
teilten Teilgenehmigungen und Freigabebescheide sowie die Baugenehm 
gung für das Kernkraft werk angegriffen werden (vgl. Beschluß des 
Senats vom 11. August 1980 - 7 B 52/80 -). 

gez. Prof. Br. Bickel 
Beglaubigt s 
Justizangestellte 



7 A XI 8 /80 

7 B II 11 /80 

7 K 317 /79 VG Kotier 7 
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Be Schluß 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 

de b Herrn Holend Bohlinger, Alte Schule, 

2251 Wobbenbüll/Husum, 

- Kläger Berufungskläger und Beschwerdeführer 

Prozeßbevollmächtigte: 

Herr Walther Soyka, W’endtstraße 22, 2800 Bremen, 

Herr Wieland Soyka, Sedanstraße 44, 2800 Bremen, 

Herr Roland Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobbenbüll/Husum, 

gegen 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, Bauhofstraße 4, 

6500 Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, 5400 Koblenz, 

- Beklagter und Berufungsbeklagter - 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, 

Oderstraße 13, 6500 Mainz, 

wegen Errichtung des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich 

hat der 7. Senat des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz in 
Koblenz aufgrund der Beratung vom 23. September 1980, an der teil¬ 
genommen haben 

Präsident des Oberverwaltungsgerichts Professor Dr. Bickel 
Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht Dr. Schwarz 
Richter am Oberverwaltungsgericht Hoffmann, 

beschlossen: 

1. Die Herren Walther Soyka und Wieland Soyka werden als 
Bevollmächtigte dee Berufungsklägers und Beschwerde¬ 
führers zurückgewiesen. 
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2. Der Antrag des Herrn Roland Bohlinger, sämtliche 
Berufungsverfahren bezüglich der Feststellung der 
Nichtigkeit aller erteilten atomrechtlichen Teil¬ 
genehmigungen und Freigabebescheide sowie -der Bau¬ 
genehmigung für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich 
zu einem gemeinsamen Verfahren zu verbinden, wird 
abgelehnt. 


Gründe 


Die Herren Walther Soyka und Wieland Soyka müssen in dem anhängigen 
Berufungs- und Beschwerdeverfahren als Prozeßbevollmächtigte zurück¬ 
gewiesen werden, weil ihre Tätigkeit gegen Art. 1 § 1 Abs. 1 des 
Rechtsberatungsgesetzes - RBerG - (BGBl XII 303-12) verstößt; denn 
sie betreiben insoweit geschäftsmäßig die Besorgung fremder Rechts¬ 
angelegenheiten, ohne im Besitz einer hierfür erforderlichen Erlaub¬ 
nis der zuständigen Behörde zu sein. Diese Zurückweisung ist eine 
swingende Folge des Verstoßes gegen Art. 1 S 1 Abs. 1 RBerG, der 
als Bundesrecht .fortgilt und eine zulässige Beschränkung des Rechts 
zum Auftreten vor den Verwaltung3gerichtHi nach § 6? Abs. 2 Satz 
3 VwGO darstellt (vgl. BVerfG, NJW 1976, 1349; BVerwGE 19, 339, 

340 f. und BVB1 1962, 185). 

Die genannten Herren treten als Bevollmächtigte zahlreicher Kläger 
in atomrechtlichen Verfahren vor dem Verwaltungsgericht Koblenz 
und vor dem Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz auf, führen 
darüber hinaus aber auch in derselben Eigenschaft weitere solche 
Verfahren voi* einer Reihe anderer Verwaltungsgerichte durch (vgl. 
auch VG Würzburg, ET 1980, 50?, 508 ); zu diesem Zweck haben sie sich 
von Personen, die in allen Teilen des Bundesgebiets oder teils auch 
im Ausland wohnen und sich gegen die Errichtung und den Betrieb 
von Kernkraftwerken wenden wollen, vorgefertigte Vollmachten er¬ 
teilen lassen, in der das Jeweilige, mit einer Ordnungsnummer ver¬ 
sehene Kernkraftwerk eingesetzt ist und in die dann noch die 
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Personalien des Vollmachtgebers sowie dessen Unterschrift aufge¬ 
nommen werden. Ihre diesbezügliche Tätigkeit stellt eindeutig eine 
geschäftsmäßige Besorgung fremder Hechtsangelegenheiten im Sinne 
von Art. 1 § 1 Abs. 1 RBerG dar. 

Q)aß es sich hierbei um fremde Rechtsangelegenheiten handelt, wird 
nicht dadurch in Präge gestellt, daß die Bevollmächtigten für sich 
sowie für Familienangehörige selbst Klagen erhoben haben und inso¬ 
weit eigene Angelegenheiten wahrnehmen. Im System des Individual¬ 
rechtsschutzes der Verwaltungsgerichtsordnung, das den Anfechtungs¬ 
und Feststellungsklagen zugrunde liegt, ist nur die Abwehr von Ein¬ 
griffen in den eigenen Rechtskreis zulässig. Dies hat zur Folge, daß 
alle anhängigen Verfahren trotz gleichgerichteter Klageanträge im 
Verhältnis zueinander prozeß- und materiellrechtlich vollkommen 
selbständig sind, weil jeder Kläger allein seine individuelle Rechts¬ 
position geltend zu machen befugt ist. Eine rechtlich beachtliche 
Verbindung zwischen den Verfahren kann dabei auch nicht dadurch ent¬ 
stehen, daß sie in dieser Vielzahl deshalb anhängig gemacht worden 
sind, um so der jeweiligen Einzelklage stärkeres Gewicht zu ver¬ 
leihen, da das lediglich ein außerrechtlicher Gesichtspunkt ist. 
Mangels des erforderlichen Zusammenhangs kann mithin die Tätigkeit 
der in Rede stehenden Herren zur Wahrnehmung eigener Angelegenheiten 
nicht als notwendig gleichzeitige Erledigung der Rechtsangelegen¬ 
heiten auch der übrigen Personen anerkannt werden, die mit Art. 1 
§ 1 Abs. 1 RBerG vereinbar wäre (vgl. Altenhoff-Busch-Kampmannm 
Komm.z. RBerG, 4. Aufl., Randnr. -10)"T] Ebensowenig bestehen zwischen 
den Bevollmächtigten und den nicht zu ihrem engeren Familienkreis 
zählenden Klägern persönliche Beziehungen eines Umfangs, der es 
rechtfertigen könnte, deswegen das Tätigwerden jener in die Nähe 
der Besorgung eigener Rechtsangelegenheiten zu bringen. Unter 
welchen Umständen dies im Einzelfall überhaupt zutreffen kann, mag 
dahinstehen (vgl. Altenhoff-Busch-Kampmann, aaO). Bindungen, die sich, 
wie hier, in erster Linie aus der Gemeinsamkeit der Abwehr der Er- 
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riehtving und des Betriebs von Kernkraftwerken ergeben und sich iffl 
wesentlichen auf die gemeinschaftliche Verfolgs dieses Ziels be 
schränken, sind jedenfalls nicht geeignet, ein derart enges Vertrauens¬ 
verhältnis zu begründen, daß aus ihm ein eigenes Interesse der Bevol - 
machtigten an der Erledigung der Rechtsangelegenheiten der anderen 
Personen folgen würde. 

Die Besorgung der danach fremden Rechtsangelegenheiten erfolgt aber 
auch geschäftsmäßig. Wie Art. 1 § 1 Abs. 1 RBerG ausdrücklich her¬ 
vorhebt, kommt es insoweit weder auf Haupt- oder Nebenberuflichkext 
noch auf Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit des Tätigwerdens 
Ä Geschäftsmäßigkeit ist vielmehr bei jeder Besorgung fremder Hechts- 
angelegenheiten gegeben, die vom Umfang her über die Vertretung in 
einem besonderen Fall hinausgeht oder mit dem erkennbaren Willen er- 
folgt, eine derartige Tätigkeit zu wiederholen (vgl. Kopp, Komm.z. VwGO, 
Anm. 4 zu § 67 sowie Altenhoff-Busch-Kampmann, aaO, Randnr. 15 mit 
Rechtsprechungsnachweisen). Das Auftreten der Herren Walther Goyka 
und Wieland Soyka erfüllt ohne weiteres dieses Merkmal zum einen 
wegen der großen Anzahl von Verfahren, die sie als Bevollmächtigte 
Dritter bei einer Reihe von Gerichten anhängig gemacht haben, und 
zum anderen wegen des erklärtermaßen verfolgten Ziels, der Errichtung 
und dem Betrieb von Kernkraftwerken entgegenzuwirken, das sie, wie 
ihr Bemühen um möglichst viele Vollmachten belegt, künftig bei 
weiteren sich bietenden Gelegenheiten ebenso wie bisher auch durch 
die von ihnen vertretene Klagen Dritter zu fördern beabsichtigen; 
das wird nicht zuletzt durch ihre Stellungnahme unterstrichen, m 
der sic die Auffassung äußern, nur bei einer Vertretung ihrerseits 
sei eine rechts- und sachkundige Wahrnehmung der Rechtsschutzinteressen 
der betreffenden Kläger gewährleistet. 

Die Bevollmächtigten können sich schließlich nicht mit Erfolg auf 
eine Zulässigkeit ihrer Tätigkeit gemäß Art. 1 § 7 RBerG berufen, 
wonach es einer Erlaubnis nicht bedarf, wenn auf berufsständischer 
oder ähnlicher Grundlage gebildete Vereinigungen im Rahmen ihres Auf¬ 
gabenbereichs ihren Mitgliedern Hilfe in Rechtsangelegenheiten ge- 
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währen. Dies scheitert zunächst schon daran, daß viele der Kläger 
nach ihren eigenen Erklärungen im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
nicht Mitglieder des "Forum Humanum" sind, also in bezug auf sie 
ein Auftreten des sog. Verbandsvertreters von vornherein nicht in 
Betracht kommt. Im übrigen handelt es sich hierbei nicht um einen 
auf berufsständischer oder ähnlicher Grundlage gebildeten Zusammen¬ 
schluß; denn Vereinigungen, die der Verfolgung gesellschaftspolitischer 
Zwecke oder der Förderung von Interessen dienen, die nicht einem 
Berufsstand oder einer Intg£esseagruppe eigentümlich sind, sondern 
die jedermann haben kann, wie es bei dem Eintreten des "Forum Humanum" 
für "Volksgesundheit und biologische Sicherheit" der Fall ist, haben 
keine derartige Grundlage und fallen daher nicht unter Art. 1 § 7 RBerG 
(vgl. Altenhoff-Busch-Kampmann, aaO, Randnr. 127). 

Die sonstigen Gründe, die die Bevollmächtigten Vorbringen, sind schon 
vom Ansatz her ungeeignet, eine ausnahmsweise Zulässigkeit ihres Auf¬ 
tretens in den anhängigen Verfahren darzutun. Das gilt für die Be¬ 
hauptung, es handele sich dabei um die Ausübung eines Widerstands¬ 
rechts im Sinne von Art. 20 Abs. 4 GG, ebenso wie für An unzutreffenden 
Hinweis, das Rechtsberatungsgesetz gelte nicht im Lande Bremen. Auch 
soweit Herr Roland Bohlinger meint, das Verwaltungsgericht habe ihn 
bereits von der Prozeßvertretung ausgeschlossen, braucht auf seine 
diesbezüglichen Rügen nicht eingegangen zu werden; das Verwaltungs¬ 
gericht hat sich zwar mit der Frage der Zulässigkeit des Auftretens 
in der Verfügung vom 21. Januar 1980 sowie im Gerichtsbescheid be¬ 
faßt, eine Zurückweisung aber nicht ausgesprochen. 

In diesem Zusammenhang sieht sich der Senat allerdings noch zu dem 
Hinweis veranlaßt, daß seiner Ansicht nach ein Verstoß gegen das Rechts¬ 
beratungsgesetz die prozessuale Wirksamkeit der vorgenommenen Ver¬ 
fahrenshandlungen (z.B. Klageerhebung, Berufungs- und Beschwerde¬ 
einlegung) unberührt läßt (vgl. Beschluß des Senats vom 11. August 
-1980 - 7 B 53/80 -; Eyermann-Fröhler, Komm. z. VwGO, 6. Aufl. Rand¬ 
nr. 34 zu § 67), so daß Klage, Berufung und Beschwerde sehr wohl im 
Namen der Kläger anhängig gemacht worden sind; erst mit der Zurück- 
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woisung erlischt die Befugnis der Bevollmächtigten, wirksam für die 
von ihnen Vertretenen zu handeln. 

Was die von Herrn Holand Bohlinger Beantragte Verbindung der auf 
Feststellung der Nichtigkeit der erteilten Genehmigungen gerichteten 
Klagen zu einem gemeinsamen Verfahren anbelangt, sieht der Senat 
keine Veranlassung, diesem Antrag zu entsprechen. Die Klagen sind, 
wie dargelegt, Ausdruck von Individualrechtsschutzbegehren, so daß 
sich Zulässigkeit und Begründetheit nach den Umständen des Einsql- 
falls richtet, die, schon wegen der verschiedenen Wohnorte der Kläger, 
ganz unterschiedlich gelagert sein können. Von daher erscheint eine 
Verbindung aller Verfahren unzweckmäßig. Das schließt indessen nicht 
aus, daß die Verhandlung jeweils in mehreren Sachen gemeinsam erfolgt, 
was jedoch an der prozessualen Selbständigkeit eines jeden Verfahrens 
nichts ändert. 


gez. Prof. Dr. Bickel gez. Dr. Schwarz gez. Hoffmann 
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QM 6e Etufa 

28rn&tftro|Se 22 
2800 Bremen t 
Kuf: 04 21 / 76 9 76 


An des 

Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz 
5400 Koblem 

Betr.: Zurückweisung meiner Prozessbevollmächtigten, Ihr 

Schreiben vom 15-10.1980 Az. 7A II 17/80, 7B II 21/80 

Sehr geehrt« Damen und Herren. 

Bezugnehmend auf Ihr ouiges Schreiben mache ich Ihnen hiermit 
bekannt, daß }terr Walther Soyka und ich Anfang Februar 1981 
unser erstes gemeinsames Kind bekommen werden. 

Ls dürfte daher schwierig sein, das dieser Tatsache zugrunde 
liegende besondere Vertrauens-und Haheverhältnis, das mich 
mit I-lerrn Walther Soyka als meinem Prozessbevollmächtigter 
verbindet, bestreiten zu wollen 

Gleiches gilt für Herrn Wieland Soyka, aer als Sohn Walther Soykas 
Anfang Februar 1981 einen Halbbruder bekommen wird, dessen Mutter 
ich bin. Selbstverständlich besteht zwischen dem Halbbruder 
meines Kindes und mir ein Vertrauensverhältnis besonderer Art 
jodaß auch dieser mein Prozessbevollmächtigter keine"fremden" 
Rechtsangelegenheiten besorgt. 

Zwischen Herrn Roland Bohlinger und dem Vater meines ungeborenen 
Kindes besteht ein bereits gerichtlich anerkanntes Vertrauens» 
Verhältnis, sodaß Herr Soyka als Prozessbevollmächtigter von 
Herrn Bohlinger aufzutreten befugt ist, und umgekehrt. 

Als Lebensgefährtin Walther Soykas macne ich geltend, daß auch 
zwischen Herrn Bohlinger und mir ein ebenso geartetes Vertrauens» 
Verhältnis besteht, aufgrund dessen Herr Bohlinger auch elo 
mein Prozessbevollmächtigter aufzutreten befugt sein muß. 
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In den angeführten Fällen kann also von der Besorgung fremde! 
wechtsan,,elegenheiton durch meine 5 Prozessbevollmächtigten 
ouf keinen Pall die Hede sein. 

Im übrigen danke ich Herrn Prof. Dr. Bickel für sein warmes 
fcrontuortungsbewußtsoin meinen Geldbeutel gegenüber, das in 
seinem .Schreiben vom 6. Ckt. 'i960 an mich zum Ausdruck kam. 

Klar muß ich die fürsorgliche Nahelegunß einer hlagerücknahme 
von Galten des Gerichts leider enttäuschen. 

Selbstverständlich werde ich auch bei Ausschluß meiner Prozes 
bevollmächtigten die in meinem Namen eingelegten Rechtsmittel 
aufrecht erhalten. 


(Nicoll de Bruin) 


Mutt erpass-IC opi; 
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Roland Bohlinger 27.10.I960 

2251 Ulcbbenbüll/Husum 

An den 
7. 5enat 

des OberveruialtungBgerichts Rheinland-Pfalz 
Deinhardplatz 4 

5400 Koblenz 

Betr.: Mülheim-Kärllch-Verfahren 

Bezug: Zurückuel8ung von Walther Soyka, ülleland Soyka 
und mir als ProzeBbevollmächtigte 


Klageändernd bzu. klageerweiternd 
beantrage 

Ich, bis spätestens 5. 11. 1980 die Beschlüsse betreffend 
die angeblich unbefugte Vertretung der Kläger durch Walther 
Soyka, Wieland Soyka und Roland Bohlinger vom 23. 09. I960 
aufzuheben und zuiar ln den Verfahren: 
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Begründung der Fristsetzung 

Die Nichtigkeit der vorgenannten Beschlüsse sali aus Gründen 
der Rechtssicherheit durch ausdrückliche Gerichtsentscheidung 
noch vor der angekündigten Verhandlungsrunde auch für nicht¬ 
fachkundige Kläger ausdrücklich aktenkundig werden. 

Falls nicht entschieden wird, gilt der vorstehende Feststellungs¬ 
antrag als Offenkundigkeitsnachweis für die rechtliche Unmöglich¬ 
keit der Entziehung der ProzeBvertretungsbefugnis. 

Begründung der flntraostellung bzw.Begründung der rechtlichen 
Unmöglichkeit der Beschlüsse und der Entziehung der Prozeßver- 
tretunqsbefugnls 


1 a) Das Zentrum meines Vortrags befindet sich unter Ziff. 4 b 
des Schriftsatzes vom 29.08.1980. Es heißt dort: 

"Die von Walther Soyka als erstem Vorsitzenden geleitete 
Vereinigung unter der Bezeichnung "Forum-Humanum-Hart- 
mut-Gründler-Klägerverband für Volksgesundheit und biolo¬ 
gische Sicherheit" hat sich zu einer iileltanschauunqs- und 
Bekenntnisoemelnschaft entwickelt, die den Schutz des Art. 

L nn nprHpflt- Tn pl npr Welfensc hauungs- und Bekenntnisqemelnschaft 

besteht unter den Gliedern der Gemeinschaft meist ein "besond e-. 

res persönliches Vertrauensverhältnis", auf /jeden Fall gegenüber 
den frei gewählten und frei anerkannten führenden Personen dieser 
Gemeinschaft. Da die kekenntnistätlgkeü der Gemeinschaft sich 
fast nur in^Form^von^Kla^etä^ti^k^ite^ entfaltet, iBt die Un¬ 
tersagung der Tätigkeit als Prozeßbevollmächtigte gleichbedeu¬ 
tend mit der Untersagung der Führung dar Gemeinschaft auf dem 
entscheidenden Gebiet ihrer Sekenntnlstätigkelt und gleich¬ 
zeitig eine Beeinträchtigung der Praktlzlerung der Bekenntnis- 
tätiokelt der einzelnen Glieder der Gemeinschaft, Das aber ist 
ein unzulässiger Eingriff in die Rechte aus Art. 4 GG." 

Der Senat hat hierzu in Beiner Entscheidung keine Stellung bezogen. 

b) Unter Ziffer 4 a meines Schriftsatzes zitiere ich den Beschluß 
des OVG Lüneburg vom 5.12.1979. Dort wurde entschieden, daß 
Walther Soyka für mich und umgekehrt ich für Walther Soyka 
als Prozeßbevollmächtigte auftreten dürften, da ein 

"derart enges Vertrauensverhältnis zu Grunde liegt, daß 
von einer Wahrnehmung "fremder" Rechtsangelegenheiten 
nicht mehr gesprochen werden kann." 

Der Senat hat sich mit diesem Beschluß nicht auseinandergesetzt. 

c) Der Senat hat auch nicht geprüft, in welchen weiteren Fällen 
ebenfalls ein "besonderes persönliches Vertrauensverhältnis" 
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zwischen den Bevollmächtigten und den Klägern vorliegt. 

Sonst hätte er z.B. nicht die Prozeßbevollmächtigung von 
Walther Soyka durch IMicoll de Bruin ausschließen dürfen. 

(Siehe den Schriftsatz der Klägerin de Bruin vom 16.10.1980 
an den Senat) Bei näherer Prüfung hätte der Senat, auch nicht 
meine ProzeßDevollmächtigung durch meine langjährigen Freunde 
Wieland Soyka, Wolfram Grünkorn, Andreas Praetorius, Ulfert 
Bewig, Völker Petersen, Edmund Reinhard, Dr. Wünne Voß, Gerhard 
Hennig, Rolf Rohde, Otto Sänger, Rolf Beckh, Hartmut Bünz, Heiner 
PeterBen entziehen dürfen. 

Der Senat hat hier nicht seiner Pflicht gemäß gehandelt, eigene 
Ermittlungen des Sachverhalts zu betreiben, obwohl ich ausdrück¬ 
lich auf diesen Sachverhalt hingewiesen hatte (siehe mein 
Schriftsatz vom 19.OB.1980, Ziff. 4a). 

d) /Der Senat hätte im Grunde zunächst den Begriffsinhalt "fremde" 

und "nicht fremde" Rechtsangelegenheiten angemessen und schlüs¬ 
sig klären müssen, und ln gleicher Weise den entscheidenden Be¬ 
griff: "besonderes'persönliches Vertrauensverhältnis".Sodann 
hätte er darlegen müssen, 

o worauf ein "besonderes persönliches Vertrauensverhältnis" 
sich gründen kann, 

o ob es im vorliegenden Fall theoretisch möglich ist, daß 
ein solches Verhältnis zwischen allen Klägern und den 
Bevollmächtigten besteht, und wenn nicht, 

o wo es theoretisch bei Einzelnen bestehen könnte, 

o inwieweit die schriftlich und mündlich getroffenen 

Bekundungen zahlreicher Kläger, es liege ein "besonderes 
persönliches Vertrauensverhältnis" vor, beweiBerheblich 
Sind, bzw. ob noch weitere Beweise nötig sind, 

o ob diese Beweise vorhanden sind bzw. welche Erforschung 
der Tatsachen noch nötig ist, um die Angelegenheit ent¬ 
scheidungsreif zu machen. 

All das ist nicht geschehen. 

e) Unter Ziffer 4 d meines Schriftsatzes hatte ich ausgeführt: 

*Der verfassungswidrige Versuch, die Vollmachtgeber bzw. 
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Kläger dee Beistandes dieser Personengruppe((Prozeßbe- 
vollmächtigte)) zu berauben, richtet sich selbst. Offen¬ 
bar soll er die vom Grundgesetz gewährleistete Rechts- 
iiieccarantie für die Kläger unwirksam machen. Außerdem 
entmündigt er die Kläger und richtet sich damit vor allem 
gegen die Rechte aus Art. 1 GG. Das aber ist unzulässig. 

Diese Unzulässigkeit wiegt so schwer, daß keine einzige 

_i ■ _F rMG. sie zu legalisieren vermag. selbst 

wenn sie bei Nichtbeachtung dieser Unzulässigkeit tatsächlich 
cder scheinbar zurecht gegen die Prozeßbevollmächtigten ange¬ 
wandt würde." 

Auch dieses schwerwiegende Argument hat der Senat unbeachtet ge¬ 
lassen. 

f) Unter Ziffer 4 e melneB Schriftsatzes hatte ich ausgeführt: 


"Weiterhin bleibt ((durch daB VG Koblenz)) unberücksichtigt, 
daß wir bb nicht mit verschiedenen Rechtsangelegenheiten 
zu tun haben, sondern daß die Tätigkeit der Prozeßbevoll- 
mächtigten nur eine einzige Rechtsannelenenhelt betrifft: 
die sittlich gebotene Abwehr der rechtlich nichtigen Hand¬ 
lungen einer nach Art. 9 Abs. 2 GG verbotenen Vereinigung 
von Personen. Gruppen und Firmen. Die Häufung der erforder- 
lichen PlutoniumabwehrprozeBse hat ihren Grund allein darin, 
daß sich die verfassungswidrigen Handlungen und Maßnahmen 
Jener grundgesetzlich verbotenen, vielfach mit dem Begriff 
Plutonium-Mafia, supranationale Mächte u.a. bezeichneten 
Vereinigung an verschiedenen Orten mit verschiedener ge¬ 
richtlicher Zuständigkeit ereigneten und ereignen und bei 
Prozeßniederlagen dieser Vereinigung nicht die Folge ist, 
daß dann ln allen Gerichtsbezirken entsprechende Konsequen¬ 
zen gezogen werden, obwohl die Tätigkeit dieser Vereinigung, 
vor allem auf der Argumentationsgrundlage des Art. 9 Abs. 2 GG, 
eine Einheit darstellt. Schon deshalb kann keine "geschäfts¬ 
mäßige" Besorgung von Rechtsangelegenheiten vorliegen: es 
handelt Bich hier lediglich um eine einzige Rechtsanqeleqen- 
helt mit verschiedenen Kampfplätzen. 11 

Auch dieses Argument hat der Senat unbeachtet gelassen. 


g> Unter Ziffer 4 e meines Schriftsatzes fuhr ich dann fort: 

" Im übrigen sind für die Folgen dieseB Mangels in der 
herrschenden Verfassungswirklichkeit weder die Kläger noch 
die Prozeßbevollmächtigten verantwortlich, Bie belastet 
die Kläger und Prozeßbevollmächtigten ohnehin in unzumut¬ 
barer und d amit recht swidriger Welse und kann unmöglich 
eine weitere. vHlllo unnätloe und unzumutbare und damit 
rechtswidrige Belastung, nämlich den Ausschluß der Prnzpßhe- 
vollmächtlqten, rechtfertigen." 

Auch dieses Argument hat der Senat unbeachtet gelassen, obwohl er 
eine Partei nicht so belasten darf, daß ihre Rechtsverteidigung 
irgendwie und vor allem nicht unzumutbar eingeschränkt wird. 


h) Unter Ziffer 5 meines Schriftsatzes schrieb ich: 


"Der 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz mar mit 
Sicherheit klar, was für fast alle Kläger der Raub der 
Prozeßbevollmächtigten bedeutet. Er bedeutete, daß ihnen 
lene rechts- und sachkundigen Vertreter entzogen wurden, 
deren sie unbedindt bedürfen, um bei einem so umfangrei¬ 
chen und schwierigen Klagegegenstand ihre Rechtsschutz- 
interessen wahrnehmen zu können. Dieser Raul» war außer¬ 
dem gleichbedeutend mit einer Druckausübung auf die Kläger , um 
sie zu veranlassen, ihre Klage zurückzuziehen." 


Der Senat hat dadurch, daß er die mündliche Verhandlung ganz kurz¬ 
fristig nach dem Zeitpunkt festsetzte, zu dem er seine Zurückwei¬ 
sung der Prozeßbevollmächtigten verkündete, ganz eindeutig rechts¬ 
widrigen Druck auf die Kläger ausgeübt. Das ergibt sich einmal 
aus Schreiben an das Gericht und an mich und Walther Soyka, außer¬ 
dem aus meinem heute gestellten Antrag auf Verlegung des Termins 
zur mündlichen Verhandlung. 

i) Unter Ziffer 4 f. meines Schriftsatzes hatte ich weiterhin 
dargelegt: 

"Schließlich ist die Tätigkeit von Walther Soyka, Wieland 
Soyka und mir ebenso wie die der Kläger als eine Notstands- 
tätlokelt anzusehen, da offensichtlich die politisch Ver¬ 
antwortlichen der Bundesrepublik Deutschland in der Frage der. 
Durchführung des Plutoniumprogramms nicht frei handeln 
können . . . Notstandstätigkeiten Bind übergeBetzlich." 


Auch dieses Argument hat der Senat unbeachtet gelassen. 


j) Der Senat hat auch nicht schlüssig dargetan, inwieweit 
meine Ausführungen unter Ziffer 4a nicht ausreichen. Er 
behandelt die von mir dort vargetragenen Argumente nur 
ganz oberflächlich, zum Teil überhaupt nicht. 

2. Der Senat hat behauptet, daß Walther Soyka, Wieland Soyka 
und ich nicht als Verbandsvertreter im Sinne der Ausnahme- 
regelungen des Rechtsberatungsgesetzes anzusehen seien, weil 
"jedermann" Mitglied des Verbandes sein könnte und dieser daher 
keine "Interessengruppe" vertrete (Begründung Seite 5). 

a) Abgesehen davon ,daß die Einschränkung auf "Interessengruppe" 
möglicherweise verfassungswidrig ist und diesbezüglich eine 
Überprüfung deB Rechtsberatungsgeaetzes notwendig wäre, 
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trifft diese Behauptung nicht zu. Schon die Tatsache be¬ 
weist daB, daß nicht jeder Kläger, der uns bevollmächtigt 
hat, bereit ist, Mitglied des Klägerverbands zu werden. 

b) Außerdem trug ich bereits vor dem VG vor, daß der Verband 
sich zum Schutz von Leben,seelischer, genetischer und 
körperlicher Unversehrtheit und zum Leben in einem frei¬ 
heitlich demokratischen Rechtsstaat bekennt. Dieses Be¬ 
kenntnis wird nicht von "jedermann" geteilt. Es ist absolut 
denkunmöglich und wider jede Erfahrung, daß ein bestimmtes 
Bekenntnis von "jedermann" geteilt werden kann. Ein Bekennt¬ 
nis schließt aber ein, daß die Bekennenden ein Interesse da¬ 
ran haben, daß ihr Bekenntnis nicht auf den metaphysischen 
oder theoretischen Bereich beschränkt bleibt, sondern Gestalt 
annimmt. Folglich sind die Bekennenden eine "Interessengruppe". 

Im Zweifelsfall beantrage ich die Erstellung eines Rechtsgut¬ 
achtens. 

c) Damit im Einklang steht die Tatsache, daß die Kläger Klage ein¬ 
gereicht haben, um Rechtsschutz Interessen wahrzunehmen. Der 
Senat geht davon aus, daß diese Interessen unterschiedlich 
sind bzw. die Betroffenheit der Kläger unterschiedlich ist 

und darum die Klagen nicht verbunden behandelt werden können. 
Daraus ist aber zu schließen, daß der Senat selbst davon ausgeht, 
daß es auch Personen geben kann,-die nicht Kläger - da nicht 
betroffen- sein können und sein wollen, zum Beispiel poten¬ 
tielle Selbstmörder, die kinderlos sterben wallen, alte 
Menschen, die keine Kinder haben un'd für sich keine Gefahr mehr 
sehen, da sie ohnehin bald sterben werden, Kinder, die noch 
nicht wissen, was mit ihnen geschieht und geschehen könnte. 

Der Senat kann zwar einwenden, daß viele Personen Kläger im 
Verband werden könnten, auch wenn sie nicht tatsächlich be¬ 
troffen seien, einfach, weil sie sich tatsächlich für be¬ 
troffen halten, aber er kann nicht behaupten, daß "jedermann" 
in der Bundesrepublik unfähig sei, sein Nichtbetroffensein - 
falls es tatsächlich vorliegt - zu erkennen, weshalb dann 
"jedermann" Kläger werden könne. 
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Andererseits sind wir gerade der Auffassung, daß tatsäch¬ 
lich "jedermann" betroffen ist und nur darum nicht "Jeder¬ 
mann" Kläger wird, weil nicht "jedermann" sein Betraffen- 
Bein erkennt bzw. erkennen kann und bereit ist, dagegen 
zu kämpfen. Folglich ist der Verband eine "Interessengruppe", 
und zwar derer, die klug und wissend genug sind, ihr Betref¬ 
fensein zu erkennen und mutig genug, deswegen den Wider¬ 
standskampf aufzunehmen. 

d)Zugleich ergibt sich daraus, sowie aus anderen Gründen, die 
hier nicht vorgetragen zu werden brauchen, daß der Inte- 
ressenverband nicht nur ein Verband mit Klägern ist, die 
"persönliches" Rechtsschutzinteresse zeigen, Bondern 
gleichzeitig im "allgemeinen", im "öffentlichen Interesse" 
auftreten. Vertreter öffentlicher Interessen in einem frei¬ 
heitlich- demokratischen-Rechtsstaat schlechter zu stellen 
als Vertreter egoistischer Verbandsinteressen, ist aber mit 
Sicherheit rechtswidrig, weil es gegen das Wesen der frei¬ 
heitlich-demokratischen Grundordnung verstößt. Eb ist zwar 
richtig, daß der Rechtsordnung das Prinzip innewohnt, daß 
der einzelne Staatsbürger nur "eigene", d.h. im allgemei¬ 
nen egoistische Interessen einklagen kann, doch das steht 
im Widerspruch zum verfassungsrechtlich garantierten Wider¬ 
standsrecht, zur in einigen Landesverfassungen verlangten 
Widerstandspflicht, zur verfassungsrechtlich in Art. 14 GG 
verankerten Gemeinwohlpflichtigkeit des Eigentumsgebrauchs 
sowie einer Reihe anderer Verfassungs- und Strafgesetz¬ 
bestimmungen, insbesondere dem Recht des einzelnen, in einer 
freiheitlich-demokratischen Rechtsordnung zu leben, was zu 
beanspruchen immer gleichzeitig im eigenen und öffentlichen 
Interesse geschieht. Justizminister Dr. Vogel erklärte in seinem 
Grußwort zum 6. Deutschen Verwaltungsrichtertag in Kassel 
(7. - 1B. 5. 1980): 

"Mit den aktuellen Problemen deB Atom- und Immissions¬ 
schutzrechts beschäftigt sich der Arbeitskreis I. Hier 
herrscht viel juristisches "Dunkel", das es auszuleuchten 
gilt. Die Reichweite des einstweiligen Rechtsschutzes 
in diesem folgenreichen Bereich ist auszuloten. Inhalt 
und Umfang der Rechte der von Großkraftanlagen betroffenen 
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Dritten sind herauszuarbeiten und gegen die Rechtspositi¬ 
onen der Anlagenbetreiber abzustecken. Die üblichen rahmen¬ 
sprengenden Interessenabwägungen Bind vorzunehmen. Private 
Rechtspositionen können möglicherweise in den Rang des 
Gemeinwohls hlnelnwachsen. Auch der Frage besonderer Sach¬ 
kunde für kerntechnische Sachverhalte kommt große Bedeutung 
zu." (Zitiert aus: Rechtsweg Nr. 6, Seite 386 o) 

Zur Frage, inwiefern mir mit unseren Klagen "öffent¬ 
liche Interessen" wahrnehmen und dies rechtens und notwen¬ 
dig ist, verweise ich außerdem auf meinen Schriftsatz 
an die Gerichtskasse Mannheim, abgedruckt in Der Rechtsweg 
Nr. 7,Seite 525 ff. 

3. Auf Seite 3 der Begründung erklärt der Senat: 


"Daß es sich hierbei um fremde Rechtsangelegenheiten 
handelt, wird nicht dadurch in Frage gestellt, daß die 
Bevollmächtigten für sich sowie für Familienangehörige 
selbst Klagen erhoben haben und insoweit eigene Angele¬ 
genheiten wahrnehmen. Im System des Individualrecht¬ 
schutzes der Verwaltungsgerichtsordnung, das den An- 
fechtungs- und Feststellungsklagen zugrunde liegt, 
ist nur die Abwehr von Eingriffen in den eigenen Rechts¬ 
kreis zulässig. Dies hat zur Folge, daß alle anhängigen 
Verfahren trotz gleichgerichteter Klageanträge im 
Verhältnis zueinander prozeß- und materiellrechtlich 
vollkommen selbständig sind, weil jeder Kläger allein 
seine individuelle Rechtsposition geltend zu machen 
befugt ist. Eine rechtlich beachtliche Verbindung 
zwischen den Verfahren kann-dabei auch nicht dadurch 
entstehen, daß sie in dieser Vielzahl deshalb anhängig 
gemacht worden Sind, um so der jeweiligen Einzelklage 
stärkeres Gewicht zu verleihen, da das lediglich ein 
außerrechtlicher Gesichtspunkt ist. Mangels des erfor¬ 
derlichen Zusammenhangs kann mithin die Tätigkeit der 
in Rede stehenden Herren zur Wahrnehmung eigener Ange¬ 
legenheiten nicht alB notwendig gleichzeitige Erledi¬ 
gung der Rechtsangelegenheiten auch der übrigen Personen 
anerkannt werden, die mit Art. 1 § 1 Abs 1 RBerG verein¬ 
bar wäre (vgl. Altendorff-Busch-Kampmann Komm. z. RBerG, 

4. Aufl., Randnr. 10)." 

Das ist ein Irrtum. Das DVG Münster hat in einem atomrecht¬ 
lichen Verfahren, dessen Aktenzeichen mir im Augenblick nicht 
geläufig ist, erklärt, daß es sehr schwierig sei, bei einem 
einzelnen Kläger zu beweisen, daß er von Schadwirkungen radio¬ 
aktiver Substanzen betroffen sei, daß dieB aber anders sei, 
wenn zahlreiche Kläger auftreten würden, da mit der Zahl der 
Kläger die Wahrscheinlichkeit wachse, daß unter den Klägern 



auf Grund mathematischer Gesetzlichkeit ein Betrof fener Bein 
mu ß. Diese Entscheidung war der Ausgangspunkt Walther Ssykas, 
sich für die Klagehäufung einzusetzen. Diesen wesentlichen 
Umstand hat das Gericht nicht beachtet. Damit ist seine Ar¬ 
gumentation nicht schlüssig. 

4. Da die Tätigkeit des "Forum-Humanum - Hartmut-Gründler-Kläger- 
verbands für Volksgesundheit und biologische Sicherheit" 
aus dem weltanschaulichen Bekenntnis zur Heiligkeit des Willens 
zum Leben, zum Schutz der seelischen, genetischen und körper¬ 
lichen Unversehrtheit und zu einem Leben in freiheitlich- demo- 
kratisch-rechtsstaatlichen Verhältnissen unter Zugrundelegung 
der Betätigung des WillenB zur Wahrheit und Gerechtigkeit ent¬ 
springt und als rechtsförmige Bekenntnistätigkeit anzusehen ist, 
aber die weltanschauliche Bekenntnistätigkeit frei ist, d. h. 
nicht eingeschränkt werden darf, bedeutet es einen unzulässigen 
Eingriff ln die Rechte aus Artikel 4 Grundgesetz , wenn den Ver¬ 
tretern bzw. Bevollmächtigten des Klägerverbands untersagt wird, 
Bekenntnistätigkeiten im Auftrag van Verbandmitgliedern und Voll- 
machtgebern vorzunehmen. Da der Senat obendrein verzichtet hat, 
auf diesen vorgetragenen Punkt überhaupt einzugehen, ist seine 
Entscheidung wegen Verstoßes gegen Artikel 1 und 4 GG rechtlich 
unmöglich. 

5. Die Bevollmächtigten betrachten sich daher weiter als zu Recht 
bevollmächtigt. 


Roland Bohlinger 



Bremen, 30. Okt. I960 
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2800 Sternen 1 
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An das 

Bundesverfassungsgericht 
75CO Karlsruhe 1 
Schloßbezirk 3 


Sehr geehrte Damen und Herren, 
Hiermit erhebe ich 
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gegen den Beschluß des OVG Rheinland-Pfalz vom 23. Sep. I960, 
Az. 7 A II 17/80 
7 B II 21/30 
7 K 326/79 VG Koblenz 

Mit Hilfe dieses Beschlußes■schloß das OVG meine 3 Prozess» 
bevollmächtigten Herrn V/alther Soyka, Herrn V/ieland Soyka, 
sowie Herrn Roland Bohlinger mit der irrigen Begründung aus, 
sie besorgten geschäftsmäßig fremde Rechtsangelegenheiten, 
ohne dazu befugt zu sein. 

Diese Begründung ist eindeutig falsch : 

1. Meine Prozessbevollmächtigten vertreten ausschließlich 
Kläger in Flutonium-Abwehr-Prozessen vor verschiedenen 
Verwaltungsgerichten in der Bundesrepublik. 

Dies tun sie nicht in geschäftsmäßiger- sondern in 
yiderstandssbsicht , was laut Art. 20(4) GG jedem Bürger 
gestattet ist- undzwar nicht erst, wenn der Schritt vom 
Rechtsstaat zum Unrechtsstaat für jedermann offenkundig 
vollzogen ist. 

Keine Prozessbevollmächtigten verlangen für ihre Tätig» 
keit kein Honorar, sie arbeiten auf freiwilliger Spenden » 
bas.is. was sie jederzeit auch vor Gericht beweisen können. 
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Zur näheren Begründung der o. g. Widerstandsabsic't, sowie 
der in der BRD einmaligen und außergewöhnlichen Gachkundigkeit 
in rechtlicher, technischer und moralischer Hinsicht mache 
ich hiermit den Aufsatz "Die Flutoniummafia als Rechtsbrecher" 
von Walther Soyka, abgedruckt in der Dokumentenreihe des 
Archivs für biologisch Sicherheit, "Der Rechtsweg" vollinhalt¬ 
lich zum Gegenstand meiner Ausführungen. 

Sämtliche Prozessbevollmächtigte sind selbst Kläger, so daß 
es allein schon aus diesem Grund gemeinsame und nicht fremde 
Rechtsangelegenheiten sind, die gegen die widerrechtlichen 
Angriffe der Plutoniummafia verteidigt werden. 

2. Wie aus meinem Schriftsatz vom 16. Ckt. I960 an das OVG 
hervorgeht, handelt es sich speziell in meinem Pall unter 
gar keinen Umständen um fremde Rechtsangelegenheiten, da 
Herr Walther Soyka der Vater meinesnoch ungeborenen Kindes 
ist, das im Febr. 1931 zur Welt kommt. Herr Wieland Soyka 
ist der Halbbruder und Herr Roland Bohlinger ist ein enger 
Freund meines Mannes, der ihn vor verschiedenen Verwaltungs= 
geric’nten seit Jahren vertritt. 

Daß prozessbravollnächtigte vor Gericht nicht einmal mehr 
ihre Angehörigen vertreten dürfen, ist ein ungeheuerlicher 
Skandal in der deutschen Rechtsgeschichte ! 

Mit Schreiben vom 21. Okt. 1980 behauptet das OVG, daß meine 
sachdienlichen Hinweise und Tatsachenfeststellungen unerheblich 
seien, obwohl sie völlig unabhängig von Fristen sind. 

Da das OVG behauptet, daß gegen ihren o. g. Beschluß kein 
Rechtsmittel gegeben sei, greife ich hiermit .zu dem mir 
zustehenden außerordentlichen Rechtsmittel. 

Da mein im Grundgesetz gewährleistetes Recht auf Art. 1, 2, 5, 
4,5,6,14,19,20 und 25 durch den Beschluß des OVG Rheinland-Pfalz 
vom 25. Sep. 1980 verletzt ist, 


beantrage ich 



1. festzustellen, daß die Herren Walther Soyka, Wieland Soyka 
und Roland Bohlinger wie bisher meine rechtmäßigen 
Frozessbevollmächtigten sind. 

2. Die Aussetzung der mündlichen Verhandlung am 13. Nov. 1930, 
deren Ladung mir am 24. Okt. I960 zuging, zu verfügen, bis 
das Verfassungsgericht in dieser Sache entschieden hat. 

3. Den Beschluß des OVG vom 23. 3ep. 1980 aufzuheben. 


Wegen der Bilbedürftigkeit übermittle ich meine Beschwerde noch 
ohne nähere inhaltliche Begründung, die wegen ihrer ethisch -• 
weltanschaulich tiefgehenden Bedeutung zu ihrer Ausarbeitung 
noch einige Zeit benötigt. 


Hochachtungsvoll 




(Nicoll de Bruin 


) 
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Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll 


An das 

Bundesverfassungsgericht 
Schloßbezirk III 

7500 Karlsruhe 1 


06. 11. 1980 


Telefax-Anschluß der Sendestelle 
Seitenzahl 

9 __ 

auf Gefahr 
des Absenders 
Sendezeit, Name 


®. 


\ :: Z2& 

\ »12143 000 


fmdl. Rückfragen über 

( 0 ¥g ¥S ) 


Empfänger fmdl, benachrichtigen über 
( > 


Betr■: Eilige Verfassungsbeschwerde 

Gern. § 90 Abs. 2 Satz 2 BVerfGG, erhebe ich gegen den 
Beschluß des 7. Senats des OVG Rheinland-Pfalz im 
Mülheim-Kärlich-Verfahren, Az. 7 A II 8/80 - 7 3 II 11/80, 
ergangen am 23.09.1980, zugestellt am 16.10.1980, Ver¬ 
fassungsbeschwerde . 

Gegen den Beschluß des 7. Senats wurden keine Rechts¬ 
mittel eröffnet. In einem Schreiben des Senats vom 
14.10.1980, Eingang am 17.10.1980, teilte mir das Gericht 
nochmals ausdrücklich mit, daß gegen den "übersandten Be¬ 
schluß... ein Rechtsmittel nicht gegeben ist". Trotzdem 
beantragte ich "klageändernd bzw. klageerweiternd" am 
27.10.1980 beim 7. Senat des OVG Rheinland-Pfalz, den 
Beschluß des Senats aufzuheben. Zur Begründung wies ich 
dem Senat nach, daß er schwer rechisfenierhaft, darunter 
unter Verstoß gegen verschiedene Verfassun(j,i$|rilftdsätze, 
vorgegangen war. Heute ließ mir nun der Berichterstatter 
des 7. Senats, mitteilen, daß die Richter nicht beabsich¬ 
tigten, den Beschluß aufzuheben (s. Anlage). 

Zur Begründung meines Antrags auf Aufhebung des Beschlusses 
hatte ich dem 7. Senat des OVG Rheinland-Pfalz in meinem 
Schreiben vom 27.10.1930 u.a. mitgeteilt: 
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Begründung der Antragatellunq bzu.Begründung der rechtlichen 
Unmöglichkeit der Beschlüsse und der Entziehung der Prozeßver- 
tretunqsbefuqnl9 


1 a) Das Zentrum meines Vortrags befindet sich unter Ziff. 4 b 
ries Schriftsatzes vom 29.00.1980. Es heißt dort: 

"Die von Walther Soyka als erstem Vorsitzenden geleitete 
Vereinigung unter der Bezeichnung "Forum-Humanum-Hart- 
mut-Gründler-Klägerverband für Volksgesundheit und biolo¬ 
gische Sicherheit" hat sich zu einer Weltanschauungen und 
Bekenntnisgemelnschaft entwickelt, die 'den Schutz des Art. 

4 GG genießt. In einer WeJbns'chauunqs- und Bekenntnisqemeinschaft 
besteht unter den Gliedern der Gemeinschaft rileist ein "besonde¬ 
res persönliches Vertrauensverhältnis", auf .jeden Fall gegenüber 
den frei gewählten und frei anerkannten führenden Personen dieser 
Gemeinschaft. Da die Bekenntnistätiqkeit der Gemeinschaft sich 
fast nur in Form von Klagetätiqkeiten entfaltet, ist die Un¬ 
tersagung der Tätigkeit als Prnzeßbevollmächtigte gleichbedeu¬ 
tend mit der Untersagung der Führung der Gemeinschaft auf dem 
entscheidenden Gebiet ihrer Bekenntnistätigkeit und gleich¬ 
zeitig eine Beeinträchtigung der Praktizierunq der Bekenntnis¬ 
tätigkeit der einzelnen Glieder der Gemeinschaft. Das aber ist 
ein unzulässiger Eingriff in die Rechte aus Art. 4 GG." 

Der Senat hat hierzu in seiner Entscheidung keine Stellung bezogen. 

b) Unter Ziffer 4 a meines Schriftsatzes zitiere ich den Beschluß 
des OVG Lüneburg vom 5.12.1979. Dort wurde entschieden, daß 
Walther Soyka für mich und umgekehrt ich für Walther Soyka 
als Prozeßbevollmächtigte auftreten dürften, da ein 

"derart enges Vertrauensverhältnis zu Grunde liegt, daß 
von einer Wahrnehmung "fremder" Rechtsangplegenheiten 
nicht mehr gesprochen werden kann." 

Der Senat hat sich mit diesem Beschluß nicht auseinandergesetzt. 

c) Der Senat hat auch nicht» geprüft, in welchen weiteren Fällen 
ebenfalls ein “besonderes persönliches Vertrauensverhältnis" 
zwischen den Bevollmächtigten und den Klägern varliegt. 

Sonst hätte er z.B. nicht die Prozeßbevollmächtigung von 
Walther Soyka durch Nicoll de Bruin ausschließen dürfen. - 
(Siehe den Schriftsatz der Klägerin de Bruin vom 16.10.1980 
an den Senat) Bei näherer Prüfung hätte der Senat auch nicht 
meine Prozeßbevollmächtigung durch meine langjährigen Freunde 
WielBnd Soyka, Wolfram Grünkorn, Andreas Praetorius, Ulfert 
Bewig, Volker Petersen, Edmund Reinhard, Dr. Wünne Voß, Gerhard 
Hennig, Rolf Rohde, Otto Sänger, Rolf Beckh, Hartmut Bünz, Heiner 
Petersen entziehen dürfen. 

Der Senat hat hier nicht seiner Pflicht gemäß gehandelt, eigene 
Ermittlungen des Sachverhalts zu betreiben, obwohl ich ausdrück¬ 
lich auf diesen Sachverhalt hingewieBen hatte (siehe mein 
Schriftsatz vom 19.08.1980, Ziff. 4 a). 

d) .Der Senat hätte im Grunde zunächst den Begriffsinhalt "fremde" 

und "nicht fremde" Rechtsangelegenheiten angemessen und schlüs¬ 
sig klären müssen, und in gleicher Weise den entscheidenden Be¬ 
griff: "besonderes persönliches Vertrauensverhältnis".Sodann 
hätte er darlegen müssen, 

o worauf ein "besonderes persünllchBs Vertrauensverhältnis" 
sich gründen kann, 
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q ab es lm vorliegenden Fall theoretisch möglich lat, daß 
ein solches Verhältnis zwischen allen Klägern und den 
Bevollmächtigten besteht, und wenn nicht, 

□ wo ea theoretlach bei Einzelnen bestehen könnte, 

o Inwieweit die schriftlich und mündlich getroffenen 

Bekundungen zahlreicher Kläger, ea liege ein "besonderen 
persönliches Vertrauensverhältnis" vor, bewelßerheblich 
sind, bzw. ob noch weitere Beweise nötig Bind, 

o ob diese Beweise vorhanden sind bzw. welche Erforschung 
der Tatsachen noch nötig ist, um die Angelegenheit ent- 
BCheidungarelf zu machen. 

All das ist nicht geschehen. 

e) Unter Ziffer 4 d meines Schriftsatzes hatte Ich ausgeführt: 

Der verfassungswidrige Versuch, die Vollmachtgeber bzw. 

Kläger des Beistandes dieser Peraonengruppe((PrazBßbe- 
vollmächtigte)) zu berauben, richtet sich efelbat. Offen¬ 
bar soll er die vom Grundgesetz gewährleistete Rechta- 
weoaarantie für die Kläger unwirksam machen. Außerdem 
entmündigt er die Kläger und richtet sich damit vor allem 
gegen die Rechte aus Art. 1 GG. Das aber Ist unzulässig. 

Diese Unzulässigkeit wiegt so schwer, daß keine einzige 
Bestimmung des RBerHG. sie zu legalisieren vermag, selbst 
wenn sie bei Nichtbeachtung dieser Unzulässigkeit tatsächlich 
oder scheinbar zurecht gegen die Prozeßbevollmächtigten ange¬ 
wandt würde." 

Auch dieses schwerwiegende Argument hat der Senat unbeachtet ge¬ 
lassen. 

f) Unter Ziffer 4 e meines Schriftsatzes hatte ich ausgeführt: 


"Weiterhin bleibt ((durch daß VG Koblenz)) unberücksichtigt, 
daß wir ea nicht mit verschiedenen Rechtsangelegenheiten 
zu tun haben, sondern daß die Tätigkeit der Prazeßbevoll- 
mächtlgten nur eine einzige Rechtsanaeleoenhelt betrifft: 
die Blttlich gebotene Abwehr der rechtlich nichtigen Hand¬ 
lungen einer nach Art. 9 Abs. 2 G^Verbotenen V ereinigung 
von Personen, Gruppen undFirmen.Dia Häufung der erforder¬ 
lichen PlutonlumabwehrprozesBe hat Ihren Grund allein darin, 
daß sich die verfassungswidrigen Handlungen und Maßnahmen 
jener grundgeaetzlich verbotenen, vielfach mit dem Begriff 
Plutonium-Mafia, supranationale Mächte u.a. bezeichneten 
Vereinigung an verschiedenen Orten mit verschiedener ge¬ 
richtlicher Zuständigkeit ereigneten und ereignen und bei 
Prozeßniederlagen dieser Vereinigung nicht die Folge ist, 
daß dann ln allen Gerichtsbezirken entsprechende Konsequen¬ 
zen gezogen werden, obwohl die Tätigkeit dieser Vereinigung, 
vor allem auf der Argumentationsgrundlage des Art. 9 Aba. Z GG, 
eine Einheit darstellt. Schop deshalb kann keine "geschäfts¬ 
mäßige" Besorgung von Rechtaangelegenhalten vorllegen; es 
handelt sich hier lediglich um eine einzige Re chtaangelegen^ 
heit mit verschiedenen Kampfplätzen. 1 * 

Auch dieses Argument hat der Senat unbeachtet gelassen 
g> Unter Ziffer 4 e meines Schriftsatzes fuhr Ich dann fort: 

" Im übrigen sind für die Folgen dieses Mangels ln der 
herrschenden VerfssBungswirklichkelt weder dis Kläger noch 
die Prozeöbevcllmächtlgten verantwortlich, ale belastet 
dis Kläger und Prozeßbevollmächtigten ohnehin ln unzumut- 
barer und dam i t r.rhtnuldrloar Uelaa untl fcmn nnmllnU eh. 
eine weitere, völlig unnötige und u nzumutbare und damit 
rechtswidrige Belastung, n ämlich den Aueachlufl der Prnrp.fl be -i 
vollmächtlaten. rechtfertigen,* 

Auch dieses Argument hat der Senat unbeachtet gelassen, obwohl er 

eine Partei nicht so belasten darf, daß Ihre Rechtsverteldlgung 

Irgendwie und vor allem Triebt unzumutbar eingeschränkt wird. 
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h) Unter Ziffer 5 meinen Schriftsstzes schrieb ich: 

"Der 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz war mit 
Sicherheit klar, uns für fast alle Kläger der Raub der 
Prozeßbevollmächtigten bedeutet. Er,bedeutete, daß ihnen 
.lene rechte- und sachkundigen Vertreter entzogen wurden, 
deren ela unbedingt bedürfen, um bei einem so umfangrei¬ 
chen und s chuier'i'gen^K 1 agegegenstand ihre Rechtsschutz- 
Interessen wahrnehmen zu können. Dieser Raul- war außer¬ 
dem gleichbedeutend mit einer Druckausübung auf die Kläger , um 
sie zu veranlassen, ihre T^lage 'z'urück'zuziehen." 

Der Senat hat dadurch, daß er die mündliche Verhandlung ganz kurz 
fri8tig nach dem Zeitpunkt festsetzte, zu dem e: seine Zurückwei¬ 
sung der Prozeßbevollmächtigten verkündete*, ganz eindeutig rechts 
widrigen Oruck auf die Kläger ausgeübt. Das ergibt sich einmal 
aus Schreiben an das Gericht und an mich und Walther Soyka, außer 
dem aus meinem heute gestellten Antrag auf Verlegung des Termins 
zur mündlichen Verhandlung. 

i) Unter Ziffer A f. meines Schriftsatzes hatte ich weiterhin 
dargelegt: 

"Schließlich ist die Tätigkeit van Walther Soyka, Wieland 
Soyka und mir ebenso wie die der Kläger als eine Notstanüa- 
tätlgkelt anzusehen, da offensichtlich die politisch Ver¬ 
antwortlichen der Bundesrepublik Deutschland in der Frage der 
Durchführung des Plutoniumprogramms nicht frei handeln 
können . . . Notatandstätigkeiten sind übergesetzlich." 

Auch dieses Argument hat der Senat unbeachtet gelassen. 

j) Der Senat hat auch nicht schlüssig dargptan, inwieweit 
meine Ausführungen unter Ziffer Ab nicht auereichen. Er 
behandelt die von mir dort vargetragenen Argumente nur 
ganz oberflächlich, zum Teil überhaupt nicht. 

Z. Der Senat hat behauptet, daU■MjJalther Soyka, Wieland Soyka 
und ich nicht als Verbandsvertreter im Sinne der Ausnahme¬ 
regelungen des Rechtsberatungageaetzes anzusehen seien, weil 
"Jedermann" Mitglied des Verbandes sein könnte und dieser daher 
keine "Interessengruppe" vertrete (Begründung Seite 5). 

e) Abgesehen davon ,daß die Einschränkung auf "Interessengruppe" 
möglicherweise verfassungswidrig ist und diesbezüglich eine 
Überprüfung deB Rechtsberatungsgesetzes notwendig wäre, 
trifft diese Behauptung nich,t zu. Schon die Tatsache be¬ 
weist das, daß nicht, jeder Kläger, der uns bevollmächtigt 
hat, bereit ist, Mitglied des Klägerverbands zu werden. 

b) Außerdem trug ich bereits vor dem VG vor, daß der Verband 
aic& zum Schutz von Leben,seelische/ 1 , genetischer und 
körperlicher Unversehrtheit und zum Leben in einem frei¬ 
heitlich demokratischen Rechtsstaat bekennt. Dieses Be¬ 
kenntnis wird nicht von "jedermann" geteilt. Es ist absolut 
denkunmöglich und wider jede Erfahrung, daß ein bestimmtes 
Bekenntnis von "jedermann" geteilt werden-kann. Ein Bekennt¬ 
nis schließt aber ein, daß die Bekennenden ein Interesse da¬ 
ran haben, daß ihr Bekenntnis nicht auf den metaphysischen 
oder theoretischen Bereich beschränkt bleibt, sondern Gestalt 
annimmt. Folglich sind die Bekennenden eine "Interessengruppe" 

Im Zwelfelsfall beantrage ich die Erstellung eines Rechtsgut- 
achtens. 



c) Damit lm Einklang steht die Tatsache, daß die Kläger Klage ein¬ 
gereicht haben, um Rechtsschutz Interessen wahrzunehmen. Der 
Senat geht davon aus, daß diese Interessen unterschiedlich 
sind bzw. die Betroffenheit der Kläger unterschiedlich Ist 
und darum die Klagen nicht verbunden behandelt werden können. 
Daraus ist aber zu schließen, daß der Senat selbst davon Busgeht, 
daß es auch Personen geben kann, die nicht Kläger - da nicht 
betroffen- sein können und sein wollen, zum Beispiel poten¬ 
tielle Selbstmörder, die kinderlos sterben wollen, alte 
Menschen, die keine Kinder haben und für sich keine Gefahr mehr 
sehen, da eie ohnehin bald sterben werden, Kinder, die noch 
nicht wissen, was mit ihnen geschieht und geschehen könnte. 

Der Senat kann zwar einwenden, daß viele Personen Kläger im 
Verband werden könnten, auch wenn sie nicht tatsächlich be¬ 
troffen seien, einfach, weil sie sich tatsächlich für be¬ 
troffen halten, aber er kann nicht behaupten, daß "jedermann" 
in der Bundesrepublik unfähig sei, sein Nichtbetroffensein - 
falls es tatsächlich vorliegt - zu erkennen, weshalb dann 
"jedermann" Kläger werden könne. 

Andererseits sind wir gerade der Auffassung, daß tatsäch¬ 
lich "Jedermann" betroffen ist und nur darum nicht "jeder¬ 
mann" Kläger wird, weil nicht "Jedermann" sein Betroffen¬ 
sein erkennt bzw. erkennen kann und bereit ist, dagegen 
zu kämpfen. Folglich ist der Verband eine "Interessengruppe", 
und zwar derer, die klug und wissend genug sind, ihr Betrof¬ 
fensein zu erkennen und mutig genug, deswegen den Wider¬ 
standskampf aufzunehmen. 

d)Zugleich ergibt sich daraus, sowie aus anderen Gründen,die 
hier nicht vorgetragen zu werden brauchen, daß der Inte- 
resaenverband nicht nur ein Verband mit Klägern ißt, die 
"persönliches" Rechtsschutzinteresse zeigen, sondern 
gleichzeitig im "allgemeinen", im "öffentlichen Interesse" 
auftreten. Vertreter öffentlicher Interessen in einem frei¬ 
heitlich- demokratischen-Rechtsstaat schlechter zu stellen 
alB Vertreter egoistischer Verbandslnteressen, ist aber mit 
Sicherheit rechtswidrig, weil es gegen das Wesen der frei¬ 
heitlich-demokratischen Grundordnung verstößt. Es ist zwar 
richtig, daß der Rechtsordnung das Prinzip innewohnt, daß 
der einzelne Staatsbürger nur "eigene", d.hi ifti allgemti- 
nen egoistische Interessen einklagen kann, doch das steht 
lm Widerspruch zum verfassungsrechtlich garantierten Wider- 
atandsrecht, zur ln einigen Landesverfassungen verlangten 
Widerstandspflicht, zur verfassungsrechtlich in Art. 14 GG 
verankerten Gemelnwohlpflichtlgkelt des Elgentumsgebrauchs 
sowie einer Reihe anderer Verfassungs- und Strafgesetz- 
bestlmmungen, insbesondere dem Recht dee einzelnen, in einer 
freiheitlich-demokratischen Rechtsordnung zu leben, was zu 
beanspruchen immer gleichzeitig im eigenen und öffentlichen 
Interesse geschieht. Justizminister Dr. Vogel erklärte in seinem 
Grußwort zum 6. Deutschen VerwaltungBrichtertag ln Kassel 
(7. - 10. 5. I960): 

"Mit den aktuellen Problemen des Atom- und Immisalons- 
achutzrechta beschäftigt sich der Arbeitskreis I. Hier 
herrscht viel Juristisches "Dunkel", dar. es auazuleuchten 
gilt. Die Reichweite des ein stweiligen Rechtsschutzes 
in diesem folgenreichen Bereich ist auszuloten. Inhalt 
und Umfang der Rechte der von Großkraftanlagen betroffenen 
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Dritten sind herauazuarbeiten und gegen die RechtBpoBiti- 
onen dar Anlagenbetreiber abzustecken. Die üblichen rahmen- 
aprengenden InteresBenabwägungen sind vcrzunehmen. Private 
Rechtapoaitlonen können möglicherweise ln den Rung des 
Gemeinwohls hlneinwachsen. Auch der Frage besonderer Sach¬ 
kunde für kerntechnische Sachverhalte kommt große Bedeutung 
zu." (Zitiert bub: Rechtsweg Nr. 6, Seite 386 □) 

Zur Frage, inwiefern wir mit unseren Klagen "öffent¬ 
liche Interessen" wahrnehmen und dies rechtens und notwen¬ 
dig ist, verweise ich außerdem auf meinen Schriftsatz 
an die Gerlchtskasas Mannheim, abgedruckt ln Der Rechtsweg 
Nr. 7,Seite 525 ff. 

3. Auf Seite 3 der Begründung erklärt der Senat: 

"Daß es sich hierbei um fremde Rechtsangelegenheiten 
handelt, wird nicht dadurch ln Frage gestellt, daß die 
Bevollmächtigten für sich sowie für Familienangehörige 
selbst Klagen erhoben haben und insoweit eigene Angele¬ 
genheiten wahrnehmen. Im System des Individualrecht- 
achutzes der Verwaltungsgerichteordnung, das den An- 
fechtunga- und Featstellungaklagen zugrunde liegt, 
ist nur die Abwehr von Eingriffen in den eigenen Rechta- 
kreis zulässig. Dies hat zur Folge, daß alle anhängigen 
Verfahren trotz gleichgerichteter Klageanträge im 
Verhältnis zueinander prozeß- und materiellrechtlich t 
vollkommen selbständig sind, well Jeder Kläger allein 
aeine individuelle Rechtspoaltion geltend zu machen 
befugt ist. Eine rechtlich beachtliche Verbindung 
zwischen den Verfahren kann dabei auch nicht dadurch 
entstehen, daß eie in dieser Vielzahl deshalb anhängig 
gemacht worden sind, um ao der Jeweiligen Einzelklage 
stärkeres Gewicht zu verleihen, da das lediglich ein 
außerrechtlicher Gesichtspunkt ist. Mangels des erfor¬ 
derlichen Zusammenhangs kann mithin die Tätigkeit der 
in Rede stehenden Herren zur Wahrnehmung eigener Ange¬ 
legenheiten nicht als notwendig gleichzeitige Erledi¬ 
gung der Rechtaangelegenheiten auch der übrigen Personen 
anerkannt werden, die mit Art. 1 § 1 AbB 1 RBerG verein¬ 
bar wäre (vgl. Altendorff-Busch-Kampmann Komm. z. RBerG, 

4. Auf1., Randnr. 10)." 

Das ist ein Irrtum. Das DVG Münster hat ln einem atomrecht¬ 
lichen Verfahren, dessen Aktenzeichen mir im Augenblick nicht 
geläufig ist, erklärt, daß es sehr schwierig sei, bei einem 
einzelnen Kläger zu beweisen, daß er von Schadwirkungen radio¬ 
aktiver Substanzen betroffen sei, daß dies aber anders sei, 
wenn zahlreiche Kläger auftreten würden, da mit der Zahl der 
Kläger die Wahrscheinlichkeit wachae, daß unter den Klägern 
auf Grund mathematischer Gesetzlichkeit ein Betroffener aeln 
muß. Diese Entscheidung war der Ausgangspunkt Walther Soykas, 
alch für die Klagehäufung einzuaetzen. Diesen wesentlichen 
Umstand hat das Gericht nicht beachtet. Damit ist seine Ar¬ 
gumentation nicht schlüssig. 


4. Da die Tätigkeit deB "Forum-Humanum - Hartmut-Gründler-Klöger- 
verbfjnds für Volksgesundheit und biologische Sicherheit" 
aua dem weltanschaulichen Bekenntnis zur Heiligkeit des Willens 
zum Leben, zum Schutz der seelischen, genetischen und körper¬ 
lichen Unversehrtheit und zu einem Leben in freiheitlich- demo- 
krstiach-rechtsataatlichen Verhältnissen unter Zugrundelegung 
der Betätigung des Willens zur Wahrheit und Gerechtigkeit ent¬ 
springt und als rechtsförmige Bekenntnistätigkeit anzusehen ist, 
aber die weltanschauliche Bekenntniatätigkeit frei ist, d. h. 
nicht eingeschränkt werden darf, bedeutet ea einen unzulässigen 
Eingriff ln die Rechte aua Artikel 4 Grundgesetz , wenn den Ver- 
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tretsrn bzu. Bevollmächtigt.!, dea Klägerverband« untersagt utrd, 
Bekenntnlatatlgkeiten im Auftrag von Verbandmitgliedern und Voll¬ 
machtgebern vorzunehmen. Da der Senat obendrein verzichtet hat, 
auf diesen vorgetragenen Punkt überhaupt rtnzugehen, ist aelne 
Entscheidung uegen Verstoßes gegen Artikel 1 und t GG rechtlich 
unmöglich. 

5. Die Bevollmächtigten betrachten sich daher weiter als zu Recht 
bevollmächtigt. 


Roland Bohllnger 


Mit dem auf diese Weise angefochtenen Beschluß verwehrt 
der 7. Senat des OVG Rheinland-Pfalz zu Unrecht meinem 
Prozeßbevollmächtigten Walther •-‘oyka und Wieland Soyka, 
die selbst sachkundige Kläger im Mülheim-Kärlich-Ver- 
fahren und in vielen weiteren Plutonium-Abwehr-Prozessen 
sind, mich gemäß § 67 VwGO vor dem OVG zu vertreten. 

Es verletzt meine grundgesetzlich ,ewährleisteten Rechte 
gemäß Art. 1, 2,3,4,5,6,14,19,20 und 25 GG, daß gegen 
meine Prozeßbevollmächtigten das Rechtsberatungsmißbrauch- 
gesftz geltend gemacht wird. 

Der von uns geführte, elAisch-genetisch begründete Abwehr¬ 
kampf gegen das Plutonium-Programm hat zu einer Gemeinsamkeit 
geführt, die ihren Ausdruck in meiner Zugehörigkeit zur 
Weltanschauungsgemeinschaft "Forum-Humanum - Hartmut- 
Gründler-Klägerverband für Volksgesundheit und biologische 
Sicherheit" findet. Da der 7. Senat des OVG Rheinland- 
Pfalz außerdem äußerst kurzfristig (Zustellung des Be¬ 
scheids am 17.10.1980) den Termin für die mündliche Ver¬ 
handlung auf den 11.—13.11.1980 gelegt hat, obwohl die 
Sache alles andere als entscheidungsreif ist (s. beiliegenden 
Antrag auf Terminverschiebung vom 27.10.1980), beantrage ich, 
wegen der Eilbedürftigkeit: 

1.) Die Aussetzung der mündlichen Verhandlung vom 11.-13.11.80 
zu verfügen, bis das Bundesverfassungsgeriöht über diese 
meine Beschwerde entschieden hat; 
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2.) Festzustellen, daß die Herren Walther Soyka und Wieland 

Soyka wie bisher meine rechtmäßigen Prozeßbevollmächtigten 
sind, da auf das zwischen ihnen und mir bestehende, 
vor allem weltanschaulich begründete Vertrauensver¬ 
hältnis das Rechtsberatungsmißbrauchgesetz nicht an¬ 
wendbar ist. 


Gleichzeitig erhebe ich Verfassungsbeschwerde gegen eine 
weitere Entsoheiaing des 7. Senats des OVG Rheinland-Pfalz. 

Gemäß Art. 3 GG. gilt der Gleichheitsgrundsatz als Grundrecht. 
Das OVG Rheinland-Pfalz verweigert mir die Möglichkeit, 
mit Hilfe von Walther Soyka die aclfeig prozeßhängigen Akten¬ 
bände mit einem eigenen Kopiergerät, soweit die Inhalte der 
Aktenbände prozeßrelevant 3ind, ab.ulichten. Hei Parallel¬ 
prozessen vor dem OVG Münster, dem OVG Lüneburg und vor 
den VGn Hannover, Oldenburg u.a. wurde jedesmal der heutige Stand der 
Technik zugrunde gelegt, als es darum ging, aus den vorliegenden Ver¬ 
waltungsakten Abschriften anzufertigen. Es wurde jedesmal die Akten¬ 
kopie mit einem eigenen Kopiergerät gestattet. Der große Umfang der 
in Plutoniumabwehrprozessen anfallenden Dokumente und Akten macht 
es unzumutbar, diese mit der Hand abzuschreiben. Das OVG Rheinland- 
Pfalz stellt sich aber auf den Standpunkt, daß Walter Soyka nur hand¬ 
schriftliche Abschriften herstellen dürfe, nicht jedoch Kopien auf einem 
von mir bereitgeste'llten eigenen Kopiergerät. Es verweist zwar auf das 
Kopiergerät des OVG, da aber bei Kopien auf diesem Gerät je Blatt 
(DIN A4- Format) 1.- DM abverlangt wird, bei einem von mir selbst 
bereitgestellten Kopiergerät die Kosten je Blatt aber nur 10 Pf. betragen, 
ist es nicht möglich, die entscheidenden Aktenkopien (über 10 000 
Kopien) anzufertigen. Denn weder Walther Soyka noch ich verfügen über 
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die hierfür notwendigen Gelder. Da mir aber ohne Kopie der Akten 
eine wirksame Rechtsverteidigung kaum möglich ist und die oben er¬ 
wähnten anderen Gerichte diese mißbräuchliche Klägerbehinderung nicht 
vorgenommen haben, bin ich durch das OVG Rheinland-Pfalz in meinem 
Recht auf Gleichbehandlung und in meinem Recht auf ungehinderte 
Rechtsverteidigung erheblich beeinträchtigt. 

Da es dem Bundesverfassungsgericht auch hier nicht möglich sein 
dürfte, sofort zu entscheiden, beantrage ich, die mündliche Verhandlung 
vom 11.-13.11.19X0 auszusetzen, bis es auch über diese Beschwerde 
entschieden hat. 


Hochachtungsvoll 



Roland Bohlinger 


Das Original dieses Schreibens samt Anlagen folgt mit Eilboten. 

Für eine Benachrichtigung, falls der Termin ausgesetzt wird, teile ich Ihnen 
meine Telefon-Nr. mit: 04846/966. Die Nachricht müßte wegen" der langen 
Fahrzeit bis Montag, 10. 11. 1980, 12 h bei mir eingehen. 

I 

ty/Lr ' 



Roland Bohlinger 


Ausfertigung 
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BUNDESVERFASSUNGSGERICHT 
- 2 BvR 1244/80 - 


In dem Verfahren 
über 

die Verfassungsbeschwerde 

des Herrn Roland Bohlinger, Alte Schule, 
Wobbenbüll/Husum, 

gegen den Beschluß des Oberverwaltungsgerichts Rheinland- 
Pfalz vom 23. September I960 

- 7 A II 8/80, 7 B II 11/80 - 
und Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung 


hat das Bundesverfassungsgericht - Zweiter Senat - durch 
den gemäß § 93a Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesver¬ 
fassungsgericht berufenen Ausschuß unter Mitwirkung der 
Richter Niebier, Steinberger und Träger am 12. November 1980 
gemäß § 93a Abs. 3 dieses Gesetzes einstimmig beschlossen: 


Die Verfassungsbeschwerde wird nicht 
zur Entscheidung angenommen, weil sie 
unzulässig ist. 

Damit erledigt sich zugleich der An¬ 
trag auf Erlaß einer einstweiligen 
Anordnung. 


Herrn 

Roland Bohlinger 
Alte Schule 

2251 Wobbenbüll/Husum 

- 2 - 
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Gründe : 

I. 

Der Beschwerdeführer gehört zu den Klägern im Verwaltungs¬ 
rechtsstreit über die Errichtung des Kernkraftwerkes Mülheim- 
Kärlich. Der Rechtsstreit ist zur Zeit in der Berufungsinstanz 
vor dem Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz anhängig. Das 
Oberverwaltungsgericht hat die mündliche Verhandlung über die 
Berufungen auf die Zeit vom 11. bis 13- November 1980 ange¬ 
setzt. Der Beschwerdeführer ist außerdem für zahlreiche andere 
Kläger zusammen mit zwei anderen Bevollmächtigten als Prozeß- 
bevollmächtigter aufgetreten und zusammen mit diesen vom Ober¬ 
verwaltungsgericht wegen Verstoßes gegen das Rechtsberatungs¬ 
gesetz zurückgewiesen worden. 

Mit der vorliegenden Verfassungsbeschwerde wendet er sich 
lediglich gegen die Zurückweisung der beiden von ihm selbst 
zu seiner eigenen Vertretung beauftragten Bevollmächtigten 
durch Beschluß des Oberverwaltungsgerichts vom 23- September 
1980, zugestellt am 17. Oktober 1980. Der Beschwerdeführer hat 
gegen diesen Beschluß erfolglos Gegenvorstellung erhoben. Mit 
seiner Verfassungsbeschwerde rügt er, es verstoße gegen Art. 1, 
2, 3. 4, 5, 6, 14, 19, 20 und 25 GG, daß seine Vertretung durch 
die von ihm benannten Prozeßbevollmächtigten als Verstoß gegen 
das Rechtsberatungsgesetz angesehen werde. Im wesentlichen macht 
er zur Begründung geltend, daß der von ihm gemeinsam mit sei¬ 
nen Bevollmächtigten geführte "ethisch-genetisch begründete 
Abwehrkampf gegen das Plutoniumprogramm" zu einer weltanschau¬ 
lich begründeten Gemeinsamkeit geführt habe, die es verbiete, 
die gegenseitige Hilfeleistung auf der Grundlage dieser Gemein- 
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samkeit als geschäftsmäßige Besorgung fremder Rechtsangelegen¬ 
heiten zu werten. 

Der Beschwerdeführer greift mit seiner Verfassungsbeschwer¬ 
de außerdem eine nicht näher bezeichnete Verfügung des Oberver¬ 
waltungsgerichts an, mit der ihm verweigert worden sei, Akten¬ 
auszüge mit einem eigenen Kopiergerät herzustellen. Er sieht 
hierin einen Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG, weil man ihm dies 
bei anderen Gerichten gestattet habe, und einen Verstoß auf 
sein "Recht auf ungehinderte Rechtsverteidigung". 

Er beantragt schließlich außerdem, im Wege der einstweiligen 
Anordnung die für 11. bis 13. November 1980 angesetzte Be¬ 
rufungsverhandlung vor dem Oberverwaltungsgericht auszusetzen, 
bis Uber seine Verfassungsbeschwerde entschieden werden könne. 
Für seine eigene Berufung ist die Verhandlung auf den 13. Novem¬ 
ber angesetzt. 


II 

Die Verfassungsbeschwerde ist unzulässig. 

1. Die Zurückweisung der Bevollmächtigten des Beschwerde¬ 
führers wegen Verstoßes gegen Art. 1 § 1 Satz 1 des Rechts¬ 
beratungsgesetzes kann als Zwischenentscheidung im Rahmen 
eines anhängigen Berufungsverfahrens nicht gesondert mit der 
Verfassungsbeschwerde angegriffen werden. Nach der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts richtet sich die 
Zulässigkeit einer Verfassungsbeschwerde gegen Zwischenent¬ 
scheidungen in einem gerichtlichen Verfahren danach, ob ein in 
der betreffenden Zwischenentscheidung liegender oder ihr zu- 
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gründe liegender Verfassungsverstoß noch mit der Anfechtung 
der Endentscheidung gerügt werden kann (BVerfGE 21, 139 C 1^3 f-b 
24, 56 [ 61 ]). 

Ein in der fehlerhaften Zurückweisung eines Prozeßbevoll¬ 
mächtigten wegen Verstoßes gegen das Rechtsberatungsgesetz 
liegender Verfahrensmangel kann mit der Revision gerügt wer¬ 
den (§§ 132 Abs. 2 Nr. 3, 137 Abs. 1 Nr. 1, 138 Nr. 3 VwGO). 

Das Bundesverwaltungsgericht sieht sich, ebenso wie schon das 
Reichsgericht (RGZ 83, 1 [2 ff.]), nicht durch die gemäß § 173 
VwGO anwendbare (BVerwGE 39, 319 [323]) Vorschrift des § 548 
ZPO daran gehindert, die in der fehlerhaften Zurückweisung 
eines Prozeßbevollmächtigten möglicherweise liegende Beein¬ 
trächtigung des rechtlichen Gehörs zu überprüfen (BVerwGE 19, 

339 [344]). Diese Rechtsauffassung ist verfassungsrechtlich 
nicht zu beanstanden. Ob es sich bei der Zurückweisung eines 

Prozeßbevollmächtigten im Verwaltungsgerichtsverfahren um eine 

gemäß §§ 173 VwGO, 157 Abs. 2 Satz 2 ZPO (BVerwGE a.a.O.) "un¬ 
anfechtbare Anordnung" handelt (so Kopp, VwGO, 4. Aufl., 1979, 
Rdnr. 20 zu § 67; a. M. Eyermann-Fröhler, VwGO, 8. Aufl., 1980, 
Rdnr. 33 zu § 67), kann deshalb dahinstehen. 

Da nicht ersichtlich ist, daß die Möglichkeit einer Über¬ 
prüfung und Beanstandung durch das Bundesverwaltungsgericht 
im Rahmen der Revision oder gegebenenfalls der Nichtzulassungs¬ 
beschwerde (§ 132 Abs. 3 VwGO) etwa verletzten verfassungs¬ 
mäßigen Rechten des Beschwerdeführers nur noch in unzuläng¬ 
licher Weise Geltung verschaffen könnte, wenn das Bundesver¬ 
fassungsgericht erst nach Erschöpfung des Verwaltungsrechts¬ 
wegs angerufen Werden kann, ist eine gesonderte Verfassungs- 
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beschwerde bereits gegen den Zurückweisungsbeschluß des Ober¬ 
verwaltungsgerichts nicht zulässig. 

2. Auch soweit der Beschwerdeführer mit seiner Verfassungs- 
be'schwerde rügt, daß das Oberverwaltungsgericht es ihm nicht 
gestatte, Aktenauszüge mit Hilfe eines eigenen Ablichtungsge¬ 
rätes anzufertigen, ist die Verfassungsbeschwerde unzulässig. 

Sie genügt insoweit nicht den Anforderungen, die gemäß § 92 
BVerfGG an die Begründung einer Verfassungsbeschwerde zu stellen 
sind. Der Verfassungsbeschwerde kann hierzu nicht entnommen 
werden, wann und durch welche Entscheidung dem Beschwerdeführer 
die Anfertigung der Aktenauszüge verweigert worden sein soll. 

Zu der nach § 23 Abs. 1 in Verbindung mit § 92 BVerfGG er¬ 
forderlichen Begründung einer Verfassungsbeschwerde gehört 
jedoch insbesondere die Bezeichnung des angefochtenen Hoheits¬ 
aktes (BVerfGE 5, 1, [l]). 

Diese Entscheidung ist unanfechtbar. 

Dr.Dr.h.c. Niebier Steinberger Träger 



Als Mitteilung gern. § 93a Abs. 5 
•V Satz BVerfGG äusgefertjgt 

1 als UrkUnasbfeamtlr der Geschäftsstelle 
des Bundesverfassungsgerichts 
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FORUM 

HUMANUM 


Hartmut-Griindler-Klägcrverband für 
Volksgesundheit und biologische Sicherheit 


FORUM HUMANUM ■ D 2800 Bremen l. Wendmrafle 22 Ruf 0411 - 7 69 7« Bremen, 6« UOV. 1980 

An das 

Bundesverfassungsgericht 
Schloßbezirk 3 
7500 Karlsruhe 1 


Als 1. Vorsitzender der Weltanschauunsggemeinschaft "Forum Humanum - 
Hartmut-Gründler-Klägerverband für Volksgesundheit und biologische 
Sicherheit" m’it dem Sitz in 2800 Bremen 1, Wendtstraße 22 vertrete 
ich diese nach außen. Der Bestand der Gemeinschaft stützt sich gern. 
Art. 140 GG auf Art.137, Abs.(7) der Weimarer Verfassung, sowie auf 
Art.19 (3) und Art. 4, Abs.(1) und (2) GG. 

Wesentlichster Bestandteil unserer Bekenntnistätigkeit ist es, auf 
dem Rechtsweg Widerstand gegen Schädigungen der genetischen Unver= 
sehrtheit durch offene radioaktive Stoffe zu leisten, die den Fort= 
bestand der Völker bzw. des Lebens auf Erden entgegen dem Schöpfungs= 
willen in Frage stellen. 

Im Namen des Forum Humanum und seiner Mitglieder, die im Mülheim- 
Kärlich-Verfahren vor dem OVG Rheinland-Pfalz als Kläger unter den 
Aktenzeichen 7 A II 8/80 - 85/30 und 7 B II 11/80 - 131/80 geführt 
werden, erhebe ich ' ~ " 

Verfassung sbe sch werde 


wegen einer mündlichen Verfügung des Präsidenten dos Oberverwaltung- 
gerichtes vom 5.11 .'1980, mit der er als Inhaber des Hausrechtes in 
prozeßentscheidender Weise gegen uns Partei ergriffen hat. 

Unter Verletzung des Grundsatzes der Gleichheit vor dem Gesetz 
(Art. 3 GG) und der Rechtsschutzgarantie (Art. 19(4) GG) verhindert 
in rechtsmißbräuchlicher Inanspruchnahme des Hausrechtes der Be= 
schwerdegegner eine dem heutigen Stand der Technik entsprechende 


Die 


Abschriftnahme aus den rd. 30.000 Aktblättem. 
sein. § 99 (1) VwGO den CVG vom Land Rheinland-Pfalz vorgelegten 


Akten haben einen außergewöhnlichen Umfang: ein Regal von 2 m Höhe und 
Im Breite wird von ihnen gefüllt. Die Akten sind Jedoch außerordent¬ 
lich lückenhaft, d.h. daß ohne inhaltliche Umschreibung entscheidende 
Aktenbestandteile nicht vorgelegt wurden. Diese können nur 
durch akribische Aktenüberprüfung einigermaßen zuverlässig identi¬ 
fiziert und dem Gericht benannt werden. Handschriftliche Abschriften 
ermöglichen derartige daktivische Überprüfungen nicht, da hierbei 
jjöcbor von Heftklammern, Büroklammer-Rostspuren und sonstige erkenn¬ 
bare Spuren verloren gehen. Der schikanöse Vorschlag, für den Betrag 
von Dlfl,- uro Blatt mit Hilfe der gorichtseigenen Kopiermaschine 
die rd. 30.000 Blatt abzulichten überfordert die finanziellen Fähig= 
keifen des Forum Hyraamiin und seiner Mitglieder bei Weitem. Kit dem 
eigenen Kopiergerät der Beschwerdeführer liegen die Kosten bei einem 
Zehntel des vom Gerichtspräsidenten geforderten Betrages. 


In parallelen Plutoniumabwehrprozessen haben wir beim VG Hannover, 
Oldenburg und Schleswig sowie beim OVG in Lüneburg und Mün¬ 
ster Aktenabschriften auf von uns beigestellten Kopiergerä= 
ten angefertigt. Bei einer Anforderung der Akten durch un= 
sere^^ Rechtsanwalt zum Amtsgericht in Bremen wird das Ver= 
fahren mehr verzögert, alsbeim Selbstkopieren in Koblenz. 

Postscheckkonto FORUM HUMANUM. München 1707 71-801. Wien 7.330.756. Zürich 80-54862 
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Ich beantrage die Feststellung, daß gemäß dem heutigen Stand 
der Technik die in § iOO (1) VwGO vorgesehene"Akteneinsicht" 
nicht alleine die handschriftliche Abschriftnahme umfaßt, die 
uns vorgeschlagen wurde, sondern auch die zeitsparendere und 
der Sachverhaltsaufklärung weitaus dienlichere Kopierung auf 
"lägereigenen Kopiergeräten« Unsere Bereitschaft zur Bezahlung 
des^Stromverbrauches für die Gerätbenützung liegt vor. 

Angesichts des hochlcomplexen Prozeßstoffes kommt unserer Be= 
schwerde allgemeine Bedeutung bei. Die Abschneidung des Rechts= 
weges durch das Kopierverbot ergänzt den Verlust einer iatsachen- 
instanz in so schwerer '..'eise (das VC- Koblenz gab ohne Sachver= 
haltsaufklärung und ohne mündliche Verhandlung die Verfahren 
an das OVG Rheinland-Pfalz ab), daß ich an die Worte des Vize= 
Präsidenten des Bundesverwaltungsgerichtes, Pi-of. Dr. Wolfgang 
Zeidler erinnert werde, der in seinem Festvortrag aus Anlaß des 
53. Deutschen Juristentages Mitte September 1980 sagte, 

er befürchte, daß wir bereits unmerklich die Schwelle . 

zu einem nachdemokratischen Zeitalter überschritten haben. 

'"Offenbar wäre dies dann ein Expertokratie—Zeitalter. Dem abzu¬ 
helfen ist dem Bundesverfassungsgericht zumindest auf einem Teil» 
gebiet durch meine Beschwerde möglich. . 


(Absolv.rer.pol. Walther Soyka) 

"ä Vtri;-££ei\<2* r ' 2eS 
FORUM HUMANUM 

Hartmut - Gründler - Klägerverband 

für Volksgesundhdt und biologische Sicherheit 
Wendtstr. 22.2000 Bremen 1 - Ruf 0421- 76976 
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7 B 57/80 

7 K 407/79 VG Koblenz 


Beschluß 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 

des Herrn Helmut Pfeiffer , Hintergasse 3> 6501 Jugenheim, 

- Kläger und Beschwerdeführer - 
Prozeßhevollmächtigte s 

1. Herr Walther Soyka, WendtStraße 22, 2800 Bremen, 

- Beschwerdeführer - 

2. Herr Wieland Soyka, Sedanstraße 44, 2800 Bremer., 

dessen Uhterbevollmächtigte: Frau Nicoll de Bruin, Wendt- 

straße 22, 2800 Bremen, 

- Beschwerdeführerin - 

3. Herr Böland Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobbenbiill/Husum, 

- Beschwerdeführer - 

gegen 

das Land Bheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, Bauhof Straße 4, 

6500 Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, Postfach 1329- 
5400 Koblenz, 

- Beklagter - 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, 

Oderstraße 13, 6500 Mainz 

wegen Errichtung des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich 

hat der 7. Senat des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Ffal'z 
in Koblenz aufgrund der Beratung vom 14. November 1980, an der 
teilgenommen haben 

Präsident des Oberverwaltungsgerichts Professor Dr. Bickel 
Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht Dr. Schwarz 
Richter am Oberverwaltungsgericht Hoffmann, 


beschlossen: 
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1. Die Beschwerde des Klägers sowie der Herrn Walther Soyka 

und Roland Bohlinger gegen ihre Ausschließung als Prozeß¬ 
bevollmächtigte durch Beschluß des Verwaltungsgerichts 
Koblenz vom 21. Mai 1980 407/79 - (Bl. 1b d.A.) 

wird zurückgewiesen. 

2. Die Beschwerde des Klägers sowie der Freai'Nicoll de Bruin 
gegen die Ausschließung der Herren Walther Soyka und Roland 
Bohlinger als Beistand von Frau de Bruin durch Beschluß 

des Verwaltungsgerichts Koblenz vom 21. Mai 1980 - 7 K 407/70 
(Bl. 20 unc 21 d.A.) wird zurückgewiesen. 

5. Die Beschwerde des Klägers sowie der Frau Nicoll de Bruin 
gegen die Ablehnung der Aussetzung des Verfahrens und der 
Vertagung der mündlichen Verhandlung durch Beschluß des 
Verwaltungsgerichts Koblenz vom 21. Mai 1980 - 7 K 407/79 - 
(Bl. 22 d.A.) wird zurückgewiesen. 

4. Von den Kosten des Bescnwerdeverfahrens tragen der Klägei 
3/7, die Beschwerdeführerin de Bruin 2/7 und die Beschwerde¬ 
führer Soyka und Bohlinger Je 1/7« 

5 Der Wert des Beschwerdegegenstands wird auf 1.000.— DM 
festgesetzt. 


G r ü n d e 


Die Beschwerden bleiben ohne Erfolg; die Beschlüsse des Verwaltungs¬ 
gerichts, die von dem Kläger und von den übrigen Beschwerdeführern 
angegriffer werden, sind zu Recht ergangen. 

Die Ausschließung der Herren Walther Soyka und Roland Bohlinger 
als Prozeßbevollmächtigte des Klägers mußte erfolgen, weil sie 
insoweit geschäftsmäßig die Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten 
betreiben, ohne im Besitz einer nierfür erforderlichen Erlaubnis 
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der zuständigen Behörde zu sein, so daß ihre Tätigkeit gegen Art. i 
§ 1 Abs. 1 des Rechtsberatungsgesetzes - RBerG - (BGBl IIT 303-12) 
verstößt. Dies hat der Senat im einzelnen in seinem Beschluß vom 
23. September 1980 dargelegt, durch den er in gleichfalls das Kern¬ 
kraftwerk Mülheim-Kärlich betreffenden Berufungs- und Beschwerde- 
verfahren anderer Kläger auch die gemannten Herren alB Prozeß- 
bevollmächtigte zurückgewiesen hat; auf die Gründe dieses Beschlusses 
wird verwiesen. 

Aus demselben Grund, aus dem ein Auftreten als Prozeßbevollmäch¬ 
tigte zu unterbinden war, ergibt sich auch die Unzulässigkeit 
eines Tätigwerdens als Beistände der Unterbevollmächtigten Frau 
de Bruin; deshalb ist der diesbezügliche Ausschließungsbeschluß des 
Verwaltungsgerichts ebenfalls rechtlich nicht zu beanstanden. 

Auch der ablehnende Beschluß des Verwaltungsgerichts, das Verfahren 
auszusetzen, ist zu Recht ergangen; denn die Voraussetzungen für 
eine solche Aussetzung haben nicht Vorgelegen, wie in dem ange¬ 
fochtenen Beschluß unter Hinweis auf die in Betracht kommenden 
Gesetzesvorschriften ausgeführt ist. Die Ablehnung einer Vertagung 
unterliegt hingegen nach § 146 Abs. 2 VwGC nicht der Anfechtung mit 
der Beschwerde, so daß dieses Rechtsmittel unzulässig ist. 

Die Kostenentscneidüng folgt aus §§ 154 Abs. 2, i59 VwGO; die Fest¬ 
setzung des Beschwerdewerts beruht auf § 13 Abs. 1- GKG. 

gez. Prof. Dr. Bickel gez. Br. Schwarz gez. Hoffmann 

Ausgefertlgt 

Justteang 

als Urkundsbear: ter der Gsediaftssteito 
des OberverwaLu;?g3geridita 
Rheinlund-Pfalz 
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Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll/Hu3um 


26.03 
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7. Senat 

am OVG Rheihland-‘Pfalz 
Deinhärdplatz 4 

5400 Koblenz 


Betr.: Verfahren 7 K 309/79- 7 A XI 1/30 - 7 B XI 3/80 und 
Folgende 

Bezug: Mitteilung des Herrn Vors. Richters Prof. Dr.- Bickel 
an mich vom 21.07.1980 


ich beantrage vorab darüber zu entscheiden, daß sämtliche 
ßeruftmgs- und Reschwerdeverfahren in der Klagaeache auf 
Feststellung der Nichtiglce.it der Genehmigungen zu Gunsten 
des Atomspaltwerks Mülheim-Kärlich, in dem ich (neben Walther 
Soyka und Wieland Soyka) Prozeßbevollraäohtigtor bin, gemeinsam 
verhandelt werden. 

Begründung: 

Die VII. Kammer des VG Koblenz hat diese Verfahren ohne jeden 
triftigen Grund getrennt behandelt und für alle Verfahren 
gleichlautende, vorfabrizierte sogenannte "Entscheidungen" 
und "Streitwertfestsetzungen" verkündet, sie können..deshalb 
im Berufungsverfahren ohne Schwierigkeit gemeinsam behandelt 
werden. Das ist deshalb auch angebracht, weil einer der Be¬ 
rufungsgründe ist, daß das VG Koblenz die getrennte Behandlung 
zum Zweck der Behinderung der Rechtsverteidigung vorgenonmen 
hatte, was einer der Vorwürfe auch in einer Strafanzeige gegen 
die VII,- Kammer des VG Koblenz sein wird. Außerdem ist die gemein¬ 
same Verhandlung aus ökonomischen Gründen (für die Staatskasse 
ebenso wie für die Kläger und Beklagten) geboten, schließlich 
ist dies in den bisherigen von uns eingeleiteten atomrechtlichen 
Gerichtsverfahren üblich gewesen, vor allem in den Verfahren vor 
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2 


den Verwaltungsgerichten Oldenburg, Stade, Schleswig, Regens 
bürg und vor dem OVG Lüneburg. 


Die Frage der gemeinsamen Verhandlung sämtlicher Kl'agen halten 
die Kläger für so bedeutsam, daß beantragt wird, darüber münd¬ 
lich zu verhandeln. 

/ 

Roland Bohlinger 


i 
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Oberverwaltungsgericht 5400 Koblenz, den 03. September 1930 

Rheinland-Pfalz Deinhardplatz 4 

7. Senat - Tel.: (0261) 12571 

—»mmp wwasiEBPc 

Der Berichterstatter 

__ 

I OVG Rh-Pf, Deinhardpl.4,5400 Koblenz!' 

An 

a) Herrn '..althor Goyka, V.’enöt straf! e 22, 28C0 Bremen 
Herrn Wieland boyka, Vienc't strafte 22, 2c?00 Bremen 
c) (Kerrn Holend Bohlinfer, Alto Schule, 22?1 Vobbenbüll/Kusun 


Verwaltungsrechtsstreit 

,0r. Bram ./. jbejX ahcinland.-ffala 


Ihr Geschäftszeichen: 


werden übersandt 


□ 


Abschriften - 

des Schriftsatzes d. JtKOWpPoeciRotraicpclar - 
Bekl. - 

vom 23. AnKUift 1930 



Abschriften des angefochtenen Urteils - 
Gerichtsbescheids - und der Berufungsschrift 
vom 

zur Kenntnisnahme und evtl. 

zur Stellungnahme - __fach - 

bis zum 


n 


mit dem Anheimgeben einer Stellungnahme - 
fach -.bis zum 


□ 


Ihre Berufung - Beschwerde - ist hier eingegangen und wird unter 
obigem Aktenzeichen geführt. 


□ 


Es wird gebeten, die Berufungs- / Beschwerde- 
bis zum 


//begründung _fach 

einzureichen. 


□ 


Die Gerichtsakten und Verwaitungsvorgänge - _Bände - sind zur Ein¬ 

sichtnahme beigefügt. Um Rückgabe bis zum 

-mit der Vorlage der Berufungs- / Beschwerde- /begründung - 
wird gebeten. 


□ 

u 


Der Senat geht davon aus, daß Vollzugsmaßnahmen bis zur Entscheidung 
über die Beschwerde unterbleiben. 

Zusatz: 

Anlagen: 1 Durchschrift 


A^f^Anordnung: 
Justizangestellte 
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Dr. HERMANN EICHER 

RECHTSANWALT 


An das 

Oberverwaltungsgericht 

Rheinland-Pfalz 
7.Senat 

Deinhardplatz 4 
5400 Koblenz 


SSOO MAINZ 

OdaratraOa 13 

Farnaprachar (0 6131)HMW&& 
Postscheckkonto: 

Ludwlgahafan 1106 9B-672 
Bankkonto: 

Sparkasse Mainz 100019637 


573538 


Sprechstunden nach Vereinbarung 


den 25.August 1980 


In den Verwaltungsrechtsstreiten 


Dr.Bpum ./. La"' 1 Rheinland-Pflaz 

7_A_tl_^80 

7_B_II_3/80 

und 69 anderen gleichgelagerten Verfahren 
( s.Aufstellung in der Anlage zu der Zi 
schrift des OVG vom 16.7.1980 ohne die 
Nr. 6, 7, 8, 9, 68 ) 


erklärt das beklagte Hand s | 

Der vom Senat erwogene Ausschluß der Prozeßbevollmächtigten Roland j 

Bohlinger, Walther Soyka und Wieland Soykb von den weiteren Ver¬ 
fahren ist wegen Vetstosses gegen Art.l § 1 des Rechtsberatungs¬ 
gesetzes ( RBerG ) rechtmäßig und geboten. 

Es bedarf keiner Begründung, daß die genannten Prozeßbevollmuchtigten 
" Rechtsangelegenheiten geschäftsmäßig wahrnehmen ". Do sie weder 
eine Erlaubnis nach Art.l § 1 RBerG besitzen noch unter die Ausnahme- 
Vorschriften dieses Gesetzes fallen, müssen sie vom Gericht zurück 
gewiesen und ausgeschlossen werden ( vgl. Eyermann-Frähler, VwGO, 

Komm., 8.Aufl., § 67 RN 32 ). 


( 

Rechtsanwalt 





Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll/Husum 


10.09.1980 


An das 

QVG Rheinland-Pfalz 

Deinhardplatz 4 

5400 Koblenz 

Betr,: Az 7 B II 1/BO ff. 7 A II 1/80 ff. 

Bezug: Stellungnahme zu dem Schriftsatz von Herrn Rechtsanwalt 
Dr. Hermann Eicher vom 25.08.1980 

Herr Rechtsanwalt Dr. Eicher behauptet: 

"Es bedarf keiner Begründung, daß die genannten Prozeßbe^- 
v/ollmächtigten "Rechtsangelegenheiten geschäftsmäßig wahr- 
nehmen". Da sie tueder eine Erlaubnis nach Art. 1 RBerG, be- 
sitzen noch unter die Ausnahmevarschriften dieses Gesetzes 
fallen, müssen sie vom Gericht zurückgewiesen und ausge¬ 
schlossen werden (vgl. Evermann-Fröhler, UwGO, Korn. 8. 

Auf1., § G7 RN 32)." 

Herr Rechtsanwalt Dr. Eicher betreibt hier Irreführung. 

o Im Kommentar von Eyermann-Fröhler heißt es unter RN 32 
ausdrücklich , daß ein Prozeßbevollmächtigter dann vom Ge¬ 
richt zurückgewiesen werden muß, wenn er "geschäftsmäßig 
Rechtaangelegenheiten wahrnimmt." Es bedarf also nach die¬ 
sem von Herrn Rechtsanwalt Dr. Eicher zitierten Kommentar 
ganz im Gegenteil der Begründung , ob üJalther Soyka, Wieland 
Soyka und ich geschäftsmäßig Rechtsangelegenheiten wahr¬ 
nehmen. Das ist nicht der Fall, wie von mir bereits darge¬ 
legt wurde. Herr Rechtsanwalt Dr. Eicher unterläßt es wohl¬ 
weislich, dazu Stellung zu nehmen, 
o Außerdem wird in dem Kommentar von Eyermann-Fröhler an der 
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genannten Stelle nach eine sehr wesentliche Einschränkung 
vorgenommen. Es wird dort ausdrücklich erklärt, daß die 
Zurückweisung auch bei Vorliegen geschäftsmäßiger Rechts¬ 
beratung nur dann erfolgen muß, wenn nicht einer der vor¬ 
stehend im Kommentar genannten flusnahmefälle vorliegt. Ich 
habe jedoch dargelegt, falls überhaupt "Geschäftsmäßigkeit" 
bei unserer Tätigkeit als Prozeßbevollmächtigte angenommen 
wird, dann liegt auf jeden Fall eine Ausnahme vor. Auch da¬ 
zu hat Herr Rechtsanwalt Dr. Eicher nicht Stellung genom¬ 
men. Er hat zwar behauptet, daß die Prozeßbevollmächtigten 
nicht unter die Ausnahmevorschriften des Gesetzes fallen, 
hat dies aber nicht begründet. 


Als Bürger dieses Staates empfinde ich es alB eine Zumutung, 
in einer so ernBten Angelegenheit wie der vorliegenden einen 
derart unqualifizierten Vortrag der Gegenseite hinnehmen zu 
müssen. Ich 

beantrage 


deswegen die Ausschließung von Herrn Rechtsanwalt Dr. Eicher 
aus dem vorliegenden Verfahren, da er offensichtlich nicht 


zun» sachdienlichen Vortrag fähig ist. 


zun» sachdienlichen Vc 


Roland Bohlinger 
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Zugestellt am 
8.10.80 f) 


Oberverwaltungsgericht 

Rheinland-Pfalz 

7. Senat 
Der Vorsitzende 
7 B 57/80 


S4 Koblem, den 03- Oktober 19SC 

Dainhardplalz 4 

Tel (02 61) I 25 71 


- Gegen Postzustellungsurkunde - 


An 

a) faerrn Helmu t Pfeiffer, Hintergasse 3, 6501 Jugenheim 

b) Herrn Walther Soyka, Wendtstr. 22, 2800 Bremen 

c) Herrn Wieland Soyka, Sedanstr. 44, 2800 Bremen 

d) Herrn Roland Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobbenbüll/Husum 


Sehr geehrter Herr Pfeiffer! 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

Pfeiffer ./. Land Rheinland-Pfalz 

weist der Senat auf folgendes hin: 

1. Mit seinem Schriftsatz vom 19- Juni I960, der sich auf die 
Verfahren 7 K 305 - 455/79 des Verwaltungsgerichts Koblenz 
bezieht, hat Herr Roland Bohlinger auch gegen das Urteil des 
Verwaltungsgerichts Koblenz vom 21. Mai I960 - 7 K 407/79 - 
Berufung eingelegt und zugleich gegen die diesem Urteil bei¬ 
gefügte Streitwertfestsetzung Beschwerde erhoben. Die Berufung 
wird hier unter dem Az.: 7 A II 87/80 und die Beschwerde unter 
dem Az.: 7 B II 135/80 geführt. 

2. Außerdem sind in dieser Sache folgende Beschwerden bereits 
anhängig: 

2.1 Gegen den Beschluß des Verwaltungsgerichts Koblenz, mit 
dem die Herren Walther Soyka und Roland Bohlinger in der 
mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht Koblenz 
vom 21. Mai 1980 als Prozeßbevollmächtigte ausgeschlossen 



worden sind. Beschwerdeführer sind in diesem Balle die 
Herren Walther Soyka und Roland Bohlinger (Bl. 5 der 
Niederschrift). 

2.2 Gegen den Ausschluß von Herrn Walther Soyka und Herrn 
Roland Bohlinger als Beistände von Brau Nicole de Bruin 
(Bl. 5 und 6 der Niederschrift), die in Untervollmacht 
von Herrn Wieland Soyka in der mündlichen Verhandlung 
vor dem Verwaltungsgericht aufgetreten ist. Beschwerde¬ 
führer sind in diesem Balle Herr Walther Soyka und Brau 
Nicole de Bruin. 

Die Beiden zuletztgenannten Beschwerden - 2.-1 und 2.2 - sind 
hier unter dem Az.: 7 B 57/80 anhängig. 

3. Ich gebe Urnen Gelegenheit, zu den vorstehend aufgeführten 
Rechtsmitteln bis zum 10. November 1980 Stellung zu nehmen. 
Der Senat beabsichtigt vorab, über die zu Ziff. 2. genannten 
Beschwerden zu entscheiden. 

gez. Prof. Dr. Bickel 

Beglaubigt: 

' ?/flu 

Justizangestellte 
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7 A II 8 /80 


Beschluß 


In dem Verwaltungsreehtsstreit 

des Herrn Roland Bohlinger, Alte Schüle, 

2251 Wobbenbüll/Husum, 

- Kläger(in) und Berufungskläger(in) - 

gegen 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, Rauhofstraße 4, 

6500 Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, 5400 Koblenz, 

- Beklagter und Berufungsbeklagter - 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, 

Oderstraße 13. 6500 Mainz, 

wegen Errichtung des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich 

hat der 7. Senat dea Oberverwaltungsgeriohts Rheinland-Pfalz In 
Koblenz aufgrund der Beratung vom 14. Oktober 1980, an der 
teilgenommen haben 

Präsident dea Oberverwaltungsgeriohts Professor Dr. Bickel 
Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsrloht Dr. Schwarz 
Rlohter am Oberverwaltungsgerloht Hoffmann, 
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beschlossen: 

1. Die Firma Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG, 
vertreten durch das Vorstandsmitglied Direktor Werner Rinke 
und durch den Prokuristen Dr. Dietmar Kuhnt, Kruppstraße 5, 

4300 Essen 1, 

2. das Konsortium Brown, Boveri & Cie. AG, vertreten durch die 
Prokuristen Hans-Joachim LUck und Günther Borholt, und Firma 
Babcock-Brown, Boveri, Reaktor, GmbH, vertreten durch die Ge¬ 
schäftsführer Theo Küpper und Dr. Alfred Schatz, Heppenheimer 
Straße 17-23, 6800 Mannheim 41, 

3. die Firma Hochtief AG, vertreten durch den Vorstandsvorsitzenden 
Dr. Albrecht Schumann und den Prokuristen Dr. Herzog, Relling- 
hauser Straße 53-57, 4300 Essen, 

Prozeßbevollmächtigte: 

Rechtsanwälte Notar Dr. J. Simon, Notar M. Mühle, Notar Dr. W. 

Günther, Notar Dr. P. Ising, Dr. H. KUmmerlein und F.-J. Scheuthen, 

Huyssehallee 58-64, 4300 Essen 1, 

werden gemäß § 65 Abs. 2 VwGO zu dem Rechtsstreit beigeladen. 


gez. Prof. Dr. Bickel VROVG Dr. Schwarz ist gez.Hoffmann 

wegen Urlaubs gehindert, 
seine Unterschrift 
beizufügen 

gez. Prof. Dr. Bickel 

Ausgefertigt 

•b U*ur,dsb'.ir, .'in. 

du 
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ixarl 'V. Mayer, Helfer 
(Gäistaeh.-Heilpäü.Lchrkraft grad.) 


Karl Mayer, 3JJJ Ei.nks i, 4 j 
An dac 

Guerverwaitungsgericht 
Rheinland - 3 '"alz, 7. Senat 
Jeinhardplatz 4 


Mi chael sheim 

3111 Eimke 1, den 13/19. IC.30 


Offener Brief 

auch als Kopie/ Drucksache 

vollgültige ZuschriftI 


54CO Koblenz 

Petr, : Verwaitungsrechtetreit Karl \ 1 , Mayer ./. das Land Rheinland - Pfalz 
wegen Errichtung des Kernkra "twerkes Mülheim-Kärlich 

Bezug : Port. Zusendung datiert 5. ID.üü mit Beschluß, Eingang hier 15. IG.30 
Aktenz : 7 R II 3 b /hü + 7 ±± 02 / 31 , 7 K 394/79 


Gehr geehrte Mitmenschen: Herr Präsident Prof. Dr. Bickel, Herr Richter ür. Schwarz, 
Herr Richter Horfmanri und Sachbearbeiter(innen)I 

Durch die Zurückweisung Herrn Scykas als Vertreter/Bevollmächtigten bei Klagen, 
Berufungen und Beschwerden wird die Abklärung des Plutofaschismus-Probiems weiter 
erschwert: nunmehr müssen SieSich mit den ca. 300 Einzelklägern direkt auseinander- 
sstzen. Andererseits werden Ihnen dabei sicher genügend Argumente genannt, um sich 
auch Ihrerseits gegen di® Errichtung weiterer"Kernkraftwerkd'= Erdzerstrahlungsvulkane 
zu entscheiden, zumindest den anstehenden Rechtsstreit sachlich richtig zu beurteilen. 

Zu Verfahrens fehlem: 

1. Terminsetzungen : Jas dort. Uoerverwaitungsgerieht hat mit einer Vielzahl haapt— 
amtlicher Angestellter allein für die Ausfertigung des dort. Beschlusses v. 23.9.30 
2 Wochen bis zum 3. 10.uü und zu dessen Absendung über eine weitere Woche gebraucht: 
Eingang hier: 15. Ö.30 mittags. Von dort hingegen wird die nebenberufliche, autodi¬ 
daktische Kundigmachung mit dem neuesten Stand wissenschaftlicher, öffentlicher und 
juristischer Erkenntnis sowie Entscheidung und begründete Entscheidungsmitteilung 
innerhalb von 3 1/2 Tagen (letzter Postabgang So. d. 19.10.früh vor der van dort 
gesetzten Frist, dem 23. 10.130J verlangt. Ich beantrage angemessene Fristen in diesem 
und generell für alle anderen künftigen Fälle durch Humanisierung der dortigen 
Fristsetzungsprexis. Ich hoffe weiterhin, daß die dortige 3 l/2-Tage-Praxis nicht 
einer Voreingenommenheit des Gerichtes und dem Ausschalten von Beschwerdeführern 
zugunsten der Kraftwerk3betreiber entspringt. Anlage: Kopie des Zustellungsvermerks. 

2. Präjudizierung und Drohung mit hohen Gerichtskosten : Der gesamte Duktus des 
Sezugsschreibens scheint der Verunsicherung und dem Verzicht möglichst vieler zuvor 
vereinzelter Beschwerdeführer nach dem Prinzip "teile + beherrsche" Vorschub leisten 
zu sollen, wobei ich auch hier hoffe, mich geirrt zu haben. Trotz vielfältiger 
fragwürdiger Vorkommnisse zwinge ich mich, weiterhin an die Objektivität der Juristen 
zu glauben. 

Zur Bache : Wie bereits am 9.4.I960 mitgeteilt - insoweit sind die dort, zwischen¬ 
zeitlichen Einschüchterungsversuche unnötig, allenfalls Entschluß-bestärkend - 
halte ich alle bisher von Herrn Soyka in meinem lernen eingelegten Rechtsmittel gegen 
Atomkreftwerkserrichtungen aufrecht und werde meine Gründe und weiteren Maßnahmen 
ersatzweise auch selbst dort vortragen, falls der dortigen Fehlentscheidung gegen 
das Institut für biologische Sicherheit, Herrn Soyka, Herrn Bohlinger und weitere 
als meine Bevollmächtigten nicht Abhilfe geschaffen werden kann. 

Ich beantrage hiermit, folgende veröffentlichte Literatur als Entscheidungsgrundlage 
in das Verfahren einzubeziehen, falls noch nicht geschehen: 

* Öko-Berichte 1-10 des Qko-Institutes Freiburg, Schönauer Str. 3 
Studie "Energieversorgung ohne Kernenergie + Erdoei (ebenfalls üko-Institut Freibg.) 
Der Rechtsweg Nr«1-7 des Institutes f. biologische Sicherheit, Bremen 
"Energiepolitik ohne Basis"Amery/Meyer-AbichAlayer-Tasch, Fischen alternativ 4007 
"Kernenergie und Geisteswissenschaft" Georg Unger, Phil.-anthrx/p, Verlag, Dörnach(Tb) 

Weiterer Vortrag und weitere Rechtaittel im angekündigten Terrain Vorbehalten. 
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Helmut Pfeiffer Einschreiben 

hintergasse 3 Rückschein 

6301 Jugenheim 


An den 
7. Senat 
des Oberverwaltungsgerichts 
Rheinland-Pfalz 
Reinhardplatz 4 
5400 Koblenz 

Betrifft! 

Az. 7 B 57/80 

7 A II 87/80 

7 B II 135/80 

Sehr geehrter Herr Prof.Br. Bickel 1 

Ich stehe voll hinter dem bisherigen Torgehen von Herrn Roland 
Bohlinger und Herrn Walther Soyka und meinen übrigen Prozefi - 
bevollmächtigten in den atomrechtlichen Gerichtsverfahren 

gegen das Atomspaltwerk Mülheim-Kärlich, 

insbesondere hinter den Rechtsmitteleinlegungen in seinem Ter- 
fahren und deren Begründungen. 

Ich beantrage hiermit, sie vollinhaltlich als meine eigene zu 
betrachten. 

Ich beantrage auBerdem, in meinem Terfahren mündlich zu ver¬ 
handeln. 


ObtititwattiMfnvuiiM 
IMoiind-Ptiili Ui Wal 


ft»: 2 7. Okt. 1980 

Ai.: . Aal. & fo- 


Mit bestem GruB 
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Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz 
- Geschäftsstelle - 
Az.: 7 A II 8/80 


5400 Koblenz, den 21.10.1980 
Deinhardplatz *1 
Tel.Nr. 0261/12571 
gegen 

Postzustellungsurkunde 

Empfangsbekenntnis 


a) |Herrn Roland Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobbenbül1/Husum 

b) Herrn Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, Oderstraße 13, 

6500 Mainz . _ , 

c) Herren Rechtsanwälte Notar Dr. J. Simon und Partner, 
Huyssenallee 58-64, 4300 Essen 1 


L a d u 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 

des Herrn Roland Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobbenbüll/Husum, 

- Kläger(in) und Berufungskläger(in) - 

gegen 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, Bauhofstraße 

6500 Mainz, „ ,, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, 5400 Koblenz, 

- Beklagter und Berufungsbeklagter - 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, 

Oderstraße 13, 6500 Mainz, 


beigeladen: 


1 . 


3. 


die Firma Rheinisch-Westfälisches E1 ® k t>’ iz *!; ä t s ’^ k * G ’ ke 
vertreten durch das Vorstandsmitglied Direktor 5 

und durch den Prokuristen Dr. Dietmar Kuhnt, Kruppstraß. 5, 

Sas°Konsortium Brown, Boveri 4 Cie. AG vertreten durch die 
Prokuristen Hans-Joachim Lück und Günther Borholt, und Firma 
Babcock-BrSwn? loverl, Reaktor, GmbH, vertreten durch die Ge¬ 
schäftsführer Theo Küpper und Dr. Alfred Sffhatz, Heppenheimer 

die a FlrmI*HochUe? AG?"vertreten durch den Vorstandsvorsitzenden 
Dr. Albrecht Schumann und den Prokuristen Dr. Herzog, Relling- 
hauser Straße 53-57, 4300 Essen, 


Prozeßbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte Notar Dr. J. Simon, 
Günther, Notar Dr. P. Ising, Dr. 
Huyssenallee 58-64, 4300 Essen 1, 


Notar M. Mühle, Notar Dr. W. 

H. Kümmerte in und F.-J . Scheuthen, 
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- 2 - 


werden Sie zur mündlichen Verhandlung 


Donnerstag, den 13• November 


des Heohtsstreits 


1980, 10.00 Uhr , 


auf 


vor das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz in Koblenz, 
Deinhardplatz 4, Sitzungssaal I geladen. 

Sie werden darauf hingewiesen, daß beim Ausbleiben eines 
Beteiligten auch ohne ihn verhandelt und entschieden werden 
kann. 


Hinweis 


Personen, deren Ladung erfolgt ist und die nicht in der Lage 
sind, die Kosten der Hin- und Rückfahrt zu bestreiten, kann 
auf Antrag eine Rei 3 eentschädigung - auch vorschußweise - 
gewährt werden. Der Antrag ist an das Gericht, das diese La¬ 
dung veranlaßt hat, zu richten und auch dann besonders zu 
begründen, wenn dem Antraglrteller für das Verfahren bereits 
das Armenrecht bewilligt ist. Dem Antrag ist ein Zeugnis zur 
Erlangung der einstweiligen Kostenbefreiung beizufügen, wenn 
ein solches nicht bereits eingereicht ist. 

Dieses Zeugnis wird auf Antrag von der Gemeindeverwaltung des 
Wohn- oder Aufenthaltsortes des Antragstellers ausgestellt. 


Jul 


.v-Maaa. 

gestellte 



Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll/Husum 


27. 10. 80 


An den 

7. Senat des OVG 
Rheinland-Pfalz 
Deinhardplatz * 
5400 Koblenz 


Betr.: Az 7 A II 8/80 - 7 B II 11/80 

Bezug: Ladung zur mündlichen Verhandlung 

Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Bickel, 

Sie ließen mir mitteilen, daß der Senat die mündliche Verhandlung im Mülheim- 

Kärlich-Verfahren auf. den 11. bis 13. November 1980 festgesetzt hat. 

Ich beantrage, die mündliche Verhandlung um mehrere Monate zu verschieben. 

Begründung 

1. Die Frage der Prozeßbevollmächtigung für Walther Soyka, Wieland Soyka 
und mich ist noch nicht endgültig geklärt. Siehe meinen Antrag vom gleichen 
Tage und dessen Begründung, aus dem sich ergibt, daß der Beschluß des 
Senats, Walther Soyka, Wieland Soyka und mich als Bevollmächtigte zurückzu¬ 
weisen, aufzuheben ist. 

2. Die Kläger dürften nicht in der Lage sein, innerhalb von drei Wochen qua¬ 
lifizierte neue Prozeßbevollmächtigte zu finden. 

Neue Prozeßbevollmächtigte, falls sie gefunden werden, sind nicht in der 
Lage, in der kurzen Zeit, nachdem sie gefunden wurden, sich mit der Pro¬ 
zeßmaterie ausreichend vertraut zu machen, insbesondere rund 80 Bände 
Gerichtsakten durchzuarbeiten und sich, wie es zur Vorbereitung einer 
mündlichen Verhandlung notwendig ist, auch noch rechtzeitig schriftsätz- 
lich zu äußern. 

3. Ich bin in über zwanzig Atomprozessen sowie in mehreren staatsanwalt- 
schaftlichen Ermittlungsverfahren tätig, ich habe darum auch noch in ande¬ 
ren Verfahren Pflichten zu erfüllen. Die ordnungsgemäße Erfüllung dieser 
Pflichten benötigt Zeit. 
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4. Da ich hauptberuflich nicht als Rechtsanwalt sondern als Publizist, Verleger 
und Buchhändler tätig bin, habe ich außerdem berufliche Pflichten. Die 
Nichterfüllung dieser Pflichten darf das Gericht nicht erzwingen. Das tut 

es jedoch. In den nächsten Wochen müssen dringend einige Bücher für das 
Weihnachtsgeschäft und der Weihnachtskatalog fertiggestellt werden. Ich 
bin damit rund drei Wochen jeden Tag mindestens sechszehn Stunden, auch 
an Wochenenden, befaßt. Ich bin bereits durch die bisherige Tätigkeit in 
den verschiedenen Atomprozessen in meiner beruflichen Tätigkeit schwere 
stens eingeschränkt. 

5. Die Beigeladenen haben sich schriftsätzlich noch nicht geäußert. 

6. Die schriftlichen Äußerungen der beklagten Seite sind höchst unvollständig. 

7. Das Gericht hätte den Termin mit den Beteiligten absprechen müssen. Das 
ist gerichtsüblich. 

8. Aus den Punkten 1, 3, 4, 5 und 6 ergibt sich, daß das Verfahren noch nicht 
entscheidungsreif ist. Insbesondere ist es schriftsätzlich noch nicht so vor¬ 
bereitet, daß eine mündliche Verhandlung anberaumt werden kann, die den 
hierzu festgelegten Erfordernissen entspricht (BVerwG v. 26. 2. 1972, Buch¬ 
holz 310 S 108 VwGO Nr. 64; BVerwG 21. 2. 1973 Nr. IV CB 69.72; BVerwG 
19. 3. 1976, E 50, 275). Eine mündliche Verhandlung zum angesetzten Zeit¬ 
punkt bedeutet praktisch Vereitelung ausreichender Beweisführung. Siehe 
außerdem BVerwG v. 9. 8. 1978, BayVBl. 78, 771. 


Roland Bohlinger 


Roland Bohllnger 
2251 Wnbbenbüll/Husum 


2Q.10.19S0 


An den 
7. Senat 

des Oberverwaltungsger'icht Rheinland-Pfalz 
Delnhardplatz 4 

5400 Koblenz 


Betr.: Beschuisrde 7B 57/BQ (Helmut Pfeiffer gegen Land 
Rheinland-Pfalz). 

Bezug: Schreiben des Senata vom 3.10.1980 


Der Senat bittet mich um Stellungnahme zu den in seinem Schreiben 
vom 3.10.19BO aufgeführten Rechtsmitteleinlegungen 


1. Für die Zurückweisung als ProzeBbevollmächtigte in der münd¬ 
lichen Verhandlung in Sachen Pfeiffer gegen Land Rheinland- 
Pfalz mache ich vollinhaltlich meinen Vortrag im Schriftsatz 

vom 19.B.1980 an den 7. Senat und in meinem Schriftsatz vom 26.10. 
1900. igdem ich mich qegen die Zurückweisung von Ualthpr Soyka, 
Wieland Soyka uno mir als Prozeßbevoilmächtiote durch den /. 

Senat wende. Außerdem maune ich geltend, daß sich aus der Nieder¬ 
schrift der mündlichen Verhandlung und meinem Schriftsatz zur 

Oll, 

Frage der Prozeßbevollmächtigungenvoas VG Koblenz ergibt. Haß 
die 7. Kammer des VG Koblenz mein schriftliches und mündliches 
Vorbringen weitgehend mißachtet und sich damit eindeutig fehler¬ 
haft verhalten hat. Darüber hinaus .war eine .Zurückweisung von 
Walther Soyka und mir als Prozeßbevollmächtigte im Mhlheim- 
Kärlich-Verfahren grundsätzlich nicht rechtens. Nachweise dies¬ 
bezüglich in meinen Schriftsätzen an das 0VG. 

2. fjoch weniger war es zulässig, mit völlig identischer Be¬ 
gründung Walther Soyka und mich als Sachbeistände von Frau 
Nicoll de Bruin uneingeschränkYabzulehnen. Denn Sachbeistände 
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sind nicht Rechtsbeistände im Sinne des RBG, auch sind wir 
als Sachbeistände bisher nicht "geschäftsmäßig für fremde 
Rechtsangelegenheiten" aufBetreten. 

Da Herr Wieland Soyka vorn Gericht nicht als Prozeßbevoll- 
mächtig'ter zurückgeulesen worden ist, war die Untervoll¬ 
macht für Frau Uicoll da Sruin gültig. Frau PJicoll de Bruin 
kann jedoch jedermann dar fähig ist zu sachdienlichem Uortrag, 
zum Sachbeistand ernennan. Das Gericht hat nicht dargetan, 
inwiefern Walther Soyka und ich nicht fähig ceien zum sach¬ 
dienlichen Uortrag. Damit hat das Gericht rechtsfehler¬ 

haft gehandelt. 

3. Die Zurückweisung als Prozeßbsvollmächtigte und Sachbaistände 
ist so schwerwiegend, daß hiermit da3 gesamte Urteil aufzuhe¬ 
ben ist. Ich beantrage hiermit die Aufhebung und die Zurückver- 
weisung an das Uerwaltungsgericht zur erneuten Uerhandlung 

4. Stellungnahme zur Frage der Streitwertfestsetzung und Kosten¬ 
entscheidung. 

a) Die Höhe des Streitwerts ist in jedem Falle unberechtigt. 

o Hätte die 7. Kammer des Uerwaltungsgsricht3 Koblenz den 
tatsächlichen Wert dessen festgesetzt, um wa3 es ging, nämlich 
das Leben, die seelische, genetische und körperliche Unversehrt¬ 
heit und das Recht auf ein Leben in freiheitlich- demokratisch¬ 
rechtsstaatlichen Usrhältnissen, dann hätte sie den Streitwert 
für die einzelnen Kläger unterschiedlich feetsetzen müssen. 

Sie hätte dann Unterschiede im Alter und Gesundheitszustand, 
in der Lebenserwartung, Zeugungsfähigkeit, Zeugungswilligkeit 
u.a.m. beachten müssen, um das unterschiedliche Mindestausmaß 

der Gefährdung und der zu erwartenden Entschädigung ab3chätzen 
zu können. In diesem Fall hätte die Höhe de3 festgesetzten Streit¬ 
werts gezeigt, wie hoch die Kammer die Gefährdung und die zu 
erwartende Schädigung des einzelnen Klägers einschätzt. 
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Vielleicht wäre denn einzelnen Klägern eine Festsetzung des 
Streitwerts cuf T. D.riäJ.— DM (wie hier geschehen) als viel 
zu niedrig erschienen. 

Die Kammer hat eher tatsächlich für sämtliche Kläger die 
gleichen Streitwerts festgesetzt. Damit behandelte sie die 
Kläger kollektivistisch, was im nehmen'einer freiheitlich- 
demokratischen Grundordnung unzulSeeig ist. Außerdem hat 

sie damit die Festlegung des Streitwerts nicht an der eigent 
liehen Streitsache orientiert. 

o Andererseits stand die Festsetzung eines Streitwerts von 
1 QQ.QQQ.— DM im Widerspruch'zu der Entscheidung de 3 Bundes¬ 
verwaltungsgerichts vom IS.03.1972 im Würgassen-Verfahren. 
Danach erschwere in atomrschtlichen Gerichtsverfahren nur 
ein Streitwert von höchstens 10.DDO.— DM die Rechtsyertsl- 
digung eines Klägers nicht unzumutbar. Auch stand dis Fest¬ 
setzung im Widerspruch zu Entscheidungen des OVG Lüneburg, 
in denen zum Teil hoch niedrigere Streitwerte fastrssetzt 
wurden(siehe z.B. Verfahren 7 OVG B 25/79), oder einrh 
Entscheidung des VG Regsnsburg, wo für die gleichlautende 
Klage gegen das Atomspaltwerk Dhu seitens der gleichen Klärnr- 
gruppe wie im Mülheim-Kärlich- Verfahren ein Streitwert für das 

verbundene Verfahren von insgesamt nur 5Q.GC0._ DM feet-e- 

setzt worden war (R/N 214 V 79-RN 5K 30 A. 53-165, vom 19. 
03.1980). Ähnliche Entscheidungen liegen nach von anderen Ge¬ 
richten vor. 

o Auf jeden Fall Kitte dag Gericht sein Sbueichen von den 
Entscheidungen höhere?Gerichts begründen müneen. Der bloSe 
Hinweis auf § 13 GKS genügte nicht, Saar müscen Beschlüsee, 
die den Streitwert fentsetzen, im allgemeinen nicht begründet 
werden, Dae gilt aber nicht, wenn die Wahrnehmung von Rechte- 
schutzintereesen durch hohe Streitwerte stark erschwert wird. 
Offenbar wer da3 hier der Fall, da eine Reihe von Klägern die 
Klgen zurückzog, als das Gericht die Kläger auf das erhebliche 
Prozeßkootonrioiko hinwies. Wie sioh ai'3 verschiedenen Schreiben 
an den Beschwerdeführer ergibt, war die Furcht vor hohen Kosten 
häufig maßgebend für Klagsrücknahmen. Ein Gericht darf aber 


I 
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keine Streitwerte festoatzen, die dae Kastenrisiko C» einer Rechts¬ 
verteidigung so stark erhöhen, daß eine ganze Reihe von Klägern 
hierdurch zu Klergerücknahmsn veranlaßt werden, oder sich gar 
zu Klagerücknahmen gezwungen sehen, wie z.B. der Klager Rolf 
Beckh. Und schon gar nicht kann es einem Gericht erlaubt Bein, 
dies ohne Begründung upd in erheblichem Gegensatz zu den Entschei¬ 
dungen anderer Gerichte zu tun. Es kann auch aus Gründen der 
Rechtssicherheit und des lilillkürverbots nicht gestattet sein, daß 
der freie Ermessensspielraum eines Gerichts bei Streitwertfest¬ 
setzungen so extensiv gehandhabt wird, daß derartige Unterschiede, 
wie zwischen den Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts, 
des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg und Verwaltungsgerichts 
Regensburg und anderer Gerichte einerseits und des Verwaltungs¬ 
gerichts Koblenz andererseits entstehen können. 

o Darüberhinaus war es geboten, aus Gründen der Kostenersparnis,- 
der Zweckmäßigkeit und der Erleichterung der Rechtsverteidigung 
der ohnehin schon finanziell stark benachteiligten Klägerseite 
die einzelnen Klagen der Klägergemeinschaft nicht getrennt sondern 
verbunden und damit -kostengünstiger zu behandeln. Da die Kammer 
in ihren Schreiben und ihren Entscheidungen klar zu erkennen gat 
daß sie die einzelnen Klagen nicht individualistisch sondern 
kollektivistisch behandelt hat, war die-Begründung, es ginge hier um 
individuelle Rechtsschutzgewährung, nur als vorgeschoben zu be¬ 
trachten und somit nichtig. Vermutlich ging es darum, möglichst 
vielen Klägern die Rechtsverteidigung unzumutbar zu erschweren, sie 
zugleich finanziell zu bestrafen und sie von einer Fortsetzung 
ihrer Klagetätigkeit gegen die sogenannte Plutoniummaffia abzu¬ 
schrecken. Das ist jedoch unzulässig. 

b) Im übrigen ist jede Gtreitwertfestsetzung und Kastenentscheidung 
gegen irgendwelche Kläger unserer Klägergemeinschaft von vorherein 
rechtlich nichtig. Ich habe dazu ausführlich ln einem Schreiben 

an die Gerichtskaase Mannheim vom 10.09.1980 Steilung genommen. 

Ich mache den dortigen Vortraq vollinhaltlich zu dem hiesigen. 

Er ist abgedruckt im Rechtsweg -Wr. 7 auf Seite 525 - 542. 

c) Ich beantrage dementsprechend nach § B I 1 GKG die Aufhebung des 
Beschlusses der Streitwsrtfestsetzung wegen Unzulässigkeit sowie 
Unbegründetheit, die Belastung der Staatskasse mit den Gerichtskosten 
und die Nichterstattunqsfähigkeit der Kosten der Beklagten. 


Hilfsweise beantrage ich eine Festsetzung des Streitwerts 
auf 'v.OOO.— DM und die Nichterstattungsfähigkeit der außer¬ 
gerichtlichen Kosten aus Gründen der Billigkeit. 



V 

Anlage: Rechtsweg Nr. 7 



292 


Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll/Husum 


29. 10. 1580 


An das 

Oberverwaltungsgericht 

Rhein1and-Pfalz 
7. Senat 
Dei nhardp1 atz 4 
5400 Koblenz 


Betr.: Az. 7 A 31/80 und 7 B 49/80 

Bezug: Schriftsatz von Herrn Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher 
vom 22.07.1980 

Der Schriftsatz von Herrn Dr, Eicher vom 22.07.1900 bietet 
erneut Anlass, den Antrag zu stellen, Herrn Dr. Eicher Degen 
mangelnder Befähigung zum sachdienlichen Vortrag vom wei¬ 
teren Verfahren auszuschließen. 

1. Herr Dr. Eicher behauptet, Walther Soyka hätte "leichtfertig" 
die "Verwaltungsstreite" gegen das AtomspaltDerk Mülheim-Härlich 
"eingeleitet". 

Abgesehen davon, daß Herr Dr. Eicher bei seinem bisherigen Vor¬ 
bringen sich nicht als fähig erwiesen hat, die Gründe für die 
eingereichten Klagen einzusehen, sind die Klagen nicht von 
Walther Soyka;' sondern von den Klägern eingeleitet morden. 

2. Der Logik entbehrt auch sein Argument: 

"Das Verwaltungsgericht Koblenz hat . . . mit Schreiben vom^ 
21.01.1980 alle Kläger auf die erheblichen Bedenken gegen die 
Zulässigkeit der Klagen hingeuiesen. Es wurde in diesen 
Schreiben auch unter Hinweis auf das Kostenrisiko um sorg¬ 
fältige Prüfung gebeten, ob die Klagen aufrecht erhalten 
werden. Wenn die Klagen, wie im vorliegenden Fall, denn- 
noch aufrecht erhalten wurden, so ist es nachträglich nicht 
mehr möglich, sich auf Unerfahrenheit und Unwissenheit in 
Rechtsfragen zu berufen." 

Herr Dr, Eicher übersieht, 

a) daß die Kläger auf Grund der bisherigen Erfahrung in atom- 
rechtlichen Gerichtsverfahren davon ausgehen konnten, daß die 
eingereichten Klagen vom Gericht als zulässig angesehen wer¬ 
den, 

b) daß die meisten Kläger nicht genügend rechtskundig sind, um 
auf ja, kaum substantiierte Vorbringen des Verwaltungsgerichts 
*n nein'jm von Herrn Dr, Eicher erwähnten Schreiben angemessen 


reagieren zu können, sie also zunächst auf ihre Prozeß¬ 
bevollmächtigten und dann auf die Uermutung angewiesen waren, 
daß das Gericht nach Treu und Glauben handle und sich bemühe, 
ihnen Rechtschutz zu gewähren. Sie konnten nicht sicher vor¬ 
aussehen , daß sie ein Gericht vorfinden würden, das Irre¬ 
führung betreibt, sich über Anträge, Tatsachen und Rechte 
hinwegsetzt und einen Streitwert festlegt, der weit über 
das übliche, vom Bundesverwaltungsgericht als erlaubt an¬ 
gesehene Maß hinausgeht. 

c) Herr Dr. Eicher entscheidet hier ohne nähere Prüfung, wie 
der Wissensstand der Kläger hinsichtlich der Aussicht der 
Klage beschaffen war, ohne zu beachten, daß ein Kläger noch 
weniger wie ein Gericht schon kurz nach der Klageeinreichung 
sicher beurteilen kann, wie das Uerfahren endet. 

d) Die Kläger berufen sich außerdem nicht auf Unerfahrenheit 
und Unwissenheit in Rechtsfragen, sondern darauf, daß sie 
nicht wissen konnten, daß das Gericht nicht nach Rechtsgründen 
sondern nach Notstands- oder, was noch zu prüfen sein wird, 
Unrechtsgründen entschieden hat. 

3. Herr Dr. Eicher begnügt sich damit, auf die Berufung ledig¬ 
lich damit zu antworten, daß er sich völlig undifferenziert auf 
die Gründe des Gerichtsbescheids bezieht. Das ist reichlich 
dürftig und eine weitere Bestätigung für die vorgetragene 
Auffassung, daß Herr Dr. Eicher zum sachdienlichen Uortrag 
nicht fähig ist. 

4. Zur Streitwertbeschwerde trägt Herr Dr. Eicher überhaupt 
nichts vor, er beantragt ohne Begründung ihre Zurückweisung. 

Die Höhe der Streitwertfestsetzung ist auch so offensicht¬ 
lich rechtswidrig und dient so offenkundig vor allem einer 
Sitten- und standeswidrigen Bereicherung seiner Person, daß 
Herr Dr. Eicher diese auch gar nicht rechtfertigen könnte. 
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5. Zu prüfen wäre im übrigen, ob im erstinstanzlichen Verfahren 
durch Vorbescheid entschieden werden durfte, ohne auf die von 
den Klägern gestellte!Anträge irgendwie einzugehen, z.B. auf 
den KoBtenantrag von Wieland Soyka. 

6. Wie dem Gericht bereits mitgeteilt wurde, wird nach Ent¬ 
scheidung Uber die Frage der Prozeßbevollmächtlgung für Walther Soyka, 
Wieland Scyka und mich noch eingehend zur Frage der Zulässigkeit 

und Begründetheit der Klagen vorgetragen werden. 


Roland Bohlinger 


Oberverwaltungsgericht Zu 1.: Heiner Petersen ist Kompagnon und Geschäftsführer meines 

Rheinland-Pfalz Verlages. Zwischen ihm und mir besteht ein Vertrauensverh&lt- 

VII. Senat nis, das es nicht zuläQt, von der Wahrnehmung fremder Rechts¬ 

angelegenheiten zu sprechen. Das Verhältnis zueinander ist dem 

5400 Koblenz zwischen Roland Bohlinger und Walther Soyka gleichzustellen. 
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:ht mehr von Rechts fehle rhaftigkeit gesprochen 
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DR. HEINZ KÜMMERLEIN t 

Begfa’,-b r 'i’io Abschrift dr. jdrgen simon not*» 

MARGOT MD H LE not** 

DR. WALTER GÜNTHER not*» 
DR. PETER ISING not*» 

DR. HARTMUT KOMMERLEIN 

r Pr KümmcHnn, Or Simon undP.imei ■ PosN«ch WTl S3 4300 Uum 1 ") FRANK-J. SCHEUTEN 

RECHTSANWALT* 


An das 

Oberverwa ltungsgericht 4300 Essen 1, den 31 • Oktober Tj 80 

Rheinland-Pfalz 
Delnhardplatz 4 

5400 Koblenz 

L. J 


Huyssenallee S C h • /b • 

Postfach 102153 

Fernruf (0201)233357 • Fernschreiber 857699 


Bei Antwort und Zahlung bitte angeben 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 

Rohlinger 

Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1) den Minister für Wirtschaft und Verkehr, 

2) den landrat des Landkreises Mayen-Koblenz 

Aktenzeichen: 7 A II 8 /80 


werden wir namens und in Vollmacht der Beigeladenen zu 

1. bis 3* beantragen: 

1. die Berufung wird zurllckgewiesen, 

2. die Kosten des Verfahrens trägt die klagende Partei, 

3 . die außergerichtlichen Kosten der Beigeladenen werden für 
erstattungsfähig erklärt. 


Weder die Klage noch die Berufung sind bisher auch noch nicht 
einmal im Ansatz substantiiert begründet worden, so daß auch 
nicht zu erkennen ist, inwieweit die Kläger die angefochtenen 
Genehmigungen für rechtswidrig oder sogar für nichtig halten. 

Aus diesem Grunde sehen wir auch keine Veranlassung und auch 


2 
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keine Möglichkeit, eine entsprechende Klage- bzw. Berufungs¬ 
erwiderung einzulegen. 

In Jedem Fall ist aber die Klage, soweit mit ihr die Be¬ 
scheide angefochten werden, bereits deswegen unzulässig, 
well die Klage verfristet ist. 

Im übrigen fehlt es der klagenden Partei auch an.der erforder¬ 
lichen Klagebefugnis gemäß § 42 Abs. 2 VWGO, da wegen der 
Entfernung des Wohnortes der klagenden Partei keine Auswirkungen 
des Kernkraftwerkes Mülheim-Kärlich auf die Rechtsguter der 
klagenden Partei denkbar sein können. 

Soweit die Feststellung der Nichtigkeit der angefochtenen 
Bescheide begehrt wird, fehlt Jeder Anhaltspunkt dafür, daß 
diese Bescheide an einem schwerwiegenden, offenkundigen Mangel 
leiden. Wir dürfen hierzu auf die Entscheidung des Bundesver¬ 
waltungsgerichts vom 17. Juli 1980 - Az.: 7 C 109/78 - ver¬ 
weisen,' ln der das Bundesverwaltungsgericht festgestellt hat, 
daß die erste Teilgenehmigung für das Kernkraftwerk 
Mülheim-Kärlich nicht nichtig ist. 
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Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll 


03.11.1980 


An den 
7, Senat 

des OVG Rheinland-Pfalz 
Deinhardplatz 4 

5400 Koblenz 

Betr.: Mülheim-Kärlich-Verfahren 

Bezug: Begründung zur Beschwerde gegen die Streitwert¬ 
festsetzung und Kostenentscheidung der 1. Instanz 


1. ) Streitgegenstand ist weder die Rechtmäßigkeit der ange¬ 

fochtenen Verwaltungsakte noch der Anspruch auf Nichtig¬ 
keit sf es tstellung bzw. Aufhebung der Verwaltungsakte 
sondern das Rechtsbegehren der Klägeri d.h. die Behauptung 
der Kläger, die angefochtenen Verwaltungsakte seien 
nichtig hilfsweise rechtswidrig und griffen in die 
Rechtssphäre der Kläger ein, nämlich durch die Erlaubnis 

einer das Recht auf Leben, körperliche, seelische und 
genetische Unversehrtheit und freiheitlich-demokratisch- 
rechtsstaatliche Verhältnisse teils gefährdenden, teils 
einschränkenden, teils aufhebenden Tätigkeit (s. Menger, 
System des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes S. 158, 
ders. Bettermann-Nipperdey-Scheuner III 2, 757 f-, Bachof 
u.a. JZ 53, 411, wohl auch Naumann, DVB1. 54, 333 f., Ule, 
Anm. II 2 - im einzelnen vgl. hierzu Lerche, BayVBl. 56, 

295, und Lüke, JuS 67, 1; herrschende Ansicht, s. BVerwGE 
29/ 210; 39, 247/249; 40, 101/104). 

2. ) Die Höhe des in der 2. Instanz festgesetzten Streitwerts 

ist in jedem Palle unberechtigt . 

a. Hätte die 7. Kammer des VG Koblenz den tatsächlichen 
Wert dessen festgesetzt, um was es geht, nämlich um 
das Recht auf Leben, körperliche, seelische und ge¬ 
netische Unversehrtheit und auf das Bestehen freiheitlich¬ 
demokratisch-rechtsstaatlicher Verhältnisse, dann 
hätte sie den Streitwert für die einzelnen Kläger unter- 
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schiedlich festsetzen missen. Sie hätte dann Unter¬ 
schiede im Alter und Gesundheitszustand, in der Lebens¬ 
erwartung, Zeugun.'sfähigkeit, Zeugungswilligkeit u.a.m. 
beachten müssen, um das unterschiedliche Mindestausmaß 
der Gefährdung und der bereits eingetretenen oder noch 
zu erwartenden Schädigung abschätzen zu können. In diesem 
Pall hätte die Höhe des festgesetzen Streitwerts ge¬ 
zeigt, wie hoch die Kammer die.Gefährdung, die eingetretene 
und die zu erwartende Schädigung des einzelnen Klägers 
einschätzt. Vielleicht wäre dann einzelnen Klägern eine 
Festsetzung des Streitwerts auf 100 000 DM (wie hier ge¬ 
schehen) als viel zu niedrig erschienen. 

Obwohl die Kammer selbst vortrug, daß sie wegen des 
unterschiedlichen Ausmaßes der möglichen Gefährdung 
und Schädigung der Kläger die Klagen getrennt (individu» 
alistisch) behandeln müsse, hat sie tatsächlich für sämt¬ 
liche Kläger die gleichen Streitwerte festgesetzt. Damit 
behandelte sie die Kläger nicht individualistisch sondern 
kollektivistisch. Das ist im Rahmen einer freiheitlich¬ 
demokratischen Grundordnung unzulässig. Außerdem hat 
sie damit die Festlegung des Streitwerts nicht an der 
eigentlichen Streitsache orientiert. 

b. Andererseits stand die Festsetzung eines Streitwerts 
von 100 000 DM im Widerspruch zu der Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 16.03.1972 im Würgassen- 
Verfahren. Danach erschwere in atomrechtlichen Gerichts¬ 
verfahren nur ein Streitwert von höchstens 10 000 DM 
die Rechtsverteidigung eines Klägers nicht unzumutbar. 

Auch stand die Festsetzung im Widerspruch zu Entscheidungen 
des OVG Lüneburg, in denen zum Teil noch niedrigere 
Streitwerte als 10 000 DM festgesetzt wurden (s. z.B. 
Verfahren 7 OVG B 26/79), oder einer Entscheidung des 
VG Regensburg, wo für die gleichlautende Klage gegen das 
Atomspaltwerk Ohu seitens der gleichen Klägergruppe 
wie im MUlheim-Kärlich-Verfahren ein Streitwert für 
das verbundene Verfahren von .insgesamt nur 50 000 IM 
(etwa 360.— DM je Kläger) festgesetzt worden war 
(R/N 214 V 79 - RN 5 K 80 A 68 - 185, vom 19.03.1980). 
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Ähnliche Entscheidungen liegen in sämtlichen anderen 
Gerichtsverfahren unserer Klägergruppe vor. Die herr¬ 
schende "nsicht und die herrschende Rechtsprechung 
stehen also eindeutig der Entscheidung der ersten 
Instanz entgegen. 

Obendrein steht hier auch eine Stellungnahme der Gegen¬ 
seite in einem Parallelverfahren vor dem VG Düsseldorf, 
die mir vor wenigen Tagen zuging, entgegen. 

c. Auf jeden Fall hätte das Gericht sein Abweichen von 
der herrschenden Ansicht und Praxis begründen müssen. 

Der bloße Hinweis auf § 13 GKG genügte nicht. Zwar 
müssen Beschlüste, die den Streitwert festsetzen, im 
allgemeinen nicht begründet werden. Das gilt aber nicht, 
wenn die Wahrnehmung von Rechtsschutzinteressen durch 
einen hohen Streitwert stark erschwert wird und weder 
die Klägerseite noch die beklagte Seite zur Frage der 
Streitwerthbhe irgend einen Antrag gestellt haben. 
Offensichtlich war das hier der Fall. Auf die Ent¬ 
scheidung des Bundesverwaltungsgerichts im Würgassen- 
Verfahren habe ich bereits hingewiesen. Dort wurde eine 
Summe von 10 000 DM als obere zumutbare Grenze ange¬ 
sehen. Außerdem ist es Tatsache, daß eine Reihe von 
Klägern die Klagen deswegen zurück zog, weil das Gericht 
die Kläger auf das erhebliche Prozeßkostenrisiko hin¬ 
wies. Im Zweifelsfall wird beantragt, hierzu Beweis zu 
erheben. Jedenfalls ergibt sich aus verschiedenen Schreiben 
an den Beschwerdeführer, daß im allgemeinen die Klagen 
zurückgenom.nen worden waren, weil die Kläger das Prozeß¬ 
kostenrisiko fürchteten, einmal wegen der angekündigten 
Höhe der Kosten und dann wegen der Vermutung, die recht¬ 
sprechende Gewalt befinde sich im Notstand aufgrund 
der herrschenden Übermacht der sog. Plutonium-Mafia 
und werde ihnen darum nicht zu Ihrem Recht verhelfen. 

Ein Gericht darf aber keine Streitwerte festsetzen, 
die das Kostenrisiko einer Rechtsverteidigung so stark 
erhöhen, daß hierdurch eine ganze Reihe von Klägern 
zu Klagerücknahmen veranlaßt werden, oder sich gar 
zu Klagerücknahmen gezwungen sehen, wie etwa der Kläger 
Rolf Beckh. Und schon gar nicht kann es einem Gericht 
erlaubt sein, dies ohne Begründung und in erheblichem 
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Gegensatz zu den Entscheidungen anderer Gerichte zu 
tun. Auch kann es aus Gründen der Rechtssicherheit 
und des Willkürverbots nicht gestattet sein, daß der 
freie Ermessensspielraum eines Gerichts bei Streitwert¬ 
festsetzungen so ungehemmt gehandhabt wird, daß der¬ 
artige Unterschiede, wie zwischen den Entscheidungen 
des Bundesverwaltungsgerichts, des OVG Lüneburg, des 
VG Regensburg und anderer Gerichte einerseits und des 
VG Koblenz andererseits entstehen können. 

d. Darüberhinaus war es geboten, aus Gründen der Kosten¬ 
ersparnis, der Zweckmäßigkeit und der finanziellen Er¬ 
leichterung der Rechtsverteidigung der ohnehin schon 
finanziell stark benachteiligten Klägerseite, die einzel¬ 
nen Klagen der Klägergemeinschaft nicht getrennt sondern 
verbunden und damit kostengünstiger zu behandeln. Da die 
Kammer in ihren Schreiben und in ihren Entscheidungen 
klar zu erkennen gab, daß sie die einzelnen Klagen nicht 
individualistisch sondern kollektivistisch behandelt hat, 
war die Begründung, es ginge ihr um individuelle Rechts¬ 
schutzgewährung, nur als vorgeschoben zu betrachten 

und somit nichtig. Vermutlich ging es darum, möglichst 
vielen Klägern die Hechtsverteidigung unzumutbar zu er¬ 
schweren, sie zugleich finanziell zu bestrafen und sie 
von einer Fortsetzung ihrer Klagetätigkeit gegen die 
sog. Plutonium-Mafia abzuschrecken. Jedenfalls wurde 
diese Wirkung tatsächlich erzielt, wie sich aus zahl¬ 
reichen Äußerungen und Handlungen von Klägern ergibt. 

Das ist jedoch unzulässig. 

e. Außerdem kann ein Streitwert nur festgesetzt werden, 
wenn der Wert der Streitsache erkennbar ist. "ieser 
Wert ist nur erkennbar, wenn eine Untersuchung der 
Streitsache stattfindet. Es genügt nicht, die Klagen 

als unzulässig zu verwerfen, indem einfach behauptet wird, 
die Kläger würden zu weit weg vom Reaktor wohnen und 
dem Einwendungsausschluß unterliegen - wie das Gericht 
erklärt, ohne daß diese Behauptungen auf ihre Berechtigung 
hin gründlich geprüft werden. 
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So muß geprüft werden, ob bei Klagen auf Feststellung 
der Nichtigkeit ein Einwendungsausschluß überhaupt zu4 
lässig ist. Von der Klägerseijte wird das mit verschiedenen 
Gründen bestritten, vom Gericht war das aber nicht 
richtig geprüft worden. Es muß auch geprüft werden, 
ob ein Einwendungsausschluß zulässig ist, wenn schwerwiegend 
Vorwürfe wegen Verstößen gegen die Verfassung und daB 
Strafgesetz erhoben werden, wie die Klägerseite das ge¬ 
tan hat. Die erste Instanz hat hier überhaupt nicht ge¬ 
prüft. Weiterhin muß geprüft werden, ob nicht die Genehmi¬ 
gungsunterlagen, wie die Klägerseite überzeugt ist, aus 
Täuschungsabsicht, Fahrlässigkeit und Unfähigkeit so 
beschaffen sind, daß sie den gesetzlichen Erfordernissen 
nicht entsprechen (unvollständige, irreführende, wesent¬ 
liche Saohverhalte verschweigende bzw. unwissenschaft¬ 
liche (nominalistische, fiktionalistische, dogmatische, 
probabilistische) Unterlagen). Wenn diese Prüfungen ab¬ 
geschlossen sind, wird sich ergeben, daß die Klagen zu¬ 
lässig waren. Sind sie aber zulässig, muß eine weitere 
Prüfung stattfinden, nämlich eine Prüfung, inwieweit 
sie begründet sind. Erst danach läßt sich der Streitwert 
bemessen. 

3. ) Im übrigen ist jede Streitwertfestsetzung und Kostenent¬ 

scheidung gegen irgendwelche Kläger unserer Klägergemein¬ 
schaft von vornherein rechtlich nichtig. Ich habe dazu aus¬ 
führlich in einem t Schreiben an die Gerichtskasse 
Mannheim vom 10.09.1980 Stellung genommen. loh mache 
den dortigen Vortrag vollinhaltlich zu dem hiesigen. 

Er ist abgedruckt im Rechtsweg Nr. 7 auf Seite 525 bis 
542. 

Außerdem weise ich darauf hin, daß es in atomrechtlichen 
Gerichtsverfahren weitgehend üblich geworden ist, die 
außergerichtlichen Kosten der Beigeladenen angesichts 
des wirtschaftlichen Übergewichts der Beigeladenen 
gegenüber den Klägern aus Gründen der Billigkeit für 
nicht erstattungsfähig zu erklären. 

4. ) a. Ich beantrage dementsprechend die Aufhebung des Be¬ 

schlusses über die Streitwertfestsetzung. 
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b. Ich beantrage die Festsetzung eines neuen Streitwertes, 
der sich vor allem an der jeweiligen Betroffenheit 
des Klägers ausrichtet, d. h. des Betroffenseins seiner 
Person einschließlich der genetischen Dimension seiner 
Person, also dem Recht auf genetische Unversehrtheit 
seiner selbst, seiner Kinder und Kindeskinder, da sich 
zwischen ihm selbst und seinen Kindern und Kindeskindern 
kein Trennungsstrich ziehen läßt ohne den Gesellschafts- 
vertrag, die freiheitlich-demokratische Rechtsordnung 
und die Naturgesetze, insbesondere die Tatsache der 
potentiellen Unsterblichkeit der Keimzellen, aufzuheben, 
was im erstgenannten Fall verfassungs- und strafgesetzwid¬ 
rig und im letztgenannten Fall aus naturgesetzlichen Grün¬ 
den unmöglich ist. Da also das gesamte genetische Erbe und 
das, was es trägt, nämlich Leben, Teil des Streitgegenstan¬ 
des ist, folgt, daß hier offensichtlich zwangsläufig "pri¬ 
vate Rechtspositionen ... in den Rang des Gemeinwohls hi¬ 
neinwachsen" (Bundesjustizminister Dr. Vogel im Grußwort 
zum 6. Deutschen Verwaltungsrichtertag), und somit unserer¬ 
seits nicht nur im privaten sondern auch im allgemeinen 
(öffentlichen) Interesse Klage geführt wird. Daraus folgt 
aber wiederum, daß der Streitwert nach oben nicht begrenz¬ 
bar ist. Ich beantrage deshalb, einen symbolischen Streit¬ 
wert von 100 Milliarden DM festzusetzen, die Gerichtskosten 
der Staatskasse aufzuerlegen - wobei der Betrag, der über den 
tatsächlich entstandenen Gerichtskosten liegt, in einen Fond 
abgeführt werden soll, aus dem die Umschulung und Arbeits¬ 
platzbeschaffung für die Arbeiter in der Atomspaltindustrie 
finanziert und die Schäden der nachkommenden Generationen 
wiedergutgemacht werden -, die Kosten der Beklagten und Bei¬ 
geladenen für nicht erstattungsfähig und die tatsächlich ent¬ 
standenen Kosten der Kläger für erstattungsfähig zu erklären. 


Hilfswelse beantrage ich, den Streitwert in Höhe des Regel¬ 
streitwerts von 4000 DM und die außergerichtlichen Kosten 
der Gegenseite aus Gründen der Billigkeit und der guten Sit¬ 
ten/als nicht erstattungsfähig zu erklären. 


n./U/fd* 


Roland Bohlinger 


Anlage: Rechtsweg Nr. 7 
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noiand Bohlinger 05.11.1980 

2251 tfobbenbüll / Husum 


an den 
7 . Senat 

des UVU- Rheinland-Pfalz 
neinhard-Platz 4 

5400 Koblenz 


netr.: Beschwerde 7 B 57/80 (Helmut Pfeifer gegen Land 
Rheinland-Pfalz) . 

Bezug: Meine Stellungnahme vom 28.10.1930 


Berichtigung: Auf Seite 2 meiner Stellungnahme befindet sich 
ein sinnentstellender Schreibfehler, und zwar in der viert- 
letiten .Zeile/ Es muß statt Entschädigung heißen: Schädigung. 


- - t'U-T 

Roland Bohlinger 


Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll/Husum 


03.11.SO 


An den 
7. Senat 

des OVG Rheinland-Pfalz 
Deinhardplatz 4 

5400 Koblenz 

Betr.: MUlheim-Kärlich-Verfähren 

Bezug: Beschwerde gegen Streitwertfeatsetzung und Koaten- 
entacheidung 

Mein Schriftsatz dazu vom 3.11.1980 


Da meine Ausschließung als Prozeßbevollmächtigter nichtig 
ist, erkläre ich, daß meine Anträge und Begründungen in 
Sachen Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung und Ko¬ 
stenentscheidung nicht nur in meinem Namen und im Namen 
meiner Kinder sondern im Namen sämtlicher Kläger erfolgt. 


Roland Bohlinger 
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An den 7, Senat 
des OVG Rheinland-Pfalz 
Deinhardplatz 
5MX) Koblenz 

Betrifft: Mülheim-Kärlich-Verfahren 
Bezug: Anträge 

1. Ich beantrage klageändemd bzw, klageerweiternd bis spätestens 11.11.1980 die Beschlüsse betreffend die angeblich unbe¬ 
fugte Vertretung der Kläger durch Walther Soyka, Wieland Soyka und Roland Bohllnger vom 23.9.1980 aufzuheben. 
Begründung: Zur Begründung beziehe Ich mich auf den Schriftsatz von Herrn Roland Bohllnger In glelchllegender Sache 
vom 27.10.1980. 

2. Ich beantrage, die mündliche Verhandlung vom 11. bis 13. November 1980 um mehrere Monate zu verschieben. 

Begründung: Zur Begründung beziehe Ich mich auf den Schriftsatz von Herrn Roland Bohllnger In glelchllegender Sache 
vom 27. 10.1980. 

3a) Ich beantrage, die Streitwertfestsetzung und Kostenentscheidung seitens der ersten Instanz aufzuheben, 
b) Ich beantrage, die Festsetzung eines neuen Strelwertes, der sich vor allem an der Betroffenheit des Klägers ausrichtet, 
d. h. an dem Betroffensein meiner Person einschließlich der genetischen Dimension meiner Person, also dem Recht auf 
genetische Unversehrtheit von mir selbst, von meinen Kindern und Kindeskindern, da sich zwischen mir und meinen Kindern 
und Kindeskindern kein T rennungsstrlch ziehen läßt, ohne den Gesellschafts vertrag, die freiheitlich-demokratische Rechts¬ 
ordnung und die Naturgesetze, Insbesondere die Tatsache der potentiellen Unsterblichkeit der Keimzellen, aufzuheben, 
was Im erstgenannten Fall verfassungs- und strafgesetzwidrig und Im letztgenannten Fall aus naturgesetzllchen Gründen 
unmöglich Ist. Da also das gesamte genetische Erbe und das, was es trägt, nämlich Leben, Teil des Streitgegenstandes Ist, 
folgt, daß hier offensichtlich zwangsläufig "pHvate Rechtspositionen ... in den Rang des Gemeinwohls hl nein wachsen" 
(Bundesjustizminister Dr. Vogel Im Grußwort zum 6. Deutschen Verwaltungsrichtertag), und somit unsererseits nicht nur 
im privaten sondern auch Im allgemeinen (öffentlichen) Interesse Klage geführt wird. Daraus folgt aber wiederum, daß 
der Streitwert noch oben nicht begrenzbar Ist. Ich beantrage deshalb, einen symbolischen Streitwert von 100 Milliarden 
DM festzusetzen, die Gerichtskosten der Staatskasse aufzuerlegen - wobei der Betrag, der über den tatsächlich entstan¬ 
denen Gerichtskosten liegt, ln einen Fonds abgeführt werden soll, aus dem die Umschulung und Arbeitsplatzbeschaffung 
für die Arbeiter In der Atomspaltindustrie finanziert und die Schäden der nachkommenden Generationen wiedergutgemocht 
werden -, die Kosten der Beklagten für nicht erstattungsfähig und die tatsächlich entstandenen Kosten der Kläger für 
erstattungsfähig zu erklären. 

Hllfsweise beantrage ich, den Streitwert ln Höhe des Regelstreitwerts von 000 DM und die außergerichtlichen Kosten 
der Gegenseite aus Gründen der Billigkeit und der guten Sitten als nicht erstottungsfählg zu erklären. 

Begründung zu 3a) und 3b)t 

Zur Begründung beziehe Ich mich auf den Schriftsatz von Herrn Roland Bohllnger In glelchllegender Soche vom 3. 11. 

1980. 


(Unterschrift) 


(Dotum) 





Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll/Husum 
Ruf: 04846/466 


4. 11. 1980 


Liebe Mitkläger! 

Wie Sie wissen, findet vom 11. bis 13. November 1980 der Mülheim-Kärlich- 
Prozeß vor dem Oberverwaltungsgericht Koblenz statt. Er ist besonders wichtig, 
da mit allen, auch rechtswidrigen Mitteln versucht wird, uns in die Knie zu 
zwingen und finanziell auszurauben. Man fürchtet zu Recht, daß unsere Argu¬ 
mentation innerhalb und außerhalb der Justiz nicht wie bisher schrittweise 
sondern durchschlagend Gehör findet. Notwendig ist möglichst zahlreiches 
Erscheinen der Kläger bei der mündlichen Verhandlung! 

Ob Sie zur mündlichen Verhandlung kommen oder nicht, notwendig ist auf 
jeden Fall, die Schriftstücke in der Anlage durchzulesen und, da wir zur Zeit 
als Prozeßbevollmächtigte für Sie ausgeschlossen sind, selbst zu handeln. 

Ich bitte Sie, nach dem Durchlesen folgendes zu tun: 

1. Die von mir abgefaßten drei Schriftsätze an das OVG senden Sie zusammen 
mit der "Erklärung", die von Ihnen noch ausgefüllt werden muß, an das 
OVG Rheinland-Pfalz. (Anschrift am Kopf der Schriftsätze) Falls Sie die 
Aussage in der "Erklärung" einschränken oder durch weiteres Vorbringen 

in der Sache (weitere Anträge, weitere Begründungen für die Anträge) 
ergänzen wollen, können Sie das selbstverständlich! 

2. Füllen Sie die Klagevollmacht für unseren Rechtsanwalt Behm aus, für 

den Walther Soyka, Wieland Soyka und ich als Sachbeistände auftreten wer¬ 
den. Von der ausgefüllten Vollmacht senden Sie ein Exemplar an Herrn Rechts, 
anwalt Behm, ein Doppel an mich. 

3. Die Verfassungsbeschwerde gegen den rechtswidrigen Versuch, uns als Pro¬ 
zeßbevollmächtigte auszuschalten, schicken Sie bitte unterzeichnet und 
mit Ihrem Absender und dem Datum versehen umgehend an das Bundesver¬ 
fassungsgericht. Eine Verfassungsbeschwerde ist kostenlos. Eine ausführli¬ 
chere Beschwerde ist bereits von Frau Nicoll de Bruin an das Bundesver¬ 
fassungsgericht gesandt worden. Falls Sie die Beschwerde selbst formulieren 
wollen, können Sie das natürlich auch tun, beachten Sie aber bitte, daß 

die von uns angeführten Gründe auch von Ihnen genannt werden. Aus meinem 
mitgesandten Schriftsatz an das OVG Rheinland-Pfalz vom 27. 10. 1980 
können Sie eine sehr detaillierte Begründung entnehmen. Sie können sich 


jedoch im Schreiben an das Bundesverfassungsgericht nicht nur einfach 
auf meinen Schriftsatz berufen, Sie müßten dann eigenständig formulieren, 
wobei Sie natürlich das Recht haben, so ausführlich, wie Sie wollen, zu 
zitieren. 


Die Zeit drängt, ich bitte umgehend, auch in Ihrem eigenen Interesse, um 
Erledigung. 



Rolond Bohlinger 


P. S. 1. Für uen Rechtsanwalt und für Aktenkopien entstehen allein für das 
Müiheim-Kärlich-Verfahren voraussichtlich etwa 8000,- DM Kosten. 
Ich bitte Sie deshalb dringend, eine Spende von mindestens hundert 
DM auf das Konto des Patronatskomitees zur Förderung des Instituts 
für biologische Sicherheit, 2251 Wobbenbüll Nr. 3813 26 - 202 beim 
PSchA Hamburg zu überweisen. 

2. In den Unterlagen finden Sie den Begriff "Weltanschauungsgemein¬ 
schaft". Die nähere Erläuterung und Begründung finden Sie in dem 
mitgesandten Schriftsatz an das OVG Rheinland-Pfalz zur Frage der 
Prozeßbevollmächtigung, Seite 3, 7, 8, 10. 
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Oberverwaltungsgericht 54 Kobl « nl . 04 . Novem ber 1980 

Rheinland-Pfalz 
7. Senat 

Der Berichterstatter 
7 A II 8/80 


Herrn 

Roland BohXinger 
Alte Schule 

2251 Wohhenbüll/Husum 


Sehr geehrter Herr Bohlinger, 

auf Ihre Schreiben vom 27. und 29. Oktober I960 wird mit¬ 
geteilt, daß der Senat nach einer Beratung weder eine Ver¬ 
schiebung der für den 11. bis 13» November 1980 anberaumten 
mündlichen Verhandlungen noch eine Aufhebung der Beschlüsse 
vom 23. September 1980 bet reffend die Zurückweisung der 
Prozeßbevollmächtigtenf'*beabsichtigtv Die Ausschließung eines 
Rechtsanwalts vom Verfahren ist nicht zulässig (vgl. Redeker- 
von Oertzen, VwGO, Randnr. 21 zu § 67), so daß Ihr diesbezüg¬ 
licher Antrag ins leere geht. V 


Ho chachtungsvoll 
gez. Hoffmann 


Beglaubigt: 

Justizangest eilt e 




nr / 
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Roland Bohlinger 09.11.19Q0 

2251 Wobbenbüll 


An den 
7. Senat 

des 0VG Rheinland-Pfalz 
Deinhardplatz 4 

5400 Koblenz 


Betr.: Mülheim-Kärlich-Verfahren 
Bezug: Berufungsbegründung 


Zur Begründung der eingelegten Berufung trage ich vor: 

1. Mängel im Verfahren der ersten Instanz 

lol. Am 21.ol.198o teilte die 7* Kammer des VG Koblenz 

den Klägern mit, 

o daß wahrscheinlich ihre Prozeßbevollmächtigten 
vom Verfahren ausgeschlossen würden, 

0 daß deshalb wahrscheinlich die Klagennicht wirk¬ 
sam erhoben seien, 

o daß Bedenken gegen die Zulässigkeit,dgr Klagen 
bestünden. 

Anschließend wurde erklärt: 


"Sie werden daher um sorgfältige Prüfung gebeten, 
ob Sie die Klage aufrecht erhalten. Im Falle einer 
Rücknahme entstehen beim derzeitigen Verfahrens¬ 
stand keine ßerichtsKosren. Es wird vorsorglich 
darauf hingewiesen, daß im Palle der Aufrechterhaltung 
der Klagen durch die dann notwendig werdenden ge¬ 
richtlichen Entscheidüngen■vorauss1cht1ich beträcht¬ 
liche Gerichtskosten anfallen werden." 
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Die meisten Kläger empfanden dieses Schreiben als 
Einschüchterung. Sin Teil der Kläger zog daraufhin 
die Klagen zurück, und zwar aus Resignation, Furcht vor 
"beträchtlichen Gerichtskosten" und in der Annahme, 
bei Klagerücknahmen erfolgten keine Kostenforderungen. Ä1b 
dann später doch KoBtenforderungen und zwar aufgrund auüer- 
gerichtlicher Kosten auf sie Bukamen, waren viele Klagerück¬ 
nehmer empört und fühlten sich hintergangen. 

Beweis : Zahlreiche Schreiben einzelner Kläger an die 
Bevollmächtigten, entsprechende Schreiben 
einzelner Kläger an das Gericht und an Herrn 
Rechtsanwalt Dr. Eicher. Im Zweifelsfall 
wird beantragt, hierzu Beweis zu erheben 
durch Befragung sämtlicher Klagerücknehmer 
durch das Gericht. 

1.2. Unter dem Datum 10.04.1900 und unter späteren Daten sand¬ 
te die 7. Kammer des UG Koblenz vervielfältigte Schreiben 
an die Kläger, auf denen jeweils der Name des Empfängers 
hinzugefügt worden war. In diesen Schreiben wurde angefragt, 
ob der Kläger die von Ualther Soyka, Wieland Soyka und Ro¬ 
land Bohlinger am 05./OS.12.1979 in seinem Namen erhobene 
Klage auch selbst, d.h. im eigenen Namen erhoben sehen wol¬ 
le. Zugleich bat das Gericht um Stellungnahme zu seiner Ab¬ 
sicht, ohne mündliche Verhandlung zu entscheiden. 

Daraufhin erklärten mehrere Kläger, daß sie auf einer 
mündlichen Verhandlung bestünden. 

Beweis : z.B. Schreiben von Helga und Rol. tid Bohlinger 
vom .17.04.1930 (für die 8 Klagen mit Az.: 

7 K 317 - 324/79); Schreiben des Klägers 
W. Grahn vom 29.04.1900 (Az.: 7 K 356/79). 

Das Gericht hat dieses Begehren unbeachtet gelassen. 

.3. Das unter 1.2. erwähnte Schreiben der 7. Kammer ging 


3 
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unter dem Datum 10. 4. 1980 nur an einen Teil der Kläger. 

Am 11. 4. 1980 erfolgten gleichartige Schreiben an andere 
Kläger, die restlichen Kläger erhielten das Schreiben am 
14., 17. und 18. 4., 6., 7., 9. und 20. 5. 1980. Variiert 
wurden hierbei lediglich die Fristsetzungen für die ange¬ 
forderte Stellungnahme, sonst war der Inhalt der Schreiben 
gleichlautend. In der zeitlichen Reihenfolge ging das Ge¬ 
richt im übrigen nicht gemäß der Reihenfolge der Aktenzei¬ 
chen, aber auch nicht gemäß der alphabetischen Reihenfolge 
sondern offensichtlich willkürlich vor, möglicherweise um 
den Eindruck zu erwecken, es würde jede einzelne Klage ge¬ 
sondert würdigen. 

1.4. Am 2o.o5.198o sandte mir das Gericht das unter 1.2.und 1.3. 
ermähnte Schreiben zu und setzte mir eine Antuart- 
frist bis zum 05.06.I960. Am 2.06.I960 antwortete ich 
darauf. Ich bat um Fristverlängerung. Außerdem 

teilte ich mit, was ich im Einzelnen noch zur Frage 
der Zulässigkeit und Begründetheit der Klagen vortragen 
würde, nachdem ich mich hierzu schon in Sachen Pfeiffer 
geäußert hatte (Schriftsatz vom 16.05.1990). Das Ge¬ 
richt mißachtete jedoch meine Bitte um Fristverlängerung, 
ebenso wie mein schon früher geltend gemachtes Begehren 
nach einer mündlichen Verhandlung. Es wies am 06.06.30 
meine Klage ab. 

wie sich aus einem Vergleich zwischen den Ausführungen 
im Bescheid des Gerichts und meiner Schriftsätze ergibt, 
mißachtete das Gericht ooendrein auch mein schrlft- 

sätzlichee Vorbringen. Der Bescheid nimmt darauf nirgends 
Bezug. Er nimmt auch nirgends Bezug auf den Schrift¬ 
satz von Wieland Soyka vom 09.05.1980. Unser schrift- 
sätzliches Vorbringen blieb praktisch vollständig unbe¬ 
achtet. 

Beweis : Schriftsatz von Wieland Soyka vom 09.05.1990, 
meine Schriftsätze vom 16.05. und 02.06.1980, 
Urteilsbegründung zum Urteil vom 06.06.1980, 

Az. 7 K 317/79. 
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1.5. Außer in den Verfahren Walther °oyka, Wieland 
öoyka, Roland Bohlinger und Pfeiffer sind in allen 
Verfahren bis auf die Angaben des Aktenzeichens, 
des Klägers, des Datums der Entscheidung und einer 
handschriftlichen Eintragung der Entfernung zwischen 
Wohnort und Reaktorstandort, die Bescheide völlig 

mit einander identisch, einschließlich Schreibfehlern. 

Es sind also Fließbandbescheide. 

Beweis : Vergleich zwischen den einzelnen Bescheiden. 

Es sind auch die Bescheide in den Verfahren meiner 
Kinder völlig miteinander identisch, obwohl zwischen 
den ersten Bescheiden und den späteren von mir schrift- 
sätzlich weiter vorgetragen worden ist. 

Beweis: Siehe Schriftsatz vom 02.06.1980 und Vergleich 
der Bescheide vom 20.05. und 06.06.1980 in den 
Verfahren Sigurd Bohlinger, Briga Bohlinger, 
Irmgard Oonradsen u.a.m. 

Die 7. Kammer des VG Koblenz hat sich nicht einmal 
die Mühe gemacht, in den einzelnen Bescheiden nach 
weiblichem und männlichem Geschlecht des Empfängers zu 
trennen. Es heißt dort stets: "Der Kläger/ die Klägerin". 

Fließbandentscheidungen sind aber unzulässig und sitten¬ 
widrig. Sie gestatten auch nicht, daß das Gericht dafür 
die gleichen Kosten festsetzt wie für wirklich eigen¬ 
ständige Verfahren. 

1.6. Dazu kommt, daß der Tenor des ersten Vorbringens des 
Gerichts (Rundschreiben vom 21.01.1980) im Bescheid 
wiederkehrt - 

Beweis: Rundschreiben der 7. Kammer des VG Koblenz vom 
21.01.1980, Bescheide vom 20.05.1980 ff. 
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- und daß keinerlei Unterschiede zwischen früher und 
später ergangenen Bescheiden, trotz unseres zwischen¬ 
zeitlich weiteren Vorbringens, auftreten und auf unser Vor¬ 
bringen auch mit kBinem Ulort näher eingegangen wird. 

Beweis : Vergleich zwischen den Rundschreiben der 7. 
Kammer des VG Koblenz vom 21.01.1980, den 
Schriftsätzen von mir und Wieland Soyka vom 
09.05., 16.05. und 02.06.1980 sowie den Be¬ 
scheiden vom 20.05.1980 ff. 

Biese Tatsachen bestätigen voll meinen Verdacht auf die 
Vorfabriziertheit sämtlicher Urteile. In meinem Antrag 
auf Feststellung der Befangenheit des Vorsitzenden 
Richters Bornhofen vom 06.02., 13.03.» 15.04.1980 
sprach ich bereits den Verdacht der Vorgefaßtheit 
aus. Am 13.03. führte ich u.a. aus: 


"Ganz deutlich wird das Vorliegen der Befangenheit 
in der Äußerung von Herrn Bornhofen, es sei voraus¬ 
zusehen ("voraussichtlich"), daß "im Falle der 
Aufrechterhaltung der Klagen" diese erfolglos seien 
und erhebliche Kosten verursachen würden. Da Herr 
Bornhofen sicher weiß, wie distanziert sich ein 
Richter geben muß, um unbefangen zu wirken,( wenigstens 
zu wirken!), ist die Tatsache, daß er trotzdem mit 
seiner zitierten Äußerung schriftlich das Parade¬ 
beispiel eines "Vor-Urteils" liefert, Grund genug 
zur Annahme des Vorliegens der Befangenheit. 

In der Zurückweisung meines Befangenheitsantrags 
wird nicht schlüssig dargetan, weshalb meine Argu¬ 
mentation nicht stichhaltig sein soll. Oie beginnt 
mit Allgemeinplätzen. D a nn heißt es: 

"Gründe für eine berechtigte Besorgnis der Be¬ 
fangenheit sind aus dem Vorbringen des Klägers 
nicht zu ersehen. Der Kläger begründet sein Ge¬ 
such damit, das Schreiben des Kammervorsitzenden 
vom 21.01.1930 enthalte in mehreren Punkten eine 
abwegige Argumentation. Dies ist bei vernünftiger 
Betrachtungsweise nicht geeignet, den Verdacht der 
Parteilichkeit zu begründen. Denn das Schreiben 
äußert lediglich Bedenken gegen die Erfolgsaus¬ 
sicht der Klage." 

Das Schreiben enthielt, wie gezeigt, einiges mehr, 
als hier behauptet wird. Zudem äußerte Herr Bornhofen 
nicht "Bedenken gegen die Erfolgsaussicht der Klagen" 
sondern erklärte, daß vorauszusehen sei, daß sie 
keinen Erfolg hätten. Das ist mehr als nur eine Äußerung 
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von "Bedenken". Völlig der Schlüssigkeit entbehren 
dann die anschließenden Ausführungen: 

"Solche Hinweise auf eine von der Partei ab¬ 
weichende Eechtsauffassung geben jedoch nicht 
schlechthin Anlaß zur Besorgnis der Befangenheit. 

Hier wurde eindeutig die Aussage von Herrn Bomhofen 
heruntergespielt. Es handelt sich doch nicht einfach 
um eine "von der Partei abweichende Rechtsauffassung"! 
Und selbst wenn das der Pall wäre, wie kann Herr 
Bornhofen sich schon vor Beginn des Verfahrens, ohne 
daß eingehende Schriftsätze bis jetzt vorgelegt wurden, 
ein Bild über die Erfolgsaussichten der Klagen machen." 


.7. Die 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz ging so¬ 
gar soweit, daß sie in der Urteilsbegründung in den 
Verfahren meiner Kinder verkündete: 


"Erhebliche Bedenken gegen die Wirksamkeit der 
Bevollmächtigung von Walther Soyka, Wieland Soyka 
und Roland Bohlinger ergeben sich aus folgenden 
Überlegungen: 

Wenn auch die rechtsgeschäftliche Stellvertretung 
(Vollmacht) grundsätzlich unabhängig von dem ihr 
zugrunde liegenden Grundgeschäft ... zu sehen ist 
und somit abstrakt wirkt, so dürfte im Falle der 
Nichtigkeit des Grundgeschäftes etwas anderes gelten. 
Geht man davon aus, daß die Nichtigkeit des Grund¬ 
geschäftes sich auf die Vollmacht auswirkt, so spricht 
vieles dafür, daß infolge Nichtigkeit des Auftrages 
die Bevollmächtigung'von Walther Soyka, Wieland Soyka 
und Roland Bohlinger nichtig ist. 

Der den genannten Personen erteilte Auftrag ist gemäß 
§ 134 BGB i.V.m.Art. 1 § 1 Abs. 1 des Rechtsberatungs¬ 
gesetzes ... wegen Gesetzesverstoßes nichtig . Dabei 
bestehen für die erkennende Kammer-mit der absolut 
herrschenden Meinung in Rechtsprechung und Schrifttum 
keine Bedenken gegen die Fortgeltung dieses Gesetzes 
und gegen die Annahme, bei Art. 2 § 1 Abs. 1 RBerG 
handele es sich um ein gesetzliches Verbot , im Sinne 
von § I34 BGB. ... 

Geht man davon aus, so stellt die Durchführung 

dieses Prozesses durch die genannten Personen 

eine Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten dar." 


Die 7. Kammer des VG Koblenz behandelt meine Kinder 
hier ganz eindeutig wie fremde, voll prozeßfähige 
Personen und bezeichnet meine Tätigkeit als ihr ge- 
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setzlicher Vertreter kurzum als verbotene "Be¬ 
sorgung fremder Rechtsangelegenheiten". Das be¬ 
deutet nicht nur eine unglaubliche Mißachtung 
des gesetzlichen Anspruchs meiner Kinder auf die 
Wahrnehmung ihrer Interessen durch mich als ihren 
gesetzlichen Vertreter, sondern beweist zugleich 
aufs schlagendste, uiie fließbandmäßig vorfabriziert 
das Gericht seine Bescheide herstellte. Denn die 
zitierten Sätze stehen auch in den Bescheiden der 
anderen Verfahren. 

1.8. Das erstinstanzliche Gericht hat die Verfahren nicht 
miteinander verbunden. 

Es begründete dies damit, daß es die Absicht habe, die 
Klagen individuell zu behandeln. In Wirklichkeit hat 
das Gericht die Klagen fließbandmäßig und somit nicht 
individuell behandelt. Dazu kommt, daß der Kammer von 
Anfang an die Entwicklung und das Ende des Verfahrens 
klar mären. 

Beweis : Schreiben der Kammer vom 21.01.1980 und Vergleich 
mit den späteren Gerichtsbescheiden. 

Zugleich hatte die Kammer von Anfang an die Festsetzung 
eines hohen Streitwertes geplant - siehe ihr Ein¬ 
schüchterungsschreiben vöm 21.01.1980 - obwohl ein 
Streitwert erst korrekt festgesetzt werden kann, wenn 
der Streitgegenstand und dessen Wert ermittelt sind, 
was bei einer sehr komplexen Angelegenheit, wie im 
vorliegenden Fall, erst in der Auseinandersetzung 
mit den beiden Parteien und auf Grund von Anträgen 
möglich ist. Diese Auseinandersetzung hat aber nicht 
stattgefunden. Die Kammer setz.te bereits vor jeder 
schriftsätzlichen Auseinandersetzung zu diesem Thema 
in einer Reihe von Einstellungsbeschlüssen aufgrund von 
Klagerücknahmen den Streitwert in Höhe von 100 000 DM 
fest. 

Beweis : S. z. B. Einstellungsbeschlüsse vom 11.04.1980, 

Az. 7 K 418/79 u.a.m. 


8 
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Obwohl ich die Kammer auf die Fehlerhaftigkeit 
der Streitwertfestsetzung schriftsätzllch hinwies, 
darunter auf ein entgegenstehendes Bundesverwaltungs¬ 
gerichts-Urteil, nahm sie weder eine Änderung noch 
eine Stellungnahme in irgendeiner Form vor. 

Dazu kommt: 

1.9. 7 meiner Kinder nahmen am Verfahren in der Ersten 

Instanz teil. Ich trat hierbei als gesetzlicher Ver¬ 
treter der Kinder auf. Das war der 7. Kammer bekannt. 

Beweis: Siehe Klage, siehe Anfrage der Kammer an mich 
vom 25.03.1980 und die Antwort von mir und 
Frau Helga Bohlinger vom 17.04.1980. 

Trotzdem hat das Gericht die Verfahren meiner Kinder 
und mein Verfahren nicht miteinander verbunden. 

Beweis: Siehez.B. die Schreioen des Gerichts vom 
17.04.1980 an meine Kinder, das gleiche 
Schreiben ging an mich erst am 20.05.; s. 
Bescheide in den Verfahren meiner Kinder, 
diese ergingen z. T. am 20.05.1980,(z.B. 
bei Dagmar Discher und Sigurd Bohlinger), 
z. T. am 06.06.1980 (z.B. bei Briga Bohlinger). 

Eine solche Verbindung war aus Gründen der Erleichterung 
der Hechtsverteidigung und aus oekonomisehen Gründen ge¬ 
boten. 

Die Tatsache, daß die Kammer auch in diesem Fall, 

o trotz offensichtlich gleichlautender Klagen, 

o trotz offensichtlich gleichliegender Sach- und Rechts¬ 
lage, 

o trotz offensichtlich gesetzlicher Vertretung der 

- 9 - 
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Kläger allein durch mich, 

o und trotz völlig gleichartiger Behandlung der Klagen, 
einschließlich Schreibfehlern, durch das Gericht 

die Klagen nicht vaband, zeigt besonders deutlich, daß 
das erstinstanzliche Gericht nicht seiner Behauptung ge¬ 
mäß handelte, es müsse die Klagen getrennt behandeln, um 
individuellen Rechtsschutz gewähren zu können. 

Anjsich wäre dieser Vorgang nicht so schwerwiegend, 
wenn die Kammer nicht gleichzeitig so einen hohen, 
der bisherigen Rechtssprechung, darunter jener des 
Bundesverwaltungsgerichts völlig widersprechenden 
Streitwert festgesetzt hätte. In Verbindung mit der 
Ankündigung, 

o daß den Klägern die Prozeßbevollmächtigten entzogen 
würden, 

o daß vorauszusehen sei, die Klagen würden keinen 
Erfolg haben 

o und darum würden die Kostenfolgen die Kläger treffen, 
hat das Gericht erreicht, daß Uber die Hälfte der Kläger 
aus Resignation und Kostenfurcht die Klagen zurückzogen. 
Selbst wenn das Gericht das nicht beabsichtigt haben 
sollte, ist das rechxswidrig. 


Die Rechtswidrigkeit wird besonders offenkundig im 
Verfahren meiner F a milie: Falls nämlich der Bescheid 
der Ersten Instanz in der Zweiten Instanz bestätigt 
werden würde, kämen auf meine Familie Kostenforderungen 
in Höhe von wahrscheinlich über 100 000 DM zu. Das ist 
völlig unzumutbar, sprengt beträchtlich den Rahmen bisheriger 
Kostenentscheidungen in Plutoniumabwehrprozessen und be¬ 
seitigt praktisch die Rechtsweggarantie durch Ausübung 
eines Drucks, der die Qualität einer Erpressung er¬ 
reicht. 
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Ich bin jedoch überzeugt, daß das Gericht nicht 
aus freien Stücken so gehandelt hat, sondern aufgrund 
eines Notstands. Näheres über Herkunft und Ausmaß 
dieses das ganze Volk und diesen Staat betreffenden 
Notstands wurde von Wieland Soyka und mir im Brokdorf- 
Verfahren und im Mülheim-Kärlich-Verfahren vor dem 
VG Koblenz vorgetragen. In diesem Zusammenhang genügt 
es, darauf zu verweisen. 


Io. 


11 . 


Da in diesem Schriftsatz das Verfahren in der Ersten 
Instanz nur Überblickartig behandelt wird, verweise ich 
bezüglich der Streitwertbeschwerde auf mein gesondertes 
Vorbringen im Schriftsatz vom 03.11.1980. Vorsorglich 
beantrage ich jedoch, daß das Vorbringen in diesem 
Schriftsatz als Ergänzung meines Schriftsatzes vom 03.11.80 
(Begründung meiner Streitwertbeschwerde) und umgekehrt 
gilt. 


^<7 

Aus den Ausführungen unter Ziffer bis ergibt sich, 
daß das Verfahren in der Ersten Instanz so fehlerhaft 
war, daß es bereits aus den hier genannten Gründen 
keine Rechtskraft erlangen kann. 
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2. Stellungnahme zum erstinstanzlichen Gerichtsbe ¬ 
scheid 


2.1. Der Gerichtsbescheid umfaßt in meinem Fall 
und im Falle Walther Soyka und Wieland Soyka 
insgesamt 11 Seiten, bei den übrigen Klägern 

13 Seiten. Davon wiederum umfaßt die Begründung 
9 bzw. 11 Seiten. 

3 Seiten der Begründung befassen sich allein 

mit der Darstellung des Inhalts der verschiedenen 
Teilgenehmigungen und Freigabebescheide. 

1 Seite zitiert den Antrag der Kläger und gegen 
welche verschiedenen Teilgenehmigungen und 
Freigabebescheide er sich richtet. In den Be¬ 
scheiden bezüglich der Klagen von Walther Soyka, 
Wieland Soyka und mir fehlen in der Begründung 
etwa 2 Seiten Ausführungen, inwiefern ihre 
Prozeßbevollmächtigung durch die Kläger unzu¬ 
lässig bzw. verboten sei. Abschließend heißt es 
dazu aber: 

"Diesen Bedenken gegen die Wirksamkeit der 
Bevollmächtigung ist indessen nicht weiter 
nachzugehen, da die Klage bereits aus anderen 
Gründen offensichtlich unzulässig ist." 

Die eigentliche Begründung umfaßt somit nur 

4 1/4 Seiten. 

2 . 2 . Zur Begründung der Abweisung der Klagen wird vor¬ 
getragen, daß die Klagen unzulässig seien. Es 
heißt a.a.O. auf Seite 6: 


"Die Klage ist unzulässig und kann schon deshalb 
keinen Erfolg haben. 

Dabei ist die auf Feststellung der Nichtigkeit 
der angegriffenen Genehmigungs- und Freigabebescheide 
gerichtete Klage unzulässig, weil das Klagerecht 
verwirkt ist und ein Feststellungsinteresse für 
den Kläger / die Klägerin nicht vorliegt. Die An¬ 
fechtungsklage ist unzulässig, weil die Klagefrist 
versäumt ist und die Klagebefugnis fehlt." 



327 


- n- 

Zur Begründung dieser Behauptung führt das Ge¬ 
richt aus: 


"Soweit die Klage auf Feststellung der Nichtigkeit 
der angegriffenen Genehmigungsbeseheide gerichtet ist, 
ergibt sich ihre Unzulässigkeit aus folgendem: 

Die Klage auf Feststellung der Nichtigkeit der Teil¬ 
baugenehmigung vom 26. S e pt. 1974, der Ersten Teil¬ 
genehmigung vom 9. Januar 1975, der in der Zeit vom 
6. Juni 1975 bis zum 31. Januar 1977 erlassenen Freigabe¬ 
bescheide und der Zweiten Teilgenehmigung vom 6. Juli 
1977 ist aus dem Gesichtspunkt der Verwirkung unzu¬ 
lässig. 

Wenn auch nach § 43 Abs. 1 VwGO die Feststellung der 
Nichtigkeit eines Verwaltungsaktes grundsätzlich 
unbefristet begehrt werden kann, so kann dieses 
Begehren doch nicht nach Belieben hinausgezögert 
werden. Eine zeitliche Begrenzung für das Fest¬ 
stellungsbegehren setzt der Gesichtspunkt der 
Verwirkung. 

Die Verwirkung ist ein Unterfall der wegen Ver¬ 
stoßes gegen Treu und Glauben unzulässigen Rechts¬ 
ausübung. Sie tritt ein, wenn ein - materielles 
oder prozessuales - Recht nicht mehr wahrgenommen werden 
darf, weil seit der Möglichkeit seiner Geltendmachung 
längere Zeit verstrichen ist und besondere Umstände hin¬ 
zutreten, die die verspätete Geltendmachung als Ver¬ 
stoß^ gegen Treu und Glauben erscheinen lassen (vgl. 

OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 9. Januar 1980 - 2 A 
81/79 -, bisher nicht veröffentlicht, Urteilsab¬ 
schrift S. 7 f. m.w.N. -). Diese Voraussetzungen sind 
hinsichtlich der genannten Teilentscheidungen erfüllt." 

(a.a.O. S. 6/7) 


J. 2 . 1 . Diese Ausführungen lassen zunächst einmal 
meine Ausführungen in meinen‘Schriftsätzen 
vom 16.05. und 02.06. sowie die Ausführungen 
von Wieland Soyka vom 09.05.1980 völlig unbe¬ 
achtet. 


In meinem Schriftsatz vom 16.05.1980 hatte ich 
u.a. ausgeführt: 


"Die Feststellung der Nichtigkeit ist je¬ 
derzeit zulässig und kann jederzeit beantragt 
werden, auch noch nach Ablauf der Fristen 
für die Einlegung des Widerspruchs bzw. einer 
Anfechtungsklage. Nur eine unanfechtbar ge- 
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wordene bzw. rechtskräftige Bestätigung 
von Verwaltungsakten, deren Nichtigkeit be¬ 
hauptet wurde, durch rechtskräftiges Urteil 
eines Verwaltungsgerichts steht einer späteren 
Klage auf Feststellung der Nichtigkeit ent¬ 
gegen, es sei denn, diese spätere Klage ber 
ruht nicht auf erst nachträglich eingetretenen 
oder bekannt gewordenen Gründen. 

Diese Rechtsgrundsätze sind der Gegenseite mit 
Sicherheit bekannt. Sie stehen in jedem ein¬ 
schlägigen Kommentar (z.B. Kopp 6 zu § 43 
VwGO) Eyermann-Fröhler 18/19 zu § 43 VwGO)!" 

Das Gericht hat z.B. nifrgends dargetan, in¬ 
wiefern unsere Klage nicht auf erst nachträglich 
bekannt gewordenen Gründen beruht. Das Gericht 
ist dieser Frage niirgends nachgegangen, es hat 
hier keinerlei sachliche Prüfung vorgenommen. 
Unsere Klage beruht aber tatsächlich vor allem 
auf nachträglich bekannt gewordenen Gründen. 


Außerdem trug ich in diesem Schriftsatz vor: 


"Abschließend seien folgende, sämtliche 
Einwendungen der Gegenseite abweisende Aus¬ 
führungen bei Eyermann-Fröhler, Kommentar 
zur VwGO, 7. Aufl., München 1977, Anm. 18/19 
zu § 43 VwGO zitiert: 

" Die Subsidiarität der Feststellungsklage 
gegenüber einer zulässigen oder zulässig ge¬ 
wesenen Anfechtungsklage entfällt, wenn mit 
der Feststellungsklage die Fpstsiellung der 
jtlchtigkeli eines Verwaltungsakts begehrf 
wird (Abs. 2 Satz 2). Daraus folgt zugleich 
eindeutig, daß auch ein nichtiger Verwaltungs¬ 
akt neben der in Abs. 1 ausgesprochenen Zu¬ 
lässigkeit der Feststellungsklage auch mit der 
Anfechtungsklage angegriffen werden kann. 

Die Begründung (S. 33; führt hierzu aus: 




"Der nichtige Verwaltungsakt ist ein nullum , 
und diesVzu jeder Zelt und unabhängig von ’’ 
fristen nnd dgl*. festgestellt werden können. 
Anderseits ist die Anfechtungsklage eine 
Gestaltungsklage; bei der Aufhebung » > i wo 
eines nichtigen Verwälljüngsakts handelt es 
sich jedoch nur um eine Feststellung, ge¬ 
kleidet in die Form einer Aufhebung. Es ist 
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daher geboten, die nichtigen Verwaltungs¬ 
akte primär der Feststellungsklage zu 
unterstellen. Dadurch soll aber nicht aus¬ 
geschlossen werden, daß ein nichtiger Ver¬ 
waltungsakt mit der Anfechtungsklage ange¬ 
gangen wird; denn häufig ist es sehr schwer zu 
beurteilen, ob der einem Verwaltungsweg anhaf¬ 
tende Fehler dessen Nichtigkeit oder nur 
dessen Anfechtbarkeit (im materiellen Sinn) 
zur Folge hat. Nach der hier vorgesehenen 
Regelung kann der nichtige Verwaltungsakt 
also sowohl zum Gegenstand der Anfechtungs¬ 
klage wie auch der Feststellungsklage ge¬ 
macht werden. Nach Ablauf der Anfechtungs¬ 
frist bleibt nur mehr die Feststellungsklage". 


In bezug auf die Nichtigkeit eines Verwaltungs¬ 
akts stehen sich also Anfechtungsklage und Fest¬ 
stellungsklage als Rechtsbehelfe gleichwertig 
gegenüber. Die in der Rechtsprechung zu § 24 
VGG herrschend gewordene Auffassung, daß bis 
zum Ablauf der Anfechtungsfrist gegen nichtige 
Verwaltungsakte ausschließlich die Anfechtungs¬ 
klage und nicht die Feststellungsklage gegeben 
sei, ist bei der Auslegung des § 43 VwGO nicht 
mehr zu verwerten. Es kann damit tatsächlich 


jeder Verwaltungsakt zum Gegenstand der Fest¬ 
stellungsklage werden; denn die Zulässigkeit 
hängt ausschließlich von der Behauptung der 





st der verwaitungsakt nacn o«r 
una3sung aes Gerichts nur (materiell) anfecht¬ 
bar, so ist die Klage als unbegründet abzuweisei* 
soferne der Kläger nicht - weil deren besondere 
Voraussetzungen erfüllt sind - zur Anfechtungs¬ 
klage übergehen kann. Andererseits ist es 
denkbar, daß die Anfechtungsklage unbegründet, 
die Feststellungsklage hingegen begründet ist. 
Dies hängt damit zusammen, daß die Anfechtungs-* 


klage nur 
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daß er zur Feststellungsklage übergehen muß, 
wenn er mit seiner Klage durchdringen wolle. Dies 
hat zur Folge, daß das Gericht in 
,1 e d e m F a 1 1 prüfen muß, ob ein 
nichtiger Verwaltungsakt vorllegt ... Fest¬ 
stellungsanspruch und Aufhebungsanspruch können 
gleichzeitig erhoben werden ( Feststellung der 
Nichtigkeit, hilfsweise Aufhebung ); es handelt 
sich dabei materiell um die keitendmachung eines 
Anspruchs, so daß Uber Feststellungsantrag nicht 
durch Teilurteil zu entscheiden ist (BSG v. 
21.6.1960, DOV 60, 763)." 

Die von mir unterstrichenen Stellen sind ein¬ 
deutige Aussagen gegen das Vorbringen im Schrift¬ 
satz der Gegenseite." (a.a.O. S. 8/9) 


Die zitierten Ausführungen hätten für das erst¬ 
instanzliche Gericht Anlaß sein müssen, zu der 
Erkenntnis zu g5\e(5ggen, daß bei nichtigen Ver¬ 
waltungsakten nur bei einem geringen Ausmaß und 
Gewicht der Nichtigkeit und nur bei einem er¬ 
heblichen Ausmaß und Gewicht von Illoyalität des 
Klägers ein Verstoß gegen"freu und Glauben "denk¬ 
bar ist. Das Gericht hat aber in dieser Richtung 
nichts dargetan und geprüft. 


2 . 2 . 2 . Dementsprechend hat auch der 7. Senat des Bundes¬ 
verwaltungsgerichts am 16.07.1980 in dem Ver¬ 
fahren Roedel gegen Land Rheinland-Pfalz, Az. BVerwG 
7/0 109.78 - OVG 7 A 55/78 entschieden. Der Senat 
führte in der Urteilsbegründung u.a. aus: 


"Eine nichtige Genehmigung regelt in Wahrheit 
nichts ; ihre Beseitigung durch die Genehmigungs¬ 
behörde bedeutet daher lediglich eine Klar ¬ 
stellung der Rechtslage , die den durch diesen 
Verwaltungsakt nur scheinbar Begünstigten nicht 
belastet; dieser genießt keinen Vertrauensschutz, 
daß der mit dem nichtigen Verwaltungsakt er¬ 
zeugte Rechtsschein aufrechterhalten oder nur 
gegen einen Schadensausgleich zerstört werde." 
(a.a.O. S. 12) 


Etwas später führt der Senat aus: 


"... auch dem Adressaten einer solchen nichtigen 
Genehmigung muß sich mithin aufdrängen, daß diese 
ihm ln Wahrheit nichts gestattet und er sie daher 



nicht zur Grundlage eines Investitionsent ¬ 
schlusses machen kann. Erwägungen snt.aprsnhpn.iar 
Art haben dann auch den Gesetzgeber veranlaßt, 
die Klage auf Feststellung der Wichtigkeit eines 
Verwaltungsakts (vgl. § 43 Abs. 1 VwGO) ohne 
Bindung an eine bestimmteFrist zuzulassen; ..." 
(a.a.O., S. 12/13) 


■Anschließend wird festgestellt: 


"Eine Ausdehnung der Präklusion des § 3 Abs. 1 
AtAnlV auf Kichtigkeitsgründe läßt sich auch nicht 
mit der Erwägung rechtfertigen, äaß derjenige"; 
der sich am Einwendungsverfahren nicht beteiligte, 
einen Vertrauenstatbestand setze; er gebe nämlich 
zu erkennen, daß ihn das Vorhaben nicht hinreichend 
betreffe, um dagegen vorzugehen. Von einem zu 
schützenden Vertrauen kann .jedoch nur gesprochen - 
werden , wenn üoerhaupt eine Rechtsposition vorhanden 
i3t. Fehlt es daran, so fehlt es auch an einem 
Anknüpfungspunkt für einen rechtlich beachtlichen 
Vertrauensschutz . Ist daher eine erteilte atnm- 
rechtliche* Genehmigung nichtig , so kann diese Ge¬ 
nehmigung kein Anlaß sein, einen Vertrauensschutz 
zu begründen. Wer außer einem bloßen Rechtsschein 
nichts in Händen hält, dem kann auch nichts ge ^~ 
nommen werden ; schon von daher läßt sich in bezug 
auf den Adressaten einer nichtigen Genehmigung 
nicht davon sprechen, er könne darauf vertrauen, 
ihm werde nichts genommen." 

(a.a.O,, S. 13) 


Daraus schloß der Senat: 


"Entgegen der von den fteigeladenen vertretenen Auf¬ 
fassung hat die Klägerin ihr Klagerecht nicht ver¬ 
wirkt. In der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs- 
genchts ist zwar anerkannt, daß auch verfahrens¬ 
rechtliche Befugnisse, insbesondere Klagerechte, 
verwirkt werden können (vgl. z.B. das Urteil des 
erkennenden Senats vom 21. Juli 1961 - BVerwG 7 
C 49.61 - VerwRspr 13, 838 (839); ferner BVerwGE 
44, 294 (298); eine Verwirkung mag auch einer 
Nichtigkeitsklage entgegenstehen können. Das ist 
hier jedoch nicht der Fall. Verwirkung ist illoyale 
Verspätung der Geltendmachung einer Rechtsposition 
und damit ihrerseits Ausfluß des Vertrauensschutz¬ 
prinzips; weil aber das Vertrauen auf den von ei¬ 
nem nichtigen Verwaltungsakt ausgehenden Rechts¬ 
schein prinzipiell keine als solche schutzwürdige 
Position begründet, müßten ganz besondere , hier er¬ 
sichtlich nicht vorliegende Umstände gegeben sdin, 
um eine Nichtigkeitsklage als illoyal und damit 
als verwirkt erscheinen zu lassen." 

(a.a.O., S. 13/14) 
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2.2.3. Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts befaßt 
sich entsprechend dem Antrag der Klägerin Frau 
Roedel nur mit der Frage der "offenkundigen" 
Nichtigkeit, wobei für das Vorliegen der "Offen¬ 
kundigkeit» genügt, daß sie für unterrichtete 
bzw. sachkundige Personen gegeben ist. 

In § 44 VwVfG heißt es jedoch, daß Nichtigkeit 
eines Verwaltungsaktes nicht nur dann vorliegt, 
wenn der Verwaltungsakt "offenkundig" an einem 
"besonders schwerwiegenden Fehler leidet." Vielmehr 
bestimmt Absatz 2: 


"(2) Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Vor¬ 
aussetzungen des Abs. 1 i3t ein Verwaltungsakt 
nichtig, 

4* *den aus tatsächlichen Gründen niemand aus- 
fUhren kann; 

5, der die Begehung einer rechtswidrigen Tat 
verlangt die einen Straf- oder Bußgeldtatbe¬ 
stand verwirklicht; 

6. der gegen die guten Sitten verstößt. 

(4) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil 

des Verwaltungsakts, so ist er im Ganzen nichtig, 
wenn der nichtige Teil so wesentlich ist, daß die 
Behörde den Verwaltungsakt ohne den nichtigen i’ei 
nicht erlassen hätte. 

(5) Die Behörde kann die Nichtigkeit jederzeit 
von Amts wegen feststellen; auf Antrag ist sie 
festzustellen, wenn der Antragsteller hieran ein 
berechtigtes Interesse hat." 


Wenn ein Verwaltungsakt eine verfassungswidrige, 
strafgesetzwidrige, sittenwidrige und aus tat¬ 
sächlichen Gründen nicht ausführbare Tätigkeit 
genehmigt, ist es bezüglich der Frage der Zu¬ 
lässigkeit einer dagegen gerichteten Klage un¬ 
erheblich, ob die Genehmigung im guten Glauben 
erfolgte, oder ob die Genehmigung im R a hmen eines 
Notstandes, unter erpresserischem Druck, ln bewußt 
rechtsbrechender oder in komplizenhafter Absicht 
erfolgte. Für sie gilt auf jeden Fall nicht nur das, 
was für einen lediglich nur "offenkundig" nichtigen 
Verwaltungsakt gilt, nämlich daß er 
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"keinen Vertrauensschutz (genießt), daß der 
mit dem nichtigen Verwaltungsakt erzeugte 
Rechtsschein aufrechterhalten oder nur gegen 
einen Schadensausgleich zerstört werde." 
(s.o.) 


Vielmehr bewirkt in diesem Fall die Nichtigkeit 
mehr als nur das Fehlen eines Vertrauensschutzes. 

Da die Genehmigung nicht einfach an einem offen¬ 
kundig schwerwiegenden Fehler leidet sondern un¬ 
mittelbar einen Vertrauensbruch darstellt, nämlich 
einen Bruch des Vertrauens der Bürger in die 
Verwaltung, daß diese ihrer Pflicht gemäß dem 
Wohl des Volkes diene und die Gesetze einhalte. 

Vier selbst Treu und Glauben bricht, kann sich 
nachher, auch bei verspäteter Abwehr der Folgen 
dieses Vertrauensbruchs, nicht darauf berufen, 
die Verspätung sei illoy-al. Denn Illoyalität 
gegenüber einem bestimmten Handeln der Beklagten 
und der Beigeladenen ist logischerweise seitens 
der Kläger nur möglich, wenn dieses Handeln der 
Beklagten und der Beigeladenen zuvor Loyalität 
entfaltet hatte. Hier gelten zumindest die ge¬ 
setzlichen Verjährungsfristen. 

Da jedoch nach Überzeugung der Kläger ein schwerer 
Vertrauensbruch vorliegt, indem eine lebens- 
widrige, verfassungswidrige, strafgesetzwidrige, 
sittenwidrige und aus tatsächlichen Gründen nicht 
ausführbare Tätigkeit genehmigt worden ist, kann 
sich die Gegenseite nicht auf die einschränkende 
Feststellung im oben zitierten Urteil des 7. Senats 
des Bundesverwaltungsgerichts berufen, wo es, ich 
zitiere nochmals, heißt: 

"Verwirkung ist illoyale Verspätung der Geltend¬ 
machung einer Rechtsposition und damit ihrerseits 
Ausfluß des Vertrauensschutzprinzips; weil aber 
das Vertrauen auf den von einem nichtigen Verwal¬ 
tungsakt ausgehenden Rechtsschein prinzipiell 
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keind als solche schutzwürdige Position 
begründet, müßten ganz besondere, hier er¬ 
sichtlich nicht vorliegende Umstände ge¬ 
geben sein, um eine Nichtigkeitsklage als 
illoyal und damit als verwirkt erscheinen 
zu lassen." 

Somit sind die Klagen eindeutig zulässig. 

2.2.4. Im übrigen liegt nicht einmal eine fahrlässige 

Verspätung vor. Das erstinstanzliche Gericht hat 
das zwar implizit behauptet, hat aber seine Be¬ 
hauptung nicht schlüssig begründet. Es hat 
auch darauf verziohtet, den Sachverhalt näher 
zu klären. 

Beweis : Siehe Rundschreiben des Gerichts an die 
Kläger und Begründung des Gerichtsbe¬ 
scheids. 

Walther ‘’oyka hat die Klagen auf Feststellung 
der Nichtigkeit eingereicht, als die Kläger¬ 
seite erkannte, daß es nicht genügte, einen 
Musterprozeß gegen ein einzelnes Atomspalt¬ 
werk oder einen einzelnen Reaktortyp zu führen. 
Denn während des gerichtlichen Verfahrens würden 
gleichzeitig durch Errichtung und Betrieb anderer 
Atomspaltwerke und dazugehöriger Anlagen Vorgänge 
abl^ufen, deren irreversibler und irreparabler 
Charakter allmählich ein solches Ausmaß annehme, 
daß die Errichtung eines Plutoniumstaates unter 
Aufgabe zahlreicher Wesenzüge einer freiheitlich¬ 
demokratischen Grundordnung zwangsläufig die Folge 
wäre. Außerdem wurde von Klägerseite erst all¬ 
mählich erkannt, daß die genetische Dimension 
ihrer eigenen Person unweigerlich von jedem 
Reaktor innerhalb und außerhalb der Bundes¬ 
republik betroffen sei und damit die genetische 
Zukunft ihrer selbst, ihrer Kinder und Kindea- 
kinder, deren Ehepartner und möglicher Ehepartner. 


Io — 
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Außerdem wurde erst vor kurzer Zeit von Kläger¬ 
seite erkannt, daß hinter der Verwirklichung 
des Plutoniumprogramms ein weltumspannendes, 
lebenswidriges, verfassungswidriges und strafge¬ 
setzwidriges Herrschaftsprogramm steht. Weiter¬ 
hin wurde erst vor kurzer Zeit erkannt, daß 
Gremien wie die Reaktorsicherheitskommission 
und Strahlenschutzkommission (RSK und SSK) 
entscheidende Maßstäbe für die regierende, ge¬ 
setzgebende und rechtsprechende Gewalt setzten 
und weiterhin setzen, obwohl sie keiner dieser 
Gewaltu-bzw. weder dem Volk noch dessen Staat ufimid* 
Rechenschaft ablegen, außerdem ähnlich einem 
Geheimbund organisiert sind, dessen Verantwortungs¬ 
und Befehlsstruktur weitgehend unbekannt ist. 
Schließlich wurde erst vor kurzem bekannt, in 
welchem Ausmaße die Betreiberseite, auch im Falle 
Mülheim-Kärlich, sich Genehmigungen zur Durch¬ 
führung des Plutoniumprogramms erlistet. Dazu 
kam, daß die Klägerseite längere Zeit zögerte, 
sämtliche Plutoniumanlagen der Bundesrepublik 
anzugreifen, da sie Zweifel hatte, von der fin¬ 
anziellen und or,^gnisatorischen Kapazität her 
dazu in ausreichendem Maße in der Lage zu 3ein. 
Obendrein wurden die Klagen erst eingereicht, als die 
Klägerseite zu^ der Überzeugung gelangte, daß die 
Strategie im Parallelverfahren Vowinkel/de Witt 
nicht im Stande sei, den >.eiterbau am Reaktor von 
Mülheim-Kärlich endgültig zu beenden. Das mag ein 
Irrtum sein, war jedoch letzter Anstoß für die 
Einreichung der Klagen. 

Dazu kommt außerdem, daß von uns ständig neue Nichr 
tigkeitsgrunde entdeckt werden, was eine Fristsetzung 
von vornherein als unzulässig erweist. Die wichtigsten 
werden später noch genannt. Hier sei nur auf ein Bei¬ 
spiel hingewieseni 


Seit diesem Montag, dem 1o.11.19Öo liegt der neue 
Sicherheitsbericht wegen des neuen Genehmigungsver¬ 
fahrens bezüglich des Reaktors Mülheim-Kärlich aus. 
Gleichzeitig liegt auch der alte Sicherheitsbericht 
aus. Durch eigenen Augenschein in der Auslegestelle 
in Weißenthurm habe ich mich davon überzeugt, daß 
der alte Sicherheitsbericht nur etwa den halben Um¬ 
fang des neuen besitzt, obwohl es einleitend im al¬ 
ten Sicherheitsbericht heißt: 

"Ferner wird die Anlage, soweit zum Verständ¬ 
nis erforderlich, beschrieben. Der Bericht gibt 
somit Auskunft über alle sicherheitstechnischen 
Fragen, die für die Beurteilung der Anlage we ¬ 
sen t lich sind," (Brown,boveri & Cie AG — DVvR 

Kernkraftwerk Bol o9° - 1o3.°9 Dr. Stü/Bi - 
1. Einleitung, 1./1) 

Daraus folgt, daß (a) entweder im alten Sicherheits¬ 
bericht wesentliche Unterlagen fehlten, oder (b) der 
neue und/oder der alte Sicherheitsbericht Frisier— 
ungen aufweist oder (c) mit unwesentlichen Füllseln 
angefüllt wurde. Eine genauere Prüfung wird möglicher¬ 
weise ergeben, daß (a) oder (b) zutreffen und damit 
die darauf aufbauenden Genehmigungen und Bescheide 
als nichtig erweisen. 

wenn im ücri-.en die Genehmiaungsbehörde sich 
selbst eine erhealiche Frist gewährt, eingehend 
einen Genehmigungsantrag zu prüfen,-da sie nicht 
in der Lage ist, ihn sofort endgültig richtig zu 
beurteilen, muß auch der Klägerseite eine solche 
Frist eingeräumt werden. Jedenfalls ist es 
offenkundig, daß es bei listigem Vorgehen der 
Betreiberseite nicht möglich ist, die vor¬ 
liegenden und die noch entstehenden, äußerst 
komplexen Sachverhalte sofort zu erkennen 
und rechtlich richtig einzuschätzen. Die Er¬ 
forschung der Wahrheit berlötigt Zeit. Der Er¬ 
forschung mit Hilfe von Präklusionstricks 
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kaum oder gar keine Zeit zu gönnen, hieße, 
die Erforschung der Wahrheit zu beeinträchtigen 
oder gar zu verhindern. Da aber wahrheitsfindung 
Voraussetzung der Rechtsfindung ist, würde das 
gleichzeitig bedeuten, daß hierdurch die R e chts- 
findung beeinträchtigt bis verhindert wird. 

Das aber ist unzulässig und verfassungswidrig. 


2.2.5. Das erstinstanzliche Gericht schloß den ersten 
Teil seiner Beweisführung mit den Worten: 


"Damit verstößt die Klage auf Feststellung 
der Nichtigkeit, soweit es sich bei den ange¬ 
griffenen Teilentscheidungen um die Zweite 
Teilgenehmigung und die ihr zeitlich voraus¬ 
gehenden Genehmigungsakte handelt, gegen Treu 
und Glauben. Insoweit ist das Klagerecht ver¬ 
wirkt." (a.a.O., S. 3 bzw. 10) 

Diese Auffassung ist durch das bisher von mir 

Vorgetragene eindeutig widerlegt. 


Beweis i Siehe obige Ausführungen unter Ziffer 2.2.1. 

2.3. Die Begründung zur Zurückweisung der Klagen fährt 
jedoch fort: 

"Aber auch hinsichtlich der späteren 
Genehmigungsbescheide, nämlich der Dritten 
Teilgenehmigung vom 15. Dez. 1977 und der 
Vierten Teilgenehmigung vom 10. Nov. 1978 
ist die Klage unzulässig. 

Insoweit fehlt es andern für jede Fest- 
stellungsklage nach § 43 Abs. 1 VwGO er¬ 
forderlichen berechtigten Interesse an 
der Feststellung der Nichtigkeit. Ein 
solches Feststellungsinteresse steht nur 
dem Personenkreis zu, der im Falle der Er¬ 
hebung einer Anfechtungsklage gemäß 
§ 42 Abs. 2 VwGO klagebefugt wäre. 

Indessen gehört der Kläger/die Klägerin, 
der/die in einer Entfernung von 470 km vom 
Standort des Kernkraftwerkes Mülheim-Kärlich 
entfernt wohnt, nicht zu dem Personenkreis, 
der von den radiologischen Auswirkungen 
dieser Anlage im Normalbetrieb oder im 
Störfall betroffen sein könnte. Er/Sie hat 




auch nicht substantiiert vortragen können, 
daß er/sie selbst für sein/ihr Leben oder 
seine/ihre Gesundheit Gefahren befürchtet. 
Er/Sie wendet sich mit der Klage vielmehr 
allgemein gegen die Errichtung von Kern¬ 
kraftwerken. Das reicht jedoch - angesichts 
der Entscheidung des Gesetzgebers zugunsten 
einer friedlichen Nutzung der Kernenergie, 
die nach den Entscheidungen des Bundesver¬ 
fassungsgerichts vom 3. August 1978 und vom 
20. Dezember 1979 (NJW 1979, S. 359 ff 
und NJW 1980, S. 759 ff) mit dem Grundge¬ 
setz vereinbar ist - nicht aus, um die 
Klagebefugnis und da3 erforderliche Fest¬ 
stellungsinteresse zu begründen. 

Schon aus dem Grunde konnte die Klage mit 
dem Hauptantrag auf Feststellung der 
Nichtigkeit der Bescheide keinen Erfolg 
haben." (a.a.O., S. 8/9 bzw. S. 10/11) 


2.3.1. Die vom .Erstinstanzlichen G e richt hier vorge- 
nommentEinschränkung ist unzulässig. Ich hatte 
zu diesem Punkt bereits in meinem Schriftsatz 
vom 16.05.1980 auf Seite 7 ff. detailliert vorge¬ 
tragen. Das Gericht hat diesen Vortrag jedoch 
ebenso wie auch jeglichen sonstigen Vortrag der 
Klägerseite unbeachtet gelassen. Insbesondere trug 
ich a.a.O. auf Seite 8/9 vor, was ich bereits weiter 
oben unter Ziffer i. i- 4, zitiert habe. Das Ge - 
rieht ist jedoch auf dieses Vorbringen nicht nur in 
keiner Weise eingegangen. Es hat in seine Begründung 
die wesentlichen Unterschiede zwischen einer An- 
fechtungs- und einer Nichtigkeitsfeststellungsklage 
völlig verwischt, Nach Auffassung des Erstinstanz¬ 
lichen Gerichts besteht der Unterschied zwischen 
beiden.Klageformen praktisch lediglich darin, daß 
die Klagefrist bei einer Nichtigkeitsfeststellungs¬ 
klage etwas langer ist als bei einer Anfechtungsklage, 
wo sie nach § 74 Abs. 1 Satz 2 VwGO nur einen Monat 
beträgt. Diese Ansicht ist offensichtlich irrig und 
mißachtet völlig die gesetzliche Lage, die dem 
Gericht bekannt ist und worauf es von uns noch 
ausdrücklich schriftlich hingewiesen worden ist. 


Beweis: Begründung zum Bescheid des Erstinstanzlichen 
Gerichts und mein Schriftsatz vom 16.05.1980. 
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Darüber-hinaus i3t der Vortrag des Erstinstanz¬ 
lichen Gerichts auch in anderer Hinsicht weder 
richtig noch schlüssig. 


4.3.2. Es genügt zum Nachweis des berechtigten Interesses, 

daß der Klager ein religiöses, ideelles, rechtliches, 
wirtschaftliches oder politisches Interesse daran 
hat, daß alsbald die Nichtigkeitsfeststeliung getrof¬ 
fen wird. Hechtlich braucht er hierbei jedoch gar 
nicht betroffen zu sein, Das ist herrschende An¬ 
sicht. 

Beweis! Kommentar zur VwGtl von Eyermann-Frohler, ö. 

Auflage, Anm. 18/19 zu s '-*3 VwGÜ; Kopp, Komm, 
zur VwGü, 4. A. , Anm. 44 zu § 43 VwGu; Erjpel, 

UVG Münster, 41.14.1966, OVGE 44, 313/316; 

OVG Lüneburg, Esenshamm-Verfahren (Genauere 
Angaben zur Zeit nicht zur Hand ) 

Ich gehe auf diese Frage weiter unten noch näher ein. 

2.3.3. Das' Gericht behauptet, sämtliche Kläger wären 
"von den radiologischen Auswirkungen dieser 
Anlage im Normalbetrieb oder im Störfall" nicht 
betroffen. 

Z u nächst einmal ist festzustellen, daß es 
"radiologische Auswirkungen" gar nicht gibt. 

Mit dem Wort "Radiologie" wird die "Strahlen- 
kunde’J die "Lehre vom Wesen der Anwendung und 
den Folgen radioaktiver Strahlungen" bezeichnet. 

Das 8 r stinstanzliche Gericht hätte statt von 
"radiologischen Auswirkungen" von "Auswirkungen 
radioaktiver Schadstoffe" sprechen müssen. Auch 
hier zeigt sich, daß sich das Erstinstanzliche 
Gericht mit der Materie kaum ernsthaft auseinander 



gesetzt hat. Es hat seinen Standpunkt, inwiefern 
die Kläger von radioaktiven Schadstoffen nicht be¬ 
troffen seien, auch gar nicht begründet. Um die 
Aufgabe von sich abzuwälzen, eine Begründung vor¬ 
legen zu müssen, behauptet es einfach: 


"Br/Sie hat auch nicht substantiiert vortragen 
können, daß er/sie selbst für sein/ihr Leben 
oder seine/ihre Gesundheit Gefahren befurchtet." 
(a.a.O., S. 9 bzw. 11) 

Das ist erstens Unrichtig und wird nicht De- 
wiesen. 

Beweis: Gerichtsbescheid 


Zweitens hat das Gericht sich nicht mit meinem 
Vortrag zu diesem Thema in meinem Schriftsatz vom 
16 .05.1980 auseinander gesetzt. 

Beweis : Gerichtsbescheid und mein*» Schriftsatz 
vom 16.05.1980, S. 7 

Drittens hat das Gericht es abgelehnt, einen' von 
mir angekündigten ausführlichen Schriftsatz zu 
diesem Thema (und .zu einigen weiteren Themen) ab¬ 
zuwarten. 

Beweis : Mein«« Schriftsatz vom 02.06.1980, Ge¬ 
richtsbescheid vom 05.06.1980. 

Viertens hat das Gericht sich nicht von Amts 
wegen, obwohl es dazu verpflichtet ist, um 
Aufklärung des Sachverhalts bemüht. Es bat die 
Kläger nichtjeinmal um eine Stellungnahme zu 
dieser Frage. 


Beweis: Die Gerichtsakten. 
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Fünftens unterschlägt hier das Gericht, daß die 
Kläger auch noch ein Betroffensein auf anderen 
Gebieten dargelegt haben. 

Beweis : Meine Schriftsätze vom 16.05.1980 (unter 
Ziffer III) und vom 02.06.1980 mit über¬ 
reichter Anlage: Roland Bohlinger, Im 
Namen des Volkes; Schriftsatz von Wieland 
Soyka vom 09.05.1980. 

Auch der nächstfolgende Satz des Gerichts ist un¬ 
zutreffend . 

"Er/Sie wendet sich mit der Klage vielmehr 
allgemein gegen die Errichtung von Kernkraft¬ 
werken." (a.a.O.) 

Die Kläger wenden sich lediglich gegen jegliche 
Atomspalttechnologie ; die im Widerspruch zum 
Grundgesetz, Strafgesetz, Atomgesetz, der Strahlen¬ 
schutzverordnung u.a. gesetzlichen Bestimmungen 
steht. Das Gericht hat in dieser Richtung je¬ 
doch keinerlei Prüfung vorgenommen und in der 
Begründung der Klageabweisung auch nicht darge¬ 
legt, injwiefern seinä Behauptung zutrifft. 

Falls hier darauf abgestellt werden sollte, daß es 
nicht zulässig sei, gegen alle Atomspaltwerke der 
Bundesrepublik zu klagen, da das praktisch nicht 
nur im privaten Interesse geschehe sondern in öffent¬ 
liches Interesse hineinwachse und nur mit politischen 
Mitteln, z.B. Uber die Parlamente erlaubt sei, so sei 
darauf hingewiesen, daß das ÜVG Lüneteurg erst jüngst 
in einem Verfahren von Harm Menkens ein Urteil der 
1. Instanz aufgehoben hat, das die Klage mit der Be¬ 
gründung abwies, daß damit nicht nur die Wahrnehmung 
privater sondern auch öffentlicher Interessen verfolgt 
werde. Das OVG Lüneburg hat mit Recht darauf hingewie- 



sen, daß der (beabsichtigte oder unbeabsichtigte) Ver¬ 
such, öffentliche Interessen wahrzunehmen nicht das 
danebenstehende Begehren nach individuellem Rechts¬ 
schutz ausschließen könne. 

Beweis: Einvernahme von Herrn Harm Menkens, 2162 

Grünendeich, Burgstr. 38 - da mir im Augen¬ 
blick die Akte nicht zur Hand ist. 

2.3.4, Wie sich aus den vorstehenden Ausführungen ergibt, 
hat das Gericht nichts vorgetragen, was hinsichtlich 
der Frage, ob die Kläger ein berechtigtes Interesse 
an der alsbaldigen Feststellung der Nichtigkeit ha¬ 
ben, wirklich stichhaltig ist. Demgegenüber läßt sich 
aber schlüssig vortragen, daß die Klägerseite ein 
äußerst massiv berechtigtes Interesse an einer bal¬ 
digen Nichtigkeitsfeststellung haben. Ich gehe darauf 
näher unter Ziffer 2.6. ein. 

2.4. Das Gericht hat an verschiedenen wesentlichen Punkten 
nur allgemeine Behauptungen aufgestellt, die weder nä¬ 
her erläutert noch irgendwie begründet wurden. 

Be weist Ausführungen unter Ziffer 2.3. 

Das ist jedoch unzulässig. U.a. ist das deshalb unzu¬ 
lässig, weil es weder dem Berufungsgericht noch den 
Klägern Einblick in die eigentlichen Entscheidungs¬ 
gründe, d. h. die in Betracht gezogenen Tatsachen, 
Regelungszusammenhänge und Folgerungen sowie die ange¬ 
wandten Maßstäbe vermittelt und damit unmöglich«acht 
nachzuvollziehen, ob die Brste Instanz ausreichend und 
richtig geprüft hat. 

Hauptsächlich aus dem gleichen Grunde hat am 21.05.1980 
das OVG Lüneburg ein Teilurteil des VG Oldenburg im 
Esenshamm-Prozeß als untauglich verworfen, obwohl das 
VG Oldenburg ganz erheblich sorgfältiger vorgegangen 
war als die 7. Kammer des VG Koblenz. Es heißt in dem 
Urteil des OVG Lüneburg: 


"So 

der 


meint das angefochtene Urteil die 

gegriffenen Verwaltungsakte wegen fehlender Vor- 
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aussetzungen des § 44 Abs. 1 VwVfG, ohne die in Betracht 
gezogenen Fehler dieser Verwaltungsakte zu benennen; 
es beschränkt sich auf die Aussage, etwaige Fehler seien 
jedenfalls nicht offenkundig. Bei einer Vielzahl von 
Teilerrichtungsgenehmigungen mit jeweils höchst komplexen 
Inhalten ist eine sdche Wertung keinesfalls nachvoll¬ 
ziehbar. . 

Selbst wenn erkennbar wäre, welche einzelnen Fehler das 
Verwaltungsgericht als "jedenfalls nicht offenkundig" 
hat kennzeichnen wollen, wäre es dem Berufungsgericht nicht 
möglich, diese Bewertung zu bestätigen, ohne seinerseits die 
Fehler in ihrem jeweiligen Regelungszusammenhang zu ge¬ 
wichten. Hier zeigt sich, daß einem solchen Teilurteil auch 
fehlende "Entscheidungsreife" im Sinne des § 110 VwGO ent¬ 
gegensteht, die Frage der Nichtigkeit also nicht selb¬ 
ständig entscheidbar ist. Das Berufungsgericht kann 
ein solches Teilurteil nur dann sachgerecht überprUfen, 
wenn es die Verhandlung auf den gesamten Sachverhalt er¬ 
streckt, zu dessen Gewichtung sich die Vorinstanz aufgrund 
einer ebenfalls den gesamten Streitstoff umfassenden mündlich¬ 
en Verhandlung imstande sah. 

Mangels Darlegung der vom Verwaltungsgericht in Betracht 
gezogenen Fehler könnten im vorliegenden Falle nicht ein¬ 
mal die Maßstäbe überprüft werden, die das Verwaltungsge¬ 
richt zur Abgrenzung von Nichtigkeit und Fehlerhaftigkeit im 
einzelnen angewandt hat. Ej.n das i'eilurteil bestätigendes 
Berufungsurteil würde daher vermutlich nicht dasselbe besagen, 
was das Verwaltungsgericht gemeint hat. Das Berufungsge¬ 
richt ist, wenn es das materielle Recht aus seiner Sicht 
richtig anwendet, praktisch außerstande, sich mit der ihm 
verfahrensrechtlich allein zukommenden Überprüfung des 
bereits vom Verwaltungsgericht beschiedenen Teilaus¬ 
schnitts aus dem Streitgegenstand zu begnügen. Das ang«- 
fochtene Teilurteil ist aus allen diesen Gründen ver¬ 
fahrensfehlerhaft ergangen."(Urteil des 7. Senats des OVG 

^ Lüneburg vom 21.05.1980, Az. 7 OVG A 32/78 - 1 VG A 763/77, 

^Seite 16/17) 


2.5 Falls darauf abgestellt werden sollte, daß das erstinstanz¬ 
liche Gericht in seinem brteii in Sachen Pfeiffer (Az. 7 K 
^07/79) etwas mehr und substantiierter vorgetragen habe 
als in der liegründung der Abweisungsbescheide in den üb¬ 
rigen Verfahren und daß dies auf alle Verfahren übertrag¬ 
bar wäre, sei noch folgendes dargelegt: 


2.5.1. Die meisten Bescheide ergingen am 20. Mai 1980. Die 
später ergangenen Bescheide sind mit dem vom 20. Mai 
1980 identisch. 

Beweis : siehe oben 

Das Urteil in Sachen Pfeiffer erging jedoch nicht vor 
sondern nach dem 20. Mai 198o, nämlich am 21. Mai 80 . 

Beweis: siehe Urteilsausfertigung und Sitzungsnieder¬ 
schrift vom 21. Mai 1980, Az. 7 K 407/79* 

Weite Teile der Begründung aus den vorangegangenen Be¬ 
scheiden kehren in der Urteilsbegründung wortwörtlich 
wieder. 

Beweis: Urteilsausfertigung in Sachen Pfeiffer, 

Az. 7 K 407/79 und Bescheide in den übrigen 
Verfahren. 

Ergebnis: Das Urteil in Sachen Pfeiffer ist nach den 

Bescheiden in den übrigen Verfahren ergangen. 
Obwohl die Begründungen weitgehend mitein¬ 
ander verwandt sind, kann hinsichtlich der 
Überprüfung der Verfahrensweise, Begründet¬ 
heit und form der erstinstanzlichen Entschei¬ 
dungen nicht die Begründetheit des später er¬ 
gangenen Urteils auf die früher ergangenen 
Bescheide übertragen werden, 

2.5.2. Weder im Urteil in Sachen Pfeiffer noch in den Beschei¬ 
den bezüglich der übrigen Verfahren wird jeweils auf 
die weitgehend parallellaufenden Begründungen Bezug ge¬ 
nommen. 

Beweis : Urteil in Sachen Pfeiffer Az. 7 K 407/79; übrige 
Bescheide des Verfahrens 

2.5*3« Walther So v ka und ich wurden in der mündlichen Verhand¬ 
lung in Sachen Pfeiffer ausgeschlossen. 

Beweis : Siehe Niederschrift der mündlichen Verhandlung 
vom 21. 5. 1980, Az. 7 K 407/79, Seite 2/J. 
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Im Urteil in Sachen Pfeiffer werden Walther Soyka, Wie¬ 
land Soyka und ich jedoch nicht als ausgeschlossen be¬ 
zeichnet und behandelt. Vielmehr wird dort wortgieich 
dasselbe ausgeführt wie in den Bescheiden in Sachen der 
übrigen Kläger. 

Beweis i Urteil in Sachen Pfeiffer, Az. 7 K *tU7/79? Ab¬ 
weisungsbescheide in allen übrigen Verfahren. 

Darum wird dort auch nur ausgeführt, welche "Bedenken" 
gegen die Wirksamkeit der Bevollmächtigten bestündet Ab¬ 
schließend heißt es: 

"Diesen Bedenken gegen die Wirksamkeit der Bevollmächti¬ 
gung ist indessen nicht weiter nachzugehen, da die Klage 
bereits aus anderen Gründen offensichtlich unzulässig 
ist." (Urteilsbegründung Seite 7) 

Diese Ausführungen lassen also völlig unbeachtet, daß 
Walther Soyka und ich als ProzeßbevolImächtigte aus dem 
Verfahren Pfeiffer tatsächlich ausgeschlossen worden 
sind. Damit hat sich das Gericht durch sein fließband¬ 
mäßiges Vorgehen mit sich selbst in Widerspruch gesetzt. 

Zu prüfen wäre durch das Berufungsgericht, welche recht¬ 
lichen Folgen sich daraus ergeben. Möglicherweise ist 
dieser Fehler schon allein ausreichend für eine Aufhebung 
des Urteils in Sachen Pfeiffer. 

2«5*4. Der anschließende Hauptvortrag in der Begründung betrifft 
ebenso wie in den sonst ergangenen Bescheiden die Frage 
der Zulässigkeit der Klage und der Verwirkung des Klage¬ 
rechts. Diese Ausführungen sind außer in der Anredeforinel 
wortgleich. 

Beweis : Urteilsbegründung in Sachen Pfeiffer, Az. 7 K 407/79 
Seite 7, 4. Absatz bis Seite 9, 3» Absatz; Be¬ 
scheide S. 8 bzw. 6,5- Abs. bis S. 10 bzw. 8, 

Abs. 

Es genügt als Erwiderung hierzu auf meine Ausführungen 
unter Ziff. 2.1. ff. zu verweisen. 
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2.5.5. Anschließend weicht die Urteilsbegründung in Sachen 

Pfeiffer von der Begründung in den Bescheiden ab, die in 
den übrigen Verfahren ergangen sind. Ks könnt* an sich 
verzichtet werden, hierauf näher einzugehen, da der dies¬ 
bezügliche Vortrag nur auf Herrn Pfeiffer zugeschnitten 
ist. Ks sei aber vorsorglich auf folgendes hingewiesen: 

2.5.5.1. Bas Gericht trägt zunächst vor, es sei zweifelhaft, ob 
der Kläger ein berechtigtes Interesse an der Keststel- 
lung der Nichtigkeit habe, üa verweist darauf, daß der 
Kläger immerhin 70 km vom Standort entfernt wohne. 

Ks setzt sich aber dann nicht mit meinen Hinweisen hier 
zu auseinander, geschweige denn, daß es ihnen nachgeht, 
um seiner Pflicht zur Aufklärung von Amts wegen zu ge¬ 
nügen. Ks erklärt aber dann: 

"Ob in einer solchen Kntfernu.ng Personen von den ra¬ 
diologischen Auswirkungen dieser Anlage im Normal¬ 
betrieb (oder auch im Störfall) betroffen sein können 
erscheint doch fraglich. 

Das Gericht brauchte diesen Bedenken jedoch nicht 
weiter nachzugehen..." (Urteilsbegründung S. 1ü) 

Daraus folgt, daß das Gericht nicht nur in den übrigen 
Verfahren sondern auch hier nicht geprüft hat, in wel¬ 
chem Umkreis Personen als betroffen zu gelten haben. 

Ks steht damit der Vortrag der Klägerseite ungeprüft 
im Kaum, sämtliche Kläger seien von den Auswirkungen 
radioaktiver Schadstoffe betroffen. 

Abgesehen davon ist die Krage des ‘persönlichen Betrof¬ 
fenseins bei Nichtigkeitsfeststellungsklagen unerheb¬ 
lich. Bas wurde bereits weiter oben nachgewiesen, 

Beweis : Ausführungen unter Ziff. 2.2.1. ff. 

Vorsorglich sei jedoch ein Beweisantrag gestellt: 

Ich beantrage die Kinholung von Stellungnahmen unab¬ 
hängiger Gutachter zwecks Prüfung, welcher Personen¬ 
kreis im Normalbetrieb, bei einem Störfall und bei 
einer Keaktorkatastrophe rings um ein Atomspaltwerk 
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und einer sonstigen zum Atomspaltkreislauf gehörenden 
Anlage, etwa einer Wiederaufbereitungsanlage, als be¬ 
troffen einzustufen ist. 

Begründung: Es ist Tatsache, daß die Aussagen der ICRl*, 
der SSK, der HSK und ähnlicher Gremien sowie die darauf 
aufbauenden Aussagen der 'i'ÜV-Gutachter, auf die sich 
möglicherweise die Meinung des Gerichts bezieht, nicht 
auf wissenschaftliche Weise gewonnen worden sind. 

Beweis: Die geheimen Protokolle der ICRP, SSK und RSK, 
die geheimen Rechenschaftsberichte dieser Gre¬ 
mien, mein Aufsatz: "Keaktorsicherheit und 
Hexenwahn", mein Vorbringen im Brunsbüttel- 
Prozeß vor dem OVG Lüneburg. 

Es ist außerdem Tatsache, daß die genannten Gremien die 
Grundlagen ihrer Auffassungen hinsichtlich der Nuklid¬ 
belastung der Bevölkerung auf weitgehend dogmatische 
Weise entwickelt haben und nicht bereit sind, sie zur 
Diskussion zu stellen und überprüfen zu lassen. Zur Be- 
weissicherung erkläre ich deshalb: 

Ich beantrage die Vorlage sämtlicher Sitzungsprotokolle 
der 1CHP, SSK und KSK, sämtlicher Rechenschaftsberichte 
dieser Gremien, sämtlicher Unterlagen der Ausschüsse 
und die Prüfung derselben. 

2.5.5.2. Andere Auswirkungen eine's Baus und Betriebs des Atom¬ 
spaltwerks Mülheim-Kärlich sind vom erstinstanzlichen 
Gericht weder erwähnt noch geprüft worden. 

Beweis : Urteilsbegründung Az. 7 K 407/79. E. 10 ff. 

Von Klägerseite wird jedoch noch ein andersartiges Be- 
trofferssein vorgetragen. Siehe unten. 

2.5.5.3- Das erstinstanzliche Gericht trug jedoch noch weiter 
vor. Es behauptete, dem Kläger Pfeiffer fehle 

"das berechtigte Interesse an der Feststellung der 
Nichtigkeit gerade der 3* und 4. Teilgenehmigung." 

Das wird damit begründet, daß diesen Teilgenehmigungen 
die zweite Teilgenehmigung vorausgegangen sei und diese 
sei« unanfechtbar geworden, weil der Kläger dagegen 
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nicht Anfechtungsklage erhoben habe. Auch hier unter¬ 
nimmt das erstinstanzliche Gericht den Versuch, den 
wesentlichsten Unterschied zwischen einer Anfechtungs¬ 
klage und einer Nichtigkeitsstellungsklage völlig zu 
verwisehen. 

Das Recht auf Feststellungsklage wegen Nichtigkeit 
eines Verwaltungsakts bleibt jedoch völlig unberührt, 
wenn gegen den Verwaltungs ,kt nicht fristgerecht Klage 
erhoben worden ist. 

Beweis : Siehe Ausführungen unter Ziff. 4 . 2 . 1 . ff. 

Diese Rechtslage ist zunächst einmal maßgebend. Über 
die Verneinung des "berechtigten Interesses?' kann sie 
aber nicht umgangen werden, wenn sich das Gericht dar¬ 
auf beschränkt, vorzutragen, daß der Kläger keine An¬ 
fechtungsklage erhoben habe. Denn, wie nachgewiesen, 
braucht der Kläger nicht rechtlich betroffen zu sein, 
und er darf Fristen für eine Anfechtungsklage versäu¬ 
men, wenn er Klage auf Festste!lung der Nichtigkeit er 
hebt. Ks genügt ein berechtigtes anstatt eines rechtli 
chen Interesses! Wie schon dargelegt, genügt zum Nach¬ 
weis eines berechtigten Interesses ein religiöses, ide 
eiles, wirtschaftliches, politisches oder sonstiges 
Interesse. Hier hat das Gericht aber trotz unseres 
schriftlichen Vortrags in dieser Richtung nicht ge¬ 
prüft und vorgetragen. 

Beweis : Urteilsbegründung in Sachen Pfeiffer, 

Az. 7 K 407/79 S. 10 ff•i mein Schriftsatz 
vom .16. 5. 1980, eingereicht zu Beginn der 
mündlichen Verhandlung in Sachen Pfeiffer 
(siehe Niederschrift der mündlichen Verhand- 
1 ung S. ü ) . 

ß.5.5.4. Dazu kommt, daß das Gericht offensichtlich auch nicht 
an einer näheren Prüfung des berechtigten Interesses 
des Klägers an der Nichtigkeitsfeststellung interes 
siert war. Das Gericht hat in der mündlichen Verhand¬ 
lung die anwesenden Prozeßbevolimächtigten von Herrn 
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Pfeiffer, nämlich Walther Soyka und mich, vom Vortrag 
ausgeschlossen. Hs hat auch unterbunden, daß Walther 
Soyka und ich für die Unterbevollmächtigte Nicoll de 
11 ) 7 %n als sachkundige Hegleiter auftraten. Walther 
Soyka und ich durften Krau Nicoll de Hruin nichtein- 
mal Gesetzbücher, Schriftsätze, schriftliche llemerkun- 
gen oder irgendwelche sonstige Hilfsmittel für ihren 
Vortrag zureichen, geschweige denn, ihr persönlich 
und nicht im Vortrag gegenüber dem Gericht mündliche 
Hilfen zufliistern. Das Gericht, hatte korrekterweise 
au .s Gründen der Aufklärung des Sachverhalts dem Kläger 
Pfeiffer noch Gelegenheit zu einer gezielten Stellung¬ 
nahme einräumen müssen. Das ist nicht geschehen und 
verletzt somit das Anrecht auf rechtliches Gehör. 

d.5.5.5. Dazu kommt, daß das Gericht anschließend behauptet, 
"offensichtlich" lägen keine Nichtigkeitsgründe für 
die zweite Teilgenehmigung vor, dies abdr dann nicht 
begründet, insbesondere 

o nicht die Tatsachen, Kegelungszusammenhänge und 
Bewertungsmaßstäbe nennt, 
o und nicht auf den Klägervortrag in dieser Sache 
eingeht. 

Beweis : Urteilsbegründung S. 11 £.*, Klagebegründung,* 

mein Schriftsatz vom 16 . 5. 1980. 

Der Hinweis des Gerichts auf das Verfahren 7 K 194/77 
als Begriindungsersatz war nicht zulässig, weil dort 
ganz andere Gründe vorgetragen worden sind als von der 
jetzigen Klägerseite und weil nicht näher substanti¬ 
iert wurde, welche Aussage dort getroffen worden ist. 

Beweis : Entscheidung des VG Koblenz im Verfahren 
7 K 194/77; Urteil in Sachen Pfeiffer, 

Az. 7 K 407/79; Vergleich mit dem Vorbringen 
der Klägerseite. 

2.5.5.6. Völlig irrig sind die nachfolgenden Ausführungen des 


Gerichts: 


ir~ 


"Die zweite Toilgenehmigung findet ihre gesetzli¬ 
che Grundlage in § 7 AtG. Diese Vorschrift ist ver¬ 
fassungsgemäß, wie spätestens seit den Beschlüssen 
des Bundesverfassungsgerichts vom 8. August 1978 
(NJW 1979, 8. 359) und vom 20. Dezember 1979 (NJW 
1980, S. 759) feststeht. Dies hat zur Folge, daß 
Entscheidungen nach $ 7 AtG. ebenfalls grundsätz¬ 
lich verfassungsgemäß sind und deshalb nicht nach 
§ 44 Abs. 2 Nr. 5 und 6 VwVfG nichtig sein können." 

Sie können sehr wohl nichtig sein. 

o Zum Beispiel kann die Erklärung, es sei eine Geneh¬ 
migung nach § 7 AtG erfolgt, irrig, falsch oder be¬ 
trügerisch sein, oder sie kann formal zutreffend sein, 
aber die Genehmigungsvoraussetzung ist nicht erfüllt, 
weil der Antragsteller unvollständige oder falsche 
Angaben machte oder die Genehmigung erlistet hat. 

O Außerdem übersieht das Gericht hier, daß die zweite 
Teilgenehmigung einerseits im Zusammenhang mit den 
übrigen Teilgenehmigungen, dem Grundkonzept und dem 
Gesamtkonzept, wozu unter anderem die Endlagerung 
des Atommülls gehört, und andererseits als Teil einer 
verbotenen Vorberei tungshandlung im Sinne von $ 220 ft 
StGB zu sehen ist. Hierzu wird anläßlich des Vor¬ 
trags der Nichtigkeitsgründe noch eingegangen wer¬ 
den. Jedenfalls ist es theoretisch möglich, daß die 
zweite Teilgenehmigung als Teil einer lebenswidrigen, 
verfassungswidrigen, strafgesetzwidrigen und sitten¬ 
widrigen Tätigkeit (z. B. im Sinne von § 220a StGB) 
angesehen werden kann und von der Klägerseite auch 
tatsächlich so gesehen und begründet wird. Allen die¬ 
sen Fragen ist das erstinstanzliche Gericht aber 
nicht nachgegangen. Dementsprechend ist es auch irrig, 
wenn behauptet wird, 

"...bei Hestandskraft der Zweiten Teilgenehmigung 
kann sein berechtigtes Interesse nur.dahingehen, 
die Nichtigkeit der Dritten und Vierten Teilgeneh¬ 
migung insoweit festzustellen, als sie sich gera¬ 
de aus deren Kegelungsinhalt selbst ergibt." 
(Urteilsbegründung S. 12) 

Das ist ein Irrtum. Ich verdeutliche noch etwas das 
Gesagte durch ein Gleichnis: Beispielsweise ist die 
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Herstellung von Eisenteilen für Ofen an sich solange 
erlaubt, solange diese Herstellung nicht nach S d^Ua 
StGH als verbotene Vorbereitungshändlung zum Völker¬ 
mord anzusehen ist. Wenn aber diese Gisenteile für 
Ofen bestimmt sind, mit denen die Vernichtung von 
Menschen betrieben werden soll, dann ist auch die 
Herstellung der liisenteile nichtig, ebenso wie alle 
anderen Vorbereitungshandlungen für den beabsichtig¬ 
ten Endzweck. Hier ist also maßgebend die Absicht, 
das Ziel, lis genügt darum nicht, wenn das (Jericht 
behauptet: 

"Anhaltspunkte für das Vorliegen eines solchen 
berechtigten Interesses sind für das Gericht im 
übrigen auch nicht ersichtlich." (lirtei 1 sbegrün- 
dung S. Id) 

Sie waren deshalb nicht ersichtlich, weil das Ge¬ 
richt auf eine Befragung des Klägers und auf eine 
richtige Erörterung der Nichtigkeitsgründe und folg¬ 
lich auch auf die Erfüllung der ihm auferlegten Er- 
mittlunspflicht verzichtet hatte. 

d.6. Es wurde vorstehend nachgewiesen, daß das Gericht nicht 
in stichhaltiger Weise seine Behauptung begründet, es 
läge auf der Klägerseite kein berüchtigtes Interesse an 
der Feststellung der Nichtigkeit vor. 

Nachfolgend soll zu diesem negativen Beweis zusätzlich 
noch der positive geführt werden, es soll dargelegt wer¬ 
den, wie massiv berechtigt das Feststeilungeinteresse 
tatsächlich ist. 

ü.6.1. Es besteht ein berechtigtes Interesse an der baldigen 
Nichtigkeitsfeststellung u. a. aus folgendem Grunde: 

Ich will geklärt wissen, ob im Verwaltungsgerichtsbe- 
zirk dheinland-Pfalz atomrechtliche Genehmigungen auf 
dem Weg Uber die Nichtigkeitsfeststellungsklage wirk¬ 
sam angegriffen werden können oder ob das hier im Ge¬ 
gensatz zu anderen Gerichtsbezirken nur auf dem Weg 
über Anfechtungsklagen möglich ist. Diese Klärung 
ist notwendig, damit ich künftig weiß, wie ich formal¬ 
rechtlich wirksam weiter Vorgehen kann. 
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2.6.E. Außerdem geht es mir um Klärung, ob ich mein rechtli¬ 
ches Betroffensein in Form von gesetzlich nicht abge¬ 
deckter Einschränkung unserer Grundrechte klaglos hin¬ 
nehmen muß, weil das angeblich verfristet sei. 

ß. 6 . 3 . Ich habe das stärkste Interesse an der möglichst bal¬ 
digen Feststellung, ob ich aus angeblicher Verfristung 
und anderen formalrecht1ichen Papierb edlngungen Opfer 
naturgesetzljeher Bedingungen aufgrund vermehrter Aus¬ 
streuung künstlich erzeugter Radionuklide in die Bio¬ 
sphäre werden darf, insbesondere, was die genetische 
Dimension meiner Person betrifft. 

2.6.4. Damit hängt mein Interesse an der möglichst baldigen 
Feststellung zusammen, daß geklärt werde, ob durch 
Auslegung von Verfahrensbestimmungen die Diskussion 
und Entscheidung Uber schwerwiegende Fragen rechtli¬ 
cher und tatsächlicher Art ausgeschaltet werden können 
und ob der Staat damit die Errungenschaften des moder¬ 
nen Rechtsstaates preisgibt, um mittelalterliche Justiz¬ 
grundsätze teilweise wiederaufzunehmen oder in die 
Orwellsche Staatsform bzw. das, was der Vizepräsident 
des Bundesverfassungsgerichts, Dr. Zeidler, als nach¬ 
demokratisches Zeitalter bezeichnet hat, überzuwechseln. 

2.6.5. Der alsbaldigen Klärung bedarf es auch, ob die Bundes¬ 
republik durch Genehmigung weiterer Atomspaltwerke 
noch ausreichend verteiygungsfähig ist, um festzustel¬ 
len, ob ich in einem militärisch souveränen oder mili¬ 
tärisch hilflosen Staat lebe, und da ich in Wehrdienst¬ 
fragen publizistisch und juristisch tätig bin und noch 
weiter tätig werden will. 

2.6.6. Ich verlange auch alsbaldige.Klärung, ob ich es hin¬ 
nehmen muß, daß private Vereinigungen wie die 1CRP, 

KSK und SSK Uber das Wohl von Millionen Menschen und 
darunter auch mein Wohl und das Wohl meiner Kinder, 
Kindeskinder und deren Ehepartner unkontrolliert ent¬ 
scheiden dürfen. 
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2.6.7. Hs bedarf auch der Klärung, ob in diesem Staat, und 
speziell im Fall Mülheim-Kärlich, Persönlichkeiten 
aus Industrie und Bankwesen oder die Gesetzgebung, 
Verwaltung und Uechtsprechung letzlich das Sagen 
haben, da ich hiernach meinen künftigen Lebensweg ein¬ 
zurichten habe. 

2.6.8. Aus Gründen der Vorbeugung muß ich auch wissen, ob 
künftig stärker das Widerstandsrecht inanspruchge¬ 
nommen und mobilisiert werden muß oder ob ich die 
weitere Beschreitung des Verwaltungsrechtswegs als 
geeignetes Mittel zur Wahrung meiner Interessen und 
der Interessen jener Menschen, für die ich verant¬ 
wortlich bin, ansehen kann. 

2.6.9* Zahlreiche weitere Gründe, aus denen sich ein äu¬ 
ßerst starkes und berechtigtes Interesse an einer 
möglichst baldigen Feststellung auch ganz speziell 
bezüglich der Nichtigkeit des Baus und Betriebs des 
Atomspaltwerks Mülheim-Kärlich ergibt, werden im 
nächsten Abschnitt aufgezählt. 

2.7. Wie sich aus den bisherigen Ausführungen ergibt, hat 

das erstinstanzliche Gericht nicht genauer geprüft, ob 
tatsächlich Nichtigkeit gegeben ist. Das Gericht hielt 
es für ausreichend, ohne nähere Prüfung der Klagegründe, 
die Klage für unzulässig zu erklären. Abgesehen davon, 
daß di* Gründe, die es anführte, um die Unzulässigkeit 
der Klagen zu erweisen, offensichtlich nicht stichhaltig 
sind und nicht ausreichend dargelegt worden sind, hat 
das Gericht verkannt, daß die Zulässigkeit von Nichtig¬ 
keit sfeststel lungsklagen nur beurteilt werden kann, wenn 
die Klagegründe genau geprüft worden sind. Diese genaue 
Prüfung ist jedoch unterblieben. 

Beweis ; Siehe die vorausgegangenen Ausführungen 
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3. Ich mache das Vorbringen 
seines Schriftsatzes vom 
Vorbringen hinsichtlich ergänzender Begründung meiner 
bereits abgegebenen Stfeitwertbeschwerde. 

4. Ich beantrage , am Schluß des Verfahrens die verschiede¬ 
nen Verfahren zu verbinden. 

Begründung s 

Ich zitiere aus dem Schriftsatz von Wieland Soyka vom 
25. 1U. 1980 S. 4 bis 6: 


von Herrn Wieland Soyka^S. 6/7 
25. 10. 19&0 .feu meinem eigenen) 


[j)er Beschluß ist unbegründet und mm gegenwärtigen Verfahrens stand 
unzulässig. Es wäre sinnvoll, über den Verbindungsantrag am Ende dea 
Verfahrens zu beschließen. 

Begründung: 

Es könnte zwar sein, daß die verschieden gelegenen Wohnorte zu einem unter* 
schiedlichen Crad an Betroffenheit der einzelnen Kläger führt. Bei den ErwAfiu 
ob gleichgerichtete Verfahren verbunden werden sollen, kommt ea aber darauf 
an, ob dies für den Kiageausgang überhaupt erheblich lat. 

Wenn beispielsweise das Verwaltung ge rieht von Anfang an erwogen hat, 
das Gesetz zur Entlastung dar Verwaltungsgtrichte anzuwenden und die Klage« 
per Vorbescheid abzuwelscn, dann besteht kein Grund, einen Verbindungs* 
antrag abzulehnen. Ferner kommt es bei den Erwägungen darauf an, was die 
Kläger im Wesentlichen wollen und woraus sie ihre Betroffenheit ableiten. 

Es kommt nicht darauf an, ob bei verengter Sichtweise neben einer Reihe 
von Gründen, die für eine gemeinsame Art der Betroffenheit sprechen, auch 
ein Grund gefundeh wird, der zusätzlich zu einer speziellen Betroffenheit 
führt. 

Wenn die Kläger beispielsweise vortrugen, daß in der Gnindkonzepfgenehmigun, 
erlaubt wurde, waffenfähiges Plutonium zu produzieren, dann sind sie davon 
unabhängig von ihrem Wohnort betroffen. Wenn sie vortrugen, daß die Grund* 
konzeptgenehmigung zwingend verlangt, eine Betriebsgenehmigung zu erteilen, 
die gegen die Strahlenschutzverordnung und das Atomgesetz verstoßen wird, 
dann sind auch hier dleiClftger unabhängig von ihrem Wohnort betroffen. 

Der einzige Grund, der da« Argument der verschiedenen Wohnorte stichhaltig 
machen könnte, wäre die Tatsache, daß sich die im Grundkonzept genehmigten 
radioaktiven Schadstoffabgaben nicht gleichmäßig ausbreiten. Da diese Frag« 
aber vom Verwaltungsgericht im Zusammenhang mit dem dort gestellten Verbii 
antrag bewußt ausgeklammert wurde, lat als auch vbr dem OVG erst ln zweiter 
Linie zu überprüfen. 

Diese Frage wird von fast allen Verwaltungs* und Obe rvcrwaltungs ge richten 
aus geklammert, weil es zu Ausbreitungsfragen der radioaktiven Schadstoffe 
nur wenige brauchbare wissenschaftlich« Berechnungen gibt. Die Mehrzahl 
der hierzu relevanten Berechnungen kommt zu Ergebnissen, die verlangen 
von einer Globalbetroffenheit der gesamten Bevölkerung zu sprechen. Da es 
Aufgabe der Verwaltungsgerichte ist, vor allem Individualrechtsschutz zu 
gewähren, zeigten sich nur wenige Richter bemüht, dem Phänomen der Global* 
betroffenheit in Individualrechtsschutzverfshren redlich gerecht zu werden. 

Im Zusammenhang mit der Schadstoffbelastung geschah dies nur im Würgassen- 
prozeß (1975, OVG-MUnstsr) und in verschiedenen Entscheidungen des OVG- 
LUneburg. 

Anstatt sich mit dsr Ausbreitungsfrsgc ernsthaft zu baschäftigsn, stützten sich 
bisher viele Richter (wenn sie das Thema überhaupt berücksichtigten) auf die 
unwissenschaftlichen und inkompetenten "Empfehlungen 14 und ''Richtlinien'* der 
"Reaktorsicherheitskommieslon"(RSK) und vergleichbarer Institutionen. 






In der RSK wird von renommierten Mitgliedern in geheimen Sitzungen nach 
Mehrheit«prinzip von Zeit zu Zeit beschlossen, was künftig als Wahrheit zu 
gelten hat und an welchen Schadstoffen die Bevölkerung nicht zu erkranken hat. 
Diese Praxis wurde von der Bonner Enquett-Kommission scharf gerügt. 

Auch das OVG-Lüneburg hat in seinem jüngsten Betriebsstopp-Beschluß für 
Brunsbüttel nach einer summarischen Prüfung geheimer RSK-Protokolle 
ernste Kritik an RSK-Praktiken geübt. 

Es sollte auch in Koblenz möglich sein, abergesetzliche Empfehlungen von 
nicht rechenschaftspflichtigen Institutionen erst nach einer Prüfung auf ihren 
Wahrheitsgehalt anzuerkennen. 

Allein die Ausbreitungs empfehlungen der RSK stützen die Begründung für den 
Nichtverbindungsbeschluß. Da diese Empfehlungen nach neuen Erkenntnissen 
hinfällig sind, ist der Beschluß unbegründet. 

Es seien noch weitere Gründe genannt, die für_ eine Verbindung sprechen: 

Die von den Klägern vorgetragene Tatsache, daß das in der Grundkonzept¬ 
genehmigung enthaltene 11 rem-Konzept" (U. a. die etablierte Umrechnungsmethode' 
von 'Curie" in "rem") schlicht Betrug ist (well man bei der Umrechnung 
bewußt den größten Teil der anfallenden und freigesetzten Schadstoffe unberück¬ 
sichtigt läßt), dürfte zu einer Art von Betroffenheit führen, die unabhängig ist 
von der Entfernung des Wohnortes vom Standort der Atomanlage. 

Vor allem ist zu betonen, daß die Kläger Anträge nach $ 43 VGO gestellt haben, 
also die Feststellung der Nichtigkeit von Verwaltungsakten wünschen und nicht 
etwa im Sinne des $ 42 VGÖ Anfechtungsklage erhoben haben, was eine ganz 
andere Art der rechtlichen Betroffenheit verlangen würde. 

Im Wege der Anfechtungsklage ist es möglich, die Verbesserung eines leicht 
fehlerhaften Verwaltungsaktes zu erreichen. 

Wir vertreten aber die Auffassung, daß die angefochtenen Verwaltungsakte 
in ihrer jetzigen Form so schwer fehlerhaft sind, daß eine Verbesserung 
nicht in Frage kommt. Wir haben z. B. geltend gemacht, daß es mit der 
Gesunderhaltung der Kläger und des Volkes unvereinbar ist, in Anlehnung 
an unverbindliche "Wahrheitsbeschlüsse" der RSK und ähnlicher Institutionen 
derart weittragende Verwaltungsakte zu erlassen. Es ist hier also angebracht, 
nach $ 43 VGO zu klagen. 

Selbst wenn man nun irrigerweise bei der Prüfung der Nichtigkeitskriterien 
allein die im $ 44 des Verwaltungsverfahrensgesetzes genannten heranziehen 
würde, findet sich hier nichts, -was dazu rühren könnte, daß die Kläger wegen 
unterschiedlicher Wohnorte auch unterschiedliche Rechtspositionen haben.könnten, 
was also gegen die Verbindung der Verfahren sprechen würde! 

Wenn der Senat nach der Aussetzung seines Nichtverbinfiungsbeschlusses 
erneut über die Verbindung berät, möge er prüfen, ob die Ausbreitung radio¬ 
aktiver Schadstoffe zu einem erheblich unterschiedlichen Grad an Betroffenheit 
führt. Ich empfehle, angesichts der unverbindlichen RSK-Empfehlungen, sich 
dabal auf unabhängige und wissenschaftlich verbindliche Expertisen zu stützen. 
Beispielsweise auch auf Arbeiten ausländischer Fachleute. 


Der Nichtverbindungsbeschluß ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt auch unzulässig . 
In der unsubstantiierten Begründung zu dem Beschluß wird davon ausgegangmv 
daß eine gleich zu beurteilende Gefährdung aller Kläger durch radioaktive 
Schadstoffe nicht stattfindet (die Kläger haben das Gegenteil als Klagegrund 
angegeben), oder aber, daß eine gleichmäßige Schädigung durch radioaktive 
Schadstoffe zulässig ist. 

Daß die Gefährdung nicht atattfindet ist weder erwiesen, noch wurde der Sach¬ 
verhalt vom Gericht geprüft. Und daß eine Geaamtgefährdung und eine Cssamt- 
schädigung durch radioaktive Schadstoffe zulässig sei, hat auch daa Bundesver¬ 
fassungsgericht in keinem Grundsatzurteil legitimiert. Durch Gesetze und 
Verordnungen wird sie ohnehin nicht erlaubt. "*7 


Mit Sicherheit ist angesichts der vom Gericht vorge¬ 
tragenen Gründe eine Trennung zwischen Familienmit¬ 
gliedern unzulässig, wie z. B, in meinem Fall zwischen 
mir und meinen Kindern. Das Gericht ging in der Trennung 
fOf,- r po weit, daß es sogar mich als Prozeßbevollmäch- 
tigten meiner Kinder bozeichnete, der ihnen gegenüber 
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fremde Rechtsangelegenheiten betreibe und deshalb von 
der Prozeßvertretung auszuschließen sei. (siehe oben) 


Tatsachen, die ein Vorliegen der Nichtigkeit erweisen. 

Einleitend zitiere len Ausführungen von Wieland Soyka 
in seinem Schriftsatz vom 25. 10- 1980 S. 8/9: 

.Klagen nach $ 43 VGO zur Feststellung der Nichtigkeit von Verwaltungsaktoa 
sind grundsätzlich zulässig. Es ist falsch, wie neulich z. B, das VG-Schleswig 
entschied, dafl alle Anträge, die mehr als Individualrechtsschutz verlangen, 
abzutyeisen sind. Dies widerspricht insbesondere dem Sinn des { 43 VGO. 

Die Schleswiger Entscheidung wurde dann auch vom OVG aufgehoben. Da® 

Verwaltungsgerichte lediglich Individualrechtsschutz zu gewähren haben be sa gt 
nicht, daß sie diesen dann zu verweigern haben, wenn Rechtsverletzungen 
großer Gruppen oder des ganzen Volkes stattfinden. 

Die Kläger haben Anträge nach {43 (1) VGO gestellt. Der Paragraph besagt: 

"Durch Klage kann die Feststellung ... der Nichtigkeit eines 
Verwaltungsaktes begehrt werden, wenn der Kläger ein berechtig 
Interesse an der baldigen Feststellung hat." 

Die Kläger h^ben darauf hingewiesen, daß die Grundkonzeptge nehmigung einen 
'Verwaltungsakt darstellt, der dazu führen muß, daß ein gesundes Leben der 
Kläger und des übrigen Volkes nicht mehr garantiert ist. 

Ihre Hinweise haben sie untermauert mit Literaturangaben von bekannten 
Strahlenfachieuten wie K, Z. Morgan und J. Rotblatt. 

Der Gesetzgeber hat den { 43 VGO 1960 ein ge führt, weil es ln der deutschen 
Geschichte nichtige Verwaltungsakte gegeben hat, gegen die dem ohnmächtigen 
Bürger kein Rechtsmittel im Anfechtunswege offenstand. Das (|nfechteu nichtig». 

Verwaltungsakte wäre meistens unmöglich, weil das Hauptmerkmal des erteilter 
nichtigen Verwaltungsaktes Ist, daß die Nichtigkeit nicht für Jedermann offenkunn 
ist. Selbst den Verwaltungsvertretern fiel es über Jahre sehr schwer , 
allein mit dem Begriff der Nichtigkeit etwas anzufangen. Deshalb wurde 1971 
das Verwaltungsverfahrensgesetz mit seinem { 44 verabschiedet, der dem 
Behördenvertreter hier Hilfestellungen gl.bt. 

An dieser Stelle sei erwähnt, daß vor wenigen Wochen der 
Antrag auf Erteilung einer,Grundkonzeptgenehmlgung für eine 
neue Atomanlage in Llngen/Emsland von den Antragstellern 
zurückgezogen wurde, weil von allen Beteiligten der Nichtige 
kettacharakter schon vorher erkannt wurde. (Vgl. die dies« 
bezügliche Pressemitteilung. ) 

Es wäre nun falsch, aus den im { 44 VerwäTtungsverfahrensgesetz gegebenen 1 

Hilfestellungen für den Verwaltungsbearaten , zu schließen, daß sich Nichtigkeit 
nur an den hier genannten Kriterien erkennen läßt. Im Gegenteil: Im Falle 
einer Anfechtungsklage (die die Kläger nicht eingebracht haben) gehört es sur 
richterlichen Aufgabe, zu überprüfen, ob die Genehmigungsbehörde den 
{ 44 VwVfG berücksichtigt hat. Hier sind aber nur die am häufigsten vor¬ 
kommenden Kriterien genannt. Die Anwendung weiterer Kriterien kann von 
einem Genehmigungsbeamten nicht verlangt werden. 

Der $ 43 VGO geht in den Nichtigkeitskrietrien aber viel weiter und ist euch 
wesentlich älter. Er verlangt vom Richter, danach zu fragen und zu prüfen, 
ob der Verwaltungsakt rechtlich Überhaupt möglich ist. Dabei ist es nur in 
zweiter Linie erheblich, ob dies für Jedermann offenkundig ist £der nicht. 

Wäre die Nichtigkeit nämlich offenkundig, dann hätte sie (wie Jetzt Im Fall 

Lingen) bereits der Verwaltungsbeamte erkannt und die Kläger könnten sich l 

den Weg zu Gericht sparen. Oder anders gesagt:, Der { 43 VGO würde seinen 

Stqn verlieren, wenn er nur nach einem frei erfundenen Offenkundigkeit*- | 

prinzlp angewandt werden dürfte. Das würde doch bedeuten, f 

daß der Betrieb von Gaskammern genehmigbar und unanfechtbar wäre, | 

wenn im Genehmigungsbescheid stünde, dsß es sich bloß um Entlausungs- l 

an stalte n handle. f 


i 


Es ist offenkundig im Sinne des § 43 VCO erforderlich, systematisch zu 
prüfen, wie ich das in meinem Schriftsatz an das VG-Koblenz vom 9. Mai 
empfohlen habe. Es ist erforderlich, systematisch Beweis zu erheben. 

Ich bleibe bei dem bitteren Beispiel: Wenn die zu entlausenden Personen 
erst einmal vergast sind, dann ist es zu spät mit einer Prüfung der Tatsachen 
zu beginnen. Dann wird man nur noch den Tod feststellen können. Offenkundig. 

In der notwendigen Prüfung müssen alle in Betracht kommenden Umstände 
gewürdigt werden! Das Verwaltungsgericht Oldenburg hat 1977 im praktisch 
gleich gelagerten Verfahren wegen des KKU-Esenshamm eine solche Prüfung 
und Beweiserhebung für erforderlich gehalten. Der berichterstattende Richter 
hat zu diesem Verfahren angegeben, daß er z. B. die gesamte Atomliteratur 
gelesen habe, was ich zwar bezweifle, aber dies wäre unter Umstanden erforderlich, 
wenn man die Nichtigkeit der Verwaltungsakte nicht schon vorher erkennen kann. 

Die Oldenburger Richter haben dem Begehren der Kläger in einem "Schau- 
prozeß dann nicht stattgegeben. Sie haben aber in diesem Prozeß so gravierende 
Verfahrensfehler gemacht, daß das Urteil von 1977 mittlerweile vom Ober¬ 
verwaltungsgericht aufgehoben wurde und zur Neuverhandlung in die erste 
Instanz zurückverwiesen wurde. (21. Mai 1980). 

Wenn der Senat jedenfalls dem Sinn des $ 43 VGO gerecht werden will, dann 
wird er eine gründliche Prüfung von Sachfragen nicht vermeiden können. '"1 


Ich mache mir die vorstehend zitierten .vusführungen von 
Wieland Soyka zu eigen. Ebenfalls mache ich mir zu eigen, 
was die übrigen Kläger während der mündlichen Verhand¬ 
lung vom 11. bis 13. November 1yöu im Mülheim-Karlich- 
Verfahren und davor schriftlich hinsichtlich des Vorlie- 
gens von Nichtigkeitsgründen vorgebracht haben. 

Zusätzlich weise ich auf die Tatsache des Vorliegend fol¬ 
gender 33 Nichtigkeitsgründe hin: 

(l) her Sicherheitsbericht , der jetzt anläßlich der Ge¬ 
nehmigung der sogenannten Dehnungsfuge vorgelegt 
wird, ist fast doppelt so umfangreich wie der alte 
Sicherheitsbericht. Kin genauer Vergleich zwischen 
den beiden Si cherheitsberichten war während des 
Prozesses mir nicht möglich. 13s liegt jedoch nahe, 
daß eine genaue Überprüfung Tatsachen erkennen ließe, 
die den alten Sicherheitsbericht nichtig machen. Da 
der neue Sicherheitsbericht erst seit Montag, dem 
Io. November vorliegt. Hierbei sei betont, daß mir 
eine Abschrift der Einleitung zum alten Sicherheits¬ 
bericht vorliegt, wo es heißt: 

"Ferner wird die Anlage, soweit zum Verständnis 
erforderlich, beschrieben. Der Bericht gibt somit 
Auskunft über alle sicherheitstechnischen Fragen , 
die für die Beurteilung der Anlage wesentlich sind ." 
(Brown, Hoveri und Cie AG _ - DWH Kernkraftwerk Üo1o'9o 
1o3.o9 Dr. Stü/Bi - 1. Einleitung, l./l) 



Wenn der neue Sicherheitsbericht fast doppelt so stark 
ist, dann enthält er also entweder erheblich viel Un¬ 
wesentliches oder der alte Sicherheitsbericht ist unvoli'- 
ständig oder es haben Frisierungen stattgefunden. Dem 
muß nachgegangen werden. 

(2) Das Atomspaltwerk Mülheim-Kärlich besitzt ein Grund ¬ 
konzept , das auf einen Umgang mit offenen radioakti ¬ 
ven Stoffen abzielt. Der Umgang mit offenen radio¬ 
aktiven Sttffen ist aber nicht im Einklang mit dem 
technischen Grundkonzept und den Forderungen der 
Strahlenschutzverordnung möglich.j Näheres hierzu 
ist in meinem Berufungsverfahren vor dem OVG Lüne¬ 
burg bezüglich des Atomspaltwerks Brokdorf ausge- 
führt. Es sei hierauf verwiesen. 

(3) L In den Genehmigungsunterlagen fehlt ein vollstän¬ 

diges _£Uct_rvi^at^fli_eßs_ch_^na_. Allein diese Tatsache 
reicht aus, die Genehmigungen zum Bau des Atomspalt¬ 
werks Mülheim-Kärlich für nichtig zu erklären,^ 

(4) Im alten Sicherheitsbericht wird die Plutonium ¬ 
produktion verschwiegen, im neuen 'Sicherheitsbericht 
soll sie erwähnt sein. Mir wurde gestern ein Kurz¬ 
gutachten eines Strahlenschutztechnikers vorgelegt 
aus dem ich entnehme, daß im Harrisburg-Reaktor - 
bekanntlich entsteht in Mülheim-Kärlich derselbe 
Reaktortyp - vor allem nach dem großen Unfall mög¬ 
licherweise recht erhebliche Mengen von Plutonium 
durch die Reaktivität des Reaktor-GJuthaufens er¬ 
brütet werden. 

( 5 ) Der Reaktortyp von Mülheim-Kärlich ist wie gesagt 
derselbe wie in Harrisburg . Bezüglich des Unfalls 

in Harrisburg kursieren folgende beiden Ansichten un¬ 
ter den Fachleuten: 

(a) Der Reaktor-Gluthaufen ist durch seine Reaktivi¬ 
tät (Funktion als W$rme erzeugender Reaktor) 
in der Lage, aus dem Uran 238 allmählich 
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Plutonium Ü'j9 zu erbrüten, weil Morteration "kaum" 
stat.tf indet. Die Plutoniumzunahme konnte zu zu¬ 
nehmender KritLkalität (siehe Störungen an dem 
\'otkiihlSystem) führen, angezeigt durch Ansteigen 
der Temperatur. Dann würde der Gluthaufen eines 
Tages als Bombe explodieren. 

(b) Der Keaktivitätsprozeß "erstickt" allmählich 

an der Zunahme von Spaltstoffen. Dann wäre die 
Gefahr in einigen Jahren zu beherrschen. 

für den Ueaktor in Mülheim-Kärlich sind bis heute 
keine wirksamen Vorkehrungen gegen eine solche noch 
ungeklärte Gefahr getroffen. 

(6) In den Genehmigunpunterlagen ist die polygenisch e 
Dimensio n von genetischen Schädigungen verschwiegen, 
obwohl sie Stand der Wissenschaft ist. 

( 7 ) JOs wurde in den Genehmigungsunterlagen für das Atom- 
spaitwerk Mülheim-Kärlich vorgetäuscht, daß der 
verwendete Schlüsselbegriff "rem " ein wissenschaft¬ 
licher und nicht ein dogmatischer bzw. fiktionalisti 
scher Begriff ist, dessen Verwendung zu Fehlurteilen 
führt und Fälschungen erlaubt. 

Außerdem wurde in den Genehmigungsunterlagen nicht 
das Bin-Treffer-lTin zlp berücksichtigt. 

(8) Zahlreiche Synergismen sind in den Gutachten nicht 
untersucht, es ist nicht einmal das Verhalten der 
meisten Nuklide untersucht worden, die beim Betrieb 
der Atomanlage entstehen werden. 

(9) Das Atomspaltwerk Mülheim-Kärlich besitzt kein brauch 
bares Knisorgungskonzept ■ Damit fehlt eine wesentli¬ 
che Genehmigungsvoraussetzung. 

Die Verträge mit. La Hague enthalten eine Hiicknahme- 
klausel. Die behauptete Gewährleistung der Entsor¬ 
gung durch Hinweise auf die Verträge von La Hague 
erfüllt damit möglicherweise den Tatbestand des Be¬ 
trugs. Die Äußerung von Bundeskanzler Helmut Schmidt 
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auf der Weltenergiekonferenz, daß die Entsorgungs- 
frage nicht gelöst sei (siehe*SchriftSatz von Wie¬ 
land. Soyka vom 25» 1Ü. 1980, S. 10) müßte auf jeden 
Fall Anlaß zur Überprüfung des Entsorgungskonzepts 
für das Atomspaltwerk Mülheim-Kärlich sein, und 
zwar an Hand der Unterlagen, die dem Bundeskanzler 
als Grundlage für seine Äußerung dienten. 

(10) Es ist in den Genehmigungsunterlagen nur ganz un¬ 
vollständig dargelegt, wie umfangreich der ” Atom ¬ 
spal tkreislauf” und dessen Folgen von der Uranbe¬ 
schaffung bis hin zur Endlagerung abläuft, wie es 
damit im Falle eines Großen Unfalls, eines Terror¬ 
akts, einer Kriegseinwirkung aussieht, inwiefern 
durch diesen Kreislauf Grundrechte betroffen sind, 
z. B. das Recht auf freie Wahl des Wohnorts, des 
Arbeitsplatzes und der Berufsausübung, auf Unver¬ 
letzlichkeit der Wohnung und des Schutzes von Ehe 
und Familie. 

(11) Durch die Erweiterung der sogenannten Dehnungsfuge 

zwischen den beiden Gebäudeteilen des Atomspalt- J 

werks Mülheim-Kärlich mußten wichtige Rohre ins Freie 
gelegt werden werden. Das widerspricht den Sicher¬ 
heit sbestimmungen für bestimmte Anlagentei1e. ' 

(12) Harm Menkens hat kürzlich entdeckt, daß im Bruns- \ 

büttel-Verfahren von der Betreiberseite dem Gericht \ 

ein gefälschtes Gutachten vorge.legt wurde, auf dem 

dann drei weitere Gutachten aufbauten. Die Fälschung j 

und die Fälschungsabsicht sind in diesem Fall un¬ 
zweifelhaft erwiesen. Da auch in den Genehmigungs- 
Unterlagen für das Atomspaltwerk Mülheim-Kärlich 
Ungereimtheiten auftreten, ist zu prüfen, ob es 
sich um unerklärliche Ungereimtheiten, Irrtümer 
oder ähnliches Handelt oder inwiefern auch hier 
Fälschungen stattgefunden haben. Da die Akten zehn¬ 
tausende verschiedener Seiten umfassen, ist es leicht, 
solche Fälschungen oder Verstümmelungen und Auslassun¬ 
gen vorzunehmen 0 da für eine genaue Überprüfung die 

Hilfe einiger dutzend Fachleute während vieler Monate \ 

nötig wäre* 

I 
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( 13 ) Fs wird in den Genehmigungsunterlagen verschleiert, 
daß die erstellten Gutachten auf ompfehlungen und 
n’e^e] werken aufbauen, die von der 1 CHF, bbK., KSK 
und ähnlichen Cirem en geschaffen wurden, die Funk¬ 
tion von Dogmen bzw. Fiktionen erfüllen und von den 
Gutachtern und der Genehmigungsbehörde nicht auf 
ihren Wahrheitsgehalt hin überprüft wurden. 

Als Heveisnittel dienen geheime Sitzungsprotokolle 
der genannten Gremien und Kommissionen, von denen 
ich einige besitze, Hriefe und Äußerungen von Mit¬ 
gliedern dieser Kommis sionen, die Rechenschafts¬ 
berichte, Unterlagen aus den Ausschüssen, meine 
Darstellung "KeaktorSicherheit und Hexenwahn", ver¬ 
öffentlicht in "Hechtsweg" Nr. b und mein Kurzgut¬ 
achten für Herrn Harm ' enkens über einige mir vor¬ 
liegende Sitzungsprotokolle der KSK. 

/ur Verdeutlichung der zentralen Problematik zitiere 
ich die wichtigsten Stellen aus meiner erstgenannten 
Darstellung, erschienen in der "Rechtsweg" Nr. 6 : 

"Wenn man von den archai nichts mehr 
wissen will, so tritt mit Notwendigkeit die 
an-archaia ein." 

Der Philosoph und Physiker Hugo Dingler 
in: Der Zusammenbruch der Wissenschaft 
und der Primat der Philosophie, 1931, 2. 
A^S.2 ' 

In atomrechtlichen Genehmigungs- und Gerichtsverfahren werden die 
Regeln der Wahrheits- und Rechtsfindung in gleicher Weise mißachtet 
wie einst in mittelalterlichen Inquisitionsverfahren. Die Folgen der 
mittelalterlichen Verfahrensweise sind bekannt. Die Folgen der neuzeit¬ 
lichen beginnen bereits spürbar zu werden. 

Entmündigende Expertenherrschaft? 

Herr Dr. Backheuer vom Schleswig-Holsteinischen Sozialministerium, - 
also von der Genehmigungsbehörde für die Atomspaltwerke Brokdorf, 
Brunsbüttel und Krümmel - gab in einem Verfahren vor dem OVG Lüne¬ 
burg eine etwa viertelstündige Erklärung ab, in deren Verlauf er darauf 
hinwies, daß die Genehmigungsbehörde weder die personellen noch die 


finanziellen Möglichkeiten habe, um die Voraussetzungen zu überprüfen, 
welche die TÜV- und IRS-Gutachter ihren Gutachten zugrundelegen. Die 
Behörde sei m£ imstande nachzuprüfen, ob die Rechensch ritte richtig 
seien, die bei der Anwendung dieser Voraussetzungen auf den jeweiligen 
Reaktor vorgenommen würden. 

Herr Dr. Backheuer sprach damit nur offen aus, was längst offenkundig 
ist. 

Aber nicht nur die Genehmigungsbehörde, auch die Gerichte greifen in 
Atomprozessen in der gleichen Weise auf Gutachter zurück. 

Nun können aber Gutachter ebenso wie jeder andere Mensch irren. Aus¬ 
serdem können sie charakterlich einwandfrei handeln - nämlich unbeirrt 
von allen Anfechtungen allein zur Wahrheitsfindung beitragen - oder 
charakterlich versagen. Auch das ist offenkundig eine Tatsache. Sie wirft 
aber die Frage nach den Handlungsmaximen, nach dem Sittengesetz auf, 
das jeder Gutachter zu beachten hat. Außerdem folgt aus ihr, daß kein 
Gericht darauf verzichten darf, gewissenhaft selbst zu prüfen, ob eine 
gutachterliche Aussage wahr und richtig ist. 

Eigentlich hat ein Gutachter die Aufgabe, dem Gericht einen Sachverhalt 
so vor Augen zu führen, daß es diesen selbst nachvollziehen und beurtei¬ 
len kann. Beispielsweise hat ein Gutachter in der Beweisaufnahme eines 
Mordprozesses aus einer Schußwaffe Schüsse in einen Sack mit Hobel¬ 
spänen abzufeuern, um nachvollziehbar zu machen, ob die Spuren auf den 
Geschossen dieser Waffe identisch sind mit jenen auf dem Geschoß im 
Mordopfer. Der Gutachter hat also Sachverhalte so nachvollziehbar zu 
machen und zu bewerten, daß Dritte jederzeit die Richtigkeit der 
gutachterlichen Aussage erkennen können und das Gericht einen "zurei¬ 
chenden 11 , zu seiner Wahrheitsfindung beitragenden "Grund" erhält. Hin 
Gutachter der in dieser Weise vorgeht, handelt entsprechend der 
naturwissenschaftlichen Regel, daß eine Erkenntnis als "gesichert" gilt, 
wenn sie durch Erfahrung mehrfach und uneingeschränkt bestätigt wird. 

Was folgt aber daraus, wenn Gutachter nicht nach diesen Grundsätzen 
handeln, wenn sie Entscheidungsträgern, wie Behörden und Gerichten, 
einen Sachverhalt nicht so vor Augen führen, daß die Entscheidungsträ¬ 
ger diesen selbst nachvollziehen und beurteilen können? Die Folge ist 
eine "entmündigende Expertenherrschaft" (Ivan Illich). Die geschichtliche 
Erfahrung zeigt, daß eine entmündigende Herrschaft meist mit Unwahr¬ 
heit und Wahn einhergeht. Untersuchen wir darum das Wesen der "ent¬ 
mündigenden Expertenherrschaft" auf dem Gebiet der industrieeilen 
Nutzung der Atomspaltung noch etwas genauer. 


Gesichert ist, daß nichts gesichert ist 


Die derzeitigen Aussagen der Wissenschaft von der Technik der industri- 



-H- 


eilen Nutzung der Atomspaltungsenergie und der Abwehr der daraus 
entstehenden Gefahren dürften höchstens in bestimmten technisch - 
physikalischen Bereichen als »gesicherte Erkenntnisse" bezeichnet 
werden. Ihre Aussagen auf den Gebieten der Lebenswissenschaften 
können hingegen diese Bezeichnung weitgehend nicht beanspruchen. Das 
folgende Beispiel zeigt, wie sehr das bereits in der Natur des Gegenstan¬ 
des der Lebenswissenschaften begründet liegt: 

Die Transferfaktoren Boden - Pflanze, die den Übergang von Radionu¬ 
kliden vom Boden in Pflanzen beschreiben, hängen von einer Vielzahl von 
Einzelparametern ab, wie z. B. 

- Element 

- Pflanzenart 

- Pflanzenteil 

- chemische Form des Nuklids 

- Bodentyp und -art 

- Düngung 

- Bodenfeuchte 

- Temperaturverhältnisse 

- Konzentration des stabilen Isotops im Boden 

- Radionuklidkonzentrationen im Boden 

- biologische Bodenaktivität 

In dem Vortrag von Dieter Teufel, gehalten auf dem 6. Deutschen Atom¬ 
rechtssymposium am 8./9. Oktober 1979 in Münster, heißt es dazu: 

"Diese Vielzahl von möglichen beeinflussenden Größen ist die Ursache 
dafür, daß z. B. der Transferfaktor für Caesium, dessen Isotope Cae¬ 
sium 134 und Caesium 137 einen erheblichen Teil der Strahlenbela¬ 
stung durch Nahrungsaufnahme in der Umgebung kerntechnischer 
Anlagen verursachen, je nach Bedingungen um etwa 4 Größenordnun¬ 
gen (d. h. um den Faktor 10 000) schwankt!" (1) 

Dieses Schwanken wird noch erheblich größer, wird zusätzlich auch noch 
das System Nahrung-Mensch betrachtet, das an das System Boden- 
Pflanze gekoppelt ist. Der Übergang von Radionukliden aus Pflanzen in 
den menschlichen Organismus und die Folgen dieses Übergangs sind unter 
anderem abhängig von folgenden Bedingungen: 

- Nahrungsform und Nahrungsgewohnheiten 

- Art des Radionuklids 

- chemische Form des Radionuklids 

- Menge des stabilen Elements in der Nahrung 

- Alter des Menschen 

- Gesundheitszustand des Menschen 

- genetische Konstitution des Menschen 

- Ort und Dauer des Aufenthalts des Nuklids im menschlichen Körper 

- Umweltbedingungen nach Aufnahme des Nuklids. 

Wegen dieser vielfältigen Abhängigkeiten kann die gleiche Aktivität 
radioaktiver Strahlung, die in der Abluft einer Atomanlage gemessen 
wurde, nach Ausbreitung der die Strahlung abgebenden Nuklide bei ver¬ 
schiedenen Menschen zu äußerst verschiedenen Strahlenbelastungen füh¬ 
ren. 

Daraus folgt, daß die Strahlenbelastung, die aufgrund des Betriebes einer 
Atomanlage erfolgt, für den einzelnen Menschen unmöglich vorausgesagt 
werden kann, überspitzt formuliert: die einzige hier wirklich gesicherte 


Erkenntnis besteht darin, daß nichts gesichert ist. 



Wenn trotzdem Durchschnittswerte über Strahlenbelastungen angegeben 
werden, wie das beim sogenannten rem-Konzept geschieht, dann werden 
die Tatsachen nicht gemessen und auf Reheilt. Sie werden vielmehr ähnlich 
verzerrt und verschleiert, wie das bezüglich von Kriegsfolgen mit der 
Aussage geschähe, Kriege forderten durchschnittlich soundsoviele Bluts¬ 
tropfen je Tag und Mensch. Komplexe Zusammenhänge mit Abhängigkeiten 
von Dutzenden von Parametern, die wiederum von einer Vielzahl weiterer 
Parameter abhängen und ständig irgendwelchen zeitlichen, kausalen und 
räumlichen Verschiebungen und Rückkopplungen unterliegen, wo oben¬ 
drein als wichtigster Faktor überall der Mensch mit seiner nichtberechen¬ 
baren Irrfähigkeit und seiner ebenso nichtberechenbaren Freiheit zu 
unterschiedlichen Entscheidungen dazwischen steht, solche komplexen 
Zusammenhänge sind unmöglich in einer Zahl, hinter die man die Benen¬ 
nung rem hängt, auszudrücken. Ein solches Vorgehen ist bestenfalls sinn¬ 
loser Nominalismus und Fiktionalismus (2), schlimmstenfalls betrügerisch. 

Dogmenfabrikation anstatt Forschung 

Engstens mit der Frage nach den Aussagemöglichkeiten der Radiologie ist 
die Frage verknüpft nach dem Aussagewert, der Verläßlichkeit und der 
Tatsachentreue der Leitlinien, Empfehlungen und Regelwerke von RSK, 
SSK, ICRP und anderen Gremien. 

a) Es ist inzwischen festgestellt worden, daß die Werte in den Rechen¬ 
empfehlungen der SSK nicht nur aufgrund eines recht geringen Quel¬ 
lenstudiums gewonnen worden sind, sondern häufig nicht einmal mit 
den Werten übereinstimmen, die in den von der SSK selbstzitierten 
Quellen angegeben sind (3). 

Die hierdurch entstandenen Fehlerfaktoren gehen aber linear in die 
Berechnung der Strahlenbelastung ein, was zur Folge hat, daß z. B. die 
Strahlenbelastung durch Pluntonium in Trinkwasser oder in Pflanzen 
100 bis lOQOfach höher liegt, als sie in den Empfehlungen der SSK 
angegeben wird (4). 

Die Bedeutung dieser - u. a. von Dieter Teufel in seinem bereits er¬ 
wähnten Vortrag aufgezeigten Fehler - ist an sich schon äußerst 
schwerwiegend. Noch schwerer wiegt, daß diese Fehler sq fjäufig 
auftreten, daß sie nicht unbeabsichtigt entstanden sein können. Am 
schwersten aber wiegt, daß diese Fehler so lange unentdeckt blieben. 
Das zeigt, welche charakterlichen Qualitäten und wissenschaftliche 
Arbeitsweise auf dem Gebiet der Ermittlung von Bestrahlungsgrenz- 
werten herrschen. Zugleich wird dadurch die aggressive Emotionalität 
verständlich, die jenen Kritikern entgegenschlägt, die diesen Umstand 
bloßlegen. 

b) Kürzlich wurde ein geheimes Dokument veröffentlicht, aus dem her¬ 
vorgeht, daß das BMI in einer Sitzung mit der RSK es als " Aufgaben¬ 
stellung für die Beratung" präzisierte, daß RSK und SSK "eine positive 
Empfehlung zur technischen Realisierbarkeit des Gesamtkonzepts" der 
bei Gorleben geplanten WAA abgeben. Es wurde in dieser Sitzung auch 
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gleich der Zeitpunkt für die Abgabe dieser Empfehlung festgelegt. Die 
Echtheit dieses Dokuments ist von der RSK inzwischen indirekt 
bestätigt worden (6). 

Durch diesen Vorgang haben sich die RSK und 5SK ebenso eindeutig 
disqualifiziert wie durch die bereits erwähnte FehlerProduktion. 

c) Ebenso haben sich beide Gremien selbst disqualifiziert durch die von 
ihnen abgegebene Erklärung, die DWK werde die große Menge der 
bisher ungelösten Probleme bei der Errichtung der WAA mit Sicherheit 
befriedigend behandeln ( 7). Mit dieser Erklärung stellten RSK und SSK 
der DWK einen Blanko-Wechsel auf die Zukunft aus. 

Hierbei muß man wissen, daß für das Gorleben-Projekt bis heute keine 
umfassende Risiko-Analyse vorliegt (8); außerdem hat das für die WAA 
gewählte System noch nicht einmal einem Test im kleinindustriellen 
Maßstab standgehalten (9); zahlreiche Vorgänge in der WAA sind von 
äußerster Gefährlichkeit, geraten sie außer Kontrolle, können ganze 
Erdteile tödlich verseucht werden (10); das zum Vergleich herange¬ 
zogene AVM-Verfahren ist ähnlich problematisch, hat aber bedeutend 
kleinere Dimensionen und leistet bei der Bewältigung des radioaktiven 
Potentials trotzdem nur etwa 3% der Nennleistung (11); obendrein ist 
eine sichere Endlagerung des Atommülls nach wie vor ein ungelöstes 
Problem (12). 

d) Am schwersten wiegt jedoch, daß die SSK und RSK ihre Empfehlung 
für das WAA-Konzept der DWK aussprach unter Abstützung auf die 
Ansicht der DWK, die Anlage werde auf der Grundlage der Unmöglich¬ 
keit eines menschlichen Fehlers geplant (13). Da in der Anlage 
*Menschen arbeiten sollen und das mit Maschinen und Geräten, die von 
Menschen erdacht und geschaffen wurden, bedeutet diese Ansicht 
nichts anderes, als daß den Verantwortlichen für Planung, Errichtung 
und Betrieb Unfehlbarkeit zugestanden wird. Ein solches Zugeständnis 
hat aber noch weniger als der für die DWK ausgestellte Blanko-Wech¬ 
sel mit Wissenschaftlichkeit und Wirklichkeitstreue etwas gemein. 

e) ln der Veröffentlichung: Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und 
Strahlenschutz, Rechenschaftsbericht und Programm, herausgegeben 
vom Bundesministerium des Innern, Dezember 1974, heißt es auf S. 66: 

"Maßnahmen im Bereich Public-Acceptance 

Auf dem Gebiet der Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und 
des Strahlen sc hu t z e s muft ganz besonders eine Vertrauens Werbung 
für die Entscheidung der verantwortlichen Behörden betrieben 
werden . . . " (Hervorh. nicht im Original) 

Anschließend wird die SSK als besonders geeignet für den Betrieb der 
"Vertrauenswerbung", d. h. als Werbeagentur vorgestellt, und es fallt 
dabei der Satz: 


"Die SSK wird ... allgemein respektierte Aussagen für die Bewer¬ 
tung des mit dem betrieb" kerntechnischer Anlagen verbundenen 
Strahlenr isikos machen können." (Hervorh. n. i. O.) 



Wichtig sind hier nicht nur die Formulierungen "öffentliche Annehm¬ 
barkeit" und "Vertrauenswerbung betreiben". Ebenso enthüllend sind 
die Formulierungen "respektierte Aussagen" und "Bewertung des Strah¬ 
lenrisikos". An die Stelle natur- und lebenswissenschaftlicher Tatsa¬ 
chen treten " respektierte Aussagen" , d. h. nominalistische Wortgebilde. 
Und an die Stelle der exakten Ermittlung von Gefahren und Schäden, 
wie es sich für eine Rechtsordnung im Sinne des Grundgesetzes und 
eine Wissenschaft im Sinne der Tradition nach Kant und Leibniz ge¬ 
ziemt, tritt eine sogenannte " Bewertung" von "Risiken". Und diese 
"Bewertung von Risiken" taucht dann zusammen mit den Berechnungs¬ 
grundlagen der SSK im Entwurf der geplanten neuen Radioökologie¬ 
verordnung wieder auf, spielt in der Praxis atomrechtlieher Genehmi- 
gungs- und Verwaltungsverfahren die Rolle eines Dogmas und pflegt 
vor wissenschaftlicher Kritik mit dem Satz behütet zu werden, diese 
Kritik stünde "außerhalb des Stands der internationalen Wissenschaft" 
(wo doch dieser Satz eher für die Aussagen der SSK zutrifft, die 
zumindest den Stand der internationalen Wissenschaft verfälscht). 

Kirchenähnliche Expertenzunft 

Wir haben mit dem Aufbau und Wirken der Strahlenschutzkommission ein 
zentrales Beispiel vor uns, wie auf dem Gebiet der Atompolitik vorgegan- 
gen wird. Seiner Hüllen entkleidet, erweist sich das Beispiel als ein Vor¬ 
gehen, wie eine kleine Kaste von Experten und deren Auftraggeber ein 
wissenschaftliches Schlüsselgremium herausbildeten, das nahezu frei von 
Kontrollen Weichen stellt: Die SSK übernimmt von einem privaten Verein, 
der sich "Internationale Strahlenschutzkommission" (ICRP) nennt, die 
Leitlinien, erhält offiziell den Status eines Beratergremiums und dirigiert 
dann das Geschehen, indefri sie 

° Vermutungen über das Ausmaß des sogenannten Strahlenrisikos aufteilt, 
o diese Vermutungen zu gesicherten Erkenntnissen erklärt, 
o die Maßstäbe zur Bewertung der Vermutungen festsetzt, 
o die Bewertung dann selbst vornimmt 

o und schließlich auf dieser Grundlage die " Empfehlungen" formuliert, die 
angeblich dem Strahlenschutz dienen, tatsächlich aber dem Gegenteil, 
der Verursachung von Strahlenschäden. 

Rechtlich abgesichert wird dieses Gremium in äußerst geschickter Weise. 
So wird zwar im Atomgesetz anfangs verkündet, der Zweck dieses Ge¬ 
setzes sei "Leben, Gesundheit und Sachgüter vor den Gefahren der Kern¬ 
energie und der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlen zu schützen" 
(8 1 Abs. 2 AtG.). Aber im 8 54 Abs. 2 dieses Gesetzes wird der Bundes¬ 
regierung, und damit der SSK, ein Freiraum geschaffen, in dem Rechts¬ 
verordnungen unter Ausschluß der Volksvertretung ermöglicht werden: 

"Die Rechtsverordnungen bedürfen der Zustimmung des Bundesrates. 
Dies gilt nicht für Rechtsverodnungen, die sich darauf beschränken, 
die in Rechtsverordnungen nach den 8$ 11 und 12 festgelegten physi¬ 
kalischen, technischen und strahlenbiologischen Werte durch andere 
Werte zu ersetzen." 

Auf dieser Grundlage kam es nicht nur zur Herabsetzung sondern auch zu 
Erhöhungen der sogenannten Dosisgrenzwerte. 
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Wir haben es bei der SSK mit dreimal drei Stufen der Verhüllung der 
Wirklichkeit zu tun: 

(1) Das Gremium, die Strahlenschutzkommission, wird als ein 

- wissenschaftliches, 

- demokratisch von der Regierung legitimiertes, 

- beratendes 
Organ hingestellt. 

Tatsächlich 

- imitiert es Wissenschaft, 

- entzieht es sich der demokratischen Kontrolle, 

- formuliert und empfiehlt es weichenstellende Dogmen. 

(2) Das Gremium wird als ein 

- ideologisch, 

- ethisch 

- und politisch 

unabhängiges Organ hingestellt. 

Tatsächlich 

- vertritt es die Ideologie des Plutoniumprogramms^ 

- ethisch handelt es lebens- und gesundheitsfeindhch im Dienst eines 
Machtprogramms, 

- politisch ist es abhängig von den sogenannten Empfehlungen, die 
über Euratom von der privaten Vereinigung ICRP kommen, deren 
Hauptausschuß fast ohne Kontrolle über Wohl und Wehe von rund 4 
Milliarden Menschen entscheidet. 


(3) Das Gremium gibt vor, dem Strahlenschutz zu dienen. Tatsächlich 
dient es dem Gegenteil. 

- Schaut man unter die Hülle des Begriffs " Strahlenschutz 1 1 , 

- dann stößt man auf eine zweite Hülle, den Begriff " Strahlenrisiko" . 
"Risiko" bedeutet "Wagnis, Gefahr, Verlustmöglichkeit". Wir haben 
es aber bei der radioaktiven Bestrahlung der Bevölkerung nicht mit 
einem "Risiko", sondern mit einer Schädigung zu tun, und zwar mit 
einer bewußt vorgenommenen Schädigung der Lebenden und 
Ungeborenen. 

- Dahinter befindet sich noch eine dritte Hülle, nämlich die Behaup¬ 
tung, daß das Risiko (die Schädigung) durch Leitlinien, Empfehlun¬ 
gen und Auflagen so " begrenzt" werde, daß es " zumutbar" sei. 
Tatsächlich wird nur die Schädigung aus dem sogenannten Normal- 

betrieb "begrenzt", die viel umfangreichere Schädigung aufgrund 
eines schweren Unfalls läßt sich nicht ausschließen. Die schlimmste 
Möglichkeit, durch Kriegseinwirkungen oder gezielte Sabotage ganze 
Gebiete töd lich zu verseuchen, wird als rechtlich nicht anfecht¬ 
ba res "Restrisiko" hingestellt, das dem Volk auferlegt wurde (14). 

Wir haben hier also bereits den in Orwells Buch 1984 beschriebenen "new 
Speech" vor uns, ebenso wie in allen anderen wichtigen Begriffen der 
Plutoniumideologie. Nur bei einem Begriff, dem zentralsten, herrscht 
Offenheit, dem Begriff Plutonium, der vom Namen des "Gottes der Un¬ 
terwelt und des Reichtums" abgeleitet ist und die Brücke herstellt zu 
dem Begriff Plutokratie. 


Rechenknechtschaft 


In dem bisher gezeigten Rahmen steht die Tätigkeit der sogenannten 
unabhängigen Gutachter. Hierzu zunächst einige Zitate aus dem Brok¬ 
dorf-Verfahren: 



Der Gutachter Prof. Dr. W. Zerna äußerte auf Befragen, er habe in sei¬ 
nem Gutachten nichts anderes getan, als daß er auftragsgemäß die 
Vorgaben der GRS übernahm. Anschließend erklärte er noch: "Wo die 
Zahlen herkommen, weiß ich nicht". 

Die ebenfalls in diesem Verfahren aufgetretenen TUV-Gutachter Faber 
und Badow stützten sich in ihren Gutachten auf den ASME-Code. So er¬ 
klärte Gutachter Badow am Freitag, dem 5. 10. 79 um 11.15 Uhr, die 
Richtwerte bezüglich des Ermüdungsverhaltens von Reaktordruckkesseln 
habe man dem ASME-Code entnommen. Auf Befragen gab er zu, daß man 
die Richtwerte des ASME-Code nicht hinterfragt habe. Man habe aller¬ 
dings zusätzlich Versuche gemacht. Bei der Befragung stellte sich dann 
heraus, daß diese Versuche nur Teilbereiche des Problems erfaßten und 
darum keine gesicherten Erkenntnisse ergaben. 

Der gleichfalls im Brokdorf-Verfahren aufgetretene TUV-Gutachter Knoll 
erklärte am Freitag, dem 15. 10. 79, er habe sein Gutachten auf der 
Grundlage der Richtlinien der RSK erstellt. Als ihm dann vorgehalten 
wurde, die neue offizielle Reaktorsicherheitsstudie von 1979 hätte beim 
Störfall weit höhere Freisetzungsraten ermittelt, als in seinen Rechen¬ 
grundlagen angegeben ist, erklärte er, ihm seien die Richtlinien der RSK 
als Beurteilungsgrundlagen vorgegeben worden, und nicht jene der neuen 
Reaktorsicherheitsstudie. Falls die Vorstellungen über den Freisetzungs¬ 
störfall nach der Reaktorsicherheitsstudie von 1979 zugrunde gelegt 
würden, dann müßte ein neues Gutachten erstellt werden. Dazu sei er 
aber nicht beauftragt worden. Zitat: "Selbstverständlich sind wir von den 
Vorgaben der Behörde ausgegangen." Mehrfach gebrauchte er den Begriff 
"K onzeptgutachten". 

Ich zitierte drei Fälle. Sie sind symptomatisch für eine Art der Gutach¬ 
tertätigkeit, wie sie heute in Atomverfahren üblich ist. Auch im Fall der 
WAA Gorleben wurde diese Art der Gutachtertätigkeit sehr deutlich 
gepflegt. Ich bringe nur ein Beispiel. Das entscheidende Gutachten, das 
radioökologische, sollte auf der Grundlage der Ausgangsdaten erstellt 
werden, die von der DWK, also dem Betreiber, stammten. Die unab¬ 
hängige Prüfung dieser Vorgabedaten sollte jedoch nicht vorgenommen 
werden. Obendrein wurde dieses Gutachten an die schweizer Firma "Mo- 
tor-Columbus" und die deutsche Firma "Gesellschaft für Umweltüberwa- 
chung mbH" vergeben. Die Firma Motor-Columbus steht unter der Leitung 
von Michael Kohn, dem schweizer Symbol für die Verfilzung von Wis¬ 
senschaft, Industrie und Staat. Michael Kohn ist der Chefkommissar jener 
Planungsgruppe, die das eidgenössische Energiekonzept ausarbeitet. 
Zugleich werden unter seiner Leitung von der Motor-Columbus Gutachten 
für Atomfirmen und Behörden in aller Welt erstellt. Außerdem ist 
Motor-Columbus vertraglich an viele Atomfirmen gebunden und finanziell 
mit Brown-Boveri, Alusuisse, Lonza u. a. Unternehmen verflochten. Über¬ 
dies besitzt Motor-Columbus auch noch unmittelbare Kapital-Anteile an 
verschiedenen Atomspaltwerken, darunter dem ' Werk in Kaiseraugst, an 
dem neben Motor-Columbus noch RWE und Badenwerk beteiligt sind. RWE 



$z- 


369 


und Badenwerk sind aber Mitgesellschafter der DWK, der Betreiberin des 
geplanten "Entsorgungszentrums". 

Die zweite Gutachterfirma hat zu Gesellschaftern Herrn Heiner Bonnen¬ 
berg und Herrn Hans-Paul Drescher. Beide arbeiteten bereits vor der 
Auftragserteilung durch das Niedersächsiche Sozialministerium unmittel¬ 
bar für die DWK. 

Auch der TÜV, dessen Gutachter in allen Atomverfahren auftreten, ist 
bekanntlich eine weitgehend industrieabhängige Organisation. Zeitweise 
war sogar ein Vertreter der stromerzeugenden Industrie Vorstandsvor¬ 
sitzender des 1RS (jetzt GRS) (15). 

Bereits im Jahre 1973 hatte der Gutachter Prof. Werner Feldt im Erörte¬ 
rungsverfahren in Brake seine eigene Gutachtertätigkeit als ebenso ab¬ 
hängig von Vorgabedaten geschildert wie die zuvor zitierten Gutachter. 
Er sagte deshalb von sich selbst, er sei bloß "Rechenknecht". Der Aus¬ 
druck Rechenknecht, von einem Gutachter selbst gewählt, kennzeichnet 
recht treffend die herrschende Gutachtertätigkeit in atomrechtlichen Ge- 
nehmigungs- und Verwaltungsgerichtsverfahren. Rechenknechte überprü¬ 
fen nicht die Berechtigung des ihnen erteilten Auftrags. Sie überprüfen 
auch nicht das Konzept, in das ihr Gutachten sich einpassen soll. Sie 
überprüfen nicht einmal die Folgen einer Konzeptverwirklichung, soweit 
das außerhalb ihres Auftrages liegt. Sie sind im Grunde nur verantwort¬ 
lich für die Richtigkeit der ihnen aufgetragenen Rechenaufgaben, wobei 
ihnen bisher noch nicht einmal die Verpflichtung erwuchs, ihre Rechen¬ 
modelle und -methoden für jeden einigermaßen Sachkundigen nachvoll¬ 
ziehbar zu machen. Daraus folgt aber, daß sie weder unabhängige Gut¬ 
achter noch Wissenschaftler sind. Denn sie stellen nicht die Frage, ob das 
Fundament tragfähig ist, auf dem sie bauen, sie handeln weder nach der 
Grundregel, die z. B. jeder Geschichtsstudent schon in den ersten 
Semestern lernt, nämlich "ad fontes" ("zu den Quellen") zu gehen, um die 
Echtheit und Aussagekraft einer Quelle zu prüfen, noch handeln sie nach 
der anderen Grundregel, jede Theorie und jedes Rechenergebnis durch 
das Experiment, durch die Erfahrung auf seine Richtigkeit hin mehrfach 
und exakt zu prüfen. 

Parallele zu mittelalterlichen Vorgängen 

Aus dem soeben Vorgetragenen ergibt sich, daß ein Gericht durch einen 
Verzicht auf gewissenhafte eigene Prüfung des Tatsachengehalts der 
Leitlinien, Empfehlungen und Regelwerke, auf die sich die Gutachter ab¬ 
stützen, sein Urteil in unzulässiger Weise auf bloßes Hörensagen stützen 
würde. Ein solches Vorgehen würde dem historisch überholten Vorgehen in 
Inquisitionsprozessen alter Art entsprechen, wo Gerichte nur auf die 
Übereinstimmung ihrer Urteile mit den Leitlinien und Empfehlun gen 
eines Regelwerks wie dem "Hexenhammer" zu achten brauchten, ohne zu 
überprüfen, ob es tatsächlich "Hexen" (heute lautet das Hauptdogma: 
"ReaktorSicherheit") gibt. 
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Abschließend ein Zitat aus dem Buch von Ivan Illich, Fortschrittsmythen: 

"In einerDemokratie sollte die Vollmacht des Staates, Gesetze zu 
erlassen, sie durchzusetzen und für allgemeine Gerechtigkeit zu 
sorgen, von den Staatsbürgern selbst ausgehen. Diese Kontrolle der 
Bürger über die drei Gewalten wurde durch die Entstehung kirchen¬ 
ähnlicher Expertenzünfte eingeschränkt, geschwächt und manchmal 
ganz abgeschafft. Die Regierung des Gemeinwesens durch einen 
Kongreß oder ein Parlament, das seine Entscheidungen auf die Exper¬ 
tisen solcher Speziaiistenzünfte gründet, ist vielleicht Regierung für 
das Volk - nie aber Regierung durch das Volk. Wir können hier nicht 
der Frage nachgehen, mit welchen Absichten diese Schwächung der 
politischen Verfassung erfolgte; es genügt, wenn wir festhalten, daß 
diese Disqualifizierung der Laienmeinung durch die Spezialisten eine 
notwendige Voraussetzung für die Aushöhlung der verfassungsmäßigen 
Rechte ist. 

Die Freiheitsrechte des Staatsbürgers beruhen auf dem Grundsatz, 
daß das Zeugnis vom Hörensagen, also aus dritter Hand, nicht in 
öffentliche Entscheidungen eingehen soll. Nur was Menschen mit 
eigenen Augen sehen und deuten, gilt allgemein als Grundlage ver¬ 
bindlicher Gesetze. Meinungen, Überzeugungen, Schlußfolgerungen 
oder Bekenntnisse können niemals dem Augenzeugenbericht stand¬ 
halten. Die Experten-Eliten konnten sich nur dadurch zu dominieren¬ 
den Zünften entwickeln, daß sie diesen Grundsatz nach und nach 
aushöhlten und schließlich geradezu umkehrten. In der Gesetzgebung 
wie im Gerichtssaal ist der Grundsatz, der das Zeugnis vom Hören¬ 
sagen ausschließt, heute de facto suspendiert - zugunsten der von 
Angehörigen dieser selbstberufenen Eliten vorgetragenen Meinungen 
und Überzeugungen." (16) 


Anm. (1) Dieter Teufel: Manuskript für das 6. Deutsche Atomrechtssymposium, 8^9. Oktober 
1979 In Münster, Themengruppe "Rechtsfragen Im Zusammenhang mit der 
Konkretisierung der Strahlenschutz grundsätz e", IFEU-Instltut für Energie- und 
Umweltforschung Heidelberg n. V., 1979, Seite 2. 

{2) Nominal Ismus wird die gegen den Begriffsrealismus Platos gewandte Denkrlchlung der 
Scholastik genannt, wonoch den Allgemeinbegriffen außerhalb des Denkens nichts 
Wirkliches entspricht, sondern Ihre Geltung nur In Namen (Nomina) besteht. 
Fiktionallsmus Ist eine verwandte Denkrichtung. Es heißt bei Eugen Lennhoff/Oskor 
Posner: Internationales Frelmourerlexlkon, Wien/ München 1932/1975, ln Spalte V78: 

■Fiktion, Im wissenschaftlichen Denken eine Annahme, deren Un Wahrscheinlichkeit, 
ja Unmöglichkeit eingesehen Ist, die aber doch als Hllfsbegrlff dem menschlichen 
Verstände große Dienste leistet (z. B. leerer Raum, der Äther, die soziologischen 
Fiktionen der Gleichheit aller Menschen, der Demokratie usw.) Wir denken so, als ob 
etwas wäre, wos doch nicht Ist, oder nicht so sein kann. Die Theorie der Fiktion gibt 
Valhlnger In seiner Als-ob-Phllosophle (s. d.). Auch die Freimaurerei arbeitet mit 
Fiktionen der Gleichheit, der allgemeinen Blldungsfählgkelt, der Brüderlichkeit, der 
ethischen Vollwertigkeit aller Ihrer Mitglieder usw... » 
und ln Spalte 46: 

■Als-ob-Phllosophle, von Valhlnger etngeleltete Richtung des positivistischen 
Idealismus (s. d.), ... Als-ob-Phllosophle Ist Im Grunde Flktlonallsmus. Fiktionen (s. 
d.) sind bewußt falsche, aber zweckmäßige Einbildungen, die wohl kein wirkliches 
Erkennen zur Folge haben, aber die Berechnung der Wirklichkeit ermöglichen. 
Unsere Vorstellungswelt Ist voller Fiktionen: ...Die Fiktionen, fiktiven Urteile, 
werden In Sätzen ousgedrückt. In denen »als ob" als Partikel dient, und die ein 
■vorliegendes Etwas mit den Konsequenzen aus einem unwirklichen und unmögli¬ 
chen Fall glelchsetzt", für praktische Zwecke einen Vergleich mit etwas Imoglnä- 
rem vernimmt, ... Die Als-ob-Phllosophle übte eine tiefgehende Wirkung auf das 
neuzeitliche Denken aus und steht den Auffassungen der Freimaurerei In mancher 
Hinsicht nahe." 

(3) s.u.o, Dieter Teufel, o^J.O, S.k - 15. 

(M a.a.0,S.15 

(5) Gorleben-Heorlnq, Hrsqu Informationszentrum kritische Wissenschaft, Hannover, 1979, 
S. 109 

(6) a. a. 0, S. 110 

(7) a.o.O,S.5 

(8) aaO,5.8 

(9) a. a.0., S. 13 

< 10) o. a. 0., S. 23 - S. 53, S. 60 

(11) o.a. 0,S. 11-19 

(12) a.o.O,S.23ff 

(13) a.o.0,S.k 



OM Urteil des VwG, Schleswig Im Verfahren Menkens gegen ASW Brunsbüttel vom 19,3. 

I960, Az. 10 D 18/80. Dazu sei erwähnt, daß Hormon Kahn In seinem Buch Eskalation. 
zu dem Bundeskanzler Schmidt ein Vorwort schrieb, ganz offen davon spricht, doß am 
Ende der kommenden großen kriegerischen Eskalation ganz bewußt die In Nord- 
deutschlond stehende "Weltvemlchtungsmaschlne" - damit war wohl die geplonte WAA 
gemeint - In Gang gesetzt werde. 

(15) Zum richtigen Verständnis der KemlndustHe. 66 Erwiderungen, Berlin 1975, 5. 152fj 
der betre^ferxleVontandsvorsItzende war Dr. Meister vom Vorstand der NEW. 

(16) Ivon llllch, Fortschrittsmythen, Homburg 1978. S. kk 

(l4) lm l’arallelprozeß wurde von Krau Vowinkel der Ver¬ 
dacht zur Sprache gebracht, daß bei der Genehmigung 
des Atomspaitwerks MUlheirn-Kärlich die Zah lung von 
hundert Millionen UM durch He rrn Abs von den KWE 
eine Holle gespielt haben könnten. Diesem Verdacht 
muß nachgegangen werden. 

Das Gericht hat gestern als wahr unterstellt, daß 
das Atomspaltwerk Mülheim-Kitrlich sich nicht mehr 
im besitz des KWE sondern der bZN befindet und daß 
diese Kirma erheblich überschuldet ist. Damit er¬ 
füllt die Betreiberfirnia jedoch nicht die Vo raus- 
Setzungen des § 7 Abs. 2 AtG, da sie im kaufmän¬ 
nischen binne nicht als seriös und zuverlässig be¬ 
zeichnet werden kann, da sie nach kaufmännischen 
Gesichtspunkten schon längst den Konkurs hätte an¬ 
melden müssen. 

ln den Genehmigungsunterlagen befindet sich keine 
tatsachengemäße Kost en-Nutzen -Analyse des Atomspalt¬ 
werks . 

Das Geschäft sgeb arß n de r hinter der Anlage stehen¬ 
den Gruppe von H a nken und Konzernen muß ebenfalls 
dahingehend überprüft werden, ob hier nicht § 7 
Abs. 2 AtG eingesetzt werden muß. Hierzu kann u. a.auf 
das in Kürze in meinem Verlag erscheinende Buch von 
Mullins "Die Bankierverschworung" verwiesen werden, 
sowie auf weitere Materialien, die zu diesem Thema 
in meinem Verlag veröffentlicht werden sollen. 

(18) Weiterhin wird in den Genehmigungsunterlagen ver¬ 
schwiegen, daß hinter dem Bau des Atomspaltwerks 
Mülheim-Kärlich eine nach Art. 9 Abs.2 GG verbotene 
Vereinigung steht, die sich zum Ziel gesetzt hat. 


(16) 

(17) 




einen Plutoniumstaat zu errichten und dazu beiträgt, 
das zu verwirklichen, was von dem Vizepräsidenten 
des Bundesverfassungsgerichts, Herrn Ur. Zeidler, 
als das "nachdemokratische Zeitalter" bezeichnet 
wurde, in das wir bereits unmerklich hinUberge- 
wechselt seien. 

Nachfolgend nenne ich noch weitere Nichtigkeitsgrunde, 
die ich bereits in anderem Zusammenhang in einer Ver¬ 
öffentlichung aufgezählt habe! 



Ermöglichung der Nötigung und Erpressung von Verfassungs¬ 
organen- der Mitglieder von Verfassungsorganen und des ge¬ 
samten Volkes durch Nuklearterrorismus. (§§ 105, 106, 240 

Sach- und Entwicklungszwänge, die aus der Gefährdung durch 
den Nuklearterrorismus entstehen und zu ihrer Abhilfe ver¬ 
langen, daß die freiheitlich-demokratische Grundordnung, ins¬ 
besondere die durch die Gewaltenteilung beabsichtigte Gewal¬ 
tenhemmung teilweise aufgehoben wird, und einer Regierung, 
die nach unumschränkter Alleinherrschaft strebt, sogar erlau- 
ben, diese Grundordnung und Hemmung völlig aufzuheben. 
(§ 85 StGB) 



Aushöhlung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
durch falsche Rangordnung der Werte, durch falsche politische 
und wirtschaftliche'Schwerpunktsetzung. 

Zunehmend führt die Wahrnehmung manipulierter Arbeits¬ 
platzinteressen dazu, daß in der Verfassungswirklichkeit das 
Grundrecht auf Arbeit dem verfassungsmäßig vorrangigen 
Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit vorge- 
ordnet wird. „Das Risiko des Nichtswissens, Nichtgenauwis¬ 
sens und des Nodi-nicht-genau-wissens von den Ausmaßen 
einer Gefahr und den Folgen ihres Eintritts (trägt) nicht der 
Schutzbereich des Grundrechts auf Leben und körperliche Un¬ 
versehrtheit, sondern der Bereich der Freiheitsrechte.“ (Prof. 
Dr. E. Küchenhoff). Dies gilt insbesondere für Risiken der 
„Allgemeingefährdung“, wie sie allein schon durch das Beste¬ 
hen von Atomkatastrophenschutzplänen bewiesen sind. Das 
Bundesverfassungsgericht hat im Falle Schleyer ausdrücklich 
betont, daß der Staat verpflichtet sei, vorrangig Leben zu 
schützen und zu fördern, insbesondere es vor rechtswidrigen 
Eingriffen seitens Anderer zu bewahren. 

Atomspaltwerke und sonstige plutoniumträchtige Anlagen ge¬ 
fährden aber menschliches Leben und menschliche Gesundheit. 
Das steht zweifelsfrei fest, selbst wenn man nur das „Rest¬ 
risiko" berücksichtigt (— dessen Bestehen auf der Betreiber¬ 
seite nicht bestritten wird und dessen ungeheuerliches Ausmaß 
durch zwei IRS-Studien über Wiederaufbereitungsanlagen 
dargelegt wird —), oder wenn man die rechtliche Rolle des 
Vorhandenseins von Atomkatastrophenschutzplänen bedenkt. 
Daraus ergibt sich, daß alle Atomspaltwerke und sonstige plu- 



toniumträchtige Anlagen sofort stillzulegen sind, soll der Vor¬ 
rang des Grundrechts auf Schutz des Lebens und der körper¬ 
lichen Unversehrtheit nicht nur auf dem Papier stehen. Denn 
ohne Atomstrom kann man zweifellos leben, er ist durchaus 
entbehrlich. Die Menschheit ist bisher auch ohne ihn ausge¬ 
kommen, sie hat in vergangenen Zeiten überhaupt ohne jeden 
Strom gelebt und trotzdem kulturelle Höchstwerte geschaffen. 
Hier gilt es letztlich, an die Rangordnung der Werte zu den¬ 
ken, die, von der Sinngebung menschlichen Lebens her be¬ 
stimmt, im Grundgesetz ganz anders als in der heutigen Ver¬ 
fassungswirklichkeit vorgenommen wird, und die ihre weltan¬ 
schaulich-philosophische Grundlegung von den großen Philo¬ 
sophen und Denkern der Vergangenheit erhält — und nicht 
von wirtschaftlichem Wachstums- und Konsumwahn oder gar 
von Macht- und Profitgier? 

Atomanlagen könnten höchstens dann im Einklang mit Art. 2 
GG. und dem im Falle Schleyer ergangenen Spruch des Bundes¬ 
verfassungsgerichts stehen, wenn der wissenschaftliche Beweis 
— und das heißt vor allem der empirisch bestätigte Beweis und 
nicht nur ein auf Annahmen, Wahrscheinlichkeitsberechnun¬ 
gen und Forderungen fußender theoretischer Beweis — er¬ 
bracht würde, daß durch diese Anlagen weder somatische noch 
genetische Schäden entstehen. Dieser Beweis kann aber nie er¬ 
bracht werden. Es ist ja gerade das Wesensmerkmal der Radio¬ 
aktivität, als einzige Naturerscheinung fast ausschließlich le¬ 
benzerstörend zu wirken. Und die Erfahrung lehrt, daß weder 
die Technik noch der mit ihr umgehende Mensch völlig sicher 
sind. Zwar wird die Verfassungswirkllchkeit, vor allem die 
herrschende Wirtschaftsweise, gern angeführt, um die Risiken 
der künstlichen Atomzertrümmerung als eine Gefährdung 
hinzustellen, die gewohnheitsrechtlich gestattet und wirt¬ 
schaftlich notwendig sei. Diese Denkweise kann aber in keiner 
Weise verfassungsrechtlich abgestützt werden. Auch Atom¬ 
anlagen sind Industriebetriebe. Industriebetriebe besitzen aber 
nicht eine Rechtsqualität, die das Recht auf Schutz des Lebens 
und der körperlichen Unversehrheit hinter die Rechte auf Ge- 
werbefreiheit, freien Eigentumsgebrauch und Konsummaxi¬ 
mierung treten läßt. 


Im Verteidigungsfall ist die Bundesrepublik wegen der vor¬ 
handenen Atomanlagen in dichtbesiedelten Räumen entweder 
nicht verteidigungsfähig, wie das Pentagon und hohe NATO- 
Offiziere bereits festgestellt haben, oder sie ist in ihrer Vertei¬ 
digungsfähigkeit eingeschränkt. Hier greift vor allem § 109 
StGB ein (Unbrauchbarmachen von Verteidigungsmitteln). 


Hat die Atomindustrie und -politik Handlungen begangen, 
die als Mord, Totschlag oder Vorbereitungshandlungen futn 
Mao«a,mord (Und yollcermord anzusehen sind (§§ 211, 212, 

Juristisch gewürdigt werden müssen: Die Berechnungen der 

wTl“te 8Ünstl 8«™ P^kt zu ermitteln zwischen 

Wirtschaftlichkeit von Sicherheitsvorkehrungen und vorder¬ 
hand verdeckbarem Ausmaß des Tötungs- und Unfallrisiko* 




sodann Meßdatenfälschungen; Vorlage unvollständiger oder 
irreführender Genehmigungsunterlagen; Mißachtung und Un¬ 
terdrückung von unerwünschten Gutachten über das Ausmaß 
von Gefahren (z. B. im Falle der IRS-Studien über Unfälle in 
Wiederaufbereitungsanlagen); die Bedeutung der Atomkata¬ 
strophenschutzpläne als Beweis für die bewußte Duldung einer 
Gefährdung von Leben, Gesundheit und Natur; Gesundheits¬ 
statistiken und in ihren Ursachen nachweisbare Körperverlet¬ 
zungen und Todesfälle. 


Das Problem der Gefährdung durch radioaktive Schadstoffe 
kann juristisch auch noch von einer anderen Seite her ange¬ 
gangen werden. 

Prof. Dr. Fischerhof gibt in seinem Kommentar zum Atom¬ 
gesetz zu, daß durch radioaktive Schadstoffe Schäden erzeugt 
werden, betont aber, das Problem wäre der Nachweis des kau¬ 
salen Zusammenhangs im Einzelfall. Diese Argumentation 
wird von der Befürworterseite gern vorgetragen. Es kann aber 
unmöglich rechtens sein, daß die Schädigung von Menschen 
dann zulässig ist, wenn der kausale Zusammenhang im Einzel¬ 
fall nicht nachgewiesen werden kann. Darum hat auch das 
OVG Lüneburg kürzlich festgestellt, daß der Nachweis der Ge¬ 
fährdung des Klägers genüge. Außerdem hat das Verwaltungs¬ 
gericht Schleswig in einem Urteil festgestellt, daß das Rauchen 
in einem öffentlichen Raum als Körperverletzung anzusehen 
sei, wenn man gezwungen sei, sich in diesem Raum aufzuhalten. 
Analog ist dieser Spruch auf die Verbreitung radioaktiver 
Schadstoffe anzuwenden. Dementsprechend verlangen auch die 
§§ 324 und 326 StGB — die sich mit der Vergiftung von Stof¬ 
fen befassen, welche zum Verzehr oder Verkauf geeignet sind — 
nicht einmal den Nachweis der Gefährdung des Klägers: es ge¬ 
nügt für die Strafbarkeit die bloße Vergiftung und die sich dar¬ 
aus ergebende allgemeine Gefährdung. 

Doch die Rechtsunmöglichkeit des Standpunkts der Befürwor¬ 
terseite ergibt sich noch aus einer weiteren Überlegung: Falls 
es Bedingung wäre, den kausalen Zusammenhang nachzuwei¬ 
sen, dies aber — außer im Falle einer Atomkatastrophe — ein 
zurZeit kaum lösbares Beweisproblem darstellt, wäre eine Ge¬ 
nehmigung von Atomspaltwerken solange nichtig, bis die Mög¬ 
lichkeit einer eindeutigen Nachweisführung geschaffen würde. 
Das läßt sich einerseits aus dem Vorrang von Leben und kör¬ 
perlicher Unversehrtheit vor kommerzieller Betätigung fol¬ 
gern — was als Grundsatzforderung des Umwelt- und Ar¬ 
beitsschutzes rechtlich anerkannt ist, seit es Gewerbeordnun¬ 
gen gibt und auch durch Art. 2 II 1 GG. grundsetzlich ver¬ 
ankert ist — und andererseits aus der grundgesetzlich eben¬ 
falls verankerten Forderung nach Rechtssicherheit eindeutig 
ableiten (s. Art. 3 und 20 GG., BVerfGE 7, 194, 196; 19, 15C, 
166; Hamann-Lenz, Anm. B 4 c dd; Miinch, Art. 3/25). 
Rechtsunsicherheit darf nie zugunsten des Verursachers der 
Unsicherheit gehen, in diesem Fall muß der Verursacher nach- 
weisen, daß diese Unsicherheit keine Rechtsschädigung ver¬ 
decke, und wenn doch, dann muß er diese heilen, denn sonst 
herrscht Un-Recht und damit Willkür. Herrscht aber Unrecht 
oder Willkür in wesentlichen Fragen, dann wird zugleich auch 
noch die Errichtung einer Gewalt- und Willkörherrschaft ge¬ 
fördert, was verboten ist. Inwieweit sich in diesem Zusammen¬ 
hang eine Verfassungswidrigkeit von Teilen des Atomgesetzes 
ergibt, wäre zu prüfen. 
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Die Rechtslage, durch die genetische Gesichtspunkte berück¬ 
sichtigt werden, ist vor allem durch Art. 2 GG., Art. 6 GG. 
und Art. 19 Abs. 2 GG. abgesichert, sodann durch die Gesund¬ 
heitsdefinition der Weltgesundheitsorganisation, die durch 
Art. 25 GG. Geseuesrang besitzt, außerdem durch die §§ 
220 a, 222, 230 u. a. des Strafgesetzbuches und durch die Strah¬ 
lenschutzverordnung (in der von Einzelnen, Dritten und der 
Allgemeinheit die Rede ist; der Begriff „Allgemeinheit“ erfaßt 
auch die Zukunft, die Nachkommenschaft). 

Radioaktive Schadstoffe können auch in geringsten Mengen 
genschädigend wirken. Die am jetzt lebenden Individuum be¬ 
wirkten Gen-Änderungen durch ionisierende Strahlen sind für 
dieses Individuum selbst zwar „unschädlich“. Sie führen jedoch 
entweder um Tode des getroffenen Ideoplasmateilchens in der 
sogenannten Keimbahn oder zu einem Erbschaden, der selbst 
wiederum ein Letalfaktor sein kann oder sich in Form von 
Leid, Gebrechen und Siechtum mit oder ohne früher Todes¬ 
folge äußert. Außerdem kann sie besonders leicht den gene¬ 
tisch bedingten Tod des Fötus hervorrufen, wodurch es zu 
einem Absinken der Geburtenrate kommt oder sogar zu einem 
genetisch bedingten Aussterben eines Geschlechts und 
Schrumpfen eines Volkes wegen zu geringer Nachkommen¬ 
schaft. Die Vermutung liegt nahe, daß die starke Zunahme 
von äußerlich sichtbaren Erbschäden und das deutliche Absin¬ 
ken der Geburtenrate, wie es ungefähr seit Betriebsaufnahme 
von Atomreaktoren bei uns zu beobachten ist, u. a. an einer 
Belastung mit radioaktiven Schadstoffen liegt. 

Die künstlich bewirkte Aussendung radioaktiver Schadstoffe 
ist also auch vom Standpunkt des Schutzes der Erbanlagen un¬ 
zulässig. Sie stellt dar: versuchte Körperverletzung mit beding¬ 
tem Vorsatz, versuchte fahrlässige Tötung und vermutlich auch 
eine Vorbereitungshandlung zum Völkermord (§§ 220 a, 222, 
230 StGB.) 


Durch die Atomtechnologie wird das Recht der Eltern auf 
Pflege und Erziehung der Kinder gefährdet. Die „Gesellschaft 
zur Aufklärung der Öffentlichkeit über Umweltfragen e. V.", 
eine Gruppe Hamburger Ärzte, Zahnärzte und Rechtsanwälte, 
plant eine Verfassungsklage, weil das in Art. 6 GG. verbriefte 
Recht der Eltern auf „Pflege und Erziehung der Kinder“ durch 
eine Technologie gefährdet werde, deren mögliche Schadens¬ 
folgen auch bei größter Sorgfalt nicht mit Sicherheit von den 
Kindern abgewendet werden könnten, (s. „Stern“, Nr. 16. 
6. 4. 77) 


Durch die Atomtechnologie wird die Freizügigkeit der Wahl 
des Arbeitsplatzes und des Wohnortes (Art. 11 GG.) sowie das 
Recht auf Heimat beeinträchtigt. Zu prüfen wäre auch, inwie¬ 
weit die Atomtechnologie das Recht auf die Freiheit der Wahl 





des Ehegatten, das Recht auf die Freiheit der Familiengcstal- 
tung und das Recht auf eine menschenwürdige Umwelt ver¬ 
letzt (Art. 2 und 6 GG.). 


Das Recht auf die Unverletzlichkeit der Wohnung wird durch 
das Eindringen radioaktiver Schadstoffe in jedes Haus aufge¬ 
hoben (Art. 13 GG.). 


Das Bestehen von Katastrophenschutzplänen für den Fall einer 
Atomkatastrophe beweist, daß man eine solche Katastrophe 
für möglich hält. Da aber ein ausreichender Schutz für Leben, 
Gesundheit und Eigentum durch bloße Existenz von Kata- 
strophenschutzp/äwen nicht gegeben ist und zur Herstellung 
echten Schutzes bisher so viel wie nichts unternommen wurde 
und, trotz Verpflichtung der Regierung, wohl auch in Zukunft 
aus Kostengründen nicht ausreichend und ohne erhebliche Ein¬ 
schränkungen von Grundrechten gelingen wird, darum liegt 
Nichtigkeit der Genehmigung aller Atomspaltwerke vor. Sie 
liegt zumindest vor, solange nicht nachgewiesen wird, daß die¬ 
ser Schutz in angemessener Frist tatsächlich geschaffen sein 
wird. Erst recht liegt Nichtigkeit vor, betrachtet man ver¬ 
schiedene Informationen zum Thema Atomkatastrophen¬ 
schutz, die ich in „Lebenskunde“ 4/77 abgedruckt habe. 


Am 25. 10. 1974 verabschiedete der Länderausschuß für Kern¬ 
energie eine Verordnung des Bundesinnenministeriums, wo¬ 
nach Atomspaltwerke so beschaffen sein müssen, daß sie unter 
Einhaltung der Strahlenschutzbestimmungen stillgelegt wer¬ 
den können, wobei im Vorwege, d. h. im Rahmen der atom¬ 
rechtlichen Genehmigungsverfahren, ein Konzept für die Be¬ 
seitigung von Atomspaltwerken nach endgültiger Stillegung 
unter Einhaltung der Strahlenschutzbestimmungen vorhan¬ 
den sein muß. Liegt im Falle ein genehmigtes Kon¬ 

zept vor? 

Hierbei taucht auch die Frage auf, ob Atomspaltwerke, die 
aufgrund des Atomgesetzes völlig sicher gegen Einwirkungen 
von außen (Flugzeugabsturz, Erdbeben, Waffeneinwirküngen 
usw.) gebaut werden müssen, überhaupt unter Einhaltung der 
Strahlenschutzbestimmungen abbruchfähig sind. Auf einem 
IRS-Fachgespräch im Jahre 1974 wurde das verneint (s. dazu 
die Stellungnahme des WSL an das Bundesverfassungsgericht 
vom 24. 7. 1977 in Bezug auf die Verfassungsbeschwerde von 
Frau Helga Vohwinkel). Auch hier ergibt sich also eine Nich¬ 
tigkeit der Genehmigung, ebenso freilich auch die Nichtigkeit 
von Teilen des Atomgesetzes. 


Die „geordnete Beseitigung“ des Atom-Mülls ist vom Atom¬ 
gesetz vorgeschrieben. Sie kann aber für Jahrhunderte, Jahr¬ 
tausende und Jahrzehntausende niemals kausal überzeugend, 
was aber juristisch notwendig ist, garantiert werden. Die Un¬ 
möglichkeit einer Garantie macht aber jede Genehmigung von 
Atomspaltwerken nichtig. 

In die gleiche Richtung argumentiert Prof. Hennis (CDU, 
Freiburg) und gründet darauf dann seine Auffassung von der 
Verfassungswidrigkeit der Atomindustrie (s. „Stern“, 6. 4. 77, 
Bericht von E. Kuby). 


Die Elektrizitätsgesellsdiaften haben sich zum Teil im Zusam¬ 
menhang mit der eigentlichen Atomindustrie des Monopol 

mißbrauch* nach dem Kartellgesetz und des Verstoßes gegen 
die Generalklausel des § 1 UWG schuldig gemacht. 


Atomspaitwerke befinden sich skherheitstedimsd» im Wider¬ 
spruch zum Atomgesetz. Nach § 7 Abs. 2 Nr. 3 des AtG. dar! 
eine atomrechtliche Genehmigung nur erteilt werden, wenn 
Vorsorge gegen jene Schäden, die aus der Errichtung und dem 
Betrieb der Anlage entstehen könnten, nach dem neuesten 
Sund von Wissenschaft und Technik getroffen ist. Nach § 7 
Abs. 2 Nr. 5 AtG. darf eine atomrechtliche Genehmigung nur 
erteilt werden, wenn der erforderliche Schutz gegen Störmaß¬ 
nahmen und sonstige Einwirkungen Dritter gewährleistet ist. 
Wie sich aus verschiedenen neuerlichen Gutachten und Berech¬ 
nungen ergibt, müßten Atomspaltwerke, nur um den Absturz 
einer Boeing 747 überstehen zu können, Betonwandstärken 
von über 3 m aufweisen (Nachweise in der Stellungnahme des 
WSL zur Verfassungsbeschwerde von Frau Helga Vohwinkel 
vom 24. 7. 1977, S. 28 bis 47). Reaktorgebäude mit mehr als 
2 m Betonwandstärken sind aber wegen ihres Gewichts bereits 
an vielen in Flußnähe vorgesehenen Bauplätzen gar nicht er¬ 
richtbar, da sie sonst die höchstzulässige Tragfähigkeit des Bo- 
dens überschreiten würden. Sie können also technisch gar nicht 
im Einklang mit dem AtG. errichtet werden. Damit ist aber 
ihre Genehmigung nichtig. 

Außerdem sit^d Atomspaltwerke nidit gegen Kriegseinwir¬ 
kungen wirksam zu schützen. Auch deshalb liegt Nichtigkeit 
vor. 


Die Tendenz, angesichts immer mehr zunehmender Probleme 
die Verantwortung und Entscheidungen an Behörden, Aus¬ 
schüsse und Experten abzuschieben, wie sie vor allem hinsicht¬ 
lich des „atomaren Fortschritts“ erfolgt, führt zu einer gefähr¬ 
lichen Machtkonzentration und möglicherweise zu einer Ein¬ 
schränkung und gebietsweisen Aufhebung freiheitlich-dcmo- 
kratischer Ordnung. 

Solange kein ausreichender Vergleich zwischen der Nutzung 
von Atomspaltungsenergie und der von AlternatSvenergien 
vorliegt, ist die Genehmigung von Atomspaltwerken nichtig. 
Und zwar ist sie nichtig wegen ihrer ungeheuren Tragweite 
auf grundrechtlichem Gebiet, wegen erheblicher Rechtsun¬ 
sicherheit und wegen der eindeutigen Verpflichtung des Staa¬ 
tes zum Eigentumsschutz und zu sparsamem Gebrauch von 
Steuergeldern. Die Genehmigungsbehörden müssen zunächst 
einmal sorgfältig prüfen, inwieweit die bestehende Grund - 
rechtsrangfolge beachtet wird, wonach Schutz des Lebens, der 
genetischen und körperlichen Unversehrtheit, der Menschen¬ 
würde. und der Freiheit der Persern eindeutig Vorrang haben 
vor Gewerbefreiheit, freiem Eigentumsgebrauch, Wirtschafts¬ 
wachstum und Konsumsteigerung. Sodann muß ein klarer wirt¬ 
schaftlicher, gesellschaftlicher und politischer Kosten- und'Nut¬ 
zen- beziehungsweise Vor- und Nachteile-Vergleich stattfinden 
und ausreichend geprüft werden, ob nicht schon die Möglichkeit 
zu erheblichen Energieeinsparungsmaßnahmen rechtlich zur 


Aufgabe des Atomprogramms zwingt (Güterabwägung). So¬ 
lange solche Prüfungen nicht stattgefunden haben, ist die Rechts¬ 
unsicherheit zu groß und darum Nichtigkeit aller Genehmigun¬ 
gen anzunehmen. Wo Rechtsunsicherheit in so wesentlichen Fra¬ 
gen herrscht, herrscht mehr und mehr Willkür, Dadurch wird 
aber die Errichtung einer Gewalt- und Willkürherrschaft geför¬ 
dert. Das ist verboten. 


Schließlich ist auch das Verbrechen des Betruges nach § 263 

StGB, gegeben. Ein solches Verbrechen liegt vor, wenn folgende 

Merkmale festgestellt werden können: 

1. Täuschungshandlung 

2. Irrtum des Getäuschten 

3. Vermögens Verfügung 

4. Vermögensschädigung 

5. Kausalzusammenhang zwischen Punkt 1—4 

6. Vorsatz des Betrügers 

7. Erstreben eines rechtswidrigen Vermögensvorteils 

(Siehe dazu u. a. die Kommentare von Dreher und Schönke- 
Schröder zum Strafgesetzbuch). 

1. Die 7 äuschungshandlung ist gegeben, wenn die Atomindu¬ 
strie Täuschung übt durch Vorspiegelung falscher Tatsachen 
oder Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen über 
das Kosten-Nutzen-Verhältnis bei Atomreaktoren, über 
Strombedarf und dessen Deckung, über Gefahren u. a. m. 

2. Die Betreiberseite ist sich klar bewußt, daß sich ihre öffent¬ 
lichen Verlautbarungen erheblich unterscheiden von ihren 
innerbetrieblichen Feststellungen hi * htlich der Entwicklung 
des Strombedarfs und der vorhandenen und der sich im Bau 
befindlichen Kapazitäten zur Deckung dieses Bedarfs. Die 
Betreiberseite setzt außerdem, trotz eindringlichen Nachwei¬ 
ses der Fakchdarstelkmg, ihre Unterdrückung und Entstel¬ 
lung wahrer und Vorspiegelung falscher Tatsachen über Ge¬ 
fahren u. a. m. fort. Damit ist auch der Vorsatz bewiesen. 

3. Der Irrtum des Getäuschten ist auch gegeben. Der Getäuschte 
ist das Volk, wobei in diesem Zusammenhang einerseits der 
Steuerzahler, andererseits die Regierung und staatliche 
Dienststellen von Bedeutung sind. Die Mehrheit der Steuer¬ 
zahler, Regierungen und Angehörigen staatlicher Dienststel¬ 
len ist sich dank der Täuschungshandlungen der Betreiber¬ 
seite nicht ausreichend der wahren Tatsachen über die ver¬ 
mögensschädigende Bedeutung von Atomanlagen bewußt. 
Für den Steuerzahler haben das Meinungsumfragen schlüs¬ 
sig bewiesen und für die Regierenden und staatlichen Dienst¬ 
stellen deren öffentliche Äußerungen und deren Entschei¬ 
dungen zugunsten von Atomanlagen. Sollten allerdings ein¬ 
zelne Personen aus der Regierung und den staatlichen Dienst¬ 
stellen nicht zu den Getäuschten zählen, dann wäre Beihilfe 
anzunehmen, wenn sie trotzdem für den Bau von Atom¬ 
anlagen eintreten. 

4. Die Vermögensverfügung besteht in der Bereitstellung von 
Steuergeldern für die äußerst vielfältige Unterstützung des 
Baus von Atomanlagen. Die Vermögensverfügung wird von 
der Regierung und staatlichen Dienststellen vorgenommen, 
die im Auftrag des Steuerzahlers, als dessen Vertreter, han- 


6. Der Kausalzusammenhang ist ebenfalls gegeben: Durch die 
zweifellos vorliegenden zahlreichen Täuschungshandlungen 
wurden Irrtümer bei Steuerzahlern, Regierungen und staat¬ 
lichen Dienststellen erregt und daraufhin vermögensschädi¬ 
gende Verfügungen getroffen. Und zwar wurden diese ge¬ 
troffen durch die Regierenden und staatlichen Dienststellen 
in Vertretung des Steuerzahlers (also auch des Anzeigenden; 
u. a. in Gestalt der subventionierten Stillegung von Atom¬ 
anlagen, z. B. des kaum genutzten Sch wer wasser reaktors von 
Niederaichbach), und durch den Steuerzahler selbst, indem 
er Vertreter seiner Interessen in Regierung und Verwaltung, 
die sein Vermögen schädigten, duldete oder wählte oder nicht 
abberief oder nicht zur Rechenschaft zog. 

7. Schließlich liegt auch eindeutig das Erstreben eines rechts¬ 
widrigen Vermögensvorteils vor. Ein Vermögensvorteil ist 
„jede günstigere Gestaltung der Vermögenslage, so daß schon 
die Erlangung bloßen Kredits . . . genügt.“ (Lexikon des 
Rechts, a. a. O., X/26). Der Vermögensvorteil ist im vor¬ 
liegenden Fall gegeben durch Bezug von Zinsgewinnen, Divi¬ 
denden, Gewinnen aus dem Verkauf von Maschinen, Bauten 
u. a., Gehältern der Verantwortlichen. „Rechtswidrig ist je¬ 
der Vermögensvorteil, auf den man kein Recht hat.“ (Lexi¬ 
kon des Rechts, a. a. O., X/26). Auch dieses Merkmal liegt 
eindeutig vor, z. B. hat die Gegenseite kein Recht, auf Kosten 
des Steuerzahlers Gewinne aus wirtschaftlichen Unterneh¬ 
mungen zu ziehen, die dem Steuerzahler wegen vorhandener 
Oberkapazitäten nichts nützen, die ihn gesundheitlich schä¬ 
digen und sein Leben bedrohen. 


Anträge 

Es wird beantragt . 

wegen schwerer Verfahrens- und Urteilsmängel 
den Hescheld der ersten Instanz aufzuheben 
und das Verfahren erneut zur Verhandlung an da 
VU zurückzuverweisen. 



380 


h a E 

iRh&itilsnd-Ffalz in-Kctlsv 

StlohwortoufHstung betr. Mahlhelm-K8rtlqh-fr4t*t»nungsik>ge . 

»uf kichtigkelt, kleine Ladung *um 11.1V.9o» tb.e* Uhr: ; hing.! 1 <i,NC'V. »Sou 
Festst«!lungskleg« berechtigt, weit* 


I. Atomenergl«frag« von «11#. !nt«r<.»»«| «tonn 

- jede* >3«. Kind wird »Chon geistig b<ihlml«rt geboren ("Lebenihl lfo") 

- doppelt soviel Kinder ward«, mit ErbsehSden geboren »1* «•-h vor J5 
.( 1 h. Internationeier KOngr«® ('Br Genetik, Hoskau 1 *37?) 

* haut« l«t kindlich« Todosursacl.« Ho. 1 Kreb* (wahrend z.B. während *«»»•- 
5J. KrankcnhaustStl gke 11 »I* Medizinstudentii In dar. Soer~J»hren n'-nra 
’einnigUn H3dch«n begegnete, daß «Inen Knochenkrab« hatte ... I) i t .nt.Krehsbl 

- dorzelt erkrankt Jeder J. Bundesbürger en Krebt. Jeder stirbt ’F 11 ' 

(rköhar gab es *w#r Auch Krebs, »her bei weitem nicht in diesem Ai.-.naß. 

Ei lit nettlrl Ich unverkennbar, daß •» u.e. di« r 1 chtousend »“ Hemke! -r 
die »«wtahl mutagen *1*. krebsarregend wirken - wi« die Radionuklr >«e 
»uch - dl« diese o.ffi Ziffern bewirken. Aber wie gesagt nicht nur sie.. 

.'*hsf«t4^|Vtgg*»i^ Vlifih di« Atomenergie etc. verschuldet . 



j?JkLA -Vf. 


r’Cx.’C*-. S'JW c_ . '; / 

■gr —“ -■ -de:..— v -i. 

! Hj« r ysr^ , .lungsg*r>r'-.» 


J, «1odV»«ei»» m* dl« AKU'A'Stade-und Mlhlhelsr-KSrl Ich Feststellung»*lagen 
uereefMIflt «gal. wie Wett entfernt man davon wohnt In der Skr» (HH 390 km «o 
«.•Köl bel Stede wegen der festgestellten fttgee welche Henrirken daß h«l 
überdteck dieser Oruekwesserreektor Jederzeit aueelnanderreifhsn kenn, 
v«b*> di* Mfcjzs unter «ebner Kuppel gefeergeM* «edtoektlvttat frelsetrond, 

•VAS SICH Vit. Elke Hf«Ä»« Ak»SVIMtT - OM* «fl* ’tl«HIE SOLCHE WURDE 
HEKAihrfLlCH DIE OAHZE BKO VERSEUCHEN. Und *«l l».-K. aucli wagen der 
Cet.dir des AuselnenderrolBeo* mit den «nMj>r*ch«nd©n Folgen; hier besteht 
'diese Gef ehr aber «sws ander«« GrOndeni 

Srdbabengefe.hr 4186k - 2» In letzten Jehrzebnt - Untergrund): die Kr?fte 
3er Naturnicht unterschätzen. (El Arnum, Frleel irrende deO AKW ni. I . »etr .Rum n . 
rinrrIrhurn -glelcher Beektortvp. nSmt ich »ebcokck * Vilen» (u. Harri »hu»-,, 
i'iTÖ.T ni< vt sch) lener eusgegiiura« waII «um Un?alTteTtpunkt keakeef erst 
3 Monat« in Betrieb) 

1 * wöchentlich Schiff mit ft r.ort spren.itd'ibfen nur loo m entfernt «D f.. damJUw;.-. 

■JOTniRirToans'"such' ihrY. S"mTo CTalcht entzünd I Ich ar FHi»»igke,i t on, 1 
3"«#T'»IW»imW 11 an «w Walüabthurrne- Warth, 
ArtJarna-.her Heb«Hoch -etc.! Rhein mal »tbefahrenst« Wessarst: af> S.u.-oe»? 

{WtUt Ische* Lende»««« Bad Ems). - Sie an 2?.3.7« ImBUndesenz-i.ior 
'.pgirfiffent! Ichte Abstand Vicht)! nie gegen Druckwellen ward« bei 
W ooodbenen Tatbestand einen AKV-Ab«*«nd vom Rhein von 9o<> "> verianq.tr' • 
lAwf * l n El df Ibceehn« i »a «ine« Hl! ItKrf lau Hefen» (*.2t. fliegen dort zv-r 
.Wur 'ViicjireuWf^j!« Tetsech», Uefl dla Wehrber«Iebsv«rw«itung ?V 

vergeblich auf ,«In* abschließende 
Stetlortgnahm* aus dea «drtdesvarteldlgungssilnlstsrlum wartet, 
beweist doch, daff »aan dort offanslchtl Ihc «Inan Hl II tCrf lughafan filr 
grofla Haschfnan plant..:) 

und dies ist keine NMtorDt. eie» «eine i.eh ganz ernst, stlndlg »teigander 
kriensaefehr. War «grll d<~Jx aehon fest soweit, wobei Ich wenn Ich Bunde»- 
kanzlar w^re js aus dor HAT» eoegecreten w*r«, wenn men uns zun.. tot. 
obwohl dleJJJtA nicht «ngegrlffSn waren selbst In Afghenist».-, unö in der 
ölgeschldbit«. auch in den Krieg elnzestelgen - wegen Mlßbruach des gern,- 
t#l t!g«n VAtrt«5<3 lgung*|Mikt«* - wir haben es ohnehin nur der Baounnonr.c t ^ 
vt»rr WaVwit $ch»1dt ru vardanken höchttwahracheinHch, daü wir nicht ii'S 
•Kr (^0 -.a^tdekan tatsSchHöh lurxait Aber die Gefahr ist weit ca von 
vorbei jtt» sein, lir, Gaijantal \: heruntergesetzte Atoivikre 
durch n«uu Atoros&rataiilo dar USA gegen die wicht inen Punkte st«. 1 : 

.-(lnj-ohtar zu bogründen). Seit Schlesinger wleoerhoi t c,*fL.hrte» 
; 6 «rt l, 4 Kl'* von da«n zu vertretenden «tomäresi Erstschlag 

i(von Leber daiaals nachgebatet u» vor» unseren äourna'i i st<‘n; unc( was der 
«mar ikanUche Kollege dem deutschen Joorn»} i sten dazu »:n "Interna t Ion» :e-h. 
FrOhschoppen" sagte! **w«no iCM deut»ch«kr Journalist wäre, wilrd« ich 
ja ganz anders reden, denn Ihr sa 5 *d ja denn andgültiij ! : ’scj!v ; »»' 1 

der tat*SchlIchen Größe, geoqruphisch * Eures Landes .. 
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xCruita Mlssllas zu klein, um von Radar geortet zu werden (Ende der 
Abrüstungsgespräche; dann diese nur möglich bei Kontrolle, nicht nur auf 
der Biel» von Vertrauen erfahrungsgemäß.) Und Pershing II in 2-3 Jahren 
perfektalonlert auf "launch-on-warnlng"-System, d.h. schießen dann 
von alleine, ohne jedes mentchllchfl*e Zutun, nach 3 min hoch (3 min nach 
der erhaltenen Warnung; und diese kann wie schon so oft auf einem 
Computer Irrtum beruhen - 3* allein In den letzten 12 Monaten - und 3 min 
reichen nicht, um den Irrtum eufzuklären: am 9.11.79 hotte man nach 7 min 
noch nicht einmal den Präsidenten der Vereinigten Staaten gefunden, um Ihn 
am roten Telefon bei seinem Kollegen In der UdaaSSR rückfragen zu lassen, 
ob dies wirklich der atomare Krieg: nur seine Kommondomaschlne war startklar 
u. 3 Bombmsgeschwader bereits auf dem Weg nach Rußland: WIE SOLLEN DA 
3 MINUTEN REICHEN 777T7777777777?) 

Ferner: 

Bundesverwaltungsgericht erkannte Festste!lungsklage von Frau Renate Roedel 
vom 3.2.76 beim Verwaltungsgerlcht Koblenz für zulässig. Und dabei hatte 
duese noch nicht einmal alle Gründe angeführt; z.B. Verwal tungsverfahrensges . 

S 6* 2.5 "Verwaltungsakt nichtig, der die Begehung einer rechtswidrigen Tat 
verlangt, die einen Stref-oder BuBgoldtetbestand verwirklicht, der gegen die 
guten Sitten verstößt: 

nun garantiert GG Art. 2.2 absolut die Unversehrtheit des gesunden Erbgutes 
(wogegen das Atamenerglaprogramm, u. mithin auch das AKW M.-K. verstößt) 

und die von mir o.a. Gründe 

aber es gibt auch noch Jxurlstltch anerkannte Gründe, z.B. ist das AKW 
Ja bekanntlich Inzwischen In ganz anderen Händen: nicht mehr RWE sondern SCN/Lux. 

- Ingehltes Kapital 15o mMIo DM rund, Grundkapital BIlanzstIchtag 31.12.79 

- 2oo Mio DM, bei keinen Rücklagen u. Schulden von 1,35 Mrd. DM wovon 
650 Hlo kurzfristigen Verbindlichkeiten, d.h. mehr als 2x so viel 
kurzfristigen Verbindlichkeiten als Grundkapital - Unternehmen unseriös 

um nicht zu sagen betrügerischer Bankrottl Verstößt auch gegen Atomges. 5 65 

weil «Stagen zur Erzeugung, Verarbeitung, Spaltung - dia errichtet, betreibt 

oder tonst Inne hat, dazu eine Genehmigung braucht: diese hatte die SCN erst 
nicht einmal beantragt, und dann bekam sie sie nicht, well sie sie angeblich 
nicht braucht, well die Verantwortung bei der RWE liege u. die SCN 
nur Geledgeber aber s.o. ... Und auch wagen des Geldes sollte das AKW H.-H. 
nicht zuendegebaut u. betrieben werden, vor allem jetzt bei den leeren Staats¬ 
kassen u. der bevorstehenden ganz großen Arbeitslosigkeit durch Rationalisierung: 
63t der BQroarbeltsplätze verschwinden bis 199o (Siemens-Studie) u. etwa 5o 2 
der Berufe Insgesamt lassen sieh wegratlonelIsleren denk der sich In einem Jahr 
amortisierenden, deshalb für Arbeitgeber Interessanten, in Asien bereits einge- 
führtan u. uns Jetzt aus Konkurerenzgründen ebenfalls bevorstehenden numerlseh- 
goateuxorten Werkazeugmaschlnen: denn wo will der Staat dann Steuern hernehmen 
um diese Ausgaben zu bezahlen. Und es steht nun einmal fest, daß Atomeznergle 

- die teuerste der Welt (ORueksaehe PB-282 667 des US-Kongresses, 

32. Bericht des Kongreßfachausschusses zur Überprüfung der Atomexne§*ek*rgle¬ 
kosten) 

- die unzuverläßlgste (wenn wir nur an Atomstrom angeschlossen waren, 
wlren die Lichter schon längst ausgegangenl) 

- die e'.aerglaverschwenderlschste (2/3 Primärenergie werden verbraucht, 
bevor Atomstrom überhaupt erst entstehtl und dann will man uns zumuten, 
die so um Atomstrom herzustellen verheizte Kohle wieder als Atomstrom zu 
verheizen, was für eine WahnsInnsenerglevergeudung1) 

- die gefährlichste (hier verkneife ich mir sehr viel, auch sehr Drastisches was 

- u. die einzige Ich zu sagen hätte!II) 

Energieart der Welt, die auch die Atombombengefahr vergrBößert 

- u. wir brauchen sie gar nicht (habe mir mal ausgerechnet, daß wir uns llmial 
alle z.Zt. laufenden AKW’s schenken könnten, wenn wir alles täten, was 

ein vernünftiger Mensch tun würde - brauchen tun wir sie erst dann, wenn der 
Strom In den Helzungssektor verdrlngt u. ln Jedem Haushalt eine E-Helzung 
oder elektr.Wärmepumpe steht: und das Ist Wahnsinn s.o.). 


ich bin gegen Atomenergie aut allen dleten Gründen. Auch Im Ostblock, auch In 
China. Die Halabwertzelten sind auch Im Ostblock dieselben, und die dortigen AKW's 
noch dünner als die hletsgen. Es stimmt auch, daß die Westinghaouse-AKW's 
s.T. noch schlechter sind als die unsrlgen, von der Harke BabeocktWIIcox 
wollen wir earst gar nicht redens. Zum Schluß: 

In Brasilien steht ein einziges AKW, das schon In Betrieb gehen durfte; 

Westlnghouse-Typ - aber ansonsten viel Ähnlichkeit mit M.-K.: 

auf Sand gebaut (noch einen Tick schlechter also untergrundsmäßig 

als hier, aber auch hier Ist der Untergrund weiß Gott nicht prächtig) und 

auf Erdbebangeblet: dort Ist die BetrelbergeselIs baft NUCLEBRAS hergeganqen 

und hat die Regierung beschworen, des AKW doch Ja nur mit Io t Last 

zu fahren "SONST GIBT ES EIN UNGLÜCK DAS DAS ENDE VOM WELTATOMENERGIEPROGRAMM". 


(Ansonsten wurden von mir ausgeführt die Tatsache, daß von Bctrelberselte 
Zelt verloren wird durfh Schönen, Immer wieder: als ob man die Tatsache 
des Untergrundes undaut der Erdbebengefahr wegbeißen könnte - durch 
Verschweigen - auch Ire Corleben Hearing unterschlug man mal eben 
die Möglichkeit eines Krieges, des schlechthin schädlichste Radionukleld - 
als ob es nicht entstehen würde - die Gefahr einer Inneren Explosion - obwohl 
eine WAA eine ehern.Großfabrik - die Möglichkeit totalen Personalausfalls aus 
welchen Gründen auch Inner: Schneakatastrophe, Grippe, Nervengas, Streik etc.etc.etc 
alles schon dagewesen z.B. La-Hague-Personalstrelkaals nicht mehr mit ansehen 
konnten, wie seit Monaten nicht ein Tag verging ohne daß mindestens 1 Abteilung 
entseucht werden mußte --—- und das Gleiche versucht man Immer wieder auch bei 
allen AKW's . 

Und das Ganze nur für ein Aktiengeschäft u. damit es Immer frischen Nachschub 
Mglbt an Spaltmaterial für dla Atombomben: nein, dafür sind uns 
unser Leben, Geesundhelt u.gesundes Erbgut zu schade. t) 


Ohne Anspruch auf Vollständigkeit des Vorgetragenen 

(außerdem z.d. noch Katastrophensch utza usflli lirunaenT 
fehlende Sehu tzbau ten-Betten-'Ar zte-lchwestern-Feuo^w^lyj^ ^ j j e 

Verpflichtung u.-AusblIdung,Jodtabl. _ 

nur den Hellsehern unter uns nützlich 

u.aueh nur als Schutz f.d.SchlIddrüse etc.etc.etc.) 


w, *<*ej 


V 


l | - M T’"" 

J ,-M. Jordan,E Hb.Weg 72,2 HH 76 
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Urteile im Verfahren vor dem 7. Senat 
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OBERVERWALTUNGSGERICHT RHEINLAND/PFALZ 


Verkündet am 18. November 1980 


gez. Thielen 


■ . r»rf-tr' i ■ Justizangestellte als 
II K I KIL Urkundsbeamter der 

ft: ftl 1 ft 


IM NAMEN DES VOLKES 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 

des Herrn Roland Bohllnger, Alte Schule, 2251 Wobbenbüll/ 
Husum, 

- Kläger und Berufungskläger - 
Prozeßbevollmächtigter:Recht 3 anwalt Eckard Behm, Humboldt¬ 
straße 70, 2800 Bremen, 


gegen 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, Bauhofstraße *t, 
6500 Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, Postfach 1329, 
5900 Koblenz, 

- Beklagter und Berufungsbeklagter - 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, Oder¬ 
straße 13, 6500 Mainz, 

beigeladen: 

1. die Firma Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG, 
vertreten durch das Vorstandsmitglied Direktor Werner Rinke 
und durch den Prokuristen Dr. Dietmar Kuhnt, Kruppstraße 5, 
9300 Essen 1, 

2. das Konsortium Brown, Boveri & Cie. AG, vertreten durch die 
Prokuristen Hans-Joachim LUck und Günther Borholdt, und 
Firma Babcock-Brown, Boveri, Reaktor, GmbH, vertreten durch 
die Geschäftsführer Theo Küpper und Dr. Alfred Schatz, 
Heppenheimer Straße 17-23, 6800 Mannheim 91, 

3 . die Firma Hochtief AG, vertreten durch den Vorstandsvorsit¬ 
zenden Dr. Albrecht Schumann und den Prokuristen Dr. Her¬ 
zog, Reilinghauser Straße 53-57, 9300 Essen, 

Prozeßbevollmächtigte: 

Rechtsanwälte Notar Dr. J. Simon, Notar M. Mühle, Notar 

Dr. W. Günther, Notar Dr. P. Ising, Dr. H. Kümmerlein und 

F. J. Scheuten, Huyssenallee 58-69, 9300 Essen 1, 

wegen Errichtung des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich 
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7 A II 8/80 
7 K 317/79 VG Koblenz 

hat der 7. Senat des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz 
in Koblenz aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 13. 

November 1980, an der teilgenommen haben 

Präsident des Oberverwaltungsgerichts Professor Dr. Bickel 
Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht Dr. Schwarz 
Richter am Oberverwaltungsgericht Hoffmann 
ehrenamtlicher Richter Kaufmann und Landwirt Baum 
ehrenamtlicher Richter Geschäftsführer Bruchof, 

für Recht erkannt: 

Die Berufung wird zurückgewlesen. 

Der Kläger trägt die Kosten des Berufungsver¬ 
fahrens einschließlich der außergerichtlichen Kosten 
der Beigeladenen. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 
Die Revision wird nicht zugelasser.. 


Rechtsmittelbelehrung 


Innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils kann durch 
einen Rechtsanwalt oder durch einen Rechtslehrer an einer deut¬ 
schen Hochschule als Bevollmächtigten bei dem Oberverwaltungsge¬ 
richt Rheinland-Pfalz ln Koblenz, Deinhardplatz A, die Nichtzu¬ 
lassung der Revision durch Beschwerde angefochten und unter den 
Voraussetzungen de3 § 133 VwGO auch ohne Zulassung Revision ein¬ 
gelegt werden, die spätestens innerhalb eines weiteren Monats 
zu begründen ist. 
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Tatbestand 


Der Kläger wendet sieh mit seiner am 06. Dezember 1979 bei 
dem Verwaltungsgerlcht eingegangenen Klage gegen sämtliche 
bislang für das Kernkraftwerk MUlheIm-Kär1ioh erteilten 
Genehmigungen; er wohnt in Wobbenbüll/Husum, ca. '170 km von 
Mülhelm-Kärllch entfernt. 

Der Kläger hat sinngemäß beantragt, 


die 

der 

Nichtigkeit 

Ersten Teilgenehmigung 

vom 

09. 

Januar 

1975, 

des 

1. Freigabebescheids 

vom 

06. 

Juni 

1975, 

des 

2. Freigabebescheids 

vom 

18. 

August 

1975, 

des 

3. Freigabebescheids 

vom 

14. 

November 

1975, 

des 

4. Freigabebescheids 

vom 

19. 

Dezember 

1975, 

des 

5. Frelgabebescheid3 

vom 

27. 

Februar 

1976, 

des 

6. Freigabebescheids 

vom 

05. 

April 

1976, 

des 

7. Freigabebescheids 

vom 

24. 

Juni 

1976, 

des 

8. Freigabebescheids 

vom 

19. 

November 

1976, 

des 

9. Freigabebescheids 

vom 

31. 

Januar 

1977, 

der 

Zweiten Tellgenehmigung 

vom 

06. 

Juli 

1977, 

der 

Dritten Teilgenehmigung 

vom 

15. 

Dezember 

1977, 

der 

Vierten Teilgenehmigung 

vom 

10. 

November 

1978 


- Jeweils erlassen vom Ministerium für Wirtschaft 
und Verkehr des Landes Rheinland-Pfalz, Mainz - 
sowie 

der Teilbaugenehmigung der Kreisverwaltung Mayen- 
Koblenz vom 26. September 1974 
festzustellen, 
hilfsweise, 


die genannten Bescheide aufzuheben. 
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Das beklagte Land hat beantragt, 
die Klage abzuweisen. 

Das Verwaltungsgerich't hat die Klage durch Gerichtsbescheid 
vom 06._ Juni 1980 - 7 K 317/79 - als unzulässig abgewiesen, 

weil hinsichtlich der begehrten Feststellung das Klagerecht 
verwirkt sei und ein Feststellungsinteresse nicht vorliege und 
für eine Anfechtung der Genehmigungen die Klagefrist versäumt 
sei und die Klagebefugnis fehle. Wegen der Einzelheiten wird 
atif die Gründe des Gerichtsbescheids Bezug genommen. 

Gegen diesen Gerichtsbescheid richtet sich die rechtzeitig 
eingelegte Berufung, mit der der Kläger sinngemäß beantragt, 

unter Abänderung des angefochtenen Gerichtsbescheids 
nach dem erstinstanzlichen Klageantrag zu erkennen. 

Das beklagte Land und die Beigeladenen, die die Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts für zutreffend halten, beantragen, 

die Berufung zurückzuweisen. 

Die weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands ergeben 
sich aus den Schriftsätzen der Beteiligten sowie den zu den 
Akten gereichten Schriftstücken. 


EntscheldungsgrUnde 

Die zulässige Berufung hat keinen Erfolg. Das Verwaltungsge- 
rifiht hat die Klage zu Hecht als unzulässig abgewiesen und 
hierfür - entsprechend dem Sinn und Zweck des Gesetzes zur 
Entlastung der Gerichte in der Verwaltungs- und Flnanzge- 
riohtsbarkeit vom 31, März 1978 (BGBl I S. M46) - die Form der 
Entscheidung durch Gerichtsbescheid gewählt. 
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Ob im Fall des Klägers vergleichbare Beweggründe, wie sie in 
den Verfahren 7 A IX 17/80 (Nicoll de Bruin) und 7 A II 78/80 
(Wieland Soyka) gegeben sind, vorliegen und ebenso im Vorder¬ 
grund stehen, daß aufgrund dessen der Klage schon das allge¬ 
meine Rechtsschützbedürfni3 abzusprechen ist, wofür einiges 
spricht, mag offen bleiben. Denn auch wenn die Klage nicht als 
rechtsmißbräuchlich erhoben angesehen wird, ist sie unzu- Zu¬ 
lässig , weil ihr sowohl mit dem Hauptantrag auf Feststellung 
der Nichtigkeit aller bisher für das Kernkraftwerk Mülheim- 
Kärlich erteilten Genehmigungen als auch mit dem Hilfsantrag 
auf Aufhebung dieser Genehmigungen das besondere Rechts- 

schutzbedürfnis^ in_Gestalt des berechtigten Interesses bzw. 

der Klagebefugnis fehlt, an deren Vorliegen die Verwaltungs¬ 
gerichtsordnung die Zulässigkeit einer Feststellungsklage bzw. I 
einer Anfechtungsklage knüpft. —^ 

Die Erhebung einer Feststellungsklage setzt gemäß § 43 Abs. 1 
VwGO voraus, daß der Kläger ein - eigenes - berechtigtes j 
fnteresse an der baldigen Feststellung geltend machen kann. Ll 
Damit wird auch für den Bereich der Feststellungsklage die 
Popularklage ausgeschlossen, so daß eine derartige Klage nicht 
mit dem Ziel der Wahrnehmung allgemeiner Interessen, sondern 
nur zur Wahrung von auf den Individualbereich de 3 Klägers 1 
bezogenen Interessen erhoben werden kann. Hat die Fest- —- 
stellungsklage, wie hier, die Nichtigkeit von Verwaltungsakten 
zum Gegenstand, als welche sich die Baugenehmigung sowie die 
atomrechtlichen Genehmigunem und FreigHen darstellen, so kann 
ein berechtigtes Interesse hieran indessen nur demjenigen 
zuerkannt werden, der im Fall einer Anfechtung dieser Verwal¬ 
tungsakte auch klag-ebefugt im Sinne des'§ 42 Abs. 2 VwGO wäre, ^ 
indem er eine Verletzung in seinen Rechten geltend machen 
kann. ^ ; " 






Nichtigkeit eines Verwaltungsakts besagt, daß dieser keinerlei 
Hechtswlrkungen zu äußern imstande ist, von ihm also auch 
keine Beeinträchtigungen ausgehen können, weil er unwirksam 
ist (§ 43 Abs. 3 VwVfG). Wenn dennoch ein solcher Verwal¬ 
tungsakt, wie in § 43 Abs. 1 VwGO ausdrücklich vorgesehen, zum 
Gegenstand einer gerichtlichen Feststellung gemacht werden 
kann, so deshalb, weil bereits die bloße Existenz auch eines 
nichtigen Verwaltungsakts einen Rechtsschein erzeugt, der auf 
diese Weise beseitigt werden soll. Daraus folgt, daß ein 
berechtigtes Interesse an der Feststellung der Nichtigkeit im 
Ergebnis nur dort anzuerkennen ist, wo im Falle der Wirksam¬ 
keit des Verwaltungsakts die Berechtigung bestünde, wegen 
einer Verletzung in eigenen Rechten eine Anfechtungsklage zu 
erhebeg; denn demjenigen, dem die Verwaltungsgerichtsordnung 
mangels eines Rechtsnachteils die Anfechtung eines wirksamen 
Verwaltungsakts versagt, billigt sie ebensowenig das be¬ 
rechtigte Interesse zu, die Nichtigkeit eines Verwaltungsakts 
um der Beseitigung eines allein möglichen Rechtsscheins 
willen, der dem Kläger nicht in rechtlich beachtlicher Weise 
zum Nachteil gereichen kann, zum Gegenstand einer Fest¬ 
stellungsklage zu machen. Andernfalls, d.h. ohne die Voraus¬ 
setzung einer eigenen Rechtsbetroffenheit, würde die Fest¬ 
stellungsklage bezüglich der Nichtigkeit von Verwaltungsakten, 
da andere geeignete Abgrenzungskriterien fehlen, auf eine 
praktisch Jedermann offenstehende Rechtskontrolle der Verwal¬ 
tung und damit auf eine systemfremde Popularklage hinaus¬ 
laufen. Mithin erfordert das berechtigte Interesse, an das 
§ 43 Abs. 1 VwGO die Zulässigkeit einer derartigen Fest¬ 
stellungsklage knüpft, daß der Kläger, ebenso wie im Fall der 
Anfechtungsklage nach § 42 Abs. 2 VwGO, geltend machen kann, 
durch den Verwaltungsakt, dessen Nichtigkeit er behauptet, in 
seinen Rechten verletzt zu sein. 
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Eine Verletzung eigener Rechte durch die bisher erteilter^ Ge¬ 
nehmigungen für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich wird vor¬ 
liegend indessen nicht geltend gemacht, so daß die Klage mit 
dem Hauptantrag auf Feststellung der Nichtigkeit dieser Ge¬ 
nehmigungen unzulässig ist. 


'f 

i 


| »WVU.'v/ 



Soweit spezifizierte Einwendungen erhoben worden sind, zielen 
diese in der Mehrzahl gegen die Errichtung und den Betrieb von 
Kernkraftwerken schlechthin, unabhängig von deren Standort und 
deren Konzeption im Einzelfall. Derartige grundsätzliche 
Bedenken gegen die Kernenergie als solche sind indessen nicht 
geeignet, eine Verletzung in eigenen Rechten durch atomrecht¬ 
liche Genehmigungen darzutun/j Das Grundgesetz selbst hat 
nämlich, wie das Bundesverfassungsgericht sowohl in seinem 
Beschluß zu Kalkar (BVerfGE 49, 89, 127 ff. ) als auch in 
demjenigen zu Mülheim-Kärlich (DÖV 1980, 299 = NJW 1980, 759) 
hervorgehoben hat, in Art. 74 Nr. 11 a die "Nutzung der Kern¬ 
energie zu friedlichen Zwecken", die auch eine wirtschaftliche 
Nutzung der Atomspaltung einschließt, als zulässig gebilligt. 
Es hat damit die Grundsatzentscheidung für oder gegen die 
friedliche Nutzung der Kernenergie in die Hand des Gesetzgebers 
gelegt, der sie mit dem Atomgesetz in ersterem Sinne getroffen 
hat. Dies bedeutet zugleich, daß nach Maßgabe des § 7 AtG die 
Errichtung und der Betrieb von Kernkraftwerken genehmigt werden 
darf, ohne daß die entsprechende Genehmigung bereits als solche 
wegen der allgemeinen Gefahren der Kernenergie angegriffen 
werden könnte, weil eine derartige Anlage absolut sicher sein 
müsse, diese Sicherheit aber auf dem Gebiet der Kernenergie 
ni-cht erzielbar sei. Daß insoweit ein absoluter Schutz nicht 
möglich ist, sondern bei jeder Sicherheitskonzeption einer 
technischen Anlage ein Restrisiko vorhanden bleibt, war auch 
dem Gesetzgeber bewußt; er hat dies Jedoch in seine politische 
Verantwortung aufgenommen und mutet von daher dem Bürger 
gewisse, Uber den "praktischen Ausschluß" von Schadensereig¬ 
nissen hinausgehende Ungewißheiten zu, die - wie auch andere 
Gefahren des heutigen Lebens - unentrinnbar sind und als 
sozialadäquate Lasten von allen zu tragen sind (vgl. BVerfGE 
49, 89, 143). Der Bürger muß, mit anderen Horten, Genehmi- 
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\ gungen für die Errichtung und den Betrieb kerntechnischer 
i Anlagen hinnehmen, wenn gegen alle erkannten Ursachen für 

v.y Störfälle effektive Vorkehrungen getroffen sind; auf das ln 

' | ) 

' diesem Fall verbleibende sog. Restrisiko kann er deshalb seine 
Klage gegen diese Genehmigungen nicht stützen (vgl. BayVGH, ET 
1979, 490; BVerwG, ET 1980, 506, 507). £,,/'/ / '■ --r; 

Vielmehr kann der Bürger gegenüber einer atomrechtlIchen 
Genehmigung ln diesem Zusammenhang nur einwenden, das be- 
treffende Kernkraftwerk entspreche in seiner Konzeption nicht 
dem Erfordernis des § 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG, der die Erteilung 
einer Genehmigung davon abhängig macht, daß die nach dem Stand 
von Wissenschaft und Technik notwendige Vorsorge gegen Schäden 
durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage getroffen Ist, 
|l'-| d.h. er muß ein konkretes Sicherheitsdefizit der genehmigten 
.[«V'" Anlage rügen. Dieses Erfordernis dient der Verwirklichung des 
in § 1 Nr. 2 hervorgehobenen Zwecks des Atomgesetzes, bei der 
Genehmigung von Anlagen, Leben und Gesundheit vor den Gefahren 
der Kernenergie zu schützen, wodurch der Staat seiner Schutz¬ 
pflicht für das in Art. 2 Abs. 2 GG gewährleistete Grundrecht 
auf Leben und körperliche Unversehrtheit nachgekommen ist 
(vgl. BVerfG, DÖV 1980, 299 = NJW 1980, 759); von daher 

erhellt ohne weiteres der drittschützende Charakter des § 7 
Abs. 2 Nr. 3 AtG, der im Fall eines Verstoßes gegen diese Norm 
dem hiervon betroffenen Bürger eine Klagemöglichkeit entstehen 
läßt. In diesem Rahmen kann indessen kein absoluter, d.h. 
natur- und denkgesetzlich möglicher Schutz gegen jegliche 
radiologische Auswirkungen eines Kernkraftwerks verlangt 
werden, weil dies im Ergebnis den Betrieb einer derartigen 
Anlage ausschließen würde, was, wie oben dargelegt, mit der 
vom Verfassungsgeber zugelassenen und vom Gesetzgeber ge¬ 
troffenen Entscheidung zugunsten einer friedlichen Nutzung der 
Kernenergie nicht in Einklang zu bringen wäre. § 7 Abs. 2 Nr. 
3 AtG mißbilligt vielmehr nur die nicht unerhebliche Gefähr¬ 
dung von Leben und Gesundheitdurch den Betrieb eines Kern¬ 
kraftwerks im Normal- oder im Störfall (vgl. BVerfGE 49, 89 , 
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191 ). was zugleich den Schutzbereich dieser Norm räumlich auf 
Personen ln dem Umkreis des Kernkraftwerks beschränkt, in dem 
derartige Gefährdungen eintreten könnten, und folglich auch 
nur insoweit ein Klagerecht gewährt; die jenseits dieser 
Grenze möglichen Auswirkungen erhöhter Radioaktivität, die 
noch Uber hunderte von Kilometern hin feststellbar sein kann, 
sind hingegen mangels erheblicher Gefährdungen nicht geeignet, 
ein Klagerecht zu begründen, da insoweit durch § 7 Abs. 2 Nr. 

3 AtG kein Schutz fUr Dritte gewährt wird und mithin die im 

System des Individualrechtsschutzes erforderliche eigene l Vr .. 

Rechtsbetroffenheit fehlt. Um gegenüber einer atomrechtlichen 
Genehmigung die Verletzung eigener Rechte darzutun, muß danach 
zum einen ein konkretes Sicherheitsdefizit der genehmigten '/■ 
Anlage gerügt werden und zum anderen, da der Kreis der durch 
§ 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG geschützten Dritten von anderen - eben 
nicht betroffenen - Personen abzugrenzen ist, auch ein 
dauerhafter räumlicher Bezug zwischen Standort des Kernkraft¬ 
werks und Wohnort des Klägers bestehen, dessen Nähe zu der 
Anlage durch deren Betrieb im Normal- oder im Störfall als 
Folge des geltend gemachten Sicherheitsdefizits nicht unerheb¬ 
liche Gefährdungen von Leben und Gesundheit besorgen läßt 
(vgl. auch BayVGH, ET 1979, 990 f.; BVerwG, ET 1980, 506, 

507). 


Vorliegend wird zwar teilweise auch ein konkretes Sicher¬ 
heitsdefizit des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich geltend 
gemacht, wenn auf einen angeblich ungenügenden Abstand zum 
Rhein oder die geologischen Verhältnisse des Standorts 
(Erdbebengefährdung) hingewiesen wird. Es fehlt jedoch 
eindeutig an dem weiter erforderlichen räumlichen Bezug 
zwischen dem - derzeitigen, dauerhaften - Wohnort, auf den 
insoweit allein abzustellen ist, und dem Standort des Kern¬ 
kraftwerks Mülheim-Kärlich. Dabei besteht für den Senat kein 
Anlaß, abschließend festzulegen, in welchem kilometermäßig 
begrenzten Umkreis "nicht unerhebliche Gefährdungen von Leben 
und Gesundheit" als nicht mehr hinzunehmende Auswirkungen des 


i/l 




T " 



gerügten konkreten Sieherheltsdefizits generell zu besorgen 
sein könnten; denn bei einer Entfernung des Wohnorts von 
annähernd 100 km oder mehr von Mülheim-Kärlich ist dies 
Jedenfalls nicht mehr der Fall, well hier die Gefahr von 
Rechtsgutverletzungen durch den Kernkraftwerksbetrieb nach den 
Grundsätzen praktischer Vernunft nicht mehr ins Gewicht fällt 
(vgl. BayVGH, aaO). 

Der Kläger ist demnach nicht in der Lage vorzutragen, durch 
die Genehmigungen für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich in 
eigenen Rechten verletzt zu sein, so daß die Klage auf 
Feststellung der Nichtigkeit dieser Genehmigungen mangels 
eines berechtigten Interesses im Sinne des § 43 Abs. 1 VwGO 
unzulässig ist. Aus denselben Erwägungen fehlt es auch an der 
Klagebefugnis im Sinne des § 42 Abs. 2 VwGO, so daß auch der 
Hilfsantrag auf Aufhebung der Genehmigungen, abgesehen davon, 
daß überdies die Klagefristen nicht eingehalten worden sind, 
unzulässig ist. 

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 2, 162 Abs. 3 
VwGO; die vorläufige Vollstreckbarkeit des Urteils wegen der 
Kosten beruht auf § 167 VwGO. 

Die Revision war nicht zuzulassen, da Gründe der in 5 132 Abs. 
2 VwGO bezelohneten Art nicht vorliegen. 


gez. Prof. Dr. Bickel 


gez. Dr. Schwarz 


gez. Hoffmann 
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Beschluß 


Der Wert des Streitgegenstands wird für das Be 
auf 100.000,— DH festgesetzt (§§ 14, 13 Abs. 


gez. Prof. Dr. Bickel 


gez. Dr. Schwarz 


rufungsverfahren 

1 Satz 1 GKG). 


gez. Hoffmann 
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7 B II 11/80 
7 K 317/79 VG Koblenz 

Beschluß 
In dem Verwaltungsrechtsstreit 

des Herrn Roland Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobbenbüll/ 
Husum, 

- Kläger und Beschwerdeführer - 
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Eckard Behm, 

Humboldtstraße 70, 2800 Bremen, 

gegen 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, Bauhofstraße 4, 
6500 Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, Postfach 1329, 
5400 Koblenz, 

- Beklagter - 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, Oder¬ 
straße 13, 6500 Mainz, 

wegen Errichtung des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich; 
h ier: Streitwertbeschwerde 

hat der 7. Senat des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz 
in Koblenz*aufgrund der Beratung vom 14. November 1980, an der 
teilgenommen haben 

Präsident des Oberverwaltungsgerichts Professor Dr. Bickel 
Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht Dr. Schwarz 
Richter am Oberverwaltungsgericht Hoffmann, 

beschlossen: 

Die Beschwerde gegen die Festsetzung des Streit¬ 
werts für das Klageverfahren durch das Verwal¬ 
tungsgericht Koblenz wird zurückgewiesen. 
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Gründe 


Die zulässige Beschwerde hat keinen Erfolg. Die Festsetzung 
eines Streitwerts von 100.000,— DM für das Klageverfahren ist 
nicht zu beanstanden. Auch der Senat hält einen Streitwert in 
dieser Höhe Je Kläger im Hinblick auf die sich aus dem Antrag 
für ihn ergebende Bedeutung der Sache, auf die gemäß § 13 Abs. 

1 Satz 1 GKG insoweit abzustellen ist, für angemesen. Die 
Klage zielt auf Feststellung der Nichtigkeit bzw. hilfsweise 
auf Aufhebung sämtlicher für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich 
erteilten Genehmigungen, das sind vier Teilgenehmigungen, neun 
Freigaben sowie die Baugenehmigung. Der Senat bewertet die 
Klage einer Privatperson gegen eine atomrechtliche Genehmigung 
im Anschluß an die Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts im 
Fall WUrgassen (DVB1 1972, 678 ) regelmäßig mit 10.000,— DM 
und die Klage gegen einen Freigabebescheid mit ä.OOO,— DM; 
von daher erscheint im Hinblick auf die Zahl der mit der Klage 
angegriffenen Teilgenehmigungen und Freigaben einerseits sowie 
darauf, daß auch die Baugenehmigung für ein so umfangreiches 
Vorhaben einbezogen ist, andererseits, ein Gesamtstreitwert 
von 100.000,— DM Je Kläger nicht übersetzt (vgl. auch 
Beschlüsse des Senats vom 11. August 1980 - 7 B 52/80 - und 
vom 2ä. Oktober 1980 - 7 A II 79/80/7 B II 120/80 -). Die 
Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung war daher zurückzu¬ 
weisen. 

Das Verfahren Uber die Streitwertbeschwerde ist gemäß § 25 
Abs. 3 GKG gebührenfrei; auch eine Kostenerstattung erfolgt 
nicht. 


gez. Prof. Dr. Bickel 



gez. Hoffmann 

Autigeforügt 

GaAA/va- 


U< '*«' G*"**"' 
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OBERVERWALTUNGSGERICHT RHEINLAND/PFALZ 



URTEIL 


Verkündet am 18. November 1980 
gez. Thielen 

Justizangestellte als 
Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle 


IM NAMEN DES VOLKES 


In dem Verwaltungsreditsstreit 

des Herrn Wieland Soyka, Sedanstraße 44, 2800 Bremen, 

- Kläger und Berufungskläger - 
Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwalt Eckard Behm, Humboldt¬ 
straße 70, 2800 Bremen, 

Herr Walther Soyka, Wendtstraße 22, 
2800 Bremen, 


gegen 


das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschart und Vferkehr, Bauhofstraße 4, 
6500 Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, Postfach 1329, 
5900 Koblenz, 

- Beklagter und Berufungsbeklagter - 
Prozeßbevollmächtigter:•Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, Oder¬ 
straße 13, 6500 Mainz, 

beigeladen: 



die Firma Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswei-K AG, 
vertreten durch das Vorstandsmitglied Direktor Werner Rinke 
und durch den Prokuristen Dr. Dietmar Kuhnt, Kruppstraße 5, 
9300 Essen 1, 

das Konsortium Brown, Boveri 4 Cie. AG, vertreten durch die 
Prokuristen Hans-Joachim Lilck und Günther Borholdt, und 
Firma Babcock-Brown, Boveri, Reaktor, GmbH, vertreten durch 
die Geschäftsführer Theo Küpper und Dr. Alfred Schatz, 
Heppenheimer Straße 17-23, 6800 Mannheim 91, 
ie Firma Hochtief AG, vertreten durch den Vorstandsvorslt- 
'^«tmden Dr. Albrecht Schumann und den Prokuristen Dr. Her- 
Rellinghauser Straße 53-57, 9300 Essen, 


_zeMjevollmächtigte: 

f’S^lit.jranwälte Notar Dr. J. Simon, Notar M. Mühle, Notar 

Günther, Notar Dr. P. Ising, Dr. H. KUmmerlein und 
Scheuten, Huyssenallee 58-69, 9300 Essen 1, 
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wegen Errichtung des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich 

7 A II 78/80 

7 K 1)31/79 VG Koblenz 

hat der 7- Senat des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz 
in Koblenz aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 13. 

November 1980, an der teilgenommen haben 

Präsident des Oberverwaltungsgerichts Professor Dr. Bickel 
Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht Dr. Schwarz 
Richter am Oberverwaltungsgericht Hoffmann 
ehrenamtlicher Richter Kaufmann und Landwirt Baum 
ehrenamtlicher Richter Geschäftsführer Bruchof, 

für Recht erkannt: 

Die Berufung wird zurückgewiesen. 

Der Kläger trägt die Kosten des Berufungsver¬ 
fahrens einschließlich der außergerichtlichen Kosten 
der Beigeladenen. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 
Die Revision wird nicht zugelassen. 


Reditsmlttelbelehrung 


Innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils kann durch 
einen Rechtsanwalt oder durch einen Rechtslehrer an einer deut¬ 
schen Hochschule als Bevollmächtigten bei dem Oberverwaltungsge¬ 
richt Rheinland-Pfalz ln Koblenz, Deinhardplatz <*, die Nichtzu¬ 
lassung der Revision durch Beschwerde angefochten und unter den 
Voraussetzungen des § 133 VwGO auch ohne Zulassung Revision ein¬ 
gelegt werden, die spätestens innerhalb eines weiteren Monats 
zu begründen ist. 
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Tatbestand 


Der Kläger ^wendet sich mit seiner am 06. Dezember 1979 bei 
dem Verwaltungsgericht eingegangenen Klage gegen sämtliche 
bislang für das Kernkraftwerk MUlhelm-KärlIch erteilten 
Genehmigungen; er wohnt in Bremen, ca. 310 km von MUlheim- 
Kärllch entfernt. 

Der Kläger hat sinngemäß beantragt, 
die Nichtigkeit 


der 

Ersten Teilgenehmigung 

vom 

09. 

Januar 

1975, 

des 

1 . 

Freigäbebeseheids 

vom 

06. 

Juni 

1975, 

des 

2. 

Freigabebescheids 

vom 

18. 

August 

1975, 

des 

3- 

Freigabebescheids 

vom 

14. 

November 

1975, 

des 

* 1 . 

Freigäbebeseheids 

vom 

19. 

Dezember 

1975, 

des 

5. 

Freigabebescheids 

vom 

27. 

Februar 

1976, 

des 

6. 

Freigabebescheids 

vom 

05. 

April 

1976, 

des 

7. 

Freigäbebeseheids 

vom 

24. 

Juni 

1976, 

des 

8. 

Freigabebescheids 

vom 

19. 

November 

1976, 

des 

9. 

Freigabebescheids 

vom 

31. 

Januar 

1977, 

der 

Zweiten Teilgenehmigung 

vom 

06 . 

Juli 

1977, 

der 

Dritten Teilgenehmigung 

vom 

15. 

Dezember 

1977, 

der 

Vierten Teilgenehmigung 

vom 

10. 

November 

1978 


- jeweils erlassen vom Ministerium für Wirtschaft 
und Verkehr des Landes Rheinland-Pfalz, Mainz - 
sowie 

der Tellbaugenehmlgung der KrelsverwajLtung Mayen- 

Koblenz vom 26. September 197*1 

festzustellen, 

hilfsweise, 

die genannten Bescheide aufzuheben. 



Das-beklagte Land hat beantragt, 


die Klage abzuweisen. 

Da3 Verwaltungsgerlcht hat die Klage durch Gerichtsbescheid 
vom 20. Mai 1980 - 7 K *131/79 - als unzulässig abgewiesen, 

weil hinsichtlich der begehrten Feststellung das Klagerecht 
verwirkt sei und ein Feststellungsinteresse nicht vorliege und 
für eine Anfechtung der Genehmigungen die Klagefrist versäumt 
sei und die Klagebefugnis fehle. Wegen der F.inzelheiten wird 
auf die Gründe des Gerichtsbescheids Bezug genommen. 

Gegen diesen Gerichtsbescheid richtet sich die rechtzeitig 
eingelegte Berufung, mit der der Kläger sinngemäß beantragt, 

unter Abänderung des angefochtenen Gerichtsbescheids 
nach dem erstinstanzlichen Klageantrag zu erkennen. 

Das beklagte Land und die Beigeladenen, die die Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts für zutreffend halten, beantragen, 

die Berufung zurückzuweisen. 

Die weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstand 3 ergeben 
sich aus den Schriftsätzen der Beteiligten sowie den zu den 
Akten gereichten Schriftstücken. 


Entscheidungsgründe 

Die zulässige Berufung hat keinen Erfolg. Das Verwaltungsge¬ 
richt hat die Klage zu Recht al3 unzulässig abgewiesen und 
hierfür - entsprechend dem Sinn und Zweck des Gesetzes zur 
Entlastung der Gerichte in der Verwaltungs- und Finanzge¬ 
richtsbarkelt vom 31. März 1978 (BGBl I S. 946) - die Form der 
Entscheidung durch Gerichtsbescheid gewählt. 
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Im Fall des Klägers ergibt sich diese Unzulässigkeit schon 
deshalb, well seiner Klage das für jedes Rechtsmittel er¬ 
forderliche allgemeine Rechtsschutzbedürfnis fehlt; denn er 
mißbraucht diese Form staatlichen Rechtsschutzes. 


Art. 19 Abs. 9 GG eröffnet den Rechtsweg für den Bürger, wenn 
er durch die öffentliche Gewalt "in seinen Rechten verletzt" 
wird. Diese Rechtsweggarantie und den sich daraus ergebenden 
Anspruch auf Justizgewährung füllt - für den Bereich des 
allgemeinen Verwaltunsrechts - die Verwaltungsgerichtsordnung 
aus, indem sie als Mittel des Rechtsschutzes bestimmte 
Klagearten - u.a. die Feststellungsklage - zur Verfügung 
stellt, um sich so gegen eine individuelle Rechtsverletzung 
wehren zu können. Daraus folgt zugleich, daß der Verwaltungs¬ 
rechtsschutz - von Ausnahmen, die hier nicht greifen, abge¬ 
sehen - von der Verfassung her keine Popularklage kennt, deren 
Kennzeichen es ist, eben nicht zur Durchsetzung eigener 
(individueller) Rechte, sondern als Sachwalter der Allgemein¬ 
heit oder bestimmter Gruppen öffentliche Interessen bzw. 
Gruppeninteressen im Klagewege wahrzunehmen, wie die 
Diskussion um die sog. Verbandsklage zeigt. 


Eine solche Stellung nimmt aber der Kläger für sich ln 
Anspruch. Er fühlt sich als "öffentlicher Sachwalter", der das 
"öffentliche Interesse" vertritt, ohne hierzu im Ansatz 
legitimiert zu sein. Im Verlauf der mündlichen Verhandlung hat 
er wiederholt, entweder selbst oder ‘ durch seine Bevollmäch¬ 
tigten, erklären lassen, daß er als Kläger eine öffentliche 
Aufgabe währnehmen müsse, weil der Staat - Gesetzgeber, 
Verwaltung und auch Gerichte - versage und sein Handeln im 
Bereich der Kernenergie nicht mehr am Gemeinwohl ausrichte und 
er der - von ihnen so bezeichneten - "Plutonium-Mafia", einer 



nach Art. 9 Abs. 2 GG verbotenen Vereinigung, das Feld 
überlasse, die aus Gewinnstreben die Errichtung und den 
Betrieb von Kernkraftwerken trotz der großen Gefahren für die 
Menschheit erzwinge. Diese Einstellung des Klägers wird auch 
im übrigen durch sein gesamtes Verhalten offenkundig, das auf 
Demonstration, aber nicht auf individuellen Rechtsschutz 
ausgerichtet i3t. 


So ergibt sich aus den handschriftlich ausgestellten Voll¬ 
machten - einschließlich beigefügter Zusätze -, daß der 
Bevollmächtigte des Klägers, Herr Walther Soyka, ebenso wie 
dieser selbst glauben, als "Widerstandskämpfer" berechtigt zu 
sein, gegen 'die gesetzlichen Grundlagen einer friedlichen 
Nutzung der Atomenergie und die nach ihnen für die Errichtung 
des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich erteilten Genehmigungen und 
Freigaben Vorgehen zu müssen. Dabei berufen sie sieh als 
Bremer Bürger zusätzlich auf Art. 19 der Bremischen Landesver¬ 
fassung, der sie nicht nur berechtige, sondern sogar ver¬ 
pflichte, Widerstand gegen die Kernenergie und damit wider den 
Staat zu leisten. Sie betonen dabei weiter, aus demselben 
Grund auch einer Weltanschauungsgemeinschaft anzugehören, die 
den Titel "Forum Humanum" mit dem Untertitel "Hartmut-Gründ- 
ler-Klägerverband" trägt, worauf sie, um ihre Absicht zu 
verdeutlichen, ständig Bezug nehmen und in diesem Zusammenhang 
das Recht der Vereinigungsfreiheit für sich bemühen. 

Daß der Kläger hier in der rechtlichen Einkleidung eines 
individuellen Verwaltungsstreitverfahrens die Form des 
persönlichen Rechtsschutzes mißbrauchen, wird zudem deutlich 
durch das Verhalten des Herrn Walther Soyka als Bevollmäch¬ 
tigten des Klägers, der bei seinem Schlußwort eine Kiste 
öffnete und auf eine Vielzahl - er sprach von einigen Hunder¬ 
ten - Vollmachten verwies, aufgrund deren er weitere Klagen 
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gegen das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich erheben werde, wenn 
die Klagen ln den bisher anhängig gemachten Streitverfahren 
keinen Erfolg haben sollten. 

Auch weist die gesamte Argumentation des Klägers und Ihrer 
Bevollmächtigten ebenso wie ihr gesamtes Verhalten darauf hin, 
daß sie sich, in Wirklichkeit gegen die durch die dafür 
verfassungsmäßig berufenen Organe - Verfassungs- und Gesetz¬ 
geber - erlassenen Verfassungs- und Gesetzesbestimmungen Uber 
die "Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken", wenden. 
Dazu hat bereits das Bundesverfassungsgericht sowohl in seinem 
Beschljiß zu Kalkar (BVerfGE 49, 89, 127 ff.) als auch in 
demjenigen zu Mülheim-Kärlich (DÖV 1980, 299 = NJW 1980, 759) 
festgehalten, daß das Grundgesetz selbst in Art. 74 Nr. 11 a 
die "Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken", die auch 
eine wirtschaftliche Nutzung der Atomspaltung einschließt, 
gebilligt und damit die Grundsatzentscheidung für oder gegen 
die friedliche Nutzung der Kernenergie in die Hand des 
Gesetzgebers gelegt hat, der sie im Atomgesetz realisierte. 
Gerade diese Grundsatzentscheidung der Gesetzgebungsorgane 
bekämpft der Kläger, und zwar mit Mitteln, die sich nicht auf 
den Einzelfall ausrichten, sondern allgemeiner Natur sind, wie 
sein Verhalten durchgängig belegt. 

Letztlich geht auch aus seinem Vorbringen, Jedem Bürger 
stünde, unabhängig von seinem Wohnsitz, wegen der generellen 
Gefahren, die mit der Kernenergie verbunden seien, ein 
Klagereeht gegen jedes Kernkraftwerk, gleich an welchem 
Standort, zu, hervor, daß seine Klage nur als unzulässige 
Popularklage verstanden werden kann, die darauf hinausläuft, 
Verfassung und Gesetz korrigieren zu wollen. 

Unabhängig von den vorstehenden Erwägungen, aus denen der 
Senat bereits das allgemeine Rechtsschutzinteresse für die 
Klage des Klägers verneint, fehlt dieser ebenso das besondere 
Rechtsschutzbedürfnls, an das die Verwaltungsgerichtsordnung 


die Zulässigkeit der Feststellungsklage wie der Anfechtungs¬ 
klage knüpft, so daß die Klage auch aus diesem Grund sowohl 
mit dem Hauptantrag auf Feststellung der Nichtigkeit aller 
bisher für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich erteilten 
Genehmigungen und Freigaben als auch mit dem Hilfsantrag auf 
deren Aufhebung unzulässig ist. 

Die Erhebung einer Feststellungsklage setzt gemäß § 1)3 Abs. 1 
VwGO voraus, daß der Kläger ein - eigenes - berechtigtes 
Interesse an der baldigen Feststellung geltend machen kann. 
Damit w^rd auch für den Bereich der Feststellungsklage die 
Popularklage ausgeschlossen, so daß eine derartige Klage nicht 
mit dem Ziel der Wahrnehmung allgemeiner Interessen, sondern 
nur zur Wahrung von auf den Individualbereich des Klägers 
bezogenen Interessen erhoben werden kann. Hat die Fest¬ 
stellungsklage, wie hier, die Nichtigkeit von Verwaltungsakten 
zum Gegenstand, als welche sich die Baugenehmigung sowie die 
atomrechtlichen Genehmigungen und Freigaben darstellen, so 
kann ein berechtigtes Interesse hieran indessen nur demjenigen 
zuerkannt werden, der im Fall einer Anfechtung dieser Verwal¬ 
tungsakte auch klagebefugt im Sinne des § *42 Abs. 2 VwGO wäre, 
indem er eine Verletzung ln seinen Rechten geltend machen 
kann. 

Nichtigkeit eines Verwaltungsakts besagt, daß dieser keinerlei 
Rechtswirkungen zu äußern imstande ist, von ihm also auch 
keine Beeinträchtigungen ausgehen können, weil er unwirksam 
ist (§ 1)3 Abs. 3 VwVfG). Wenn dennoch ein solcher Verwal¬ 
tungsakt, wie in § 1)3 Abs* 1 VwGO ausdrücklich vorgesehen, zum 
Gegenstand einer gerichtlichen Feststellung gemacht werden 
kann, so deshalb, well bereits die bloße Existenz auch eines 
nichtigen Verwaltungsakts einen Rechtsschein erzeugt, der auf 
diese Weise beseitigt werden soll. Daraus folgt, daß ein 
berechtigtes Interesse an der Feststellung der Nichtigkeit im 
Ergebnis nur dort anzuerkennen ist, wo im Falle der Wirksam¬ 
keit des Verwaltungsakts die Berechtigung bestünde, wegen 
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einer Verletzung in eigenen Rechten eine Anfechtungsklage zu 
erheben; denn demjenigen, dem die Verwaltungsgerichtsordnung 
mangels eines Rechtsnachteils die Anfechtung eines wirksamen 
Verwaltungsakts versagt, billigt sie ebensowenig da3 be¬ 
rechtigte Interesse zu, die Nichtigkeit eines Verwaltungsakts 
um der Beseitigung eines allein möglichen Rechtsscheins 
willen, der dem Kläger nicht in rechtlich beachtlicher Weise 
zum Nachteil gereichen kann, zum Gegenstand einer Fest¬ 
stellungsklage zu machen. Andernfalls, d.h. ohne die Voraus¬ 
setzung einer eigenen Rechtsbetroffenheit, würde die Fest¬ 
stellungsklage bezüglich der Nichtigkeit von Verwaltungsakten, 
da andere geeignete Abgrenzungskriterien fehlen, auf eine 
praktisch jedermann offenstehende Rechtskontrolle der Verwal¬ 
tung und damit auf eine systemfremde Popularklage hinaus¬ 
laufen. Mithin erfordert das berechtigte Interesse, an das 
§ 1)3 Abs. 1 VwGO die Zulässigkeit einer derartigen Fest¬ 
stellungsklage knüpft, daß der Kläger, ebenso wie im Fall der 
Anfechtungsklage nach § 1)2 Abs. 2 VwGO, geltend machen kann, 
durch den Verwaltungsakt, dessen Nichtigkeit er behauptet, in 
seinen Rechten verletzt zu sein. 

Eine Verletzung eigener Rechte- durch die bisher erteilten 
Genehmigungen für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich wird 
vorliegend indessen nicht geltend gemacht, so daß die Klage 
mit dem Hauptantrag auf Feststellung der Nichtigkeit dieser 
Genehmigungen unzulässig ist. 

Soweit spezifizierte Einwendungen erhoben worden sind, zielen 
diese in der Mehrzahl gegen die Errichtung und den Betrieb von 
Kernkraftwerken schlechthin, unabhängig von deren Standort und 
deren Konzeption im Einzelfall. Derartige grundsätzliche 
Bedenken gegen die Kernenergie als solche sind indessen nicht 
geeignet, eine Verletzung in eigenen Rechten durch atomrecht¬ 
liche Genehmigungen darzutun. Das Grundgesetz selbst hat 
nämlich, wie bereits oben hervorgehoben ist, in Art. 7*) Nr. 
11 a die "Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken", die 
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auch eine wirtschaftliche Nutzung der Atomspaltung ein¬ 
schließt, als zulässig gebilligt. Es hat damit die Grund¬ 
satzentscheidung für oder gegen die friedliche Nutzung der 
Kernenergie in die Hand des Gesetzgebers gelegt, der sie mit 
dem Atomgesetz in ersterem Sinne getroffen hat. Dies bedeutet 
zugleich, daß nach Maßgabe des § ? AtG die Errichtung und der 
Betrieb von Kernkraftwerken genehmigt werden darf, ohne daß 
die entsprechende Genehmigung bereits als solche wegen der 
allgemeinen Gefahren der Kernenergie angegriffen werden 
könnte', weil eine derartige Anlage absolut sicher sein müsse, 
diese Sicherheit aber auf dem Gebiet der Kernenergie nicht 
erzielbar sei. Daß insoweit ein absoluter Schutz nicht möglich 
ist, sondern bei jeder Sicherheitskonzeption einer technischen 
Anlage ein Restrisiko vorhanden bleibt, war auch dem Ge¬ 
setzgeber bewußt; er hat dies jedoch in seine politische 
Verantwortung aufgenommen und mutet von daher dem Bürger 
gewisse, Uber den "praktischen Ausschluß" von Schadensereig¬ 
nissen hinausgehende Ungewißheiten zu, die - wie auch andere 
Gefahren des heutigen Lebens - unentrinnbar sind und als 
sozialadäquate Lasten von allen zu tragen sind (vgl. BVerfGE 
49, 89 , 143). Der Bürger muß, mit anderen Worten, Genehmi¬ 
gungen für die Errichtung und den Betrieb kerntechnischer 
Anlagen hinnehmen, wenn gegen alle erkannten Ursachen für 
Störfälle effektive Vorkehrungen getroffen sind; auf das in 
diesem Fall verbleibende sog. Restrisiko kann er deshalb seine 
Klage gegen diese Genehmigungen nicht stützen (vgl. BayVGH, ET 
1979, 490; BVerwG, ET 1980, 506, 507). 



Vielmehr kann der Bürger gegenüber einer atomrechtlichen 
Genehmigung in diesem Zusammenhang nur einwenden, das be¬ 
treffende Kernkraftwerk entspreche in seiner Konzeption nicht 
dem Erfordernis des § 7 Ab3. 2 Nr. 3 AtG, der die Erteilung 
einer Genehmigung davon abhängig macht, daß die nach dem Stand 
von Wissenschaft und Technik notwendige Vorsorge gegen Schäden 
durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage getroffen ist, 
d.h. er muß ein konkretes Sicherheitsdefizit der genehmigten 
Anlage rügen. Dieses Erfordernis dient der Verwirklichung des 
in § 1 Nr. 2 hervorgehobenen Zwecks des Atomgesetzes, bei der 
Genehmigung von Anlagen, Leben und Gesundheit vor den Gefahren 
der Kernenergie zu schützen, wodurch der Staat seiner Schutz¬ 
pflicht für das in Art. 2 Abs. 2 GG gewährleistete Grundrecht 
auf Leben und körperliche Unversehrtheit nachgekommen ist 
(vgl. BVerfG, DÖV 1980, 299 = NJW 1980, 759); von daher 
erhellt ohne weiteres der drittschützende Charakter des § 7 
Abs. 2 Nr. 3 AtG, der im Fall eines Verstoßes gegen diese Norm 
dem hiervon betroffenen Bürger eine Klagemöglichkeit entstehen 
läßt. In diesem Rahmen kann indessen kein absoluter, d.h. 
natur- und denkgesetzlich möglicher Schutz gegen jegliche 
radiologische Auswirkungen eines Kernkraftwerks verlangt 
werden, weil dies im Ergebnis den Betrieb einer derartigen 
Anlage ausschließen würde, was, wie oben dargelegt, mit der 
vom Verfassungsgeber zugelassenen und vom Gesetzgeber ge¬ 
troffenen Entscheidung zugunsten einer friedlichen Nutzung der 
Kernenergie nicht in Einklang zu bringen wäre. § 7 Abs. 2 Nr. 
3 AtG mißbilligt vielmehr nur die nicht unerhebliche Gefähr¬ 
dung von Leben und Gesundheit durch den Betrieb eines Kern¬ 
kraftwerks im Normal- oder im Störfall (vgl. BVerfGE 99, 89, 
141 ), was zugleich den Schutzbereich dieser Norm räumlich auf 
Personen in dem Umkreis des Kernkraftwerks beschränkt, in dem 
derartige Gefährdungen eintreten könnten, und folglich auch 
nur insoweit ein Klagerecht gewährt; die jenseits dieser 
Grenze möglichen Auswirkungen erhöhter Radioaktivität, die 
noch über hunderte von Kilometern hin feststellbar sein kann, 
sind hingegen mangels erheblicher Gefährdungen nicht geeignet, 
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ein Klagerecht zu begründen, da insoweit durch § 7 Abs. 2 Nr. 
3 AtG kein Schutz für Dritte gewährt wird und mithin die im 
System des Individualrechtsschutzes erforderliche eigene 
Rechtsbetroffenheit fehlt. Um gegenüber einer atomrechtlichen 
Genehmigung die Verletzung eigener Rechte darzutun, muß danach 
zum einen ein konkretes Sicherheitsdefizit der genehmigten 
Anlage gerügt werden und zum anderen, da der Kreis der durch 
§ 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG geschützten Dritten von anderen - eben 
nicht betroffenen - Personen abzugrenzen ist, auch ein 
dauerhafter räumlicher Bezug zwischen Standort des Kernkraft¬ 
werks und Wohnort des Klägers bestehen, dessen Nähe zu der 
Anlage durch deren Betrieb im Normal- oder im Störfall als 
Folge des geltend gemachten Sicherheitsdefizits nicht unerheb¬ 
liche Gefährdungen von Leben und Gesundheit besorgen läßt 
(vgl. auch BayVGH, ET 1979, 990 f.; BVerwG, ET 1980, 506, 
507). 


Vorliegend wird zwar teilweise auch ein konkretes Sicher¬ 
heitsdefizit des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich geltend 
gemacht, wenn auf einen angeblich ungenügenden Abstand zum 
Rhein oder die geologischen Verhältnisse des Standorts 
(Erdbebengefährdung) hingewiesen wird. Es fehlt jedoch 
eindeutig an dem weiter erforderlichen räumlichen Bezug 
zwischen dem - derzeitigen, dauerhaften - Wohnort, auf den 
insoweit allein abzustellen ist, und dem Standort des Kern¬ 
kraftwerks Mülheim-Kärlich. Dabei besteht für den Senat kein 
Anlaß, abschließend festzulegen, in welchem kilometermäßig 
begrenzten Umkreis "nicht unerhebliche Gefährdungen von Leben 
und Gesundheit" als nicht mehr hinzunehmende Auswirkungen des 
gerügten konkreten Sicherheitsdefizits generell zu besorgen 
sein könnten; denn bei einer Entfernung des Wohnorts von 
annähernd 100 km oder mehr von Mülheim-Kärlich ist dies 
jedenfalls nicht mehr der Fall, well hier die Gefahr von 
Rechtsgutverletzungen durch den Kernkraftwerksbetrieb nach den 
Grundsätzen praktischer Vernunft nicht mehr ins Gewicht fällt 
(vgl. BayVGH, aaO). 
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£>.er Kläger Ist demnach nicht ln der Lage vorzutragen, durch 
die Genehmigungen für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich in 
eigenen Rechten verletzt zu sein, so daß die Klage auf 
Feststellung der Nichtigkeit dieser Genehmigungen mangels 
eines berechtigten Interesses Im Sinne des § 43 Abs. 1 VwGO 
unzulässig Ist. Aus denselben Erwägungen fehlt es auch an der 
Klagebefugnis im Sinne des § 42 Abs. 2 VwGO, so daß auch der 
Hilfsantrag auf Aufhebung der Genehmigungen, abgesehen davon, 
daß überdies die Klagefristen nicht eingehalten worden sind, 
unzulässig Ist. 

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 2, 162 Abs. 3 
VwGO; die vorläufige Vollstreckbarkeit des Urteils wegen der 
Kosten beruht auf § 167 VwGO. 

Die Revision war nicht zuzulassen, da Gründe der ln § 132 Abs. 
2 VwGO bezelchneten Art nicht vorliegen. 


gez. Prof. Dr. Bickel gez. Dr. Schwarz gez. Hoffmann 


Beschluß 


Der Wert des Streitgegenstands wird für das Berufungsverfahren 
auf 100.000,-- DM festgesetzt (S§ 14, 13 Abs. 1 Satz 1 GKG). 


gez. Prof. Dr. Bickel 


gez. Dr. Schwarz gez. Hoffmann 
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Az. t 7 A II 3. /80 


In dem Vervoltungsrechtsstreit 

des Herrn Roland Bohlinger,Alte Schule, 2251 Wobbenbüll/Husum 

Beschwerdeführer, 


- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Eckart Behm, Bremen - 


gegen 


das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister fUr Wirtschaft und Verkehr, Bauhofstraße 4, 
6500 Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen/Koblenz, Postfach 1329, 
5400 Koblenz 

Beschwerdegegner, 

wird gegen die Nichtzulassung der Revision durch das Urteil 
vom 18.11.1980, zugestellt am 12.1.1981, 

Beschwerde 


eingelegt. 
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Begründung! 

Di« Beschwerde wird gestützt auf § 132 Ab«. 2 Uff. 1 V. 3 
VWGO. 

Di« vorliegende Rechtssache hat grundsätzlich« Bedeutung, 
da die Auslegung d«« nach § 43 Ab«. 1 VvQö erforderlichen 
berechtigt«« Int«»«««« d«« Kläger« an dar Feststellung d«r 
Nichtigkeit der angegriff«n«n Verwaltung»akt« für gNlchge- 
logert« Verfahren gegen atomrechtlich« Genehmigungen von 
entsehoidendor Bedeutung i«t, und da« Bundesverwaltungsge¬ 
richt Ober die Frage noch keine hier einschlägige Entschei¬ 
dung getroffen hat. 

Ük- 

Dio zu Unrecht angenommene Zulässigkeit der Klage ist 
gleichzeitig ein wesentlicher Vorfahrensmangel. 

Es ist hauptsächlich zu beanstanden« daß das Oberverwal¬ 
tungegoricht nur demjenigen die Befugnis für eine Fest¬ 
stellungsklage nach § 43 VwGO zuweist« der adoh nach 
§ 42 Abs. 2 VwGO klagebefugt wäre. 

Das Feststellungsinterosse soll eine Individualisierung 
der Feststollungsklage erzwingen. Nur derjenige soll kla¬ 
gen dürfen, der in rechtlicher oder auch "außerrechtlichar” 
(wirtschaftlicher) ideeller, religiäeer etc) von dam Verwal¬ 
tung »akt persönlich betreffen ist. 

Wenn der Gesetzgeber die Klagebefugnis für Klagen nach 
§ 42 und nach § 43 VWGO hätte gleichstellon wollen, so 
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hätte er dies ohne Schwierigkeiten deutlich machen können. 
Er hat statt dessen der Rechtsprechung die Aufgabe zuge¬ 
wiesen, durch die Bestimmung des Feststellungsinteresses im 
Einzelfall eine Abgrenzung zur unzulässigen Popularklage 
vorzunehmen. 

Der Kläger hat im Sinne einer richtigen Auslegung ein be¬ 
rechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung der Nich¬ 
tigkeit. Dazu isv von Seiten des Klägers ausweislich des 
Protokolls der Hauptverhandlung vom 13.11.1980 

zusammen¬ 
gefaßt folgendes vorgetragen worden: 

a) Belastung des Klägers durch ionisierende Strahlen des 
KKW Mühleim-Kärlich, 

b) Schädigung des genetischen Materials des Klägers, 

c) Verstärkung einer Gefährdung der freiheitlich demokra¬ 
tischen Grundordnung durch die Einschränkung der Frei¬ 
heit im Zusammenhang mit der Sicherung des Kernbrenn- 
Stoffkreislaufes im Zusammenhang mit dem Atomkraftwerk 
MUhlheim-Kärlich, 

d) Gefährdung durch Austreten des Plutonium, 

e) Gefährdung durch den außerhalb des Kernkraftwerks MUhl¬ 
heim-Kärlich zu lagernden Atommülls. 

In diesem Zusammenhang verweise ich auf die diesem Schrift¬ 
satz beigefügte Stellungnahme des Klägers persönlich vom 
13 .2.19ö1, die z ySestandteil dieser Beschwerde ge¬ 

macht wird. 
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Das «»gefochtene Urteil geht davon aus» daß nur derjenige 
klagebefugt Mi« dor du roh da« AtomkraftwSrk nicht uner¬ 
heblich gefährdet i«t. Aufgrund der Cleich«et«mg der Klo- 
gebefugni.ee «ach M 42, 43 VwCO wird die Frage unbeantwor¬ 
tet gelösten« wie e. u* die Gefährdung eine. Klüger, be¬ 
stallt werden muß, der ein berechtigte« Intere.M «i einer 
Fe.t.tellung der Nichtigkeit geltend nacht. Der KIBger geht 
davon au«« daß er nicht unerheblich, «andern erheblich ge¬ 
fährdet i»t. Ein berechtigte« Inter«««« würde ab«r Mlb«t 
dann vorliegen« wenn e« «ich lediglich um ein« unerhebli¬ 
ch« Gefährdung handelte. E« genügt nach kiageri»ch«r An- 
•icht in Gegen«atz zu § 42 Ab«. 2 VW», da« Betrof f«i«ein 
de« Klüger« in «einen irgendwie gearteten berechtigten In¬ 
teressen. 

Der Klüger verhehlt nicht, d<ü »ich «ein Engagement gegen 
'da* KKW Mühlheim-Kärlich au. .einer Ablehnung de. ganzen 
Atom-Energie-Progran». .pei.t und daß er .ich al» Teil 
einer breiteren Ablehnung.front «ieht. Von einer Popular¬ 
klage ist jedoch nur zu «prcchen, wenn jemand klagt, der 
in keinerlei Beziehung zu dem angefochtenen Verwaltungeckt 
steht. Nach Bettexwann (Jubiläum».chrift zum 100-jäbbigen 
Bestehen, Karl.ruhe 1943 Bd. II 5. 449 ff.) reicht das Er¬ 
fordernis der Beschwer au«, um Popularklagen au«zu*chließen. 
Ein« Oe.chwer liege ober «ehon denn vor, wenn der Verwal- 
tungeakt den Kläger und «eine Angelegenheiten "betrifft“, 
ihn etwa, "angeht", («iehe auch Bundeeverwaltung»gerichts- 
entecheidung NJW 1965, S. 600). 
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Dia diesbezüglichen Erwägungen da* Urteil* gehen still¬ 
schweigend davon au* ( daß a* bei den Klägor entweder 
nur persänliche oder nur allgemein* Interessen geben kann. 
Diese Prämisse ist jedoch irrig« da andernfalls eine Mu¬ 
sterklag* beispielsweise der Rechtsschutz versagt werden 
müßte. Von einer Popularklage kann jedoch nur gesprochen 
werden« wenn der Kläger kein andores Interesse hat« als 
dasjenige, welches sich aus seiner Eigenschaft als Staats¬ 
bürger ergibt (vgl, Förster, Poter, Die Kiagabefugni* Drit¬ 
ter gegenüber begünstigenden Maßnahmen im Wirtschaftsver¬ 
waltungsrecht, Diss.« Frankfurt a. M.« 1971, S. 102). 

Di* falsch* Definition des Begriffs des Feststellungsin- 
teresses hat das abschlägige Urteil des Oberverwaltungs¬ 
gerichts zur Folge. Die Voraussetzungen des § 132 Abs. 2 
Ziff. 1 u. 3 VwGO liegen somit vor. 


- Dehrn, Rechtsanwalt - 





WIELAND SOYKA 


2800 Bremen 1, den 4. 2. 1981 
Sedanstraße 44 


Stellungnahme für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision 
im Verfahren Soyka gegen das Land Rheinland-Pfalz 


wegen Erteilung von nichtigen Genehmigungen. 


Az. : 7 A II 78/80 OVG 

7 K 431/79 VG Koblenz 


Vorbemerkungen: 

Der 7, Senat des befaßten Oberverwaltungsgerichtes hat seine Aufgabe miß¬ 
verstanden. Es kann nicht Aufgabe von höheren Gerichten sein, ohne Rücksicht 
auf die tatsächliche Sach- und Rechtslage eine Fehlentscheidung der Vorinstanz 
aufrecht zu erhalten. Selbst wenn der Senat die Rechtsauffassung der ersten 
Instanz teilen würde - was hier gar nicht der Fall ist, im Gegenteil, er geht 
über die Auffassung des Verwaltungsgerichtes kommentarlos hinweg - 
wäre es nach meinem Verständnis von der Aufgabe des Richters erforderlich, 
sich mit dem klägerischen Begehren wenigstens mit wenigen Worten auseinander¬ 
zusetzen. Dies ist hier nicht geschehen. Der Senat hat stattdessen aus der ihm 
interessant erscheinenden Atomrechtsprechung anderer Gerichte verschiedene 
Rechtssätze, die mit Feststellungsklagen nichts zu tun haben, wörtlich über¬ 
nommen, diese durch zum Teil völlig sinnentstellende eigene Kommentare 
verbunden und dann für die Kläger mithilfe eines Schreibautomaten in unterschied¬ 
licher Kombination der Absätze ausdrucken lassen. 

Bei diesem Verfahren sind bei den meisten "Urteilen" auch noch so gravierende 
Fehler unterlaufen, daß sie in korrigierter Form neu zugestellt werden mußten. 

Die Rechtsausführungen handlen fast nur davon, daß es dem Kläger nicht erlaubt 
sei, als "öffentlicher Sachwalter" und als Widerstandskämpfer gegen die fried¬ 
liche Nutzung der Kernenergie aufzutreten. Um aber in dem Urteil seitenweise 
über dieses Thema referieren zu können, hielt es der Senat für erforderlich, 
mir diese Absichten erst einmal zu unterstellen. Meine schriftlichen Ausführungen 
hingegen nahm er nicht zur Kenntnis. Der Berichterstatter hat sie nicht einmal 
bei der Einführung in den Sach- und Verfahrensstand erwähnt und er ist auch 
mit keinem Wort auf deren Inhalt eingegangen. 

Die ehrenamtlichen Richter konnten nur meine mündlichen Ausführungen zur 
Kenntnis nehmen, weil der Vorsitzende mich unter Androhung des Wortentzugs 
(zu einem Zeitpunkt, an dem ich noch kein Wort von mir gegeben hatte) 
mehrmals aufgefordert hat, jene Sachverhalte, die bereits schriftlich vorge¬ 
bracht worden seien, nicht zu wiederholen. Am Tag zuvor hat der Vorsitzende 
eine Person, die seiner Aufforderung nicht sofort nachgekommen ist, mit 
Polizeigewalt aus dem Saal schleifen lassen. Es war also geboten, der Auf¬ 
forderung zu folgen. Meine Stellungnahmen beschränkten sich deshalb während 





der ganzen Verhandlung auf ganz wenige Sätze zu Verfahrensfragen. Einmal 
habe ich mich auch zu weitergehenden Fragen geäußert, weil ich den Eindruck 
hatte, daß keiner der anwesenden Richter meinen Schriftsatz vom 25. 10. 80 
weiter als bis zur zweiten Seite gelesen hat. 

Das Urteil bestätigt meinen Verdacht erneut, sonst wäre es nicht zu verstehen, 
wie der Senat mein Vorbringen, das Geriehtsprotökoll und die mir gemachten 
Unterstellungen vereinbaren will. 

Die Richter haben weder während der Verhandlung, noch mit dem Urteil 
auch nur den Versuch einer Rechtsfindung gemacht. 

Bei der Urteilsabfassung müssen irgendjemandem dann doch Zweifel an der 
Redlichkeit der Ausführungen von Seite 5, dritter Absatz bis Seite 7 einschließ¬ 
lich dritter Absatz gekommen sein. Jedenfalls werden die Feststellungen auf 
Seite 7 (unten) dann nur mehr als "Erwägungen" des Senates bezeichnet. 

Diese Erwägungen über das Selbstverständnis meiner Person als Kläger 

und mein Vorbringen sind weder objektiv, noch steht es dein Senat zu, derartige 

Erwägungen anzustellen. Seine Aufgabe ist es, über Tatsachen zu befinden. 

Ein von meinem Prozeßbevollmächtigten angeschnittenes Thema: "Wir stehen 
hier auch für die Ungeborenen", könnte der Senat mißverstanden haben. Dazu 
sei angemerkt, wie Roland Bohlinger noch näher ausführen will, daß die in 
jedem Menschen lebenden potentiell unsterblichen Keimzellen, also auch 
meine, zur Hälfte in seinen Nachkommen weiterleben werden. Aufgrund der 
Vererbungsgesetze lebt meine Persönlichkeit zum Teil in den heute noch 
Ungeborenen. Mein Bevollmächtigter hat nur für diesen Teil meines Lebens 
gesprochen, nicht aber als "öffentlicher Sachwalter", der das "öffentliche 
Interesse" vertrete. Diese beiden Zitate (Seite 5, dritter Absatz) sind frei 
erfunden. 

Im übrigen habe ich auf den Seiten 4 und 8 meines Schriftsatzes vom 25. 10, 80 
unmißverständlich mitgeteilt, daß es mir um Individualrechtsschutz und nicht 
um "öffentliches Interesse"geht. 

Es ist unrichtig, daß ich Ausführungen zum Thema der "Plutonium-Mafia" 
gemacht hätte. Es ist zwar richtig, daß der Pressechef der "Kraftwerk-Union" 
den Herstellern von Atomanlagen "Mafia-Methoden" bescheinigt hat (vgl. 

"Neue Kronen-Zeitung", Wien, v. 12. 6. 1975). Die Bezeichnung Plutonium- 
Mafia ist aber lediglich in einem Nebensatz von der Klägerin Nicol de Bruin 
verwendet worden. Der Vorsitzende fand diesen Begriff so faszinierend, daß 
er sich von Frau den Bruin und ihrem Bevollmächtigten Walther Soyka 
ca. 15 Minuten Erklärungen über dieses Wort geben ließ, anstatt die Klägerin 
während der Verhandlung kurz.darauf hinzuweisen, daß dieses Wort möglicher¬ 
weise sachfremd ist und zu Mißverständnissen führen könnte. 

In dem Urteil nutzt der Senat dann das persönliche Interesse des Vorsitzenden 
und sein Versäumen in Bezug auf die Hinweispflicht, um mir sachfremdes 
Vorbringen zu unterstellen. 

Ebenso haben weder ich, noch einer meiner Bevollmächtigten von einer nach 
Art. 9 Abs. 2 GG verbotenen Vereinigung gesprochen. Zu dieser Frage hat sich 
der Kläger Roland Bohlinger ausführlich geäußert und einen außergewöhnlich 
umfangreichen Schriftsatz zusätzlich abgegeben. In seinem Urteil findet 
dieses Thema bezeichnenderweise mit keinem Wort Erwähnung. 



Es ist mir unerklärlich, wie der Senat festgestellt haben will, daß mein gesamtes 
Verhalten offenkundig auf Demonstration, aber nicht auf individuellen Rechts¬ 
schutz ausgerichtet gewesen sei. 

Ich habe die gesamte Verhandlung schweigend, gut gekleidet und in ruhiger 
Haltung verfolgt. An dem Verhandlungstag habe ich mich etwa fünf Mal zu Wort 
gemeldet und in sachlicher Form ganz knappe unmißverständliche Ausführungen 
gemacht oder zu Protokoll gegeben. 

Zweifellos hob sich dieses Verhalten in auffallender Weise von der auffahrenden, 
unbeherrschten und ungerechten Ausdrucksweise etwa des Vorsitzenden ab. 

Wenn mir diesbezüglich Demonstration vorgeworfen wird, dann kann der Satz 
gerne so stehen bleiben. Andernfalls fürchte ich, daß vielleicht auch bei 
meinem Urteil ein Speicher des Schreibautomaten irrtümlich freigegeben wurde. 
Dann müßte vielleicht auch mir ein neues Urteil zugestellt werden. 


Auf Seite 6, zweiter Absatz hat der Senat nicht richtig deduziert. Dem Senat 
wurde bekanntgegeben, daß es am Abend vor der Verhandlung zwischen mir und 
meinem Vater Auseinandersetzungen über grundsätzliche Fragen gegeben hat. 

Diese führten dazu, daß er meine Vollmacht in der dem Gericht vorliegenden 
Form nicht mehr wahrnehmen wollte. Er schrieb zu Beginn der Verhandlung 
am nächsten Morgen eine neue Vollmacht aus, die soweit es das Vertretungs¬ 
verhältnis betrifft, dasselbe besagt, wie die alte Vollmacht: Der Kläger Wieland 
Soyka bevollmächtigt die Person seines Vaters zum Vortrag. 

Es ist völlig unerheblich, welche Funktionen mein Vater in seinem übrigen 
Leben wahrnimmt. Der Senat unterstellt doch der Landesregierung von 
Rheinland-Pfalz auch nicht die persönlichen Anschauungen ihres Prozeßvertreters. 
Er macht die Landesregierung auch nicht für seine Fehler verantwortlich. 

Die ausgestellte neue Vollmacht besagt jedenfalls nicht, daß ich Mitglied in der 
genannten Weltanschauungsgemeinschaft wäre, sie sagt auch nicht, daß ich im 
Sinne der Bremischen Landesverfassung Widerstand gegen irgendetwas leiste, 
sie sagt auch nicht, daß ich als Widerstandskämpfer vor Gericht stehe. 

Wenn man Klagen vor Verwaltungsgerichten als eine Form des Widerstandes 
gegen Rechts- und Interessenverletzungen bezeichnet, was in der juristischen 
Literatur durchaus gebräuchlich ist, dann ist das doch kein Anlaß, mir hier 
Staatsfeindlichkeit vorzuwerfen. (Vgl. Seite 13 meines Schriftsatzes v. 25. 10. 80). 

Außerdem ist festzustellen, daß ich nicht allein die Person meines Vaters, 
sondern auch Rechtsanwalt Eckart Behm bevollmächtig* hhbe. Seine Ausführungen 
wurden nicht zur Kenntnis genommen. 

Ein Verwaltungsrichter verhält sich unfair - dies muß hier nochmals gesagt 
werden -, wenn er sich angeblich sachfremdes Vorbringen eines Bevollmächtigten 
schweigend anhört, den anwesenden Kläger und den Bevollmächtigten nicht 
darauf hinweist, daß er einige Ausführungen für Sachfremd hält, dann aber 
allein solche Ausführungen in dem Urteil zerpflückt. Die Aufklärungsmaxime 
der VGO hätte von allen Richtern verlangt, dann, wenn sie den Bezug des 
Vortrages zur Fragestellung des Vorsitzenden nicht erkennen können, nachzufragen. 

Die Deduktionsfehler im Urteil weisen aber nach, daß die Richter gar nicht 
den Wunsch oder die Fähigkeit hatten, ihnen Unklare Rechts- und Sachverhalte 
aufzuklären. 

Daß mein Vater in seinem Schlußwort die Einreichung neuer Klagen ankündigte, 
war m. E. in dieser Form nicht zulässig. Es wäre aber Sache des Vorsitzenden 
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gewesen, ihn darauf hinzuweisen, daß er hier nur als Bevollmächtigter von 
zwei Personen stehe, für die er keine neuen Vollmachten einzureichen be¬ 
absichtige. Und daß er dies ohnehin nur bei der zuständigen Geschäftsstelle 
des Verwaltungsgerichts tun könne. 

Aber wegen eines Formfehlers meines Bevollmächtigten in einer Sache, die 
mit meinem Verfahren nichts zu tun hat, mir Mißbrauch des Rechtsweges vor¬ 
zuwerfen zeugt m. E. erneut davon, daß es dem Urheber dieser Zeilen im Urteil 
an Objektivität und Abstraktionsvermögen fehlt. 

Ich habe jedenfalls keine neuen Prozesse angekündigt, weil ich hoffe, daß 
meinem Begehren stattgegeben wird. Ich trete in den neuen Verfahren auch nicht 
als Bevollmächtigter auf. 

Es fehlt dem Senat auch an der nötigen Unvoreingenommenheit dem einzelnen 
Kläger gegenüber. An mehreren Stellen des Urteils unterstellt der Senat dem 
einzelnen Kläger Auffassungen einer Mehrzahl von Menschen. Auf Seite 6, dritter 
Absatz heißt es, 'daß der Kläger ... die Form des persönlichen Rechtsschutzes 
mißbrauch en. .. " 

Auch hier zeigt der Senat nicht das Bestreben, überhaupt nur nachzulesen, ob 
persönliches Rechtsschutzinteresse geltend gemacht wird. Wie sich aus der 
Herstellungsmethode der "Urteile" und aus vielen Redewendungen ergibt, 
hat der Senat alle anhängigen Verfahren aus Gründen der "Gedankenökonomik" 
verbunden, aber die Regeln der Prozeßökonomik von Anfang an mißachtet. 


Stellungnahme zu weiteren Fragen: 

1. : Die Auffassung des Senates (Seite 8, zweiter Absatz), wonach Voraussetzungen 
für die Zulässigkeit von Feststellungsklagen und Anfechtungsklagen identisch 
sein sollen, ist irrig. Was beispielsweise die Frage der Präklusion betrifft, 
hat das Bundesverfassungsgericht am 15. Dezember 1980 festgestellt 
(1 BvR 958/80), daß "sich die atomrechtliche Präklusion nicht auf Nichtigkeits¬ 
klagen oder Verpflichtungsklagen mit dem Ziel eines Genehmigungswiderrufes" 
erstreckt. 

Auch in anderen Bereichen unterscheiden sich die Zulässigkeitsvoraussetzungen 
grundsätzlich. 

Selbstverständlich ist es erforderlich, ein berechtigtes - eigenes - Interesse 
an der Nichtigkeitsfeststellung geltend zu machen. Der Senat unterstellt aber 
erneut (Seite 9, zweitej- Absatz) klägerisches Vorbringen und Unterlassen, 

Zitat: "Eine Verletzung eigener Rechte durch die bisher erteilten Genehmi¬ 

gungen für das Kernkraftwerk Mülheim -Kärlich wird vorliegend 
indessen nicht geltend gemacht, so daß die Klage mit dem Haipt- 
antrag auf Feststellung der Nichtigkeit dieser Genehmigungen, unzulässig 
ist," 

Er meint dann, das klägerische Vorbringen pauschal ungeprüft abtun zu dürfen, 
weil es sich "in der Mehrzahl" gegen die Konzeption einer Atomanlage richtet. 
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wie sie von verschiedenen Genehmigungsbehörden und nicht nur von der 
hier beklagten Genehmigungsbehörde erlaubt wurde. 

Aber nicht nur das, der Senat verweigert außerdem, das Vorbringen des Klägers 
in solches zu trennen, das einer verwaltungsgerichtlichen Überprüfung zugäng¬ 
lich ist und in solches, das keinen Verwaltungsrechtsschutz genießt. 

Dieses Fehlverhalten läßt sich nur nachvollziehen, wenn man den Richtern 
den merkwürdigen Glauben unterstellt, selbst wenn der Kläger im Recht 
ist hat er nur dann Anspruch, daß dies vom Gericht auch festgestellt werden 
braucht, wenn er es dank Alwissenheit unterläßt mit der Mehrzahl seiner 
Worte auch Irrtümer bekanntzugeben. 

In andere Rechtsbereiche übertragen würde das bedeuten: 

Wenn ein Krankenpfleger nur einen seiner Patienten ermordet, 
alle übrigen aber gutherzig pflegt, dann kann er kein Mörder sein. 

Bei einer solchen Rechtslage müßte der Staatsanwalt schon 
nachweisen, daß der Krankenpfleger mehr als die Hälfte seiner 
Patienten ermordet hat, dann wäre ein Schuldspruch erst möglich. 

2. : Festzustellen ist, daß sich meine schriftlichen und mündlichen Einwände 
(Seite 9, dritter Absatz des Urteils) immer gegen konkrete Verwaltungsakte 
und das darin speziell genehmigte Konzept richteten. 

3. : Der Senat geht davon aus (Seite 10), daß von den Verwaltungsakten, deren 
Nichtigkeitsfeststellung begehrt wird, nur sozialadäquat zu tragende Lasten 
ausgehen, die mit dem Atomgesetz vereinbar seien. Zu diesen Lasten zählt 
der Senat hier richtig nur die von technischen und übernatürlichen Unwägbar- 
keiten ausgehenden Restrisikeq Der Senat hat aber ungeprüft gelassen, ob 
tatsächlich nur solche Lasten in den erlassenen Verwaltungsakten erlaubt werden. 

Insbesondere hat er nicht zur Kenntnis genommen, daß in dem für die erste 
Grundkonzept- und Teilerrichtungsgenehmigung erforderlichen Sicherheitsbericht 
vermerkt ist, er enthalte eine vollständige Aufzählung aller entstehenden Lasten. 
Dem Senat wurde aber während der Verhandlung ein neuer Sicherheitsbericht 
übergeben, der für eine Neufassung dieser jetzt noch Rechtsschein entfaltenden 
Genehmigung abgefaßt wurde und mit rund tausend Seiten Nachträgen über 
zusätzlich entstehende Lasten versehen ist. Dieser Sicherheitsbericht wurde 
weder von der Genehmigungsbehörde, noch von einem Gericht darauf überprüft. 


+ ) Hier ist anzumerken, was auch während der Verhandlung vorgetragen wurde, 
daß die beim Gericht liegenden Genehmigungsunterlagen und Gutachten teilweise 
r.och nie aufgeschlagen worden sind. Die Seiten klebten noch vom Schneiden mit 
einem stumpfen Messer der Schneidemaschine zusammen. _ , 


1*23 


- 6 ■* 

ob er bei den hinzugefügten Lasten allein sozialadäquat zu tragende Lat en nennt. 

Selbst wenn sich heraussteilen sollte, daß auf diesen tausend Seiten wieder nur 
zusätzliches "Restrisiko" beschrieben wird, hätte der Senat zumindest in Er¬ 
wägung ziehen müssen, daß die Genehmigungsbehörde mit dem ersten offenkundig 
unvollständigen Sicherheitsbericht getäuscht werden sollte. Ohne Täuschungs¬ 
absicht der Antragsteller hätte der Sicherheitsbericht erster Fassung vermutlich 
keinen Vollständigkeitsvermerk getragen. 

Der Senat hätte dann Vergleiche anstellen müssen, um den Verdacht zu belegen 
oder aber zu entkräften. Er hat die diesbezügliche Aufforderung der Kläger 
zu Protokoll genommen und dann den Sicherheitsbericht auf schnellstem Wege 
ungeprüft an die Entleihstelle zurückgeleitet. 

Den Klägern war es leider nicht möglich, in der knappen Zeit von der Entleihung 
des Berichtes bis zur Übergabe an das Gericht über die Frage genaue Erkenntnisse 
zu gewinnen, ob die Genehmigungsbehörde getäuscht wurde. Der Bericht war 
am Verhandlungstag erstmals der Öffentlichkeit zugänglich. 

Aber auch ohne Täuschungsabsicht des Antragstellers hätte es für das Gericht 
nahegelegejn, zu prüfen, worin sich die beiden Lastendarlegungen unterscheiden. 
Aus den Unterschieden könnte allein schon offenkundig werden, daß die 
erste Genehmigung nur Rechtsschein entfaltet. 

Die Kläger konnten in diesem Punkt nicht mehr tun, als den Bericht zu entleihen 
und dem Gericht zugänglich zu machen! 

4. : Der Senat unterläßt es richtig, im Zusammenhang mit radioaktiver 
Schadstoffbelastung von sozialadäquat zu tragendem Restrisiko zu sprechen. 

Er spricht von der Schutzpflicht des Staates, vom Höchstschutzgebot des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes und von der Notwendigkeit, daß die vom 
Gesetzgeber erlassenen Schutzvorschriften bei der Genehmigung beachtet 
werden müssen. Die Strahlenschutzverordnung, die - wie ich im Schriftsatz 
an das Verwaltungsgericht vom 9. Mai 1980 dargelegt habe - die Freisetzung 
von radioaktiven Schadstoffen für den Atomspaltwerksbetrieb verbietet 
(es sei denn, es würde genaue Rechenschaft gegeben über die abgegebenen 
Stoffe), wird vom Senat nicht erwähnt. 

Alle Schutzvorschriften verlangen, daß ein Konzept genehmigt wird, das 
Vorsorgemaßnahmen gegen Schäden die durch Errichtung und Betrieb der 
Anlage zu erwarten sind, gewährleistet. 






Der Staat mutet nach Auffassung des Senates den Grundrechten Leben und 
Gesundheit (Unversehrtheit, Wohlbefinden) keine sozialadäquate Belastbarkeit 
zu, es sei denn, Wissenschaft und Technik hätten Vorsorgemaßnahmen 
gegen Schäden nicht als notwendig erkannt. 

Aus meinem Schriftsatz vom 25, 10, 80 geht hervor, daß es unumstrittene 
wissenschaftliche Erkenntnisse gibt, wonach die im Konzept für Mülheim- 
Kärlich getroffene Schadensvorsorge in höchstem Grade unzureichend ist. 

Ich habe schriftlich vorgetragen, daß ein ganzer Zweig wissenschaftlicher 
Erkenntnisse bei der Erteilung der Genehmigungen unberücksichtigt geblieben 
ist. Der Senat hat dies als wahr unterstellt und damit eine weitere Substan- 
tiierung meines Vortrages unterbunden. Ansonst hätte ich das hier anliegende 
Gutachten übergeben. 

Es ist davon auszugehen, daß die Berücksichtigung des genannten Wissen¬ 
schaftszweiges zu grundlegenden Kanzeptänderungen führen müßte. Diese 
sind aber nachträglich unausführbar. 

Die in meinem Schriftsatz bereits genannten schweren Konzeptfehler liegen 
in dem Bereich, welcher der Schutzpflicht des Staates und mithin der des 
Genehmigungsgebers unterstellt ist und nicht in dem Bereich (Unwägbarkeiten), 
dessen Lasten vom Genehmigungsgeber sozialadäquat zu verteilen sind. 

Im letzten Drittel der Seite 11 des Urteiles unterscheidet der Senat diese 
beiden Bereiche plötzlich nicht mehr und behauptet, das Bundesverfassungsgericht 
hätte beide gleich bewertet. Dies ist unzutreffend. Das Bundesverfassungs¬ 
gericht hat nie festgestellt oder erwogen, daß Genehmigungen, die den Stand 
von Wissenschaft und Technik im Hinblick auf die Schadensvorsorge unbe¬ 
rücksichtigt lassery überhaupt nur Rechtskraft entfalten können, geschweige 
denn von einem einzigen Bürger hingenommen werden müssen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat auch nicht festgestellt, daß der Genehmigungs¬ 
geber die Schutzvorschriften dann vernachlässigen darf, wenn aus Mangel 
an Wissen über cten zu erwartenden Schaden nur unverbindliche wissenschaft¬ 
liche (pseudowissenschaftliche) Aussagen gemacht werden können. 

Hierzu muß u. a. nochmals deutlich festgestellt werden, daß die Maßeinheit 
"rem" nichts über Tatsachen, sondern nur über Vermutungen aussagt. 



Es ist unumstritten, daß die schädliche Dosis radioaktiver Schadstoffe 

bei der Überschreitung des Wertes Null beginnt. (Vgl. u. a. Dr. U. H. Ehling: 

"Die Gefährdung der menschlichen Erbanlagen im technischen Zeitalter". 1974.) 

Wenn nur leise Zweifel aufkommen, daß den Schutzvorschriften des Gesetz¬ 
gebers nicht mehrGenüge getan ist, dann hat die Genehmigungsbehörde im 
Rahmen der Prüfung des Standes von Wissenschaft und Technik Prüfungen 
anzustellen oder anstellen zu lassen, um über den Genehmigungsantrag 
überhaupt befinden zu können. Hat sie Gutachten eingeholt, so hat sie diese 
zu prüfen. Auf dem Gebiet der radioaktiven Schadstoffbelastung wurde dies 
aus mir nicht bekannten Grundsätzen bisher von allen Genehmigungsbehörden 
unterlassen. Auch der Gerichtssenat hat eine Überprüfung nicht für nötig erachtet. 
Er hiel es auch nicht für erforderlich, Gutachten ersetzende "Empfehlungen" 
einer Prüfung zu unterziehen. Der Senat spricht einfach davon, daß Prüfungen 
"mangels erheblicher Gefährdungen", die von der Anlage aus gehen überflüssig 
seien. Dabei genügt es, daß die Genehmigungsbehörde eine einzige Pflicht 
versäumt hat, und der so zustandegekommene Verwaltungsakt kann sich als 
nichtig erweisen. 

Überhaupt befaßt sich der Senat in seinem Urteil fast ausschließlich mit 
der Untermauerung der These, daß es keinen Popular-Rechtsschutz vor 
Atomanlagen gebe und täuscht damit darüber hinweg, daß wir uns nicht 

gegen die in Mülheim-Kärlich errichteten Betonkader wenden, was mit 

einer Feststellungsklage auch gar nicht möglich ist, sondern, daß wir begehren 
daß gerichtlich die Nichtigkeit von Verwaltungsakten festgestellt werde. 

Die oben genannten Zweifel sind aufgekommen. 

In Frankreich wurde zum Beispiel Leukämie gerichtlich als Berufskrankheit 
von Strahlenarbeitern anerkannt, obwohl in dem konkreten Fall der Arbeiter 
nie mit nicht genehmigten radioaktiven Schadstoffen belastet wurde. Eine ähn¬ 
liche Rechtsprechung gibt es in England, Dort ist also zumindest eine Haftungs¬ 
vorsorge getroffen für Schäden, die nicht sozialadäquat verteilt werden dürfen. 

In den USA wurdenin neun Gerichtsverfahren ehemaligen Soldaten hohe Schaden¬ 
ersatz-Summen zugesprochen, weil sie sich bei Räumungsarbeiten Strahlen¬ 
krankheiten zugezogen haben. Dies obwohl ihnen dabei nur die genehmigte 
Schadstoffmenge induziert wurde. (Vgl. "Die unsichtbare Gefahr", FS III. v. 26. 1.8J 

Die Strahlenkrebse der neun amerikanischen Soldaten (viele weitere Gerichts- 
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verfahren sind noch in Schwebe) waren 1 genehmigt . Genehmigt von Genehmigungs¬ 
behörden, die verordnete Richtwerte ungeprüft übernommen haben. Auch hier 
wurd.e davon ausgegangen, daß dem Genehmigungsgeber die Pflicht obliegt, 
ausreichende Schutz Vorkehrungen zu treffen. Vorkehrungen, die den Schutz- 
vorschriften genügen. 

Es ist nun unzweifelhaft, daß der Normalbürger geringeren radioaktiven 
Schadstoff-Belastungen ausgesetzt wird, als der Räumungs-Soldat. 

Aber es steht auch außer Zweifel, daß sich die Erlaubnisse für die radioaktive 
Schadstoff-Belastung eines Räumungs-Soldaten und eines Normalbürgers 
auf den selben Stand des Unwissens stützen. 

Der Gesetzgeber hat mit den erlassenen Schutzvorschriften m.E. seine Pflicht 
erfüllt. Er verlangt darin aber vom Genehmigungsgeber, Schutzvorkehrungen vorzu 
schreiben, die dem Stand von Wissenschaft und Technik entsprechen. 

Aus diesem Verlangen folgt aber zwingend, daß Erlaubnisse dann nicht erteilt 
werden können, wenn in wesentlichen Bereichen nur ein Stand des Unwissens 
zu konstatieren ist. (Vgl, Gutachten von Prof. Dr. G. Adam: "Neue Ergebnisse 
./. über genetische Strahlenschäden beim Menschen". Okt. 1980.) 

Über die tatsächlichen Auswirkungen radioaktiver Schadstoffe auf Leib und 
Leben herrscht in der ganzen Welt annähernd Unwissenheit. Dies wird offen¬ 
kundig, wenn man die durch Verordnungen, Gesetze und div. Regelwerke 
festgelegten angeblich erlaubbaren Grenzwerte für die verschiedenen radioakti¬ 
ven Substanzen weltweit vergleicht. 

Die meisten rad. Schadstoffe finden in diesen Werken gar keine Berücksichtigung, 
weil man eingestandenermaßen über sie noch keine Forschungen angestellt hat. 

Und die wenigen Stoffe, über die Forschungen angestellt wurden, finden in den 
Richtlinien der einzelnen Länder um Größenordnungen verschiedene Schädlich¬ 
keits-Bewertungen. 

Viele radioaktive Schadstoffe, die u. a. von der Atomanlage Mülheim-Kärlich 
im Sinne der Grundkonzeptgenehmigung freigesetzt werden sollen, werden im 
Ausland als weit schädlicher bewertet, als in den deutschen Richtlinien. 

Und allein die Tatsache, daß sie allgemein unterschiedlich bewertet werden 
bezeugt den Stand des Unwissens, 
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Die Genehmigungsbehörde hat mithin allein aus diesem Grund versäumt, 
Schutzvorkehrungen, die der Stand der Wissenschaft verlangt, vorzuschreiben. 
Weder die Genehmigungsbehörde, noch die beiden Gerichtsinstanzen zeigten 
Interesse daran, zu prüfen, aus welchem Grund z. B. in den USA teilweise 
niedrigere Belastungswerte gelten. Der Senat des OVG ging sogar so weit, 
den Wissensmangel im Gerichts Protokoll als wahr zu unterstellen. Er zeigte 
sich aber außerstande, daraus die logische Schlußfolgerung zu ziehen, daß die 
Genehmigungsbehörde dann nicht befugt war, die Verwaltungsakte zu erlassen. 

Zu der Erkenntnis, daß der lückenhafte Stand des Wissens den vom 
Gesetzgeber gegebenen Schutzvorschriften nicht genügt, kam im Herbst 1980 
auch der Niedersächsische Sozialminister. Seine Behörde verweigerte die 
Grundkonzeptgenehmigung für ein neues Atomspaltwerk in Lingen/Emsland 
mit der Begründung, daß die Konzeption (sie unterscheidet sich kaum von der 
des Genehmigungsbescheides für Mülheim-Kärlich) die Genehmigungsvoraus¬ 
setzungen nach dem Stand von Wissenschaft und Technik so wenig erfüllt, daß 
die Genehmigung auch mit .Auflagen nicht erteilt werden könne. 

Hätte man dennoch genehmigt und es wäre zu Prozessen gekommen, dann 
hätte die Nichtigkeit des Verwaltungsaktes festgestellt werden müssen. 

Der Genehmigungsantrag wurde darufhin vom Antragsteller zurückgenommen. 
Diese neue Nicht-Genehmigungspraxis in Niedersachsen entspricht der Ankündi¬ 
gung von Minister Hermann Schnipkoweit vom 23, Februar 1979 im Berliner 
Reichstag, er werde dafür Sorge tragen, daß in seinem Bundesland die Atom- 
Genehmigungsvorschriften künftig gewissenhafter angewandt würden. (Vgl. 
"Funkbilder aus Niedersachsen", NDR, v. 23. 2. 1979.) 

Alle früheren Atomgenehmigungen, auch die des Landes Rheinland-Pfalz^ 
berücksichtigen die Genehmigungsvorschriften nicht gewissenhaft. Jedenfalls 
bis zur Erklärung von Minister Schnipkoweit. 

Es hat nun aber nichts mit Popularklage zu tun, wenn ein Bewohner der Bundes¬ 
republik sein berechtigtes Interesse an der Feststellung der Nichtigkeit von 
illegalen Verwaltungsakten geltend macht. Dies ist auch dann keine Popular¬ 
klage, wenn das illegale Handeln der Genehmigungsbehörde jeden Bewohner 
des Landes gleichermaßen trifft. 
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Mit meiner Klage und meinem Vorbringen richtete ich mich in keiner Weise 
gegen den Willen des Grund- und Atomgesetzgebers. Lediglich gegen den Willen 
der Genehmigungsbehörde, den Willen des Gesetzgebers außer Kraft zu setzen. 

Wie das Niedersächsische Sozialministerium zeigte, ist die in unserem Fall 
in Zweifel gezogene Grundkonzeption mit den vom Gesetzgeber verlangten 
Schutzvorkehrungen nicht vereinbar. (Vgl. hierzu auch die Erklärung eines 
Nordrhein-Westfälischen Ministers, wonach die Atomgenehmigungen als 
"Mogelpackungen" zu bezeichnen sind.) 

ln meinem schriftlichen Vorbringen habe ich mich gegen die Konzeption, 
nicht aber gegen die "friedliche Nutzung der Kernenergie 1 'gewandt. (Vgl. zum 
Stand der Technik die Seite 11, letzter Absatz meines am 11. 11. 80 zugestellten 
Schriftsatzes.) 

Auch da wo ich mich gegen die "friedliche radioaktive Verseuchung" gewandt 
habe, betonte ich, daß diese im Widerspruch zur Strahlenschutzverordnung 
steht. Sie ist also den Genehmigungsbehörden und nicht dem Gesetzgeber 
anzulasten. 

Der Senat befindet sich auch im Irrtum, wenn er meint (Seite 12, erster Absatz 
des Urteils), die Nichtigkeit des Verwaltungsaktes könne sich nur erweisen, 
wenn der Kläger ein konkretes Sicherheitsdefizit der Anlage rüge. 

Ein solcher Verwaltungsakt kann sich schon allein deshalb als nichtig erweisen, 
weil von einem Stand der Wissenschaft ausgegangen wurde, den es gar nicht gibt. 

Ich habe bisher geglaubt, daß es im Rahmen des Energiekrieges (so werden 
die gegenwärtigen Auseinandersetzungen von Regierungsmitgliedern bezeichnet) 
der Genehmigungsbehörde erlaubt sei, im Sinne des übergesetzlichen Kriegs¬ 
notstandes zugunsten der gefährdeten Energieversorgung und zur Vermeindung 
größerer Eskalationen (also Sicherung des Friedens innerhalb des unsichtbaren 
Kriegsgeschehens) , die Schutzvorschriften des Gesetzgebers bei Atomgenehmigung 
zu vernachlässigen. 

Meinem Glauben wurde in diesem Punkt inzwischen von einem Richter entschieden 
widersprochen. Er sagt dazu: "Leib und Leben stehen nicht zur Disposition." 

Nachdem ich nun weiß, daß über diese Frage unter Richtern nicht Einigkeit 
herrscht, muß ich meine Worte vom 25. 10. 80 nochmals erläutern. Auf Seite 9 
des Schriftsatzes habe ich dargelegt, daß es für den Fall, daß es ein "Gesetz 
zum Schutz vor den Gefahren und zur Förderung des Nutzens von Vergasungs- 



anlagen" gäbe + ), Pflicht der für die Genehmigung von "Entlausungsanstalten" 
zuständigen Behörde wäre, zu überprüfen, ob sich hinter einem Genehmigungs¬ 
antrag für solch eine Anstalt nicht außerdem das Konzept für eine Vergasungsanlage 
verbirgt. Diese Prüfung ist erforderlich, weil der Verdacht ganz einfach 
nahe liegt, und weil der Verdacht von Klägern substantiiert vorgetragen 
wurde. Wenn nun die Genehmigungsbehörde behauptet, ihre Prüfungspflicht 
bezüglich der Entlausungsanstalt erfüllt zu haben, aber dem Verdacht bezüglich 
der zusätzlich geplanten oder irrtümlich versteckt mitbeantragten Vergasungs¬ 
anlage nicht nachgeht, weil sie meint, dies sei allein deshalb überflüssig, weil 
es ein Gesetz gäbe, das auch die Förderung von Vergasungsanlagen fordert, 
dann ist es m, E. notwendig, daß ein Gericht das Fehlverhalten der Genehmigungs¬ 
behörde korrigiert. Das Fehlverhalten besteht darin, daß die Behörde alles 
was sie aus dem Genehmigungsantrag nicht herausliest und was in dem Antrag 
nicht schriftlich mitgeteilt wird als nicht möglich ansieht 

Di ese Ignoranz zum Genehmigungszeitpunkt wäre dann zulässig, wenn ab dem 
Tag der Inbetriebnahme der Entlausungsanstalt zuverlässig kontrolliert würde, 
ob hier etwa auch vergast wird, wobei die Nachweispflicht für den Verzicht 
auf Vergasung 6der auch schon auf Vergiftung anläßlich der Entlausung) bei dem 
Betreiber liegen muß. 

Dieser Nachweis wird von Atomspaltwerks-Betreibern nicht zuverlässig 
geliefert. Entweder, weil dies vom Gesetzgeber nicht ausreichend verlangt 
wird. Oder aber, weil die Genehmigungsbehörde dies in den nichtigen Genehmigun¬ 
gen erlaubt. Meines Wissens wird der Nachweis vom Gesetzgeber nicht verlangt, 
weil er mit dem Verlangen, den Stand v. Wissenschaft und Technik zu 
berücksichtigen,ohnehin alles geregelt hat. Es erübrigt sich so für den 
Gesetzgeber, Beweislasten aufzuerlegen. 

Allerdings muß bei dieser Konstruktion die Genehmigungsbehörde vor Erteilung 
einer Konzeptgenehmigung die gesetzlichen Schutzvorschriften so weit auslegen, 
daß sie auch das prüft, was im Genehmigungsantrag nicht oder nur unverständlich 
angekündigt ist. 

Im Genehmigungsantrag und im Sicherheitsbericht findet beispielsweise der 
Schadstoff Plutonium nur andeutungsweise Erwähnung. Dennoch muß die Behörde 
davon ausgehen, daß pro Jahr bis zu einer Tonne im Reaktor erzeugt wird und 
teilweise freigesetzt wird. Es ist darin auch nicht erwähnt, daß die Bezeichnung 
"rem" eine nicht meßbare Größe ist, alle "Rem"-Angaben also unverbindliche 


+ ) Der Nutzen mag etwa in der Möglichkeit der Einschläferung von kranken j _ 
Tieren liegen. 





G enehmigungsbeamten vor Mord und Totschlag schützen kann. 

Nach meinem gegenwärtigen Eindruck erlauben Genehmigungsbehörden 
und Gerichte Mord und Totschlag dann, wenn sie alle Schadensquellen, die 
der Antragsteller und Betreiber von Atomanlagen verschweigt oder aus 
J^ternehm ens-O pportunität nicht erforscht, als nicht existent betrachten. 

Ich wünsche, daß das Bundesverwaltungsgericht dazu beiträgt, meinen 
Glauben zu bestärken, daß solche Verfahrensweisen nicht zulässig sind. 

Allein die Tatsache, daß das Unterlassen einer Prüfung meiner 
substantiierten Einwände gegen die Verwaltungsakte dazu führen würde, 
daß ich glauben müßte, Mord und Totschlag sei in diesem Lande bei 
besonders geschickter unsichtbarer Ausführung mit behördlicher und 
gerichtlicher Billigung weder strafbar, noch auf dem Rechtsweg 

unterbindbar, muß dazu führen, daß mein berechtigtes Interesse an der 
baldigen Feststellung der Nichtigkeit anerkannt wird. 

Immerhin hat doch das Verwaltungsgericht Oldenburg 1977 diesbezüglich 
nicht die geringsten Zweifel gehabt. Sein Urteil wurde dann aber aus anderen 
Gründen aufgehoben und das Verfahren zurückverwiesen. 

gez. Wieland So/ka 


Anlage 1, : Nachträge 

Anlage 2. : Ehling, Gefährdung... 

Anlage 3. : Adam, Neue Ergebnisse... 
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Glaubensbekenntnisse sind. Ferner muß die Behörde davon ausgehen, daß es 
keine aussagekräftigen Erkenntnisse über die genetischen und fast keine 
Erkenntnisse über die somatischen Schäden gibt, die durch freigesetzte 
radioaktive Substanzen verursacht werden. Sie muß davon ausgehen, auch 
wenn darüber im Genehmigungsantrag, im Sicherheitsbericht und den vorge¬ 
legten Gutachten nichts steht. Es findet sich darin auch nichts über die 
Wirkung der zurückgehaltenen Schadstoffe im Falle einer Freisetzung durch 
Störfälle. Der Reaktortyp von Mülheim-Kärlich ist immerhin identisch mit 
dem von Harrisburg. 

Der Gesetzgeber hat die Prüfung all dieser weittragenden Fragen mit seiner 
gewiß nicht idealen, aber vielleicht ja haltbaren Gesetzeskonstruktion 
in die Hand des Genehmigungsbeamten gelegt. Wenn der versagt, wenn der 
aus Ungebildetheit, Bequemlichkeit oder Korruption falsch entscheidet, dann 
sieht unsere Rechtsordnung eigentlich nur mehr den Weg zum Verwaltungs¬ 
gericht vor. Vielleicht hätte der Gesetzgeber dem Verwaltungsbeamten ja nicht 
so große Prüfungspflichten auferlegen dürfen, aber das hat noch kein Gericht 
festgestellt. 

Der 7, Senat des OVG spricht die Genehmigungsbehörde und sich selbst 
gar noch von der gesetzlich geregelten Prüfungspflicht frei. Hätte er damit 
recht, dann wäre es heute rechtens, Gaskammern ohne Genehmigung zu betreiben, 
wenn man sie unter dem Firmenschild "Entlausungsanstalt" führt, und man die 
ermordeten Menschen nicht gerade für jedermann sichtbar auf den Marktplatz 
trägt. 

Paradoxerweise kann der Senat diese Auffassung damit vereinbaren , daß er 
den von mir imGerichtsprotokoll diktierten Satz als wahr unterstellt. 
daß es technisch nicht möglich ist (wie der Betrieb des Atomspaltwerks 
Gundremmingen beweist), verbotene Konzentrationen von Plutonium 
beim Normalbetrieb zurückzuhalten. 

Vorerst kann ich noch nicht glauben, daß ich in einem Land lebe, in dem 
Genehmigungsbehörden der Pflicht entbunden sind, vorbeugend zu prüfen, ob 
die Genehmigung mittelbar zum Tod und zur Krankheit von möglicherweise 
nur einem einzigen oder aber von beliebig vielen Menschen und ihren Nach¬ 
kommen führen wird. Ich kann mir dies insbesondere deshalb nicht vorstellen, 
weil.angesichts des Mangels an Haftbarkeitsregelungen für unsichtbar ausge¬ 
führte Verletzungen an Leib und Leben, nur die oben genannte Pflicht des 

/f*f 







Anlaute 1 


Nachtrag zur Frage des Wohnortes: 

Ich habe in meinem Schriftsatz vom 23. 10. 80 dargelegt, daß es nicht angeht, 
den Kreis der von einem nichtigen Verwaltungsakt Betroffenen danach 
festzulegen, welche Wirkungen die scheinbar genehmigte Anlage entfalten kann, 
sondern danach, welche Wirkungen der Schein des nichtigen Verwaltungsaktes 
entfaltet. Es ist deshalb absurd, wenn in dem Urteil (Seite 12, unten) 
die Auffassung vertreten wird, nach 100 Kilometern würde die Gefahr von Rechts¬ 
gutverletzungen nach den Grundsätzen praktischer Vernunft nicht mehr ins 
Gewicht fallen. 

In diesem Satz zeigt sich leider zum wiederholten Mal, daß der Senat bei 
der Übernahme von Formulierungen aus anderer Rechtssprechung die Fähigkeit 
vermissen läßt, einen speziellen Bezug zu diesem Verfahren herzustellen. 

Mit dem Argument, es gehe hier um Individualrechtsschutzverfahren hat der 
Senat gegen alle Regeln der Prozeßökonomie verstoßen, gleichzeitig verstößt 
er aber aus mir unerklärlichen Gründen gegen den Grundsatz, sich mit dem 
konkreten Begehren des jeweiligen Klägers auch nur in Gedanken zu beschäftigen. 
Selbst die in Kilometern ausgedrückte Entfernung des klägerischen Wohnortes 
zum Standort der errichteten Atomanlage weicht in den meisten Urteilen um 
20 bis 200 Kilometer von der Wirklichkeit ab. Diese Weigerung der gedanklichen 
Beschäftigung betrifft sowohl Rechts-, wie auch Verfahrensfragen. 

Verfahrensfrage: 

Der Senat hat es unterlassen, alle auf Seite 1 meines Schriftsatzes vom 25. 10. 80 
gestellten Anträge zu bescheiden. Er hat dies nur in einer willkürlichen Auswahl 
getan, obwohl dazu kein Anlaß bestand, (Vgl. Gerichtsprotokoll). 

K os t e ne rH scheidung: 

Zur Streitwertfrage habe ich in meinem Schriftsatz vom 25, 10, 80 
auf den Seiten 6 und 7 ausführlich Stellung genommen. 

Ich mache auf diese Stellungnahme und die Anlagen nochmals aufmerksam. 

Auch in der Streitwertfrage meint der Senat fälschlicherweise, es gehe 
um die Atomanlage und ihren Wert. Es geht um den Verwaltungsakt und 
die vom Kläger aufgezeigte Rechtsgutverlctzung. 

Be vollmäclitigungs frage: 

Die Verwaltungsgerichtsordnung enthält die Feststellung, daß mit ihrer Verab¬ 
schiedung alle früheren von ihr jetzt geregelten Vorschriften ungültig werden. 
Vor Verwaltungsgerichten darf ich also gemäß § 67 VGO Kläger vertreten. 


/ 2 '/. / 
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Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll 


40.02.1981 


Erklärung des Prozeßbevollmächtigten Roland Bohlinger 

zur Präge der Nichtzulassung der Revision im sog. 

Mülheim-Kärlich-Verfahren durch das OVG Rheinland-Pfalz in den Ver¬ 
fahren der Kläger 

1. Roland Bohlinger (Az. 7 A II 8/80 und 7 B II 11/80) 

2. Wieland Soyka (Az. 7 A II 78/80 und 7 B II 118/80) 

3. Nicoll de Bruin (Az. 7 A II 17/80 und 7 B II 21/80). 

hie Revision ist aus folgenden Gründen zuzulassen: 

1. hie Revision ist von grundsätzlicher bzw. allge¬ 
meiner Bedeutung. Es sind in der Bundesrepublik 
Deutschland derzeit über 2 0Ü0 gleichartige oder 
ähnliche Klagen auf Feststellung der Nichtigkeit 
von Genehmigungen für Atomanlagen bei fast allen 
Verwaltungsgerichten bzw. Oberverwaltungsgerichten 
des Landes anhängig. Die Frage der Zulässigkeit 
von Nichtigkeitsfeststellungsklagen in Plutonium¬ 
abwehrprozessen ist strittig, sie bedarf der grund¬ 
sätzlichen Klärung, besitzt allgemeine Bedeutung, 
dient der Fortbildung des Rechts. 

hie angefochtenen Entscheidungen der Ersten und 
Zweiten Instanz weichen außerdem von der herrschenden 
Auffassung in Rechtsprechung und Rechtslehre - darunter 
Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts - ab, 
und zwar bezüglich der Frage der Zulässigkeit von 
Nichtigkeitsfeststellungsklagen, und hier insbesondere im 
Hinblick auf die Auslegung des Begriffs: "be¬ 
rechtigtes Interesse". 

2. Es kam in der Ersten und Zweiten Instanz zu schwerwiegen¬ 
den, Bundesrecht verletzenden Verfahrensfehlern, die für 
den Ausgang des Verfahrens von erheblicher Bedeutung waren. 
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Die 1eststellungen tatsächlicher Art in den Ent¬ 
scheidungen des Verwaltungsgerichts und des Ober¬ 
verwaltungsgerichts sind unter Verletzung 
bundesrechtlicher Verfahrensbestimmungen und 
Verstoß gegen Auslegungsgrundsätze, Denkgesetze 
und allgemeine Erfahrungssätze getroffen worden. 
Darum sind die Entscheidungen auch hinsichtlich des 
Tatbestands zu überprüfen, es se^L denn es wird 
zurückverwiesen. 


B. Begründung 

1. Am 6. 12. 1979 erhoben die drei Kläger im eigenen Namen, und 
der Kläger zu 1 auch im Namen seiner minderjährigen leiblichen 
Kinder Qietrich, Teja, Sigurd, Briga und Gunn und im Namen 
seiner nicht leiblichen Kinder Uta und Dagmar zusammen mit 133 
anderen Klägern Klage beim Verwaltungsgericht Koblenz wegen 
Feststellung der Nichtigkeit, hilfsweise wegen Rechtswidrigkeit 
der Genehmigungen für die Errichtung des Atonspaltwerks Mül¬ 
heim-Kärlich. In den Verfahren waren neben Walther Soyka die 
Kläger zu 1 und 2 zugleich Prozeßbevollmächtigte sämtlicher 
Kläger. 

Die Klagen wurden als unzulässig zurückgewiesen. 

2. Das Vorgehen der Ersten Instanz gab Anlaß zu zahlreichen 
Rügen. Diese wurden der Zweiten Instanz in Schriftsätzen 
des Klägers und Prozeßbevollmächtigten Roland Bohlinger 
am 3. 11. und 9. 11. 1980 zusammenfassend vorgetragen. Die 
Zweite Instanz hat diese Rügen sowohl in der mündlichen Ver¬ 
handlung als auch im Urteil völlig unbeachtet gelassen. Nach 
der Überzeugung des Prozeßbevollmächtigten hätten sie Anlaß 
zur Zurückverweisung an die Erste Instanz oder zumindest 
Gegenstand einer Auseinandersetzung sein müssen. 


3 
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Gerügt wurde: 


2.1. Das Gericht versuchte, die Kläger einzuschüchtern, um sie zur 
Klagerücknahme zu bewegen (s. Schriftsatz des Bevollmächtig¬ 
ten zu 1 vom 9. 11. 1980, Ziffer 1.1.). 

2 2. Das Gericht ließ das Begehren verschiedener 

Kläger nach einer mündlichen Verhandlung unbe¬ 
achtet (s. a.a.O. Ziffer 1.2.). 

2.3. Das Gericht mißachtete eine als Antrag zu ver¬ 
stehende Bitte um Fristverlängerung für die Ab¬ 
gabe der erweiterten Begründung, ohne förmlich 
abzuweisen (s. a.a.O. Ziffer 1.4.). 

2.4. Das Gericht wies die Klagen ab, ohne auf die bis 
dahin vorgelegten Begründungen von Walther °oyka 

(bei Klageeinreichung), Wieland Boyka und [ Roland Bohlinger 
irgendwo und irgendwie einzugehen (s. a.a.O., 

Ziffer 1.4., 1.5.). 

2.5. Obwohl das Gericht den Antrag auf Verbindung der 
Klagen abgelehnt'hatte, sind außer in den Ver¬ 
fahren Walther ßoyka, Wieland °oyka, Roland Bohlinger 
und Pfeiffer in allen Verfahren - bis auf die 
Angaben des Aktenzeichens, des Namens und Wohnorts 
des Klägers, der'Entfernung zwischen dem Wohnort 

des Klägers und dem Reaktorstahdört urid des Datums 
der -'ntacheidung-die Bescheide völlig miteinander 
identisch, einschließlich Schreibfehlern. Die Ver¬ 
fahren sind also nur vorgeblich getrennt, tatsächlich 
aber einheitlich behandelt worden. Die ergangenen 
Bescheide sind eindeutig Fließband-Bescheide. Das 
gleiche gilt für das Vorgehen des Gerichts vor 
der Entscheidung. (S.a.a.O., Ziffer 1.5. - 1.8., 

1 . 1 ., 1 . 2 .). 

Das war ein schwerwiegender Verfahrensfehler. 3r 
führte u.a. auch dazu, daß die Kostenfolgen für die 
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Kläger unverhältnismäßig in die Höhe getrieben 
wurden. 


2.6. Das Gericht verzichtete sogar auf Verbindung im Falle der im 
Namen des Klägers zu 1 im Namen seiner Kinder bzw. Stief¬ 
kinder erhobenen Klagen. Es verzichtete, obwohl 


o der Wortlaut der Klagen, 
o der Klagegegenstand, 
o die Klagebegründung 

o und die Sach- und Rechtslage in allen Fällen 
identisch war, 

o die klagenden Kinder durch den Vater bzw. Stiefvater vertre¬ 
ten wurden 

o und die Behandlung der Klagen durch das Gericht 
völlig gleichartig war.(die Bescheide wiesen 
.sogar die gleichen Schreibfehler auf). (S.a.a.O., 
Ziffer 1.9.). 


Da die Klagen abgewiesen, ein Streitwert je Klage von 100000 DM 
festgesetzt und die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten 
den Klägern auferlegt wurden, außerdem die Zweite Instanz die Ent¬ 
scheidungen der Ersten Instanz hinsichtlich der Klageabweisung und 
der Streitwert- und Kostenfestsetzung nicht korrigierte sondern 
bestätigte, hatte das äußerst hohe Kostenforderungen, im Falle der 
Familie Bohlinger sogar bis weit über 100 000 D zur Folge. Abgesehen 
davon, daß > beide Instanzen den falschen Streitgegenstand annahmen 
und die Zweite Instanz zusätzlich einen Rechenfehler beging, verstieß 
das eindeutig gegen Art. 19 Abs. 4 GG., da es die Kosten so unzumut¬ 
bar hoch schraubte, daß hierdurch die Rechtsweggarantie praktisch 
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beseitigt und ein Druck auf die Kläger ausgeübt wurde, der 
insbesondere im Falle der Familie Bohlinger als Nötigung aufzu¬ 
fassen ist (s. vor allem die Streitwertbeschwerde Herrn Roland 
Bohlingers vom 3. 11. 1980 und die Ausführungen unter Ziffer 3.9.). 

Als die Ehefrau des Klägers und Bevollmächtigten zu 1, die mit 
ihm in Scheidung lebt, nicht nur das Vertrauen in die Rechtstaatlich¬ 
keit von atomrechtlichen Gerichtsverfahren verlor 
sondern dann durch Kostenentscheidungen der Zweiten 
Instanz gegenüber Klagerücknehmern feststellen 
.mußte, daß die Zweite, Instanz in der Kostenfrage 
die Erste Instanz bestätigen würde, geriet sie 
in Panik und zog kurz vor Beginn der mündlichen 
Verhandlung sämtliche Klagen der Kinder zurück. 
Dagegen hat Herr Roland Bohlinger allerdings gerichtlich Widerspruch 
eingelegt. (S. sein Schreiben an das Verwaltungsgericht und das 
Oberverwaltungsgericht Koblenz vom 27. Januar 1981). 

Hier liegt also ein besonders schwerer Verfahrensfehler vor. Er war 
sowohl hinsichtlich der Kostenfolgen als auch hinsichtlich der 
Fortführung der Klagen und damit für die Art des Ausgangs des 
Verfahrens im Falle der Kinder von entscheidender Bedeutung. 


2.7. Auch im Falle der anderen Kläger war die angkündigte 
Art der Behandlung der Klagen (Nichtverbindung, 
Zurückweisung der Bevollmächtigten und hohe Kosten- 
folgen)als Sinschüchterung aufzufassen, die bei 
verschiedenen Klägern zur Rücknahme der Klagen führte, 
■die Art, wie dann die Klagen im Verlauf des Pro¬ 
zesses tatsächlich behandelt und die Kosten festge¬ 
setzt wurden, veranlaßte zahlreiche weitere Kläger 
zu Klagerucknahmen. 


6 
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Der Tenor des ersten Vorbringens des Gerichts in seinem 
Einschüchterungsrundschreiben vom 21 .01.1980 kehrte im 
Bescheid wieder und legte zusammen mit .anderen Indizien 
den Verdacht auf die Vorgefaßtheit des Tenors der Be¬ 
scheide nahe (s. a.a.O., Ziffer 1.6.). 


2.8. Der Gerichtsbescheid gab zu weiteren hü en Anlaß. 

Er wies die Klagen zurück, da sie verfristet seien. 
Diese Begründung 3tand eindeutig im Widerspruch zur 
herrschenden Lehre und Rechtsprechung und mißachtete 
das schriftsätzliche Vorbringen der Kläger (s.a.a.O., 
Ziffer 2.2., 2.2.1. - 2.2.5.). Im Dezember 1900 hat 
das Bundesverfassuhgsgericht in der Verfaijmijsbeschwerde des 
Herrn Heinrich von Förster die Auffassung der Kläger bestätigt, daß 
es bei Nichtigkeitsfeststellungsklagen keine Präklusion gibt. 

Schon wegen dieser offensichtlich falschen Darlegung 
der Gesetzeslage und aufgrund der Mißachtung des 
Klägervorbringens (Verweigerung des rechtlichen Gehörs) 
war der Bescheid'aufzuheben. Im übrigen folgte die 
falsche Darlegung der Gesetzeslageydem Vorbringen der 
beklagten Seite, stützte sich aber nicht auf ein¬ 
schlägige maßgebende Entscheidungen und Kommentare. 


2.9. Zur Begründung der Zurückweisung der Klagen hinsichtlich' 
jener Genehmigungen, gegen die nach Auffassung der 
JCammer noch keine Verfristüng eingetreten sei, beging 
die Kammer einen weiteren schweren Fehler. Sie behauptete, 

ohne sich mit dem entgegenstehenden Vortrag der Klägerseite irgendwie 
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sichtbar auseinanderzusetzen, daß ein Peststellungs¬ 
interesse nur jenem Personenkreis zustehe, der im 
Palle der Erhebung einer Anfechtungsklage gemäß 
§ 42 Abs. 2 VwGO klagebefugt wäre. Damit machte es 
die Nichtigkeitsfeststellungsklage zu nichts anderem als 
einer Anfechtungsklage mit verlängerter Fristsetzung, obwohl 
sich aus dem Worij?3es Geatzes, dem Schrifttum und der Rechtsprechung 
ganz eindeutig ergibt, daß das Feststellungsinteresse nicht nur dann 
gegeben ist, wenn Rechte verletzt sind, sondern auch dann, wenn 
ein 1 !berechtigtes Interesse" vorliegt, wozu ein ideelles (moralisches, 
religiöses, kulturelles), wirtschaftliches oder rechtliches Interesse 
zählen kann. (s. a. a. a, Ziffer 2.3, 2.3.1 - 2.3.4). 

Auch wegen dieser offensichtlich falschen Darstellung der Gesetzes¬ 
lage und Mißachtung des Vortrages der Klägerseite - was als Verweige¬ 
rung des rechtlichen Gehörs anzusehen ist - war der Bescheid aufzu¬ 
heben. 


2.10. Die Kammer glaubte ein rechtliches Betroffensein 
der Kläger dadurch als nicht gegeben erklären zu 
können, daß e3 behauptete, die Kläger wohnten vom 
Reaktor zu weit entfernt. Sie hat jedoch 

o den ^«bezüglichen Vortrag des Bevollmächtigten zu 1 nicht beachtet, 

o einen vom Vortragenden zum Thema angekündigten weiteren Schrift¬ 
satz nicht abgewartet, 

o die Aufklärung des Sachverhalts nicht von Amts 
wegen vorgenommen, wie sich auch aus dem Urteil 
in Sachen Pfeiffer ergibt (s. a.a.O., Ziffer 2.5. 5 . 1 .), 

o die Gründe für ihren abweichenden Standpunkt nicht 

vorgetragen, 

o und unterschlagen, daß die Kläger auch noch ein 
rechtliches Betroffensein auf anderen Gebieten dar- 
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gelegt hatten. 

Das war ein weiterer schwerer Verfahrensfehler, 
ein Verstoß gegen die Aufklärungspflicht des Ge¬ 
richts und eine Verweigerung des rechtlichen Gehörs. 


2.11. Das Gericht hat an verschiedenen wesentlichen Punkten 
nur allgemeine Behauptungen aufgestellt, die weder 
näher erläutert noch irgendwie begründet wurden. 

Das ist jedoch unzulässig. Unter anderem ist das 
deshalb unzulässig, weil es weder dem Berufungsge¬ 
richt noch den Klägern Einblick in die eigentlichen 
Entscheidungsgründe, d.h. die in Betracht gezogenen 
Tatsachen, Regelungszusammenhänge und Folgerungen 
sowie die angewandten 1 ' 1 aßstäbe vermittelt und damit 
unmöglich macht nachzuvollziehen, ob die Erste Instanz 
ausreichend und richtig geprüft hat.(8. a.a. 0., Ziffer 
2.4.) . 


2.12. Das Gericht bezeichnete die Tätigkeit des Klägers zu 1 als Vertre¬ 
ter seiner Kinder und Stiefkinder als nichtige, verbotene "Besorgung frem¬ 
der Rechtsangelegenheiten". Es mißachtete sowohl den gesetzlichen An¬ 
spruch der Kinder auf Wahrnehmung ihrer Interessen als auch die Er¬ 
füllung dieser Pflicht durch den Vater (s. a.a.0., Ziffer 1.7.). 

2.13. Bezüglich der Klage von Herrn Pfeiffer fand eine mündliche Verhand¬ 
lung statt. Walther Soyka und Roland Bohlinger wurden in^der münd¬ 
lichen Verhandlung als Prozeßbevollmächtigte ausgeschlossen. In der 
abschließenden Entscheidung der Kammer wird das jedoch nicht er¬ 
wähnt. Vielmehr wird bezüglich Walther Soyka, Wieland Soyka und Ro¬ 
land Bohlinger wortgleich dasselbe ausgeführt wie in den anderen Be¬ 
scheiden, in denen die Bevollmächtigten nicht als ausgeschlossen bezeichnet 
sondern nur Bedenken gegen ihre-Bevollmächtigung angeführt wurden 
(s. a.a£>., Ziffer 2.53.). 



Das war ein weiterer Verfahrensfehler, außerdem hat sich 
dadurch die Kammer in Widerspruch zu sich selbst ge¬ 
setzt . 

2.14. In Sachen Pfeiffer kam es außerdem noch zu anderen 

Verstößen und Fehlschlüssen (s. a.a.O., Ziffer 2.5.5*5. 

- 2 . 5 . 5 . 6 .). 


3. Mängel des Verfahrens in der Zweiten Instanz 

Rechtzeitig, am 19. 6. 1980, legte der Prozeßbevollmöchtigte Roland 
Bohlinger Berufung ein im Namen sämtlicher Kläger gegen sämtliche, bis 
dahin ergangenen Klageabweisungen der 7. Kammer des VG Koblenz 
(Verfahren 7 K 305 - 435/79). 


Zugleich legte er Beschwerde ein gegen die Streitwertfestsetzungen 
und Kostenentscheidungen in den einzelnen Verfahren. 


Schließlich erhob er"Klage wegen Feststellung der Nichtigkeit der bis jetzt 
ergangenen Klageabweisungen, Bevollmächtigtenzurückweisungen, Streit¬ 
wertfestsetzungen und Kostenentscheide nach § 107, 108 und 138 VwGO." 


Die von der 7. Kammer des VG Koblenz bereits geübte 
Parteilichkeit, ihre Nichtbeachtung oder fehlerhafte 
Auslegung des Klägervortrc^s und der einschlägigen Vor¬ 
schriften und Gesetze, setzte der 7. Senat des OVG 
mit noch größerer Deutlichkeit fort. 
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i>er Senat wies die Klagen zurück. Im Urteil heißt ee 


"Der Kläger trägt die Kosten des Berufungsverfahrens 
einschließlich der außergerichtlichen Kosten der Bei¬ 
geladenen. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreck¬ 
bar. 

Die Revision wird nicht zugelassen." (Urteilsaus¬ 
fertigung Seite 2). 

Zugleich beschloß der Senat: 

"D e r Wert des Streitgegenstands wird für das Berufungs¬ 
verfahren auf 100 000 DM festgesetzt (§§ 14,13 Abs. 1 
Satz 1 OKU)." 

Außerdem beschloß der Senat: 

"Die Beschwerde gegen die Festsetzung des Streitwerts 
für das Klageverfahren durch das TG Koblenz wird zurück¬ 
gewiesen." 


3.1. Nichtbeachtung einer gleichzeitig erhobenen Nichtigkeits¬ 
klage 

Die parallel und mit der Einlegung der Berufung gleich¬ 
zeitig erhobene Nichtigkeitsklage nach §§ 107, 108 und 
138 VwGO hat das OVG Rheinland-Pfalz. völlig unbeachtet ge¬ 
lassen. 

Beweis: Berufungsschriftsatz vom 19.06.1980. 

Die Gerichtsakten. 

Vermutlich war diese gleichzeitig erhobene Nichtigkeitsklage unzu¬ 
lässig. Sie hätte wohl in Form eines Hauptantrags und der eigentliche Beru¬ 
fungsantrag in der Form eines Hilfsantrags eingebracht werden müssen. 

Der Senat hat sich mit dieser Frage aber nicht beschäftigt. 
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Durch diese Nichtbeachtung entging den Klägern aber der vermutliche 
Formfehler, er konnte deshalb auch nicht rechtzeitig geheilt werden. 

3.2. Nichtbeachtung der von den Klagern vorgetragenen Rügen 
gegenüber dem Verfahren in der Ersten Instanz 

Hie.schriftliche Darlegung aller unter Ziffer 2. ange¬ 
führten Mängel des Verfahrens der Ersten Instanz hätte 
für die Zweite Instanz G r und sein müssen, dem Antrag 
statt^zu^geben, zur erneuten Verhandlung an die Erste 
Instanz zurückzuverweisen. Jedoch hat weder die beklagte 
Seite oder die Beigeladene noch der urteilende 7. S e nat 
des OVG Rheinland-Pfalz zu den vorgetragenen Rügen irgendwie 
sichtbar Stellung bezogen. 

Das ist als Verweigerung des rechtlichen Gehörs anzusehen 
und ein besonders schwerwiegender Verfahrensfehler. 

33 . Nichtbeachtung des Berufungsantrags, der im letzten, am 9. 11. 1980 
verfaßten Schriftsatz des Bevollmächtigten Roland Bohlingers gestellt 
worden war. 

In der Urteilsausfertigung heißt es unter Tatbestand 
auf Seite 4: 

"Das Verwaltungsgericht hat die Klage durch Gerichts¬ 
bescheid vom 06.06.1980 - 7 K 317/79 - als unzu¬ 
lässig abgewiesen ... 

Gegen diesen Gerichtsbescheid richtet sich die recht¬ 
zeitig eingelegte Berufung, mit der der Kläger sinn¬ 
gemäß beantragt, 

unter Abänderung des angefochtenen Gerichtsbe¬ 
scheids nach dem erstinstanzlichen Klageantrag zu 
erkennen." 

Im Schriftsatz vom 09.11.1980 hatte ich Jedoch abschließend 
einen anderen Antrag gestellt. Dieser lautete: 


"II- 


444 

- 4L — 


"Ss wird beantragt, wegen schwerer Verfahrene-und 
Urteilsmängel den Bescheid der Ersten Instanz aufzu¬ 
heben und das Verfahren erneut zur Verhandlung an das 
VG zurückzuverweisen." 

Dieser Antrag ist niirgends beschieden worden. Er ist 
nicht identisch mit dem ursprünglichen, bei der Ein¬ 
legung der Berufung gestellten Antrag. 

Auch hierin dürfte ein schwerwiegender Verfahrensfehler 
zu erblicken sein. 

3.4. Unterlassung einer notwendigen Zustellung 

3.4.1. Frau Helga Bohlinger, die mit dem Kläger zu 1 in Scheidung lebende 

Ehefrau, hat kurz vor der mündlichen Verhandlung vor 
der Zweiten Instanz die Klagen für sämtliche Kinder zu¬ 
rückgezogen. Möglicherweise erfolgte diese Kiagerück- 
nahme auch über den Rechtsanwalt von Frau Helga Bohlinger, 
Herrn Rechtsanwalt Rudolf Sommer, 2250 Husum, Markt 15. 
Uber diesen Vorgang erhielt der Ehemann keine schriftliche Unterlage 
seitens des Gerichtes. Frau Bohlinger hatte ihm lediglich am 28. 10. 80 
mitgetei't, daß sie ihm, Walther Soyka und Wieland Soyka die Klagevoll¬ 
macht für die Kinder entziehe. Gemeinsame minderjährige Kinder 
sind Dietrich, Teja und Sigurd, dazu bestanden noch Klagen der nicht¬ 
gemeinsamen Kinder, und zwar von Uta und Dagmar (leibliche 
Kinder von Frau Bohlinger) sowie Briga und Gunn (leibliche Kinder 
von Herrn Bohlinger). Zum Zeitpunkt der KlagerUcknahme 
lag das elterliche ^orgerecht noch bei beiden Eltern¬ 
teilen. Es bestand nur eine einvernehmliche Verein¬ 
barung, die die elterliche °orge für alle Kinder aus 
räumlichen und finanziellen Gründen im Innenverhältnis 
Frau Bohlinger übertrug. Im Außenverhältnis waren zum 
Zeitpunkt der Klagerucknahmen beide Elternteile Sorge- 
berechtigt. 
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Uber die Rechtslage hatte der Kläger zu 1 dann am 31. 10. 1980 den 
7. Senat unterrichtet. Am 23. 12. 1980 kam-es dann zu der von ihm 
beantragten Entscheidung des Vormundschaftsgerichts 
zwecks Herstellung eines einheitlichen Willens in der 
Frage der Fortführung der Klagen. Das Gericht üoertrug 
aus räumlichen und finanziellen Gründen das ->orgerecht 
ücer die gemeinsamen Kinder auch im außenverhältnis 
Frau Hei.ga Bohlinger, ausgenommen bezüglich Briga und Gunn, 
dort verblieb das elterliche Sorgerecht nach wie vor bei dem Kläger zu 1, 
da beide Kinder keine leiblichen Kinder von Frau Helga Bohlinger sind. 

Der Kläger zu 1 legte gegen die Entscheidung des Vormundschaftsge¬ 
richts Berufung ein. 

Wie der Kläger zu 1 andeutungsweise durch Frau Bohlinger erfahren 
hat, sollen inzwischen Kostenbescheide der Gerichtskasse Mainz gegen 
die Kinder ergangen sein. Sie weigerte sich jedoch, genauer Auskunft 
zu geben. 


Vom Gericht selbst ist der Kläger zu 1 über diese Vorgänge nicht in 

Kenntnis gesetzt worden, 

o obwohl die Klagerücknahmen, die vor der mündlichen 

Verhandlung ergangen waren außer im F^lle der leiblichen 
Kinder von Frau Bohlinger unwirksam waren, 

o eine Klagerücknahme bzgl. Briga und Gunn ohne Zustimmung des 
leiblichen Vaters nach wie vor nicht vorgenommen werden kann, 

o durch Einlegung der Berufung gegen die Entscheidung 
des Vormundschaftsgerichts auch eine zweite Klage¬ 
rücknahme nach der Entscheidung des Vormundschaftsgerichts 
unwirksam sein dürfte. 


Da eine Kostenrechnung nicht so rasch nach einer 
Klagerücknahme erfolgen dürfte wie die jetzt er- 
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gangenen Kostenrechnungen, ist im übrigen anzunehmen, 
daß das Gericht bereits die erste Klagerücknahme, 
die vor der mündlichen Verhandlung erfolgte, als 
wirksam angesehen hat. 

3 . 4 . 2 . Von allen Vorgängen in dieser Angelegenheit, über die der Kläger zu 1 
zum Teil nur Vermutungen anstellen kann, hätte das Gericht ihm aber 
aufgrund seines Briefes vom 31. 10. 1980 lückenlos Kenntnis geben müssen, 
um nicht Gefahr zu laufen, selbst Rechtsverletzungen zu begehen und finan¬ 
zielle Schäden zu verursachen. 


Der Kläger zu 1 hat jedoch kein einziges Schriftstück seitens des Senats 
in dieser Angelegenheit erhalten. 

Vorsorglich hat er deswegen dem Gericht am 27. 1. 1981 ein weiteres, die 
Rechtslage darlegendes Schreiben zugesandt. 


3.5. Unterlassung einer notwendigen Beiladung 

3.5.1. Frau Helga Bohlin er war in den letzten Monaten zu der 
Auffassung gelangt, daß auf atomrechtlichen Gebiet 
angesichts der politischen, wirtschaftlichen und sonstigen 
Übermacht der beklagten Seite und angesichts der historischen 
Erfahrungen im allgemeinen sowie der speziellen Erfahrung 
in Plutoniumabwehrprozessen ein Erfolg dejjeingereichten 
Klagen nicht sicher sei. Bisher hätten sich jedoch 
die Kostenrisiken in gerade noch zumutbaren Grenzen ge¬ 
halten, weshalb die Beschreitung des Rechtswegs noch 
möglich gewesen wäre. Eine Hochsteigerung des Kosten¬ 
risikos auf weit Uber 100 000 DM je Atomverfahren, wie 
das im Mülheim-Kärlich-Verfahren erfolgte - was im Voll¬ 
streckungsfalle die wirtschaftliche Existenz der Eltern 
und das Erbe der Kinder vollständig vernichten müsse - das je¬ 
doch sei nicht mehr tragbar. Dazu komme, daß zu dem Kostenrisiko 
im Mülheim-Kärlich-Verfahren auch noch jene aus anderen Verfahren 



-'ir- 


447 


kämen, da von den Kindern unter Vertretung des Vaters gegen einige 
weitere Atomspaltwerke und vom Vater im eigenen Namen sogar 
gegen alle Atomspaltwerke der Bundesrepublik geklagt werde. 

Aus diesen hier kurz skizzierten Gründen zog Frau 
rt elga Bohlinger die Klagen für sämtliche Kinder zu¬ 
rück. 

3.5.2. Gegen die Klagerücknahmen durch Frau Helga Bohlinger hatte der 
Kläger zu 1, wie unter Ziffer 3.4. bereits berichtet, 

beim Vormundschaftsgericht Klage eingereicht- mit dem 
Ziel, d'ie bis dahin zwischen den beiden Elternteilen 
nicht geregelte Frage des ^orgerechts im Außenverhältnib 
insoweit regeln zu lassen, daß dem Kläger zu 1 das So /-gerecht auf dem 
Gebiet der Fortführung der Klagen allein zuerkannt würde. Wie berichtet 
wurde die Klage abgewiesen, vom Kläger aber anschließend dagegen 
Berufung eingelegt. 

3.5.3. In dem Verfahren, das im Namen des Klägers zu 1 und im Namen seiner 
Kinder und Stiefkinder erfolgte, unterblieb 

die notwendige Beiladung von Frau Helga Bohlinger. 

Eine notwendige Beiladung muß von Amts wegen vorge¬ 
nommen werden.Unterbleibt eine notwendige Beiladung, 
dann muß wegen Verfahrensfehlers an die Vorinstanz zu- 
rückverwiesen werden. 


Den Verfahrensfehler der nicht vorgenommenen Beiladung erkannte der 
Kläger zu 1 erst jetzt, während der Beschäftigung mit den Regeln, die 
für Nichtzulassungsbeschwerden gelten. 


Die Beiladung von Frau Helga Bohlinger .war deshalb not¬ 
wendig, weil von der Entscheidung des Gerichts die 
Sorgepflicht von Frau Helga Bohlinger gegenüber/den Kindern 
und ihre eigenen genetischen, familiären und finanziellen 
Interessen bzw. Rechte berührt wurden und weil von den 
sieben mitklagenden Kindern zwei aus ihrer früheren Ehe 
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stammen, für die sie allein das Sorgerecht besitzt 
und drei Kinder aus der Jetz-igen Ehe stammen, wobei 
eit einem u ahr die Jetzige Ehe sich in Scheidung be¬ 
findet. 

Inwiefern die genetischen, grundgesetzlich abgesicherten 
Interessen bzw. nechte von der Entscheidung des Gerichts, 
betroffen sind, ergibt sich daraus, daß 

o die Keimzellen ein Teil der Person sind, 

o das von ihnen gespeicherte Erbgut potentiell un¬ 
sterblich ist, 

o das Erbgut unfreiwillig nur durch gewaltsame Ein¬ 
wirkung in seinem Wesensgehalt unfreiwillig verändert, 
beschädigt oder völlig ausgelöscht werden kann, 

o das Erbgut als Träger und Tortfiihrer des Lebens 
dient, 

o das Erbgut als grundlegender Mitgestalter der körperlichen und 
seelischen Erscheinung der eigenen Person und ihrer Nachkommen 
auftritt, 

o sich bei der Fortpflanzung ein Teil der eigenen Person mit einem 

Teil der anderen Person vereinigt und damit den Nachkommen Teile der 
eigenen Person fortleben, 

o die in den Nachkommen fortlebenden Teile der Person 

das Hecht haben, sich nicht mit willkürlich geschädigten 
Teilen eines anderen Erbgutes zu vereinigen, wobei die 
Schädigung meist erst nach der Vereinigung sichtbar wird, 

o es ein aufgrund Artikel 2 GG. berechtigtes Interesse 
darstellt, das eigene Erbgut und das der Kinder und 
ihrer Nachkommen, d.h. Teile des Kerns der eigenen 
Person, vor der Schädigung durch künstlich von Men chen 
geschaffene «mutagene Stoffe, wie z.B. Radionuklide, 
zu schützen. 










3.6. Unterlassung der notwendigen Prozeßverbindung 


3.6.1. Die 7. Kammer des VG Koblenz hatte alles getan, um den Klägern 

den Glauben zu vermitteln, daß sie in Koblenz kein Recht, nur unzu¬ 
mutbar hohe Kostenforderungen erhielten. Das trieb viele Kläger 
zur Resignation und Rücknahme der Klage. Der 7. 

Senat des OVG Rheinland-Pfalz ging den gleichen Weg. 

Zunächst teilte der Senat am 21.07.1980 sämtlichen 
Klägern mit, daß er erwäge, vorab darüber zu ent¬ 
scheiden, ob die Prozeßbevollmächtigten vom Ver¬ 
fahren ausgeschlossen werden sollen. Diese Mittei¬ 
lung war natürlich ebenso erlaubt wie die geplante 
Prüfung der Zulässigkeit der Prozeßbevollmächtigung. 

Sie verfolgte aber offenbar den Zweck, möglichst 

viele weitere Kläger einzuschüchtern und zur Klagerück¬ 
nahme zu bewegen. Es hieß nämlich in diesem schreiben 
unmittelbar anschließend: 

"Zugleich wird angefragt, ob Sie die Rechtsmittel, 
die für Die eingelegt worden sind - Berufung und 
Beschwerde - aufrecht erhalten oder zurücknehmen. 

Dabei weise ich darauf hin, daß bei einer Zurücknahme 

1. der Berufung Gerichtskosten nur zur Hälfte, 

2. der Beschwerde keine Gerichtskosten 

anfallen. Unberührt bleiben indes die außergerichtlichen 
Kosten der Gegenseite." 

Beweis: Die Gerichtsakten 

Gleichartige Schreiben, nur bezogen auf die eingelegte 
Beschwerde, erhielten die Beschwerdeführer. 

Beweis: Die Gerichtsakten 

3.6.2. Sämtliche Schreiben des 7. Senats vom 21.07.1980 

waren hektographiert, nur die Anschrift und Anrede 
war auf den Jeweiligen Empfänger zugeschnitten, 
ansonsten war der Inhalt nicht jeweils einzeln für 
jeden einzelnen Kläger abgefaßt. Dadurch erhielt z. B. der Kläger 
zu 1 einen Text, zugestellt am 31. 7. 1980, in dpm es heißt: 




"Sehr geehrte (r) Herr Bohlinger, 
mit Schriftsatz vom 19.06.1980 hat Herr Roland 
Bohlinger, gestutzt auf Ihnen erteilte Voll¬ 
machten in dem in der Anlage aufgeführten Ver- 
waltungsstreitverfahren 

1. Berufung... 

2. Beschwerde... 
erhoben." 


Beweis: Anlage 


Zugleich erhielt er ein weiteres hektographiertes 
Schreiben vom 21 .07.1980, das sich nur auf die 
eingelegte Beschwerde bezog, und das mit den gleichen 
Mängeln behaftet war. Es begann mit den «orten: 


"Sehr geehrte (r) Herr Bohlinger, 

mit Schriftsatz vom 19-07.1980 hat Herr Roland 
Bohlinger, gestutzt auf Ihnen erteilte Vollmachten 

»t 

Beweis: Anlage 


Schließlich erhielt er ein hektographiertes 

Schreiben vom gleichen Tage, in dem es u.a. heißt: 


"Sehr geehrte (r) Bohlinger, 

in Ihrem Verwaltungsrechtsstreit gegen das Land 
Rheinland-Pfalz und gegen den Landkreis Mayen/ 
Koblenz hat Herr Roland Bohlinger K '«obben^üll - 
gestützt auf die Prozeßvollmacht die* Sie auf ihn ... 
ausgestellt haben - 

1. Berufung ... 

2. Beschwerde ... 
erhoben. 

... auch Ihnen gebe ich hiermit Gelegenheit, bis 
spätestens 29.08.1980 zu der vom Senat in Er¬ 
wägung gezogenen Prüfung des Ausschlusses der 
Herren Roland Bohlinger ,.. als Prozeßbevoll¬ 
mächtigte Stellung zu nehmen. 

Zugleich wird angefragt, ob sie die Rechtsmittel, 
die für Sie eingelegt worden sind ... aufrecht 
erhalten oder zurücknehmen-... " 

Beweis: Anlage 
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Dies wird hier so ausführlich dargestellt, da der 7. Senat genau wie die 
7. Kammer die Klagen prozessual wie verbunden behandelte, aber den 
Antrag auf Verbindung der Klagen ablehnte. 


3.6,3. Am 15. 8. 1980 stellte der Prozeßbevollmächtigte zu 1 den Antrag, 
"vorab darüber zu entscheiden", sämtliche Klagen zu verbinden. 
Als Gründe nannte er: 


"Das Verwaltungsgericht Koblenz hatte diese Verfahren ohne 
jeden triftigen Grund getrennt behandelt und für alle Ver¬ 
fahren gleichlautende vorfabrizierte Urteile gefällt, siel können 
deshalb im Berufungsverfahren ohne Schwierigkeit 
gemeinsam behandelt werden. Bas ist auch deshalb 
angebracht, weil Klagegegenstand, Klagebegründung 
und rechtliches Betroffensein der einzelnen Kläger 
in allenlällen gleich ist und weil einer der 
Berufungsgründe ist, daß das VG Koblenz die getrennte 
Behandlung zum Zweck der Behinderung der Rechts¬ 
verteidigung vorgenommen hatte. Ich weigere mich, 
das schikanöse Vorgehen des VG Koblenz auch noch 
vor dem OVG mitzumachen." 

Der Senat beachtete nicht das Verlangen "vorab 

darüber zu entscheiden", lär entschied in der Frage 
der Verbindung der Klagen vielmehr zum gleichen 
Zeitpunkt wie in der Frage der Zulässigkeit der 
Prozeßbevollmächtigung. 


Der Senat lehnte die Verbindung der Klagen mit 
folgender Begründung ab: 


"Was die von Herrn Roland Bohlinger beantragte 
Verbindung der auf Feststellung der Nichtigkeit 
der erteilten Genehmigungen gerichteten Klagen 
zu einem gemeinsamen Verfahren anbelangt, sieht 
der Senat keine Veranlassung, diesem Antrag zu ent¬ 
sprechen. Die Klagen sind, wie dargelegt, Ausdruck 
von Individualrechtsschutzbegehren, so daß sich 
Zulässigkeit und Begründetheit nach den Umständen 
des Binzelfalls richtet, die, schon wegen der ver¬ 
schiedenen Wohnorte der Kläger, ganz unterschiedlich 
gelagert sein können. Von daher erscheint eine 
Verbindung aller Verfahren unzweckmäßig. Das 
schließt indessen nicht aus, daß die Verhandlung 
jeweifj in mehreren Sachen gemeinsam erfolgt, was 
jedoch an der prozessualen Selbständigkeit eines 
jeden Verfahrens nichts ändert." 
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Diese Begründung ist nicht stichhaltig. 

Klagen sind stets "Ausdruck von Individual¬ 
rechtsschutzbegehren". Da aber nach § 93 VwGO 
Klagen miteinander verbundenwerden können, vermag 
diese Aussage die Entscheidung des Gerichts nicht 
zu begründen. Besonders augenfällig ist das im 
Palle völlig gleichartiger Nichtigkeitsfeststellungs¬ 
klagen. 


Om ilbn'jsn fehlt hier die Rechtsmittelbelehrung, 
obwohl dagegen Rechtsmittel gegeben sind (im 
Rahmen des Revisionsverfahrens)(Eyermann-Fröhler, 

Anm. 11 zu § 94 VwGO; Baumbach-Lauterbach, Anm. 

2 B zu § 145 ZPO). 

Voraussetzung einer Prozeßverbindung sind: 

Bei dem Gericht müs :en mehrere Streitsachen anhängig 
sein. Die Streitsachen müssen dem gleichen Verfahren 
unterliegen. Es muß sich um den gleichen Streitgegen¬ 
stand handeln. Hierbei dürfen an die Gleichheit des 
Gegenstands nicht allzu strenge Anforderungen ge¬ 
stellt werden (Eyermann-Fröhler, Anm. 4 zu § 93 VwGO, 
mit Nachweisen). 

Diese Voraussetzungen Wären gegeben. Im Palle der 
Gegebenheit dieser Voraussetzungen ist das Gericht 
gehalten, wenn hierdurch Arbeit und Kosten gespart 
werden, die Verbindung zu beschließen. Wenn eine 
notwendige ßtreitgenossensehaft vorliegt muß es sogar 
verbinden, ebenso, wenn die Kläger völlig gleich¬ 
lautende Klagen eingebracht haben, von den gleichen 
Prozeßbevollmächtigten vertreten werden, die Klage¬ 
begründungen für alle Kläger gelten und das Ergebnis 
des Klagebegehrens nicht unterschiedlich ausfallen 
kann, da es sich um völlig gleiche Nichtigkeitsfest- 
stellun sklagen handelt. Die Voraussetzungen lagen 
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also vor, daß vom Gericht die Pflicht zur Ver¬ 
bindung bestand. 

Entsprechend den gegebenen Voraussetzungen hat das 
Gericht in sämtlichen Verfahren, außer im Verfahren 
Pfeiffer, nur scheinbar getrennt, praktisch a"ber 
verbunden entschieden, was sich aus dem gleichzeitigen 
Verkündungstermin und dem Gleichlaut der Urteile, 
abgesehen von einem vorgespannten Essay im Urteil 
gegen Wieland Soyka und Nicoll de Bruin ergibt. 

3.6.4. Besonders geboten war die Prozeßverbindung bei den im Namen des 

Klägers zu 1 und im Namen seiner Kinder erhobene Klagen. Denn hier 
lag ganz offensichtlich auch nicht der geringste rechtlich motivierbare 
Grund für eine Nichtverbindung vor. Der Kläger bildete mit seinen 
Kindern sogar eine notwendige Streitgenossen¬ 
schaft, u.a. wegen des gemeinsamen berechtigten 
Interesses (religiöser, moralischer, genetischer, 
familiärer und politischer Art) auf Feststellung der 
Nichtigkeit. Bei notwendigen Streitgenossen ist das 
Gericht besonders verpflichtet, die Klagen zu ver¬ 
binden (Eyermann-Fröhler, Anm. 6 zu § 93 VwGO, Anm. 

2 zu § 64 VwGO, mit Nachweisen). Die Unterlassung 
der Verbindung ist in solchem Falle ein schwerwiegender 
Verfahrensfehler. 

Zudem mußte die Nichtverbindung zwangsläufig zu einem 
Prozeßkostenrisiko in Höhe von weit über 100 000 DM 
führen, was praktisch die Garantie aus Art. 19 Abs. 4 
GG (Rechtsweggarantie) beseitigte und zur Folge hatte, 
daß die Frau des Klägers die Klagenfür die Kinder zurückzog 
(s. dazu auch die Ausführungen unter 2.6. und 3.5.). 


3.6.5. Die Tatsache, daß trotz detaillierter Rüge an der 
Nichtverbindung durch die Erste Instanz die Zweite 
Instanz ebenso vorging und eine offensichtlich 
gleichförmige Verfahrensabwicklung und Entscheidung 
als selbständiges Geschehen ausgab gleich einem 
Künstler, der Kopien eines einzelnen Werks Serien- 



454 


weise als Original verkauft, und dafür noch schwindelnd 

h u , mine», 

atte bereits genüget^ um die Ent¬ 
scheidung wegen Verfahrensfehlerhaftigkeit aufzuheben. 
Jedenfalls gilt als herrschende Auffassung, wenn die 
Prozeßtrennung keine' ausreichende verfahrensrechtliche 
Grundlage für den 3rlaß mehrerer Urteile bietet - was 
hier eindeutig vorliegt - dann ist jedes von ihnen 
"verfahrensfehierhaft zustande gekommen und eine in¬ 
korrekte Entscheidung in weiterem Sinne dieses Begriffs" 
(Eyermann-Pröhler, Anm. 11 zu § 9 VwGO; 8 . auch 
BVerwG vom 17.02.1972, BVerwGE 39,. 319; vgl. auch 
Maetzel, MDR 69, 345/349 f.). 


3.7. Zurückweisung als Prozeßbevollmächtigterund Nicht¬ 
beachtung einer Klageerweiterung bzw. Klageänderung 

3 . 7 . 1 . Am 19. 8. 1980 nahm der Prozeßbevollmächtigie zu r in einem 12- seiti- 
gen Schriftsatz Stellung zur Frage der Prozeßbevollmächtigung. Hierbei 
unterlief ihm ein Fehler. Er hatte behauptet, daß die 7. Kammer ihn 
sogar von der Prozeßvertretung für seine eigenen Kinder ausgeschlossen 
habe. Sie hat aber nur behauptet, diese Vertretung i st unzulässig und 
verboten, und diese Ansicht dann eingehend zu rechtfertigen versucht. 

Den Ausschluß selbst hat sie aber nicht ausgesprochen. Nur im Verfahren 
Pfeiffer wurden die Pnozeßbevollmächtigten ausdrücklich ausgeschlossen. 

Die Bevollmächtigten durften damals der Klägerin zu 3, die von Wieland 
Soyka unterbevollmächtigt worden warfdann in der mündlichen Verhand¬ 
lung allein auftrat, nicht einmal Schriftstücke, Bücher, Aktenordner 
oder Hinweise auf Zetteln reichen. 

3.7.2. In seinem Beschluß vom 23.09. I960., Eingang am 17.10.198 
schloß der 7. Senat Walther Soyka, Wieland Soyka und Roland Bohlinger 
als Prozeßbevollmächtigte aus. 
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o Hierbei mißachtete der Senat weitgehend das schriftsätzliche Vor¬ 
bringen des Bevollmächtigten zu 1. Außerdem versäumte der 
Senat die Mitteilung einer Rechtsmittelbelehrung. 

In einem hektographierten Schreiben vom 14.10.1980, 
das an sämtliche Kläger ging, behauptete er, gegen 
den Beschluß sei "ein Rechtsmittel nicht gegeben." 

o Der Bevollmächtigte zu 1 stellte daraufhin am 27. 10. 1980 einen 
klageändernden bzw. klageerweiternden Antrag auf Aufhebung der Be¬ 
schlüsse bis spätestens zum 5. 11. 1980. Ein solcher Antrag ist zulässig. 

Das Gericht teilte jedoch am 4. 11. 1980 mit: 

"daß der Senat nach einer Beratung "keine" 

Aufhebung der Beschlüsse vom 23.09.1980 betreffend 
die Zurückweisung der Prozeßbevollmächtigten be¬ 
absichtigt." 

Ob es wohl zulässig ist, daß dichter "beabsichtigen", 
eine beantragte Korrektur nicht vorzunehmen? 

o der Antrag, bis zum 5.11.1980 den Beschluß bezüglich 
der Prozeßbevollmächtigten aufzuheben, wurde im 
übrigen erst während der mündlichen Verhandlung am 
13.11.1980 abgewiesen. Zur Begründung wurde lediglich 
auf die Begründung de^f£üheren Zurückweisung ver¬ 
wiesen, obwohl derfin .seinem Schrifbatz darge¬ 
legt hatte, daß das Gericht die meisten und wichtigsten 
seiner Argumente nicht beachtet hatte. Das war ein 
Musterbeispiel für die Verweigerung des rechtlichen 
Gehörs. 

8e, w-f 

3.7.3. Derjfsandte nach der Mitteilung des Senats vom 4.11. 
1980, und zwar am 06.11.1980, über Telekopierer 
eine eilige Verfassungsbeschwerde an das Bundesver¬ 
fassungsgericht. Diese V e rfassungsbeschwerde wurde 
mit der Begründung abgewiesen, die Aussage des 7. 
Senats,' es St .i jtgfct» dit. Zurückweisung 

kein Rechtsmittel gegeben, 
sei falsch, da der Beschluß im Rahmen der Revision 
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beim Bundesverwaltungsgericht angegriffen werden 
könne. 

auch in dieser Jeziehung hatte also der 7. denat 
einen Verfahrensfehler begangen. 


3.7.4. In dem klageerweitornden bzw. klageändernden antra.g 
vom 27.10.1980 hatte der dv.iyl ausgefiihrt: 

Klageändernd bzu. klageerueiternd 
beantrage 

ich, bis spätestens 5. 11. 1980 die Beschlüsse betreffend 
die angeblich unbefugte Vertretung der Kläger durch Walther 
Soyka, liiieland Soyka und Roland Bohlinger vom 23. 09. 1980 
aufzuheben und zuar in den Verfahren: 
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Begründung der Fristsetzung 

Die Nichtigkeit der vorgenannten Beschlüsse soll aus Gründen 
der Rechtssicherheit durch ausdrückliche Gerichtsentscheidung 
noch vor der angekündigten Verhandlungsrunde auch für nicht¬ 
fachkundige Kläger ausdrücklich aktenkundig werden. 

Falls nicht entschieden wird, gilt der vorstehende Feststellungs¬ 
antrag als Offenkundigkeitsnachweis für die rechtliche Unmöglich¬ 
keit der Entziehung der Prozeßvertretungsbefugnis. 

Begründung der flntraqstelluno bzw.Begründung der rechtlichen 
Unmöglichkeit der Beschlüsse und der Entziehung der Prozeßver- 
tretunqsbefuqnls 


1 a) Das Zentrum meines Vortrags befindet sich unter Ziff. 4 b 
des Schriftsatzes vom 29.OB.I960. Es heißt dort: 

"Die von Walther Soyka als erstem Vorsitzenden geleitete 
Vereinigung unter der Bezeichnung "Forum-Humanum-Hart- 
mut-Gründler-Klägerverband für Volksgesundheit und biolo¬ 
gische Sicherheit" hat sich zu einer Weltanschauungs- und 
Bekenntnisgemeinschaft entwickelt, die den Schutz des Art. 

U RR genießt. In einer Weltansch auungs- und Bekenntnisqemeinschaft 
besteht unter den Gliedern der Gemeinschaft meist ein "besonde ¬ 
res persönliches Vertrauensverhältnis 11 , auf ,ieden Fall geg enüber 
den frei gewählten und frei anerkannten führenden Personen dieser 
Gemeinschaft. Da die BekenntniBtätigkeit der Gemeinschaft sich 
fast nur in Form von Klaqetätlqkelten entfaltet, ist die Un¬ 
tersagung der Tätigkeit alB Prozeßbevollmächtigte gleichbedeu¬ 
tend mit der Untersagung der Führung der Gemeinschaft auf dem 
entscheidenden Gebiet ihrer Bekenntnlstätlokeit und gleich¬ 
zeitig eine Beeinträchtigung der Praktizlerung der Bekenntnis- 
tätiokelt der einzelnen Glieder der Gemeinschaft. Das aber ist 
ein unzulässiger Eingriff in die Rechte aus Art. 4 GG." 

Der Senat hat hierzu in seiner Entscheidung keine Stellung bezogen. 

b) Unter Ziffer 4 a meines Schriftsatzes zitiere ich den Beschluß 
des BVG Lüneburg vom 5.12.1979. Dort wurde entschieden, daß 
Walther Soyka für mich und umgekehrt ich für Walther Soyka 
als Prozeßbevollmäuntigte auftreten dürften, da ein 

"derart enges Vertrauensverhältnis zu Grunde liegt, daß 
von einer Wahrnehmung "fremder" Rechtsangelegenheiten 
nicht mehr gesprochen werden kann." 

Der Senat hat sich mit diesem Beschluß nicht auseinandergesetzt. 

c) Der Senat hat auch nicht geprüft, in welchen weiteren Fällen 
ebenfalls ein "besonderes persönliches Vertrauensverhältnis" 
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zwischen den Bevollmächtigten und den Klägern vorliegt. 

Sonst hätte er z.B. nicht die Prazeßbevollmöchtigung von 
Walther Soyka durch Nicoll de Bruln ausschließen dürfen. 

(Siehe den Schriftsatz der Klägerin de Bruin vom 16.10.1980 
an den Senat) Bei näherer Prüfung hätte der Senat auch nicht 
meine Prozeßbevollmächtigung durch meine langjährigen Freunde 
Wieland Soyka, Wolfram Grünkorn, flndreaa Praetorius, Ulfert 
Bewig, Volker Petersen, Edmund Reinhard, Dr. Wünne Voß, Gerhard 
Hennig, Rolf Rohde, Otto Sänger, Rolf Beckh, Hartmut BUnz, Heiner 
Petersen entziehen dürfen. 

Der Senat hat hier nicht seiner Pflicht gemäß gehandelt, eigene 
Ermittlungen des Sachverhalts zu betreiben, obwohl ich ausdrück¬ 
lich auf diesen Sachverhalt hingewiesen hatte (siehe mein 
Schriftsatz vom 19.08.1980, Ziff. 4a). 

d):Der Senat hätte im Grunde zunächst den Begriffsinhalt "fremde" 
und "nicht fremde" Rechtsangelegenheiten angemessen und schlüs¬ 
sig klären müssen, und in gleicher Weise den entscheidenden Be¬ 
griff: "besonderes persönliches Vertrauensverhältnis".Sodann 
hätte er darlegen müssen, 

o worauf ein "besonderes persönliches Vertrauensverhältnis" 
sich gründen kann, 

o ob *es im vorliegenden Fall theoretisch lögllch ist, daß 
ein solches Verhältnis zwischen allen Klägern und den 
Bevollmächtigten besteht, und wenn nicht, 

o wo es theoretisch bei Einzelnen bestehen könnte, 

o inwieweit die schriftlich und mündlich getroffenen 

Bekundungen zahlreicher Kläger, es liege ein "besonderes 
persönliches Vertrauensverhältnis" vor, beweiserheblich 
sind, bzw. ob noch weitere Beweise nötig sind, 

o ob diese Beweise.vorhanden sind bzw. welche Erforschung 
der Tatsachen noch nötig ist, um die Angelegenheit ent- 
scheidungBreif zu machen. 

All das ißt nicht geschehen. 

e) Unter Ziffer 4 d meines Schriftsatzes hatte ich ausgeführt: 

M Der verfassungswidrige Versuch, die Vollmachtgeber bzw. 
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Kläger des Beistandes dieser Personengruppe((Prozeßbe- 
vollmächtigte)) zu berauben, richtet sich selbst. Offen¬ 
bar soll er die vom Grundgesetz gewährleistete Rechts- 
weooarantie für die Kläger unwirksam machen. Außerdem 
entmündigt er die Kläger und richtet sich damit vor allem 
gegen die Rechte aus Art. 1 GG. Das aber ist unzulässig. 

Diese Unzulässigkeit wiegt aa schwer, daß keine einzige 
Bestimmung des RBerMG. sie zu legalisieren vermag, selbst 
wenn sie bei Nichtbeachtung dieser Unzulässigkeit tatsächlich 
□der scheinbar zurecht gegen die Prozeßbevollmächtigten ange¬ 
wandt würde." 

Auch dieses schwerwiegende Argument hat der Senat unbeachtet ge¬ 
lassen. 

f) Unter Ziffer 4 e meines Schriftsatzes hatte ich ausgeführt: 

"Weiterhin bleibt ((durch das VG Koblenz)) unberücksichtigt, 
daß wir es nicht mit verschiedenen Rechtsangelegenheiten 
zu tun haben, sondern daß die Tätigkeit der Prozeßbevoll¬ 
mächtigten nur eine einzige Rechtsanoelegenheit betrifft: 
die sittlich gebotene Abwehr der rechtlich nichtigen Hand¬ 
lungen einer nach Art. 9 Abs. 2 GG verbotenen Vereinigung 
von Personen, Gruppen und Firmen. Die Häufung der erforder¬ 
lichen Plutoniumabwehrprozesse hat ihren Grund allein darin, 
daß sich die verfassungswidrigen Handlungen und Maßnahmen 
jener grundgesetzlich verbotenen, vielfach mit dem Begriff 
Plutonium-Mafia, supranationale Mächte u.a. bezeichneten 
Vereinigung an verschiedenen Orten mit verschiedener ge¬ 
richtlicher Zuständigkeit ereigneten und ereignen und bei 
Prozeßniederlagen dieser Vereinigung nicht die Folge ist, 
daß dann in allen Gerichtsbezirken entsprechende Konsequen¬ 
zen gezogen werden, obwohl die Tätigkeit dieser Vereinigung, 
vor allem auf der Argumentationsgrundlage des Art. 9 Abs. 2 GG, 
eine Einheit darstellt. Schon deshalb kann keine "geschäfts¬ 
mäßige" Besorgung von Rechtsangelegenheiten vorliegen: es 
handelt sich hier lediglich um eine einzige Rechtsanqeleqen- 
heit mit verschiedenen Kampfplätzen." . 

Auch dieses Argument hat der Senat unbeachtet gelassen. 

g\ Unter Ziffer 4 e meines Schriftsatzes fuhr ich dann fort: 

" Im übrigen sind für die Folgen dieses Mangels in der 
herrschenden Verfassungswirklichkeit weder die Kläger noch 
die Prozeßbevollmächtigten verantwortlich, sie belastet 
die Kläger und Prozeßbevollmächtigten ohnehin in unzumut- 
harpr und dami t. rpnht.si.H rlrl per lilpinp und kann iinmngl i nK~ 
eine weitere, völlio unnötige und unzumutbare und damit 
rechtswidrige Belastung, nämlich, den Ausschluß rlpr Prnr-pßhp- 
vollmächtlgten, rechtfertioenT" 


Auch dieses Argument hat der Senat unbeachtet gelassen, obwohl er 
eine Partei nicht so belasten darf, daß ihre Rechtsverteidigung 
irgendwie und vor allem nicht unzumutbar eingeschränkt wird. 







h) Unter Ziffer 5 meines Schriftsatzes schrieb ich: 


"Der 7. Kammer des VerwaltungsgerichtB Koblenz war mit 
Sicherheit klar, was für fast alle Kläger der Raub der 
Prozeßbevollmächtlqten bedeutet. Er bedeutete, daß ihnen 
jene rechts- und sachkundigen Vertreter entzogen wurden, 
deren sie unbedingt bedürfen, um bei einem so umfangrei¬ 
chen und schwierigen Klagegegenstand ihre Rechtsschutz- 
interessen wahrnehmen zu können. Dieser Raut war außer¬ 
dem gleichbedeutend mit einer Druckausübung auf die Kläger , um 
sie zu veranlassen, ihre Klage zurückzuziehen." 


Der Senat hat dadurch, daß er die mündliche Verhandlung ganz kurz 
fristig nach dem Zeitpunkt festsetzte, zu dem er seine Zurückwei¬ 
sung der Prozeßbevollmächtigten verkündete, ganz eindeutig rechts 
widrigen Druck auf die Kläger ausgeübt. Das ergibt sich einmal 
aus Schreiben an das Bericht und an mich und Walther Soyka, außer 
dem aus meinem heute gestellten Antrag auf Verlegung des Termins 
zur mündlichen Verhandlung. 


i) Unter Ziffer 4 f. meines Schriftsatzes hatte ich weiterhin 
dargelegt: 

"Schließlich ist die Tätigkeit von Walther Soyka, Wieland 
Soyka und mir ebenso wie die der Kläger als eine Notstands¬ 
tätigkeit anzusehen, da offensichtlich die politisch Ver¬ 
antwortlichen der Bundesrepublik Deutschland in der Frage der 
Durchführung des Plutoniumprogramms nicht frei handeln 
können . . . Notstandstätigkeiten sind übergesetzlich." 


Auch dieses Argument hat der Senat unbeachtet gelassen. 


j) Der Senat hat auch nicht schlüssig dargetan, inwieweit 
meine Ausführungen unter Ziffer 4a nicht auBreichen. Er 
behandelt die von mir dort vorgetragenen Argumente nur 
ganz oberflächlich, zum Teil überhaupt nicht. 

2. Der SenBt hat behauptet, daß Walther Soyka, Wieland Soyka 
und ich nicht ala Verbandsvertreter im Sinne der Ausnahme¬ 
regelungen des Rechtsberatungsgesetzes anzusehen seien, weil 
"jedermann" Mitglied des Verbandes sein könnte .und dieser daher 
keine "Interessengruppe"'vertrete (Begründung Seite 5). 

a) Abgesehen davon ,daß die Einschränkung auf "Interessengruppe" 
möglicherweise verfassungswidrig ist und diesbezüglich eine 
Überprüfung des Rechtsberatungsgeaetzes notwendig wäre, 


trifft diese Behauptung nicht zu. Schon die Tatsache be¬ 
weist das, daS nicht jeder Kläger, der uns bevollmächtigt 
hat, bereit ist, Mitglied des Klägerverbands zu werden. 

b) Außerdem trug ich bereits vor dem VG vor, daß der Verband 
sich zum Schutz van Leben,seelischer, genetischer und 
körperlicher Unversehrtheit und zum Leben in einem frei¬ 
heitlich demokratischen Rechtsstaat bekennt. Dieses Be¬ 
kenntnis wird nicht von "jedermann" geteilt. Es ist absolut 
denkunmöglich und wider jede Erfahrung, daB ein bestimmtes 
Bekenntnis von "jedermann" geteilt werden kann. Ein Bekennt¬ 
nis schließt aber ein, daß die Bekennenden ein Interesse da¬ 
ran haben, daß ihr Bekenntnis nicht auf den metaphysischen 
oder theoretischen Bereich beschränkt bleibt, sondern Gestalt 
annimmt. Folglich sind die Bekennenden eine "Interessengruppe". 

Im Zweifelsfall beantrage ich die Erstellung eines Rechtsgut¬ 
achtens. 

c) Damit im Einklang steht die Tatsache, daß die Kläger Klage ein¬ 
gereicht haben, um Rechtsschutz interessen wahrzunehmen. Der 
Senat geht davon aus, daß diese Interessen unterschiedlich 
sind bzw. die Betroffenheit der Kläger unterschiedlich ist 

und darum die Klagen nicht verbunden behandelt werden können. 
Daraus ist aber zu schließen, daß der Senat selbst davon ausgeht, 
daß es auch Personen geben kann, die nicht Kläger - da nicht 
betroffen- sein können und sein wollen, zum Beispiel poten¬ 
tielle Selbstmörder, die kinderlos sterben wollen, alte 
Menschen, die keine Kinder haben und für sich keine Gefahr mehr 
sehen, da sie ohnehin bald sterben werden, Kinder, die noch 
nicht wissen, was mit ihnen geschieht und geschehen könnte. 

Der Senat kann zwar einwenden, daß viele Personen Kläger Im 
Verband werden könnten, auch wenn sie nicht tatsächlich be¬ 
troffen seien, einfach,.weil sie sich tatsächlich für be¬ 
troffen halten, aber er kann nicht behaupten, daß "jedermann" 
in der Bundesrepublik unfähig sei, sein Nichtbetroffensein - 
falls es tatsächlich vorliegt - zu erkennen, weshalb dann 
"jedermann" Kläger werden könne. 
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Andererseits sind ulr gerade der Auffassung, ddB tatsäch¬ 
lich "jedermann" betreffen ist und nur darum nicht ."jeder¬ 
mann” Kläger wird, weil nicht "Jedermann" Bein Betroffen¬ 
sein erkennt bzu. erkennen kann und bereit lBt, dagegen 
zu kämpfen. Folglich ist der Verband eine "Interessengruppe", 
und zuiar derer, die klug und wissend genug sind, ihr Betrof¬ 
fensein zu erkennen und mutig genug, deswegen den Wider¬ 
standskampf aufzunehmen. 

d)Zugleich ergibt sich daraus, sowie bub anderen Gründen, die 
hier nicht vorgetragen zu werden brauchen, daß der Inte¬ 
ressenverband nicht nur ein Verband mit Klägern ist, die 
"persönliches" Rechtsschutzinterease zeigen, sondern 
gleichzeitig im "allgemeinen", im "öffentlichen Interesse" 
auftreten. Vertreter öffentlicher Interessen ln einem frei¬ 
heitlich- demokratischen-Rechtsstaat schlechter zu stellen 
als Vertreter egoistischer VerbandsinteresBen, ist aber mit 
Sicherheit rechtswidrig, weil eB gegen das UJeaen der frei¬ 
heitlich-demokratischen Grundordnung verstößt. Es ist zwar 
richtig, daß der Rechtsordnung das Prinzip innewohnt, daß 
der einzelne Staatsbürger nur "eigene", d.h. im allgemei¬ 
nen egoistische Interessen einklagen kann, doch das steht 
im Widerspruch zum verfassungsrechtlich garantierten Wider¬ 
standsrecht, zur in einigen Landesverfassungen verlangten 
Widerstandspflicht, zur verfassungsrechtlich in Art. 14 GG 
verankerten Gemeinwohlpfllchtigkeit des Elgentumagebrauchs 
sowie einer Reihe anderer VerfasBungs- und Strafgeaetz- 
bestimmungen, insbesondere dem Recht des einzelnen, in einer 
freiheitlich-demokratischen Rechtsordnung zu leben, was zu 
beanspruchen immer gleichzeitig im eigenen und öffentlichen 
Interesse geschieht. Justlzmlnlster Dr. Vogel erklärte in Beinern 
Grußwort zum 6. Deutschen Verwaltungsrichtertag in Kassel 
(7. - IG. 5. 1980): 

"Mit den aktuellen Problemen des Atom- und Immisalons- 
schutzrechts beschäftigt Bich der Arbeitskreis I. Hier 
herrscht viel Juristisches "Dunkel", das es auszuleuchten 
gilt. Die Reichweite des einstweiligen Rechtsschutzes 
in diesem folgenreichen Bereich ist auszuloten. Inhalt 
und Umfang der Rechte der von Großkraftanlagen betroffenen 
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Dritten sind herauazuarbeiten und gegen die RächtspoBiti- 
□nen der Anlagenbetreiber abzuatecken. Die üblichen rahmen¬ 
sprengenden Interessenabwägungen 8ind vorzunehmen. Private 
RechtspoBitionen können möglicherweise ln den Rang des 
Gemelnuiohla hlnelnwachsen. Auch der Frage besonderer Sach- 
kunde für kerntechnische Sachverhalte kommt große Bedeutung 
zu." (Zitiert aua; Rechtsweg Nr. 6, Seite 3B6 o) 

Zur Frage, inwiefern wir mit unseren" Klagen "öffent¬ 
liche Interessen" wahrnehmen und dies rechtens und notwen¬ 
dig ist, verweise ich außerdem auf meinen Schriftsatz 
an die GerichtBkasse Mannheim, abgedruckt ln Der Rechtsweg 
Nr. 7,Seite 5Z5 ff. 

3. Auf Seite 3 der Begründung erklärt der Senat: 

"Daß es sich hierbei um fremde Rechtsangelegenheiten 
handelt, wird nicht dadurch in Frage gestellt, daß die 
Bevollmächtigten für sich sowie für Familienangehörige 
selbst Klagen erhoben haben und insoweit eigene Angele¬ 
genheiten wahrnehmen. Im System des Individualrecht¬ 
schutzes der Verweltungsgerichtaordnung, das den An- 
fechtungs- und Feststellungsklagen zugrunde liegt, 
ist nur die Abwehr von Eingriffen ln den eigenen Rechts¬ 
kreis zulässig. Dies hat zur Folge, daß alle anhängigen 
Verfahren trotz gleichgerichteter Klageanträge im 
Verhältnis zueinander prozeß- und.materiellrechtlich 
vollkommen selbständig sind, well Jeder Kläger allein 
seine Individuelle Rechtsposition geltend zu machen 
befugt ist. Eine rechtlich beachtliche Verbindung 
zwischen den Verfahren kann dabei auch nicht dadurch 
entstehen, daß sie in dieser Vielzahl deshalb anhängig 
gemacht, worden sind, pjn so der Jeweiligen Einzelklage 
stärkeres Gewicht zu verleihen, da das lediglich ein 
außerrechtlicher Gesichtspunkt ist. Mangels des erfor¬ 
derlichen Zusammenhangs kann mithin die Tätigkeit der 
ln Rede stehenden Herren zur Wahrnehmung eigener Ange¬ 
legenheiten nicht als notwendig gleichzeitige Erledi¬ 
gung der Rechtsangelegenheiten auch der übrigen Personen 
anerkannt werden, die mit Art. 1 § 1 Abs 1 RBerG verein¬ 
bar wäre (vgl. Altendorff-Busch-Kampmann Komm. z. RBerG, 

4. Aufl., Randnr. 10)." * 

Das ist ein Irrtum. Das OVG Münster hat ln einem atomrecht¬ 
lichen Verfahren, dessen Aktenzeichen mir im Augenblick nicht 
geläufig ist, erklärt, daß es sehr schwierig sei, bei einem 
einzelnen Kläger zu beweisen, daß er von Schadwirkungen radio¬ 
aktiver Substanzen betroffen sei, daß dies aber anders sei, 
wenn zahlreiche Kläger auftreten würden, da mit der Zahl der 
Kläger die Wahrscheinlichkeit wachse, daß unter den Klägern 
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auf Grund mathematischer Gesetzlichkeit ein Betroffener sein 
muB. Diese Entscheidung mar der Ausgangspunkt Walther Soykas, 
sich für die Klagehäufung einzusetzen. Diesen wesentlichen 
Umstand hat das Gericht nicht beachtet. Damit ist seine Ar¬ 
gumentation nicht schlüssig. 

A. Da die Tätigkeit des "Fcrum-Humanum - Hartmut-Gründler-Kläger- 
verbands für Volksgesundbelt und biologische Sicherheit" 
aus dem weltanschaulichen Bekenntnis zur Heiligkeit des Willens 
zum Leben, zum Schutz der seelischen, genetischen und körper¬ 
lichen Unversehrtheit und zu einem Leben ln freiheitlich- demo- 
kratisch-rechtsstaatlichen Verhältnissen unter Zugrundelegung 
der Betätigung des Willens zur Wahrheit und Gerechtigkeit ent¬ 
springt und als rechtsförmige Bekenntnistätigkeit anzusehen ist, 
aber die weltanschauliche Bekenntnistätigkeit frei ist, d. h. 
nicht eingeschränkt werden darf, bedeutet es einen unzulässigen 
Eingriff ln die Rechte aus Artikel 4 Grundgesetz , wenn den Ver¬ 
tretern bzw. Bevollmächtigten des Klägerverbanda untersagt wird, 
Bekenntnistätigkeiten im Auftrag von Verbandmltgliedern und Voll¬ 
machtgebern vorzunehmen. Da der Senat obendrein verzichtet hat, 
auf diesen vorgetragenen Punkt überhaupt einzugehen, ist seine 
Entscheidung wegen VeratoBes gegen Artikel 1 und 4 GG rechtlich 
unmöglich. 

5. Die Bevollmächtigten betrachten sich daher weiter als zu Recht 
bevollmächtigt. 

II 

Roland Bohlinger 


3.7.5. Mit dem auf diese Weise angefochtenen Beschluß verwehrte der 7. Senat 
des OVG Rheinland-Pfalz zu Unrecht Walther Soyka, Wieland Soyka 
und Roland Bohlinger, die selbst sachkundige Kläger im Mülhelm-Kärlich- 
Verfahren und in vielen weiteren Plutoniumabwehr-Prozessen sind, die KJijtr- 
gemäß § 67 VwGO als Prozeßbevollmächtigte zu vertreten. 
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Es verletzte die grundsätzlich gewährleisteten Rechte jedes Klagers, 
vor allem gemäß Art. 4 und 20 GG, aber auch gemäß Art. 1, 2,3,5,6,14, 

19, und 25 GG., daß gegen seine Bevollmächtigten das Rechtsberatungsmiß¬ 
brauchsgesetz geltend gemacht wurde. 

Der von den drei Klägern als Prozeßbevollmächtigte und Kläger geführte, 
vor allem ethisch-genetisch begründete Abwehrkampf gegen das Plutonium- 
Programm hat im übrigen zu einer Gemeinsamkeit geführt, die u. a. ihren Aus¬ 
druck in der Zugehörigkeit zur Weltanschauungsgemeinschaft "Forum-Humanum- 
Hartmut-Gründler-Klägerverband für Volksgesundheit und biologische Sicherheit' 
findet. 

3.7.6. Der 7. Senat hatte in seinem ersten Zurückweisungsbeschluß den größten 
Teil des Vortrags des Klägers Roland Bohlinger derart unbeachtet gelas¬ 
sen, daß dies als Verweigerung des rechtlichen Gehörs gewertet werden muß. 
Eine noch weitergehendere Vereigerung des rechtlichen Gehörs bedeutete 
es aber, daß der Senat den klageändernden bzw. klageerweiternden Antrag 
vom 27. 10. 1980 trotz der dort vorgetragenen sehr ausführlichen Begründung 
mit dem Hinweis verwarf, dieser Antrag müsse die gleichen Gründe gegen sich 
gelten lassen, aus denen bereits der erste Zurückweisungsbeschluß erfolgt 
sei. 

Auch hier liegt also ein schwerer Verfahrensfehler 
vor. 


3.3. Abweisung des •‘‘■ntrags auf Xerminverschiebung 

Am 27.10.1980 stellte der Kläger in seinem Namen und 
im Namen der übrigen Kläger den Antrag, die auf den 
11.-13.11.1980 festgesetzte mündliche Verhandlung um 
mehrere Monate zu verschieben. 
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3.8.1. Zur Begründung hatte Herr Roland ßohlinger ausge¬ 
führt: 


I 

1. Die Frage der Prozeßbevollmächtigung für Walther Soyka, Wieland Soyka 
und mich ist noch nicht endgültig geklärt. Siehe meinen Antrag vom gleichen 
Tage und dessen Begründung, aus dem sich ergibt, daß der Beschluß des Sen 
nats, Walther Soyka, Wieland Soyka und mich als Bevollmächtigte zurückzuwei¬ 
sen, aufzuheben sei. 


2 ‘ Die ,.?i läger dürften nict) t in der Lage sein, innerhalb von drei Wochen 
qualifizierte neue Prozeßbevollmächtigte zu finden. 


Neue Prozeßbevollmächtigte, falls sie gefunden werden, sind nicht in der Lage, 
in der kurzen Zeit, nachdem sie gefunden wurden, sich mit der Prozeßmaterie 
ausreichend vertraut zu machen, insbesondere rund 80 Bände Gerichtsakten 
(inzwischen sind es noch weit mehr Bände, Anm. nicht im Original) durchzuar¬ 
beiten und sich, wie es zur Vorbereitung einer mündlichen Verhandlung not¬ 
wendig ist, auch noch rechtzeitig schriftsätzliches zu äußern. 


3. Ich hin in über 20 Atomprozessen sowie in mehreren 
Staatsanwaltschaft liehen Ermittlungsverfahren 
tätig, ich habe darum auch noch in anderen Ver¬ 
fahren Pflichten zu erfüllen. Die ordnungsgemäße 
Erfüllung dieser Pflichten benötigt Zeit. 

4. Da ich hauptberuflich nicht als Rechtsanwalt 
sondern als Publizist, Verleger und Buchhändler 
tätig bin,habe ich außerdem berufliche Pflichten. 
Die Nichterfüllung dieser Pflicht darf das Gericht 
nich erzwingen. Das tut es jedoch. In den nächsten 
Wochen müssen dringend einige Bücher für das 
Weihnachtsgeschäft und der Weihnachtskatalog 
fertig gestellt werden. Ich bin damit rund 

3 Wochen jeden lag mindestens 16 Stunden, auch 
an Wochenenden, befaßt. Ich bin bereits durch 
die bisherige'-Tätigkeit in den verschiedenen 
Atomprozessen in meiner beruflichen Tätigkeit 
schwerstens eingeschränkt. 

5. Die Beigeladenen haben sich schriftsätzlich 
noch nicht geäußert. 

6. Die schriftlichen Äußerungen der beklagten Seite 
sind höchst unvollständig. 

7. Das Gericht nätte den Termin mit den Beteiligten 
absprechen müssen. Das ist gerichtsüblich. 

8. Aus den Punkten 1, 3, 4, 5 u. 6 ergibt sich, 
daß das Verfahren noch nicht entscheidungsreif 
ist. Insbesonder ist e3 schriftsätzlich noch 
nicht so vorbereitet, daß eine mündliche Ver¬ 
handlung anberaumt werden kann, die den hierzu 
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■ festgelegten Erfordernissen entspricht (BVerwG 
vom 26.2.1972, Buchholz 310 § IOSVwGO Nr. 64; 

BVerwG 21.2.1973 Nr. IV CB 69.72; BVerwG 19-3.1976, 

E 50, 275). Eine mündliche Verhandlung zum ange¬ 
setzten Zeitpunkt bedeutet praktisch Vereitelung 
ausreichender Beweisführung, üiehe außerdem BVerwG 
v.9.8.1978, BayVBl. 73,771." 

3.8.2. Auch zu diesem Antrag erklärte das Gericht in dem 
bereits erwähnten Schreiben vom 04.11.1980, daß es 
nicht "beabsichtige", ihm stattzugeben. I) a s Gericht wies 
den "ntrag, der von vielen anderen Klägern unterzeichnet 
und dem Gericht zugesandt worden war, erst während der 
mündlichen Verhandlung, und zwar ohne stichhaltige Be¬ 
gründung, zurück.. 

Das war ein weiterer Verfahrensfehler. In der Begründung- 
des Antrags war bereits dargelegt, inwiefern die 
frühe Terminsetzung bei einem derart umfangreichen 
Prozeßstoff einer 'Rechtsverweigerung gleichkommt. 

Die Beigeladene hatte mit gutem Grund in ihrem Schrifl 
satz vom 31.10.1980 darauf hingewiesen, daß das Ver¬ 
fahren noch nicht .entscheidungsreif sei, da noch keine 
detaillierte Berufungsbegründung vorliege. 

3.8.3. Voll bestätigt wurde der Tatbestand der Rechtsver¬ 
weigerung durch die Vorgänge am 1. Tag der «mündlichen 
Verhandlung. Die Kläger hatten nach der Zurückweisung* 
der Prozeßbevollmächtigten mit einiger Mühe einen 
Rechtsanwalt gefunden, der trotz der Pulle des Prozeß¬ 
materials (Uber 100 Ordner Gerichtsakten) bereit war, 
in die Bresche zu springen. Die Zeit für seine Ein¬ 
arbeitung war so kurz bemessen, daß die Kläger nur 
mit Mühe ihre Vollmacht für- diesen Rechtsanwalt 
rechtzeitig einreichen konnten und der Rechtsanwalt 
nur unter der Bedingung bereit war aufzutreten, wenn 
die Prozeßbevollmächtigten ihn bezüglich inhaltlicher 
Fragen als sachkundige Begleiter während der mündlichen 
Verhandlung unterstützten. 
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Zwar ließ der 7. Senat sämtliche Begleiter der Prozeßver¬ 
treter der Gegenseite als "sachkundige Begleiter" zu, 
ohne zu prüfen, ob diese Begleiter als Rechts’oeistände 
oder Sachbeistände offiziell nach dem RBG zugelassen 
oder ohne derartige Zuslassung schon in verschiedenen 
Verfahren aufgetreten sind Und deshalb auch gegen sich 
die Einwände des Senats gegen die Prozeßbevollmächtigten 
Walther Soyka, Wieland Soyka und Roland Bohlinger 
gelten lassen müssen. Der Senat wies jedoch den Antrag 
des Rechtsanwalts der Kläger, die Proz.eßbevollmächtigten 
Walther Soyka, Wieland Soyka und Roland Bohlinger , ebenfalls 
als seine "sachkundigen Begleiter" zuzulassen, allein 
unter Hinweis auf die Gründe ab, die der Senat in dem 
Zurückweisungsbeschluß vom 23.09.1980 bereits angeführt 
hatte. 

Beweis: Verhandlungsprotokoll 

Das war zunächst einmal als eine Parteilichkeit 
zu Gunsten der Gegenseite zu werten. Da außerdem die 
Gründe für den Ausschluß als Bevollmächtigte nicht 
automatisch auch für "sachkundige Begleiter" gelten, 
war dies eine Antragsabweisung ohne wirkliche Begründung, 
und damit ein weiterer Verfahrensfehler. 

3.8.4. Daraufhin beantragte derR e chtsanwalt der Kläger die 
mündliche Verhandlung zu vertagen, da es ihm nicht 
möglich gewesen sei, die Uber 100 Gerichtsaktenordner 
in derart kurzer Zeit durchzuarbeiten. Obendrein habe 1 , 
der Senat den Antrag auf Überstel^ung der Akten an das 
Amtsgericht seines Wohnorts Bdemen, damit er diese 
dort durchstudieren könne, abgelehnt. Der Senat habe 
auch abgelehnt, daß Walther Soyka die Akten e£± einem 
mitgebrachten eigenen Gerät ablichte. Es hatte ihn 
darauf verwiesen, er könnte sie abschreiben oder auf 
dem Kopiergerät des Gerichts abkopieren. Da aber Kopien 
auf dem eigenen Kopiergerät nur 10 Pfennig das Stück 
kosten, auf dem gerichtseigenen Kopierer jedoch 



470 


-38 — 


1 DM, war aus finanziellen Gründen eine Ablichtung 
der Akten unmöglich. In anderen Verfahren war die 
Kopie auf eigenem,Kopierer gestattet worden. 

Auch den Vertagungsantrag lehnte der Senat ab. 

Daraufhin legte der RechtScinwalt der Kläger unter 
•Protest sein Amt nieder. Er bezeichnete das Vorgehen 
des Gerichts als einen "Bruch des Rechtsfriedens". 

In diesem Vorgehen des Senats ist ein weiterer schwerer 
Verfahrensfehler zu erblicken. Er spielte für die Art 
des Ausgangs des Verfahrens eine erhebliche Rolle. 
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3.9. Falsche Streitwertfestsetzung und Kostenentscheidung 


3.9.1. Die Streitwert- und Kostenentscheidung des 7. Senats 
am OVG Rheinland-Pfalz 


3.9.1.1. Der 7. Senat entschied: 

"Der Kläger trägt die Kosten des Berufungsverfahrens einschließlich der außer¬ 
gerichtlichen Kosten der Beigeladenen. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 

Die Revision wird nicht zugelassen." (Urteilsausfertigung. Seite 2) 

Zugleich beschloß der 7. Senat: 

"Der Wert des Streitgegenstands wird für das Berufungsverfahren auf 100.000DM 
festgesetzt (§§ 14,13, Abs. 1 Satz 1 GKG)." (Urteilsausfertigung Seite 11) 

Außerdem beschloß der 7. Senat: 

"Die Beschwerde gegen die Festsetzung des Streitwerts für das Klageverfahren 
durfch das Verwaltungsgericht Koblenz wird zurückgewiesen." (Beschlußaus¬ 
fertigung Seite 1) 

3.9.1.2. Als Begründung für die Streitwertfestsetzung führte 
der Senat aus: 


" Gründe 

üie zulässige Beschwerde hat keinen ürfolg. 

Die Festsetzung eines Streitwerts von 10U 000.-- 
DM für das Klageverfahren ist nicht zu bean¬ 
standen. Auch der Sejiat hält einen Streitwert 
in dieser Höhe je Kläger im Hinblick auf die 
eich aus dem Antrag für ihn ergebende Bedeutung 
der Sache, auf die gemäß § 13 Abs. 1 aatz 1 
OKG insoweit aozustellen ist, für angemessen. 

■üie Kl. ge zielt auf .Feststellung der Nichtigkeit 
bzw. hilfsweise auf Aufhebung sämtlicher für 
das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich erteilten Ge¬ 
nehmigungen, das sind vier Teilgenehmigungen, 
neun Freigaben sowie die Baugenehmigung. Der 
Seant bewertet die K-|_age einer Privatperson ge¬ 
gen eine atomrechtliche Genehmigung im Anschluß 
an die Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts 
im Fall Würgassen (DVB1 1972, 678) regelmäßig 
mit 10 000.-- DM und die Klage gegen einen 
Freigabebescheid mit 4 000.— DM ; von daher 
erscheint im Hinblick auf die Zahl der mit der 
Klage angegriffenen i'eilgenehmigungen und 


Freigaben einerseits sowie darauf, daß 
auch die Baugenehmigung für ein so umfang¬ 
reiches Vorhaben einbezogen ist, andererseits, 
ein Gesamtstreitwert von 100 000.-- DM Je 
Kläger nicht übersetzt (vgl. auch Beschlüsse 
des Senats vom 11. August 1980 - 7 B 52 / 80 - 
und vom 24. Oktober 1930 - 7 A II 79/80/7B II 
120/80-). Die Beschwerde gegen die Streitwert¬ 
festsetzung war daher zurückzuweisen." 


3.9.2. Mängel der Entscheidung des 7. Senats 

3.9.2.1. Zur Vorgeschichte 

Der Prozeßbevollmächtigte Roland ßohlinger führte 
in seinem Berufungsschriftsatz vom 09.11.1980 aui 
Seite 7 ff. aus: 


11 1.X. Das erstinstanzliche Gericht hat die Verfahren nicht miteinander verbunden. 

Es begründete dies damit, daß es die Absicht habe, die Klagen individuell 
zu behandeln. In Wirklichkeit hat das Gericht die Klagen fließbandmäßig und 
,somit nicht individuell behandelt. Dazu kommt, daß der Kammer von Anfang 
an die Entwicklung und das Ende des Verfahrens klar waren. 

Beweis: Schreiben der Kammer vom 21. 01. 1980 und Vergleich mit späteren 
Gerichtsbescheiden. 

Zugleich hatte die Kammer von Anfang an die Festsetzung eines hohen Streit¬ 
wertes geplant - siehe ihr Einschüchterungsschreiben vom 21. 01. 1980 - obwohl 
ein Streitwert erst korrekt festgesetzt werden kann, wenn der Streitgegenstand 
und dessen Wert ermittelt sind, was bei einer sehr komplexen Angelegenheit, 
wie im vorliegenden Falle, erst in der Auseinandersetzung mit den beiden 
Parteien und aufgrund von Anträgen möglich ist. Diese Auseinandersetzung 
hat aber nicht stattgefunden. Die Kammer setzte bereits vor jeder schrift- 
sätzlichen Auseinandersetzung zu diesem Thema in einer Reihe von Einstel¬ 
lungsbeschlüssen aufgrund von Klagerücknahmen den Streitwert in Höhe von 
100.000 DM fest. 

Beweis : S. z. B. Einstellungsbeschlüsse vom 11. 4. 1980, Az. 7 K 418/79 u. a. m. 

Obwohl ich die Kammer auf die Fehlerhaftigkeit der Streitwertfestsetzung 
schriftlich hinwies, darunter auf ein entgegenstehendes Bundesverwaltungsge¬ 
richts-Urteil, nahm sie weder eine Änderung noch eine Stellungnahme in ir¬ 
gendeiner Form vor. 
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Dazu kommt: 

1.9. 7 meiner Kinder nahmen am Verfahren in der ersten Instanz teil. Ich trat hier¬ 
bei als gesetzlicher Vertreter der Kinder auf. Das war der 7. Kammer bekannt. 

Beweis: Siehe Klage, siehe Anfrage der Kammer an mich vom 25. 03. 1980 

und die Antwort von mir und Frau Helga Bohlinger vom 17. 04. 1980. 

Trotzdem hat das Gericht die Verfahren meiner Kinder und mein Verfahren 
nicht miteinander verbunden. 

Beweis: Siehe z. B. die Schreiben des Gerichts vom 17. 04. 1980 an meine Kin¬ 
der, das gleiche Schreiben ging an mich erst am 20. 05.; s. Bescheide 
in der Verfahren meiner Kinder, diese ergingen z. T. am 20. 05. 

1980, (z. B. bei Dagmar Discher und Sigurd Bohlinger), z. T. am 06. 

06. 1980 ( z. B. bei Briga Bohlinger). 

Eine solche Verbindung war aus Gründen der Erleichterung der Rechtsver¬ 
teidigung und aus ökonomischen Gründen geboten. 

Die Tatsache, daß die Kammer auch in diesem Fall, 
o trotz offensichtlich gleichlautenden Klagen, 
o trotz offensichtlich gleichliegender Sach- und Rechtslage, 
o trotz offensichtlich gesetzlicher Vertretung der Kläger allein durch mich, 

o und trotz völlig gleichartiger Behandlung der Klagen, einschließlich Schreib¬ 
fehlern, durch das Gericht, die Klagen nicht verband, zeigt besonders deut¬ 
lich, daß das erstinstanzliche Gericht nicht seiner Behauptung gemäß han¬ 
delte, es müsse die Klagen getrennt behandeln, um individuellen Rechts¬ 
schutz gewähren zu können. 

An sich wäre dieser Vorgang nicht so schwerwiegend, wenn die Kammer nicht 
gleichzeitig so einen hohen, der bisherigen Rechtssprechung, darunter jener 
des Bundesverwaltungsgerichts, völlig widersprechenden Streitwert festgesetzt 
hätte. In Verbindung mit der Ankündigung, 

o daß den Klägern die Prozeßbevollmächtigten entzogen würden, 
o daß vorauszusehen sei, die Klagen würden keinen Erfolg haben 
o und darum würden die Kostenfolgen die Kläger treffen, 

hat das Gericht erreicht, daß über die Hälfte der Kläger aus Resignation 
und Kostenfurcht die Klagen zurückzogen. Selbst wenn das Gericht das nicht 
beabsichtigt haben sollte, ist das rechtswidrig. 

Die Rechtswidrigkeit wird besonders offenkundig im Verfahren meiner Familie: 
Falls nämlich der Bescheid der ersten Instanz in der zweiten Instanz bestätigt 
wird, kämen auf meine Familie Kostenforderungen in Höhe von wahrscheinlich 
über 100.000 DM zu. Das ist völlig unzumutbar, sprengt beträchtlich den Rah¬ 
men bisheriger Kostenentscheidungen in Plutoniumabwehrprozessen und beseitigt 
praktisch die Rechtsweggarantie durch Ausübung eines Drucks, der die Qualität 
einer Erpressung erreicht. 

Ich bin jedoch überzeugt, daß das Gericht nicht aus freien Stücken so gehan¬ 
delt hat, sondern aufgrund eines Notstands. Näheres über Herkunft und Ausmaß 
dieses das ganze Volk und diesen Staat betreffenden Notstands wurde von 
Wieland Soyka und mir im Brokdorf-Verfahren und im Mülheim-Kärlich-Verfah¬ 
ren vor dem VG Koblenz vorgetragen. In diesem Zusammenhang genügt es, 
darauf zu verweisen. 

1.10. Da in diesem Schriftsatz das Verfahren in der ersten Instanz nur überblickartig 
behandelt wird, verweise ich bezüglich der Streitwertbeschwerde auf mein 
gesondertes Vorbringen im Schriftsatz vom 03. 11. 1980. Vorsorglich beantrage 
ich je loch, daß das Vorbringen in diesem Schriftsatz als Ergänzung meines 
Schriftsatzes vom 03. 11. 80 (Begründung meiner Streitwertbeschwerde) und 
umgekehrt gilt." 
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Zusätzlich hatte der Prozeßbevollmächtigte Roland 
Bohlinger in seiner Streitwertbeschwerde vom 03 . 

11.1980 ausgeführt: 

"1.) Streitgegenstand ist weder die Rechtmäßigkeit der angefochtenen Ver¬ 
waltungsakte noch der Anspruch auf Nichtigkeitsfeststellung bzw. Auf¬ 
hebung der Verwaltungsakte sondern das Rechtsbegehren der Kläger, 
d. h, die Behauptung der Kläger, die angefochtenen Verwaltungsakte 
seien nichtig, hilfsweise rechtswidrig und griffen in die Rechtssphäre 
der Kläger ein, nämlich durch die Erlaubnis einer das Recht auf Leben, 
körperliche, seelische und genetische Unversehrtheit und freiheitlich¬ 
demokratisch-rechtsstaatliche Verhältnisse teils gefährdenden, teils 
einschränkenden, teils aufhebenden Tätigkeit (s. Menger, System des 
verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes S. 158, ders. Bettermann-Nip- 
perdey-Scheuner III 2, 757 f., Bachof u. a. 3 Z 53, 411, wohl auch Nau¬ 
mann, DVB1. 54, 333 f., Ule, Anm. II 2 - im einzelnen vgl. hierzu Lerche, 
BayVBl. 56, 295, und Liike, 3uS 67, 1; herrschende Ansicht, s. BVerwGE 
29/210; 39, 247/249; 40, 101/104). 

2.) Die Höhe des in der 1. Instanz festgesetzten Streitwerts ist in jedem 
Falle unberechtigt. 

a. Hätte die 7. Kammer des VG Koblenz den tatsächlichen Wert dessen 
festgesetzt, um was es geht, nämlich um das Recht auf Leben, auf 
körperliche, seelische und genetische Unversehrtheit und auf das 
Bestehen freiheitlich-demokratisch-rechtsstaatlicher Verhältnisse, 
dann hätte sie den Streitwert für die einzelnen Kläger unterschiedlich 
festsetzen müssen. Sie hätte dann Unterschiede im Alter und Gesund¬ 
heitszustand, in der Lebenserwartung, Zeugungsfähigkeit, Zeugungs¬ 
willigkeit u.a.m. beachten müssen, um das unterschiedliche Mindest¬ 
ausmaß der Gefährdung und der bereits eingetretenen oder noch zu 
erwartenden Schädigung abschätzen zu können. In diesem Fall hätte 
die Höhe des festgesetzten Streitwerts gezeigt, wie hoch die Kammer 
die Gefährdung, die eingetretene und die zu erwartende Schädigung 
des einzelnen Klägers eingeschätzt. Vielleicht wäre dann einzelnen 
Klägern eine Festsetzung dös Streitwerts auf 100 000 DM (wie hier 
geschehen) als viel zu niedrig erschienen. 

Obwohl die Kammer selbst vortrug, daß sie wegen des unterschied¬ 
lichen Ausmaßes der möglichen Gefährdung und Schädigung der Klä¬ 
ger die Klagen getrennt (individualistisch) behandeln müsse, hat sie 
tatsächlich für sämtliche Kläger die gleichen Streitwerte festgesetzt. 
Damit behandelte sie die Kläger nicht individualistisch sondern kol¬ 
lektivistisch. Das ist im Rahmen einer freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung unzulässig. Außerdem hat sie damit die Festlegung des 
Streitwerts nicht an der eigentlichen Streitsache orientiert. 

b. Andererseits stand die Festsetzung eines Streitwerts von 100 000 
DM im Widerspruch zu der Entscheidung des Bundesverwaltungsge¬ 
richts vom 16. 3. 1972 im Würgassen-Verfahren. Danach erschwere 

in atomrechtlichen Gerichtsverfahren nur ein Streitwert von höchstens 
10 000 DM die Rechtsverteidigung eines Klägers nicht unzumutbar. 
Auch stand die Festsetzung im Widerspruch zu Entscheidungen des 
OVG Lüneburg, in denen zum Teil noch niedrigere Streitwerte als 
10 000 DM festgesetzt wurden (s. z. B. Verfahren 7 OVG B 26/79), 
oder einer Entscheidung des VG Regensburg, wo für die gleichlautende 
Klage gegen das Atomspaltwerk Ohu seitens der gleichen Klägergrup¬ 
pe wie im Mülheim-Kärlich-Verfahren ein Streitwert für das verbun¬ 
dene Verfahren von insgesamt nur 50 000 DM (etwa 360.— DM je 
Kläger) festgesetzt worden war (R/N 214 V 79 - RN 5 K 80 A 68 - 
185, vom 19. 3. 1980). 
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Ähnliche Entscheidungen liegen in sämtlichen anderen Gerichtsverfahren unserer 
Klägergruppe vor.*Die herrschende Ansicht und die herrschende Rechtsprechung 
stehen also eindeutig der Entscheidung der ersten Instanz entgegen. 

Obendrein steht hier auch eine Stellungnahme der Gegenseite in einem Parallelver¬ 
fahren vor dem VC, Düsseldorf, die mir vor wenigen Tagen zuging, entgegen.** 

c. Auf jeden Fall hätte das Gericht sein Abweichen von der herrschenden Ansicht 
und Praxis begründen müssen. Der bloße Hinweis auf § 13 GKG genügte nicht. 

Zwar müssen Beschlüsse, die den Streitwert festsetzen im allgemeinen nicht 
begründet werden. Das gilt aber nicht, wenn die Wahrnehmung von Rechtsschutz¬ 
interessen durch einen hohen Streitwert stark erschwert wird und weder die 
Klägerseite noch die beklagte Seite zur Frage der Streitwerthöhe irgendeinen 
Antrag gestellt haben. Offensichtlich war das hier der Fall. Auf die Entschei¬ 
dung des Bundesverwaltungsgerichts habe ich bereits hingewiesen. Dort wurde 
eine Summe von 10 000 DM als obere zumutbare Grenze angesehen. Außerdem 
ist es eine Tatsache, daß eine Reihe von Klägern die Klagen deswegen zurück¬ 
zog, weil das Gericht die Kläger auf das erhebliche Prozeßkostenrisiko hinwies. 

Im Zweifelsfall wird beantragt, hierzu Beweis zu erheben. Jedenfalls ergibt 
sich aus verschiedenen Schreiben an die Beschwerdeführer, daß im allgemeinen 
die Klagen zurückgenommen worden waren, weil die Kläger das Prozeßkosten¬ 
risiko fürchteten, einmal wegen der angekündigten Höhe der Kosten und dann 
wegen der Vermutung, die rechtsprechende Gewalt befinde sich im Notstand 
aufgrund der herrschenden Übermacht der sogenannten Plutonium-Mafia und 
werde Ihnen darum nicht zu ihrem Recht verhelfen. Ein Gericht darf aber keine 
Streitwerte festsetzen, die das Kostenrisiko einer Rechtsverteidigung so stark 
erhöhen, daß hierdurch eine ganze Reihe von Klägern zu Klagerücknahmen 
gezwungen sehen, wie etwa der Kläger Rolf Beckh. Und schon gar nicht kann 
es einem Gericht erlaubt sein, dies ohne Begründung und in erheblichem Gegen¬ 
satz zu den Entscheidungen anderer Gerichte zu tun. Auch kann es aus Gründen 
der Rechtssicherheit und des Willkürverbots nicht gestattet sein, daß der freie 
Ermessensspielraum eines Gerichts bei Streitwertfestsetzungen so ungehemmt 
gehandhabt wird, daß derartige Unterschiede, wie zwischen den Entscheidungen 
des Bundesverwaltungsgerichts, des OVG Lüneburg, des VG Regensburg und 
anderer Gerichte einerseits und des VG Koblenz andererseits entstehen können. 

d. Darüberhinaus war es geboten, aus Gründen der Kostenersparnis, 
der Zweckmäßigkeit und der finanziellen Erleichterung der Rechts¬ 
verteidigung der ohnehin schon finanziell stark benachteiligten Klä¬ 
gerseite, die einzelnen Klagen der Klägergemeinschaft nicht getrennt 
sondern verbunden und damit kostengünstiger zu behandeln. Da die 
Kammer in ihren Schreiben und in ihren Entscheidungen klar zu er¬ 
kennen gab, daß sie die einzelnen Klagen nicht individualistisch son¬ 
dern kollektivistisch behandelt hat, war die Begründung, es ginge 
ihr um individuelle Rechtsschutzgewährung, nur als vorgeschoben 
zu betrachten und somit nichtig. Vermutlich ging es darum, möglichst 
vielen Klägern die Rechtsverteidigung unzumutbar zu erschweren, 
sie zugleich finanziell zu bestrafen und sie von einer Fortsetzung 
ihrer Klagetätigkeit gegen die sog. Plutonium-Mafia abzuschrecken. 

Jedenfalls wurde diese Wirkung tatsächlich erzielt, wie sich aus 
zahlreichen Äußerungen und Handlungen von Klägern ergibt. Das 
ist jedoch unzulässig. 

* Anmerkung (nachträgliche Einfügung des Beschwerdeführers): Siehe z. B. Ent¬ 
scheidung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs vom 18. 11. 1980 (22 B 80 
A 796 u. a.), Höhe 10 000 DM und des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württem¬ 
berg vom 30. 6. 1980 (10 S 983/80), Höhe 4 000 DM. 

** (nachträgliche Einfügung des Beschwerdeführers): In einer anderen Stellung¬ 
nahme der 'jegenseite, die kürzlich an das VG Augsburg gerichtet wurde (Az. Au 
84 I 79), wurde sogar ausdrücklich beantragt, aus Gründen der Rechtsweggarantie 
nur einen Streitwert in Höhe von 30 000 DM festzusetzen. 





e. Außerdem kann ein Streitwert nur festgesetzt werden, wenn der 
Wert der Streitsache erkennbar ist. Dieser Wert ist nur erkennbar, 
wenn eine Untersuchung der Streitsache stattfindet. Es genügt nicht, 
die Klagen als unzulässig zu verwerfen, indem einfach behauptet 
wird, die Kläger würden zu weit weg vom Reaktor wohnen und dem 
Einwendungsausschluß unterliegen - wie das Gericht erklärt - ohne 
daß diese Behauptungen auf ihre Berechtigung hin gründlich geprüft 
werden. So muß geprüft werden, ob bei Klagen auf Feststellung der 
Nichtigkeit ein Einwendungsausschluß überhaupt zulässig ist. Von 
der Klägerseite wird das mit verschiedenen Gründen bestritten, vom 
Gericht war das aber nicht richtig geprüft worden. Es muß auch 
geprüft werden, ob ein Einwendungsausschluß zulässig ist, wenn 
schwerwiegende Vorwürfe wegen Verstößen gegen die Verfassung 
und das Strafgesetz erhoben werden, wie die Klägerseite das getan 
hat. Die erste Instanz hat hier überhaupt nicht geprüft. Weiterhin 
muß geprüft werden, ob nicht die Genehmigungsunterlagen, wie die 
Klägerseite überzeugt ist, aus Täuschungsabsicht, Fahrlässigkeit 
und Unfähigkeit so beschaffen sind, daß sie den gesetzlichen Erfor¬ 
dernissen nicht entsprechen (unvollständige, irreführende, wesentliche 
Sachverhalte verschweigende bzw. unwissenschaftliche (norninalisti- 
sche, fiktionalistische, dogmatische, probabilistische) Unterlagen). 

Wenn diese Prüfungen abgeschlossen sind, wird sich ergeben, daß 
die Klagen zulässig waren. Sind sie aber zulässig, muß eine weitere 
Prüfung stattfinden, nämlich eine Prüfung, inwieweit sie begründet 
sind. Erst danach läßt sich der Streitwert bemessen. 

3. ) Im übrigen ist jede Streitwertfestsetzung und Kostenentscheidung ge¬ 

gen irgendwelche Kläger unserer Klägergemeinschaft von vornherein 
rechtlich nichtig. Ich habe dazu ausführlich in meinem Schreiben an 
die Gerichtskasse Mannheim vom 10. 9. 1980 Stellung genommen. Ich 
mache den dortigen Vortrag vollinhaltlich zu dem hiesigen. Er ist abge¬ 
druckt im Rechtsweg Nr. 7 auf Seite 525 bis 542. 

Außerdem weise ich darauf hin, daß es in atomrechtlichen Gerichtsver¬ 
fahren weitgehend üblich geworden ist, die außergerichtlichen Kosten 
der Beigeladenen angesichts des wirtschaftlichen Übergewichts der 
Beigeladenen gegenüber den Klägern aus Gründen der Billigkeit für 
nicht erstattungsfähig zu erklären. 

4. ) a. Ich beantrage dementsprechend die Aufhebung des Beschlusses über 

die Streitwertfestsetzung. 

b. Ich beantrage die Festsetzung eines neuen Streitwertes, der sich vor allem an 
der jeweiligen Betroffenheit des Klägers ausrichtet, d. h. des Betroffenseins seiner 
Person, also dem Recht auf genetische Unversehrtheit seiner selbst, seiner Kinder 
und Kindeskinder, da sich zwischen ihm selbst und seinen Kindern und Kindeskin¬ 
dern kein Trennungsstrich ziehen läßt ohne den Gesellschaftsvertrag, die freiheit¬ 
lich-demokratische Rechtsordnung und die Naturgesetze, insbesondere die Tatsache 
der potentiellen Unsterblichkeit der Keimzellen, aufzuheben, was im erstgenannten 
Fall verfassungs- und strafgesetzwidrig und im letztgenannten Fall aus naturge¬ 
setzlichen Gründen unmöglich ist. Da also das gesamte genetische Erbe und das, 
was es trägt, nämlich Leben, Teil des Streitgegenstandes ist, folgt, daß hier of¬ 
fensichtlich zwangsläufig "private Rechtspositionen. . . in den Rang des Gemein¬ 
wohls hineinwachsen" (Bundesjustizminister Dr. Vogel im Grußwort zum 6. Deut¬ 
schen Verwaltungsrichtertag), und somit unsererseits nicht nur im privaten sondern 
auch im allgemeinen (öffentlichen) Interesse Klage geführt wird. Daraus folgt aber 
wiederum, daß der Streitwert nach oben nicht begrenzbar ist. Ich beantrage des¬ 
halb, einen symbolischen Streitwert von 100 Milliarden DM festzusetzen, die Ge- 
.lcr/skosten der Staatskasse aufzuerlegen - wobei der Betrag, der über den tat- 
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sächlich entstandenen Gerichtskosten liegt, in einen Fond abgeführt Werder} soll, 
aus dem die Umschulung und Arbeitsplatzbeschaffung für die Arbeiter in der Atom¬ 
spaltindustrie finanziert und die Schäden der nachkommenden Generationen wie¬ 
dergutgemacht werden -, die Kosten der Beklagten und Beigeladenen für nicht 
erstattungsfähig und die tatsächlich entstandenen Kosten der Kläger für erstat¬ 
tungsfähig zu erklären. 

Hilfweise beantrage ich, den Streitwert in Höhe des Regelstreitwerts von 4000 
DM und die außergerichtlichen Kosten der Gegenseite aus Gründen der Billig¬ 
keit und der guten Sitten als nicht erstattungsfähig zu erklären. 


Roland Bohlinger 
Anlage: Rechtsweg Nr. 7 " 


3.9.2.2. v.ie sich aus einem Vergleich zwischen den obigen 
Zitaten und der unter 3 . 9 . 1 . 2 . zitierten 
Begründung für die Entscheidung des 7. 

Senats ergibt, ist der 7. Senat ganz offen¬ 
sichtlich auf die Ausführungen des Beschwerde¬ 
führers ni rgendwo sichtbar und konkret einge¬ 
gangen. Und da die Entscheidung des Senats 
ohne mündliche Verhandlung erfolgte, kann 
auch nicht vermutet werden, daß der Senat 
auf die Ausführungen wenigstens mündlich 
eingegangen sein könnte. 

Es liegt somit eindeutig eine Verweigerung 
des rechtlichen Gehörs vor. 

3.9.2.3. Darüberhinaus hat der 7 . Senat einen Mangel 
im Vorgehen der 7. Kammer nicht geheilt. 

Eie 7. Kammer hatte- ihren Beschluß bezüglich 
der Streitwertfestsetzung ohne Begründung 
versehen, oowohl diese Festsetzung völlig 
von der herrschenden Rechtsprechung abwich. 
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Dadurch war es dem Beschwerdeführer nicht 
möglich, diesen Beschluß in seinen Gründen 
gezielt, anzugreifen. Die unter "Gründe" 

erwännten Entscheidungen vom 11.8. und 24.10. 
1980 hat der Senat dem Beschwerdeführer nicht 
zugeleitet. Da der Senat auch nicht auf andere 
Weise signalisierte, welche Gesichtspunkte 
die Kläger besonders zu berücksichtigen hätten, 
führte dies dazu, daß die Bestätigung de3 
Beschlusses der 7. Kammer durch den 7. Senat 
ein "Überraschungsurteil" darstellt. Das ist 
unzulässig. Es stellt kein faires Verfahren 
dar. 


3,9.2.4. Der Senat beruft sich zur Begründung für seine 
Entscheidung auf die Auffassung des Bundesver¬ 
waltungsgericht im I'allWUrgassen (DVB1 1972/678). 

Das erfolgte jedoch völlig zu Unrecht. 

3.9.2.4.1. Das Bundesverwaltungsgericht führte in der 

Begründung seiner zitierten Entscheidung unter 
Ziffer 2 a u.a. aus: 


"Die Errichtung eines Kernkraftwerks kann 
durch einen Verwaltungsakt ("Genehmigung") 
oder mehrere Verwaltungsakte (•"Teilgenehmi¬ 
gungen") genehmigt werden. Eine durch ein 
Bündel von Teilgenehmigungen erteilte Genehmi ¬ 
gung unterscheidet sich in ihrem Inhalt nicht 
von der durch einen einzigen Verwaltungsakt 
erteilten Genehmigung . Wenn das Genehmigungs¬ 
verfahren au3 Zweckmäßigkeitsgründen in mehrere 
Abschnitte gegliedert und ein Teilgenehmigungs¬ 
bescheid nach dem anderen erlassen wurde, ist 
es nach Anfechtung der einzelnen Verwaltungsakte 
der Regel- sachdienlich, daß das Gericht dem 
Sachzusammenhang zwischen den angef. Teilge¬ 
nehmigungen dadurch Rechnung trägt, daß es 
die Einheit des Verfahrens herstellt." 
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l)ie Klage zielte, wie sieh aus dem Sachzusammen¬ 
hang, insbesondere der Klagebegründung ergibt, 
eindeutig darauf ab, die Erlaubnis zur Errichtung 
der Anlage als nichtig festzustellen. In der 
Berufungssolirift 'wurde der Begriff Genehmigung 
zwar in der Mehrzahl verwendet, dein Sachzusammen¬ 
hang nach war das aber so zu verstehen, wie das 
Bundesverwaltungsgericht, in den zitierten Sätzen 
ausgeführt hat. Der. 7.- Senat hat das Begehren der 
Kläger jedoch anders verstanden sehen wollen. 

Angesichts der Tatsache, daß wegen des in der 
Ersten Instanz festgesetzten hohen Streitwerts 
zahlreiche Kläger die Klagen verschreckt zurüok- 
zo-gen, angesichts der weiteren Tatsache, daß 
eine Bestätigung der Streitwertfesssetzung 
des Verwaltungsgerichts durch das Oberverwaltungs¬ 
gericht in vielen fällen- zu unerträglieinen 
Koslenbelastungen - im falle der klagenden 
Familie üohlinger zu Belastung an von Uber 100 0001- 
jjM - führen mußte und aufgrund des Inhalts 
der singebra.ohtan itreitwertoesohweröe, hätte 
der 7. Oonat unbedingt vorab klären müssen: 

1. Verstehen die Kläger auch die FreigaDo- 
bescheide und die Teiluaugenehnigung des 
Kreises Mayen-Koblenz als 11 Genehmigungen* 
irn Sinne-der Klage? 

2. Verstehen die Kläger die eigentlichen T,eil- 
genehmigungen der Genehmigungsbehörde als 
Genehmigungseinheit im oinna der zitierten 

..-.ntaeheimmg des Bundesveifs/altungsgeriohts? 

3 . Palls die Teilgenehmigungen nicht als Ein¬ 
heit verstandeijwerden sollen oder können, 
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oeschränkt sich dann das Klogede^ehren auf 
die zentrale i'eilgenehmigung, jene, die das 
Grund- und Sicherheitskonzept genehmigt, 
da mit der Niohtigkeits'feststellung dieser 
Genehmigung auch die übrigen Genehmigungen 
zu Fall kämen? 

Falls die Kläger von der Absicht des Senats ge¬ 
wußt hätten, sämtliche Teilgenehmigungen und 
sämtli>he Freigabeoeacheide als gesonderte 
"Genehmigungen" zu bewerten und danach die Höhe 
des Streitwerts zu bemessen, dann hätten sie 
selbstverständlich darauf bestanden, das Kläger¬ 
begehren entsprechend Ziffer 2. oder 3. zu 
formulieren. 

dazu kommt, daß der 7. ben.it in einer früheren, 
den Reaktor von Mülheim-Kärlich betreffenden 
Gerichtsverfahren, die ergangenen Freigaoescheide 
gerade nicht als Genehmigungen oder Genehmigungen 
zweiter Klasse gewertet hat, sondern nur als 
"Aufsichtsmaßnahmen im Ginne des § 19 AtG." 

(s. Sondervotum der Kichter. Simon und Heußner 
zum Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 20 
12.79 - 1 BvR 385/77 (NJW 1980, Heft 14, S. 768). 

Hs ist darum besonders unverständlich,- weshalb 
der Senat die FreigabebescWide jetzt plötzlich 
in den Rang von Genehmigungen zweiter Klasse 
erhebt. Nach Auffassung des Beschwerdeführers 
sind sie zwar tatsächlich nicht ais "Aufsichtsmaß 
nahmen im Sinne des § 19 AtG" zu werten, hingegen 
aber als "endgültige Vollziehung eines Teils der 
1. T e ilgenehmigung". Die Freigabebescheide für 
die Bemessung der Höhe des Streitwerts heranzu¬ 
ziehen, bedeutet somit eine boppelberechnung, 
vergleichbar einem Autoverkauf, bei dem einmal 






4 81 


das ganze Auto und dann nochjeinmal die einzelnen 
Teile desselben in Rechnung gestellt werden, wo¬ 
bei wie im vorliegenden Fall für die einzelnen 
Teile fast das vierfache^für das Ganze verlangt 
wird. 

Aber auch im Ergebnis seiner Wertbemessung 
steht der 7. Senat in eindeutigem Widerspruch 
zur zitierten Entscheidung des Bundesverwaltungs¬ 
gerichts. hie Entscheidung behandelte mehrere 
Teilgenehmigungen und Bescheide, hielt aber nur 
einen Streitwert von insgesamt 10 000.— DM für 
angemessen. Die Behauptung des S p nats, daß 

"die Klage einer Privatperson gegen eine 
atomrechtliche Genehmigung im Anschluß an die 
Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts im 
Fall Würgassen (DVB1 1972, 678) regelmäßig mit 
10 000.- DM und die Klage gegen einen Freigabe¬ 
bescheid mit 4 000.- DM" 

zu bewerten sei, findet keinerlei Rückhalt in 
der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts. 

Es heißt dort abschließend’: 

"Der Senat hält einacStreitwert von 10 000.- DM 
für angemessen. Durch eine Wertfestsetzung in 
dieser Größenordnung wird der Rechtsschutz auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes nicht verfassungswidrig 
beeinträchtigt."(a.a.O., 3. 682) 

3-9.2.4.2. Auch wenn der Methode des 7. Senats zur Berechnung 
des Streitwerts zu folgen wäre, so ist er bereits 
rein rechnerisch zu hoch festgesetzt: 

Vier atomrechtliche Genehmigungen zu je 10 000.- DM, 
neun Freigabebescheide zu je 4 OoO.- DM und eine 
Teilbaugenehmigung zu 4 000.- DM ergeben insgesamt 
eine Summe von 30 000.- DM. 
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Außerdem ist eine der feilgenehmigungen längst auf¬ 
gehoben, sie war nicht als angegriffen anzusehen • 
und damit auch nicht zu berechnen. Das ergibt dann 
als Endsumme: 70 000.—. 

3.9.2.4.3. Der 7. Senat hat aber noch in einem viel ent¬ 
scheidenderen Punkt, nämlich in der Bezeichnung 
des Streitgegenstands, völlig im Gegensatz zur 
herrschenden Meinung und Rechtsprechung und auch 
im Gegensatz zu der von ihm selbst zitierten Ent¬ 
scheidung des Bundesverwaltungsgerichts entschieden. 

Es heißt in der'zitierten Entscheidung des Bundes¬ 
verwaltungsgerichts unter Ziffer 2 b.: 


"Streitgegenstand ist die Rechtsbehauptung des 
Kl., die von ihm angef. Verwaltungsakte seien 
rechtswidrig und verletzten ihn in seinen Rechten. 

Da im vorliegenden Verfahren der Wert des Streit¬ 
gegenstandes sich nicht ohne weiteres aus dem 
Klageantrag ergibt, ist die gerichtliche Fest¬ 
setzung erforderlich. Gemäß § 189 Abs. 1 VwGO 
und § 74 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes¬ 
verwaltungsgericht vom 23.9’« 1952 (BGBl. I S. 625) 
wird im Verfahren vor dem BVerwG der Wert 
des Streitgegenstandes nach freiem Ermessen 
festgesetzt. Das BVerwG ist bei der Berechnung 
de3 Streitwertes somit freier als diejenigen 
Gerichte, für die §§11 ff. GKG und ähnliche 
Vorschriften gelten. Durch § 74 BVerwGG wird dem 
BVerwG bei nichtvermögensrechtlichen Streitig¬ 
keiten kein "Regelstreitwert" vorgeschrieben. 

Da der Streitgegenstand durch das Rechtsschytz- 
begehren des Klägers bestimmt wird, hängt sein 
Wert vom wert dieses Begehrens ab (s. Noll, 

Die Streitwertfestsetzung im Verwaltungsprozeß, 

1970, Rdnr. 30, 196, 201, 217). Die grundsätz¬ 
liche Bedeutung der Rechtssache rechtfertigt eine 
Erhöhung des Streitwertes nicht ohne weiteres, 
weil sonst aus außerhalb des Rechtsstreits lie¬ 
genden Gründen das Prozeßrisiko der Beteiligten erhöht 
und die kostenpflichtige Partei zusätzlich be¬ 
lastet würde; eher wäre an die Festsetzung eines 
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niedrigeren Streitwertes zu denken, weil die Ent¬ 
scheidung einer grundsätzlich bedeutsamen Rechts¬ 
frage auch im öffentlichen Interesse liegt. 

Da es auf den Wert ankommt, den das Rechtsschutz¬ 
begehren für den Kläger hat, müssen die Kosten 
der Beigeladenen für die Errichtung des Kernkraft¬ 
werkes und die volkswirtochaftliche Bedeutung 
dieser Anlage außer Betracht bleiben."(a.a.0., 

S. 632) 

Ganz in diesem Sinne war die Rechtslage auch vom 
Beschwerdeführer, und zwar unter Ziffer 1 seiner 
Streitwertbeschwerde darge3tellt und mit zahlreichen 
Hinweisen auf Kommentare und Entscheidungen belegt 
worden. Sie gilt al3 herrschen ;e Ansicht, auch und 
gerade beim Bundesverwaltungsge icht. 

Der 7. Senat hat aber sowohl die Ausführungen des 
Beschwerdeführers und die von ihm zitierten Kommen¬ 
tare und Entscheidungen als auch die Auffassung der 
vom Senat selbst zitierten Entscheidung des Bundes¬ 
verwaltungsgerichts völlig unbeachtet gelassen. 

Hier wird die Tatsache, daß in dieser Angelegenheit 
eindeutig das rechtliche Gehör verweigert worden ist, 
besonders offenkundig. 

3.9.2.4.4. Ergänzend ist darauf hinzuweisen, daß der 7. Senat 
selbst ganz korrekt darauf hinwies, .daß die Höhe 
des Streitwertes je Kläger sich danach .bemesse, 
wie die "aus dem Antrag für ihn ergebende Bedeutung 
der Sache" zu bewerten ist, "auf die gemäß § 13 
Abs. 1 Satz 1 GKG insoweit abzustellen ist." 

Die "Bedeutung der Sache" ist im vorliegenden Fall 
eindeutig von grundsätzlicher Art. Deshalb hätte 
der 7. Senat die Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts 
in der V/Urgasaen-Entscheihng berücksichtigen müssen, 
wo es heißt 


"die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache 
rechtfertigt eine Erhöhung des Streitwertes nicht 
ohne weiteres, weil sonst auch aus außerhalb des 
Rechtsstreits liegenden Gründen das Prozeßrisiko 
der Beteiligten erhöht und die kostenpflichtige 
Partei zusätzlich belastet würde; eher wäre an die 
Festsetzung eines niedrigeren Streitwertes zu denken, 
weil die Entscheidung einer grundsätzlich bedeut¬ 
samen Rechtsfrage auch im öffentlichen Interesse 
liegt." 

Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß im vorliegenden 
Fall l'ür eine genaue Bemessung des Streitwerts keine 
genügenden Anhaltspunkte Vorlagen. Es heißt im 
§ 13 Abs. 1 Satz 2 GKG; 


"Bietet der bisherige Sach- und Streitstand hier¬ 
für keine genügenden Anhaltspunkte, so ist ein 
Streiwert von 4 000.- Deutsche Mark anzunehmen." 

Dieser sogenannte Regelstreitwert wäre im vorliegenden 
Fall in Frage gekommen. Das war aüch hilfsweise be¬ 
antragt worden. Der Hauptantrag hatte ein anderes Ziel, 
er blieb wie alles, was der Beschwerdeführer vor¬ 
trug, völlig unbeachtet. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat zwar im würgassen- 
Verfahren einen Streitwert von 10 000.- DK festge¬ 
setzt, aber dazu ausdrücklich erklärt, daß das BVerwG 
nicht so sehr wie die anderen Gerichte an die Vor¬ 
schriften des GKG gebunden sei. Außerdem erging 
diese Entscheidung zu i 14 GKG alter Fassung. 

Die Festsetzung der Höhe des Streitwertes ent¬ 
sprechend § 13 Abs. 1 Satz 1 GKG ist im Gegen¬ 
satz zu der Entscheidung des BVerwG von 1972 in¬ 
zwischen vorherrschende Praxis bei den OVGs geworden. 

So hat der VGH Baden-VIUrttemberg und mehrfach auch 
das OVG Lüneburg in diesem Sinne entschieden. Der Bayer 
isohe VHG hat in einem derartigen Verfahren allerdings 
noch 10 000.- DM festgesetzt. 
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In einem kürzlich, am 14.OS.19sO ergangenen Be¬ 
schluß dea 7. Senats am OVG Lüneburg'(7 OVG B 42/ 
80) wurde unter Änderung dea Beschlusses des VG 
Schleswig - wo noch 10 000.- DM Streitwert festge¬ 
setzt worden waren - der Streitwert auf 4 000.- DM 
herabgesetzt und zur Begründung ausgeführt: 


"Die Streitwertfestsetzung auf 10 000 ,- DM ent- 
spricht nicht der sich aus dem Antrag für den 
i ®£ ge ? e ? den -Bedeutung der Sache (§ 13 Abs. 

1 GKG;. Nach der ständigen Rechtsprechung des 
Senats (vgl. z.B. Beschlüsse vom 23.03 1979 

viel“ f ^ nd VOm °2-°7.1980, 7 OVG B 29/80) 

laßt sich diefßedeutung einer Anfechtungsklage 
gegen Kernkraftwerksgenehmigungen für einen 
Kläger,-der wie hier - eine Gefährdung von Leben 
und Gesundheit einwendet, nicht mit einem bestimmten 
Betrage ausdrucken; daher ist das Interesse regel- 
maßig ~ so auch hier - gemäß der»Kegel" des § 13 
Abs. 1 oatz 2 GKG zu bewerten. Dem läßt sich die 
Rechtsprechung des BVerwG, das im Verfahren wegen 

in nnn rnk ™ nWerkS WUrgassen einen Streitwert von 
10 uoo,- DM angenommen hat (Urteil vom 16 Ot 1079 
I 0 49.70, DVBl 1972, 678, 682) ÜoZS enige&hllien 
Denn diese Entscheidung ist zu § 14 GKG in alter 
Fassung ergangen, der - anders als die heutige Re¬ 
gelung - eine Streitwertfestlegung unter Berück¬ 
sichtigung aller Umstände des Einsself alles, insbe¬ 
sondere aucn des Um längs der Bache, vorsah." 


Ebenso entschied der 7. Senat des OVG Lüneburg am 
22.12.1980 bezüglich einer atomrechtlichen Nichtigkeits¬ 
feststellungsklage hilfsweise Anfechtungsklage (7 OVG 
A 119/80). 


3.9.3. Zur Rolle der Nicntverhindung der Verfahren 

3.9.3.1. Ich habe darüber unter Ziffer 3.6. bereits einiges ausge- 
führt. Die Erste Instanz.hat ebenso wie die Zweite 
Instanz die gebotene Prozeßverbindung nicht vorge¬ 
nommen, obwohl das aus arbeits- und finanzoekanomischen 
Gründen geboten und wegen des Vorliegens einer Streit- 


genossensohaft, im Palle der Familie Bohlinger sogar 
einer notwendigem Streitgenossenschaft Vor¬ 

schrift war (s. o.). 


Über die Folgen der Nichtverbindung hatte der 
Prozeßbevollmächtigte Roland Bohlinger u.a. in 
seiner Stellungnahme zur Frage der Prozeßbevoll¬ 
mächtigung vom 19.08.1980, abgedruckt in "Der Rechts¬ 
weg" Nr. 7, S. 505 folgendermaßen geäußert: 


"Da außerdem sämtliche Klagen in verbundener 
Form eingereicht worden waren und offensichtlich 
zahlreiche Kläger gleichweit entfernt wohnen 
(z.B. wohnen zahlreiche Kläger in Hamburg), war 
die Begründung für das Vorgehen der Kammer (Nicht¬ 
verbindung wegen des unterschiedlichen Wohnorts 
der Kläger, Anm. n.i.O.) eindeutig nur vorgeschoben. 
Dieses Vorgehen lief auf nichts anderes hinaus, als 
die vom Grundgesetz gewährte Rechtsweggarantie 
zu beseitigen. Es war nämlich der Kammer von vorn¬ 
herein unmöglich, so zahlreiche Klagen gesondert 
zu verhandeln und zu entscheiden, ohne daß folgendes 
geschieht: entweder verhandelte oder entschied die 
Kammer wirklich gesondert und berücksichtigte dabei 
ernsthaft das unterschiedliche Vorbringen der ein¬ 
zelnen Kläger, wozu gehörte, daß sie den Klägern 
wirklich ermöglichte, neue Prozeßbevollmächtigte 
und Beistände zu suchen, und den neuen Bevoll¬ 
mächtigten und Beiständen ermöglichte, sich einzu¬ 
arbeiten - dann wäre sie mit den letzten Verfahren 
noch beschäftigt gewesen, wenn das Werk seinen 
Betrieb längst aus technischen Gründen beendet 
hätte. Oder aber sie handelte entgegen ihren Be¬ 
schlüssen weitgehend kollektivierend und dazu auch 
noch oberflächlich, wie es ihr in den meisten Fällen 
leicht möglich war, nachdem sie die Kläger ihrer 
sachkundigen Rechtsbeistände beraubt hatte. Denn 
diese Beraubung hatte doch im Zusammenhang 
mit der völligen Aufsplitterung der Kläger¬ 
gruppe zwangsläufig zur Folge, daß sich die 
Kläger für ihre Rechtsverteidigung neue 
Prozeßbevollmächtigte und Beistände hätten besorgen 
müssen; da es aber, wegen der beabsichtigten 
Sonderbehandlung der einzelnen Kläger, notwendig 
gewesen wäre, zahlreiche Vertreter und Beistände 
zu beschaffen, dies aber in mehrfacher Beziehung 
unmöglich war, es sogar fraglich war, daß die 
Kläger überhaupt einen rechts- und sachkundigen, 
eingearbeiteten Prozeßbevollmächtigten kurz¬ 
fristig hätten herbeischaffen können, lief das 
Vorgehen der 7. Kammer von vornherein darauf 
hinaus, die Kläger entweder in die Resignation 
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bzw. zur Klagerücknahme zu treiben (wie tatsächlich 
zahlreich geschehen) oder sie ohne Beistand zu 
lassen, was angesichts des umfangreichen und 
schwierigen Prozeßstoffes bedeutete, die meisten 
Kläger zu Gunsten der ohnehin personell, materiell 
und administrativ übermächtigen Gegenseite weit¬ 
gehend ohnmächtig zu machen, also in unzulässiger 
Weise in ihrer Rechtsverteidigung bzw. Rechtsver¬ 
wirklichung zu behindern. Das wird durch die Tat¬ 
sache bestätigt, daß mit einer chein-Ausnahme 
sämtliche Kläger dieselben hektographierten, 
die Bezeichnung "Gerichtsbescheid" und "Gründe" 
tragenden Schriftstücke zugestellt erhielten, 
auf denen als einzige individuelle . Angaben nur. 
erschienen: der Empfängername, das D a tum und, 
handschriftlich eingefügt, die Angabe der Ent¬ 
fernung zwischen Atomspaltwerk und Wohnort des 
Empfängers." 

Besonders schwerwiegend mußten die Folgen der Nicht¬ 
verbindung im Palle der Familie Bohlinger sein, da 
sie zu einem Streitwert von insgesamt 8 x 100 000.- DM 
führte und damit zu einer Kostenbelastung weit über 
100 000.- DM, was eindeutig einen Tatbestand der 
Nötigung setzte und gegen die Rechtsweggarantie aus 
Art. 19. Abs. 4 GG. verstieß. Der Prozeßbevoll¬ 
mächtigte Roland Bohlinger hat deshalb inzwischen 
Verfassungsbeschwerde erhoben und wird außerdem 
noch Strafanzeige wegen Nötigung erstatten. 


3.9.3.2. Im übrigen hat die 7.’Kammer am VG Koblenz die 

gleichen Verfahren bei mindestens zwei Ehepaaren 
(Ehepaar Vollenbroich, Az. 7 K 439/79 und Ehepaar 
Schuckenberg, Az. 7 K 426/79) eine Prozeßverbindung 
vorgenommen und demzufolge den Streitwert für die 
einzelnen Kläger auf die Hälfte herabgesetzt. 

Es fällt deshalb schwer, das Vorgehen im Falle 
der Familie Bohlinger nicht als Maßnahme zu ver¬ 
stehen, um den Vater der Familie als Prozeßführer 
zu zermürben und wirtschaftlich zu vernichten. 
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3.?. 4. Kostenentscheidung 

In der Kostenentscheidung bestimmte der 7. oenat ebenso 
wie die 7. Kammer, daß die außergerichlichen Kosten die 
Kläger zu tragen hätten. 

Auf meinen Antrag, die außergerichtlichen Kosten der 
Gegenseite aus Gründen der Billigkeit und der guten 
Sitten als nicht erstattungsfähig zu erklären ( s. 

St ; eitwertbeschwerde, letzter Absatz), ging der Senat 
mit keinem Wort ein. üer Antrag blieb völlig unbeachtet. 
Er blieb unbeachtet, obwohl das OVG Lüneburg derartigen 
Anträgen stattzugeben pflegt mit der Begründung, daß die 
wirtschaftliche Macht des Beklagten und der Beigeladenen 
so unverhältnismäßig größer sei als die des Klägers, daß 
es unbillig sei, dem Kläger auch die außergerichtlichen 
Kosten aufzuerlegen. (Vgl. die bereits zitierten Ent¬ 
scheidungen des OVG Lüneburg bezüglich Streitwertfest¬ 
setzung und Kostenentscheidung). 

Wie bereits zitiert, wurde im übrigen vom 7. Senat sein 
Urteil "wegen der Kosten" für "vorläufig vollstreckbar" 
erklärt. 

3, a, 51 Zusammenfassung 

Zusammenfassend ist festzusteiien, daß die Höhe des 
festgesetzten Streitwerts, die Nichtverbindung der 
Klagen und -die Art der Kostenerftscheidung vor allem im 
falle des Beschwerdeführers und seiner Kinder eine 
derart hohe Kostenforderung auferlegte, daß die Voll¬ 
streckung auch nur eines Bruchteils der Forderung,die 
Vernichtung der wirtschaftlichen Existenz des Beschwerde¬ 
führers zur folge hätte. 
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Dem Beschwerdeführer wurde in seinem Ehescheidungsver- 
fahren das Armenrecht zuerkannt. Aber auch dann, wenn 
die Finanzlage des Beschwerdeführers unberücksichtigt 
bleibt, so ist die Höhe der Kostenforderungen, die weit 
über 100 000.- DM liegen dürfte, geradezu offener Hohn 
auf die Garantien aus Art. 19 Abs. 4 GG. Außerdem ist 
sie nach Auffassung des Beschwerdeführers unter Miß¬ 
achtung verschiedener Grundprinzipien der Verfassung 
zustande gekommen, insbesondere unter Verletzung des 
rechtlichen Gehörs, des Willkürverbots und den Gesetzen 
der Logik. 





3.10. Mängel des Urteils des 7. Senats am OVO Rheinland- 
Pfalz 

3.10.1. Der Senat behauptet, das Verwaltungsgericht habe 
die Klage "zu Recht als unzulässig abgewiesen". 

Anschließend geht jedoch der Senat nicht mit 

einem einzigen Wort auf die zahlreichen und 

zum Teil schwerwiegenden Mängel ein, die der 

Prozeßbevollmächtigte Roland -“ohlinger schriftlich 

und durch Verlesung seines Schriftsatz in der mündlichen 

Verhandlung auch mündlich vorgetragen hat. 

Beweis : Urteilsausfertigung des 7. Senats 

Schriftsätzliches Vorbringen des Bevoll¬ 
mächtigten Roland Bohlinger 

3.10.2. Statt-dessen behauptet der Senat im Falle der Kläger 
zu 2 und 3, es fehle den Klagen das erforderliche 
allgemeine Rechtschutzbedürfnis, da die Klagen 
mißbräuchlich erhoben seien. 

Zur Begründung verweist der Senat darauf, daß die 
Kläger zu 2 und 3 eine Popularklage eingereicht 
hätten, bzw. als "Sachwalter der Allgemeinheit" 
aufgetreten seien. 

Auch wenn diese Behauptung richtig wäre, so ist es 
bereits Kennzeichnend für die ^altüng desJ’Senats, 
daß er eine Sachwaltung im öffentlichen Interesse 
nicht etwa als positives Verhalten würdigt, das nur 
durch die Art der herrschenden Gesetze nicht auf dem 
Rechtswege zum Brfolg fuhren kann, sondern daß er 
es schlicht als "Mißbrauch" "staatlichen Rechtschutzes" 
bezeichnet (Urteilsausfertigung für die Kläger zu 2 und 
3, S. 5). 

Noch kennzeichnender ist, wie der Senat dies recht¬ 
fertigt . 
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Der Senat oehauptet, die Kläger zu 2 und 3 hätten 
"wiederholt" erklärt oder durch ihre Bevoll¬ 
mächtigten erklären lassen, daß sie in Wahrnehmung 
einer "öffentlichen Aufgabe" gegen das Handeln des 
Gesetzgebers, der Verwaltung und der Gerichte im 
Bereich der Kernenergie vorgingen (Urteilsausfertigung 
für die Kläger zu 2 und 3, S. 5). 

Diese Behauptungen sind freie .Erfindungen des 
Senats. 

Ebenso frei erfunden ist es, daß Walther ■'oyka und 
die Kläger zu 2 und 3 sich auf das Widerstandsrecht, 
die Widerstandspflicht, die Weltansclfungs- und Vereini¬ 
gungsfreiheit berufen hätten, um "gegen die gesetzlichen 
Grundlagen einer friedlichen Nutzung der Atomenergie" 
vorzugehen, bzw. "Widerstand gegen die Kernenergie 
und damit wider den Staat " zu leisten. Dleäe Behauptungen 
finden nirgendwo in den Schriftsätzen der Kläger und 
Bevollmächtigten zu 1, 2 und 3 oder im Protokoll der 
mündlichen Verhandlung eine Bestätigung. 

Beweis: Die Gerichtsakten 

Es entbehrt auch völlig der Logik, daß die Bevoll¬ 
mächtigten zusammen mit hunderten von Klägern 
einerseits.die Rechtsprechung - neben der Gesetz¬ 
gebung und Verwaltung - als angebliche Diener der 
friedlichen Nutzung der Kernspaltung bekämpfen, 
und andererseits eben diese bekämpfte Rechtsprechung 
in derselben Sache zu Hjlfe rufen. 

Richtig ist vielmehr, daß sowohl Walther Soyka 
als auch Wieland Soyka und Roland Bohlinger 
nirgendwo der Überzeugung des Bundesverfassungs¬ 
gerichts in seinem Mülheim-Kärli ch-Beschh/ß ent¬ 
gegen getreten sind, daß nämlich der Gesetzgeber 
ausreichend durch das Grundgesetz, das Strafge¬ 
setz, das Atomgesetz und andere Bestimmungen 
gesetzliche Vorsorge getroffen hat, um das Volk 
vor Schäden aus der Nutzung der Atomspaltungs- 
energie zu schützen. 
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Wenn trotzdem die Beschreitung des Rechtswegs durch 
die Kläger zu 1 - 3 erfolgte und erfolgt, dann 
deswegen, um gerichtlich bestimmt? Verwaltungsakte 
nachprüfen zu lassen. Es heißt in dem vom 7. Senat 
selbst zitierten Mülheim-Kärlich-ßeJch/u/3 des Bundes¬ 
verfassungsgerichts: 


"Die verfassungsrechtliche Nachprüfung beschränkt 
sich daher von vornherein auf die Frage, ob die 
der angegriffenen .Entscheidung zugrunde liegende 
normative Regelung verfassungsmäßig ist und ob 
insbesondere diese Regelung in der verfassungsrechtlich 
gebotenen Weise angewendet worden ist."(NJW 1980,761) 

Und später heißt es: 


"Nach anerkannter Rechtsprechung schützt dieses 
Grundrecht nicht nur als subjektives Abwehrrecht 
gegen staatliche Eingriffe. Vielmehr folgt darüber 
hinaus aus seinem objektiv-rechtlichen Gehalt 
die Pflicht der staatlichen Organe, sich schützend 
und fördernd vor die darin genannten Rechtsgüter 
zu stellen und sie insbesondere vor rechtswidrigen 
Eingriffen von Seiten anderer zu bewahren, niese 
... Rechtsprechung ist in dem erwähnten Kalkar- 
Beschluß auch zur verfassungsrechtlichen Beurtei¬ 
lung atomrechtlicher Normen herangezogen und 
dabei ausgeführt worden, daß angesichts der 
Art und Schwere möglicher Gefahren bei der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie bereits eine 
entfernte Wahrscheinlichkeit ihres Eintritts 
genügen müsse, um die Schutzpflicht des Gesetzgebers 
konkret auszulösen (BVerfGE 49,89 (( 141 f.)) = NJW 
1979, 359). ... D a s Atomgesetz bezweckt ausdrück¬ 
lich - und zwar nach der Rechtsprechung des 
BVerwG vorrangig vor einer Förderung der 
Atomenergienutzung ... Leben, Gesundheit und Sach- 

f üter vor den Gefahren der Kernenergie zu schützen 
§ 1 M r. 2; zum unbedingten Vorrang des Schutz¬ 
zweckes vgl. HartHopf, Zur Sicherheit der Kern¬ 
kraftwerke, Bulletin Nr. 122/79, S. 1134). Nach 
der grundlegenden Vorschrift des § 7 II AtomG 
darf eine Genehmigung "nur" erteilt werden, 
wenn u.a. die nach "dem Stand von Wissenschaft 
und Technik erforderliche Vorsorge" gegen Schäden 
durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage 
getroffen ist; gern. § 17 AtomG kann sie inhaltlich 
beschränkt und mit Auflagen verbunden werden, 
wobei zur Erreichung des erwähnten. Schutzzwecks auch 
nachträglich Auflagen zulässig sind. ... Indem es 
nicht auf die allgemein anerkannten Regeln, sondern 
schlechthin auf den Stand der Technik abstellt, 
verpflichtet es zur Berücksichtigung des jeweils 
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erreichten technischen Entwicklungsstandes. 

Indem es darüber hinaus auf den Stand der 
Wissenschaft abhebt, nötigt es ... zu derjenigen 
Schadensvorsorge, die nach den neuesten wissen¬ 
schaftlichen Erkenntnissen für erforderlich gehalten 
wird; läßt sie sich technisch noch nicht verwirk¬ 
lichen, muß eine Genehmigung unterbleiben. Inhalt¬ 
lich sind also die Genehmigungsvoraussetdungen so 
gefaßt, daß aus verfassungsrechtlicher Sicht eine 
Genehmigung dann zu versagen ist, wenn die Anlage 
zu Schäden führen kann, die sich als Grundrechtsver¬ 
letzung darstellen; auch im Hinblick auf ein verblei¬ 
bendes Restrisiko in Gestalt einer künftigen Grund¬ 
rechtsgefährdung läßt das Gesetz eine Genehmigung 
nur dann zu, wenn es nach dem Stand von Wissen¬ 
schaft und Technik praktisch ausgeschlossen ist, 
daß solche Schadensereignisse eintreten."(a.a.O., 

S. 762/763) 


Ger Vortrag der Kläger beziehungsweise Bevollmächtigten 
zu 1 bis 3 hat sich genau an diesen Rahmen gehalten. 

Es ist zwar richtig, daß die Kläger und Bevollmächtigten 
sämtliche Atomanlagen der Bundesrepublik auf dem Rechts¬ 
weg angreifen. Ger Grund ist jedoch, daß nach Überzeu¬ 
gung der Bevollmächtigten alle Genehmigungsbehörden 
sich von der antragstellenden Atomindustrie und durch 
^eheimbund^ähnlich organisierte Expertengremien, wie 
der SSK und RSK täuschen ließen 

über den tatsächlichen Stand von Wissenschaft und 
Technik, 

Uber das tatsächliche Ausmaß der geplanten Schadens¬ 
vorsorge, 

über die Realisierbarkeit und den tatsächlichen 
Erfolg der geplanten Schadensvorsorge, 

über die Realisierbarkeit von Entsorgungskonzepten, 




über das tatsächliche Ausmaß des wirtschaftlichen 
Nutzens, 

und Uber das tatsächliche Ausmaß der politischen und 
geseilschaftlicheiJpolgen. 

Hierbei ist es die Überzeugung der.Kläger 


"daß wir es nicht mit verschiedenen Rechtsangelegen- 
heiten zu tun haben, sondern daß die Tätigkeit der 
Prozeßbevollmächtigten nur eine einzige Rechtsange¬ 
legenheit betrifft:die sittlich gebotene Abwehr der 
rechtlich nichtigen Handlungen einer nach Art, 9 
Abs. 2 GG. verbotenen Vereinigung von Personen, 
Gruppen und Firmen. Die Häufung der erforderlichen 
Plutoniumabwehrprozesse hat ihren Grund allein 
darin, daß sich die verfassungswidrigen Handlungen 
und Maßnahmen Jener grundgesetzlich verbotenen, 
vielfach mit dem Begriff Plutonium-Mafia, Supra¬ 
nationale Mächte u.a. bezeichneten Vereinigung an 
verschiedenen Orten mit verschiedener gerichtlicher 
Zuständigkeit ereigneten und ereignen und bei Prozeß¬ 
niederlagen dieser Vereinigung nicht die Folge ist, 
daß dann in allen Gerichtsbezirken entsprechende 
Konsequenzen gezogen werden, obwohl die Tätigkeit 
dieser Vereinigung, vor allem auf der Argumentations¬ 
grundlage des Art. 9 Abs. 2 GG., eine Einheit dar¬ 
stellt.'" (Schriftsatz des Bevollmächtigten Roland 
Bohlinger vom 19.08.1980, abgedruckt in "Der Rechts¬ 
weg", Nr. 7, S. 503) 

ttjiWdiAi. 

Die "Rechtsangelegenheit" ist also nicht der "Miß¬ 
brauch des Rechtswegs" durch die Kläger sondern der 
"Mißbrauch und die Täuschung der Exekutive" durch eine 
übermächtige, verfassungs- und strafgesetzwidrig 
handelnde Vereinigung. 


Dieser Tatbestand ergibt sich eindeutig aus dem 
schriftsätzlichen Vorbringen, insbesondere auch aus 
dem detailliert vorgetragenen Begehren nach indivi¬ 
duellem R e chts- und Interessenschutz in den Schrift¬ 
sätzen des Bevollmächtigten Roland Bohlinger, der als 
Bevollmächtigter für alle Kläger sprach und dessen 
Vorbringen sich die Kläger zu 2 und 3 auch ausdrück¬ 
lich zu eigen gemacht hatten. 
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-albst wenn aber die Behauptung des Senats 
zutriTe, iö Klager zu 2 und 3 würden als Sach¬ 
walter allgemeiner Inte essen auf treten, dann hätte der fc- 
:ntfairerweise zugleich prüfen müssen, ob der Klage 
nicht auch individualrechtsschützende Elemente inne¬ 
wohnen. Von der Schwierigkeit einer Abgrenzung auf 
das iiiohtvorhandensein einer Grenze zu schließen, ist *■*- 
ein unlogischer schluß (s. zu "Grenzenlosigkeit- 
schluß" u.a. C. Schmitt, Freiheitsrechte und institu¬ 
tioneile Garantien der Keichsverfassung 1931, S. 3). 
Vielmehr hätte sich der Senat entsprechend dem Vorgehen 
des OVG Lüneburg in seine” Entscheidung im Bruns¬ 
büttel-Verfahren von Harm Menkens darum bemühen müssen, 
die popularklagemäßigen Blendete in der Klage von 
jenen Elementen abzuspalten, die ein Individualrecht¬ 
schutzbegehren darstellen. 

Abschließend seien Ausführungen des Klägers zu 2 
in seiner Stellungnahme vom 04.02,1931 zitiert. Sie 
sprechen für sich: 

^Der 7. Senat des befaßten Oberverwaltungsgerichtes hat seine Aufgabe miß¬ 
verstanden. Es kann nicht Aufgabe von höheren Gerichten sein, ohne Rücksicht 
auf die tatsächliche Sach- und Rechtslage eine Fehlentscheidung der Vorinstanz 
aufrecht zu erhalten. Selbst wenn der Senat die Rechtsauffassung der ersten 
Instanz teilen würde - was hier gar nicht der Fall ist, im Gegenteil, er geht 
über die Auffassung des Verwaltungsgerichtes kommentarlos hinweg - 
wäre es nach meinem Verständnis von der Aufgabe des Richters erforderlich, 
sich mit dem klägerischen Begehren wenigstens mit wenigen Worten auseinander¬ 
zusetzen. Dies ist hier nicht geschehen. Der Senat hat stattdessen aus der ihm 
interessant erscheinenden Atomrechtsprechung anderer Gerichte verschiedene 
Rechtssätze, die mit Feststellungsklagen nichts zu tun haben, wörtlich über¬ 
nommen, diese durch zum Teil völlig sinnentstellende eigene Kommentare 
verbunden und dann für die Kläger mithilfe eines Schreibautomaten in unterschied¬ 
licher Kombination der Absätze ausdrucken lassen. 

Bei diesem Verfahren sind bei den meisten "Urteilen” auch noch so gravierende 
Fehler unterlaufen, daß sie in korrigierter Form neu zugestellt werden mußten. 

Die Rechtsausführungen handlen fast nur davon, daß es dem Kläger nicht erlaubt 
sei, als "öffentlicher Sachwalter" und als Widerstandskämpfer gegen die fried¬ 
liche Nutzung der Kernenergie aufzutreten. Um aber in dem Urteil seitenweise 
über dieses Thema referieren zü können, hielt es der Senat für erforderlich, 
mir diese Absichten erst einmal zu unterstellen. Meine schriftlichen Ausführungen 
hingegen n’ l, m er nicht zur Kenntnis. Der Berichterstatter hat sie nicht einmal 
bei dar Ei lfünrung in den Sach- und Verfahrensstand erwähnt und er ist auch 
mit Wort auf deren Inhalt eingegangen. 





U96 


Die ehrenamtlichen Richter konnten nur meine mündlichen Ausführungen zur 
Kenntnis nehmen, weil der Vorsitzende mich unter Androhung des Wortentzugs 
(zu einem Zeitpunkt, an dem ich noch kein Wort von mir gegeben hatte) 
mehrmals aufgefordert hat, jene Sachverhalte, die bereits schriftlich vorge¬ 
bracht worden seien, nicht zu wiederholen. Am Tag zuvor hat der Vorsitzende 
eine Person die seiner Aufforderung nicht sofort nachgekommen ist, mit 
Polizeigewalt aus dem Saal schleifen lassen. Es war also geboten, der Auf- 
forderung zu folgen. Meine Stellungnahmen beschränkten sich d ^ al b '^h re nd 
der ganzen Verhandlung auf ganz wenige Sätze zu Verfahrensfragen. Einmal 
habe ich mich auch zu weitergehenden Fragen geäußert weil ich den Emdtuck 
hatte, daß keiner der anwesenden Richter meinen Schriftsatz vom -5. 10. 
weiter als bis zur zweiten Seite gelesen hat. 

Das Urteil bestätigt meinen Verdacht erneut, sonst wäre es nicht zu verstehen, 
wie der Senat mein Vorbringen, das Gerichtsprotokoll und die mir gemachten 
Unterstellungen vereinbaren will. 

Die Richter haben weder während der Verhandlung, noch mit dem Urteil 
auch nur den Versuch einer Rechtsfindung gemacht. 

Bei der Urteilsabfassung müssen irgendjemandem dann doch ^ 

Redlichkeit der Ausführungen von Seite 5, dritter Absatz bis Seite 7 entschließ 
US druter Absatz gekommen sein. Jedenfalls werden die Feststellungen auf 
Seite 7 Sen) dann nur mehr als "Erwägungen” des Senates bezeichnet. 

Diese Erwägungen über das Selbstverständnis meiner Person als Klager 

und mein Vorbringen sind weder objektiv, noch steht es dem Senat zu derartige 

Erwägungen anzustellen. Seine Aufgabe ist es, über Tatsachen zu befinden. 

Ein von meinem Prozeßbevollmächtigten angeschnittenes Thema: "Wir stehen 
t ier auch dTe Ungeborenen", könnte der Senat mißverstanden haben. Dazu 
sei an.-emerkt, wie Roland Bohlinger noch näher ausfuhren will, daß die in 
jedem Menschen lebenden potentiell unsterblichen Keimzellen, also auch 
meine zur Hälfte in seinen Nachkommen weiterleben werden. Aufgrund der 
Vererbungsgesetze lebt meine Persönlichkeit zum Teil in den heute noc ' 
Ungeborenen. Mein Bevollmächtigter hat nur für diesen Teiiitlfche 
gesprochen, nicht aber als "öffentlicher Sachwalter , der das öffentliche 
Interesse” vertrete. Diese beiden Zitate (Seite 5, dritter Absatz) sind frei 
erfunden. 

Im übrigen habe ich auf den Seiten 4 und 8 meines Schriftsatzes vom 25 10.80 
unmißverständlich mitgeteilt, daß es mir um Individualrechtsschutz und nicht 
um "öffentliches Interesse"geht. 

Es ist unrichtig daß ich Ausführungen zum Thema der "Plutonium-Mafia" 
gemacht 1 hättet Es ist zwar richtig, daß der Pressechef der ^««w-rk-Unxon 
den Herstellern von Atomanlagen "Mafia-Methoden bescheinigt hat (vg 
"NeueKronen-Zeitung", Wien. v. 12. 6. 1975). Die Bezeichnung Plutonium- 
Mafia ist aber lediglich in einem Nebensatz von der Klägerin Nicol de Brm 
verwendet worden. Der Vorsitzende fand diesen Begriff so as-nierend, daß 
er sich von Frau den Bruin und ihrem Bevollmächtigten Walther Soyka 
ca 15 Minuten Erklärungen über dieses Wort geben ließ, anstatt die Klageri 
während der Verhandlung kurz darauf hinzuweisen, daß dieses Wort mog ic er¬ 
weise sachfremd ist und zu Mißverständnissen führen konnte. 
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In dem Urteil nutzt der Senat dann das persönliche Interesse des Vorsitzenden 
und sein Versäumen in Bezug auf die Hinweispflicht, um mir sachfremdes 
Vorbringen zu unterstellen. 

Ebenso haben weder ich, noch einer meiner Bevollmächtigten von einer nach 
Art. 9 Abs, 2 GG verbotenen Vereinigung gesprochen. Zu dieser Frage hat sich 
der Kläger Roland Bohlinger ausführlich geäußert und einen außergewöhnlich 
umfangreichen Schriftsatz zusätzlich abgegeben. In seinem Urteil findet 
dieses Thema bezeichnenderweise mit keinem Wort Erwähnung. 

Es ist mir unerklärlich, wie der Senat festgestellt haben will, daß mein gesamtes 
Verhalten offenkundig auf Demonstration, aber nicht auf individuellen Rechts¬ 
schutz ausgerichtet gewesen sei. 

Ich habe die gesamte Verhandlung schweigend, gut gekleidet und in ruhiger 
Haltung verfolgt. An dem Verhandlungstag habe ich mich etwa fünf Mal zu Wort 
gemeldet und in sachlicher Form ganz knappe unmißverständliche Ausführungen 
gemacht oder zu Protokoll gegeben. 

Zweifellos hob sich dieses Verhalten in auffallender Weise von der auffahrenden, 
unbeherrschten und ungerechten Ausdrucksweise etwa des Vorsitzenden ab. 

Wenn mir diesbezüglich Demonstration vorgeworfen wird, dann kann der Satz 
gerne so stehen bleiben. Andernfalls fürchte ich, daß vielleicht auch bei 
meinem Urteil ein Speicher des Schreibautomaten irrtümlich freigegeben wurde. 
Dann müßte vielleicht auch mir ein neues Urteil zugestellt werden. 


Auf Seite G, zweiter Absatz hat der Senat nicht richtig deduziert. Dem Senat 
wurde bekanntgegeben, daß es am Abend vor der Verhandlung zwischen mir und 
meinem Vater Auseinandersetzungen über grundsätzliche Fragen gegeben hat. 
Diese führten dazu, daß er meine Vollmacht in der dem Gericht vorliegenden 
Form nicht mehr wahrnehmen wollte. Er schrieb zu Beginn der Verhandlung 
am nächsten Morgen eine neue Vollmacht aus, die soweit es das Vertretungs¬ 
verhältnis betrifft, dasselbe besagt, wie die alte Vollmacht: Der Kläger Wieland 
Soyka bevollmächtigt die Person seines Vaters zum Vortrag, 

Es ist völlig unerheblich, welche Funktionen mein Vater in seinem übrigen 
Leben wahrnimmt. Der Senat unterstellt doch der Landesregierung von 
Rheinland-Pfalz auch nicht die persönlichen Anschauungen ihres Prozeßvertreters. 
Er macht die Landesregierung auch nicht für seine Fehler verantwortlich. 

Die ausgestellte neue Vollmacht besagt jedenfalls nicht, daß ich Mitglied in der 
genannten Weltanschauungsgemeinschaft wäre, sie sagt auch nicht, daß ich im 
Sinne der Bremischen Landesverfassung Widerstand gegen irgendetwas leiste, 
sie sagt auch nicht, daß ich als Widerstandskämpfer vor Gericht stehe. 

Wenn man Klagen vor Verwaltungsgerichten als eine Form des Widerstandes 
gegen Rechts- und Interessenverletzungen bezeichnet, was in der juristischen 
Literatur durchaus gebräuchlich ist, dann ist das doch kein Anlaß, mir hier 
Staatsfeindlichkeit vorzuwerfen. (Vgl, Seite 13 meines Schriftsatzes v. 25. 10. 80), 

Außerdem ist festzustellen, daß ich nicht allein die Person meines Vaters, 
sondern auch Rechtsanwalt Eckart Behm bevollmächtigt habe. Seine Ausführungen 
wurden nicht zur Kenntnis genommen. 
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Ein Verwaltungsrichter verhält sich unfair - dies muß hier.nochmals gesagt 
werden -, wenn er sich angeblich sachfremdes Vorbringen eines Bevollmächtigten 
schweigend anhört, den anwesenden Kläger und den Bevollmächtigten nicht 
dara'uf hinweist, daß er einige Ausführungen für Sachfremd hält, dann aber 
allein solche Ausführungen in dem Urteil zerpflückt. Die Aufklärungsmaxime 
der VGO hätte von allen Richtern verlangt, dann, wenn sie den Bezug des 
Vortrages zur Fragestellung des Vorsitzenden nicht erkennen können, nachzufragen. 

Die Deduktionsfehler im Urteil weisen aber nach, daß die Richter gar nicht 
den Wunsch oder die Fähigkeit hatten, ihnen unklare Rechts- und Sachverhalte 
aufzuklären. 


Daß mein Vater in seinem Schlußwort die Einreichung neuer Klagen ankündigte, 
war m. E. in dieser Form nicht zulässig. Es wäre aber Sache des Vorsitzenden 
gewesen, ihn darauf hinzuweisen, daß er hier nur als Bevollmächtigter von 
zwei Personen stehe, für die er keine neuen Vollmachten einzureichen be¬ 
absichtige, Und daß er dies ohnehin nur bei der zuständigen Geschäftsstelle 
des Verwaltungsgerichts tun könne. 

Aber wegen eines Formfehlers meines Bevollmächtigten in einer Sache, die 
mit meinem Verfahren nichts zu tun hat, mir Mißbrauch des Rechtsweges vor¬ 
zuwerfen zeugt m.E. erneut davon, daß es dem Urheber dieser Zeilen im Urteil 
an Objektivität und Abstraktionsvermögen fehlt. 

Ich habe jedenfalls keine neuen Prozesse angekündigt, weil ich hoffe, daß 
meinem Begehren stattgegeben wird. Ich trete in den neuen Verfahren auch nicht 
als Bevollmächtigter auf. 

Es fehlt dem Senat auch an der nötigen Urivoreingenommenheit dem einzelnen 
Kläger gegenüber. An mehreren Stellen des Urteils unterstellt der Senat dem 
einzelnen Kläger Auffassungen einer Mehrzahl von Menschen. Auf Seite 6, dritter 
Absatz heißt es, "daß der Kläger ... die Form des persönlichen Rechtsschutzes 
mißbrauch en. .," 

Auch hier zeigt der Senat nicht das Bestreben, überhaupt nur nachzulesen, ob 
persönliches Rechtsschutzinteresse geltend gemacht wird,, }Vie sich aus der 
Herstellungsmethode der "Urteile" und aus vielen Redewendungen ergibt, 
hat der Senat alle anhängigen Verfahren aus Gründen der "Gedankenökonomik" 
verbunden, aber die Regeln de-r Prozeßökonomik von Anfang an mißachtet. 


Nur im Falle des Klägers und Bevollmächtigten zu 1, 
Herrn Roland Bohlingers, geht der 7. S e nat in sei¬ 
nen Falschbehauptungen nicht ganz so weit. Er be¬ 
hauptet lediglich: 


"Ob im F a ll des Klägers vergleichbare Beweggründe, 
wie sie in den Verfahren 7 .A II 17/80 (Nicoll 
de Bruin) und 7 A II 78/80 (Wieland Soyka) gegeben 
sind, vorliegen und ebenso im Vordergrund stehen, 
daß aufgrund dessen der Klage schon das allge- 
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meine Rechtschutzbedürfnis abzusprechen ist, wofür 
einiges spricht, mag~offen bleiben. Denn auch wenn 
die Klage nicht als rechtsmißbräuchlich erhoben an¬ 
gesehen wird, ist sie unzulässig, weil ihr ... 
das besondere Rechtschutzbedürfnis in Gestalt des 
berechtigten Interesses bzw. der Klagebefugnis 
fehlt. ... " (Urteilsausfertigung für den Kläger 
zu 1,S. 5) 

Ergebnis: Dem 7. Oenat genügte es nicht, das Vor¬ 
bringen der Kläger völlig unbeachtet zu 
lassen, er hat vor allem im Falle der 
Kläger zu 2 und 3 noch Aussagen dazu er¬ 
funden, was eine Darstellung des Klage¬ 
begehrens ermöglichte, das abweisungs¬ 
fähig war. Dieser Umstand wird nicht dadurch 
gemildert, daß der Senat, seine Falschbehauptungen 
und die daran geknüpften Folgerungen ledig¬ 
lich als "Erwägungen'' (Urteilsausfertigung 
für die Kläger zu 2 und 3, S e ite 8) be¬ 
zeichnet . 

Dieser Tatbestand stellt nicht nur eine 
Verweigerung des rechtlichen Gehörs, sondern 
auch Rechtsbeugung dar (s. dazu Schwarz- 
Dreher, Komm, zum StGB, Anm. 5 zu § 336 StGB). 


3.10.3.: Im dritten Absatz der Urteilsbegründung (Urteilsaus¬ 
fertigung für den Kläger zu 1, S. 5) erklärt der Senat 
zunächst ganz richtig, daß die Erhebung einer Fest¬ 
stellungsklage gemäß § 43 Abs. 1 VwGO voraussetze, 

"daß der Kläger ein - eigenes - berechtigtes 
Interesse an der baldigen Feststellung giftend machen 
kann." 

Doch dann heißt es: 


"Hat' die Feststellungsklage, wie hier, die Nichtigkeit 
von Verwaltungsakten zum Gegenstand ... so kann ein 
berechtigtes Interesse indessen nur demjenigen zuer- 



kannt werden, der im Pall der Anfechtung dieser Ver¬ 
waltungsakte auch klagehefugt im Sinne des § 42 Ahs.2 
VwGO wäre, indem er eine Verletzung in seinen Rechten 
geltend machen kann." 

Diese Interpretation steht nicht im Einklang mit dem 
Wortlaut, dem Sinn und der Logik des Gesetzestextes. 

Sie steht in der Rechtslehre und Rechtsprechung völlig 
isoliert da.(s. dazu Ziffer 3.10.4.6. dieses Schrift¬ 
satzes). Zur Rechtfertigung dieser Interpretation 
gebraucht der Senat eine Scheinargumentation. Er be¬ 
hauptet, 


"daß ein berechtigtes Interesse an der Feststellung 
der Nichtigkeit nur dort anzuerkennen ist, wo im Falle 
der Wirksamkeit des (( wegen rechtlicher Nichtigkeit 
nicht wirksamen)) Verwal .ungsakts die Berechtigung be¬ 
stünde, wegen einer Verletzung in eigenen Rechten 
eine Anfechtungsklage zu erheben; denn demjenigen, 
dem die Verwaltungsgerichtsordnung mangels eines 
Rechtsnachteils die Anfechtung eines wirksamen Ver¬ 
waltungsakts versagt, billigt sie ebensowenig das 
berechtigte Interesse zu, die Nichtigkeit eines Ver¬ 
waltungsakts um der Beseitigung eines allein möglichen 
Recht 3 seheinslwillen, der dem Kläger nicht in rechtlich 
beachtlicher Weise zum Nachteil gereichen kann, zum 
Gegenstand einer Festseilungsklage zu machen."(a.a.O, 

S. 6) 

Hier wird nichts anderes dargelegt, als eine ausführlichere 
Wiederholung der zu beweisenden Behauptung;der ent¬ 
scheidende Nachweis wird mit Hilfe einer scheinlogischen 
Verknüpfung umgangen, nämlich der Nachweis, wieso es 
für eine Nichtigkeitsfeststellungsklage einen gesonderten 
Paragraphen gibt, in dem bezüglich der Zulässigkeit der 
Klage eine ganz andere Voraussetzung genannt wird wie 
bei einer Anfechtungsklage: die Anfechtungsklage ist 
zulässig, wenn sie fristgerecht eingereicht wurde, 
begründet ist sie, wenn der Kläger durch den angefochtenen 
Verwaltungskat in seinen Rechten verletzt ist; die 
Nichtigkeitsfeststellungsklage ist hingegen zulässig, 

"wenn der Kläger ein. berechtigtes Interesse an der 
baldigen Feststellung hat", begründet ist sie, wenn 
der Verwaltungs^t sich als nichtig erweist. Daraus folgt, 
daß eine Nichtigkeitsfeststellungsklage durchaus zulässig 
sein kann - weil berechtigtes Interesse an der baldigen 
Feststellung vorliegt - aber nicht begründet ist, weil 
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der Verwaltungsakt sich bei genauer Nachprüfung nicht 
als nichtig erweist, und umgekehrt kann eine Üjchtig- 
keitsfeststellungsklage unzulässig sein- agil der 
Kläger kein berechtigtes Interesse nachweisen kann - 
obwohl sie begründet ist, da der angegriffene Verwaltungs¬ 
akt tatsächlich nichtig ist. Der Unterschied zwischen 
dem § 42 und dem § 43 VwGO ist also ganz erheblich. 

Der § 42 Vw&O ist sozusagen völlig systemimmanent, 
der § 43 enthält hingegen ein erheblich systememanentes, 
revolutionäres Element, das fast popularklage w ähnliche 
Züge aufweist. Völlig falsch ist deshalb die Schluß¬ 
folgerung des Senats: 


"ohne die Voraussetzung einer eigenen Rechtsbetroffen¬ 
heit, würde die Feststellungsklage bezüglich Nichtig¬ 
keit von Verwaltungsakten, da andere geeignete Ab-, 
grenzungskriterien fehlen, auf eine praktisch jedermann 
offenstehende Rechtskontrolle der Verwaltung und damit 
auf eine systemfremde Popularklage hinauslaufen. Mithin 
erfordert das berechtigte Interesse, an das § 43 Abs. 1 
Vw&O die Zulässigkeit einer derartigen Feststellungs¬ 
klage knüpft, daß der Kläger, ebenso wie im Fall der 
Anfechtungsklage nach § 42 Abs.-2 VwGO, geltend machen 
kann, durch den Verwaltungskat, dessen Nichtigkeit 
er behaup et, in seinen Rechten verletzt zu sein." 

(a.a.O., S. 6) 

Über diese Argumentation kann man eigentlich nur den 
Kopf schütteln. Tatsache ist, daß der § 43 VwGO als Ab- 
grejzun £ ,skriterium für die Zulässigkeit der Klage die 
Formel aufweist:"wenn der Kläger ein berechtigtes In¬ 
teresse an der baldigen Feststellung hat." Den Inhalt 
diese Abgrenzungskriteriums mit dem 'Inhalt iües Abgrenzungs¬ 
kriteriums einer Anfechtungsklage gleichzusetzen, allein 
mit der Begründung, bei einem nichtgleichen Inhalt.des 
Abgrenzungskriteriums läge dann überhaupt kein Inhalt vor 
und statt^dessen "praktisch" die Erlaubnis zur "system¬ 
fremden Popularklage" - das entbehrt jeder Logik. 


3.10.4. Zur Widerlegung des irrigen Standpunkts des 7. Senats 
seien noch einige grundsätzliche Ausführungen vorge¬ 
tragen. Im wesentlichen sind sie bereits im Berufungs¬ 
schriftsatz des Bevollmächtigten zu 1, unter Ziffer 
2.1., 2 . 2 -, 2.3., 2.5.5., 2.6. enthalten, hier soll das 
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Vcr. atrag :ne nur vertieft und starker präzisiert 
werden. 


3 .IO. 1 .I. In der Rechtsprechung und der Rechtslehre gilt als unstrittig: 

Die Feststellung der Nichtigkeit eines Verwaltungsaktes ist jederzeit zulässig 
und kann jederzeit beantragt werden, auch noch nach Ablauf der Fristen für die 
Einlegung des Widerspruchs bzw. einer Anfechtungsklage. Nur eine unanfechtbar 
gewordene bzw. rechtskräftige Bestätigung von Verwaltungsakten, deren Nichtig¬ 
keit behauptet wurde, durch rechtskräftiges Urteil eines Verwaltungsgerichts 
steht einer späteren Klage auf Feststellung der Nichtigkeit entgegen, es sei denn, 
diese spätere Klage beruht nicht auf erst nachträglich eingetretenen oder bekannt 
gewordenen und geltend gemachten Gründen. (Siehe z. B. Kopp 6 zu § 43 VwGO; 
Eyermann-Fröhler 18/19 zu § 43 VwGO; allgemeine M.). 

Das Gericht hvt ebensowenig wie die Gegenseite dt.r- 
,-etan, in wiefern die Klage nicht auf erst nechträ-w- 
lich bekannt gewordenen GrünJen beruht. Die Klage beruht 
aber tatsächlich vor allem auf nachträglich oekan.it 
gewordenen Gründen. 


3.10.4.2. Bei Eyermann-Fröhler, Kommentar zur VwGO, 7. Aufl, München 1977, Anm. 18/19 
zu S 43 VwGO heißt es: 

"Der nichtige Verwaltungsakt ist ein nullum, und dies muß zu jeder Zeit und 
unabhängig von Fristen und dgl. festgestellt werden können... Es kann tatsäch¬ 
lich jeder Verwaltungsakt zum Gegenstand der Feststellungsklage werden; denn 
die Zulässigkeit hängt ausschließlich von der Behauptung der Nichtigkeit ab. 

Ob der Verwaltungsakt tatsächlich nichtig ist, ist keine Frage der Zulässigkeit 
der Feststellungsklage, sondern ihrer Begründetheit. " 


Kurz darauf heißt es zur Frage der Begründetheit: 

" Dies hängt damit zusammen, daß die Anfechtungsklage nur begründet ist, wenn 
der Klager in seiner Rechtssphäre verletzt ist; die Feststellungsklage hingegen 
schon begründet, wenn der Verwaltungsakt nichtig ist, ohne daß es auf die Ver¬ 
letzung der rechtlichen Interessen gerade des Klagers ankäme. Die GleichschaT~ 
tung erfolgt auch nicht über das Feststellungsihteresse. da dieses kein rechtlCT * 
ches, sondern nur-ein berechtigtes sein muß. Man wird daraus die Konsequenz 
zu ziehen haben, daß eine Anfechtungsklage mangels Verletzung der rechtlichen 
Interessen des Klägers nicht ohne weiteres als unbegründet abgewiesen werden 
darf, wenn es sich um einen nichtigen Verwaltungsakt handelt (vgl. dazu OVG 
Münster v. 21. 12. 1966, OVGE 23,313/316). Das Gericht wird den Kläger gern. 

§ 86 Abs. 3 vielmehr darauf hinzuweisen haben, daß er zur Feststellungsklage 
übergehen muß, wenn er mit seiner Klage durchdringen wolle. Dies hat zur Folge, 
daß das Gericht in jedem Fall prüfen muß, ob ein nichtiger Verwaltungsakt vor¬ 
liegt . .. Feststellungsanspruch und Aufhebungsansprucn können gleichzeitig er¬ 
hoben werden ( Feststellung der Nichtigkeit, hilfsweise Aufhebung) : es handelt 
sich hierbei materiell um aie Geltendmachung eines Anspruchs, so daß über Fest¬ 
stellungsantrag nicht durch Teilurteil zu entscheiden ist (BSG v. 21. 6. 1960, 

DOV 60, 763)." 
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Nach Maßgabe dieser Ausführungen ist die Klage zulässig. 

3.10.4.3. Dementsprechend hat auch der 7. Senat des Bundesverwaltungsgerichts am 

16. 7. 1980 in dem Verfahren Rondel gegen Land Rheinland-Pfalz, Az. BVerwG 
7/C 109. 78 - OVG 7 A 55/78 entschieden. Der Senat führt in der Urteilsbe¬ 
gründung u. a. aus: 

"Eine nichtige Genehmigung regelt in Wahrheit nichts; ihre Beseitigung durch 
die Genehmigungsbehörde bedeutet daher lediglich eine Klarstellung der 
Rechtslage, die den durch diesen Verwaltungsakt nur scheinbar Begünstigten 
nicht belastet; dieser genießt keinen Vertrauensschutz, daß der mit dem 
nichtigen Verwaltungsakt erzeugte Rechtsschein aufrechterhalten oder nur 
gegen einen Schadensausgleich zerstört werde.'* (a. a. O., S. 12) 

Etwas später führt der Senat aus: 

". .. auch dem Adressaten einer solchen nichtigen Genehmigung muß sich 
mithin aufdrängen, daß diese ihm in Wahrheit nichts gestattet und er sie 
daher nicht zur Grundlage eines Investi tionsentschlusses machen kann. Erwä¬ 
gungen entsprechender Art haben dann auch iSTCe setzgeber veranlaßt. 
die Klage auf Feststellung der Nichtigkeit eines Verwaltungsakts (vgL ? 

43 Abs. 1 VwGO) ohne Bindung an eine bestimmte Frist zuzulassen; . .." 

(a. a. O, S. 12/13). 

Anschließend wird festgestellt: 

"Eine Ausdehnung der Präklusion des § 3 Abs. 1 AtAnlV auf Nichtigkeitsgrün¬ 
de läßt sich auch nicht mit der Erwägung rechtfertigen, daß derjenige, der 
sich am Einwendungsverfahren nicht beteiligte, einen Vertrauenstatbestand 
setze; er gäbe nämlich zu erkennen, daß ilm das Vorhaben nicht hinreiche : 1 
betreffe, um dagegen vorzugehen. Von einem zu schützenden Vertrauen kann 
jedoch nur gesprochen werden, w eroTuSe rhaupt eine feecStsposition vorhanden 
ist, fehlt es daran, so fehlt es auch an einem Anknüpfungspunkt für einen 
rechtlich beachtlichen Vertrauensschutz. Ist daher eine erteilte ätomrecht- 
liche Genehmigung nichtig, so kann diese Genehmigung kein Anlaß sein, einen 
Vertrauensschutz zu begründen. Wer außer einem bloßen Rechtsschein nichts 
in Händen hält, dem kann auch nichts genommen werden; schon von daher 
läßt sich in bezug auf den Adressaten einer nichtigen Genehmigung nicht 
davon spreche», er könne darauf vertrauen, ihm werde nichts genommen." 

(a. a. O., S. 13) 

Daraus schloß der Senat: 

"Entgegen der von den Beigeladenen vertretenen Auffassung hat die Klägerin 
ihr Klagerecht nicht verwirkt. In der Rechtsprechung des Bundesverfassungs¬ 
gerichts ist zwar anerkannt, daß auch verfahrensrechtliche Befugnisse, ins¬ 
besondere Klagerechte, verwirkt werden können (vgl. z. B. das Urteil des 
erkennenden Senats vom 21. 3uli 1961 - BVerwG 7 C 49. 61 - VerwRspr 13, 
838 (839); ferner BVerwG 44, 294 (298); eine Verwirkung mag auch einer 
Nichtigkeitsklage entgegenstehen können. Das ist jedoch hier nicht der Fall. 
Verwirkung ist illoyale Verspätung der Geltendmachung einer Rechtsposition 
und damit ihrerseits Ausfluß des Vertrauensschutzprinzips; weil aber das 
Vertrauen auf den von einem nichtigen Verwaltungsakt ausgehenden Rechts¬ 
schein prinzipiell keine als solche schutzwürdige Position begründet, müßten 
ganz besondere, hier ersichtlich nicht vorliegende Umstän d e gegeben sein, 
um eine Nichtigkeitsklage als illoyal und damit als verwirkt erscheinen zu 
lassen.’' (a. a. O, S. 13/14) 
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3.10.4.4. Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts befaßt sich entsprechend dem Antrag 

der Klägerin Frau Roedel nur mit der Frage der '‘offenkundigen" Nichtigkeit, wobei 
für das Vorliegen der "Offenkundigkeit" genügt, daß sie für unterrichtete bzw. 
sachkundige Personen gegeben ist. 

In $ 44 VwVfG heißt es jedoch, djiß Nichtigkeit eines Verwaltungsaktes nicht nur 
dann vorliegt, wenh der Verwaltungsakt "offenkundig" an einem "besonders 
schwerwiegenden Fehler leidet." Vielmehr bestimmt Absatz 2s 

" (2) Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 1 ist ein 
Verwaltungsakt nichtig, 

4. den aus tatsächlichen Gründen niemand ausführen kann) 

5. der die Begehung einer rechtswidrigen Tat verlangt, die einen Straf- oder 
Bußgeldtatbestand verwirklicht! 

6. der gegen die guten Sitten verstößt. 

(4) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Verwaltungsakts, so ist er im 
Ganzen nichtig, wenn der nichtige Teil so wesentlich ist, daß die Behörde den 
Verwaltungsakt ohne den nichtigen Teil nicht erlassen hätte. 

(5) Die Behörde kann die Nichtigkeit jederzeit von Amts wegen feststellen; auf 
Antrag ist sie festzustellen, wenn der Antragsteller hieran ein berechtigtes In¬ 
teresse hat." 

Wenn ein Verwaltungsweg eine verfassungswidrige, straf- 
gesetzwidrige, sittenwidrige oder aus tatsächlichen 
Gründen nicht ausführbare Tätigkeit genehmigt, ist es 
bezüglich der Frage der Zulässigkeit einer dagegen ge¬ 
richteten Klage unerheblich, ob die Genehmigung im guten 
Glauben oder aufgrund eines Notstandes, unter er¬ 
presserischem Druck oder in bewußt rechtsbrechender 
Absicht erfolgte. Für si'e gilt auf jeden Fall nicht 
pur das, was für einen lediglich nur "offenkundig 
nichtigen Verwaltungsakt gilt, nämlich daß er 

"keinen Vertrauensschutz (genießt), daß der mit dem nichtigen Verwaltungsakt 
erzeugte Rechtsschein aufrechterhalten oder nur gegen einen Schadensausgleich 
zerstört werde." (s. o.) 

Da im vorliegenden Fall die Genehmigung nicht einfach nur an einem offenkundig 
schweren Fehler leidet, sondern einen unmittelbaren Vertrauensbruch bildet, näm¬ 
lich einen Bruch des Vertrauens der Bürger in die Verwaltung, daß diese ihrer 
Pflicht gemäß dem Wohl des Volkes dient und die Gesetze achtet, deshalb kann 
sich die Verwaltung nachher, selbst bei verzögerter Abwehr der Folgen ihres Ver¬ 
trauensbruchs, nicht darauf berufen, die Verspätung sei illoyal Denn Illoyalität 
gegenüber einem bestimmten Handeln der Beklagten und Beigeladenen ist logischer¬ 
weise seitens der Kläger nur möglich, wenn dieses Handeln der Beklagten und 
der Beigeladenen zuvor Loyalität entfaltet hatte. 
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Da jedoch nach Überzeugung der Kläger schwerste Verstöße gegen Treu und Glau¬ 
ben vorliegen, indem eine lebenswidrige, verfassungswidrige, strafgesetzwidrige, 
atomgesetzwidrige, sittenwidrige und aus tatsächlichen Gründen nicht ausführbare 
Tätigkeit genehmigt worden ist, kann sich die Gegenseite nicht auf die einschrän¬ 
kende Feststellung im oben zitierten Urteil des 7. Senats des Bundesverwaltungs¬ 
gerichts berufen, wo es, ich zitiere nochmals, heißt: 

"Verwirkung ist illoyale Verspätung der Geltendmachung einer Rechtsposition 
und damit ihrerseits Ausfluß des Vertrauensschutzprinzips" weil aber das Ver¬ 
trauen auf den von einem nichtigen Verwaltungsakt ausgehenden Rechtsschein 
nrinzioiell keine als solche schutzwürdige.Position begründet, müßten gahz beson- 
oere f m erersichtlich nicht vorliegende Umstände gegeben sein, um eine Nichtig¬ 
keitsklage als illoyal und damit als verwirkt erscheinen zu lassen." 

3.10.4.5. Im übrigen liegt nicht einmal eine Verspätung vor. 

o Die Klage wurde eingereicht, als die Kläger er¬ 
kannten, daß die genetische Dimension ihrer eigenen 
Person unweigerlich vom Betrieb des Reaktors 
von Mülheim-Kärlich betroffen sei und damit die 
genetische Zukunft ihrer elbst, ihrer Kinder und 
K^ndeskinder, deren Ehepartner und möglicher Ehe¬ 
partner. 

o Außerdem wurde von den Klägern erst vor kurzer Zeit 
erkannt, daß listig verpi/pt in dem Programm "Fried¬ 
liche Nutzung der Kernenergie" ein weltumspannendes, 
lebenswidfib'ges, verfassungswidriges .und strafgesetz- 
widriges Herrschaftsprogramm steckt, dai sich seine 
Legitimation permanent erschleicht. 

o Weiterhin wurde von den Klägern erst vor kurzer 

Zeit erkannt, daß Gremien wie die Reaktorsicherheits¬ 
kommission und Strahlenschutzkommission entschei¬ 
dende Maßstäbe für die regierende, gesetzgebende 
und rechtsprechende Gewalt setzen, obwohl.sie weder 
diesen Gewa'lten noch dem Volk wirklich Rechenschaft 
ablegen und ähnlich einem Geheimbund organisiert 
3 ind, also eine weitgehend geheime Verantwortungs- 




und Befehlsstru ktur aufweisen und keine demo¬ 
kratisch legitimierten staatstragenden Organe dar¬ 
stellen. 

o Auch wurde erst vor kurzem bekannt, in welchem Aus¬ 
maße die Betreiberseite sich zentrale Teile der 
Genehmigungen zu erlisten pflegt und im Falle 
Mülheim-Kärlich auch erlistet hat. 

o Ebenfalls wurde den Klägern erst vor kurzem 
bekannt, "daß das nachträglich als Leasing- 
Geberin eingeschaltete 1uxemuurgische Unternehmen 
seinerseits über keine atomrechtliche Genehmigung 
verfügt" (Mülheim-Kärlich-Beschluß des BVerfG, NJW 
1980 / 762 ). 

T r otzdem tritt dieses Unternehmen so auf, als wäre 
es Genehmigungsinhaber. Dazu kommt, daß dieses 
Unternehmen schwer überschuldet ist und darum 
nicht die diesbezüglichen Voraussetzungen des 
Atomgesetzes erfüllt (Zuverlässigkeit, Vertrauens¬ 
würdigkeit) . 

o Dazu kommt schließlich, daß von den Klägern auch 
nach der Klageerhebung immer wieder zusätzliche 
NichtigkeitsgrUnde entdeckt wurden und werden, 
was eine eventuelle Fristsetzung für die Klage¬ 
einreichung von vornherein als unzulässig erweist. 

Als Beispiel erwähnt sei hier nur die Angelegenheit 
mit dem neuen Sicherheitsbericht (s. Berufungs¬ 
schriftsatz desBevollmächtigten zu 1, S. 21). 

Wenn im übrigen sich die Genehmigungsbehörde selbst erheblich Zeit läßt, um 
eingehend einen Genehmigungsantrag zu prüfen, und zwar deshalb, weil sie nicht 
in der Lage ist, ihn sofort endgültig richtig zu beurteilen, dann muß auch der 
Klägerseite eine angemessene Zeitspanne für seine Prüfung eingeräumt werden. 
Jedenfalls ist offenkundig, daß es bei listigem Vorgehen der Betreiberseite nicht 
möglich ist, die vorliegenden und die noch entstehenden, äußerst komplexen Sach- 
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verhalte sofort zu erkennen und rechtlich richtig einzuschätzen. Die Erforschung 
der Wahrheit benötigt Zeit. Der Erforschung mit Hilfe von Präklusionstricks kaum 
oder gar keine Zeit zu gönnen, hieße, die Erforschung der Wahrheit zu beein¬ 
trächtigen oder gar zu verhindern. Da aber Wahrheitsfindung Voraussetzung der 
Rechtsfindung ist, würde das gleichzeitig bedeuten, daß hierdurch die Rechts¬ 
findung beeinträchtigt oder sogar verhindert wird. Das aber ist unzulässig und 
verfassungswidrig. 

3.10.4.6. Zum Nachweis des berechtigten Interesses an einer baldigen Nichtigkeitsfeststellung 
genügt es, daß der Kläger ein ideelles (religiöses, kulturelles, moralisches), wirt¬ 
schaftliches oder politisches Interesse daran hat, daß alsbald die Nichtigkeitsfest¬ 
stellung getroffen wird. Rechtlich braucht er hier jedoch gar nicht betroffen zu 
sein. Das ist herrschende Ansicht. 

Beweis; Kommentar zur VwGO von Eyermann-Fröhler, 8 . Auflage, Anm. 18/19 zu 
; 43 VwGO mit Nachweisen) Kopp, Komm, zur VwGO, 4. A., Anm. 24 
zu S 43 VwGO) Redeker - von Oertzen, 20 zu $ 43 VwGO mit 
zahlreichen Nachweisen; Schwabe, Verwaltungsprozeßrecht, Düssel¬ 
dorf 1980, S. 47; Txhira/Glaeser, Grundriß des Verwaltungsprozeßrechts, 
Stuttgart u. a., 1970, S. 148) Trzaskalik, Die Rechtsschutzzone der Fest¬ 
stellungsklage im Zivil- und Verwaltungsprozeßrecht, Berlin(l978), S. 170 
ff.) Scty^ck - de Clerck, 2. A., S. 242; D. Neumeyer, Die Klagebefugnis 
im Verwaltungsprozeßrecht, Münster 1976, S. 152 ff.; überall weitere 
Hinweise auf Gerichtsentscheidungen. 

3.10.4.6.1. Palls darauf abgestellt wird, es sei zweifelhaft, 
ob die Kläger.ein berechtigtes Interesse an der 
baldigen Peststellung der Nichtigkeit habe, weil 
auch bei Nichtigkeitsfeststellungsklagen ein 
persönliches rechtliches Betroffensein vo.rliegen 
müsse, so widerspricht das zwar eindeutig der 
herrschenden Ansicht und Rechtsprechung. Vor¬ 
sorglich sei jedoch festgehalten, daß die Kläger 
ein rechtliches Betroffensein in verschiedener 
Weise bereits in der Ersten und dann in der Zweiten 
Instanz vortrugen. 

o Die Kläger sehen sich zunächst einmal betroffen 
bezüglich ihres Rechts auf Leben, seelische, ge¬ 
netische und körperliche Unversehrtheit, und zwar 
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auch in dem Falle, daß sie hunderte Kilometer 
vom Reaktorstandort entfernt wohnen. 

Auf das Gegebensein der hier kurz aufgezählten 
Bereiche rechtlichen Betroffenseins wurde im 
Berufungsschriftsatz des Bevollmächtigten zu 
1 und zum Teil auch seitens der anderen Bevoll¬ 
mächtigten und einzelner Kläger näher eingegangen. 

Her Senat hat jedoch in dieser Beziehung sich um 
keinerlei Aufklärung und Prüfung bemüht. Er hat 
sogar einen zentralen Beweisantrag in dieser Richtung 
- s. Berufungsschriftsatz des Bevollmächtigten 
zu 1 vom, 09.11.1980, S. 31/32 - nicht beachtet. 

Andere Beweisanträge seitens anderer Kläger und 
Bevollmächtigter hat er abgelehnt mit der Begründung, 
daß der Senat das Behauptete als wahr unterstelle; 
er hat dann aber das als wahr U n terstellte nicht 
in der Urteilsfindung und Urteilsbegründung be¬ 
rücksichtigt (s. dazu Stellungnahme von Wieland Soyka 
vom 04.02.1980).Der Senat hat damit praktisch das 
rechtliche Gehör.verweigert und gegen die Auf- 
klärun smaxime verstoßen ( Vgl. dazu u.a. Ule, 
Verwaltungsprozeßrecht, 7. A., 283). Trotzdem 
wagte es der Senat zu behaupten, 

"eine Verletzung eigener Rechte’ durch die bis¬ 
her erteilten Genehmigungen für das Kernkraft¬ 
werk Mülheim-Kärlich wird vorliegend in-dessen 
nichtleitend gemacht, so daß die Klage mit dem 
Hauptantrag auf Feststellung der Nichtigkeit 
dieser Genehmigungen unzulässig ist." (Urteils¬ 
ausfertigung für den Bevollmächtigten zu 1, S.8, 
ebenso für die Kläger zu 2 und 3 auf S.’ 9). 

Außerdem behauptet der Senat, die Kläger seien 

"nicht in der Lage vorzutragen, ... in eigenen 
Rechten verletzt zu sein." (a.a.O., S. 10 bzw. 

S. 13) 
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In dem vom Senat selbst herangezogenen Mülheim- 
Kärlich-BeSchluß des Bundesverfassungsgerichts 
sind u.a. folgende Grundsätze formuliert worden: 

.. das durch Artikel 2 II GG geschützte Recht auf Leben und körperliche Unversehrt¬ 
heit _wird .. . nicht erst durch eine faktische Verletzung der geschützten Rechts¬ 

güter beeinträchtigt, es soll einer solchen faktischen Verletzung vielmehr Vorbeugen 
und kann daher auch dann eingreifen, wenn bei der Errichtung von Kernkraftwerken 
vorbeugende Maßnahmen gegen spätere Betriebsgefahren außer acht bleiben .... 


Das Atomgesetz bezweckt ausdrücklich - und zwar nach der Rechtsprechung des BVerwG 
vorrangig vor einer Förderung der Atomenergienutzung . .. Leben, Gesundheit und Sach¬ 
güter vor den Gefahren der Kernenergie zu schützen (51 Nr. 2; zum Unbedingten des 
Schutzzweckes vgl. Hartkopf, Zur Sicherheit der Kernkraftwerke, Bulletin Nr. 122/79, 

S. 1139). Nach der grundlegenden Vorschrift des 5 7 II AtomG darf eine Genehmigung 
"nur” erteilt werden, wenn u. a. die nach "dem Stand von Wissenschaft und Technik er¬ 
forderliche Vorsorge" gegen Schäden durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage 
getroffen ist; gemäß § 17 AtomG kann sie inhaltlich beschränkt und mit Auflagen ver¬ 
bunden werden, wobei zur Erreichung des erwähnten Schutzzweckes auch nachträglich 
Auflagen zulässig sind. .. . Indem es nicht auf die allgemein anerkannten Regeln, son¬ 
dern schlechthin auf den Stand der Technik abstellt, verpflichtet es zur Berücksichti¬ 
gung des jeweils erreichten technischen Entwicklungsstandes. Indem es darüberhinaus 
auf den Stand der Wissenschaft abhebt, benötigt es ... zu derjenigen Schadensvorsorge, 
die nach den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen für erforderlich gehalten wird; 
läßt sie sich technisch noch nicht verwirklichen, muß eine Genehmigung unterbleiben. 
Inhaltlich sind also die Genehmigungsvoraussetzungen so gefaßt, daß aus verfassungs¬ 
rechtlicher Sicht eine Genehmigung dann zu versagen ist, wenn die Anlage zu Schäden 
führen kann, die sich als Grundrechtsverletzungen darstellen; auch im Hinblick auf ein 
verbleibendes Restrisiko in Gestalt einer künftigen Grundrechtsgefährdung läßt das Ge¬ 
setz eine Genehmigung nur dann zu, wenn es nach dem Stand von Wissenschaft und Tech¬ 
nik praktisch ausgeschlossen ist, daß solche Schadensereignisse eintreten. (Mülheim- 
Kärlich-Beschluß des EVerfG vom 20. 12. 1979, N3W 1980, S. 762) 


Weiterhin heißt es in dem Beschluß des Bundes¬ 
verfassungsgerichts: 


"Die normative Regelung begnügt sich nicht damit, die Ge¬ 
nehmigungsbehörde an strenge materiellrechtliche Genehmif- 
gungsvoraussetzungen zu binden. Vielmehr trägt sie der 
staatlichen Schutzpflicht und Mitverantwortung auch ver¬ 
fahrensrechtlich einmal dadurch Rechnung, daß die Er¬ 
teilung einer Genhmigung von einem formalisierten Ge¬ 
nehmigungsverfahren abhängig ist, in dem die Genehmi¬ 
gungsvorausset Zungen von Amts wegen zu prüfen und an 
dem u.a. alle Behörden des Bundes, der Länder und Ge¬ 
meinden zu beteiligen sind, deren Zuständigkeitsbe¬ 
reich berührt wird... die Genhmigungsbehörde ((hat)) 
in einem besonderen Temmin zu erörtern, nachdem zuvor 


das Vorhaben bekannt gemacht und die Antragsunterlagen 
zur Einsicht ausgelegt worden sind, und zwar einschließ¬ 
lich des Sicherheitsberichts, der alle mit der Anlage 
verbundenen Gefahren und die vorgesehenen Sicherheits¬ 
maßnahmen unter besonderer Berücksichtigung der materi¬ 
ellrechtlichen Genehmigungsvoraussetzungen darzulegen 
hat." (a.a.O., S.762) 


Von Bedeutung sind schließlich folgende Sätze: 


11 Bei der verfassungsrechtlichen Beurteilung dieser Frage ist von der gefestigten Recht¬ 
sprechung des BVerfG auszugehen, daß Grundrechtsschutz weitgehend auch durch die 
Gestaltung von Verfahren zu bewirken ist und daß die Grundrechte demgemäß nicht 
nur das gesamte materielle sondern auch das Verfahrensrecht beeinflussen, soweit die¬ 
ses für einen effektiven Grundrechtsschutz von Bedeutung ist. Diese Rechtsprechung 
ist zunächst für den Grundrechtsschutz aus Art. 14 I GG ... entwickelt worden. Inzwi¬ 
schen haben beide Senate des BVerfG bereits ausdrücklich entschieden, daß Art. III 
GG ebenfalls eine dieses Grundrecht berücksichtigende Verfahrensgestaltung gebietet. .. 

Das Grundrecht des Art. 2. II GG beeinflußt auch die Anwendung der Vorschriften über 
das behördliche und gerichtliche Verfahren bei der Genehmigung von Kernkraftwerken, 
deren vorrangige Aufgabe gerade darin besteht, Leben und Gesundheit vor den Gefah¬ 
ren der Kernenergie zu schützen. Das bedeutet nicht, daß jeder Verfahrensfehler in 
einem atomrechtlichen Massenverfahren bereits als Grundrechtsverletzung zu beurteilen 
wäre. Eine solche Verletzung kommt aber dann in Betracht, wenn die Genehmigungs¬ 
behörde solche Verfahrensvorschriften außer acht läßt, die der Staat in Erfüllung sei¬ 
ner Pflicht zum Schutz der in Art. 4.II GG genannten Rechtsgüter erlassen hat. Keines¬ 
falls dürfen daher die Gerichte bei der Überprüfung von atomrechtlichen Genehmigungs¬ 
bescheiden ohne weiteres davon ausgehen, daß ein klagebefugter Dritter zur Geltend¬ 
machung von Verfahrensverstößen in der Regel nicht befugt sei.' (*.«. 0,, X. J(3) 


Im Sondervotum der Richter Simon und Heußner 
steht überdies: 

.. Dabei knüpft der Zweite Senat bevorzugt bei den verfassungsrechtlichen Verfahrens¬ 
grundrechten, insbesondere bei Art. 19 IV GG an, der nicht nur das Recht umfasse, die 
Gerichte anzurufen, sondern auch den substantiellen Anspruch auf wirksame gericht¬ 
liche Kontrolle, etwa in dem Sinne, daß das Beschreiten des Rechtswegs nicht in unzu- 
mitbarer Weise erschwert werden dürfe. . . . Ferner rechnet der Zweite Senat das Recht 
auf ein faires Verfahren zu den wesentlichen Grundsätzen eines rechtsstaatlichen Ver¬ 
fahrens. .. . Auch der Erste Senat betont selbstverständlich die in Art. 19 IV GG ent¬ 
haltene Garantie eines effektiven Rechtsschutzes.. . . Darüber hinaus geht der Erste 
- in neueren Entscheidungen auch der Zweite - Senat davon aus, daß bereits die ein¬ 
zelnen Grundrechte ihrerseits nicht nur die Ausgestaltung des materiellen Rechts be¬ 
einflussen, sondern auch Maßstäbe für eine den Grundrechtsschutz effektuierende Ver¬ 
fahrensgestaltung und für eine verfassungskonforme Anwendung der vorhandenen Ver¬ 
fahrensvorschriften setzen. .. . Inzwischen haben beide Senate ebenfalls aus Art. 2 II 
GG die Pflicht zu einer Verfahrensgestaltung hergeleitet, die eine Verletzung der duch 
dieses Grundrecht geschützten Rechtsgüter tunlichst ausschließt. . . .' 


-T1- 


511 


Die Auswirkungen der Grundrechte erschöpfen sich nach der Rechtsprechung nicht in 
der Garantie effektiven Rechtsschutzes in Gestalt einer wirksamen gerichtlichen Kon¬ 
trolle unter fairer Verfahrensführung. 

... Auch in anderen Entscheidungen finden sich Erwägungen über weitergehende Kon¬ 
sequenzen für eine grundrechtskonforme Ausgestaltung und Anwendung des gesamten 
Verfahrensrechts. In ihren Entscheidungen zur Zwangsversteigerung heben beide Senate 
hervor, daß das Verfahrensrecht der "Herbeiführung gesetzmäßiger und unter diesem 
Blickpunkt richtiger, aber darüber hinaus auch im Rahmen dieser Richtigkeit gerechter 
Entscheidungen" diene . . . (aaO., S. 764 f.) 

Etwas später heißt es in aem Sondervotum: 

^ Wenn schon in den zuvor zitierten Fällen dem Verfahrensrecht verfassungsrechtliche 
Relevanz beigemessen und eine Verfahrensgestaltung gefordert wird, die auf einen best¬ 
möglichen Grundrechtsschutz hinwirkt, dann muß dies auch und erst recht für das atom¬ 
rechtliche Genehmigungsverfahren gelten. Denn dieses Verfahren bezweckt bevorzugt 
gerade die Sicherung der durch Art. 2 II GG geschützten Rechtsgüter vor dem in Atom¬ 
kraftwerken verkörperten außerordentlichen Gefährdungspotential und soll demgemäß 
diesem Grundrecht zur Durchsetzung verhelfen.. .. Die Notwendigkeit zum Grundrechts¬ 
schutz durch Verfahrensgestaltung folgt hier insbesondere aus zwei Besonderheiten, 
die bereits in der Kalkar-Entscheidung . . . hervorgehoben worden sind: 

In dieser Entscheidung weist der Zweite Senat darauf hin (aaO, S. 133 ff.), daß der Ge¬ 
setzgeber für das materielle Genehmigungsrecht in weitem Umfang unbestimmte Rech¬ 
tsbegriffe verwende; dies beruhe auf den besonderen Schwierigkeiten des in ständiger 
Entweicklung befindlichen technischen Sicherungsrechts und diene zugleich einem zu¬ 
kunftsgerichteten dynamischen Grundrechtsschutz.. . . Wahrscheinlich läßt sich nur über 
das Verfahrensrecht verhindern, daß der Bereich zwischen Recht und Technik zum juri¬ 
stischen Niemandsland wird. 

Ein geeignetes, den Schutz der Gefährdeten sicherstellendes Verfahren zur Entscheidungs¬ 
bildung ist im Bereich der wirtschaftlichen Nutzung der Atomenergie auch aus einem 
weiteren, ebenfalls im Kalkar-Beschluß angesprochenen Grund bedeutsam.. .. Während 
im herkömmlichen Bereich die sicherheitstechnischen Anforderungen auf einem mehr 
oder minder umfassenden empirischen Material beruhen, mußte auf dem Gebiet der Kern¬ 
technik eine "Sicherheitsphilosophie" vorausgedacht und versucht werden, aufgrund 
theoretischer Überlegungen und wissenschaftlicher Untersuchungen mögliche Störfälle 
vorauszusehen und die erforderlichen Schutzmaßnahmen zu entwickeln. .. . Dabei kann 
es sich - wie es im Kalkar-Beschluß zutreffend heißt - nur um Annäherungswissen 
handeln, das durch jede neue Erfahrung korrigierbar ist und sich insofern "immer nur 
auf dem neuesten Stand unwiderlegten möglichen Irrtums befindet". Da ferner diese 
Sicherheitsphilosophie mit nur denkbaren Risiken arbeitet, hängt deren Beurteilung ein¬ 
schließlich der Einplanung entsprechender Schutzmaßnahmen von Wertungen ab, die sich 
schwerlich freihalten lassen von den jeweiligen grundsätzlichen Standpunkten und sub¬ 
jektiven Interessen.. .. Daß dieser Kommunikationsprozeß nur bei einem allseits fairen 
und vernünftigen Verfahren funktionieren kann, liegt auf der Hand. 

. .. Andererseits ergeben sich aber aus dem verfassungsrechtlichen Ansatzpunkt und 
unter Berücksichtigung der mit der Erteilung von Genehmigungen verbundenen gesteiger¬ 
ten staatlichen Mitverantwortung in mehrfacher Richtung Konsequenzen sowohl für die 
normative Ausgestaltung des Verfahrensrechts als auch für dessen Anwendung. Das gilt 
insbesondere für das gerichtliche Rechtsschutzverfahren und das vorgelagerte behörd¬ 
liche Genehmigungsverfahren, aber auch - das ist bislang kaum erörtert worden - für 
die Zusammensetzung und Verfahrensweise solcher Kommissionen, die allgemeine Sicher- 




heitsrichtlinien oder Immissionsgrenzwerte erarbeiten und damit weitreichende Entschei¬ 
dungen präjudizieren.. . . 


Für diese Entscheidung genügt die Tatsache, daß der Normgeber in Erfüllung der ihm 

SLgenden verfassung g sr g echt1ichen Schutzpflicht unt 

richtung und Betrieb als auch für wesentliche Verfangen n/rLs foUt - wie auch 

s Ä2Ä.SÄ s-är, 1 , *», 

der verfassungsgerichtlichen Uberprüfung.'(aaO., b. 765) 


Schließlich sei .zitiert: 


"Zu den grundrechtsschützenden Verfahrensvorschriften gehören sicherlich diejenigen 
Regelungen für die Genehmigung sicherheitsrelevanter Anlageteile, die zum Schutz ge¬ 
fährdeter Dritter eine richtige Entscheidung über die nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik erforderliche Schadensvorsorge und damit einen effektiven Rechtsschutz 
dieser Dritten bezwecken. . .. (aaO., S. 766) 


Die hier sehr ausführlich zitierten Stellen ver¬ 
deutlichen in recht überzeugender Weiue die Grund¬ 
regeln, die in atomrechtlichen Genehmigungs- und 
Gerichtsverfahren zu beachten sind. Sie sind aber 
weder in dem Genehmigungs- noch in dem Gerichts¬ 
verfahren bezüglich des Reaktors Mülheim-Kärlich 
tatsächlich beachtet worden. Wären sie im Gerichts¬ 
verfahren beachtet worden, dann hätte bereits die 
Erste und dann noch mehr die Zweite Instanz eine Reihe 
von Argumenten auf ihre Richtigkeit hin überprüfen 
müssen, die seitens der Kläger schriftlich und 
mündlich vorgetragen worden sind. Palls die Über¬ 
prüfung dieser Argumente erwiesen hätte, daß sie 
zutreffend sind, dann hätte weiterhin geprüft werden 
müssen, ob die dadurch gekennzeichneten Sachverhalte 
so beschaffen sind, daß ihre Regelwidrigkeit nicht 
durch Verbesserungen heilbar sind sondern eine 
völlige Aufhebung verlangen oder gar wegen Verstoßes 
gegen Verfassungsgrundsätze, Strafgesetze, Bu-ßgeld- 
vorsohriften, das Sittengesetz oder wegen Undurch¬ 
führbarkeit nichtig sind. 
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Daa macht Jedoch eine Genehmigung unzulässig, denn 
eine Genehmigung kann unter diesen Umständen weder 
den Beweis enthalten, die erforderliche Schadensvor- 
sorge sei getroffen, noch könnte sie die unbekannten 
Gefahren als bloßes akzeptierbares Restrisiko recht- 
fertigen (s. BVGE 49/89, NJV 1979; 359; vgl. dazu 
Bender, NJW 1979, 1425 u.a.). 

(4) Im alten Sicherheitsbericht, der für die Er¬ 
richtung des Atomspaltwerks Mülheim-Kärlich, 
maßgeblich war, wird die Plutoniumproduktion 
verschwiegen. Da die Tatsache der Plutonium¬ 
produktion und ihrer großen Rolle bei der 
Wärmeerzeugung und bei der Erzeugung von Ge¬ 
fahren für Leben, Gesundheit und Sachgüter 
schon seit Jahrzehnten unbestritten ist (s. 
u.a. Kalkar-Seschluß des Bundesverfassungs¬ 
gerichts vom 03.08.1978, NJW 1979, 360/361), 
verstößt diese Tatsache ganz eindeutig gegen die 
Vorschriften des Atomgesetzes, sämtliche Ge¬ 
fahren und die dagegen getroffene Vorsorge 
darzulegen. 

(5) In den Genehmigungsunterlagen für das Atom¬ 
spaltwerk Mülheim-Kärlich wird die Frage ge¬ 
netischer Schädigungen, insbesondere die 
polygenlsche Dimension voi^ genetischen Schädigungen 
nicht behandelt, obwohl es bekannt ist, 

daß derartige Schädigungen durch radio¬ 
aktive S'ubstanzen erzeugt werden können. 

Da aber die Wissenschaft auf diesem Gebiet 
noch gar keinen nennenswerten Stand aufweist 
und darum auch nicht in der Lage ist aufzu¬ 
zeigen, wie im einzelnen solche Schäden 
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Diese notwendige Prüfung ist unterblieben. Die Prüfung 
hätte vor allem folgende Argumente betreffen müssen, 
die sämtlich vorgetragen worden sind ( s. Berufungs¬ 
schriftsatz des Bevollmächtigten zu 1, S. 21 ff; und 
Stellungnahme von Wieland Soyka vom 4.2.1981): 


(1) Ergibt sich aus dem Vergleich zwischen dem 
alten und dem jetzt vorgelegten viel umfang¬ 
reicheren Sicherheitsbericht, daß im.alten 
Sicherheitsbericht wesentliche Gefahren ver¬ 
schwiegen oder bagatellisiert worden sind oder 
daß der alte Sicherheitsbericht nicht dem damaligen 
Stand von Wissenschaft und Technik entsprach. 

(2)Wie ist die Tatsache zu bewerten, daß das Atom¬ 
spaltwerk Mülheim-Kärlich ein Grundkonzept be¬ 
sitzt, das auf einen Umgang mit offenen radio¬ 
aktiven Stoffen abzielt. Der Umgang mit offenen 
radioaktiven Stoffen ist nicht im Einklang mit 
dem technischen Grundkonzept und den Forderungen 
der Strahlenschutzverordnung möglich. 


(3) In den Genehmigungsunterlagen fehlt ein 

vollständiges Aktivitätsfließschema. Allein 
diese Tatsache reicht aus, die Genehmigungen 
zum Bau des Atomspaltwerks Mülheim-Kärlich 
für nichtig zu erklären. Denn entweder ergibt 
sich aus dieser Tatsache, daß die Erste Teil¬ 
genehmigung nicht dem Stand von Wissenschaft 
entspricht oder es ergibt sich daraus, daß es 
Stand der Wissenschaft ist, daß sie auf diesem 
Gebiet z. T. überhaupt keinen Stand besitzt. 
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verursacht werden und werjdavon möglicher¬ 
weise und wer zwingend davon betroffen sein 
wird, erlaubt auch nicht der derzeitige Stand 
der Wissenschaft auf diesem Gebiet das Treffen 
der erforderlichen Vorsorge gegen Eingriffe 
in die Rechte aus Art. 2 II GG. Daher gilt 
auch hier der Satz aus dem Mülheim-Kärlich- 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts, 


"daß aus verfassungsrechtlicher Sicht eine 
Genehmigung dann zu versagen ist, wenn die 
Anlage zu Schäden führen kann » die sich als 
Grundrechtsverletzung darsTellenj auch im 
Hinblick auf ein verbleibendes Restrisiko in 
Gestalt einer künftigen Grundrechtsgefährdung 
läßt das Gesetz eine Genehmigung nur dann zu, 
wenn es nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik praktisch ausgeschlossen ist, daß 
solche Schadensereignisse eintreten ... " 
(a.a.O.TUJV 1*580, 762)- 

(6) Es wurde in den Genehmigungsunterlagen für 

das Atomspaltwerk Mülheim-Kärlich vorgetäuscht, 
daß der verwendete Schlüsselbegriff "rem" ein 
wissenschaftlicher und nicht ein dogmatischer 
bzw. fiktionalistischer Begriff ist, dessen 
Verwendung zu Fehlurteilen führt und Fälschungen 
erlaubt. Da der Begriff "rem" ein unwissen¬ 
schaftlicher Dosisbegriff ist, entbehrt das 
für den Reaksor bestimmte Strahltenschutzkonzept 
der wissenschaftlich verläßlichen Grundlage. 
Daraus sind nun wiederum Folgerungen zu ziehen, 
die sich aus dem Mülheim-Kärlich-Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts ergeben, wo es u.a. 
heißt: 


"Nach der grundlegenden Vorschrift de3 § 7 
II AtomG darf eine Genehmigung "nur" erteilt 
werden, wenn u.a. die nach "dem Stand von 
Wissenschaft und Technik erforderliche 
Vorsorge" gegen Schäden durch die Errichtung 






und den Betrieb der Anlage getroffen ist; 
gern. § 17 AtomG kann sie inhaltlich beschränkt 
und mit Auflagen verbunden werden, wobei 
zur Erreichung des erwähnten Schutzzwecks 
auch nachträglich Auflagen zulässig sind." 
(a.a.O., 761) 


(7) Außerdem wurde in den G e nehmigungsunterlagen 
nicht das Ein-Treffer-Prinzip berücksichtigt. 

Da dieses Prinzip schon vor Jahrzehnten dem 
Stand der Wissenschaft entsprach, es aber bis 
jetzt nicht möglich ist, bei Reaktoren mit 
nicht völlig geschlossenem Schadstoffkreislauf 
gegen die Auswirkungen dieses Prinzips Vor¬ 
sorge zu treffen, gilt, was das Bundesverfassungs¬ 
gericht im Mülheim-Kärlich-Beschluß ausführte: 

"Indem es (Atomß) darüberhinaus auf -den S^-and 
der Wissenschaft abhebt, nötigt es ... zu 
derjenigen Schadensvorsorge, die nach den 
neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen 
für erforderlich gehalten wird; läßt es sich 
technisch noch nicht verwirklichen, muß eine 
Genehmigung unterbleiben." (a.a.O., 76i/2) 

(8) Zahlreiche Synergismen wurden in den Gutachten 
und im Sicherheitsbericht nicht behandelt, es ist 
nicht einmal das Verhalten der meisten Nuklide, 
die beim Betrieb der Anlage entstehen werden, 
beschrieben worden. Aus dieser Tatsache sind 

die gleichen Polgerungen zu ziehen, wie sie 
unter (5) gezogen worden sind. 

(9) Das Atomopaltwerk Mülhelm-Kärlich besitzt kein 
brauchbares Entsorgungskonzept. Damit fehlt 
eine wesentliche Genehmigungsvoraussetzung. 

Die Verträge mit La Hague enthalten eine Rücknahme¬ 
klausel. .Die behauptete Gewährleistung der Ent¬ 
sorgung durch Hinweise auf die Verträge von 
La Hague erfüllt, damit möglicherweise den Tat- 
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bestand des Betrugs. Die Äußerung von 
Bundeskanzler Helmut Schmidt auf der Iv'elt- 
energiekonferenz, daß die Entsorgungsfrage 
nicht gelöst sei (s. Schriftsatz von Wieland 
Soyka vom 25.10.1980, S. 10) hätte auf jeden 
Fall Anlaß zur Überprüfung des Entsorgungs¬ 
konzepts für das Atomspaltwerk .Mülheim-Kärlich 
sein müssen und zwar u.a. anhand der Unter¬ 
lagen, die dem Bundeskanzler als Grundlage für 
seine Äußerung dienten. 

(10) Es ist in den Genehmigungsunterlagen snur ganz 
unvollständig dargelegt, wie umfangreich der 
"Atomspaltkreislauf" und dessen Folgen von 
der Uranbeschaffung bis|hin zur Entlagerung ab¬ 
läuft, wie es damit im Felle eines großen Un¬ 
falls, eines Terrorakts, einerKriegseinwirkung 
aussieht, inwiefern durch diesen Kreislauf 
G r undrechte betroffen sind, z.B. das Recht auf 
freie wähl des Wohnorts, des Arbeitsplatzes 
und der Berufsausübung, auf Unverletzlichkeit 
der W'ohnung und des Schutzes von Ehe und Familie. 

(11) Durch die Erweiterung der sog. Dehnungsfuge 
zwischen den beiden Gebäudeteilen des Atom¬ 
spaltwerks Mülheim-Kärlich mußten wichtige 
Anlagenteile ins Freie gelegt werden. Das wider¬ 
spricht den Sicherheitsbestimmungen für diese 
Anlagenteile. 

(12) Entsprechend den Ausführungen des Bevollmächtigten 
zu 1 in seinem Berufungsschriftsatz auf Seite 
4? wäre zu prüfen gewesen, ob die Genehmigungen 
u.a. auf gefälschten Gutachten aufbauen. Außerdem 
ist es Tatsache, daß die Genehmigungsbehörde 
die ihr vorgelegten Gutachten nicht auf ihren 
Wahrheitsgehalt hin überprüfte oder auch nur die 








Inhalte neben den Ergebnissen in ihre Über¬ 
legungen einbezog. Das verstieß auf jeden Fall 
gegen ihre Prüfungspflicht. 

(13) Im Sondervotum der Bundesverfassungariehter Simon 
und Heußner zum Mülheim-Kärlich-Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts wurde ebenso wie auf 
Seite 44 des Berufungsschriftsatzes des Bevoll¬ 
mächtigten zu 1 betont, daß es notwendig sei, 
unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunksen 

"die Zusammensetzung und Verfahrensweise 
solcher Kommissionen ((zu überprüfen)), 
die allgemeine Sicherheitsrichtlinien oder 
Immissionsgrenzwerte erarbeiten und damit 
weitreichende Entscheidungen präjudizieren." 
(a.a-.O., NJW 1980, 765) 

Der Bevollmächtigte zu 1 hat zu dieser Frage 
dem Senat schriftlich und mündlich detailliert 
vorgetragen, um die Brisanz der Frage zu ver¬ 
deutlichen. Insbesondere hat der Bevollmächtigte 
unmißverständlich klar gemacht, daß es unzu¬ 
lässig und unverantwortlich ist, wenn das Ge¬ 
richt ungeprüft Aussagen dieser geheimbund¬ 
ähnlich organisierten und der öffentlichen und 
wissenschaftlichen Kontrolle weitgehend entzogenen 
Gremien übernimmt.( s .a.a.O., S. 44—S4-) . 

(14) Im Berufungsschriftsatz des Bevollmächtigten zu 1 
wurden auf Seite 54 ff. noch' zwanzig weitere 
Argumente gegen die Genehmigungen zu Gunsten des 
Atomspaltwerks Mülheim-Härlich genannt. Sie 
hätten alle überprüft werden müssen, inwieweit 
sie zutrefi'en und welche Bedeutung sie hinsicht¬ 
lich der aus dem Mülheim-Kärlich-Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts zitierten Regeln be¬ 
sitzen. 



-n- 


519 


Aber beide Instanzen haben, wie schon dargelegt, 
diesen Vortrag völlig ignoriert. B e ide Instanzen 

behaupten sogar im eindeutigen Widerspruch zu den Tat 
Sachen (s.o.), die Kläger hätten die Verletzung der 
eigenen Rechte gar nicht geltend gemacht. 


Die Überprüfung der vorgetragenen Argumente 
war allein schon deshalb erforderlich, weil 
erst dann das Gewicht und Ausmaß des berechtigten 
Interesses und des rechtlichen Betroffenseins 
bestimmbar gewesen wäre. 


Doch der Senat ging noch weiter. Obwohl der Be¬ 
vollmächtigte zu 1 beantragt hatte, darüber 
Beweis zu erheben, in welcher Entfernung noch 
ein Bürger dieser Republik von Auswirkungen 
der Schadstoffemissionen aus dem Atomspaltwerk 
Mülheim-Kärlich im Normalbetrieb, bei einem 
Störfall oder aufgrund eines großen Unfalls rechtlich 
betroffen ist, und obwohl der Senat seine Be¬ 
hauptung, die Kläger seien nicht rechtlich be¬ 
troffen, allein auf das Argument abstützt, die 
Kläger wohnten zu weit vom Reaktor entfernt, 
hat der Senat den Beweisantrag des Bevoll¬ 
mächtigten abgelehnt und obendrein in der Ur¬ 
teilsbegründung erklärt: 


"Dabei besteht für den Senat kein Anlaß, ab¬ 
schließend festzulegen, in welchem kilometer¬ 
mäßig begrenzten Umkreis »nicht unerhebliche 
Gefährdungen von Leben und Gesundheit" als 
nicht mehr hinzunehmende Auswirkungen des ge¬ 
rügten konkreten Sicherheitsdefizits generell 
zu besorgen sein könnten; denn bei einer Ent¬ 
fernung des Wohnorts von annähernd hundert 
Kilometer oder mehr von Mülheim-Kärlich ist 
dies jedenfalls nicht mehr <fer Fall, weil hier 
die Gefahr von Rechtsgutverletzungen durch den 
Kernkraftwerksbetrieb nach den Grundsätzen 
praktischer Vernunft nicht mehr ins Gewicht 
fällt (vgl. BayVGH, a.a.O.)." 

(Urteilsa usfert igung für den Bevollmächtigten 
“zu 1, 'S. "9/10) 
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Damit hat sich der Senat praktisch ins völlige 
juristische Niemandsland abgesetzt. ..ie sehen 
denn die Grundsätze praktischer V'enunft im vor¬ 
liegenden Fäll konkret aus? Wenn Sand aus der 
Wüste Sahara auf Gletschern der Alpen gefunden 
wird, wenn in schwedischen Wäldern mehr Ablager¬ 
ungen aus Schadstoffemissionen des Ruhrgebiets 
auftreten als in der unmittelbaren Umgebung des 
Ruhrgebiets, wenn die Wissenschaft schon langst 
hunderte von Kilometern entfernt von einem Re¬ 
aktorstandort sogenannte "heiße Stellen" entdeckt 
hat, wenn die Jchadstoffwolke aus dem Harrisburg- 
Reaktor auch noch in einer -ntfernung von 500 km 
die als zulässig angesehenen Grenzwerte über¬ 
schritt, wenn zum Reaktor nicht nur dessen Betrieb 
am Standort sondern als zwangsläufige iolge 
sein ganzer Kreislauf, darunter Wiederaufbereitung 
und Endlagerung zählt und es nicht feststeht, 
an welchem Standort die verschiedenen Teile 
dieses Kreislaufes angesiedelt und wirksam werden, 
wenn schließlich das IRS zwei Studien verfaßt hat, 
wo die Auswirkungen eines großen Unfalls in einer 
Wiederaufbereitungsanlage von der Größe der in 
Gorleben geplanten so. gesehenjwerden, daß hierbei 
Millionen von Toten auftreten - was vermögen 
diesbezüglich ganz konkret die zitierten "Grund¬ 
sätze der praktischen Vernunft" auszusagen? Nichts. 
Aber auf nichtssagenden Aussagen läßt sich kein 
Recht gründen, höchstens Willkür. 

3.10.4.6.2. Zusätzlich zu den hier.kurz aufgezählten Gründen 

für die Notwendigkeit iiner göhauen und abschließenden 
Überprüfung, ob die Kläger rechtlich betroffen sind, 
wurde auch noch schriftlich und mündlich eingehend 
ein berechtigtes Interesse an der alsbaldigen Fest¬ 
stellung der Nichtigkeit geltend gemacht. 
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o So wollten die Kläger geklärt wissen, ob, wie 
und unter welchen Bedingungen atomrechtliche Ge¬ 
nehmigungen für das Atomspa.ltw.erk Mülheim-Kärlich 
und die darauf aufbauenden komplexen Tatfolgen 
auf dem Wege_ über die Nichtigkeitsfeststellungs- 
klage wirksam angegriffen werden können oder ob 
das nur über Anfechtungsklagen mit den hierfür 
geltenden eingeschränkten Bedingungen möglich 
ist. Diese Klärung war und ist notwendig, damit 
die Kläger künftig wisjen, welche Bedingungen 
für eine erfolgreiche Beschreitung des Rechtswegs 
gelten. 

o Außerdem ging es den Klägern um Klärung, ob sie 
ihr rechtliches Betroffensein in Form von ge¬ 
setzlich nicht abgedeckter Einschränkung ihrer 
Grundrechte klaglos hinnehmen müssen, weil es 
angeblich verfristet sei. 

o Die Kläger hatten auch das stärkste Interesse 
an der möglichst baldigen Feststellung, ob sie 
aus angeblicher Verfristung von iiiinwänden gegen 
das Atomspaltwerk Mülheim-Kärlich und anderen 
»papierenen Bedingungen" Opfer »naturgesetzlicher 
Bedingungen» aufgrund vermehrter Ausstreuung 
künstlich erzeugter Radionuklide in die Biosphäre 
werden dürfen, insbesondere, was die genetische 
Dimension in ihrer Person betrifft. 

o Damit hing das Interesse der Kläger an der 
möglichst baldigen Klärung zusammen, ob allein 
durch Auslegung von Verfahrensbestimmungen 
von vornherein die Diskussion und Entscheidung 
über schwerwiegende Fragen rechtlicher und tat¬ 
sächlicher Art im Falle des Reaktors Mülheim- 
Kärlich ausgeschaltet werden können. 

o Nach Auffassung der Kläger bedürfte es auch der 
alsbaldigen Klärung, ob durch den Betrieb des 
Atomspaltwerks Mülheim-Kärlich ein Teil der 
BRD noch im gesetzlich vorgeschriebenen Maße 
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verteidigungsfähig ist und ob ausreichende 
Vorsorge für die Bevölkerung gegenüber den 
Folgen einer im Krieg äusgelösten Atomkatastrophe 
getroffen ist oder ob diese Klärung vor Ver¬ 
waltungsgerichten unzulässig ist. Das bedurft« 
auch deshalb der Klärung, weil viele Kläger sich 
mit Wehrfragen befassen und der Bevollmächtigte 
zu 1 auf diesem Gebiet publizistisch tätig ist 
und juristisch tätig werden will (vgl. seine 
Schrift:Eine neue Strategie zur Überwindung der 
wachsenden Kriegsgefahr, Wobbenbüll 1980). 

O Die Kläger verlangten auch alsbaldige Klärung,ob 
sie es hinnehmen müssen, daß private Vereinigungen 
wie die ICRP, RSK und SSK über das Wohl von 
illionen von Menschen und darunter auch ihr Wohl 
und das Wohl ihrer Kinder, Kindeskinder und deren 
Ehepartner unkontrolliert entscheiden dürfen, 
wie das tatsächlich geschieht und vom VG Schleswig 
im Brokdorf-Verfahren für Recht erklärt wurde, 
obwohl es verfassungswidrig ist. 

o Es bedarf nach der Überzeugung der Kläger auch der Klärung, ob - wie häufig 
behauptet wird - aufgrund von Verfahrensvorschriften und Auslegungskünsten 
der Wesensgehalt von Grundrechten zugunsten übermächtiger Konzerne und 
sonstiger Machtgruppen angetastet bis völlig mißachtet werden kann, und somit 
das Grundgesetz teilweise, nämlich bei der Auseinandersetzung des Bürgers 
bzw. des Volkes mit übermächtigen, egozentrisch orientierten Personen und 
Personengruppen, nur eine Propagandabroschüre darstellt - oder ob der Staat 
sich durchaus ernsthaft als freiheitlich-demokratischer Rechtsstaat versteht 
und sich derzeit nur im Notstand aufgrund des herrschenden "Energiekriegs" 
befindet. Die Beantwortung dieser Frage ist von größter Tragweite, da sie hin¬ 
sichtlich der Wahl des künftigen Lebenswegs vieler Kläger eine grundlegende 
Rolle spielt und auch darüber entscheidet, ob statt der Widerstandsform in 
Gestalt der Beschreitung des Rechtswegs künftig andere Widerstandsformen 
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gegen das Unrecht gewählt werden müssen, das von 
der Tätigkeit der Plutoniumindustrie ausgeht, 
die sich fälschlich als sinnvoll, notwendig und 
verfassungsmäßig ausgibt. Sie haben hier also 
ein moralisches, religiöses, rechtliches und 
politisches Interesse an der Feststellung der 
Nichtigkeit. 

o Schließlich haben die Kläger ein wirtschaftliches Interesse an der Feststellung 
der Nichtigkeit. Einerseits deshalb, weil - wie ich in der Untersuchung "Anmer¬ 
kungen zur Kosten-Nutzen-Analyse der Plutoniumtechnologie" nachgewiesen 
habe - die Erzeugung von Strom mit Hilfe von Atomspaltung, insbesondere 
Plutonium, die weitaus teuerste, volkswirtschaftlich nicht tragbare Form der 
Stromerzeugung darstellt, und andererseits deshalb, weil die Alternativenergie¬ 
nutzung von den Klägern für weitaus besser, billiger und praktischer gehalteh 
wird, sie persönlich weniger belastet und obendrein zur unmittelbaren persön¬ 
lichen Nutzung vorgesehen ist (vor allem Sonnenkollektoren und Windrotor), 
was aber sehr erschwert ist, so lange die Plutonium- 
technologie favorisiert wird. 

Auch mit diesen Argumenten-hat sich der Senat 

nicht auseinander gesetzt. 


3.10.4.7. Das Vorbringen des Senats hinsichtlich der Frage der 
Zulässigkeit der eingebrachten Klagen ist also 
auf Erfindungen, Falschdarstellungen, Söheinlogik 
und falscher Gesetzesauslegung aufgebaut, es ist 
offensichtlich ohne jede Basis. Das wird eindeutig 
bestätigt, wenn man sich mit dem restlichen Vor¬ 
bringen des Senats befaßt. 

3.10.4.7.1. Der Senat behauptet tatsachenwid/^pg: 

"Soweit spezifizierte Einwendungen erhoben worden 
sind, zielen diese in der Mehrzahl gegen die Er¬ 
richtung und den Betrieb von Kernkraftwerken 
schlechthin, unabhängig von deren Standort und 






deren Konzeption im Einzelfall. Derartige grund' 
sätzliche Bedenken gegen die Kernenergie als 
solche sind indessen nicht geeignet, eine Ver¬ 
letzung in eigenen Rechten durch atomrechtliche 
Genehmigungen darzutun." (a.a.O. S. 7) 


Der Senat hat diese Behauptung nicht begründet, 
obwohl er auch hier nachweispflichtig wäre. Da er 
die Behauptung aber nur auf die "Mehrzahl" der 
"spezifizierten Einwendungen" bezieht, muß es. 
logischerweise eine "Minderzahl" erhobener Einwände 
geben, auf die diese Behauptung nicht zutrifft. 
Doch diese "Minderzahl" wird nirgends untersucht. 
Es heißt zwar a.a.O auf S. 9: 


"Vorliegend wird zwar teilweise auch ein kon¬ 
kretes Sicherheitsdefizit des Kernkraftwerks 
Mülheim-Kärlich geltend gemacht, wenn auf einen 
angeblich ungenügenden Abstand zum Rhein oder 
die geologischen Verhältnisse des Standorts 
(Erdbebengefährdung) hingewiesen wird." 

Diese beide Einwände wurden aber von den Klägern 
zu 1 bis 3 garnicht erhoben. Hingegen läßt der 
Senat die tatsächlich erhobenen Einwände unter den 
T i sch fallen. 


Damit wird nur erneut die Unfähigkeit des 7. Senats 
zur Führung eines ordentlichen atomrechtlichen Ge¬ 
richtsverfahrens bestätigt. 


3.10.4.7.2. Richtig sind zwar die Ausführungen des Senats hin¬ 
sichtlich der Tatsache, daß der Gesetzgeber die 
"Nutzun’g der Kernenergie zu friedlichen Zwecken" 
als zulässig gebilligt habe. Diese Tatsache wurde 
aber von den Klägern nirgends bestritten. 
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Die anschließenden Ausführungen sind jedoch eine fehler¬ 
hafte Interpretation, soweit sie darauf abstellen, daß der 
Gesetzgeber ein in seiner Größe unbestimmtes Restrisiko 

"in seine politische Verantwortung aufgenommen" habe 
und "von daher dem Bürger gewisse, über den 'prakti¬ 
schen Ausschluß' von Schadensereignissen.hinausgehende 
Ungereimtheiten" zumute, "die . *■ unentrinnbar sind 
und als sozialadäquate Lasten von allen zu tragen sind." 
(a.a.O., S.7) 


Wie sich aus den weiter oben zitierten Ausführungen des 
Bundesverfassungsgerichts und den Ausführungen von Simon 
und Heußner ergibt, hat der Gesetzgeber nur ein bestimm¬ 
tes Restrisiko in seine Verantwortung aufgenommen, nämlich 
jenes, das keine Grundrechte, vor allem nicht die Grund¬ 
rechte aus Art. 2 II GG. verletzt oder das nicht so unbe¬ 
stimmt ist, daß es die Möglichkeit der Grundrechtsverlet- 
zung einschließt. Diese Einschränkung ist äußerst wesent¬ 
lich. 

Auch ist es unrichtig, wenn der Senat anschließend behaup¬ 
tet, daß ein Kläger lediglich ein "konkretes Sicherheits¬ 
defizit der genehmigten Anlage rügen" kann (a.a.O., S.8). 

Er kann z. B. auch rügen, daß die Genehmigung unvollstän¬ 
dig ist, daß sie technisch undurchführbare Sicherheitsvor¬ 
kehrungen für durchführbar hält, daß sie in ; Täuschungsab- 
sicht erfolgte, daß sie äußerlich die gesetzlichen Regeln 
beachtet sie tatsächlich aber umgeht oder den Vollzug ge¬ 
setzwidriger Inhalte erlaubt oder fördert, daß sie einen 
anderen Zweck als vorgegeben erfüllt (z.B. nicht der Deckung 
des Energiebedarfs sondern der Befriedigung von Bankenin¬ 
teressen oder der Verfolgung imperialistischer, militäri¬ 
scher oder anderer Ziele dient (s. dazu die dem Senat vor¬ 
gelegte Schrift von Roland Bohlinger: Artikel 9 II GG und 
die Errichtung eines Plutoniumstaats)), daß sie aus volks- 





wirtschaftlichen oder aus verteidigungspolitischen Grü^nden 
nicht zu befürworten ist u.a.m. 

Wie bereits dargelegt, setzt sieh der Senat jedoch,nicht 
einmal mit den Rügen der Kläger zum Thema "Sicherheitsde¬ 
fizit" auseinander, stattdessen unterstellt er zwei neben¬ 
sächliche Rügen als erhoben, die von den Klägern zu 1 bis 
3 gar nicht erhoben worden sind und läßt dann die tatsäch¬ 
lich erhobenen Rügen unbeachtet. Das Ausmaß und Gewicht 
der von den Klägern tatsächlich erhobenen Rügen war aber 
für sich allein schon völlig ausreichend, um die Kläger 
als derart betroffen und beschwert zu vermuten, daß eine 
Überprüfung der Rügen auf ihre Stichhaltigkeit und ihre 
Bedeutung im Hinblick auf die Zulässigkeit der Klagen hin 
für den Senat unbedingt geboten gewesen wäre. Stattdessen 
umgeht der Senat diese Problematik vollständig durch eine 
weitere unzulässige Eingrenzung, indem er behauptet, nur 
in einem engen Umkreis um das Atomspaltwerk könnten grund¬ 
rechtverletzende Gefährdungen eintreten. Um diese Behaup¬ 
tung aber möglichst unscharf und damit inhaltlich genügend 
dehnbar zu halten, läßt der Senat die dagegen vorgebrach¬ 
ten Einwände der Kläger unbeachtet, er sieht sogar keinen 
Anlaß 

"abschließend festzulegen, in welchem kilometermäßig 
begrenzten Umkreis 'nicht unerhebliche Gefährdungen 
von Leben und Gesundheit' als nicht mehr hinzunehmende 
Auswirkungen des gerügten konkreten Sicherheitsdefizits 
generell zu besorgen sein könnten; denn bei einer Ent¬ 
fernung des Wohnorts von annähernd 100 km oder mehr von 
Mülheim-Kärlich ist dies jedenfalls nicht mehr der Pall, 
weil hier die Gefahr von Rechtsgutverletzungen durch 
den Kernkraftwerksbetrieb nach den Grundsätzen prakti¬ 
scher Vernunft nicht mehr ins Gewicht fällt." (a.a.O., 
S.9/10) 

Hierbei läßt der Senat nicht nur den neueren Stand der 
Wissenschaft hinsichtlich des Ausmaßes der Ausbreitung 
radioaktiver Schadstoffemissionen aus Atomspaltanlagen 
im Normalbetrieb, bei einem Störfall und bei einem großen 
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Unfall außer Betracht, sondern auch den heueren Stand der 
Wissenschaft bezüglich der Wirksamkeit kleinster Substan¬ 
zen, die über tausende von Kilometern hinweg verbreitet 
werden können, genetische und somatische Schäden unzwei¬ 
felhaft verursachen und damit vor allem in die Grundrechte 
aus Art. 2 II GG. eingreifen. Insbesondere aber hat der 
Senat völlig unbeachtet gelassen, daß der Betrieb des 
Atomspaltwerks Mülheim-Kärlich nicht ohne die Herstellung 
und Aufrechterhaltung des sogenannten "atomaren Kreislaufs" 
möglich ist, also u.a. die Wiederaufbereitung und die End¬ 
lagerung radioaktiver Abfälle zwangsläufig einschließt, 
es aber völlig unbestimmt ist, in welchem räumlichen Be¬ 
reich sich diese zwangsläufigen Folgen abspielen werden. 

Da der Senat einserseits einen Beweisantrag zur Klärung 
all dieser offenen Fragen abgelehnt hat und andererseits 
den Vortrag der Kläger nicht beachtete, inwiefern die Vor¬ 
stellungen über die enge Eingegrenztheit des Gefährdungs¬ 
bereichs rund um ein Atomspaltwerk und die zum atomaren 
Kreislauf gehörenden weiteren Anlagen und Vorgänge nicht 
dem Stand, vor allem dem neuesten Stand der Wissenschaft 
entsprechen, und weil er die Ablehnung des Beweisantrags 
und die Nichtbeachtung des Klägervortrags vornahm, obwohl 
er hier das zentrale Problem im Hahmen der Prüfung der Zu¬ 
lässigkeit der Klagen gesehen haben wollte, darum hat der 
Senat auch hier eindeutig gegen seine Aufklärungspflicht 
und seine Pflicht zur Gewährung rechtlichen Gehörs ver¬ 
stoßen. 

Im übrigen, das sei nochmals betont, ist es, wie ausgeführt, 
keineswegs Bedingung für die Zulässigkeit einer Nichtig¬ 
keitsfeststellungsklage - um die es ausweislich des Ver¬ 
handlungsprotokolls ausschließlich ging (a.a.O., S.3,0 - 
daß die Kläger unmittelbar in ihren Rechten aus Art. 2 II 
GG. betroffen sind, es genügt auch das Vorliegen eines 
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"berechtigten Interesses an der baldigen Feststellung", was 
insbesondere bei Vorliegen einer Beschwer gegeben ist (wo¬ 
mit zugleich auch die Popularklage ausgeschlossen wird). Hier 
genauestens zu prüfen, hat der Senat aber vollständig unter¬ 
lassen. Das war jedoch eindeutig unzulässig. 

Ein weiteres substantiiertes Vorbringen zur Begründung des 
Urteils erfolgte nicht. 

4. Die Voraussetzungen zur Zulassung der Revision sind aus 

den/'vorstehend angeführten Gründen gegeben. 

Ro^nd^W^ 

Ms 


Rechtsanwalt 
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Abweisung der Beschwerde durch das Bundesverwaltungs¬ 
gericht 
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BESCHLUSS 


In der Verwaltungsstreitsache 


1 . 


2 . 


3. 


4. 


5- 


6 . 


7. 


8 . 

9. 


10 . 


11 . 

12 . 

13- 

14. 


15- 


des Herrn Wieland S o y k a 
in Bremen, Sedanstraße 44, 

der Frau'Nicoll de B r u i n 
in Bremen, WendtStraße 22, 

des Herrn Roland Bohlinger 
in Wobbenbüll/Husum, Alte Schule, 

des Herrn Georg D u v e 
in Neumünster, Mühlenstraße 25, 

des Herrn Wolfram Grünkorn 
in Nebel/Amrum, Heeshugwai 8, Süddorf, 

des Herrn Ingenieur Gerhard Henning 
in Buchholz, Am Kattenberg 68, 

des Herrn Rolf Hoffmann 
in Großenaspe, Ketelvierth, 

der Frau Ingeburg von Linde-Buden 
in Celle, Kreuzgarten 21, 

des Herrn Kurt Lindstätt 
in Hamburg 65, Rügelsbarg 4, 

des Herrn Heiner Petersen 
in Bremen, Elberstraße 74, 

des Herrn Volker Petersen 
in Olpenitzfeld/Kappeln, 

des Herrn Andreas P r a et o r i u a 
in Berlin 51, Schillerring 31, 

des Herrn Jens R a t h j e n 
in Giekau, Seestraße 72, 

des Herrn Edmund Reinhard 
in Großkarolinenfeld, Am Weiher 6, 

des Herrn Dieter Heining haus 
in Wunstorf 2, Steinhude am Meer, Steenewark 28, 

Klüger., Berufungskläger 
und Beschwerdeführer, 


- Prozeßbevollmächtigter zu 1 - 15i Rechtsanwalt Eckart Behm 
in Bremen, HumboldtStraße 70 - 


z e k e n 
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gegen 

das Land Rhein-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr 
ln Main, BauhofStraße 4, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz in Koblenz, 


Beklagten, Berufungsbeklagten 
und Beschwerdegegner, 

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher 
ln Mainz, Oderstraße 13 - 


Beigeladene: 

1. Firma Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG, 
vertreten durch das Vorstandsmitglied Direktor Werner Rinke 
und durch den Prokuristen Dr. Dietmar Kuhnt 

in Essen 1, Kruppstraße 5, 

2. Konsortium Brown, Boveri & Cie. AG, vertreten durch die 
Prokuristen Hans-Joachim Lück und Günther Borholdt. 

und Firma Babcock-Brown, Boveri, Reaktor GmbH, vertreten 
durch die Geschäftsführer Theo Küpper und Dr. Alfred Schatz 
in Mannheim 41, Heppenheimer Straße 17 - 23, 

3. Firma Hochtief AG, vertreten durch den Vorstandsvorsitzenden 
Dr. Albrecht Schumann und den Prokuristen Dr. Herzog, 

in Essen, Rellinghauser Straße 53-57, 

- Prozeßbevollmächtigte zu 1 bis 3: Rechtsanwälte 

Dr. Jürgen Simon u.a. in Essen 1, Huyssenallee 58 - 64 - 


hat der 7- Senat des Bundesverwaltungsgerichts 
am 9. Dezember 1981 

durch den Präsidenten des Bundesverwaltungsgerichts 
Prof. Dr. S e n d 1 e r und die Richter am Bundes¬ 
verwaltungsgericht Klamroth und Dr. F'r'.a n 6 e n 

beschlossen: 


Die Beschwerdeverfahren BVerwG 7 B 46 bis 46.81, 
58.81, 60 bis 62.81, 64 bis 65.81, 68 bis 72.81 
und'89.81 werden zur gemeinsamen Entscheidung 
über die Beschwerden verbunden. 


Die 
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Die Beschwerden der Klager gegen die Nicht¬ 
zulassung der Revision in den Urteilen des 
Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz vom 
18. November I960 werden zurückgewiesen. 

Die Kläger tragen die Kosten des Beschwerde¬ 
fahrens einschließlich der außergerichtlichen 
Kosten der Beigeladenen in den Verfahren der Klä¬ 
ger zu 1-6 und 8-15. 

Der Wert des Streitgegenstandes wird für die 
Beschwerdeverfahren für die Zeit bis zu ihrer 
Verbindung auf je 20 000 DM, für die Zeit da¬ 
nach auf insgesamt 300 000 DM festgesetzt. 


Gr ü n d e : 


Die Kläger begehren die Feststellung der Nichtigkeit aller 
das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich betreffenden Genehmigungen. 
Das Berufungsgericht hat in Übereinstimmung mit dem Ver¬ 
waltungsgericht die Klagen als unzulässig angesehen und die 
Berufungen der Kläger gegen die klageabweisenden erstinstanz¬ 
lichen Urteile mit der Begründung zurückgewiesen, den Klägern 
fehle das erforderliche Feststellungsinteresse, da sie nicht 
geltend machen könnten, durch die Verwaltungsakte, deren 
Nichtigkeit sie behaupteten, in ihren Rechten verletzt zu 
sein. Das Berufungsgericht hat die Revision gegen seine Ur¬ 
teile nicht zugelassen; die hiergegen gerichtete, auf die 
Zulassungsgründe des § 132 Abs. 2 Nrn. 1 und 3 VwGO gestütz¬ 
ten Beschwerden sind unbegründet. 

Die Beschwerden meinen, in einem Revisionsverfahren könne die 
Frage geklärt werden, ob die Zulässigkeit einer gem.§ 43 Abs.l 
VwGO-auf die Feststellung der Nichtigkeit eines Verwaltungsakts 
gerichteten Klage voraussetze, daß der Kläger geltend machen 
könne, durch den Verwaltungsakt ln seinen Rechten verletzt zu 


sein. 
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sein. Diese Trage gibt dem Rechtsstreit Jedoch keine grundsätz¬ 
liche Bedeutung. Es bedarf nicht erst der Klärung durch 
ein Revisionsverfahren, daß der Klageweg nicht erfolg¬ 
reich von einem Kläger beschritten werden kann, der - wie 
das Berufungsgericht im einzelnen ausgeführt hat - nicht 
in der Lage ist geltend zu machen, durch den angegriffe¬ 
nen Verwaltungsakt in seinen Rechten verletzt zu sein. 

Für die Anfechtung des Verwaltungsakts hat dies § 42 Abs.2 
VwGO ausdrücklich festgelegt. Für die Klage auf Feststel¬ 
lung der Nichtigkeit des Verwaltungsakts gilt im Ergebnis 
nichts anderes. Das ist bereits in dem Beschluß des Bundes¬ 
verwaltungsgerichts vom 12. Dezember 1968 - BVerwG 4 B 
187.68 - ausgesprochen. 

Die Zulässigkeit einer Feststellungsklage setzt gemäß § 43 
Abs. 1 VwGO allerdings lediglich voraus, daß der Kläger ein 
- eigenes - berechtigtes Interesse an der baldigen Fest¬ 
stellung hat. Dieses "berechtigte Interesse" ist zwar um¬ 
fassender als ein rechtliches Interesse. Das bedeutet aber 
nicht, daß eine Nichtigkeitsfeststellungsklage auch von Je¬ 
mandem Erhoben werden kann, dessen geschützte Rechte der 
Verwaltungsakt - gleichviel, ob dieser wirksam oder unwirk¬ 
sam ist - gar nicht beeinträchtigen kann. Vielmehr muß auch 
der Verwaltungsakt, dessen Nichtigkeit festgestellt werden 
soll, die eigene Rechtsstellung des Klägers zumindest be¬ 
rühren können. Der Satz des allgemeinen Verwaltungsrechts, 
daß sich Jedermann auf die Nichtigkeit eines Verwaltungs¬ 
akts berufen könne, besagt deshalb nicht, daß Jedermann 
auch die gerichtliche Feststellung der Nichtigkeit verlan¬ 
gen könne (vgl. den schon erwähnten Beschluß des Bundes¬ 
verwaltungsgerichts vom 12. Dezember 1968). Die Berechtigung 
dieses Verlangens hängt vielmehr, um die dem Verwaltungspro¬ 
zeß fremde Popularklage zu vermeiden, von der eigenen Rechts¬ 
betroffenheit des Klägers ab. Nur dann kommt ein berechtigtes 
Interesse überhaupt in Betracht, gegen einen nichtigen Ver¬ 
waltungsakt gerichtlich vorzugehen (vgl. auch Redeker/ 
von Oertzen, VwGO, 7. Aufl. 1981, § 43 Rdnr. 20); dieses 
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Interesse des derart betroffenen Klägers kann dann freilich 
nicht nur rechtlicher, sondern auch wirtschaftlicher oder 
ideeller Art sein. 

Aus dem Vorstehenden folgt, daß auch der von den Beschwerden 
gerügte Verfahrensmangel einer Verletzung des § 43 Abs. 1 
VwGO nicht vorliegt. 

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 154 Abs. 2 und 162 
Abs. 3 VwGO; die Festsetzung des Streitwertes folgt aus § 14 
Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 13 Abs. 1 Satz 1 GKG. 


Prof. Dr. Sendler 


KLamroth 


Dr. FranOen 
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Namens und in Vollmacht der Beschwerdeführer erheben wir j 

V e r f a s s u n q s b e._s_ c_ Jh. w e __r d_e 

gegen v i 

1. das Urteil des Oberverwaltungsger eht Rheinland-Pfalz 

vom 18.11.1980 (OVG 7 A II 78,17,8,27,34,35,40,51,53,62,64,65,6 j 
u. 70.807 j 

! 

2. den Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts vom 9.12.1981 
(BVerwG 7 B 46,47,48,58,60,61,62,64,65, 68,69,70,71,72, 89,81) j 

i 

Begr ündung: \ 

Gerügt wird die Verletzung von Art. 103 Abs. I GG, sowie die 

Verletzung von Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG. * 

i 

I. Die Behandlung ihrer gegen die Baugenehmigung des Kern- 
kraftwerkes Mühlheim-Kärlich gerichteten Klage durch die 
verschiedenen Gerichte stellt für die Beschwerdeführer 
eine fortlaufende Reihe von Verletzungen ihres Grund¬ 
rechtes auf rechtliches Gehör dar. 

1. In der ersten Instanz wurde die Klage der Beschwerdeführer 
aus formellen Gründen abgewiesen. Das Gericht wor der An¬ 
sicht, den Klägern stünde keine Klacebefugnis zu. Aus 
diesem Grund brauchte sich das Gericht mit einer sach¬ 
lichen Prüfung des Klagebegehrens nicht mehr zu be¬ 
fassen . 

In der zweiten Instanz haben die Kläger deshalb beson¬ 
deren Wert auf die Klärung dieses Streitpunktes gelegt. 
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Sie haben hierzu auch Beweisangebote gemacht (vgl. 
Berufungsbegründung vom 9.11.1980 Ziff. 2.5.5.1.). 
Dennoch ist das Gericht diesem Beweisangebot.nicht 
nachgegangen und hat auf die Einholung eines Gut¬ 
achtens verzichtet. 

Die Entscheidung über die Reichweite der Klagebefug¬ 
nis stand Jedoch keineswegs im Ermessen der Richter. 

Da die Frage der Klagebefugnis an die Frage der Reich¬ 
weite der von einem Kernkraftwerk ausgehenden möglichen 
Störungen gekoppelt ist. handelt es sich hierbei u: 
ein Problem, das letztlich nur von Seiten der Wissen¬ 
schaft beantwortet werden kann. Aus diesem Grund wäre 
es zwingend erforderlich gewesen, sich ein objektives 
Bild über die wissenschaftlichen Meinungen zu diesem 
Thema zu verschaffen. 


Da es hier um ein entscheidungserhebliches Ee-wei sangebot 
ging, sind die Beschwerdeführer der Ansicht, daß ihnen 
nicht ausreichend rechtliches Gehör gewährt wurde. Es 
ist nicht auszuschließen, daß das Gericht bei ordnungs¬ 
gemäßem Verfahren zu einer für die Kläger günstigeren 
Entscheidung gelangt wäre. 

Auch das übrige Verhalten des Gerichtes den Klägern 
gegenüber wird dem Anspruch auf rechtliches Gehör nicht 
gerecht. Die Kläger haben sich an das Oberverwaltungs¬ 
gericht als zweite Instanz gewendet, um ihre Eir.wände 
gegen die Entscheidung der ersten Instanz überprüfen 
zu lassen. Ihre Einwände haben sie ausführlich be¬ 
gründet. Es hat jedoch der. Anschein, daß das Gericht 
diese überhaupt nicht zur Kenntnis genommen hat. Die 
Urteilsbegründung jedenfalls läßt jede Auseinander¬ 
setzung mit dem Begehren der Kläger vermissen. Ein 
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Vergleich von Berufungsbegründung und Urteil zeigt, 
daß beide völlig aneinander Vorbeigehen und das 
Berufungsgericht mit keinem Wort auf wesentliche 
Argumente der Kläger eingegangen ist. 

Die Verbitterung der Kläger hierüber wird noch da¬ 
durch gesteigert, daß ihnen auf der anderen Seite 
in der Urteilsbegründung Aussagen unterstellt werden, 
die sie so nie gemacht haben. So^haben sich die Kläger 
z.B. niemals dahingehend geäußert, es ginge ihnen um 
eine Bekämpfung der Kernenergie allgemein. Auch dies 
läßt sich anhand der eingereichten Schriftsätze und 
Protokolle belegen. 

Die Verfahrensweise des Oberverwaltungsgerichtes sind 
für die Kläger besonders folgenschwer, weil in dem 
Urteil zugleich eine Nichtzulassung ihrer Klage zur 
Revision ausgesprochen wird. 


2. Gegen diesen Beschluß haben die Kläger Revisior.s- 

nichtzulassungsbeschwerde beim Bundesverwaltungsgericht 
eingelegt. Diese wurde abgelehnt. 


Auch der Beschluß des Bundesverwaltungsgerichtes hält 
einer Überprüfung unter dem Gesichtspunkt des aus¬ 
reichenden rechtlichen Gehörs' nicht stand. Schon auf 
den ersten Blick fällt auf, ^ daß die Revisionszu-* 
lassungsgründe gemäß § 132 VwGO überhaupt nicht er¬ 
örtert werden. Gerade im vorliegenden Fall aab es 
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ausreichende Gründe, die für das Vorliegen eines 
Rechtsstreites von allgemeiner Bedeutung gemäß 
$ 132 Nr. 1 VwGO sprechen. Daneben ist von den 
Klägern immer wieder auf Verfahrensverstöße auf¬ 
merksam gemacht worden, die zu einer Zulassung gemäß 
S 132 Nr. 3 führen müßten. 

Der Kernpunkt des Beschlusses liegt wohl in der Be¬ 
hauptung, die Kläger seien nicht in der Lage, geltend 
zu machen, durch den angegriffenen Verwaitungsakt in 
ihren Rechten verletzt zu sein. Dies führt wieder 
zurück zum Ausgangspunkt. Den Klägern ist damit aller¬ 
dings überhaupt nicht gedient, denn es war ihnen gerade 
daran gelegen,- diese Frage überprüfen zu lassen. Die 
Tatsache, daß das Bundesverwaltungsgericht sich hier¬ 
über keine eigene Meinung gebildet hat, sondern die 
Ansicht der Vorinstanz übernommen hat, zeigt, daß es 
seine Aufgabe mißverstanden hat. Es kann nicht Sinn 
und Zweck eines höheren Gerichtes sein, ohne Rück¬ 
sicht auf die tatsächliche Sach- und Rechtslage eine 
Fehlentscheidung der Vorinstanz aufrechtzuerhälten. 

Mit der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes 
über die Nichtzulassung der Klage zur Revision ist 
der Recht^eg für die Beschwerdeführer erschöpft. Die 
Beschwerdeführer sind der Ansicht, daß eine solche Be¬ 
handlung Ihrer Klage gegen das Kernkraftwerk Kühlheim- 
Kärlich mit dem- in Art. 103 Abs.' 1 GG garantierten 
rechtlichen Gehör nichts mehr zu tun hat. Daß sich bis 
jetzt noch kein Richter mit dem Anliegen der Beschwerde¬ 
führer tatsächlich auseinandergesetzt hat, vermögen diese 
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die gegen sie ergangenen Entscheidungen nicht zu akzep¬ 
tieren. 

Es mag sein, daß die Gerichte mi.t der komplizierten 
Materie der Kernenergie überfordert sind. Dies kann 
jedoch nicht zu Lasten des klagenden Bürgers gehen. 

Es ist allgemein bekannt, daß der Gesetzgeber sich 
bei der Regelung der mit dem Atomrecht zusammenhängen¬ 
den Fragen sehr zurückg halten hat. Auf diese Weise 
entsteht für die Verwaltung als Genehmigungsbehörde 
ein großer Spielraum. Die Beschwerdeführer sind der 
Ansicht, daß die Verwaltung hier ihre Aufgabe aus 
unterschiedlichen Gründen, die sie in ihren Schrift¬ 
sätzen ausführlich ausgeführt haben, nicht gerecht 
wird. Gerade deshalb kommt aber der Rechtssprechung 
als dritter Staatsgewalt hier eine besondere Verant¬ 
wortung zu. Da dies von den entscheidenden Gerichten 
offensichtlich nicht erkannt wurde, sehen'sich die 
Beschwerdeführer gezwungen, nunmehr das Bundesver¬ 
fassungsgericht anzurufen. 


II. Ein weiterer Grund, aus dem sich die Kläger an das 

Bundesverfassungsgericht wenden, ist der vom OVG Rhein¬ 
land-Pfalz festgesetzte Verfahrensstreitwert in Höhe 
von 100.000,-- DM. Die Beschwerdeführer sehen hierin 
eine Verletzung von Art. 19 Abs.- 4 Satz 1. 

Art. 19 Abs. 4 Satz 1 enthält die Garantie, daß jedem, 
der durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten ver¬ 
letzt wird, der Rechtsweg offensteht. Dieses grundgesetz 


7 



5CHEER AB€L GRÜTER.RiEGER 


BLATT 


545 


lieh garantierte Rechtwird aber praktisch vereitelt, 
wenn die Streitwerte so hoch angesetzt werden, daß ein 
Bürger mit durchschnittlichem Einkommen finanziell 
ruiniert wird, wenn er von seinem Recht Gebrauch macht. 

Im vorliegenden Fall bestand keinerlei Anlaß, auf einen 
solch schwindelerregenden Wert zurückzugreifen. Die 
Kläger,sind vielmehr der Ansicht, daß die Festsetzung 
entsprechend dem Regelstreitv:rt des § 13 Gerichts¬ 
kostengesetz hätte erfolgen müssen. Für sie geht es 
bei ihrer Klage im wesentlichen darum, daß ihr Recht 
auf gesundes Leben und gesunde Nachkommen nicht durch 
den Betrieb der umstrittenen Atomen läge beeinträchtigt 
wird. Dies hat mit dem wirtschaftlichen Wert eines 
Kernkraftwerkes grundsätzlich nichts zu tun und ist 
klar davon zu trennen. 


Mit dieser Ansicht stehen die Kläger im übrigen nicht 
alleine. Genauso hat z.B. das OVG Lüneburg mit der 
folgenden Begründung entschieden (vgl. Beschluß vom 
12.3.1981, 7 OVG B 6/81): 


"Wem es um die Bewahrung seiner höchstpersönlichen 
Rechtsgüter (z.B. Leben, Gesundheit, genetische 
Unversehrtheit) geht, muß durch das Prozeßrecht zu 
einer Rechtsverteidigung befähigt werden, die nicht 
durch seinen Status als Träger von Vermögensrechten 
bedingt oder beschränkt sein darf. Dem entspricht es, 
im Regelfall einer auf solche persönlichen Rechts¬ 
guter gestützten atomrechtlichen Anfechtungsklage das 
Vorliegen von"AnhaItspunkten" für eine Abschätzung 
des Vermögenswerts des Klaganspruchs zu verneinen und 
den für diesen Fall gesetzlich vorgesehenen Hilfswert 
von DM 4.000,-- anzusetzen. Dieser ist so bemessen, 
daß auch der nicht begüterte Normalbürger in den Stand 
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gesetzt wird, gegen ein von ihm als Bedrohung 
seiner Individualsphäre empfundenen atomrecht¬ 
lichen Genehmigung den Verwaltungsrechtsweg zu 
beSkChreiten, ohne daß die dadurch herbeigeführte 
angemessene Begrenzung der Kostenlast schon einen 
Anreiz zu mutwilliger oder mißbräuchlicher Inan¬ 
spruchnahme des gerichtlichen Rechtschutzes schafft. 

Auch die dem Einfluß des Bürgers entzogene Zahl 
der Teilgenehmigungen, die regelmäßig in ihrem 
Zusammenwirken als einheitliche Bedrohung der in- 
dividualrechtsgüter empfunden werden, berechtigt 
im allgemeinen nicht zu einer höheren Bewertung eines 
Klagebegehrens, wenn dieses in einem einzigen Ver¬ 
fahren verfolgt wird." 


Dieser Ansicht hat'sich auch das Verwaltungsgericht 
Stade, das zuvor eine andere Meinung vertrat, in¬ 
zwischen angeschlossen. (Vgl. VG A 407/77). 

Kenn 0VG Koblenz trotz der, angeführten Erwägungen, 

die ihm sicher nicht unbekannt sind, auf einem Streit¬ 
wert .in Höhe des 25fachen Betrages beharrt, so muß auf 
diese Weise der Eindruck entstehen, daß der Bürger durch 
eine bewußt hohe Summe von weiteren derartigen Klage 
abgeschreckj: werden soll. Dies würde jedoch eine gefähr¬ 
liche Bedrohung der Rechte gemäß Art. 19 Abs. 4 Satz 1 
bedeuten. 


Sollte der Senat Weitere Gesichtspunkt tatsächlicher 
oder rechtlicher Art für erörterungsbedürftig halten, 
so wird um einen entsprechenden Hinweis gebeten. 

Die Abschriften des angegriffenen Urteils und des 
angegriffenen Beschlusses, sowie die Berufungsbegründung 

I 


und die Fevisicnszulassungsbeschwerde der Beschwerde¬ 
führer werden in der Anlage eingereicht. 


Rechtsanwalt 






WIELAND SOYKA 


2800 Bremen 1, den 12.2.1982 
Sedanstraße 44 


An das 

Bundesverfassungsgericht 
7500 Karlsruhe 


Wegen Verletzung von Grundrechten aus Art. 1, 2, 3. 6 und 14 Grundgesetz 
erhebe ich 

Verfassungsbeschwerde. 

Kurze Sachverhaltsdarsteliung: 

Am 6. Dezember 1979 habe ich beim Verwaltungsgericht Koblenz 
gemäß § 43 VwGO Klage gegen das Land Rheinland-Pfalz erhoben 
und beantragt, festzustellen, daß die erteilten Grundkonzept-und 
Folgegenehmigungen für das Kernspaltwerk Mülheim-Kärlich 
nichtig sind. 

Das Verwaltungsgericht hat die Klage durch Vorbescheid am 20. Mai 1980 
- 7 K 431/79 - mit der Begründung abgewiesen, die gemäß 
$ 43 VwGO erhobene Feststellungsklage sei gemäß § 42 VwGO 
von vornherein unzulässig. Die Frage der Begründetheit wurde 
offengelassen. 

Gegen diese Entscheidung legte ich fristgerecht beim Oberverwaltungs¬ 
gericht Rheinland-Pfalz Berufung ein, (Az. : 7 A II 78/80). 

Die Berufung wurde mit Schriftsatz vom 25. 10, 1980 (zugestellt am 
11. 11, 1980) vor Abhaltung der mündlichen Verhandlung weiter 
begründet. In dem Schriftsatz wurde u. a. nachgewiesen, daß über 
die Zulässigkeit der erhobenen Feststellungsklage nicht entschieden 
werden könne, ohne vorher in eine Prüfung der Klagegründe einzutreten. 




2 


Das Oberverwaltungsgericht lehnte jeder Prüfung von Klagegründen 
ab, unterstellte im Verhandlungsprotokoll die .vorgetragenen Gründe 
als wahr und verkündete am 18, November 1980 ein Urteil, in dem es 
die Klagebefugnis für Klagen nach § 43 und § 42 VwGO gleichstellt. 

Mit dieser Gleichstellung rechtfertigt der Senat die verweigerte 
Prüfung der ihm vorgelegenen Verwaltungsvorgänge und Gutachten 
und des klägerischen Vortrages. 

Nach meiner Auffassung, die ich zum Teil bereits in einer Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtes vom 15. Dezember 1980 (1 BvR 958/80) 
bestätigt finde, kann ein erkennendes Gericht eine Klage nach § 43 VwGO 
dann zulassen, wenn vorgetragene Gründe ein eigenes berechtigtes 
Interesse an der baldigen Feststellung der Nichtigkeit der angegriffenen 
Verwaltungsakte erkennen lassen. 

Ich habe deshalb beim Bundesverwaltungsgericht am 10.2. 1981 Beschwerde 
wegen Nichtzulassung der Revision eingelegt. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Beschluß vom 9. 12. 1981 
(BVerwG 7 B 46/80) diese Beschwerde zurückgewiesen mit der Begründung, 
ich hätte - wie das Oberverwaltungsgericht bereits ausgeführt hätte - 
mein berechtigtes Interesse an der Nichtigkeitsfeststellung nicht 
darlegen können. 

Das Bundesverwaltungsgericht läßt dabei außer Acht, daß das Ober¬ 
verwaltungsgericht genehmigte Konzeptfehler der Anlage, die natur¬ 
gesetzlich zu schweren Grundrechtsverletzungen führen müssen - 
dies habe ich dem Bundesverwaltungsgericht gutachtlich nachgewiesen 
(s. Anlage 1 und 2) - im Verhandlungsprotokoll als wahr unterstellt 
hat. Auch mündlich wurden alle Klage gründe als wahr unterstellt. 

Die durch die Grundkonzeptfehler verursachten Grundrechtsverletzungen 
(aus Art. 1, 2, 6 und 14GG) belasten so weite Bevölkerungsteile, daß 
die hohe Wahrscheinlichkeit einer Verletzung auch meiner Grundrechte 
aus reicht, mein Interesse an der Nichtigkeitsfeststellung als 
berechtigtes anzuerkennen. 

Der Einwand der befaßten Gerichte, meine Klage sei als Popularklage 
unzulässig ist nicht stichhaltig, weil Individualrechtsschutz nicht dann 
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verweigert werden kann, wenn viele Individuen vom angegriffenen Ver¬ 
waltungsakt in ähnlicher Weise in eigenen Rechten verletzt werden 
oder - wie dies dem § 43 VwGO .genügt - verletzt werden können. 

Das Bundesverwaltungsgericht spricht mir die Revisionsbedürftigkeit 
des Verfahrens mit der Begründung ab, daß die angegriffenen Ver¬ 
waltungsakte geschützte Rechte meiner Person "gar nicht berühren 
können". 

Tatsächlich ergibt sich aus den dem BVerwG mit der Beschwerde 
vom 10, 2, 1981 vorgelegten Gutachten von U, Ehling und Prof. Adam, 
daß die Grundkonzeptgenehmigung für Mülheim-Kärlich mit sehr 
hoher Wahrscheinlichkeit geschützte Rechte und Grundrechte meiner 
Person und meiner Familie verletzen wird. 

In den Anlagen 3 und 4 (Stellungnahmen von Prof. Adam vom 14. 4. 81 
und 28. 5. 81) sind einfache Rechnungen enthalten, die grob angeben, 
wie hoch die Wahrscheinlichkeit derartiger Rechts- und Grundrechts¬ 
verletzungen ist. 

In Anlage 5, einem Abschnitt aus einer schriftsätzlichen Stellungnahme 
ist dargelegt, daß die von Prof. Adam vorgenommenen Berechnungen 
noch unberücksichtigt lassen, daß viele Radionuklide bei allen bisherigen 
Abschätzungen nicht berücksichtigt wurden. 

Nach all dem hätte das Bundesverwaltungsgericht die Revision zulassen 
müssen. 

Meines Erachtens muß in diesem Verfahren eine statistische Betroffenheit 
für die Revisionszulassung genügen. Selbst wenn ein einzelner Kläger 
nur mit einer Wahrscheinlichkeit von 1:10 genetisch schwer geschädigt 
wird, so ist dies im Hinblick auf den Familienschutz im Grundgesetz 
(Art. 6, Abs. 1 und 4) bereits als Schaden und Grundrechts Verletzung 
anzusehen. 

Außerdem ist davon auszugehen, daß unter zehn Klägern bereits ein 
tatsächlich schwer geschädigter ist. 

Zum Gegenstand dieser Verfassungsbeschwerde mache ich die 
Schriftsätze vom 25, 10. 1980 und vom 4. 2. 1981, die über einige hier 
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angesprochene Themen und den Verfahrensablauf näheren Aufschluß 
geben. 

Ich beantrage, den Beschluß des Bundesverwaltungsgerichtes vom 
9. Dezember 1981 aufzuheben. 

Die Verfassungsbeschwerde richtet sich insbesondere auch gegen 

den Streitwertbeschluß des Oberverwaltungsgerichtes 7 B II 118/80 

(7 K 431/79 VG Koblenz). Der Senat ist mit dem Kläger der Auffassung, 

daß sich der Streitwert daraus ergibt, welche Bedeutung die Sache 

für den Kläger hat. Trotz eines detailierten Vortrages zu diesem Thema 

beziffert der Senat den Streitgegenstand mit 100. 000, - für jeden Kläger. 

Diese Streitwertfestsetzung steht im Widerspruch zu allen Streit¬ 
wertfestsetzungen, die in den letzten 10 Jahren in Atomverfahren 
ergangen sind. (Sie verstößt damit u, a. gegen Art. 3 GG). 

Zu Streitwertfragen verweise ich auf OVG-Lüneburg 7 OVG B 6/81 (v. 12. 3.81).* 
Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 8. 8. 1978 
- 2 BvL 8/77 - die Gesundheit eines Klägers als justiziables Rechtsgut 
anerkannt. Nach der genannten Entscheidung wird die Gesundheit im 
§ 7 des Atomgesetzes ausreichend geschützt, wenn der Genehmigungs- 
geber den § 7 AtG in Verbindung mit der Strahlenschutzverordnung 
richtig anwendet. 

Gegenstand des Verwaltungsrechtsstreites war es, daß ich die Vorschriften 
des S 7 AtG und der SSVO vom Genehmigungsgeber so gravierend verletzt 
sehe, daß meine Gesundheit und die meiner künftigen Kinder im Sinne 
des Gesetzes nicht mehr ausreichend geschützt ist. 

Die Grundkonzeptgenehmigung und alle Freigabegenehmigungen 
stellen eine Einheit dar; die Aufteilung in einzelne Genehmigungsschritte 
erfolgt ausschließlich, damit die Vorschrift des § 7 AtG optimal erfüllt 
werden kann. Die Aufteilung in Genehmigungsschritte geschieht also 
hauptsächlich in gesundheitsschützender Absicht. 

Meine Gesundheit ist der Streitgegenstand. Dieser Streitgegenstand 
kam nur mit einem Streitwert nach der "Regel" des § 13 Abs. 1 Satz 2 
G “ 'ich.skostengesetz beziffert werden. Genaue Ausführungen hierzu 
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befinden sich auf den Seiten 6 und 7 meines Schriftsatzes vom 25. 10. 1980 
an das Oberverwaltungsgericht, Das Gericht könnte den zu erwartenden 
Gesundheitsschaden nur dann genau beziffern, wenn es vorher eine 
Prüfung vorgenommen hätte. Dies wurde bewußt unterlassen. Unter 
diesen Umständen ist es bereits eine schwere Verletzung meiner Persönlich- 
keitsrechte und Menschenwürde, wenn per Urteil festgestellt wird, 
daß der zu erwartende Gesundheitsschaden nur oder genau mit 100. 000 DM 
zu beziffern sei. 

Ganz unabhängig davon ist der vom Oberverwaltungsgericht gewählte 
St reitwert so hoch bemessen, daß es mir und fast allen übrigen beteiligten 
Klägern angesichts des Kostenrisikos nicht mehr möglich ist, ihre 
Rechte wahrzunehmen. 

Beweis: Auskunft über meine Einkommensverhältnisse. 

Ich beantrage, die Kostenentscheidung des Oberverwaltungsgerichts, 
insbesondere die Streitwertbemessung, aufzuheben. 


gez, Wieland Soyka 
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Koblenz, den II. Hov. 198o 


An de» 

Bundesverfassungsgericht 
Herrn Präsidenten Dr. Zlerleln 


Verfassungsbeschwerdc de* Kläger» Roland Bohl Inger vom 6,Nov. 1980 
gegen den Beschluß de» 7. Senate* de* Oberverwaltungsgetfchta* Koblenz 
vom 23. Sept. 198o, blther ohne Aktenzeichen 


Sehr geehrter Herr Präsident! 

Herr Roland Bohllnger, WobbenbBhl, teilte mir heute mit, daS er eine 
Verfassungsbeschwerde erhoben habe, well er als KI8gerbel*tend vor dem 
Oberverwaltungsgerlcht Rheinland-Pfalz ausgeschlostenworden sei. 

Auch Ich bin als Klägerbeistand vom Verwaltungigerlcht Koblenz (7. Kammer) 
ausgeschlossen worden. Ich mfichte mir erlauben, meine "Erlebnisse" als 
Klägerbeistand vor dem Verwaltungsgerlcht zu beschreiben, damit sich der 
Senat ein Bild von den Verhältnissen an den hiesigen Verwaltungsgerlehten 
machen kann. 

Am Montag, dem 17. März 1980 fanden mündliche VerheBdlungen vor dem 
Varwaltungsgerlcht statt In folgenden Verfahren: 

7 K 141/77 Artur Derlei ./. Land Rheinland-Pfalz, Gegenstand: 

SCN, Inhaberin des AKW MQIhelo-Kärlich, 

7 K 41/78 Helmut Maler ./. Land Rheinland-Pfalz, Gegenstand des 
Verfahrens: 3. Teilgenehmigung fdr das AKW Mülhelm- 
KärlIch und 

7 K 289/79 Walter Thal ,/. Land Rheinland-Pfalz, Gegenstand des 

Verfahrens: 4. TelIgenehmIgung für das AKW Mülhelm-Kärllch. 

Oie drei Kläger, die sich einen Anwalt nicht leisten konnten (zwei Kläger 
sind Rentenempfänger), erschienen mit zwei Beiständen, Dtpl.lng. Ernst Roedel, 
HBhr-Grenzhausen und mir. Herr Roedel sollte In technischen Fragen Unter¬ 
stützung geben, Ich In Juristischen Fragen. 
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In allen drei Verfahren (teilten die Belqeladenen An trag auf Ausschluß 
der beiden Beistände mit der Begründung, daß diese die Belstandstätlgkclt 
beruflich ausöben. Das Ist Jedoch nicht der Fall, well beide Beistände 
bisher nur In Verfahren iura AKW Mlllholm-Kärl Ich als Beistand tätig 
geworden sind, die als ein Komplex betrachtet werden müssen. In Früheren 
Verfahren hatten Verwaltungsgerlcht und Oberverwa!tungsgerIcht solche 
regelmäßig von den Belgeladenen gestellten Anträge ebenso regelmäßig 
abgelehnt, so daß die Kläger darauf vertrauen konnten, daß auch In dieser 
Verhandlung die Anträge der Belqeladenen abgewiesen werden würden. 

Im Gegensati lu früheren Verhandlungen hat Jedoch das VorwaltungsgerIcht 
In allen drei Verfahren die Beistände ausgeschlossen, der Ausschluß 
führte iu folgenden Situationen. 


Kläger Parle! ■ Oer Kläger Oarlel Ist Rentner, 7o Jahre alt, Flüchtling 
aus Ostpreußen, früher Landwirt, heute noch Gäraner. Er lat politisch 
Interessiert, liest z.B. den "Spiegel", Ist aber nicht In dar Lege, 
sich selbstständig vor Gericht xu vertreten. Er Ist auch schwerhßrlg und 
hatte an diesem Morgen sein Gebiß vergessen. Oer Kläger saß vülllg Isoliert 
einer starkan Mannschaft von Rechtsanwälten und technischen Sachverständigen 
gegenüber. Er war ao verwirrt, daß er nicht einmal In der Lege war, 
einige Sätze von einem Blatt Papier ebzulesen, des Inhalts etwa: 

"Ich beantrage Vortagung des Termins, dm mir einen neuen Beistand 
zu suchen, hllfswcise beantrage Ich eine Schriftsatzfrist. 

Der Kläger wurde nun von den Belgeladenen überredet, Je unter Hinweis 
■uf das Kostenrisiko regelrecht genötigt, seine Klage zurückzunehmen. Man 
versprach Ihm, daß wenn er seine Klege zurOcknehmc, er die außergericht¬ 
lichen Kosten der Belgeladenen nicht bezahlen müsse. Während dieser unwürdigen 
Szene griff die Kammer nicht ein. Schl leül Ich sprach der Kläger den von 
der Gegenseite gewünschten Satz aus: etwa " dann nehme Ich eben meine Klage 
zurück." Denn wurde die Verhandlung von der Kamner geschlossen. 
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KlSger Haler : Der Kläger Maler ist Oberlehrer und euch tum mOndllchen 
Vortrag fähig. Er Ist Jedoch noch nie In einer Gerichtsverhandlung auf¬ 
getreten. Er war auch nicht för den selbstständigen Vortrag vorbereitet, 
da er darauf vertrauen konnte, zwei Beistände zu haben.Der Vorsitzende 
der Kammer erklärte, daß man von einem Hann In seiner beruflichen 
Stellung erwarten könne, daß er sein Anliegen verständlich Vorbringen 
könne. Auch der Kläger Maler stellte Antrag auf Vertagung , hllfswelse 
eine Schriftsatzfrist, da man Ihm nicht zumuten könne, allein gegen eine 
Übermacht von etwa zehn Anwälten und Sachverständigen zu streiten. 

Der ausgeschlossene Beistand Dipl.Ing. Roedel hatte beabsichtigt, In diesem 
Verfahren technische Sachverhalte vorzutragen. Diese Sachverhalte 
wurden von der Kammer weder In mQndllcher Verhandlung noch später durch 
einen Schriftsatz zur Kenntnis gebracht. Dies war nicht möglich, well 
diesbezügliche Anträge abgelehnt worden waren und auch Im Anschluß 
an diese Verhandlung von der Kammer entschieden wurde. 

Kläger Thal : Der Kläger Thbl Ist ebenfalls 7o Jahre alt. Er Ist Infolge 
eines Im Kriege erlittenen Hltzschlages nicht In der Lage, sich för 
eine mündliche Gerichtsverhandlung ausreichend zu konzentrieren. Die 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle hat einmal In einem Gespräch geäußert, 
daß der Kläger Thal wohl nicht allein verhandeln könne. Der Kläger Thal 
Ist der Kammer seit nahezu 6 Jahren bekannt. Bekannt Ist auch, daß er 
einen Beistand benötigt. Auch der Kläger Thal stellte Antrag auf Vertagung, 
hllfswelse Schriftsatzfrist, da auch er sich einen neuen Beistand besorgen 
nQsse. Auch dam Kläger Thal lehnte die Kammer diesen Antrag ab, 

Oie Verhandlung wurde wegen Mittagspause unterbrochen. Während der 
Hlttagspause erlitt der Kläger einen Sehwächeanfalluond mußte mit einem 
Taxi nach Hause fahren. Dieser Sachverhalt wurde nach der Hittagspausa 
mit nochmaliger Bitte um Vertagung von mir bekannt gemacht. Die Kammer 
verhandelte nun ohne Kläger weiter und gab dem beklagten Land und den 
Betgeladenen noch ein Schlußwort. 

Zum Beweis fßr meine Ausführungen füge Ich das Protokoll der mündlichen 
Verhandlung am 17. März i960 bei. 


1 Anlage 


Mit vorzüglicher Hochachtung 
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Abweisung der Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
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Ausfertigung 

BUNDESVERFASSUNGSGERICHT 

- .1 BvR 223/82 - 


1 . 
*> 

3. 
4 . 
5. 
iS. 
7 . 
8 . 
9. 
10 . 
1 1 . 
1 2 . 
13 . 
1 4 . 
1 5 . 


In dem Verfahren 
über 

die Verfassungsbeschwerde 

des Herrn Hieland Soyka, Sedanstraße 44, Bremen, 

der Frau Nicoll de Bruin, Wendtstraße 22, Bremen, 

des Herrn Roland Bohlinger, Alte Schule, Hobbenbü 11/Husum, 

des Herrn Georg Duve, Mühlenstraße 25, Neumünster, 

des Herrn Wolfram Grünkorn, Heeshugwai 8, Süddorf, Nebel/Amrum, 

des He rn Gerhard Henning, Am Kattenbero 58, ßuchhcl:, 

■des Herrn Rolf Hoffmann, Ketelvierth, Großenaspe, 
der Frau Ingeburg von Linde-Suden, Kreuzgarten 21, Celle, 
des Herrn Kurt Lindstätt, Rügelsbarg 4, Hamburg 65, 
des Herrn Heiner Petecsen, Elberstraße 74, Bremen, 
des Herrn Volker Persen, 0lpenitzfeld/Kappeln, 
des Herrn Andreas Praetorius, Schillerring 31, Berlin 51, 
des Herrn Jens Rathjen, Seestraße 72, Giekau, 
des Herrn Edmund Reinhard, Am Wejher 6, Großkarolinenfeld, 
des Herrn Dieter Reininghaus, Steinbude am Meer, Steenewark 28, 
Wunstorf 2, 


- Bevollmächtigte zu 3): Rechtsanwälte Dr. Matthias K. Scheer, 

Ralf Bernd Abel und Gabriele Grüter-Rieger, 
Bleichenbrücke 1, Hamburg 36 - 


gegen a) den Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts 

vom 9. Dezember 1981 * 7 B 46-48, 58, 60-62, 64, 

65, 68-72, 89.81 - 

b) die Urteile des Oberverwaltungsgerichts Rheinland- 
Pfalz vom 18. November 1980 - 7 A II 78/80, 17/80, 
8/80, 27/80, 34/80, 35/80, 40/80, 51/80, 53/80, 
62/80, 64/80, 65/80, 67/80, 69/80, 70/80 - 


hat das Bundesverfassungsgericht - Zweiter Senat - durch den 
gemäß § 93a Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesverfassungs¬ 
gericht berufenen Ausschuß unter Mitwirkung der Richter Rinck, 
Steinberger und Mahrenholz am 5. Juni 1982 gemäß 8 93a Abs. 3 
BVerfGG einstimmig beschlossen: 


Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur 
Entscheidung angenommen. Soweit sie die 


Rechtsanwä Ite 

Dr. Matthias K. Scheer, 

Ralf Bernd Abel und Gabriele 
Grüter-Rieger 
Bleichenbrücke 1 


2000 Hamburg 36 
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Beschwerdeführer zu 1) bis 2) und zu 
4) bis 15) betrifft, ist sie unzuläs¬ 
sig. Hinsichtlich des Beschwerdeführers 
zu 3) ist sie teilweise unzulässig und 
hat teilweise jedenfalls aus anderen Grün¬ 
den keine hinreichende Aussicht auf Er¬ 
folg. Der Antrag des Beschwerdeführers 
zu 7) auf Gewährung von Prozeßkosten¬ 
hilfe ist erledigt. 

6 r ü n d e : 

1. Soweit die Verfassungsbeschwerde die Beschwerdeführer zu 
1) bis ?) und 4) bis 15) betrifft, ist sie unzulässig, weil es 
die für diese Beschwerdeführer zunächst auftretenden anwaltli¬ 
chen Vertreter - auch nach mehrfacher Anforderung des Gerichts - 
versäumt haben, den Nachweis gemäß S ?? Abs. ? des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht (BVerfGG) zu führen, daß sie zur 
Einlegung der Verfassungsbeschwerde bevollmächtigt waren. 

Pies gilt auch bezüglich des Beschwerdeführers zu 7). Sei¬ 
nem Schreiben vom 15. März 198?, das im übrigen nach Ablauf 
der Beschwerdefrist gemäß S 93 Abs. 1 Satz 1 BVerfGG einpeoan- 
gen ist, kann nicht mit der erforderlichen Sicherheit ent¬ 
nommen- werden, die bei der Erhebung der Verfassungsbeschwerde 
auftretenden Rechtsanwälte seien von ihm zur Durchführung des 
Verfahrens der Verfassungsbeschwerde bevollmächtigt gewesen. 

Als eigene Verfassungsbeschwerde des Beschwerdeführers wäre 
der Schriftsatz vom 15. März 198? jedenfalls in bezug auf die 
im vorliegenden Verfahren angegriffenen Entscheidungen nicht 
fristgerecht eingegangen. Ihm hätte ohnehin schwerlich ein 
hinreichend substantiiertes Vorbringen entnommen werden können. 
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2. a> Soweit der Beschwerdeführer zu 3) sich gegen die Ko¬ 
stenentscheidung in dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 
18. November 1980 und gegen die Festsetzung des Gegenstands¬ 
wert in dem diesem Urteil beigefügten Beschluß wendet, ist 
seine Verfassungsbeschwerde schon deshalb unzulässig, weil 
der zuständige Ausschuß gemäß S 93a Abs. 2 BVerfGG die Ver¬ 
fassungsmäßigkeit dieser Entscheidungen bereits im Beschluß 
vom 26. Juni 1981 (2 BvR 214/81) in der Sache geprüft hat. We¬ 
sentliche neue Tatsachen sind insoweit nicht dargetan, so daß 
die Wiederholung der Verfassungsbeschwerde nicht zulässig ist 
(entsprechend SS 96, 41 BVerfGG, vgl. Maunz/Schmidt-Bleibtreu/ 
Klein/Ulsamer, BVerfGG, S 96 Rdnr. 5). 

b) Soweit der Beschwerdeführer sich gegen das Urteil des 
Oberverwaltungsgerichts im übrigen und gegen den Beschluß des 
Bundesverwaltungsgerichts wendet, mag die Zulässigkeit der 
Verfassungsbeschwerde dahinstehen. Sie hat insoweit jeden¬ 
falls aus anderen Gründen keine hinreichende Aussicht auf Er¬ 
folg. Die angegriffenen Entscheidungen verletzen nicht Grund¬ 
rechte oder grundrechtsähnliche Rechte des Beschwerdeführers. 

(1) Es ist nicht ersichtlich, daß das Berufungsurteil den 
Anspruch des Beschwerdeführers auf rechtliches Gehör verletzt 
hat. Für die Annahme, das Gericht hätte den Berufungsvortrag 
des Beschwerdeführers nicht zur Kenntnis genommen und in Er¬ 
wägung gezogen, sind hinreichend konkrete Anhaltspunkte nicht- 
dargetan. Das Oberverwaltungsgericht Ist davon ausgegangen, 
daß eine eigene Betroffenheit des Beschwerdeführers - zumal im 
Hinblick auf die große Entfernung seines Wohnorts vom Standort 

- 4 - 





562 


4 


des geplanten Kernkraftwerks - nicht in Betracht komme; es hat 
eine Beweiserhebung hiertu ersichtlich für nicht erforderlich 
erachtet. Demnach kann aus dem Umstand, daß es entsprechen¬ 
den Anregungen des Beschwerdeführers nicht nachgegangen ist, 
nicht geschlossen werden, es hätte sie übersehen. Gleiches gilt 
für den umfangreichen Sachvortrag des Beschwerdeführers im Be¬ 
rufungsverfahren, auf den es bei der Entscheidung des Oberver¬ 
waltungsgerichts offensichtlich weitgehend nicht ankam. Schließ¬ 
lich läßt auch die Darstellung des Vorbringens des Beschwerde¬ 
führers in dem Berufungsurteil jegliche Anhaltspunkte dafür 
vermissen, daß das Oberverwaltungsgericht den w e sentlich e n 
Sachvortrag des Beschwerdeführers verkannt hätte. Es ist im 
übrigen nicht Aufgabe des Bundesverfassungsgerichts, den pau¬ 
schalen Rügen des Beschwerdeführers zur Verfahrensweise des 
Oberverwaltungsgerichts nachzugehen und di. umfangreichen Schrift 
Sätze des Beschwerdeführers, die er im Ausgangsverfahren vorge- 
legt und auf die er im vorliegenden Verfahren pauschal Bezug 
genommen hat, daraufhin im einzelnen n.chzuprüf«n, ob sie einen 
Anhaltspunkt für eine mögliche Verletzung des Art, 103 Abs. 

1 GG durch das Berufungsgericht geben; dem Beschwerdeführer 

obliegt insoweit im Verfassungsbeschwerdeverfahren eine Sub- 

stantiierungslast; ihr ist hier nicht genügt. 

(2) inwieweit das uTteil des’oberverwaltungsgeriehts die in 
dem Schreiben des Beschwerdeführers vom 12. Februar 1982 ange¬ 
führten materiellen Grundrechte verletzen soll, ist nicht er¬ 
kennbar. Sein Vortrag ergibt nicht, weshalb der Standpunkt 
des Oberverwaltungsgerichts, er sei durch die in Rede stehen¬ 
den behördlichen Bescheide nicht betroffen, verfassungsrecht 
lieh angreifbar sein sollte. Dies hätte konkreter Darlegungen 
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- auch in bezug auf die einzelnen Grundrechte - bedurft. 

Auch insoweit kann die Vorlage umfassender anderweitiger 
schrift sätzlieher Äußerungen - zum Teil von anderen Klä¬ 
gern in anderen Verfahren - eigenes, substantiiertes Be¬ 
schwerdevorbringen nicht ersetzen. 

(3) Der Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts vom 9. Dezem¬ 
ber 1981 läßt ^ine Verfassungsverletzung nicht erkennen. Die 
Rüge des Beschwerdeführers, der Entscheidung sei eine Erörte¬ 
rung der Revisions 2 ulas-sungsgründe nicht zu entnehmen, trifft 
nicht zu. Mit Blick auf die im vorliegenden Verfahren vorge¬ 
legte Begründung der Nichtzulassungsbeschwerde durch den da¬ 
maligen anwaltlichen Vertreter (vgl. § 67 Abs. 1 Satz 1 VwGO) 
des Beschwerdeführers vom 10. Februar 1981 war ein weiteres 
Eingehen auf den übrigen Vortrag des Beschwerdeführers von V e r - 
fassungs wegen offensichtlich nicht geboten. Es ist auch nicht 
erkennbar, weshalb die Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts, 
Zulassungsgründe gemäß § 132 Abs. 2 Nr. 1 und 3 VwGO lägen nicht 
vor, verfassungsrechtlich angreifbar sein sollte. Für die An¬ 
nahme des Beschwerdeführers, das Bundesverwaltungsgericht ha¬ 
be die Nichtzulassungsbeschwerde nicht in dem gebotenen Umfang 
sachlich geprüft, fehlt jeglicher Anhaltspunkt. 

Diese Entscheidung ist unanfechtbar. 
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Schriftsätze in den «er dem OUG Rheinland-Pfalz abgetrennten Verfahren 
Gunn und Briga Bohlinger 






Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll /Husum 


11.7, öl 
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An das 

Oberverwaltungsgerlcht 

Rheinland-Pfalz 
Deinhard-Platz 4 

5400 Koblenz 


Betr.: 7. Senat 

der Berichterstatter 
7 A II 9 / 80 
7 A II 11/80 
7 A II 12/80 
7 A II 13/80 
7 A II 14/80 

Auf Ihr Schreiben vom 19.6. teile ich folgendes mit: 

1. Hinsichtlich der Klagerücknahme von Frau Bohlinger 
für die Kinder Ted», Dietrich und Sigurd sehe ich 
die Rechtslage ähnlich wie der Senat. 

2. Bezüglich der Kinder Gunn und Briga sehe ich die Rebhtsr 
läge ebenfalls wie der Senat. 

Hinge-wieaen sei Jedoch, daß der gerichtliche Vergleich 
im Sommer 1980 nicht dazu geführt hat, daß ich auf mein 
Mltsprachereoht bei der Wahrnehmung der elterlichen Sorge 
verzichtet hatte, der Vergleich galt nur für das Innen- 
verhältnie, nicht für das rechtliche Außenverhältnis, 
bas wurde von Amtsgerichtsdirektor l) e genhardt auch aus¬ 
drücklich so gesehen, andernfalls wäre auch dann die 
zweite Entscheidung des Amtsgerichts vom Dezember 1980, 
ebenfalls unter Herrn Amtsgerichtsdirektor üegenhardt, 
nicht notwendig geworden.(ln der zweiten Entscheidung 
wurde Frau Helga Bohlinger das Sorgerecht auch im 
Außenverhältnia für die gemeinsamen drei Kinder übertragen). 


J 






570 


- 2 - 

3. An den Einwendungen gegen die Klagerücknahmen wird 
deshalb nicht festgehalten. 

4. Bedenken gegen die Klagebefugnia der Kinder Gunn und 

Briga bestehen nicht, es bestehen allein Bedenken gegen 
die Fähigkeit der Richter des 7. Senats zur ordent¬ 
lichen Rechtsprechung. Diese Bedenken werden erneut 
bestätigt durch die Aussage, es bestünden‘"Bedenken 
gegen die Klagebefugnis gemäß § 42 A^s. 2 VwGO."Die 
Klagen basieren aber auf § 43 VwGO !- 

5. In den Verfahren der Kinder Gunn und Briga werden 
noch umfangreiche Schriftsätze folgen . 

Die Schriftsätze werden mehrere hundert Seiten umfassen. 
Schwerpunkt wird sein* 

a. Darlegung des Unterschiede zwischen "berechtigtem 
Interesse" im Sinne des § 43 VwGO und des "rechtlichen 
Betroffenseins" im Sinne des § 42 VwGO; hierzu erfolgt 
Vorlage einer Dokumentation aus Rechtalehre und Recht¬ 
sprechung im Umfang von mehreren hundert Seiten. 

b. Nachweis, daß die Kinder Gunn und uriga sowohl ein 
"berechtigtes Interesse" an der Niunti.'.keitsfest- 
stellung haben als auch "rechtlich betroffen" sind 
in einer Entfernung von mehreren hundert Kilometern 
vom Reaktorstandort. 

c. Umlangreicher Nachweis des Vorliegens der Nichtigkeit 
der Grundkonzeptgenehmigung (. 1. TEG, auf die die 
Klage ausdrücklich beschränkt .) 


6. Vorsorglich stelle ich folgende Anträge 

a. Ich beantrage die Überstellung der MUlheim-Rärlich- 
Akten an das Amtsgericht Husum zwecks Einsichtnahme 
durch mioh. 
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Begründung: Ich benötige diese Unterlagen für die 
Beweisführung ln den noch folgenden Schriftsätzen. 

b. Ich oeantrage die mündliche Verhandlung nach vor r 
hergehender schrlf tsätzlicher Vorbereitung im Sinne 
der einschlägigen Bestimmungen der VwGO. 

c. Ich beantrage Termin zur mündlichen Verhandlung 
im Frühjahr 1982. 

Begründung: derzeit sind von mir kurzfristig Termine 
für folgende Verfahren wahrzunehmen:'Krümmel-Ver¬ 
fahren, Brokdorf-Verfahren, Grafenrheinfeld-Ver¬ 
fahren, Obrigheim-Verfahren. Ich bin zeitlich nicht 
in der bage, kurzfristig noch in einem weiteren- 
Verfahren» dom ohnehin sJgguläre Bedeutung zukommt, 
aufzutreten. In Kürze werde ich außerdem eine wahr¬ 
scheinlich halbjährige Beugehaft antreten, weil ich 
mioh geweigert habe, Prozeßkosten aufgrund eines 
widerrechtlich am Baden-Württembergischen Ver¬ 
waltungsgerichtshof verlorenen Plutoniumabwehr- 
Prozesazu zahlen.'Während dieser üeit bin ich nicht 
in der Ii&ge,mich angemessen auf den Prozeß vor¬ 
zubereiten, da ich ln der Haft keinen Zugang zu 
meiner eigenen Bibliothek und den meisten meiner 
Unterlagen, zu den Bibliotheken der Juristischen und 
naturwissenschaftlichen Fakultät der Universität Hamburg 
und zu den Geriohtaakten des Mülheim-Kärllch-Ver- 
fahrens haben werde. 


Roland Bohlinger 
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Oberverwaltungsgericht 

Rheinland-Pfalz 

Geschäftsstelle 
7 A II 12/80 


54 Koblzrtz, den 29» Juli 1981 

D*inh*rdplirtz 4 

Telelon Nr. <0261) 12571 


gegen Postzustellungsurkund e 


An 

a) Herrn Roland Bohlinger, 2251 Wobbenbüll/H usum 

b) Herrn Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, 

Oderstraße 13, 6500 Mainz 

c) Herren Rechtsanwälte Notar Dr. J. Simon und Partner, 
Huyssenallee 58 - 64, 4300 Essen 1 

Sehr geehrter Herr Bohlinger! 

Ladung 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

der Frau Gunn Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobbenbüll, 
gesetzlich vertreten durch ihren Vater, Roland Bohlinger, ebenda, 

- Klägerin und Berufungsklägerin - 

gegen 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1. den Minister für Wirtschaft und Verkehr, Bauhofstraße 4, 

6500 Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, 5400 Koblenz, 

- Beklagter und Berufungsbeklagter - 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, 

Oderstraße 13, 6500 Mainz, 


beigeladen: 

1. Firma Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG, vertreten 
durch das Vorstandsmitglied Direktor Werner Rinke und durch den 
Prokuristen Dr. Dietmar Kuhnt, Kruppstraße 5, 4300 Essen 1, 

2. Konsortium Brown, Boveri & Cie. AG, vertreten durch die Proku¬ 
risten Hans-Joachim Lück und Günther Borholt und Firma Babcock- 
Brown, Boveri, Reaktor GmBH, vertreten durch die Geschäftsführer 
Theo Küpper und Dr. Alfred Schatz, Heppenheimer Straße 17 - 23, 
6800 Mannheim 41, 

3. Firma Hochtief AG, vertreten durch den Vorstandsvorsitzenden 
Dr. Albrecht Schumann und den Prokuristen Dr. Herzog, Relling- 
hauser Straße 53 - 57, 4300 Essen, 
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Prozeßbevollmächtigte: 

Rechtsanwälte Notar Dr. J. Simon, Notar M. Mühle, Notar Dr. 
W. Günther, Notar Dr. P. Ising, Dr. H. Kümmerlein und F.-J. 
Scheuthen, Huyssenallee 58 - 64, 4300 Essen 1, 

wegen Errichtung des Kernkraftwerkes Mülheim-Kärlich 


werden Sie zur mündlichen Verhandlung des Rechtsstreits auf 

Dienstag, den 20. Oktober 1981 - 15.30 Uhr - 

vor das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz in Koblenz, 
Deinhardplatz 4, Sitzungssaal I, geladen. 

Sie werden darauf hingewiesen, daß beim Ausbleiben eines Beteilig¬ 
ten auch ohne ihn verhandelt und entschieden werden kann. 


Hi n w e i s 


Personen, deren Ladung erfolgt ist und die nicht in der Lage sind, 
die Kosten der Hin- und Rückfahrt zu bestreiten, kann auf Antrag 
eine Reiseentschädigung - auch vorschußweise - gewährt werden. Der 
Antrag ist an das Gericht, das diese Ladung veranlaßt hat, zu 
richten und auch dann besonders zu begründen, wenn dem Antrag¬ 
steller für das Verfahren bereits das Armenrecht bewilligt ist. 

Dem Antrag ist ein. Zeugnis zur Erlangung der einstweiligen Kosten¬ 
befreiung beizufügen, wenn ein solches nicht bereits eingereicht 
ist. 

Dieses Zeugnis wird auf Antrag von der Gemeindeverwaltung des 
Wohn- oder Aufenthaltsortes des Antragstellers ausgestellt. 


Hochachtungsvol1 
JustizaQgestel lte 
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Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz 

7. Senat 
Der Vorsitzende 
7 A II 9/80 
7 A II 11/80 
7 A II 12/80 
7 A II 13/80 
7 A II 14/80 


54 Kobl«nz, d«n 29* Juli 1981 

DsMwtdplatz 4 

T.l.lo. Nr (026l| 1257 1 


Herrn 

Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll/Husum 


Sehr geehrter Herr Bohlinger, 

ich bestätige den Eingang Ihres Schriftsatzes vom 11. Juli 1981. 

Dazu merke ich folgendes an: 

zu 1.: Hinsichtlich der Klagerücknahme der Kinder Teja, 

Dietrich und Sigurd Bohlinger verbleibt es bei den 
bisherigen Beschlüssen. Das Verfahren ist mithin be¬ 
endet. 

zu 2.: Bezüglich der Kinder Gunn und Briga Bohlinger wird 
in Kürze Termin zur mündlichen Verhandlung auf den 
20. Oktober 1981, 15.30 Uhr, bestimmt. 'Ich sfehe leider 
keine Möglichkeit Ihrer Bitte zu entsprechen, die 
mündliche Verhandlung bis in das Frühjahr 1982 zu ver¬ 
schieben. Als Vorsitzender bin ich gehalten, für einen 
zügigen Verfahrensablauf zu sorgen. Dabei bleibt zu 
sehen, das Verfahren, je länger sie rechtshängig sind, 
eine um so größere Arbeitslast verursachen, die sich 
zum Nachteil anderer Verfahren auswirkt. Zu sehen bleibt 
auch, daß Ihnen bis zu dem in Aussicht genommenen Termin 
genügend Zeit verbleibt, die mündliche Verhandlung an¬ 
gemessen vorzubereiten. 
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Zugleich bin ich gehalten, Ihren Antrag "die Überstellung 
der Mülheim-Kärlich-Akten an das Amtsgericht Husum zwecks 
Einsichtnahme“ abzulehnen. Hierzu verweise ich auf § 100 
der Verwaltungsgerichtsordnung. Danach steht den Beteiligten 
zwar das Recht auf Akteneinsicht zu; diese Möglichkeit steht 
für Sie auch uneingeschränkt offen, allerdings ist dies nur 
in den Räumen des Oberverwaltungsgerichts durchführbar, weil 
die umfangreichen Akten nicht an ein anderes Gericht über¬ 
sandt werden können. Gründe der Zweckmäßigkeit stehen einem 
solchen Begehren entgegen, ohne daß dies einer näheren Begrün¬ 
dung bedarf. 


Hochachtungsvoll 
gez. Prof. Dr. Bickel 
Beglaubigt: 



Justizangestellte 
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Roland Bohlinger 
2251 Woboenbüll /Husum 


05.08.81 


An das 

Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz 
Deinhardplatz 4 

5400 Koblenz 


Betr.: 7 A II 9/80, 7 A II 11/80 - 14/80 
Bezug: Schreiben vom 29.7.81 


Geehrter Herr Professor Dr. Bickel, 

Ihr Schreiben habe ich erhalten. Es war zu erwarten, 
daß Sie wie üblich verfahren: alle Gunst der Gegen¬ 
seite. 

Dank einer Rechtsbeugung in einem anderen atomrechtlichen 
Verfahren befinde ich mich aller Voraussicht nach zum 
Zeitpunkt der anberaumten mündlichen Verhandlung in 
Beugehaft. Da es heißt, Sie hätten mich Dritten gegenüber 
als recht gefährlich bezeichnet, dürfte Ihnen das will¬ 
kommen sein. Sicherlich finden Sie auch einen Haken, 
um auch während meiner Beugehaft mündlich verhandeln 
zu können. Da ich während der Haft weder die Akten in 
Koblenz noch alle meine eigenen Akten noch die erforder¬ 
lichen Fachbibliotheken werde benutzen können, haben Sie 
es diesmal besonders leicht mit mir. 


Inzwischen hat das Bundesverfassungsgericht es für rechtens 
erklärt, daß mir und meinen Kindern aus Ihrer Praxis ein 
existenzvernichtendes Kostenrisiko erwächst. 

Pazit. die Herrschenden bekommen es mit der Angst zu tun. 

Vielleicht begegnen wir uns in meinem nächsten Buch wieder, 
Titel: Gibt es in der Bundesrepublik eine Justiz-Mafia? 


Roland Bohlinger 



Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbtill /Husum 


25.08.1981 
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An da3 

OVG Rheinland-Pfalz 
Deinhard-Platz 4 

5400 Koblenz 


Betr.: 7 A II 9 - 14/80 

Bezug: Schreiben des Senats vom 29.7.81 

Termin zur mündlichen Verhandlung am 20.10.81 u.a. 


1. Vorsorglich weise ich darauf hin: 

Bs ist dem Senat bekannt, daß ich während meiner 
Erzwingungshaft keine "insicht in die in Koblenz 
lagernden Akten nehmen kann und er eine Zusendung ver¬ 
weigert hat. Ebenso ist dem Senat bekannt, daß ich 
während der Haft den Großteil meiner eigenen Akten, 

Bücher und sonstigen Unterlagen nicht mitnehmen, keine 
Fachbibliotheken und keine Beistände aufsuchen kann. 
Weiterhin ist dem Senat oekannt, daß ich während der 
Haft auch Uber keine Schreibkraft verfUge. Schließlich 
ist dem Senat bekannt, daß ich aus finanziellen Gründen 
keinen Rechtsbeistand bezahlen kann, und daß es auch 
keinen Rechtsbeistand meines Vertrauens gibt, der aus¬ 
reichend in die äußerst komplexe Materie eingearbeitet 
wäre. Herr Rechtsanwalt Behm ist nicht bereit, und 
zwar aus zeitlichen und finanziellen Gründen, mich zu 
vertreten; außerdem hat er sich seit der letzten mündlicher 
Verhandlung nicht weiter in die Materie eingearbeitet. 

2. In etwa 6 Wochen dürfte trotzdem ein Basisschriftsatz 
fertiggestellt sein, der rund 250 S e iten und zwischen 

- 2 - 
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2 500 und 3 500 Seiten Anlagen umfassen dürfte. 

Ein "besonderer Schwerpunkt wird die Darlegung des 
berechtigten Interesses an der Feststellung der 
Nichtigkeit und eine diesbezüglich vielleicht 100 
beiten umfassende Dokumentation aus Rechtsprechung 
und Rechtslehre bilden, in der nachgewiesen wird, 
daß der vom Senat bisher vertretene Standpunkt hin¬ 
sichtlich der Klagebefugnis keine Entsprechung in der 
herrschenden Meinung findet und daß meine Kinder ein¬ 
deutig ein berechtigtes Interesse an der Nichtigkeits¬ 
feststellung besitzen. Ich werde außerdem beantragen, 
hierzu noch ein Rechtsgutachten anzufordern. Ausgangs¬ 
punkt werden u.a. folgende Feststellungen von Schmidt 
(die Verwaltungsgerichtsbarkeit an den Grenzen des Ver¬ 
waltungsrechtsschutzes, NJW 1978, 1773) sein: 

"Besonders deutlich ables^bar ist das am (verwaltungs- 
verfahrensrechtliohen)Beteiligungsrecht und der 
(verwaltungsgerichtlichen) Klagebefugnis in atom¬ 
rechtlichen Genehmigungsverfahren. Beteiligungsberechtigt 
und klagebefugt ist jeder, der im Umkreis der geplanten 
Anlage wohnt. Dabei ist von sekundärem Interesse, 
ob der Radius'4,14,100 km oder mehr beträgt. Aus¬ 
schlaggebendest, daß die Betroffenheit des Klägers 
"in seinen Rechten" (§§ 42,113 I 1 VwGO) keiner weiteren 
Individualisierung bedarf und einer solchen Indivi¬ 
dualisierung auch gar nicht zugänglich ist. Ist die 
Anlagengenehmigung rechtswidrig, so ist sie auf die 
Anfechtungsklage eines im Umkreis der geplanten Anlage 
wohnenden Bürgers ohne weiteres aufzuheben. Ob sie den 
Kläger gerade "in seinen Rechten" verletzt, ist nicht 
mehr gesondert zu prüfen. Nicht zum Schutz seiner 
individuellen Interessen ist der einzelne Bürger 
beteiligungsberechtigt und klagebefugt, sondern als 
Teil der Allgemeinheit, so wie Jeder beliebige andere 
Bürger auch. Anders als im eaurecht,geht es nicht mehr 
um " Nachbarn im eigentlichen Sinne des Wortes", nicht 
mehr um einen "hinreichend klar abgrenzbaren Personen¬ 
kreis", sondern um Rechtsschutz zugunsten eines oft 
nicht mehr übersehbaren Personenkreises. Es geht um 
die Interessen aller Bürger in einem bestimmten Gebiet, 
mithin um (latent) öffentliche Interessen. Dabei hat 
sich die sonst geforderte Rangfolge umgekehrt: bisher 
kam es primär darauf an, daß die zur Begründung der 
Klage herangezogene Norm auch Individualinteressen des 
Klägers schützte; in einem solchen Fall war unerheblich, 
wenn sich ihre Schutzwirkung auch auf (latent) öffent¬ 
liche Interessen erstreckte." 


3 
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An_aloges gilt für die Nichtigkeitsfeststellungsklage. 

Ist ein Verwaltungsakt nichtig, so ist die Nichti^ceit 
festzustellen auf den Antrag eines Klägers, der -für 
die Nichtigkeitsfeststellung ein persönliches berechtigtes 
Interesse nachweisen kann. Da z.B. das Vorliegen 
ideeller Interessen ausreicht, um die Zulässigkeits¬ 
schranke des ^ 43 VwGO zu überwinden, das Vorliegen 
idaeller Interessen aber mit Sicherheit nicht raum¬ 
bezogen ist, d.h. überall in der Bundesrepublik 
vorliegen kann, wie von mir noch nachgewiesen werden wird, 
kartn der Senat nicht mit dem Hinweis auf die große 
Entfernung zwischen "«ohnort der beiden Klägerinnen und 
Reaktorstandort eine Prüfung der zur Frage der Klagebe¬ 
fugnis vorgetragenen Gründe umgehen. Es werden hierzu 
dann auch noch zahlreiche Stellen aus Literatur und 
Rechtsprechung vorgetragen werden. 

Ein besonderer Schwerpunkt wird außerdem der Nachweis 
sein, daß die Entsorgungsvorsorge im F a ll des Reaktors 
Mülheim-Kärlich nicht gewährleistet ist und auch nicht 
in verfassungskonformer Weise gewährleistet, werden..kann, 
was die Nichtigkeit der erteilten Genehmigungen erweist. 
Auch hierzu wird zusätzlich noch ein Gutachten, und 
zwar durch einen Ordinarius für Rechtsphilosophie und 
Verwaltungsrecht beantragt werden. 

3. Da weder meine Kinder noch ich selbst die Kosten der 
Fortführung der Prozesse, insbesondere die hohen Kopier¬ 
kosten und mögliche Gutachterkosten bezahlen können, 
wird hiermit beantragt , daß Prozeßkostenhilfe gewährt 
und entsprechende Antragsunterlagen zugesandt werden. 

4. Wie dem Senat bereits mitgeteilt, wird die hilfsweise 
erhobene Anfechtungsklage fallen gelassen und nur noch 
die Nichtigkeitsfeststellungsklage begehrt. Das ist 
zulässig und keine Klageänderung. Da der Senat auf 
seinem von der gesamten R P chtsprechung und Rechtslehre 
nicht geteilten Standpunkt hinsichtlich Streitgegenstand 
und Streitwertfestsetzung beharrt, wird gleich- 
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zeitig nochmals festgestellt: Streitgegenstand sind 
weder die angefochtenen Verwaltungsakte noch der 
Anspruch auf Nichtigkeitsfeststellung bzw. Aufhebung 
der Verwaltungsakte sondern das Rechtsbegehren der 
Kläger, d.h. die Behauptung der Kläger, die angefochtenen 
Verwaltungsakte seinen nichtig und griffen in die 
Rechtssphäre der Kläger ein, nämlich durch die Erlaubnis 
einer das Recht auf leben, körperliche, seelische una 
genetische Unversehrtheit und freiheitlich-demokratisch¬ 
rechtsstaatliche Verhältnisse teils gefährdenden, teils 
einschränkenden, teils aufhebenden Tätigkeit, weshalb 
die Feststellung ihrer Nichtigkeit gemäß § 43 VwGO 
beantragt wird,(s. Manger, System des verwaltungsge¬ 
richtlichen Rechtsschutzes, S. 158; ders. Bettermann- 
Nipperdey- Scheuner III 2, 757 f.; Bachof u.a. JZ 55, 411; 
wohl auch Naumann, DVB1. 54, 333 f.; Uhle, Anm. II 2 - 
im einzelnen vergleiche hierzu Lerche, BayVBl. 56, 295; 
und Lüke, JuS 67, 1; herrschende Ansicht, s. BVerwGE 
29/210; 39, 247/249; 40, 101/104). Dementsprechend kann 
der Streitwert nicht nach dem Wert der verschiedenen Ge¬ 
nehmigungen sondern allein nach dem "ert der Interessen- 
(oder Rechts-) Verletzung, die allein Streitgegenstand 
ist, bemessen werden. Da es aber zur Erreichung des 
Klägerwillens gleichgültig ist, ob sämtliche Genehmigungen 
als nichtig angegriffen werden oder nur die Erste, das 
Grundkonzept unter Berücksichtigung des Sicherheits- 
aerichts genehmigende Teilgenehmigung, genügt es, die 
Nichtigkeit der 1. TSG feststellen zu lassen. Da der 
Klägerwillen im Grunde vön Anfang an nur auf die Fest¬ 
stellung der Nichtigkeit des Grundkonzepts gerichtet war 
und die jetzige Präzisierung keine, yerfahrenserschwerung 
darstellt, kann es keinen Hinderungsgrund für diese 
Präzisierung des Klageantrags geben. Nach § 86 III VwGO 
hat der Vorsitzende und der die Verhandlung vorbereitende 
dichter darauf hinzuwirken, daß Formfehler beseitigt, 
unklare Anträge erläutert, sachdienliche Anträge ge¬ 
stellt, ungenügende tatsächliche Angaben ergänzt, ferner 
alle für die Festlegung und Beurteilung des Sachverhalts 
wesentlichen Erklärungen abgegeben werden. Ergänzend 
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bestimmt noch § 1Ü4 I VwGO, daß der Vorsitzende "die 
Streitsache mit den Beteiligten tatsächlich und rechtlich 
zu erörtern"hat. Ss ist also von richterlicher Seite 
auch ein "Rechtsgespräch" (A. Arndt) mit den Beteiligten 
zu führen. 


"Dieses "Rechtsgespräch" ist hier noch wichtiger 
als im Zivilprozeß (vgl. § 139 I S. 2 ZPO), da weder 
beim VG noch beim OVG Anwaltszwang besteht. 'Wie im 
Zivilprozeß können sich die rechtlichen Erörterungen 
grundsätzlich auf die Anträge, die von Amts wegen 
zu berücksichtigenden Punkte und auf die Ergänzung 
des tatsächlichen Vorbringens beschränken, die dadurch 
nötig wird, daß das Gericht von der Rechtsauffassung 
der Partei abweicht ... Übersehen aber die Beteiligten 
ganz offensichtlich die für das Gericht maßgeblichen 
rechtlichen Überlegungen, so muß ihnen durch wenigsten 
globalen Hinweis auf den Rechtsstand des Gerichts die 
Möglichkeit gegeben werden, "sich hierzu zu erklären, 
insbesondere aber auch tatsächliche Umstände vorzu¬ 
tragen, die bisher in .Folge Verkennung der Rechtslage 
nicht klargelegt worden sind?( Redeker - von Oertzen, 
RdNr. 7 zu § 108). Damit sind wir freilich schon im 
Problemkreis des "rechtlichen Gehörs", und es sei 
hier nur noch erwähnt, daß die Verletzung der Auf¬ 
klärungspflicht gleichzeitig einen Verstoß gegen den 
Grundsatz des rechtlichen Gehörs darstellen kann, 
so z.B. , wenn das Gericht gemäß seiner Aufklärungs¬ 
pflicht eine Beteiligtenerklärung über gewi*sse Tat¬ 
sachen oder 3eweisergebnisse veranlassen müßte, dies 
aber unterläßt und die fraglichen Tatsachen und Beweis¬ 
ergebnisse zum Nachteil des Beteiligten verwendet (vgl. 
BayVerfGH, VGHnF. 13 II, 24). 

Die Verletzung der Aufklärungspflicht ist immer ein 
wesentlicher Verfahrensfehler (BVerwGE 1,29 (33))." 

(Tschira/ocnmitt Glaeser, Grundriß des Verwaltungs- 
Prozeßrechts, Stuttgart u.a. 1970, S. 233 f.) 


Der von Walther ioyku eingereichte Klageantrag war nicht 
genügend präzisiert. Das war auch nicht notwendig, da dies 
keine Rolle hinsichtlich der Streitwertbemessung und des 
Klageziels spielt, geht man von der herrschenden Meinung aus, 
d irunter der des Bundesverwaltungsgerichts im Wurgassen- 
Verfahren. Der ,lenat hat sich jedoch eine abweichende Meinung 
gebildet. Trotzdem'hat er in den bereits abgelaufenen 
Parallelverfahren keinen Versuch eines Rechtsgesprächs 
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unternommen, in dem er unbedingt auf sein Verständnis 
des Klageantrags und auf sein Verständnis der Rechtslage 
hinsichtlich der Streitwertfestsetzung hätte hinweisen 
müssen, da diese offensichtlich von der herrschenden Lehre 
und Rechtsprechung und von den schriftsätzlich vorgetragenen 
Rechtsauffassungen der Kläger erheblich abwich. Damit war 
aber das rechtliche Gehör grob verletzt und die Klägerseite 
durch den überraschenden Inhalt der Entscheidung des Gerichts 
überrollt und finanziell schwer geschädigt worden. Das aber 
ist als wesentlicher Verfahrensfehler zu werten. 

Vor der endgültigen Präzisierung des Klageantrags wird vor¬ 
sorglich 'jedoch noch das vorgeschriebene schriftsätzlich 
vorzubereitende und mündlich abzuschließende Rechtsgespräch 
beantragt . Das gleiche gilt für alle anderen wesentlichen 
Abweichungen in den Rechtsauffassungen, vor allem für die 
Frage, ob ein »berechtigtes Interesse" nur bei "recht¬ 
lichem Betroffensein" vorliegt und folglich trotz 
unterschiedlicher Formulierungen eine Identität 
der Zulässigkeitsschranken des § 42 und § 43 VwGO 
vorliegt. Außerdem gilt das für die Frage, ob das 
Vorliegen eines rechtlichen Betroffenseins nur in 
einem bestimmten räumlichen Umkreis denkbar ist, wie 
der Umkreis nach Auffassung des Gerichts maximal be¬ 
messen ist und nach welchen Kriterien das Gericht diese 
Bemessung vornimmt. 


Roland Bohlinger 



Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll /Husum 


04.<10.91 
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An das 

Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz 
Reinhard-Platz 4 

5400 Koblenz 


Betr.'; MUlheim-Kärlich-Prozeß 

Verfahren Gunn und Briga Bohlinger 


Ras Aktenzeichen i3t mir nicht in Jirinnerung, ich habe 
derzeit keine Unterlagen zur Hand. 

Ich habe davon gehört, daß ein Herr Rr. Wolf o.ä. im Jahre 
1974 für die Betreiberseite ein Gutachten erstellt hat, 
das bisher dem Gericht nicht vorgelegt worden ist. Hs 
soll die Bodenbeschleunigungswerte und Resonanzerscheinungen 
im Gebäude im Fa .le einer besonderen Belastung von außen 
behandeln und zum Hrgebni,; gelangen, daß aufgrund der vor¬ 
liegenden Bodenbeschaffenheit und der zu erwartenden Resonan 
erscheinungen es technisch unmöglich ist, das Gebäude so 
zu bauen, daß es im Belaatungsfall nicht teilweise zerstört 
wird. Ich be antrage die ^orla, e dieses Gutachtens und die 
Zusendung einer Kopie davon an mich. Ras Gutachten soll so¬ 
wohl der Genehmigungsbehörde als auch der Firma HWH und der 
Firma- Hoch-Tief bekannt sein. 


Roland Bohlinger 
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7 A II 9/80 
7 K 318/79 VG Koblenz 


Beschluß 


In dem Verwaltungsrechtsstreit 

der minderjährigen Briga Bohlinger, Alte Schule, 2251 Wobben- 
büll/Husum, gesetzlich vertreten durch ihren Vater Roland 
Bohlinger, ebenda, 

- Klägerin und Berufungsklägerin - 
gegen 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch 

1 . den Minister für Wirtschaft und Verkehr, Bauhofstraße 4, 
6500 Mainz, 

2. den Landrat des Landkreises Mayen-Koblenz, Postfach 1329, 
5400 Koblenz, 

- Beklagter und Berufungsbeklagter - 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, Oder¬ 
straße 13, 6500 Mainz, 


beigeladen: 

1. die Firma Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG, 
vertreten durch das Vorstandsmitglied Direktor Werner Rinke 
und durch den Prokuristen Dr. Dietmar Kuhnt, Kruppstraße 5i 
4300 Essen 1, 

2. das Konsortium Brown, Boveri & Cie AG, vertreten durch die 
Prokuristen Hans-Joachim Lück und Günther Borholt, und 
Firma Babcock-Brown, Boveri, Reaktor, GmbH, vertreten durch 
die Geschäftsführer Theo Küpper und Dr. Alfred Schatz, 
Heppenheimer Straße 17-23, 6800 Mannheim 41, 

3 . die Firma Hochtief AG, vertreten durch den Vorstandsvor¬ 
sitzenden Dr. Albrecht Schumann und deh Prokuristen Dr. Her¬ 
zog, Rellinghauser Straße 55-57, 4300 Essen, 


Prozeßbevollmächtigte: 

Rechtsanwälte Notar Dr. J. Simon, Notar M. Mühle, Notar Dr. W. 
Günther, Notar Dr. P. Ising, Dr. H. Kümmerlein und F.-J» Scheuten, 
Huyssenallee 58-64, 4300 Essen 1, 
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wegen Errichtung des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich; 
hier: Prozeßkostenhilfe 

hat der 7. Senat des Oherverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz 
in Koblenz aufgrund der Beratung vom 09- Oktober 1981, an der 
teilgenommen haben 

Präsident des Oberverwaltungsgerichts Professor Dr. Bickel 
Richter am Oberverwaltungsgericht Hof.fms.nn 
Richter am Oberverwaltungsgericht Dr„ Zwanziger 

beschlossen: 

Der Antrag der Klägerin auf Gewährung von •Prozeß¬ 
kostenhilfe wird abgelehnt. 


Gründe 


Der Antrag auf Gewährung von Prozeßkostenhilfe ist abzulehnen. 

Die Gewährung von Prozeßkostenhilfe richtet sich auch für das 
verwaltungsgerichtliche Verfahren gemäß § "166 VwGO nach den ent¬ 
sprechenden Vorschriften der Zivilprozeßordnung. Nach, § 11* Satz 
1 ZPO in der Passung des Gesetzes über die Prozeßkostenhilfe 
vom 13. Juni 1980 erhält eine Partei, die die Kosten der Prozeß¬ 
führung nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, 
auf Antrag Prozeßkostenhilfe, -wenn die beabsichtigte Rechtsver¬ 
folgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Daran fehlt 
es im Pall der Klägerin. Sie begehrt die Feststellung der Nichtig¬ 
keit sämtlicher für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich erteilten 
Genehmigungen, hilfsweise deren Aufhebung. Der Senat hat durch 
Urteile vom 18. November 1980 - 7 A II 1 ff./BO - die Erforder¬ 
nisse für die Zulässigkeit einer derartigen Peststellungs- bzw. 
Anfechtungsklage dargelegt; die diesbezügliche Rechtsprechung, 
von der abzuweichen der Senat keinen Anlaß sieht, ist dem ge- 
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setzlichen Vertreter der Klägerin, der selbst Beteiligter eines 
dieser Verfahren gewesen ist, bekannt, so daß auf die betreffenden 
Entscheidungen Bezug genommen werden kann. Auch das Bundesverwal¬ 
tungsgericht stellt in seinem Urteil vom 22. Dezember 1980 
(DVB1 1981, 405) vergleichbar strenge Anforderungen an die 
Geltendmachung einer Verletzung von eigenen Rechten durch eine 
atomrechtliche Genehmigung, die der Senat ebenso zur Darlegung 
eines berechtigten Interesses an der Feststellung der Nichtigkeit 
einer solchen Genehmigung voraussetzt. Von daher ist auch die 
Zulässigkeit der Klage der Klägerin zu verneinen, die ca. 470 km 
vom Standort des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich entfernt wohnt 
und nicht substantiiert dartut, daß auch in dieser Entfernung 
noch Auswirkungen zu besorgen sind, die sie aufgrund dritt- 
schützender Normen abwehren kann. Mithin fehlt es an der für 
die Gewährung von Frozeßkostenhilfe erforderlichen Voraussetzung, 
daß die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf 
Erfolg bietet. 

ROVG Dr. Zwanziger 
ist infolge Urlaubs 
verhindert, seine 
Unterschrift bei- 

gez. Prof. Dr. Bickel gez. Hoffmann zufügen 

gez. Prof. Dr. Bickel 



Ausgefertigt 

TP CtljJMl UAAA- 

*1» tfikuad: beamt er der GeschSft*Bt*lI« 
de« ObervenvMtuogB£erid»t« 

Rh«lotond-Pfal* 
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Hinweis: 

Der folgende Schriftsatz wurde verfaßt im Namen des Klägers Roland 
Bohlinger. Alle wichtigen Passagen daraus wurden von Roland Bohlinger 
in der mündlichen Verhandlung wortwörtlich oder zusammenfassend vor¬ 
getragen; soweit die Ausführungen nicht auf seine Kinder Gunn und Briga 
zutrafen, trug er den Inhalt in modifizierter Form vor. 
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Roland Bohlinger 
2251 Wobbenbüll 


An das 

QVG Rheinland-Pfalz 

Deinhardplatz 4 

54oo Koblenz 

Betr.: Az. 7 A II 9/80 und 7 A II 12/80 
dünn und Brige Bohlinger 
gegen 

Land Rheinland-Pfalz 
wegen 

Feststellung der Nichtigkeit für erteilte 1. TEG des 
Reaktor« Mülheim-Karlich 

1. Streitgegenstand 

1.1. Streitgegenstand ist weder die Rechtmäßigkeit de* angefochtenen 
Verwaltungsekts noch der Anspruch auf Nichtlgkeitsfeststellung 
bzw. Aufhebung des Verwaltungaakts sondern dae Rechtsbegehren 
des Klägers, d.h. die Behauptung des Klägers, der angefochtene 
Verwaltungaakt sei nichtig und greife in die Rechtesphäre des 
Klägers ein, nämlich durch die Erlaubnis einer des Recht auf 
Leben, körperliche, seelische und genetische Unversehrtheit 
und freiheitlich-demokratisch-rechtsstsstliehe Verhältnisse 
teils gefährdenden, teils einschränkenden, teils aufhebenden 
Tätigkeit, weshalb die Feststellung ihrer Nichtigkeit gemäß § 43 
VwGO beantragt wird (e„ dazu u.a.i Manger, System des verwaltungs¬ 
gerichtlichen Rechtsschutzes . S. 158; Bachof u.a. JZ 53, 411; 
Naumann, BVB1. 54, 333 f.; Uhle, Anm. II 2 - im einzelnen vgl. 
hierzu Lerche, BayVBl. 56, 295 und LUke, JuS 67, 1; herrschende 
Ansicht, s. BVarwGK 29/210; 39, 247/249; 40, 101/104). 

Oie abweichende Ansicht des 7. Senats am OVG Rheinland-Pfalz 
ist wedar begründet noch schlüssig. Sie ist veraltet und kann 
als überwunden von Lehre und Rechtsprechung angesehen werden. 

Zur Kritik daran sei verwiesen auf meine Ausführungen zur Re- 
visionsnichtzulsssungsbeamhwerde, enthalten in: Roland Bohlinger, 
Der Mülheim-Kärlich-Prozeß - Dokumentation eines Justizskandals, 
Vfobbenbüll 1981, Teil 1. 
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Der Streitgegenstand wurde im Schreiben vom 25.8.1981 unter Ziffer 
4 präzisiert und eingeengt. Bes war zulässig. Es entsprach dem 
eigentlichen, von Anfang an vorhandenen Klägerwillen und war zur 
Abwehr der gerichtlichen Festsetzung exi¬ 

stenzvernichtend hoher Streitwerte im Falle der Familie Bohllnger 
geboten (s. dazu auch meine Ausführungen zur Revisionsnichtzulas- 
sungsbesehwerde und meine Strafanzeige gegen die Richter der 7. Kam¬ 
mer und des 7. Senats vom 20.9.8t (s. E.Bohlinger, a.e.O.). 

1.2. Streitwertfestsetzung und Kostenentseheldung 

1.2.1. 1■ Antrag 

Ich beantrage die Festsetzung eines Streitwerts, der sich vor 
allem an der Betroffenheit des Klägers ausrichtet, d.h. des 
Betroffenseins seiner Person, insbesondere seinem Recht auf 
genetische Unversehrtheit seiner salbst, seiner Kinder und 
Kindeskinder, da sich zwischen ihm selbst und seinen Kindern 
und KindSsklndern kein Trennungsstrich ziehen läßt ohne 

den Gesellschaftavertrag, 

die freiheitlich-demokratische Rechtsordnung und 

die Naturgesetze, insbesondere die Tatsache der potentiellen 

Unsterblichkeit der Keimzellen und das sog. Eintreffer-Prinzip 

aufzuheben, was im erstgenannten Ibll verfassungs- und straf- 
gesetzwidrig und im letztgenannten Fall aus naturgesetzlichen 
Gründen unmöglich lat. Da also das gesamte genetische Erbe und 
das, was es trägt, nämlich Laben, Teil des Streitgegenstandes 
ist, folgt, daß hier offensichtlich zwangsläufig vom Ansatz 
her an sich " private Rechtspositionen ... in den Hang des Ge- 
meinwohls hineinwachsen" (Bundesjustizminister Vogel im Gruß- 
wort zum 6. Deutschen Verwaltungsrichtertag). Zugleich folgt 
daraus, daß der Streitwert nach oben nicht begrenzbar ist. 

Ich beantrage daher einen symbolischen Streitwert festzusetzen, 
die Gerichtskosten der Staatskasse aufzuerlegen - wobei der 
Betrag, der über den tatsächlich entstandenen Gerichtskosten liegt, 
in einen Fond abgefiihrt werden soll, aus dem die Umschulung und 
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Arbeitsplatzbescheffung für die Arbeiter in der Atomopaltindu- 
utrie finanziert und die Schäden unter den derzeit und den künf¬ 
tig Lebenden wenigstens auf finanzieller Ebene wiedergutgemacht 
werden die Kosten der Beklagten und Beigeledenen für nicht 
erstattungsfähig und die tatsächlich entstandenen Kosten der 
Kläger für erstattungsfähig zu erklären. 


2 . 2 . 2. Antrag 

HllfBWelae beantrage loh, den Streitwert in Höhe des 
Hegeiatrditwerte von 4 000. — DK festzusetzen und oi.e 
außergerichtlichen Kosten der Oegenselte aus OrUnden 
der ntttt Sitten und aufgrund ihrer völligen finan- 
iltins Überlegenheit Uber die Kläger sowie der teil¬ 
weise* Finanzierung ihrer Tätigkeit aus der Staats¬ 
kasse entsprechend gleichgerichteter Entscheidungen *,ß. 
des OTS Düneburg für niatat erstattungsfähig zu er¬ 
klären. In wieweit.der Regelstreitwert anzusetzen 
ist, erglttt Sich aus § t'5 Abs. 1 Satz 2 OKO: 

•Bleien der bisherige Sach- und. Streitgegenstand 
hierfür keine genügenden Anhaltspunkte, so ist 
»in Streitwert Ton 4 000.- DM anzunehmen." 

Dieaer eng. Regelatreltvert kommt im vorliegenden t.J! 
in Trage, bas oundesverwaltungsgerlcht hat 
swaf in enrgaeaen-Verfahren einen Streitwert von 
10 000.« am festgesetzt, aber dazu ausdrücklich 
erklärt, Sä« das Bundesverwaltungsgericht nicht 
so sehr wie die anderen Berichte an die‘Vorschriften 
des 010 gefunden sei. AuSerdem erging diese Ent¬ 
scheidung su i 14 OKO alter Fassung. Die Fest« 



aetzung der Höhe des Streitwertes entsprechend 
S 13 Abs. 1 GKO ist im Gegensatz zu der 

Entscheidung des BVerwG von 1972 inzwischen 
vorherrschende Praxis bei den OVGb geworden. 

So hat der VGH Baden-Württemberg selbst und 
mehrfach auch dae OVG Lüneburg in diesem Ginne 
entschieden. 


ln einem am i<*.OB. i960 ergangenen Be¬ 
schluß des 7. öenatB tun OVO- Lüneburg (7 OVG ß 42/ 

80) wurde unter Änderung des Beschlusses des VG 
Schleswig - wo noch 10 000,- DM Streitwert festge¬ 
setzt worden waren - der Streitwert auf 4 000.- JK 
herabgesetzt und zur Begründung ausgeführti 

"ßle Strcitwortfostaetzung auf 10 0Ob,- UH ent¬ 
spricht nicht der sicht aus dem Antrag für den 
Kläger ergebenden Bedeutung der Sache ($13 Abs, 

1 GKG). Nach der ständigen Rechtsprechung des 
Senats (vgl. z.B, BesohlUsae vom <3.03.1979» 

7 OVO A 61/74, und vom 03.07.I960, 7 OVO 3 29 / 80 ) 
läßt sieh diefSedeutuag einer Anfechtungsklage 
gegen Kernkraftwerksgenehmigungen fUt einen 
Kläger,-der wie hier - eine Gefährdung von Leben 
und Gesundheit einwendet, nicht mit einem bestimmten 
Betrage auudrUokenj daher ist das Interesse regel¬ 
mäßig - so auoh hier -gemäß der"Kagel B den $ 13 
Abs. 1 Satz 2 GKG zu bewerten. Bern lättt sich die 
Rechtsprechung de» BVerwG, das im Vorfahren .vefh-.f» 
des Kernkraftwerke WUrgussen einen Streitwert von 
10 000,- jjM angenommen hat (Urteil vom 16.03.1972, 

I 0 49.70, DVB1 1972,. 678 , 682) nioht entgegenhalten 
Denn diese Entscheidung ist zu $ 14 SKG in alter 
Pa3sung ergangen, der - anders als die heutige Re¬ 
gelung - eino Streitwertfestlegung unter Ber.iek- 
sichtigung aller Umstände des äinsseifHliua, Juuuc- 
eondere auch des Um längs der Stinhe, versah." 


Ebenso entschied der 7. Senat des OVG Lüneburg ara 
22.12.1980 bezüglich einer atomrechti.ijoh»n Ni iitigi i t 
feetotellungsklage hilf zwei e Anfechtungen! v ■ (7 OVG 
A 119/80). 
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Ausdrücklich wird außerdem auf sämtliche, zum Teil von mir 
angeregte oder verfaßte Vorträge von Klägern in Beschwerden 
gegen die Streitwertfestsetzungen der 7. Kammer und des 7. 

Senats in den bereits abgeschlossenen Verfahren unserer Kläger¬ 
gruppe verwiesen. Die Begründungen in diesen Beschwerden sind 
samt und sonders vom 7. Senat nicht widerlegt sondern 
unter Verwendung einer Scheinbegründung abgewiesen worden. 

Eine von mir für den Kläger Delbenco verfaßte Verfassungsbe¬ 
schwerde, die vor allem den Vorwurf der Verweigerung des recht¬ 
lichen Gehörs und der Rechtsbeugung erhebt, wird derzeit beim 
Bundesverfassungsgericht geprüft (s. Anlage und die in Kürze 
zu diesem Thema vorgelegte Dokumentation : Roland Bohlinger, 
Beschwerden gegen die Streitwertfestsetzungen im Mülheim-Kär- 
lich-Prozeß, Wobbenbüll 1981). 

2. Verbindung der Verfahren 
3. Antrag 

Ich beantrage die Verbindung der Verfahren. 

Begründung: Die Verbindung ist aus arbeite- und finanzökonomischen 
Gründen geboten, außerdem wegen dea Vorllegens einer notwendigen 
Streitgenossenschaft. Zur neheran Begründung verweise ich auf meine 
Ausführungen in meiner Stellungnahme beim Bundesverwaltungsgericht 
zur Frage der Nichtzulassung der Revision vom 10.2.1981, S. 53-56 
(s. Anlage). 

3. Zur Klagebefugnls oder Zulässigkeit der Klage 

3.1. Allgemeines 

Die Befugnis, eine Klage zu erheben, bedeutet für den Inhaber 
der Befugnis die Möglichkeit, zulässigerweise zu klagen. D.h., 
seine Klage ist nicht deswegen unzulässig und kann nicht deswegen 
zurückgewieaen werden, weil der Kläger nicht klagen darf. 

Der Begriff der Klagebefugnls wird im allgemeinen nur zur Bezeich¬ 
nung eines prozessualen Sachverhalts gebraucht, und zwar eines 
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Sachverhalts, der sich als Voraussetzung der Zulässigkeit einer 
verwaltungsgerichtlichen Klage darstellt. Aus diesem Gründe ist 
die Auffassung abzulehnen, der Begriff Klagebefugnis bezeichne eine 
Begründetheitsvoraussetzung. 

Der 7. Senat veitrat in den von ihm abgeschlossenen Verfahren unserer 
Klägergruppe die Theorie, Voraussetzung der Klagebefugnis bei Nich- 
tigkeitsfeststsllungsklagen sei die tatsächliche Beeinträchtigung 
eigener Rechte, die er dann eng gefaßt als Verletzung eigener 
Rechte und zugleich als Zulässigkeitsvoraussetzung wertet. 

Anscheinend hat erstmals Bettermenn folgenden Gedankengeng publi¬ 
ziert (s. K.A.Bettermonn: Klagebefugnis und Aktivlegitimation 
im Anfechtungsprozeß, in: Staatsbürger und Staatsgewalt . Jubila- 
umaschrift zum hundertjährigen Bestehen der deutschen Verwaltungs¬ 
gerichtsbarkeit und zum zehnjährigen Bestehen des Bundesverwal¬ 
tungsgerichts, Bd. II, Karlsruhe 1963, S. 449 ff.): Aus der Ent¬ 
stehungsgeschichte der Verwaltungsgerichtsordnung ergebe auch, daß 
§ 42 II zweierlei bezwecke, nämlich den Ausschluß der Popularklage 
und den Ausschluß der bloßen Zweckmäßigkeitskontrolle (a.a.O. 3 . 

462, 470)..Hinsichtlich des letztgenannten Gesichtspunktes genüge 
zur Überwindung der gesetzten Schranke, wenn *r Kläger behaupte, 
der Verwaltungsekt verletze geltendes Recht; eine Schlüssigkeits¬ 
prüfung sei hier ausgeschlossen. Anders sei das hinsichtlich der 
beabsichtigten Ausschließung der Popularklage. Diesbezüglich sei 
als Schranke aufgerichtet das Vorliegen einer "Beeinträchtigung" 
oder "Beschwer".Diese aber müsse tatsächlich gegeben sein, die 
bloße Behauptung genüge hier nicht. Dagegen ist aber einzuwenden, 
daß die "Beschwer" im Sinne von Bettermann zumindest auch ein 
Begründetheitselement darstellt und daß seine Ansicht außerdem 
noch eindeutig dem bei den Gesetzesberotungen zum Ausdruck ge¬ 
brachten Standpunkt sowie der heute herrschenden Meinung wider¬ 
spricht (vgl. Bettermann, a.a.O., S. 463, Fußnote 28; bzgl. der 
h.M. siehe die späteren Nachweise). Die herrschende Meinung ist 
zurecht anderer Auffassung: Notwendigerweise stellt eine Beschwer 
nichts anderes als eine Beeinträchtigung von Interessen dar. Da 
aber jede Rechtsverletzung nicht ohne Beschwer denkbar ist und 
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"Rechte" nur besondere qualifizierte "Interessen" und ihre Ver¬ 
letzung nur eine besonders qualifizierte Form der Beeinträchtigung 
oder Beschwer verkörpert (vgl. Bettermenn, a.s.O., S. 461), daher 
stellt die Beschwer oder die Beeinträchtigung von Interessen nichts 
anderes als eine Vorstufe der "Rechtsverletzung" dar, die in der 
Rechtsverletzung notwendig enthalten aber nicht damit deckungs¬ 
gleich ist. Nun ist aber die Rechtsverletzung nach § 113 I 1 und 
IV 1 Voraussetzung der Begründetheit der Klage. Darum kann der 
Nachweis der Beschwer oder Beeinträchtigung nur ein Element der 
Begründung der Klage sein. 

Die Theorie des Senats ist darum logischerweise 3Chon von der 
Terminologie her abzulehnen, da sie die "Begründetheit der Klage" 
zugleich als "Zuläsoigkeitsvoraussetzung" nimmt, was schon von 
der sprachlichen Systematik und logik her zumindest bedenklich ist. 
Dazu kommt, daß auf der Grundlage dieser Theorie sich keine Ant¬ 
wort auf die Frage nsch der Zulässigkeit der Klage gewinnen läßt, 
ohne daß zugleich die Begründetheit untersucht würde. In logischer, 
wenn auch ins Absurde geratender Fortsetzung dieser Theorie hat 
der 7. Senat aber in den bon ihm bereits abgeschlossenen Verfahren 
unserer Klägergruppe die Begründetheit der Klage nicht untersucht, 
da die Klage ja bereits nicht zulässig sei, weswegen die Frage der 
tatsächlichen Begründetheit gar nicht erst untersucht zu werden 
brauchte. Um der Absurdität, bzw. diesem Ringschluß die Offensicht¬ 
lichkeit des logiaoh Unzulässigen zu nehmen, hat der Senat aller¬ 
dings darauf abgestellt, daß die Klagen nicht begründet sein könn¬ 
ten, da die Kläger zu weit vom Reaktor entfernt wohnten. Diese 
Behauptung kann aber nur Ergebnis einer Prüfung der Begründetheit 
des Klägervortrag» hinsichtlich der behaupteten Beschwer und Rechts¬ 
verletzungen sein. Da diese Prüfung zugegebenermaßen und auch ganz 
offensichtlich unterblieb, konnte sie aber gar nicht aufgestellt 
werden, da sie dann eine Verweigerung des rechtlichen Gehörs und 
Rechtsbeugung darstellen würde, was unzulässig ist. 

Noch § 42 II VwGO hängt dis Zulässigkeit der Klage ganz eindeutig 
allein *von ab, ob der Verwaltungsakt vorliegt, der mit der Klage 



angegriffen wird, und ob der Kläger "geltend macht", daß er durch 
den Verwaltungsakt in »inen Hechten verletzt sei. Ist das der Fall, 
muß das Gericht in die Prüfung dar Begründetheit der Klage einstei¬ 
gen, insbesondere in die Prüfung, ob tatsächlich Hechte des Klägers 
verletzt Morden sind. Würde man wirklich zur Zulässigkeitsvoraus¬ 
setzung die tatsächliche Betroffenheit des Klägers in »inen Rechten 
machen, was ja nur durch Untersuchung, der Tatsachen möglich ist, 
dann würde, wie schon susgeftthrt, der Begriff "Zulässigkeitsvoraus¬ 
setzung" mit dem Begriff "tatsächliche Betroffenheit des Klägers 
in seinen Hechten" so weit zusammenfallen, daß der unterschied¬ 
liche Wortgebrauch dadurch Sprachsystemetisch-begrifflich zweifel¬ 
haft bis überflüssig wäre und formal wie praktisch für eine klar 
differenzierte, systematische Stufung des abzuwickelnden prozessu¬ 
alen Verfahrens untauglich würde. 

Nicht viel anders verhält es sich müt der Erfordernis des Vorliegens 
eines "berechtigten Interesses" im Sinne des § 4} VwGO. Das "berech¬ 
tigte Interesse" ist gemäß den obigen Ausführungen und der herrschen¬ 
den Meinung dann als vorliegend anzueehen, wenn eine "Beschwer", eine 
"Beeinträchtigung" eigener Interessen vorliagt, was weniger ist, als 
die"Verlet'zung von Interessen". Die Zulässigkeitsschranke des § 43 
VwGO ist also niedriger angesetzt, sie kann aber aus logischen 
und systematischen Gründen nicht anders bewertet werden, wie jene 
des § 42 VwfO: Es genügt, wenn der angegriffene Verwaltungsskt 
tatsächlich ergangen ist und sowohl die Nichtigkeit als auch die 
Beeinträchtigung von Interessen durch ihn bzw. durch die Tätig¬ 
keit, die er erlaubt, behauptet wird. Die Prüfung, oh tatsächlich 
Nichtigkeit und tatsächlich eine Beeinträchtigung von Interessen 
vorliegt, das ist Teil der Prüfung der Begründetheit der Klage. 

Aus den bisherigen Ausführungen ergibt sich: 

o Das Vorgehen des 7. Senats, die Zulässigkeit der Klage von der 
Begründetheit der Klage abhängig zu machen, ist unzulässig. 

o Erst recht ist es unzulässig, die Klage als unzulässig abzuwei¬ 
sen, ohne daß der Vortrag des Klägers hinsichtlich der Begründet¬ 
heit der Klage und der Geltendmachung von Beeinträchtigungen und 
Verletzungen von Interessen und Hechten auf seine Richtigkeit 
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hin überprüft und schlüssig widerlegt wird und vom Gericht noch 
eigene Untersuchungen entsprechend der Untersuchungsmaxime vor¬ 
genommen werden. 

o Es ist schließlich unzulässig, die Geltendmachung eines eigenen 
berechtigten Interesses entsprechend § 43 VwflO mit der Geltend¬ 
machung von verletzten eigenen Hechten entsprechend § 42 VwGO 
gleichzuaetzen und damit die vom Gesetzgeber gewollte Eröffnung 
der drittschützenden Wirkung der Nichtlgkeitsfeststellungsklage 
auszuschließen bzw. zu unterlaufen. 

Bei verständiger Würdigung ist die vorstehende Diskussion nur durch 
das unbegründete Vorgehen des 7. Senats in den von ihm bereits 
abgeschlossenen Verfahren unserer Klägergruppe ausgelöst worden. 

Bei einem gerichtlichen Vorgehen, das systematisch korrekt ist, 
den Kläger nicht benachteiligen will und Rechtsfindung auf der 
Grundlage vorausgehender Wahrheitsfindung betreibt, wäre die obige 
Diskussion ohne große praktische Bedeutung. Bei einem derartigen 
Vorgehen täre nämlich folgendermaßen zu verfahren: 

(1) Ist deh angegriffene Verwaltungsakt ergengen7 Wenn ja: 

(2) Wird vom Kläger behauptet, daß der angegriffene Verwaltungs¬ 
akt nichtig sei? Wenn ja: 

(3) Wird vom Kläger behauptet, daß er durch den Verwaltungsakt in 
seinen eigenen Interessen beeinträchtigt (oder gar ln seinen 
eigenen Hechten verletzt) sei? Wenn ja: 

(4) liegen Nichtigkeitsgründe vor (hierzu Vortrsg des Klägers, 
Stellungnahme der Gegenseite, Ermittlunga- und Prüfungsarbeit 
des Gerichts)? Wird, die Nichtigkeit festgestellt, dann sind 
die wichtigsten Beweisgrundlagen geschaffen für die nächste 
und letzte Prüfung: 

(3) Ist der Kläger von dem angegriffenen Verwaltungsakt bzw. von 
der durch den Akt genehmigten Tätigkeit in »inen Interessen 
beeinträchtigt oder gar in seinen Hechten verletzt? 

(6) Wird auch eine persönliche Interessenbeeinträchtigung festge¬ 
stellt, dann ist der Klage stattzugeben. 
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Im übrigen spielt es für die Klägerseite keine entscheidende Rolle, 
ob ihre Behauptung, es liege ein berechtigtes eigenes Interesse vor, 
noch vor der Behauptung, es liege Nichtigkeit des engegriffenen Ver- 
waltungsakts vor, gerichtlicherseits geprüft wird. Des ist lediglich 
vom zeitlichen wie vom argumentetorischen Aufwand her unökonomisch, 
weil zu verschiedenen wichtigen Punkten zweimal, und hierbei zum Teil 
aus unterschiedlicher Sicht, Begründungen vorgelegt werden müssen, 
z.B. zu der Behauptung, daß der Kläger und seine Nachkommen in seinen 
Rechten auf ein Beben in freiheitlich-demokratisch-rechtsstaatlichen 
Verhältnissen oder in seinem Recht auf freie weltanschaulich-religiöse 
Betätigung beeinträchtigt bis verletzt wird. Des aber ist eine Vor¬ 
gehensweise, die allein dirch das Gericht zu vertreten und in einem 
Rechtsgespräch gemäß § 104 I ü»G0 rechtlich zu erörtern ist. 

Ähnlich verhält es sich, wenn zunächst zur Zulässigkeit der Klage 
lediglich eine Schlüssigkeitsprüfung verlangt würde. Auch diese wür¬ 
de, zumindest in begrenztem Umfang, eine Darlegung von zentralen 
Elementen der Begründetheit der Klage voraussetzen; bei erheblicher 
Strittigkeit, und das wäre hier der Fall, liefe das sogar darauf hi¬ 
naus, daß die Schlüssigkeit, um nachteilige Unterlassungen zu vermei¬ 
den, durch Vortrag des größten Teils der Klagebegründung bewiesen 
werden müßte.' Selbst bei einer Anfechtungsklage gemäß § 42 VwGO wird 
als Zulässigkeitsvoraussetzung keine schlüssige Darlegung der Verlet¬ 
zung eigener Rechte verlangt. Die herrschende Meinung verlangt nur 
eine "Wahrscheinlichkeitsprüfung", z.T. auch "Möglichkeitsprüfung" 
genannt. Die hier herrschende Meinung läßt sich in drei Untergrup¬ 
pen zusammenfassen. Die erste Gruppe hält für maßgebend, ob nach dem 
klägerischen Vorbringen das Vorliegen der geltend gemachten Umstände 
als möglich anzusehen i3t (Schrödter verwendet daher den Begriff "Mög¬ 
lichkeitstheorie" (H. Schrödter, Die verwaltungsrechtliche Entscheidung, 
Düsseldorf 1965, S.51) (Stellen u.a,: Byermann-Fröhler, Komm, zur VwGO, 

S ^2, Rdnr. 86, 91; Koehler, Komm, zur Vw60,,§ 42, Anm. C IV 1; OVG 
Hamburg, Urt. v. 51.5.57, VwHspr. 10, 10 ff. und Urt. v. 25 . 11 . 59 , 

MDR I960, 546f. ; OVG Berlin, Urt. v. 28.11.58, DöV 1959, 790; BVerwG., 
Urt. v. 5.5.59, AS 8, 285 ff.( das OVG Berlin und das OVG Hamburg 
sprechen trotzdem unzutreffenderweise von "Schlüssigkeit")). Die zweite 
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Gruppe hält für maßgebend, ob nach dem Klägervortrag die darin auf- 
gestellte Behauptung nicht von vornherein als unhaltbar einzuschätzen 
ist (Stellen u.a. Czychowsky, JZ 1959, 350 f.j Engelhard, NJW 1956, 

1377; Schrödter, Entscheidung, a.a*0., S.51; BVerwG,, Orteil vom 
12.4*1956, AS 3, 237 f. und Urteil vom 30.10.1963, DVB1. 1964, 191; 

OVG Hamburg, Urteil vom 5*3.1954, VwRspr. 8, 164; OVG Münster, Urteil 
vom 24.9.1958, AS 14, 60ff.). Di. dritte Gruppe hält es für ausrei¬ 
chend, daß di. Dichtigkeit des klägerischen Vortrags in Betracht 
kommen kann (Stellen u.a.: Naumann, DVB1 1952, 584/589: Schunck- 
de Clerck, Kommentar zur VwGO, § 42 Anm. 2.; Klaus Stern, Sachle- 
gitimation, Prozeßführungsbefügnis und Beiladung unter Berücksich- 
tugung der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, in: Rechtsschutz 
im Sozialrecht, Beiträge zum ersten Jahrzehnt der Rechtsprechung 
des Bundessozislgerichts, Köln-Berlin-Bonn-München 1965, 232f.; Bachof, 
JZ 1956 , 342 und AöR 79, 107/120; Menger-Erichsen, VArch Bd. 57, 181 
und VArch Bd. 59, 176; OVG Berlin, Orteil vom 19.10.1966, NJW 1967, 

749 f.; BVerwG, Orteil vom 28.1.1959, DVB1 1959, 396 und Orteil vom 
29.1.1959, DöV 1959, 827; Wirtt.-Bad. VGH, Orteil vom 13.12.1958, 
VwRspr. 10, 628 und .Orteil vom 19.3.1959, AS 9, 121 ff.). 

Im vorstehend' beschriebenen "Wahrscheinlichkeitsbereich" muß aller¬ 
dings vom Kläger weitgehend schlüssig vorgetragen werden-was mit dem 
im Verwaltungsprozeß geltenden Ontersuchungsgrundsatz (§ 86 I) nur 
begrenzt kollidieren dürfte, wenn das Gericht sich tatsächlich nur 
im abgesteckten Bereich mit der Prüfung der Schlüssigkeit befaßt, damit 
nicht die Prüfung der Begründetheit der Klage gleichsetzt(wie das vom 
7. Senat in den bereits abgeschlossenen Verfahren unserer Klägergruppe 
geschah), und wenn entsprechend der Ontersuchungsmaxime vom Gericht 
erforderlichenfalls noch eigene Tatsachenermittlungen stattfindcn. 

Bezüglich der Art und Überwindung der Zulässigkeitsschranko des {) 43 
VwGO finden sich in der Literatur und Rechtsprechung nur spärliche 
Hinweise. Sicher ist jedenfalls aber, daß die Analyse der Situation 
im Palle des ■§ 42 VwGO auch für den § 43 VwGO hinsichtlich der vor- 
zunehnenden Abgrenzung gilt. ^sin\(^llerdingsjbeim 

8 4p VwGO die Grenzen noch weiter zu stecken, da bei der Einrichtung 
des Instituts der Nichtigkeitsfeststellungsklage durch den Gesetzge¬ 
be" nicht das Interesse des Klägers auf Rechts- oder Interessenschutz 
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im Vordergrund stand sondern die Abwehr nichtiger Verwaltungsakte. 

Bevor ich das Vorliegen berechtigter eigener Interessen darlege, ist 
es noch notwendig, den Begriff des berechtigten Interesses ge¬ 

nauer abzugrenzen. Auf den Begriff "berechtigtes Interesse" wurde be¬ 
reits summarisch eingegangen. Es wurde festgestellt, daß ein "berech¬ 
tigtes Interesse" nicht nur dann geltend gemacht werden kann, wenn 
eine Verletzung von Rechten des Klägers vorliegt, sondern auch dann, 
wenn lediglich persönliche Interessen des Klägers beeinträchtigt wer¬ 
den. Die Verletzung von Rechten umfaßt einen engeren Kreis als die 
Beeinträchtigung von Interessen. Bettermann (Jubiläumsachrift, a.a.O., 
S.456 f.) hat ausgeführt, eine Klege sei nicht schon dann eine "Popular¬ 
klage", wenn keine Rechtsbeeinträchtigung vorliege. Es könne erst dann 
von einer Popularklage gesprochen werden, wenn der "quivis ex populo" 
klage, "d.h. jemand, der in keinerlei Beziehung zu dem angefochtenen 
Verwaltungsakt steht". Es reiche das Erfordernis der Beschwer aus, 
um Popularklagen auszuschließen (a.a.O., S.460). Eine Beschwer liege 
schon dann vor, wenn der Venwaltungaekt den Kläger und seine Angele¬ 
genheiten "betrifft", ihn etwas "engeht". Diese Ansicht vertrat u.a. 
auch Schwarz *( Alto Schwarz, Die Klagebefugnis Dritter im Verwaltungs¬ 
prozeßrecht unter besonderer Berücksichtigung des Baurechts, Dies., 
Wirzburg 1964, S.34-37), Henke (Wilhelm Henke, Das subjektive öffent¬ 
liche Recht, Tübingen 1968, S.137) oder das Bundesverwaltungsgericht 
in seiner Entscheidung vom 6.10.1964 (NJW 1965, 600). Sine genauere 
Qualifikation berechtigter Interessen im Sinne des § 43 VwGC kann je¬ 
doch nur in der Weise erfolgen, daß der Bereich abgesteckt wird, in 
dem der Begriff "berechtigtes Interesse" angewandt werden kann. Zur 
genaueren Analyse ist deshalb erforderlich, festzustellen, wie die 
Rechtsordnung das berechtigte Interesse selbst irgendwie qualifiziert. 
Sie tut das dadurch, daß sie das Interesse anerkennt , entweder dadurch, 
daß sie es weder mißbilligt noch verbietet (negative Abgrenzung), oder 
dadurch, daß sie es unter den besonderen Schutz der Rechtsordnung stellt 
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(positive Abgrenzung). Letzteres geschieht dadurch, daß eine gesetzli¬ 
che BeStimmung einem Rechtasubjekt ein bestimmtes Verhalten im Hinblick 
auf dieses Intereos» gebietet oder verbietet, z.B. die Schutzgarantie 
des Grundgesetzes gegenüber Beeinträchtigungen des Interesses auf freie 
welta nschauliche und religiöse Betätigung. In diesem Fall ist ein zwin¬ 
gender Hechtssetz erforderlich, der u.a. den Schutz des konkreten In¬ 
teresses bezweckt. Liegt ein solcher Hechtssatz vor, wird aus einem 
rein tatsächlichen Interesse ein rechtlich geschütztes Interesse, bas 
Vorhandensein eines rechtlich geschützten Interesses ist erforderlich, 
um den Zweck des § 42 VwGQ zu erreichen. Um den Zweck des § 43 VwGO zu 
erreichen, ist das aber nicht erforderlich, da dort nicht ein rechtlich 
ausdrücklich 'geschütztes Interesse sondern lediglich ein "berechtigtes 
Interesse" erforderlich ist, das gemäß der negativen Abgrenzung auch 
ein lediglich nicht mißbilligtes oder verbotenes Interesse sein kann. 
Der Raum des »berechtigten Interesses" ist also angesiedelt zwischen 
jener Grenze, wo die Interessen gesetzlich noch erlaubt sind und jener, 
wo sie ausdrücklich gesetzlich geschützt sind. Das aber sind alle tat¬ 
sächlichen, gesetzlich erlaubten bzw. nicht Sitten- oder rechtswidrigen 
Interessen, besonders, jedoch nicht ausschließlich, die rechtlich be- 
sohders geschützten Interessen, die dann im Sinne des § 43 VwGO auch 
als »besonders" berechtigte Interessen bezeichnet werden könnten. Zu¬ 
gleich wird hierdurch einer der wesentlichen Unterschiede zwischen 
§ 42 und § 43 VwGO deutlich: § 42 verlangt Beeinträchtigung in einem 
rechtlich ausdrücklich qualifizierten (geschützten) Interesse, ö 4„. ein 
qualifiziertes tatsächliches Interesse an der Feststellung der Nichtig¬ 
keit. Diese Unterschiedlichkeit der Funktion bedingt zwangsläufig auch 
eine Unterschiedlichkeit des Begriffsinhalts und damit auch der Art 
der Zulassigkeitsschranke. Ein qualifiziertes tatsächliches Interesse 
kann nämlich auch ein solches sein, das nicht unbedingt durch den an¬ 
gegriffenen Verwaltungsakt verletzt wurde, es genügt, wenn es damit 
kollidiert oder konkurriert, z. B. eingeschränkt oder zurückgesetzt 
oder seiner Entfaltungsmöglichkeit teilweise beraubt wird. Zur weite¬ 
ren Klarstellung sei außerdem festgehelten, daß eine Anfechtungsklage 
auch auf die Verletzung subjektiver Privatrechte gestützt werden kann 
(vgl, Ule, Komm, zur Verwaltungsgerichtsbarkeit, § 42 Anm. II 2; Dürig 
in Maunz-Dürig-Herzog, Komm, zum GG., Art, 19 IV, Rdnr. 34; H. Klingcr, 



Komm, zur VwGO, 2. A., § 42, Anm. C 4aj Redeker-von Oertzen, Komm, zur 
VwGO, 2, A., § 42, Rdnr. 84; H.W.Laubinger, Der Verwaltungsakt mit Dop¬ 
pelwirkung, Göttingen 1967, S.15). Nicht erforderlich ist, daß nur Ge¬ 
setze, di« dem Grundgesetz nachgeordnet sind, in die Grenzziehung ein¬ 
bezogen werden. Da ein Privatrecht Grundlage einer Anfechtungsklage 
sein kann, dann kann es natürlich erat recht Gegenstand eines berech¬ 
tigten Interesses im Sinne von § 43 VwGO sein. Damit sind aber sämt¬ 
liche Freiheits- und Eigentumsinteressen, aber auch alle tatsächlichen 
politischen, wirtschaftlichen, ideellen (religiösen, weltanschaulichen, 
kulturellen, pädagogischen, wissenschaftlichen, moralischen u.U.) In¬ 
teressen, soweit sie nicht gesetzlich ausdrücklich mißbilligt oder ver¬ 
boten sind, sogenannte berechtigte Interessen. Das entspricht voll und 
ganz der herrschenden Meinung (Stellen u.a.: Eyermann-Fröhler, Kommen¬ 
tar zur VwGO, 8. A., Anm. 18/19 tu § 43 VwGO mit Nachweisen, Kopp, Komm, 
zur VwGO, 4.A., Anm. 24 zu § 43 VwGO; Redecker- 
von Oertzen, 20 zu § 43 VwGO mit zahlreihhen Nach¬ 
weisen; Schwabe, Verwaltungsprozeßrecht, Düsseldorf 
1980, S. 47; Tschira/üchmitt-Glaeser, Grundriß 
des Verwaltungsprozeßrechts, Stuttgart u.a. 1970, 

S. 8, 144 ff.; Trzaskalik, Die Rechtsschutzzone der 
Feststellungsklage im Zivil- und Verwaltungsprozeb- 
recht, Berlin 1978, S. 170 ff.; bchunck-De Clerck, 

2.A., S. 242; D. ^eumeyer, Die Klagebefugnis im 
Verwaltungsprozeßrecht, Münster 1976, S.40f., 152 - 
155; Beter Förster, Die Klagebefugnis Dritter gegen¬ 
über begünstigenden Maßnahmen im Wirtschaftsver¬ 
waltungsrecht (Dies.) Baden-Baden 1971. S. 100-120; 

Wassilias Skouris, Verletztenklagen und Interessenten¬ 
klagen im Verwaltungsprozeß, Köln u.a. 1979, S. 10-16, 

63-6o, 175-184, 206-210; Günter Erbel, Die Unmöglich¬ 
keit von Verwaltungsakten, Frankfurt/M. 1972, S. 7-12, 

88-97, 132-192; siehe auch Albert Bleckmann, Das schutzwürdige Inter¬ 
esse als Bedingung der Klagebefugnis ..., VArch Bd. 49, 213 ff.; Hanns 
Engelhardt, Zur Klagebefugnis im Verwaltung3prozeß, JZ 1961, p88 ff.; 
Heinrich Fri»uf, Der Rechtsschutz des sogenannten Dritten in der ver- 
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waltungsgerichtlichen Rechtsprechung, Juristische Analysen 1969, 3ff.; 
Werner Gehring, Streitgegenstand, Aktivlegitimation und Klagebefugnis 
im verwsltungsgerichtlichen Anfechtungsprozeß, DÖV 1954, 331f.; Wilhelm 
Henke, Deo subjektive öffentliche Recht, Tübingen 1968; Reinhold Hoch- 
lehnert, Zur Aktivlegitimation im Verwoltmngsstreit, Dies., Mainz 
1955 ; Reinhold Kamm, Beschwerdeberechtigung in der freiwilligen Ge¬ 
richtsbarkeit und Klsgebefugnis im Verwaltungsprozeß, JuS 1961, 146 ff.; 
Gerhard Luke, Die Abgrenzung der Klagebefugnis im Verwaltungsprozeß, AöR 
Bd. 84, 185 ff.; ders., Die Prozeßführüttgsbefugnis, ZZP Bd.?6, Iff.; 
Walter Schäfer, Die Klageorten nach der VwGO, DVB1 I960, 83?ff.; Egon 
Schunck, Zur Klagebefugnis im Verwaltungsstreitverfahren, DVB1 1956, 

S. 365 ff.; Alto Schwarz, Die Klagebefugnis Dritter im Verwaltungs- 
Prozeßrecht ... , Dias., Würzburg 1964; Karl Hermann Ule, Verwaltungsger 
i-ichtsbarkeit, Komm., 2. Aufl.; Alexander Koehler, Verwsltungsgerichts- 
ordnung, Berlin/Frankfurt a.M. I960; Dieter Weinhardt, Die Klagebefug¬ 
nis des Konkurrenten, Studien zum Internationalen Wirtschaftsrecht und 
Atomenergierecht, Bd. 51, Göttingen 1973; H. Heike, Der gegenwärtige 
Stand der Lehre vom nichtigen Verwaltungsakt, Diss., Göttingen 1959; 

P. Hengst, Der nichtige Verwaltungsakt im Verwaltungsverfahren und 
Prozeß, Biss., Münster I960; E. Heyen, Zur Frage der Nichtigkeit und 
Überprüfbarkeit mangelhafter Verwaltungsakte, SchlHA 1949, 357 ff.; 

H.H.Jakobs, Unmöglichkeit und Nichterfüllung, Bonn 1969; H. Kelsen, 
über Staatsunrecht, Grünhuts Zeitschrift, Bd. 40, Iff.; JI.G.Kipp, 

Der unsittliche Staatsakt, in: Staat-Recht-Kultur, Festgabe für E.v. 
Hippel, Bonn 1965, S.126 ff.; K. Kleinrahm, "Gesetzlosigkeit" als 
NichtigkeitsgrundT, DV 1949, 365 ff.; Menger, System des verwaltungs- 
gerichtlichen Rechtsschutzes, Tübingen 1954; G. Binkler, Die absolute 
Nichtigkeit von Verwaltungsakten, Tübingen I960; H.J.Wolff, Die Nich¬ 
tigkeit von Verwaltungsakten, MDR 1951, 523 ff.; Manfred Bauer, Fest- 
stellungsklege Uber Drittrechtsverhältnisse, Diss., Regensburg 1971 ; 
Wolfgang Bergmann, Die Feststellungsklsge im Verwoltungsstreitverfahren, 
Diss., München 1957; ders., Bas Hechtsschutzbedürfnis bei der verwal¬ 
tungsgerichtlichen Feststellungsklage, VerwArch Bd. 49, 333ff.; ders., 
Probleme der verwaltungsgerichtlichen Feststellungs- und Zwicchenfest- 
stellungsklage, DÖV 1959, 570 ff.; Klaus Müller, Die verwaltungsgericht- 
liche Festatellungsklage, Diss., Frankfurt 1966; Leo Vossen, Die i'est- 
stellungsklage im Verwaltungsprozeß, AöR Bd. 24, 202 ff.; überall wei¬ 
tere Hinweise). 
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Tschira/Schmitt-Glaeser sind sogar der Auffassung: 
"Die Behauptung eigener Rechtsverletzung ist 
also bei einer allgemeinen Feststellungsklage 
nicht erforderlich und gleichsam begrifflich 
ausgeschlossen. An die Stelle dieser Behauptung 
tritt die Brforderlichkeit des berechtigten In¬ 
teresses. So ist z.B. eine Feststellungsklage 
schon zulässig, wenn der Kläger lediglich die 
Nichtigkeit eines VA behauptet, ohne daß er 
dabei Vorbringen müßte, daß gerade seine Inter¬ 
essen durch den VA verletzt würden. $ 42 II 
findet also keine (analoge) Anwendung." (a.a.O. 
S. 145) 

Ebenso äußerten sich einige andere Kommentatoren, 
so Eyermann-Fröhler, a.a.O., Anm. 1ö. zu § 45, 
Schunck-De Olerck, a.a.O., 4 a zu § 43; ebenso OVG 
Hamburg, DÖV 1955, 151; OVG Münster, KStZ 1959, 

33 u.a.• 


Aus der herrschenden Meinung ist abzuleiten, was ebenfalls herrschende 
Ansicht ist (s. die soeben zitierten Stellen), daß der Kläger nicht 
nur die Feststellung der Nichtigkeit eines Verwaltungsakts begehren 
kann, wenn durch den Verwaltungsakt eigene Rechte verletzt oder such 
nur beeinträchtigt werden, sondern auch dann, wenn es sich nicht um 
ein Rechtsverhältnis handelt, das zwischen ihm und dem Beklagten be¬ 
steht sondern zwischen einem Dritten (such einem künftig lebenden Drit¬ 
ten) und dem Beklagten. Er muß zur Rechtfertigung seines Klagebegehrens 
nur eine persönliche Beschwer oder ein persönliches, erlaubtes, tat¬ 
sächliches Interesse nachweisen. 

Falls es als strittig angesehen werden sollte, daß es nicht zulässig 
ist und keinerlei Rückhalt in der Literatur und höchstrichterlichen 
Rechtsprechung findet, daß die Geltendmachung eines berechtigten In¬ 
teresses nicht identisch sein muß mit der Geltendmachung einer Ver¬ 
letzung eigener Rechte, und daß deswegen auch strittige Rechtsverhält¬ 
nisse zwischen dem Beklagten und Dritten nicht durch eine Nichtigkoits- 
feststellungsklage seitens des Klägers angegriffen werden können, dann 
wird beantragt . hierzu noch ein Rechtsgutachten einzuholen. 
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Aus den vorstehenden Ausführungen läßt sich im übrigen der gleiche 
Schluß ableiten wie bereits weiter oben auf anderer Grundlage gewonnen, 
nämlich, daß es unzulässig ist, die Klagebefugnis zu verneinen, ohne 
das Vorliegen eines "berechtigten Interesses" wirklich zu prüfen, indem 
einfach erklärt wird, die Kläger wohnten vom Heaktor zu weit weg, um 
die Verletzung eigener Rechte geltend machen zu können. Abgesehen da¬ 
von, daß die Kläger Gunn und Briga Schlinger mit zweitem Wohnsitz in 
Mainz wohnen,, ist der Wohnort eine sekundäre Angelegenheit. Hierzu hat 
z.B. Schmidt festgostellt (Die Verwaltungsgerichtsbarkeit an den Gren¬ 
zen des Verwaltungarechtsschutzes, NJW 1978, 1773): 

"Besonders deutlich ablesbar ist das am (verwaltungsverfahrens- 
rachtlichen) Beteiligungsrecht und der(verwaltungsgerichtlichen) 
Klagebefugnis in stomrechtlichen Genehmigungsverfahren. Beteili¬ 
gungsberechtigt und klagebefugt ist jeder, der im Umkreis der 
geplanten Anlage wohnt. Dabei ist von sekundärem Interesse, ob 
der Radius 4, 14 loo km oder mehr beträgt. Ausschlaggebend ist, 
daß die Betroffenheit des Klägers "in seinen Hechten" (§§ 42, 113 
I 1 VwGO) keiner weiteren Individualisierung bedarf und einer sol ¬ 
chen Individualisierung auch gar nicht zugänglich ist . Ist die 
Aniagengenekaigung rechtswidrig, so ist sie auf die Anfechtungs- 
klage eines im Umkreis der geplanten Anlage wohnenden Bürgers ohne 
weiteres anfzuheben. Ob sie den Kläger gerade"in «einen Rechten" 
verletzt, ist nicht mehr gesondert zu prüfen . Nicht zum Schutz 
seiner individuellen Interessen ist der einzelne Bürger beteili¬ 
gungsberechtigt und klagebefugt, sondern als Teil der Allgemein¬ 
heit, so wie jeder beliebige andere Bürger auch. Anders als im 
Baurecht geht es nicht mehr um "Nachbarn im eigentlichen Sinne des 
Wortes", nicht mehr um einen "hinreichend klar abgrenzbsren Per¬ 
sonenkreis", sondern um Bechtsschutz zugunsten eines oft nicht 
mehr übersehbaren Personenkreises. Es geht um die Interessen aller 
Bürger in einem bestimmten Gebiet, mithin um (latent) öffentliche 
Interessen, Dabei hat sich die sonst geforderte Rangfolge umge¬ 
kehrt: bisher kam es primär darauf an, daß die zur Begründung der 
Klage herangezogene Norm auch Individualinteressen des Klägers 
schützte; in einem solchen Fall war unerheblich, wenn sich ihre 
Schutzwirkung auch auf (latent) öffentliche Interessen erstreckte." 

Das hier Gesagte gilt zunächst einmal- analog auch für die Nichtigkeits¬ 
feststellungsklage. Ist ein Verwaltungsakt nichtig, so ist die Nichtig¬ 
keit festzustellen auf Antrag jeden Klägers, der ein berechtigtes In¬ 
teresse an der Nichtigkeitsfeststollung nachweisen kann. Da aber z.B. 
das Vorliegen idealer Interessen eusreicht, um die Zulässigkeitaachranke 
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des § 43 VwGO zu überwinden, das Vorliegen ideeller Interessen aber 
nicht notwendig rautnbezogen ist, d.h. überall in der Bundesrepublik 
vorliegen kenn, darum kann nicht mit dem Hinweis auf die große Entfer¬ 
nung zwischen dem Wohnort des Klägers und dem Standort des Reaktors 
eine Prüfung der Argumente umgangen worden, die zur Frage der Klagebe¬ 
fugnis und Klagebegründung vorgetragen werden. Das ist auch aus logi¬ 
schen Gründen nicht möglich. Denn die Behauptung, der Kläger wäre in 
einer bestimmten Entfernung seines Wohnorts vom Reaktorstandort nicht 
mehr klagebefugt, da nicht mehr in seinen' Rechten verletzt oder in sei¬ 
nen Interessen beeinträchtigt, diese Behauptung hat notwendigerweise 
zur Voraussetzung, da ß vorher geprüft worden ist, ob diese Behauptung 
zutrifft. Denn ein Gericht muß seine tragenden Behauptungen begründen . 
Das geschah aber in den bisher vom Gericht abgeschlossenen Verfahren 
unserer Klägergruppe nicht. Wenn der Kläger obendrein die Richtigkeit 
dieser Behauptung bestreitet, was vorliegend der Fall ist, dann hat 
das Gericht den diesbezüglichen Klägervortrag auch noch auf seine Stich¬ 
haltigkeit hin zu prüfen und bei einer Ablehnung diese zu begründen, 
da sonst eine Verweigerung des rechtlichen Gehörs begangen wird. Auch 
hier gelangt man also zum gleichen Schluß wie auf den bereits weiter 
oben beschriittenen Wegen, zugleich aber »uch zur Erkenntnis, daß das 
Vorgehen des 7. Senats in den von ihm bereits abgeschlossenen Verfahren 
rundum unzulässig war. 

Nach § 86 III hat der Vorsitzende des Gericht darauf 
hinzuwirken, daß Formfehler beseitigt und unklare 
Anträge erläutert, sachdienliche Anträge gestellt, 
ungenügende tatsächliche Angaben ergänzt, ferner 
alle für die Festlegung und Beurteilung des Sach¬ 
verhalts wesentlichen Erklärungen abgegeben werden. 

Diese Pflicht obliegt auch dem Richter, der die 
mündliche Verhandlung vorzubereiten hat, also ' 
in der Regel dem sog. Berichterstatter, s. § 37 
VwGO. Wie vor allem § 82 II zeigt, ist die Auf- 
klärun sarbeit keineswegs auf die mündliche Ver¬ 
handlung beschränkt, sie gilt auch für das vorher- 
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gehende Verfahren. Ergänzend bestimmt noch § 104 I, 
daß der Vorsitzende "die Streitsache mit den Beteilig¬ 
ten tatsächlich und rechtlich zu erörtern" hat. 

Mit einer Erörterung der bloß tatsächlichen Seite 
ist also der richterlichen Aufklärungspflicht nicht 
gentlgt. Auch die rechtliche S e ite ist mit den Ver¬ 
fahrensbeteiligten zu erörtern. Dieses "Reehtsge- 
spräch" (A. Arndt) ist im Verwaltungsprozeß noch 
wichtiger wie im Zivilprozeß, da weder beim VG 
noch beim OVG Anwaltszwang besteht. Das "Rechtsge¬ 
spräch" ist insbesondere dann geboten, wenn die 
Rechtsauffassung des Gerichts von der eines der 
Verfahrensbeteiligten erheblich abweicht. Das 
"Rechtsgespräch" muß außerdem alle wichtigen Punkte 
umfassen. Eine Nichtbeachtung dieses Verfahrensgrund¬ 
satzes kann einen Verstoß gegen die Aufklärungs¬ 
pflicht und gegen den Grundsatz des rechtlichen 
Gehörs darstellen (vgl. dazu u.a. BayVervGH n.F. 
13,11,24). Die Verletzung der Aufklärungspflicht 
ist immer ein wesentlicher Verfahrensfehler (BVerwGE 
1,29 (33)). ö iehe dazu auch : Eyermann-Fröhler, 
Kommentar zur VwGO, Anm. 30 zu § 86, Anm. zu § 104 X; 
Tschira/Schmitt-Glaeser, Grundriß des Verwaltungs¬ 
prozeßrechts, S. 233 ff.; Maunz-Dürig, Komm, zum GG. 
1969, Anm. 5 f., 12-14 zu Art. 103 GG.; Ule, Ver¬ 
waltungsprozeßrecht, 4.A., 1966, S. 94. Ich bitte 
also um das schrift3ätzlich vorzubereitende und 
mündlich abzuschließende "Rechtsgespräch". 

3.2- Nachfolgend werden einige Fälle von verletzten be¬ 
rechtigten Interessen angeführt. 

3.2.1. Das Vorliegen einer Rechtsungewißheit als Rechts¬ 
schutzgrund der Nichtigkeitsfeststellungsklage. 
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Es heißt bei TrzaAkalik: 

"Da das Feststellungsurteil der Parteien 
ausschließlich Rechtsgewißheit verschafft, 
ist der Rückschluß zutreffend, daß der Fest¬ 
stellungsstreit eine zu bereinigende Ungewißheit 
über die Rechtslage voraussetzt."(TrjuuAw/äfc. 
a.a.O., Abschnitt II: Die Rechtsungewißheit 
als Rechtsschutzgrund der Feststellungsklage, 

S. 175) 

Ist die Genehmigung eines Atömspaltwerks nach der 
Überzeugung vieler Bürger, darunter des Klägers, tatsächlich 
niphtig, dann ist das Mfcl'vtvorliegen eines die Genehmigung 
für nichtig erklärenden Urteils einer Rechtsungewißheit. 

Der Kläger ist zutiefst überzeugt, daß sämtliche 
Reaktoren der Bundesrepublik nur angeblich bzw. 
zum Schein im Einklang mit den gesetzlichen Nor¬ 
men, darunter denen des Atomgesetzes und des Grund¬ 
gesetzes, tatsächlich aber im Widerspruch dazu 
genehmigt worden sind. Dazu wird später einiges 
auszuführen sein. Da er sich jedoch fest dazu 
entschlossen hat und zu diesem Entschluß aus 
sittlichen und rechtlichen Gründen verpflichtet 
war, die herrschende Atompolitik zu bekämpfen, 
da sie sich ihm als eindeutig verfassungs-, 
atomgesetz-, Strafgesetz- und sittengesetzwidrig 
sowie als schärfster Ausdruck eines falschen 
und zwar imperialistischen Lebens- und Gesell¬ 
schafttemodells darstellt, er aber das Recht und 
die Pflicht zum Widerstand und zur Notwehr aus 
Artikel 20 GG. und dem Strafgesetz nicht wahr¬ 
nehmen kann und will, ohne vorher den Rechtsweg 
beschritten und der rechtsprechenden Gewalt bzw. 
den im Staat Herrschenden die Gelegenheit gegeben 
zu haben, ihm Gewißheit zu verschaffen, daß ent¬ 
weder auf atomrechtlichem Gebiet rechtsstaatliche 
Verhältnisse herrschen und er Recht nat oder sich 
irrt, oder aber, daß keine rechtestaatlichen Ver¬ 
hältnisse mehr herrschen, er sich nicht irrt und 
daher Widerstand verfassungsrechtlich und straf- 


- 2 - 1 - 


609 


rechtlich erlaubt und geboten ist, und weil 
Widerstand für den Widerstandleletenden und 
seine Angehörigen eine besondere persönliche 
Beschwer darstellt, die möglicherweise bis 
zur Beseitigung seiner wirtschaftlichen oder 
gay seiner persönlichen Existenz reichen kann, 
ähnlich wie bei' anderen Widerstandskämpfern 
früherer Zeiten oder anderer Länder, darum hat 
er ein rechtliches, Ideelles und existentielles 
Interesse recht persönlicher Art an der Zu¬ 
lässigkeit seiner Nichtigkeitsfeststellungsklage. 
D.h.: Da der Kläger einen Rechtsanspruch hat, 
daB die bestehende Ungewißheit beseitigt wird, 
darf die Zulässigkeitsschranke des § 43 VwUO 
nicht dazu benutzt werden, um die Beschreitung 
des Rechtswegs in der vom Kläger im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften persönlich für richtig 
gehaltenen Form praktisch auszuschlieBen. Auch 
darf der Kläger nicht darauf verwiesen Werden, daß 
er aus dem Ausgang atomrechtlicher Verfahren an¬ 
derer Kläger, die ihm noch fehlende Gewißheit 
schöpfen könnte, da der Kläger in seinem Ver¬ 
fahren ganz spezielle und sehr zahlreiche Nichtig*- 
keltsgründe anführt, die in atomrechtlichen Ge¬ 
richtsverfahren anderer Kläger offensichtlich nur 
zum Teil eingebracht wurden oder werden. 

Dazu kommt, daß der Kläger in letzter Zeit als 
FrozeBbevollmächtigter für viele hundert Kläger 
mit gleicher Grundhaltung auftritt, weswegen ihm 
schon von Gerichten unterstellt wurde, er betreibe 
"geschäftsmäßig fremde Rechtsangelegenheiten" 

(U.a. vom VG Koblenz, OVG Rheinland-Pfalz und 
VG WUrzburg). Seine Tätigkeit al3 Prozeßbevoll¬ 
mächtigter übt er aber ausschließlich auf atom- 
rechtlichem Gebiet aus, zugleich ist er auf dem 
gleichen Gebiet noch publizistisch und politisch 
tätig. Barum hat er außer den oben genannten Gründe» 
auch eindeutig noch ein berufliches Intefecse 
ganz persönlicher Art an der möglichst ualdi en 
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Beseitigung der Rechtsungewißheit. 

2. Das Vorliegen eines vor allem religiös-weltan¬ 
schaulichen berechtigten Interesses 

c.Z.2.1. In Literatur und Rechtsprechung ist es un¬ 
strittig, daß auch das Vorliegen eines reli¬ 
giösen oder weltanschaulichen Interesses 
zur Nichtigkeitsfeststellungsklage berechtige. 
Religiöse bzw. weltanschauliche Interessen 
sind solche, die sich auf Gotterlebnisse, Gott¬ 
anschauungen und Gottvorstellungen bzw. auf 
Weltanschauungen oder Weltvorstellungen beziehen 
und rechtlich zum Ausdruck kommen in 

(a) dem * l echt, sich frei zum Inhalt der Erlebnis:}!;, 

Anschauungen und Vorstellungen zujbekennen 
und nach ihnen das eigene Leben und das 
der Familie zu gestalten im Rahmen der 
herrschenden gesetzlichen üchranken, 

(b) dem Recht, im nahmen der gesetzlichen schranken 
ungehindert die Erlebnisse, ^nac^uungen und 
Vorstellungen Dritten durch Verbreitung ia Wort, 
Schrift, Werk und ■‘•at zu vermitteln, 

(c) dem Recht, im Rahmen der gesetzlichen Schranken 
ungehindert! .ein Lebens- und Geselluchaftsmodell 
mit einer bestimmten Wertordnung und Moral auf der 
Grundlage der Erlebnisse, Anschauungen und 
Vorstellungen zu verkünden tv*A 

Es ist kennzeichnend für Jede Religions- oder 
Weltanschauungsgemeinschaft* daß sie eigene 
Lebens- und Gesellschaftsmodelle entwickelt, 
die sich von anderen vor allem durch die Ziel- 



-2.3- 


611 


Setzung, durch ihre Auffassung vom Sinn des 
Lebens und der daraus abzuleitenden Wertordnung 
und Moral unterscheidet. Las R»cht auf Glaubens-, 
Weltanschauungs-.Meinungs-, und Gewissensfrei¬ 
heit, auf Freiheit der Forschung, hehre und Kunst, 
auf freie politische Betätigung im Rahmen der 
Achtung der für alle Menschen geltenden Grund- 
und Freiheitsrechte ist verfassungsrechtlich 
garantiert. Damit ist zugleich das Nebeneinander 
verschiedener Religions- und Weltanschauungs¬ 
gemeinschaften verfassungsrechtlich garantiert, 
sowohl was den Inhalt der Erlebnisse, Anschau¬ 
ungen und Vorstellungen, das Bekenntnis dazu, 
das Leben danach und das Streben nach Verbreitung 
in Wort, Schrift, Werk und Tat betrifft. Es liegt 
jedoch in der Natur der Sache, daß Zielsetzungen 
und Handlungsweisen, die nicht im rein privaten 
Bereich liegen, häufig nicht reibungslos neben¬ 
einander stehen können und dadurch zu sog. 
Interessenkonflikten führen. Wie solche Interesoen- 
konflikte ausgetraren werden, hängt sehr von 
der Moral der Kontrahenten und der Herrschafts¬ 
und Rechtsstruktur des Staates ab, in dem die 
Konflikte stattfinden. Die Geschichte und die 
Gegenwart kennt genügend Beispiele, daß solche 
Konflikte unter Mißachtung der Grund- und Frei¬ 
heitsrechte ausgetragen werden können, wobei 
es sogar zu blutigen Verfolgungen und krieger¬ 
ischen Auseinandersetzungen kommen kann. 


5-2.2.2. Mit trifftigem Grund wird öfters die Ausein¬ 
andersetzung zwischen den Befürwortern und den 
Gegnern einer plutoniumstaatlichen Entwicklung 
als "Glaubenskrieg" bezeichnet. Der Kläger be¬ 
kennt sich schon seit Jahrzehnten zu den funda¬ 
mentalen Erkenntnissen der ludendorffsehen j'hilo- 
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Sophie. Diese Philosophie ist zutiefst gottbe¬ 
jahend, freiheitsbejahend und lebensbejahend. 
Ein Jatz im Gedichtteil des Ausgangswerkes, des 
"Triumph- des Unsterblichkeitswillens", lautet 

z.B.: 


"Dein Dasein ist heilig, 

Der Sippe, des Volkes Dasein ist heilig, 

Aller Menschen Dasein, ist heilig, ,, 

Da alle Menschen Bewußtsein Gottes werden können. 

Zum weiteren Nachweis, wie wichtig die ludendorff- 
sche Philosophie die "Heiligkeit des Daseins 
jedes Menschen" nimmt, und vor allem auch warum, 
wird das gesamte philosophische Werk Mathilde 
Ludendorffs zum Gegenstand dieser Ausführungen 
gemacht und im Zweifelsfall ein Gutachten Uber 
dieses Beweisthema beantragt . Außerdem wird 
die Vernehmung von Zeugen beantragt, falls be¬ 
zweifelt wird, daß sich der Kläger schon seit 
Jahrzehnten zu den fundamentalen Erkenntnissen 
der ludendorffsehen Philosophie bekennt. 

Da nach der Überzeugung des Klägers ohne jeden 
Zweifel die Atomspalttechnologie Tod und Krank¬ 
heit Uber sehr viele Menschen gebracht hat und 
künftig noch bringen wird, außerdem auch die 
Möglichkeit großer Katastrophen mit Millionen 
Opfern einschließt, verstößt die Hinnahme oder 
gar Förderung dieser Technologie für einen An¬ 
hänger der ludendorffschen Philosophie gegen 
elementare Grundsätze dieser Philosophie hin¬ 
sichtlich des jRechts und Sinns auf Schutz jedos 
menschlichen Lebens und dessen Voraussetzungen 
im Bereich der seelischen.körperlichen und ge ¬ 
netischen Unversehrtheit. 
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Der Gegensatz in der wichtigsten Grundfrage, der 
Einstellung zum Sinn und Ziel des menschlichen 
Lebens, wird besonders deutlich, wenn man die 
oben zitierte Äußerung Mathilde Ludendorffs über 
die Heiligkeit des menschlichen Daseins mit der 
Rechtfertigung von Tötungen, Körperverletzungen 
und der Gefährdung ungezählter Menschen durch 
Katastrophen vergleicht, die Fi3cherhof gibt: 
nach seinem Kommentar zum Atomgesetz sind die 
Opfer um der "gemeinschaftsbezogenen Erforder¬ 
nis e und Vorteile" willen in Kauf zu nehmen 
und die Zustimmung hierzu sei nichts anderes 
als ein "soziologisches und volkspädagogisches 
Problem". Diese von l'lscherhof als Juristischem 
Wortführer der Befürworter vorgetragene Moral ist die auf der 
uefiir ■ orterseite eindeutig vorherrschBnde, sie kennt aber keine 
feste “renze gegen ein Abrutschen außer 'dem sogenannten 
"Mindestbelastungsgebot», wobei aber »als Grundlage» zur Grenz¬ 
ziehung allein eine"Nutzen-/Risiko-Betracht.ng" dienen soll, 
was diese Grenze soweit relativiert und durchlässig macht, daß 
3ie sehr leicht, vor allem unter dem Druck von Sachzwängen, zur 
Reproduzierung sogenannter faschistischer Auffassungngeiangen kann 
wo dann auch schwerste Eingriffe in die Grund- und Freiheits¬ 
rechte ganzer Bevölkerungsteile oder sogar der Menschheit 
"gerechtfertigt" werden. Ein Musterbeispiel der Folgen dieser 
Moral ist der Angriff auf den Reaktor Osirak hrtd dessen Recht¬ 
fertigung durch Begin und andere. 

Hinweis: In anderem Zusammenhang komme ich auf die »Rechtfer¬ 
tigungsversuche" der Befürworterseite noch eingehender zurück. 

.2.3. Die weltweite und massierte künstliche Atomzer- 

trümmerung verstößt aber nach aer ludendorffschen 
Philosophie auch gegen die vollkommene Ordnung 
der Schöpfung. In den 50er Jahren Uberschrieb 
Mathilde Ludendorff z.B. einen Aufsatz, in dem 
3ie sich gegen die organisierte künstliche Atom- 
zertrümraerung wandte, mit den Worten: "Ein Ver¬ 
brechen an Gottes, vollkommenen Gesetzen"• Die 
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Hinnahme oder gar Förderung der Atomspalttechno¬ 
logie verstößt also für einen Anhänger der luden- 
dorffsehen Philosophie auch gegen die göttliche 
Weltordnung. 

3.2.2.4. Die Philosophie Mathilde Ludendorffs ist im 

übrigen vor allem eine Philosophie der Freiheit. 
Nach der Überzeugung des. Klägers hat bereits die 
bisherige Entwicklung auf dem Gebiet des Plutonium¬ 
programms völlig unnötig Einschränkungen der 
menschlichen Freiheit gebracht; die Fortsetzung 
der Entwicklung wird die Einschränkungen noch 

rtAtAwM tbnr 

mehren. Das ist, darunnötig, eindeutig verfassungs¬ 
widrig (s. Roland Bohlinger, Art. 9 II GG. und die 
Errichtung eines Plutoniumstaats, Wobbenbüll 1980; 
Hasso Hofmann, Rechtsfragen der atomaren Entsorgung, 
Stuttgart 1981, S. 258 - 287). D a rüberhinaus ge¬ 
hört zum grundgesetzlich garantierten Recht auf 
freie weltanschauliche Betätigung eindeutig auch 
das Recht, daß sich in der Zukunft die Mehrheit 
des deutschen Volkes zu einem Lebens- und 
Gesellschaftsmodell im Sinne der ludendorff- 
schen Philosophie bekennt, ein Modell, das 
als oberste Werte Gott, Freiheit, Leben, Ge¬ 
rechtigkeit und Gesundheit anstatt Macht, 

Genuß und Nützlichkeit setzt und die massierte 
künstliche Atomzertrümmerung als schlimmstes 
aller Verbrechen und obendrein als völlig über¬ 
flüssig auch im Sinne volkswirtschaftlicher 
Nützlichkeit ablehnen wird. Dieses Recht auf 
eine Zukunftsgestaltung im Sinne der luien- 
dorffsehen Philosophie darf den Anhängern dieser 
Philosophie und damit dem Kläger nicht genommen 
werden, ohne daß sie wenigstens das Recht auf 
Gegenwehr, unter anderem durch Gewährleistung 
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des Klagerechts erhielten. JSs heißt bei Hasso 
Hofmann, a.a.O., in dem Kapitel: "Me unverjahr¬ 
baren Menschenrecht^’, S. 269 f«: 


D. h.: um dneti 

gewissen Bestand elementarer Rechte, deren Bewahrung Sinn und 
Zweck der staatlichen Vereinigung- ist, kann und darf eine Gesell¬ 
schaft, auch wenn sie selbst darauf «reichten wollte, ihre Nachkom¬ 
men nicht bringen - wobei hier natürlich an den Inhalt des Gesell 
Schafts- respektive Hetnchaftsvertrages gedacht ist. ln diesem - und 
nur in diesem Sinne - des Verbots der Preisgabe an ein System der 
Unfreiheit (und nicht etwa im Sinne eines Verbots der Anpassung uml 
Fortentwicklung) sind die Menschenrechte „unvetäuderlich“ und 
„unverzichtbar" - zu Gunsten einer Zukunft der Freiheit’*. Lost man 
dieses Prinzip, dessen Radonalitkt die historischen Bedingungen sei¬ 
ner Ausbildung übersteigt, aus der sprachlichen Einbindung in die 
Sentenzen des aufklärerischen Naturrechts heraus, so kann man sa- 
gpw- Der Staat darf das in einer konkreten Tradition normativer An 
Sprüche („natürlicher Menschenrechte") geschichtlich vorgegebene 
Niveau der Humanität nicht unterschreiten* - weder in dem, was er 
für den Augenblick, noch in dem, wes er für die Zukunft tut. ln 
diesem Smne schützt der menschenrechtliche Gehalt der Grundrechte 
wie dar ejnzebwn so die Minderheit, weiche sonst der Sümmenmacht 
der Mehrheit un terl i ege n könnten, aber eben auch die Nachwelt, die 
Uberheupe noch keine Stimme hat. Und in diesem Sinne sind die „un- 
verietzKchen" und „unveräu&erlichen", gleichwohl jedoch entwick¬ 
lungsfähigen Menschenrechte als Fiederung des erreichten Stardards 
der Humanität auch „unveränderlich" (vgl. Art. 79 Abs. 3 GG), ja 
„ewig"". Von daher ist es unmöglich, die für den Staat hier und heute 
sich ergehenden objektiven menschenrechtlichen Schutz-Verpflich¬ 
tungen in einer zeitlichen Beschränkung zu denken. 

* Dag dar Sun dar Grundrechte nidn in deren nordatlaorische Ematehungs- 
kjAy mia, zwäck auflösbar itt, wird beute auch augethalb der Staatstheone 
(nilirr- vgl. W Huber/H. £. TBdt; Meiuebenredlte, 1V77, S. 144, 147ff 

* Vgl. vom Verf., Legitimität undRechogeltung. S. 63. Vorgegebent 

lick“) und nur mtaptvcheiide unliebe Maximen, nicht positive subl Rechte, und 
sie und „vomaatlidt" nur gegenüber der Kontingent der jeweiligrn nachri-volntio 
alles Staatlichkeit, nicht dagegen i. S. einet logischen Vorränge, gegenüber mit, 
menschlichen Gcmeinachaftsbildung. 

41 E. Lang: Zu einer kybernetischen Staatslehre, 1970, 5. 2Mf. Vgl. dazu J. 
Sdswtfdlndcr, Menschenrecht* und praktische Wekooentierung, aaO (FN 15} S. 
178: „Wo immer und wia artikuliert«nm*r Menschenrecht* aadtreten, » erheben 
den Anspruch auf unbedingte Gültigkeit, und dieac normatm Gültigkeit findet 
ihm Auadruck in der allgemeinen Formulierung von der unamaatbaren Würde des 
Mamachen. Diese in daher der - praktisch wrUadbche - Ausdruck des aUgetnein-- 
snm Konsenses darüber, da* dem menschlichen Dasoa, in seiner Einzelheit und in 
seinen ihm wesentlichen Wirklichkeftsverhlhmssen, ein nicht mehr «lativierberer, 
somit unbedingter Dasemssinn zukommt, wie immer die Menschen diesen Da¬ 
seinssinn selbst auslegen und auslegend vollziehen.“ Aus der Entstehungsgeschich¬ 
te heraus betont die Dimension der Zukunft in den Grundrechten des Grundgeset¬ 
zes K. Roth-Stickrw: Gnindrechtsversttodois des Parlamentarischen Rates und der 
Grundrechtsschutz bei» Betrieb von Kernkraftwerken, EuGRZ 1W0, S. 386ff 
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Nach weiteren Ausführungen in dieser lw ichtung 
schreibt Hofmann in dem Kapitel: "Rechtfertigungs¬ 
versuche" ,• und zwar aif Seite 276 ff.: 


Haupt¬ 
sächlich aber sind gewisse unausgesprochene Voraussetzungen jener 
Rechtfertigungsversuche xu reflektieren Zweierlei wird dabei nimiich 
unterstellt: 

Erstes» ist das die vermeintlich selbstverständliche Undenkharkeit 
von Lebensentwürfen abseits und jenseits der technischen Zivilisation. 
Natürlich hingt solche Verengung des Horizonts mit der Illusion der 
Techniker von der Linearität des natumiasenechafdkh-techMscf „n 
Fortschritt», tut dem geachichttphiloeophiachen Glauben an die uni¬ 
versale ieehn ia c . be Zivilisation ak an eine Endzeit zusammen, in der 
nachts mehr vergessen werden kann, in der die Unmöglichkeit des 
Vergessen* gleichbedeutend ist mh Unmöglichkeit des Verzieh» und 
mit ubiquitärer Verfügbarkeit jedweder Technik“. Allenfalls vor die¬ 
sem Hintergrund erscheint doch die im Grande seltsame Vorstellung 
plausibel, unser sich steigernder Konsum könne noch irgend jeman¬ 
dem anderen nützen außer uns allein. 

Ein zweites hingt damit zusammen: das ist die Annahme, man 
könne auch hinsichtlich der Belastung kommender Generationen mit 
dem Risikopotentia] eines Endlagen hochaktiver atomarer Abfälle in 
der gewohnten Weise nach dem Prinzip der Göterahwägung verfahren 
oder mit dem Gedanken des sozial adäquaten Risikos operieren. Das 
jedoch geht aus zwei Gründen prinzipiell nid« an. So kann zunächst 
schon eine durch Umwandlung von Materie geschaffene und hinter- 
lassen« Gefahrenquelle nicht gleichgesetzt werden mit dem bloßen 
Verbrauch , von Rohstoffen. Denn mit den natürlichen Vorräten der 
Erde können auch unsere Nachkommen im Prinzip nichts anderes 
tun, als sie verbrauchen* 7 . Der spätere Zeitpunkt des Konsums ver¬ 
leibt diesem indes keinen höheren Wert gegenüber der sofortigen An¬ 
eignung. Freilich wäre es außerordentlich wichtig und viel besser, mit 
den Sch ätz e n der Erde sparsamer umzugehen, als wir es tun“. Aber 
die Unterlassung dieser dÜe Zahl möglicher Nutznießer vermehrenden 
guten Tht ist immer noch etwas qualitativ Anderes als die wissentliche 
und willentliche Belastung der Nachwelt mit einem Vergiftung!risiko. 
Eme Quelle lai^sam oder schnell leerzutrinken, ist eine Sache, sie zu 
verseuchen, eine andere. Und eine dritte Sache ist schließlich die Un¬ 
terstellung, daß geringerer Rohstoffverbrauch quasi natutgesetzlich 
nur um den Preis partieller Verseuchung der Erde möglich sei und daß 
dieser Preis andererseits die Streckung der Rohstoffvorräte auf eine 
entsprechend lange Zeit zum Äquivalent habe. 

Was weiter das Prinzip dar Güterabwägung und den Gedanken 
sorialadäquater zivil «• torischer Risiken betrifft, so hängen die damit 
möglichen Operationen grundsätzlich ab von der Identität von Nutz¬ 
nießern und Gefährdeten. Droht der Patient X zu sterben, so mag da* 
weitgehende und höchst riskant* ärztliche Eingriffe rechtfertigen*’ - 
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aber nur bei X, triebt etwa auch bei Y. Ei in die Todesgefahr des X 


kein hinreichender Grund, dem Y ohne dessen Zustimmung eine Nie¬ 
re su entnehmen, euch wenn Y gute Chancen hüte, mit einer einzigen 
Niere «ehtrzuleben. Und gsr den Kopf eines anderen darf man selbst 
dann nicht voweae n . wenn ctoani die Gcwmachaaccn eurem hoch 
tnchtsats'*. Errata andars iat das am, wenn in dar Geschlechterfolge 
dm Üb er leben dar einen C e nirannn Badagaag dafür iat, dad die 
andern spät« ins Lebest trau n kann. Unser diaair Voraussetzung wi- 


1 der Na ch « e h ge 


rechtfertigt. Aber solange et nfabt na die nwkiaBzisNnz geht, kön¬ 


nen wir Nerbleib und Gefahren, die andrem eae einer be trim nten 
Technik rrwuhim, neckt mit Vorteilen verre rlmm, «eiche «« aus 
' eben dieser Technik neben. Om ist von da hia behandelten kriti¬ 
schen Frage dm l.asigruiernihie and da Nu ch aa hhrl et t nng abgeae- 
han eine ‘idiaieiiF 111 **!»«’ So rrcigert sich die Bundesrepublik, 
dm dmh ihr B n fl agi ih n iinpt and ihre E ncaosgun gtragduag gern als 
fahrend und aoehikllicb loben Hk, gfcäehwobi in vetständUcb« Vor¬ 
rieht, rndioekrive Abfalle and abgebrannte Braueiemciue aus andc- 
ren Undtni a ufz a n t hm a n - von gtf c n tr i t ig n» Andiiifan bei Engpäs¬ 
sen einmal ab ge s e h en. Eint prinmpitBe Aea n ahn t a t oll i e aBacdi p ga für 


burgiacbe E ciiihctdt trerh R e maradhen grtuerbt «erden 71 . Warum? 
Weil mehr als ehe Hüfte dm dort erzeugten Stroms für die Bundesre¬ 
publik gedacht «w. Im Vcriiiilmis au Nmhvdt jedoch soü solch 
idharrrrstiruHifbe Korrelation von Nutten and Nachteil offenbar 


nicht mehr gehest. Aba schrat «mm wir unterstehen, unseren Nach¬ 
kommen bhebe von unserer Nutzung da Ranaheegie nicht nur des 
RinkopotentiaJ eines Abfallsgers, sondern sie kdnncrn aus dieser 
Eimgteverwendung als snlcha irgendwie noch einen Nutzen ziehen, 
wäre « uns gleichwohl nicht erlaubt, unsere Giiterabwägung in die 
Zukunft zu projizieren und die da Nachwelt Torwegzunehmen Gü- 
terabwlgung setzt nicht nur Identität von Nutznießern und Gefähr¬ 
deten, Modem auch so etwas wie eine halbwegs freie Entscheidung 
innerhalb ein« konkreten geschichtlichen Situation mit all ihren be¬ 
sonderen a—wsu itutia g a gefl ndan und spezifischen Möglichkeiten vor¬ 
aus. Nor jewafls innerhalb ein und derselben g es chichtlich grwachae- 
nan Ordnung kamt ein zivilisatorischer Risiko - wovon dm Bondee- 
vetfaeaun gs geric h t im Kaliar-Beechlufl spricht™ - ab ..aostaled- 
äquat", d. h. ab gemsinbin üblich and gesdbcbofdich akzeptiert ange¬ 
sehen werden”. 


“ Th. Oppen—: Die «st Inlb hew ll ri oe t Sra ee l e m e h n m. J2 iV7t, S. 

(Ml). 

** Aeafesa au ainar dsrs s ti g m Bssvchoung bei B. Oherbedtct: Nutzen der 
Kcraensffie, tVTZ, 1 Uff. 

** Vgl dazu US I. Teil dieser Alben unter 2 b bei FN 5*. 
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Beahzr ein Volk anahhimigc Staat- 
Uehkdt in Sinne da VöBcemeltti, »o cn apri d w daa Sdbetbcedm- 
mungareche da Völker abden* du Arianp muSchcr SeJbat*caui 
tuag”. Mag Rech« dar S a lb e rb mi i a n n ^ min der Sribatgeatattung 
könnt ab Sache eben weh dn i»n Sefceab oti m«^ oder 
SrWwyit il nin in Gefahr oder wird ab aoichn verletzt, wenn ein 
Volk, n eei anadich nuarnbrt oder nkbe, durch die Obethürdung 
ehua an graten und über aaanaehtdie Mala fainana wirkaamen Rin- 
kopotemiab, wie a dn nntimab Endlage» hochah ti wi Abfalbtoffe 
einet hochentwickelten Indunrieetaates ■mit enuprechend hohem 
Durch«tz an Kembrenomfien daritelk, dazu gezwungen wird, reine 
wirtachafdicbc, aoziab und knhnraUe EntwicUeng aaurie reine politi¬ 
sche Ordnung nach der Notwendigkeit aoazurichten, diean Risiko- 
potential unter Kontrolle zu halten und notfallt mit den daraut rieh 
ergebenden konkreten Gefahren (artig zu werden, statt in alledem den 
eigenen VomcBungen, Wünschen und Bedfirfniaaen zu folgen. Denn 
auch insoweit kenn (Sr du zeitliche Nacheinander der Völker und 
ihrer politischen OrganbadoBafomten nichts grundsätzlich anderes 
gehen ab für deren Koexistenz im Raum. ’ 


Berber, Lciubuch des Völkerrecht», Bd. I, S. 1101. 


.3.2.2.5» Ka liegen al30 ganz eindeutig religiöse bzw. 

weltanschauliche Gegensätze vor, die zwischen 
den Uberzeugungstreu handelnden Vertretern 
der Gruppen zu Interessengegensätzen und Inter- 
essenkonflikten führen müssen, insbesondere dort, 
wo diese Vertreter zum Handeln, gezwungen sind: 

Bei der Wahl des Berufes, des Arbeitsplatzes, 
und des Wohnorts, bei der Wahl der politischen 
Bartel , bei wirtschaftlichen, pädagogischen, 
kulturellen Entscheidungen usw. Die Konflikte 
'werden umso stärker sein, je Uberzeugungstreuer 
und folgerichtiger die jeweiligen Vertreter 
der verschiedenen Seiten sind, je mehr durch 
das handeln der einen Vertreter dis Moralvor¬ 
stellungen der anderen verletzt und beleidigt 
oder gar Gewissensbeschwerungen erzeugt werden. 

Es gilt in streng katholischen Gemeinden als 
Verletzung der "religiösen Gefühle", wenn am 
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Sonntag gearbeitet wird, in streng jüdisch 
gläubigen (jemeinden, wenn das am Sabbat ge¬ 
schieht. In manchen Gegenden wird deshalb sogar 
bestraft, wer in dieser Weise stört. Um wieviel 
größer ist die Verletzung der "religiösen Gefühle" 
des Klägers, wenn er überzeugt ist, die von ihm 
angegriffenen Genehmigungen seien Teil der Errich¬ 
tung einer "atomgespaltenen Welt" und damit gegen 
die Schöpfungsordnung und die heiligsten Grund¬ 
sätze für das menschliche Zusammenleben, vor allem 
gegen das Recht auf Leben, genetische Unversehrt¬ 
heit und freie Selbstbestimmung geriohtet. Am em¬ 
pörendsten, verletzendsten und beschwörendsten 
erlebt der Kläger im übrigen nicht die eigene Gefährdung 
seines Daseins und seiner Freiheit, sondern die Gefähr¬ 
dung der genetischen Dimension seiner Ferson und die 
Schädigung und Gefährdung vieler seiner Nachfahren und 
damit verbunden die für ihn schlimmste Tatsache, daß er 
einer Generation ang^hört, die - falls seine Erkenntnisse 
zutreffen, wovon er überzeugt ist - millionenfach durch 
chemische und radioaktive Schadstoffe in dieser und in 
folgenden Uenerationen eine ungeheuerliche Fülle an Leid, 
Schmerz und Elend für die Opfer und ihre Mütter, Väter, 
Geschwister und Freunde und zugleich eine Fülle an 
sozialen Belastungen schafft und das alles ohne die Mög¬ 
lichkeit für die Betroffenen, dieses von uns Vorfahren 
auferlegte Schicksal zu ändern. Der Kläger empfindet das 
als den ungeheuerlichsten, widergöttlichsten der denkbaren 
Frevel, passend zu dem Geist, der durch Ausschwitz, Katyn, 
Dresden und Hiroshima symbolisiert wird. 

3,1.a.is. Es liegen hier also eindeutig Verletzungen 
religiös-wel'„anschaulicher Interessen und 
sogar Rechte durch den angegriffenen Ver¬ 
waltungsakt und die hierdurch erlaubte Tätig¬ 
keit vor. Für den Fall, daß dieser Schluß 
beim Geitcht nicht auf Zustimmung stößt, wird 
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beantragt . darüber ein Rechtsgesnräoh zu führen, 
damit weitere rechtliche und tatsächliche Aus¬ 
führungen zu den strittigen Teilen gemacht 
und, falls erforderlich, auch noch Gutachten 
erstellt werden können. 


„1.2,3. Die Verletzung beruflicher, politischer, wirtschaft¬ 
licher u.a. Interessen. 

„'>.2.3.1. Die Treue des Klägers zu seiner religiös - weltan¬ 
schaulichen Überzeugung und seiner Erkenntnis, so¬ 
wohl er als auch seine Kinder, Freunde und Mit¬ 
bürger würden genetisch, somatisch, kulturell und 
anderweitig schwerstens gefährdet oder gar ge¬ 
schädigt, führte dazu, daß der Kläger seit Jahren 
gemeinsam mit Freunden und Helfern nicht nur Juris¬ 
tisch sondern auch publizistisch und politisch ge¬ 
gen das hier in der Klage angegriffene Atomspaltwerk 
und die Errichtung und den Betrieb sätmlicher wei¬ 
terer Atomspaltwerke, die nicht Im Einklang mit der 
Verfassung, dem Atomgesetz und dem Strafgesetz ge¬ 
nehmigt wurden, ln und außerhalb der Bundesrepublik 
auftritt. Hierdurch mußte der Kläger aber seine 
starken und berechtigten Interessen auf anderen Ge¬ 
bieten völlig zurtickstellen, um die übergroßen An¬ 
forderungen einer optimalen Führung seines Abwehr¬ 
kampfes erfüllen zu können. Er war sogar gezwungen, 
so erhebliche finanzielle Belastungen auf sieh zu 
nehmen, daß er nicht nur das gesamte Erbe des Vaters, 
das Vorerbe der Mutter und .das Vorerbe von Verwandter, 
sowie vorhandenes sonstiges Vermögen aufbrauchen, 
sondern auch erhebliche Kreditverpflichtungen noch 
eingehen mußte. Dazu kamadann noch durch Hetzfeld¬ 
züge und Intrißgen der Gegenseite beträchtliche ge¬ 
schäftliche Verluste und Nachteile. Daraus folgt, 
daß der Kläger neben den bisher genannten auch noch 
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andere berechtigte, seine Persönlichkeitsentfaltung, 
seine politische tätigkeit, seinen Beruf, seine 
Freizeit, seine wirtschaftliche Existenz betreffen¬ 
de Interessen an einer möglichst baldigen Fest¬ 
stellung der Nichtigkeit der angegriffenen Ge¬ 
nehmigung besitzt. Das Bundesverwaltungsgericht 
entschied am 29.1.73s 


«Das nach 5 43 Abs. 1 VwßO erforderliche be¬ 
rechtigte Interesse kann auch ein privatrecht¬ 
liches und wirtschaftliches sein.■Bs genügt, 
daß die Klägerinnen w^tschaftllche Nachteile 
erleiden.» (BVerwG I C 30.OB, BVerwGE 41 /55b) 


Die inzwischen eindeutig existenzbedrohenden wirt¬ 
schaftlichen und sonstigen Sonderbelastungen und Nachteile 
entstanden für den Kläger unter anderem auch.deswegen, weil 
er nach Erhebung seiner atomrechtlichen Klagen für nicht 
klagebefugt erklärt wurde, was nur möglich war, indem einer¬ 
seits behauptet wurde, er besäße kein berechtigtes Interesse 
an der Nichtigkettsfeststellung, und andererseits bis jetzt 
stets darauf verzichtet wurde, diese Behauptung lüssig zu 
begründen, wodurch der Kläger dann ganz erhebliche gericht¬ 
liche und außergerichtliche Kostenbelastungen und eine Ver¬ 
zögerung der von ihm begehrten Klärung der tatsächlichen 
Rechtslage erfuhr. Die entstandenen Kostenbelastungen waren 
im übrigen nicht vermeidbar sondern erzwungen. Sie ent¬ 
standen aufgrund von Prozessen, die notwendig und durch 
Art. 19 GG. gerechtfertigt waren, undjzwar zur Abwehr jener 
Rechts- und Interessenverletzungen, die durch die verfaasungs-, 
Strafgesetz- und atomgesetzwidrigen Formen des Betriebs 
der von ihm angegriffenen Atomspaltwerke stattfanden. Falls 
Zweifel am Vorliegen, und Ausmaß der diesbezüglich geltend 
gemachten Verletzung berechtigter Interessen bestehen, wird 
beantragt , hierüber zunächst ein Rechtsgespräch zu führen 
und, falls dadurch die Strittigkelt nicht beseitigt werden kann, 
Beweis zu erheben . Der Kläger ist überzeugt, daß bei ..»trit- 
ttgkeit nicht umgangen werden kann, auch Be- 








Beugehaft verhängt wurde, weil er einen G urie ntu- 
bescheid und die darauf füllende Kostenrochung 
nicht anerkannte (weil dieser °erichtsbescseid 
recntswidrigerweise die Fortsetzung der nichtigen 
Tätigkeit ohne PrUfung der Nichtigkeitsgründe zu- 
ließ^ hat er auch noch angesichts der Möglichkeit 
einer Anlehnung an § 239 (Freiheitsberaubung), 

§ 240 (Nötigung), §242 (Diebstahl) ein berechtig¬ 
tes Interesse an der Klärung der Rechtslage. 

Sollten auch hier Zweifel am Vorliegen der geltend 
gemachten Verletzung berechtigter Interessen bestehen 
wird beantragt , auch hierüber ein Rechtsgespräch 
zu führen und erforderlichenfalls noch Beweis zu 
erheben. 


.3.3. Der Kläger kann aus finanziellen, beruflichen und 
privaten Gründen den Bezug von Strom aus dem 
öffentlichen Netz nicht umgehen ! Falls das strittig 
ist, wird beantragt , daß hierüber Beweis erhob en 
wird. In diesem Fall werden die Beweismittel hoch 
genannt werden. 

Die öffentliche Stromerzeugung liegt aber durch uesetz 
in der Hand von Monopalunternehmen. Damit befin¬ 
det sich der Kläger in einenl sogenannten Hechts¬ 
verhältnis sowohl mit dem Staat als aucn mit dem 
Stromlieferantw Da der Kläger beim Bezug von Strom 
aufgrund des Verbundnetzes stets zwangsläufig auch 
solchen aus verschiedenen Atomspaltwerken geliefert 
bekommt, ist er in zweierlei Hinsiont beschwert. 

o einerseits ist er gegen seinen Willen sowohl an 
der Nutzung des Betriebs von seiner Ub< Beugung nach 
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gesetzwidrig betriebenen Atomspaliwerken als »ach an 
der finanziellen Förderung des Baus und Betriebs 
solcher Werke Uber die Bezahlung der otromkouj;«n 
beteiligt und damit zugleich an der ßeeinträcn- 
tigung der Rechte lebender, und kllnftig lebender brist: 
auf Schutz von leben, Gesundheit, Freiheit und 
Sachgütern. 

o andererseits ist er auch von den wirtschaftli¬ 
chen Nachteilen betroffen, die dadurch entstehen, 
daß die Atomstromerzeugung erheblich teurer ist, 
als die herkömmliche Stromerzeugung, insbesondere 
jene, aus der sogenannten Industrieabwärme, die zu 
nutzen bekanntlich von den EVUs systematisch sabotiert 
wird. Falls dies strittig ist, wird beantragt , hier¬ 
über Beweis zu erheoen . In diesem Fall wer :en noch 
die Beweismittel genannt. 

Der gesetzliche Anspruch auf Frel_Jielt von unge¬ 
setzlichem Zwang , auf die Lieferung von möglichst 
billigem Strom und auf möglichst um- und nachwelt- 
freundliche Stromerzeugung wird also durch die Tätig-* 
keit im Rahmen de^fgenannten Rechtsverhältnissen ein¬ 
deutig verletzt. Der Kläger besitzt darum ein berecht- 
tigtes persönliches Interesse daran, diesen ihn 
beschwerenden Zustand durch Feststellung d.er Nichtig¬ 
keit der Angegriffenen Genehmigung zu beenden. 

3.2.4. Die Verletzung rechtlicher Xnteresserf 

3.2-.4.1. Vorbemerkung: 

In diesem Kapitel wirdjzunächst das Ausmaß der Schä¬ 
den aufgrund der Emission radioaktiver Schadsto ('- 
fe kurz skizziert, ein e ausführliche Behandlung folgt 
im Abschnitt über die Niehtlgkeitsgründe . Dann l'olat 
eine kurze rechtliche Würdigung und erst innn wird 
der ^ezug zu der Frage nach dem verletzi,en persön¬ 
lichen Interesse hergesteH't. 
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3.2.4.2. Der Betrieb von Atomspaltwerken derzeitiger Bau- 

un^ Oenehmigungsart ist ohne die Nebenwirkung einer 
täglichen Emission radioaktiver Schadstoffe nicht 
möglich. Dadurch wird die sogenannte natürliche Ra¬ 
dioaktivität um das Ausmaß der sogenannten künst¬ 
lichen Radioaktivität erhöht. Folglich muß es 
unabhängig davon , wie hoch die Krhöhung prozentual 
ist, zwangsläufig auch zu 'eter Erhöhung der 
radioaktiven Schadstoffbelastung kommen^Bas I'ftU- 
jhstitut in Heidelberg rechnet mit einem Anteil 
der allgemeinen Radioaktivität än der Erzeugung 
der Krebstodesrate in Höhe von o,5 - dreißig 
Im Mindestfall gehen hierdurch also rund 900 Krebs¬ 
tote (o,5J» von rund 130.000), im Höchstfall rund 
54.000 Krebstote in der Bundesrepublik jähr¬ 
lich auf das Konto der allgemeinen Radioaktivität. 

Angenommen, die emittierten radioaktiven 
Substanzen aus Atomreaktoren umfassen nur einen 
Anteil von 1 > der allgemeinen Radioaktivität, so 
würde diese künstlich erzeugte Radioaktivität jähr¬ 
lich zwischen 9 und 540 Tote in der Bundesre¬ 
publik, oder 630 bis 37 800 bei einer gleiohbleiben- 
den Strahlenbelastung während eines Bstriebszeitriurri: 
von'70 Jahren (durchschnittliche Lebenserwartung 
eines ri enschen), erzeugen. Darüber hinaus ist zu beachten 

o Die allgemeine Umweltbelastung und speziell die 
allgemeine Strahlenbelastung steigt in den letzten 
Jahren und Jahrzehnten ständig, allerdings auch 
die Selbstbelastung durch gesundheitsschädigende 
Qewohnheiten. Dadurch ist seit Jahrzehnten ein 
ständiger Anstieg der Krebserkrankungsrate und, 
trotz der ständig wachsenden ^ahl der Heiler¬ 
folge und Vorbeugemaßnahmen, auch ein Anstieg 
der Krebstodesrate zu beobachten. 
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o Durch die teilweise erheblichen Latenzzeiten 
ist in naher Zukunft selbst bei stagnierender 
Belastung noch ein weiterer Anstieg der Er- 
krankungs- und Todesrate zu erwarten. 

o Durch die Erhöhung der Zahl von Atomanlagen 
der bisher üblichen und genehmigten Bauart 
wird d'ie künstlich erzeugte radio¬ 

aktive üchadatoffbelastung noch erheblich ge¬ 
steigert. 

o Die künstlich erzeugten radioaktiven Stoffe 
weisen ein anderes, für Lebensorganismen, ge¬ 
fährlicheres Strahlenspektrum auf als die 
natürliche Radioaktivität. 

o Langlebige radioaktive Substanzen werden nicht 

/|f 

selten/den Lebensorganismen angereichert. 

Aus den vorstehend aufgezählten Feststellungen ist abzuleiten, 
daß Ue eingangs gemachten Abschätzungen über den Anteil der 
Plutoniumtechnologie an der Erzeugung von Krebserkrankungen 
und- todesfällen bei der Annahme einer Belastung von nur 
•1 mrem/a höchstwhrscheinlich noch viel zu günstig vorge- 
nommem worden ist. 

Obwohl aber von der ßefürworterseite gemeinhin behauptet wird, 
die von Atomspaltwerken ausgehende Strahlenbelastung Liege bei 
etwa 1 mrem/a, so hat sich inzwischen doch der Iferdacht erhärtet, 
daß das Ausmaß der tatsächlich stattfindenden Emission radio¬ 
aktiver Substanzen aus den derzeitigen Atomspaltanlagen erheb¬ 
lich höher liegt, teilweise sogar über dem Ausmaß/nut.ÜJÜbhen 
Strahlenbelastungen. Obendrein lassen neue Erkenutrj Inge den 
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Schluß zu, daß die biologische Wirksamkeit von Gamma-Strahlen 
und wahrscheinlich auch anderer Strahlen erheblich unter¬ 
schätzt worden ist. Hierauf wird^päter noch näher eingegari:;en 
werden. 

Aber auch dann, wenn die eingangs gemachten Abschätzungen 
zu ungünstig sein sollten, so ist nicht bestreitbar, daß 
es durch die Emission radioaktiver Substanzen aus Atomspalt¬ 
werken bisheriger Bau- und Oenehmigungsart zu zahlreichen, 
in die Hechte auf Schutz des Lebe» und der körperlichen und 
genetischen Unversehrtheit ein. rei enden .ichäden kommt, und 
daß dies auch von Befürworterseite, wenn auch stark herunter¬ 
gespielt, ni,cht bestritten wird. Palls diese Feststellungen 
aber doch bestritten werden sollten, wird beantragt . hier¬ 
über Beweis zu erheben . In diesem Fall werden vom Kläger die 
Beweismittel, soweit sie nicht unter "Nj-chtigkeitsgründe" 
aufgeführt werden, noch genannt. 

Falls es zu Schäden kommt, wovon der Kläger überzeugt ist, 
kann es im übrigen völlig dahingestellt bleuen, in welchem 
Umfang es dazu kommt. Denn dau Strafrecht fragt nicht nach der 
Zeitspanne, in der körperverletzende oder tödliche 
Folgen einer Tat eintreten und auch nicht nach der Zahl der 
Fälle. Es fagt allerdings noch nach den Gründen. Soweit kein 
rechtfertigender Notstand vorliegt, was nachweisbar nicht der 
Fall ist, betrachtet das Strafrecht eine solche Tat als straf¬ 
bar. 

Ausdrücklich sei nochmal darauf hingewiesen, daß im Kapitel 
über die Darlegung der Nichtigkeitsgrunde noch eingehender auf 
die age nach dem Umfang der Schäden und deren rechtliche 
Würdigung eingegangen werden wird. 
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3 .2.4.3. Es ist Mindeststand der W issenschaft . daß bei einer 
Strahlenbelastung von z.B. o,o5 rem/a unter 10ÜÜ 
Neugeborenen/a mindestens 5 Gensohäden. wahr 3 cnein- 
j-icher aber erheblich mehr erzeugt werden. 

Bei einer Strahlenbelastung von nur 0,005 ren/a 
aind ea 5 Genschäden unter 10 000 Neugeborenen/a 
und bei einer Strahlenbelastung von nur 0,001 rem/a 
ist es 1 Genschaden unter 10 000 Neugeborenen/ a 
(s. U. Ehling, Gesellschaft für Strahlen-und 
Umweltforsohung, Neuhei^berg, "Strahlengenetisches 
Risiko des “enaohen", Umschau 80 (1980, 3. 754 ff,); 

G.Adam, "Neuere Ergebnisse Uber genetische Strah¬ 
lenschäden beim Menschen", Oktober 1980 und 
Schreiben desselben Verfassers vom 28.5.81 
an die 6. Kammer des VG Würzburg; bei Adam zahl¬ 
reiche weitere Nachweise; die beiden erstge¬ 
nannten Arbeiten befinden sich in der Anlage, ' 

das Schreiben von Adam wird im Abschnitt Uber die I 
"Nichtigkieitsgründe" vollinhaltlich zitiert). I 

In der Bundesrepublik ist eine künstliche Strahlenbelastung 
von maximal 0,06 vem/a zugelassen. Der Kläger ist überzeugt, daß 
ein irl der Bund esre publik stattfindender Betrieb sämtlich 
derzeit betriebener und im bau befindlicher Reaktoren der 
üblichen Bau- und Genehmigungsart einschließlich, des damit 
zusammenhängenden Betriebs der übrigen zum Atomspaltkreis¬ 
lauf notwendigerweise gehörenden Anlagen, z.B. einer 

..iederaufbereitungsanlage und einer Mülldeponie, erheblich 
höhere Durchschnittsbelastungen für die Bevölkerung erzeugen 
durfte als die angenommene n o.05 rem/a, wobei ausdrücklich 
betont werden muß, daß der üblicherweise eingesetzte Begriff 
"rem" weitgehend untauglich ist, um damit die Wirklichkeit 
zu beschreiben (siehe dazu spätere Ausführungen). Geht : 
jedoch von der Gleichung 0,05 rem/a = 5 und mehr Oenuehäden 
je tausend Neugeborene/a aus, dann bedeutet nun, daß während 
eines Zeitraums von 20 Jahren entsprecnend der 
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ilblicherweise angesetzten 20-jährigen Betriebs¬ 
dauer eines Reaktors im Bereich von jährlich 
1000 Neugeborenen insgesamt mindestens 100 Gen¬ 
schäden zu erwarten sind. Reohnet mein das um auf 
Cin& Gesamtbevölkerung mit einer durchschnittlichen 
jährlichen Geburtenrate von 500 000, nimmt man 
weiter an, es würde die gesamte Bevölkerung gleich¬ 
mäßig während eines Zeitraums von hundert Jahren 
der gleichen radioaktiven Schadstoff.belastung 
von 0,05 rem ausgesetzt werden, dann ergibt das 
aufgrund der Vererbbarkeit von Genschäden, aber 
ohne Berücksichtigung der Fälle, die sich durch 
frühzeitigen l'od oder den Verzicht auf Zeugung 
nicht fortpflanzten, daß dann mindestens 250 000 
Genschäden manifest geworden sind. 

In diesem Zusammenhang ist zusätzlich noch dreierlei 
zu beachten: 

o Jede Genschädigung ist eine Körperverletzung. 

Mindestens ein Drittel, möglicherweise aber 
eine größere Zahl dieser Körperverletzungen 
erzeugt oder begünstigt Erkrankungen mit Lebens- 
beeinträchtigungen bis starken Lebenszeitver- 
kürzungen (das heißt Erkrankungen mit tödlichem 
Ausgang)(slfhe Adam a.a.Ömit zahlreichen Nach eisen). straf¬ 
rechtlich gesehen ist sogar jede Beschleunigung des nahe bevor 
stehenden Todes eines Menschen eine vorsätzliche Tötungs- 
hand'lung( Entscheidungen des Reichsgerichts in StrafSachen 
50,43; Ent Scheidungen des BGH in Strafsachen 7,288; Verkehrs¬ 
rechtssammlung 17,187; 25,42). 

o In früheren Jahrhunderten hatten Familien durch¬ 
schnittlich erheblich mehr Kinder als heute. 

Da die medizinische Versorgung damals genetisch 
bedingte Schäden nur sehr begrenzt zu hellen 
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oder zu Uberbrüoken vermochte, starben 
viele der genetisch empfindlich geschädigten 
Kinder schon vor der Fortpflanzung. In be¬ 
grenztem Umfang wurde dadurch das genetische 
Gleichgewicht durch Auslese der allzu ge¬ 
schädigten Nachkommen erhalten. Durch die 
heutigen Forschritte in der Medizin und durch 
den Umfang heutiger Sozialfürsorge wird dieses 
Gleichgewicht erheblich gestört. Wenn dann zu 
dem Ausmaß an Genschädigungen früherer Zeiten 
nun erstmals in der Menschheitsgeschichte 
die zusätzlichen Genschädigungen durch medi¬ 
zinische Maßnahmen, eine Fülle chemischer 
Schadstoffe, die künstliche Strahlenbelastung 
und daneben ndch erheblich wachsenden Alkohol¬ 
mißbrauch kommen, dann müßten im Laufe weniger 
Generationen soviel weitere Genschäden ent¬ 
stehen, daß das genetische Gleichgewicht mit 
Sicherheit zerstört wird. Daraus folgt: es muß 
nicht nur unter dem Gesichtspunkt des Rechts¬ 
schutzes für einzelnen Personen sondern auch 
unter dem Gesichtspunkt der Erhaltung der mensch¬ 
lichen Gattung Jede vermeidbare zusätzliche Be¬ 
lastung unterbleiben, siehe dazu u.a. die Präambel des Grund¬ 
gesetzes und die Bestimmungen des § 220 a StGB. 

Falls die zentralen Feststellungen in dLesem Ab¬ 
schnitt bestrittön werden sollten, wird vor¬ 
sorglich beantragt, hierüber Beweis zu erheben. 

Es wird darauf hingewiesen, daß im Abschnitt 
"NichtigkeitsgrUnde" noch ausführlicher auf 
das Thema eingegangen werden wird. 

^./.4.4. Schließlich ist auch noch der Aspekt der 

Inkaufnahme atomarer Großkatastrophen zu be¬ 
rücksichtigen. Die Eintrittswahrscheinlich- 
solcher Katastrophen wird zwar für sehr 
geri.ig gehalten. Unter der in wissenschaftlichen Kreisen 
diskutierten Annahme von einer roßen Katastrophe je 1u.;ü0 
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ßol.-iebs jahren je Heaktor würde das bedeuten, daß bei nur 50 
betriebenen Reaktoren (es waren ein^l vielmehr geplant) inner¬ 
halb von luü Jahren die Wahrscheinlichkeit einer großen Katas¬ 
trophe bei 1:2 liegen würde. Damit wäre mit bedenklicher Wahr¬ 
er ho xnl ichkeit die Möglichkeit einer atomaren Großkatastrophe 
innerhalb der Betriebszeit von höchstens zwei Generationen 
innerhalb der Bundesrepublik bewiesen. Würde es sich bei der 
Kattötrophe um ein 'Joreschmelzen handeln, dann würde nach dem 
vom IRS erstellten Arbeitsbericht 290 vom Februar 1976 
eine tödliche Gefahr auf viele Millionen Menschen zukormen. 

Es soll inzwischen schon mehrfach zu einem derartigen 
Goreschmelzen ln Reaktoren gekommen seien (siehe u.a. Holger 
Strohm, Triedllch ln die Katastrophe . 1931, Seite 351 ff.) 

Die Tatsache, daS es Schutzplane gegen atomare Großkatastro¬ 
phen gibt, beweist im übrigen, daß die Verantwortlichen mit 
der Möglichkeit solcher Katastrophen rechnend 

Falls ie hier nur in aller Kürze skizzierten Feststellungen 
bestritten werden sollten, wird auch hier vorsorglich ein Be¬ 
weisverfahren beantragt . In diesem Fall werden noch die hierzu 
vorliegenden zahlreichen reweismittel genannt werden. 

.^uch wird da; auf hingewiesen, daß im Abschnitt über die 
"NichtlgkeitsgrUnde" noch ausführlicher auf das Thema ein¬ 
gegangen werden wird. 

3.2.4.5. Um einem Mißverständnis vorzubeugen: 

Selbstverständlich ist der Kläger der Auffassung, 
daß eine Genehmigung rechtlich zulässig ist, die 
die Genehmigungsvoraussetzungen des Atomge3etzes, 
des Grundgesetzes und des Strafgesetzes erfüllt. Die 
schon mehrfach aufgestellte Behauptung, der Kläger 
wende sich grundsätzlich gegen die Nutzung der (Cein- 
ener ie, ist falsch und als demagogische Schutzbe- 
hauptung zu bewerten. Daher ist auch der Schluß 
falsch, die Klage wäre deshalb eine unzulässige 
Popularklage. Die Klage richtet sich nicht regen 
Genehmigungen, die im Einklang mit den erwähnten 
besetzen stenen, sondern allein gegen jene Teile 
der nier angegriffenen Genehmigung, die einen atomge- 
se'.«widrigen und verfassun^gs-, Strafgesetz- und nltten- 
wldrigon Betrieb erlauben. 
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Unerheblich ist deshalb auch, ob der Kläger 
die Auffassung vertritt, daß derzeit überall 
in der -Bundesrepublik Genehmigungen auf dieser 
Basis bestehen. 

Auf diesen Punkt wird später noch ausführlicher 
eingegangen werden. Palls das Gericht diesbe¬ 
züglich zu einer anderen Auffassung neigt, wird 
aber bereits hier vorsorglich ein schriftsätzlich 
vorbereitendes und in der mündlichen Verhandlung 
abzuschließendes Rechtagespräch entsprechend 
den gesetzlichen Vorschriften beantragt . Außer¬ 
dem behält sich der Kläger in diesem Pall vor, 
zum Thema weiter vorzutragen, Anträge zu stellen 
und ein Gutachten anzufordern. 

3.2.4.6. Nach § 7 Abs. 2 Nr. 3 AtomG. ist es Genehmigungs¬ 
voraussetzung, daß durch den Betrieb der be¬ 
antragten Anlage keine Schäden an Leben und Ge¬ 
sundheit entstehen. Auch die Gefahr des ßin- 
.tritts solcher Schäden muß vorbeugend ausge¬ 
schlossen sein. Ist es Stand der Wissenschaft, 
daß sie mangels Kenntnis JefahmifUr Leben und 
Gesundheit nicht von vornherein sicher aus¬ 
schließen kann, dann muß eine Genehmigung unter¬ 
bleiben (BVerfG., MUlheim-Kärlich-Beschluß, 

NJW 1980, S. 762 ff.). Als Hindernis für eine 
Genehmigungserteilung sind dementsprechend 
alle Schäden und S^hadensfolgen anzusehen, 
die mittels mathematisch-statistischer Methoden 
berechnet oder abgeschätzt werden können, wobei 
es auf die Nachweisbarkeit konkreter Ursachen¬ 
zusammenhänge zwischen Schadstoffemissionen 
und einzelner Schadstoffe nicht ankommt, Denn 
nach der allgemeinen Definition der ganz herr¬ 
schenden Meinung liegt eine "Gefahr" im Sinne 
des Sicherheitsrechts dann vor, wenn eine 
Sachlage bei ungehindertem Ablauf zu einem er¬ 
kennbaren Schadenjd.h. zu einer Minderung eines 
tatsächlich vorhandenen normalen Bestands an 
Lebensgütern führen würde, wobei es genügt, 
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daß der Eintritt des zu befürchtenden Schadens 
mögich oder wahrscheinlich ist (Friauf, Folizei- 
und Ordnungsrecht, in: v. Münch (HrBg): Be^- 
sonderes Verwaltungsrecht , 4. Aufl., 1977, S. 

177 unter Hinweis auf die Rechtsprechung des 
Preußischen OVG und des BVerwGj Götz, Allge- 
meines Polizei- und Ordnungsrecht, 4. Aufl., 

1977, S. 55 f.; Wolff, Verwaltungsrecht Iil , 

3. Aufl. 1973, § 125 III a; Ule-Rasch, Allge¬ 
meines Polizei- und Ordnungsrecht, 1965, § 14 
PrPVG, Rdz. 4.; Drews-Wacke-Vogel-Martens, 
Gefahrenabwehr, Band I, 8.Aufl. 1975, 5. 178; 
zur Durchführung der Wahrscheinlichkeitsprog- 
nose in den hier interessierenden Fällen vgl. 
Erichsen, in: WDStKD, Bd. 35, 1977, S. 185 f.). 
Ebenso sind jene Schäden und Schadensfolgen 
ein Genehmigungshindernis, die zwar nicht 
statistisch exakt nachweisbar sind, da sie ent¬ 
weder innerhalb der üchwankungsbreite spontaner 
Erkrankungen oder der Fehlerbreite unscharfer 
statistischer Ermittlungen liegen, aber mit 
nicht^tatistischen wissenschaftlichen Methoden 
als möglich oder wahrscheinlich erwiesen sind. 
Allerdings wird von einigen Autoren erklärt, 
aus dem Vorhandensein der Wahrscheinlichkeit eines 
Schadeneintritts könne nicht unbedingt auf das 
Bestehen einer Gefahr geschlossen werden, viel¬ 
mehr soll die Größe des zu befürchtenden Schadens 
und das Ausmaß der Wahrscheinlichkeit seines 
Eintretens in einem wechselseitigem Verhältnis 
stehen; An die Wahrscheinlichkeit ,des bchadens- 
eintrittes würden umso geringere Anforderungen 
gestellt, je größer der zu befürchtende Schaden 
sei (A. Hanning/K. Schmieder: "Gefahrenabwehr und 
Risikovorsorge im Atom- und Eniissionsschutzrucht", 
in: Der Betrieb , Beilage "r. 14/77 zu Heft Hr. 46 
vom 18.11.77 des Handelablatt , S. 4, Anm. 22 
mit weiteren Nachweisen). Dieser Ansicht kann 
zwar vom Kläger nicht ohne Einschränkungen zu¬ 
gestimmt werden, sie spielt aber für die Schlüssig¬ 
keit der weiteren Überlegungen keine Rolle. 
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Die derzeit genehmigte Bau- und Betriebs¬ 
art von Atomspaltreaktoren erzeugt aber 
nicht nur Gefahren mit hoher Gintrittswahr- 
scheinlichkeit, sie erzeugt'auch eindeutig, 
wie aufgezeigt, eine Fülle nachweisbarer, 
in das Recht auf Schutz des Lebens und der 
körperlichen und genetischen Unversehrtheit 
eingreifender Schäden. 


Daraus folgt: Der Betrieb der Atomepalt- 
reaktoren bisher gebauter und genehmigter 
Art führt in zahlreichen Fällen zu einer 
Erfüllung des Tatbestands der Körperver¬ 
letzung und des Totschlags, In welchem Zeit¬ 
raum und Umfang, mag dahingestellt bleiben, 
da das Strafrecht in dieser Beziehung nicht 
nach der Zeitspanne fragt, in der die körper¬ 
verletzenden oder tödlichen Folgen einer Tat 
eintreten und ebensowenig nach der "ahl der 
Fälle. Hierbei dürften die Körperverletzungen 
und Tötungen als vorsätzlich zu werten sein. 

Es ist zwar anzunehmen, daß fast alle Befürworter 
der Atomspalttechnologie die Verletzungen und 
Tötungen nicht befürworten oder gar erstreben, 
jedoch um die Unvermeidbarkeit des Eintretens 
de Verletzungen und Tötungen wissen, das aber mit 
■ 1 cm Hinweis auf die wirtschaftliche Erforderlichkeit und Vor- 
teilhaftigkeit solcher Opfer in Kauf nehmen (s.o.) und ihren 
Umf-ng systematisch und häufig ganz bewußt herunterSpielen 
(„Hohe Mzu u.a. H. Strohm, a.a. 0., üBite -355 ff-, 364, 41 1). 
jie Inkaufnahme von Körperverletzung und Todesfällen nun 
Gründen des wirtschaftlichen Vorteils oder angeblicher 
Notwendigkeit, die aber tatsächlich nicht besteht( nieho die 
"arstullunr: der Enquete-Kommission der Bundesregierung, die 
Studie des Steuerzahlerbundes zur Frage der wirtsohaitlicnen 


Notwendigen und T agbarkeit der Atomspalttechnoin ie und die 
Veröffentlichung des Klägers zu diesem Thema), gilt straf¬ 
rechtlich gesehen als verwerflicher Umstand (Schwarz-Dreher, 






Anm. 5 zu <j 211 StGB). Die bloße Befürwortung des Betriebs 
von Atomspaltanlagen bisheriger Bau- und Genehmigungsart ist 
im Kaumen dieser Argumentation (also bei tatsächlich auftre¬ 
tender Inkaufnahme der Schäden) mutmaßlich als Anstiftung zu 
werten, eine Genehmigung als Beihilfe. Außerdem ist hier der 
S 220 a StGB in rechtliche Bewertung mit einzubeziehen, ins 
besondere im Hinblick auf das Ausmaß der ermöglichten großen 
atomaren Katastrophe. 

Palls jedoch der Genehmigungsbehörde zum 
Zeitpunkt der Genehmigungserteilung die Folgen 
des zugelassenen Betriebs nicht bekannt waren, 
dann wäre das immer noch unter strafrechtlichen 
Gesichtspunkten bewertbar, z.B. unter dem Ge¬ 
sichtspunkt der Fahrlässigkeit. Da jedoch nach 
Bekanntwerden der Schäden eine Nichtaufhebung 
der Genehmigung unweigerlich ebenfalls den Tat¬ 
bestand der Inkaufnahme und dadurch auch hier 
eindeutig die Voraussetzungen für eine Nichtig¬ 
keitsfeststellung erfüllen, kann es zur Erfüllung 
des Klägerwillens offen bleiben, ab wann der 
Genehmigungsbehörde bekannt wurde, daß der ge¬ 
nehmigte Betrieb strafrechtliche Normen ver¬ 
letzt. Sämtlichen uenehmigungsbehörden sind inzwischen 
jedenfalls die Arbeiten von Shling, Adam, Barthel- 
meß u.a. aus den von uns geführten 
Prozessen bekannt. Im Zweifelsfall wird be ¬ 
antragt . hierüber Beweis zu erheben . Zugleich 
wird beantragt , falls die Richtigceit der vor¬ 
stehend getroffenen rechtllchenWürdigung be¬ 
stritten wird, hierüber das gesetzlich vorge¬ 
schriebene Rechtsgespräch schriftsätzlich vor¬ 
bereitend und in der mündlichen Verhandlung ab¬ 
schließend zu führen. 

Falls die vorstehend getroffenen Feststellungen 
zutreffen, müßten sie unweigerlich zu einem Kr- 
folg der Nichtigkeitsfeststellungsklage führen, 
da nach § 44/2/5 VwfG ein Verwaltungsakt stets 
rechtlich nichtig ist, wenn er strafrechtliche 
Tätigkeiten erlaubt. 3 


dann 
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3 .l.k.l. Der Kläger hat eindeutig ein berechtigtes 

Interesse an der Feststellung der behaupteten 
Nichtigkeit und daher an der Überprüfung des 
Wahrheitsgehalts seiner eigenen Feststellungen. 
Das berechtigte Interesse erwächst nicht nur 
aus den früher schon vorgetragenen Gründen 
(Verletzung religiös-weltanschaulicher» mora¬ 
lischer, beruflicher, wirtschaftlicher u.a. 
Interessen). Der Kläger hat vielmehr ein be¬ 
rechtigtes Interesse an einem ungefährdeten 
Leben. Er ist nicht bereit, die von der Be- 
fürworterseite zur Rechtfertigung vorgenomrnene 
GUterabwägung als richtig und berechtigt und 
auch seine Belange berücksichtigend zu akzep¬ 
tieren. Noch größer ist das Interesselos 
Klägers das du roh Art. 2 und 6 GG. (geschützt 
iet) an gesunden Nachkommen, wozu auch ge¬ 
sunde Ehepartner der eigenen Kinder und Kindes¬ 
kinder gehören. Angesichts der großen Kinder¬ 
zähl des Klägers und der Möglichkeit, daß seine 
.Kinder, Enkel und Urenkel ebenfalls viele Nach¬ 
kommen haben werden, ist nach dem Minderfstand 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse als sicher 
anzunehmen, daß bereits Urenkel des Klägers 
durch den Betrieb von Atomanlagen der der¬ 
zeit genehmigten Art genetisch geschädigt sein 
werden. Der Kläger hat derzeit 7 Kinder. Mit 
weiteren Kindern ist zu rechnen. Da für gesund* 
Enkel auch gesunde Ehepartner nötig sind, sind 
heben den mindestens 7 Kindern auch noch min- 
destene 7 künftige Schwiegerkinder zu berück¬ 
sichtigen, also insgesamt 14 Fersonen def 
nächsten Generation.' Hätten diese durchschnitt¬ 
lich ebenso viele Kinder wie der Kläger, so 
hätte der Kläger dann insgesamt 49 Enkel zu er¬ 
warten. Hätten diese dann ebenfalls wieder dies- 
selbe Zahl an Kindern, dann käme der Kläger 
zu insgesamt 343 Urenkeln und 343 Schwiegerur¬ 
enkeln. Es,ist natürlich äußerst unwahrschein¬ 
lich, daß es soviele Urenkel und Schwieger¬ 
urenkel sein werden, auch wenn es sich zum 
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Familienethos entwickeln sollte, eine große 
Kinderzahl zu haben. Aber es wäre nicht statt¬ 
haft, die Möglichkeit zu einer solchen Viel¬ 
zahl an Nachkommen gewaltsam zu unterbinden. 

Aber auch unter der Annahme, es hätten die 
Nachkommen des Klägers durchschnittlich nur 
4 Kinder - das sind weniger als es durch¬ 
schnittlich vor 100 Jahren üblich war - und 
alle kämen« zu Fortpflanzung, dann käme der 
Kläger zu 112 Urenkeln und 112 üchwiegerur- 
enkeln. Bei einer Belastung von 0,05 retn/a 
= mindestens 5 Oenschäden auf 1000 Neugeborene/a 
wäre aber schon unter 200 Urenkeln und Schwieger¬ 
urenkeln höchstwahrscheinlich mindestens 1 Gen¬ 
schädigung zu erwarten. Unter den Ururenkeln 
müßte dann bereits mit rund 8, unter den Urur- 
urenkeln mit rund 32 und unter den Ururururenkeln 
- also der 6. Generation - mit rund 128 genge¬ 
schädigten Nachkommen zu rechnen sein, aller¬ 
dings unter der Voraussetzung, die ^tjphge- 
echädigten Nachkommen gelangten ungehindert 
zur Fortpflanzung. 

Berücksichtigt man außerdem die Tatsache, daß der Kläger 
noch zahlreiche Mitkläger hat, die mit ihn eine ätroitgi!- 
nossenschaft Bilden, dann kann als nicht unwahrscneinlien 
angesehen werden, daß schon einer der Kläger,und als sicher, 
daß einige der nächsten Nachkommen der Kläger genetisch ge¬ 
schädigt sind odtr werden- 

Durch die hier skizzierten genetischen Folgen 

wird aber nioht nur das berechtigte Interesse 
auf ungeschädigte eigene Nachkommen verletzt. 

Da sich auf genetischem Gebiet zwischen der 
Person des Klägers und seinen Kindern und Kindes- 
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hindern kein Trennungsstrich ziehen läßt, ohne 
den Gesellschaftsyertrag, die freiheitlich-demo¬ 
kratische Rechtsordnung und die Naturgesetze 
aufzuheben, insbesondere den Umstand, daß die 
Keimzellen als solche potentiell unsterblich 
und hierbei Träger des Lebens und Träger des 
fundamentalen, nämlich vererbbaren, auch in 
fernsten Generationen noch bruchstückweise fort¬ 
lebenden Teils der Person des Klägers sind. 

Das aber ist in den beiden erstgenannten Fällen 
verfassungs- und strafgesetzwidrig und im 
letztgenannten Fall, wegen der Unaufhebbarkeit 
der Naturgesetze, unmöglich und ein Eingriff 
in die «echte der Person auf Unverletzlich¬ 
keit ihres Wesens. 

3.7.4.8. Nachbemerkung: 

Alle vorstehend gemachten Ausführungen sind 
stets unter dem Aspekt zu sehen, daß die 
WissenschAft äußerst wenig Uber die Wirkungen 
radioaktiver Substanzen im somatischen und 
genetischen Bereich weiß, insbesondere Uber 
das Zusammenwirken dieser Substanzen mit 
anderen Stoffen. Bekannt ist aber, daß das 
Zusammenwirken radioaktiver Stoffe mit an¬ 
deren Stoffen su beträchtlichen Steigerungen 
hinsichtlich des Ausmaßes der Schadensfolgen 
führen kann (s. dazu spätere Ausführungen). 

Erst recht kann die Wissenschaft nicht aus¬ 
schließen, daß der Kläger bereits Opfer einer 
Schädigung durch künstlich erzeugte radioak¬ 
tive Schadstoffe ist oder künftig werden wird. 

Sii lat über Pflicht der uenehmigunjsbehörde und der 
selbst den Nachweis zu führen, daß !ar Kläget mit .^icheriwi 
nicht geschädigt wurde und künftig nicht geschädigt wor-iui t 
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Da es aber nur in ‘.len seltestep Fällen möglich ist, schlüs¬ 
sig nachzuweisen, daß ein bestimmter Todesfall, ein bestimmter 
genetischer Schadensfall oder ein bestimmter Erkrankungsfall 
durch die* Bestrahlung mit künstlich erzeugten radioaktiven 
Schadstoffen gänzlich oder teilweise erzeugt worden ist, 
und da es völlig unmöglich ist, festzustellen, aus welchem 
Reaktor diese strahlenden Stoffe stammten (denn leider tragen 
Sie nicht das Herstellungsetikett der verantwortlichen 

Reaktor-GmbH), und da schließlich Jedermann der Blick in die 
Zukunft verwehrt ist, dai^um ist es praktisch ausgeschlossen, 
schlüssig und mit absoluter Sicherheit nachzuweisen, daß 
der Kläger von den Auswirkungen künstlich erzeugter radioak¬ 
tiver Schadstoffe aus dem angegriffenen Ueaktor oder anderen 
Reaktoren derzeit oder künftig tatsächlich betroffen oder nicht 
betroffen ist. Es läßt sich nur eine mehr oder minder große. 
Gefährdung oder Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts 
feststellen. 

Dag abgr fühft dazu, daß trotz der Fest¬ 
stellung des Bundesverfassungsgerichts im 
Külheim-Kärlich-Beschluß, es Bei nicht.er¬ 
laubt, in die Grundrechte aus Artikel 2 GG. 

(Recht auf Schutz des Lebens und der körperlichen 
und genetischen Unversehrtheit) einzugreifen 
und trotz der Tatsache, die von niemandem ernst¬ 
haft bestritten wird, nämlich daß es bereits 
Todesfälle,. Erkrankungen und genetische Schädi¬ 
gungen aufgrund der Auswirkungen von Emissionen 
künstlich erzeugter radioaktiver Schadstoffe 
gegeben hat und daß es sie künftig ebenso geben 
wird wie katastrophale Unfälle mit e.iner sehr 
großen Zahl von Toten, in Anfechtungsklagen 
bisher kein wirksamer Rechtsschutz gegen Ae 
Emission radioaktiver Substanzen erlangt werden 
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konnte. Obwohl also irgendwelche Bürger in der 
Bundesrepublik mit Sicherheit in ihrem Grundrecht 
auf Schuttes Lebens und der körperlichen oder 
genetischen Unversehrtheit verletzt werden und 
dies vom Bundesverfassungsgericht als verfassungs¬ 
widrig und nicht im "inklang mit dem Atomgesetz 
stehend erklärt worden Ist, hat 'die Praxis erwies® 
daß {dagegen te uf dem Weg über die Anfechtungsklage 
ein/wirksamer Rechtsschutz unterlaufen wird. Es 
bleibt mithin für den Kläger nur der Weg über 
die Nichtlgkeitsfeststellungsklage, um wirksam 
den begehrten Rechtsschutz und die Beseitigung 
der rechtlich nichtigen Handlungen erlangen zu 
können* Somit liegt es im persönlichsten Inter¬ 
esse auf Rechtschutz, Interessenschutz, Gefahren¬ 
abwehr und Reohtmäßlgkeit des Handelns auf staat¬ 
lichem* und wirtschaftlichem Gebiet, wenn vom 
Kläger die Feststellung; der Nichtigkeit begehrt 
wird* Wie sehr diese Argumentation berechtigt ist, 
läßt sich abschließend 1 aber nur klären, wenn Ge¬ 
wicht und Ausmaße der noch vorzutragenden Nichtig- 
keitsgründe eingehend geprüft worden sind. 

1.1.%. Die Verletzung persönlicher Rechte 

Wie von vielen Autoren, darunter Strohm, Jungk, 
Hofmann,und mir nachgewiesen worden ist, muß die 
Verwirklichung des "Kernenergieprogramms" in der 
bisher genehmigten Weise zu einer gesellschaftlichen 
und staatlichen Entwicklung führen, die unrecht- 
staatliohen Oharakter besitzt. Der Kläger hat 
Jedoch einen Anspruch auf rechtsstaatliche 
Verhältnisse, werden diese-- bedroht oder gar be- 



aeitigt; dann wird er nicht nur in seinen Inter- 
psni'n sondern oorhu in neinen Kochten unmittelbar, 
verletzt. diese Argumentation kann jedoch auf 
ihre Richtigkeit hin abuchlioBend nur überprüft wer. 
den, wenn die diesbezüglich vem Kläger noch vorge¬ 
tragenen Ausführungen auf ihre Hichtigkeit hin unter¬ 
sucht worden sind. 

'weiterhin hat der Kläger ein berechtigtes Interesse 
an der Nichtigkeitsfeststellung, weil sein Hecht auf 
geneti che'Unversehrtheit seiner Person gefährdet 
und seiner Nachkommen mit •Sicherheit z.T. verletzt 
wird. Auch diese Argumentation kann hinsichtlich 
ihrer Dichtigkeit nur abschließend beurteil! werden, 
wenn die noch folgenden Ausführungen zu diesem 
'iheraa berücksichtigt und geprüft worden sind, iiaraus 
aber ergibt sich, daß eine Prüfung der gesondert 
vorgetragenen "Nichtigkeitsgründe" nicht umgangen 
werden kann. 



Hinweis: 


Der folgende Schriftsatz wurde zusätzlich eingareicht, daraus aber nicht 
in der mündlichen Uerhandlung verlesen. 
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Über diese Argumentation kann man eigentlich nur 
den Kopf schütteln. Es muß nochmals betont werden, 
daß der § 43 VwGO als Abgrenzungskriterium für die 
Zulässigkeit der Klage die Formel aufweist: "Wenn 
der Kläger ein berechtigtes Interesse an der bäldigen 
Feststellung hat?. Den Inhalt dieses Abgreiizungs- 
kriteriums für die Zulässigkeit mit dem Inhalt des 
Abgrenzungskriteriums für die Begründetheit einer 
Anfechtungsklage gleichzusetzen, entbehrt jeder 
Logik und läßt sich darum auch nicht aus der anerkannten 
Rechtsprechung und Literatur belegen. Um aber doch 
wenigstens den Anschein ernsthafter Rechtsprechung zu 
erwecken und zu diesem Zweck wenigstens einen einzigen 
Beleg bemühen zu können, verweist die Kammer ab¬ 
schließend auf die Entscheidung in Regensburg. Das 
läßt sich wohl nur noch als Justizposse bezeichnen. 


3.3. Zur Widerlegung des irrigen Standpunkts der 2. -Kammer 
des VG Karlsruhe und ähnlicher, von der Gegenseite 
bereits in anderen Verfahren vertretener falscher Stand¬ 
punkte, seien noch einige grundsätzliche Ausführungen 
vorgetragen. 

In der Rechtsprechung und der Rechtslehre gilt als unstrittig: 

Die Feststellung der Nichtigkeit eines Verwaltungsaktes ist jederzeit zulässig 
und kann jederzeit beantragt werden, auch noch nach Ablauf der Fristen für die 
Einlegung des Widerspruchs bzw. einer Anfechtungsklage. Nur eine unanfechtbar 
gewordene bzw, rechtskräftige Bestätigung von Verwaltungsakten, deren Nichtig¬ 
keit behauptet wurde, durch rechtskräftiges UrteU eines Verwaltungsgerichts 
steht einer späteren Klage' auf Feststellung der Nichtigkeit entgegen, es sei denn, 
diese spätere Klage beruht nicht auf erst nachträglich eingetretenen oder bekannt 
gewordenen und geltend gemachten Gründen. (Siehe z, B. Kopp 6 zu 5 43 VwGO; 
Eyermann-Fröhler 18/19 zu' 5 43 VwGO; allgemeine M.). 

Die Gegenseite hat nicht dargetan, inwiefern die Klage 
nicht auf erst nachträglich bekannt gewordenen Gründen 
beruht. Die Klage beruht aber tatsächlich vor allem 
auf nachträglich bekannt gewordenen Gründen. 







Bei Eyermann-Fröhler, Kommentar zur VwGO, 7. Aufl., München 1977, Anm. 18/19 
zu 5 93 VwGO heißt es: 

"Der nichtige Verwaltungsakt ist ein nullum, und dies muß zu jeder Zeit und 
unabhängig von Fristen und dgl. festgestellt werden können... Es kann tatsäch¬ 
lich jeder Verwaltungsakt zum Gegenstand der Feststellungsklage werden; denn 
die Zulässigkeit hängt ausschließlich von der Behauptung der Nichtigkeit ab. 

Ob der Verwaltungsakt tatsächlich nichtig ist, ist keine Frage der Zulässigkeit 
der Feststellungsklage, sondern ihrer Begründetheit? 1 


Kurz darauf heißt es zur Frage der Begründetheit: 

" Dies hängt damit zusammen, daß die Anfechtungsklage nur begründet ist, wenn 
der Kläger in seiner Kechtssphäre verletzt ist: die Feststellungskiage hingegen 
schon begründet, wenn der Verwaltungsakt nichtig ist, ohne daß es auf die Ver¬ 
letzung der rechtlichen Interessen gerade des Klägers ankäme, bie Gleichschal 
tung erfolgt auch nicht über das Feststellungsinteresse, da dieses kein rechtli^ 
ches, sondern nur ein berechtigtes sein muß. Man wird daraus die Konsequenz 
zu ziehen haben, daß eine Anfechtungsklage mangels Verletzung der rechtlichen 
Interessen des Klägers nicht ohne weiteres als unbegründet abgewiesen werden 
darf, wenn es sich um einen nichtigen Verwaltungsakt handelt (vgl. dazu OVG 
Münster v. 21. 12. 1966, OVGE 23,>13/316). Das Gericht wird den Kläger gern. 

§ 86 Abs. 3 vielmehr darauf hinzuweisen haben, daß er zur Feststellungsklage 
übergehen muß, wenn er mit seiner Klage durchdringen wolle. Dies hat zur Folge, 
daß das Gericht in jedem Fall prüfen muß, ob ein nichtiger Verwaltungsakt vor- 
liegt .. . Feststellungsanspruch und Aufhebungsanspruch können gleichzeitig er¬ 
hoben werden ( Feststellung der Nichtigkeit, hilfsweise Aufhebung) ; es handelt 
sich hierbei materiell um die Geltendmachung eines Anspruchs, so daß über Fest¬ 
stellungsantrag nicht durch Teilurteil zu entscheiden ist (BSG v. 21. 6. 1960, 

DOV 60, 763)." 


Dementsprechend hat auch der 7. Senat des Bundesverwaltungsgerichts am 
16. 7. 1980 in dem Verfahren Roedel gegen Land Rheinland-Pfalz, Az. BVerwG 
7/C 109. 78 - OVG 7 A 55/78 entschieden. Der Senat führt in der Urteilsbe¬ 
gründung u. a. aus: 

"Eine nichtige Genehmigung regelt in Wahrheit nichts; ihre Beseitigung durch 
die Genehmigungsbehörde bedeutet daher lediglich eine Klarstellung der 
Rechtslage, die den durch diesen Verwaltungsakt nur scheinbar Begünstigten 
nicht belastet; dieser genießt keinen Vertrauensschutz, daß der mit dem 
nichtigen Verwaltungsafct erzeugte Rechtsschein aufrechterhalten oder nur 
gegen einen Schadensausgleich zerstört werde. tr (a. a. O, S. 12) 

Etwas später führt der Senat aus: 

"... auch dem Adressaten einer solchen nichtigen Genehmigung muß sich 
mithin aufdrängen, daß diese ihm in Wahrheit nichts gestattet und er sie 
daher nicht zur Grundlage eines Investitionsentschlusses machen kann. Erwä¬ 
gungen entsprct T hab esetzgeb er veranlaßt, 

• die Klage auf Feststellung der Nichtigkeit eines Verwaltungsakts (vgL $ 
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43 Abs. 1 VwGO) ohne Bindung an eine bestimmte Frist zuzulassen: . . 

(a. a. O., S. 12/13). 

Anschließend wird festgestellt: 

"Eine Ausdehnung der Präklusion des § 3 Abs. 1 AtAnlV auf Nichtigkeitsgrün¬ 
de läßt sich auch nicht mit der Erwägung rechtfertigen, daß derjenige, der 
sich am Einwendungsverfahren nicht beteiligte, einen Vertrauenstatbestand 
setze; er gäbe nämlich zu erkennen, daß ihn das Vorhaben nicht hinreichend 
betreffe, um dagegen vorzugehen. Von einem zu schützenden Vertrauen kann 
jedoch nur gesprochen werden, w enn überhaupt eine kechtsposTti'on vorhanden 
ist. Fehlt es daran, so fehlt es auch an einem Anknüpfungspunkt für einen 
rechtlich beachtlichen Vertrauensschutz. Ist daher eine erteilte atomrecht¬ 
liche Genehmigung nichtig, so kann diese Genehmigung kein Anlaß sein, einen 
Vertrauensschutz zu begründen. Wer außer einem bloßen Rechtsschein nichts 
in Händen hält, dem kann auch nichts genommen werden: schon von daher 
läßt sich in bezug auf den Adressaten einer nichtigen Genehmigung nicht 
davon sprechen, er könne darauf vertrauen, ihm werde nichts genommen." 

(a. a. O., S. 13) - >■ - 


Daraus schloß der Senat: 

"Entgegen der von den Beigeladenen vertretenen Auffassung hat die Klägerin 
ihr Klagerecht nicht verwirkt. In der Rechtsprechung des Bundesverfassungs¬ 
gerichts ist zwar anerkannt, daß auch verfahrensrechtliche Befugnisse, ins¬ 
besondere Klagerechte, verwirkt werden können (vgl. z. B. das Urteil des 
erkennenden Senats vom 21. Duli 1961 - BVerwG 7 C 49. 61 - VerwRspr 13, 
838 (839); ferner BVerwG 44, 294 (298); eine Verwirkung mag auch einer 
Nichtigkeitsklage entgegenstehen können. Das ist jedoch hier nicht der Fall. 
Verwirkung ist illoyale Verspätung der Geltendmachung einer Rechtsposition 
und damit ihrerseits Ausfluß des Vertrauensschutzprinzips; weil aber das 
Vertrauen auf den von einem nichtigen Verwaltungsakt ausgehenden Rechts¬ 
schein prinzipiell keine als solche schutzwürdige Position begründet, müßten 
ganz besondere, hier ersichtlich nicht vorliegende Umstände gegeben sein, 
um eine Nichtigkeitskla ge als illoyal und damit als verwirkt erscheinen zu 
lassen." (a. a. O., S. 13/14) 


Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts befaßt sich entsprechend dem Antrag 
der Klägerin Frau Roedel nur mit der Frage der "offenkundigen" Nichtigkeit, wobei 
für das Vorliegen der "Offenkundigkeit" genügt, daß sie für unterrichtete bzw. 
sachkundige Personen gegeben ist. 

In § 44 VwVfG heißt es jedoch, daß Nichtigkeit eines Verwaltungsaktes nicht nur 
dann vorliegt, wenn der Verwaltungsakt "offenkundig" an einem "besonders 
schwerwiegenden Fehler leidet." Vielmehr bestimmt Absatz 2: 

" (2) Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 1 ist ein 
Verwaltungsakt nichtig, 

4. den aus tatsächlichen Gründen niemand ausführen kann; 









5 . der die Begehung einer rechtswidrigen Tat verlangt, die einen Straf- oder 
Bußgeldtatbestand verwirklicht; 

6. der gegen die guten Sitten verstößt. 

(4) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Verwaltungsakts, so ist er im 
Ganzen nichtig, wenn der nichtige Teil so wesentlich ist, daß die Behörde den 
Verwaltungsakt ohne den nichtigen Teil nicht erlassen hätte. 

(5) Die Behörde kann die Nichtigkeit jederzeit von Amts wegen feststellen; auf 
Antrag ist sie festzustellen, wenn der Antragsteller hieran ein berechtigtes In¬ 
teresse hat." 

Wenn ein Verwaltungs^t eine verfassungswidrige, straf¬ 
gesetzwidrige, sittenwidrige oder aus tatsächlichen 
Gründen nicht ausführbare Tätigkeit genehmigt, ist es 
bezüglich der Frage der Zulä si-keit einer dagegen ge¬ 
richteten Klage unerheblich, ob die Genehmigung im guten 
Glauben oder aufgrund eines Notstandes, unter er¬ 
presserischem Li ruck oder in bewußt rechtsbrechender 
Absicht erfolgte. Für sie gilt auf jeden Fall nicht 
nur das, was für einen lediglich nur "offenkundig 
nichtigen 1 Verwaltungsakt gilt, närnlich daß er 

"keinen Vertrauensschutz (genießt), daß der mit dem nichtigen Verwaltungsakt 
erzeugte Rechtsschein aufrechterhalten oder nur gegen einen Schadensausgleich 
zerstört werde." (s. o.) 

Da im vorliegenden Fall die Genehmigung nicht einfach nur an einem offenkundig 
schweren Fehler leidet, sondern einen unmittelbaren Vertrauensbruch bildet, näm¬ 
lich einen Bruch des Vertrauens der Bürger in die Verwaltung, daß diese ihrer 
Pflicht gemäß dem Wohl des Volkes dient und die Gesetze achtet, deshalb kann 
sich die Verwaltung nachher, selbst bei verzögerter Abwehr der Folgen ihres Ver¬ 
trauensbruchs, nicht darauf berufen, die Verspätung sei illoyal. Denn Illoyalität 
gegenüber einem bestimmten Handeln der Beklagten und Beigeladenen ist logischer¬ 
weise seitens der Kläger nur möglich, wenn dieses Handeln der Beklagten und 
der Beigeladenen zuvor Loyalität entfaltet hatte. 

Da jedoch nach Überzeugung der Kläger schwerste Verstöße gegen Treu und Glau¬ 
ben vorliegen, indem eine lebenswidrige, verfassungswidrige, strafgesetzwidrige, 
atomgesetzwidrige, sittenwidrige und aus tatsächlichen Gründen nicht ausführbare 
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Tätigkeit genehmigt worden ist».kannsich die Gegenseite nicht auf die einschrän¬ 
kende Feststellung im oben zitierten Urteil des 7. Senats des Bundesverwaltungs¬ 
gerichts berufen, wo es, ich zitiere nochmals, heißt» 

"Verwirkung ist illoyale Verspätung der Geltendmachung einer Rechtsposition 
und damit ihrerseits Ausfluß des Vertrauensschutzprinzips";weil aber das Ver¬ 
trauen auf den von einem nichtigen Verwaltungsakt ausgehenden Rechtsschein 
prinzipiell keine als solche schutzwürdige Position begründet, müßten ganz beson¬ 
dere, hier ersichtlich nicht vorliegende Umstände gegeben sein, um eine Nichtig¬ 
keitsklage als illoyal und damit als verwirkt erscheinen zu lassen." 

Im übrigen liegt nicht einmal eine Verspätung vor. 

o Die Klage wurde eingereicht, als die Kläger er¬ 
kannten, daß die genetische Dimension ihrer eigenen 
Person unweigerlich vom Betrieb des Reaktors 
betroffen sei und damit die genttische 
Zukunft ihrer selbst, ihrer Kinder und Kindes¬ 
kinder, deren Ehepartner und möglicher Ehepartner. 

o Außerdem wurde von den Klägern erst vor kurzer 
K e it erkannt, daß listig verpuppt, in dem Programm 
"friedliche Nutzung der Kernenergie" ein welt¬ 
umspannendes, lebenswidriges, verfassungswidriges 
und strafgesetzwidriges Herrschaftsprogramm 
steckt, das sich seine Legitimation permanent 
erschleicht. 

o Weiterhin wurde von den Klägern erst vor kurzer 
Zeit erkannt, daß GTemien wie die Reaktorsicher- 
heitskommlssion und die Strahlenschutzkommission 
entscheidende Maßstäbe für die regierende, ge¬ 
setzgebende und rechtsprechende Gewalt setzen, 
obwohl sie weder diesen Gewalten noch dem Volk 
wirklich Rechenschaft ablegen und ähnlich einem 
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Geheimbund organisiert sind, also eine '.veitgehend 
geheime Verantwortungs- und Befehlsstruktur auf¬ 
weisen und keine demokratisch legitimierten staats¬ 
tragenden Organe darstellen. 

o Auch wurde erst vor kurzem bekannt, in welchem Aus¬ 
maße die Betreiberseite sich zentrale Teile der 
Genehmigungen zu erlisten pflegt und im vorliegenden 

"all- auch erlistet hat« 

o Dazu kommt schließlich, daß von den Klägern auch 
nach der Klageerhebung immer wieder zusätzliche 
Nichtigkeitsgründe entdeckt wurden und werden, 
was eine eventuelle Fristsetzung für die Klage¬ 
einreichung von vornherein als unzulässig erweist. 

Wenn im übrigen sich die Genehmigungsbehörde selbst erheblich Zeit läßt, um 
eingehend einen Genehmigungsantrag zu prüfen, und zwar deshalb, weil sie nicht 
in der Lage ist, ihn sofort endgültig richtig zu beurteilen, dann muß auch der 
Klägerseite eine angemessene Zeitspanne für seine Prüfung eingeräumt werden. 
Jedenfalls ist offenkundig, daß es bei listigem Vorgehen der Betreiberseite nicht 
möglich ist, die vorliegenden und die noch entstehenden, äußerst komplexen Sach¬ 
verhalte sofort zu erkennen und rechtlich richtig einzuschätzen. Die Erforschung 
der Wahrheit benötigt Zeit. Der Erforschung mit Hilfe von Pr£klusionstricks kaum 
oder gar keine Zeit zu gönnen, hieße, die Erforschung der Wahrheit zu beein¬ 
trächtigen oder gar zu verhindern. Da aber Wahrheitsfindung Voraussetzung der 
Rechtsfindung ist, würde das gleichzeitig bedeuten, daß hierdurch die Rechts¬ 
findung beeinträchtigt oder sogar verhindert wird. Das aber ist unzulässig und 
verfassungswidrig. 

5 . 4 . Zum Nachweis des berechtigten Interesses an einer baldigen Nichtigkeitsfeststellung 
genügt es, daß der Kläger ein ideelles (religiöses, kulturelles, moralisches), wirt¬ 
schaftliches oder politisches Interesse daran hat, daß alsbald die Nichtigkeitsfest¬ 
stellung getroffen wird. Rechtlich braucht er hier jedoch gar nicht betroffen zu 
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sein. Das ist herrschende Ansicht. 

Beweis; Kommentar zur VwGO von Eyermann-Fröhler, 8. Auflage, Anm. 18/19 zu 
S 43 VwGO mit Nachweisen; Kopp, Komm, zur VwGO, 4. A., Anm. 24 
zu S 43 VwGO; Redeker - von Oertzen, 20 zu S 93 VwGO mit 
zahlreichen Nachweisen; Schwabe, Verwaltungsprozeßrecht, Düssel¬ 
dorf 1980, S. 47; Tsrhira/Glaeser, Grundriß des Verwaltungsprozeßrechts, 
Stuttgart u. a., 1970, S. 148; Trzaskalik, Die Rechtsschutzzone der Fest¬ 
stellungsklage im Zivil- und Verwaltungsprozeßrecht, Berlin(l978), S. 170 
ff.; Scheck - de Clerck, 2. A. f S. 242; D. Neumeyer, Die Klagebefugnis 
im Verwaltungsprozeßrecht, Münster 1976, S. 152 ff.; überall weitere 
Hinweise auf Gerichtsentscheidungen. 

4. Antrag 

Im Zweifelsfall wird beantragt , diesbezüglich ein 

Rechtsgutachten einzuholen. 


3.4.1. Falls darauf abgestellt wird, es sei zweifelhaft, 
ob die Kläger ein berechtigtes Interesse an der 
baldigen Feststellung der Nichtigkeit haben, weil 
auch bei Nichtigkeitsfeststellungsklagen ein persön¬ 
liches rechtliches Betroffensein vorliegen müsse, 
so wi-derspricht das zwar eindeutig der herrschenden 
Ansicht und Rechtsprechung, vorsorglich sei jedoch 
festgehalten, daß die Kläger durchaus ein rechtliches 
B e troffensein geltend machen. 


3.4.1.1. Die Kläger sehen sich zunächst einmal betroffen 

bezüglich ihres R e chts auf Leben, seelische, 
genetische und körperliche Unversehrtheit, i nd 
zwar auch in dem Falle, daß sie hunderte Kil ’meter 
vom Reaktorstandort entfernt wohnen. 
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Im Mülheim-Kärlich-Beschluß des Bundesverfassung^ 
gerichts sind u.a. folgende Grundsätze, die hier 
maßgebend sind, formuliert worden: 


. .. das durch Artikel 2 II GG geschützte Recht auf Leben und körperliche Unversehrt¬ 
heit . .. wird .. . nicht erst durch eine faktische Verletzung der geschützten Rechts¬ 
güter beeinträchtigt, es soll einer solchen faktischen Verletzung vielmehr Vorbeugen 
und kann daher auch dann eingreifen, wenn bei der Errichtung von Kernkraftwerken 
vorbeugende Maßnahmen gegen spätere Betriebsgefahren außer acht bleiben .... 


Das Atomgesetz bezweckt ausdrücklich - und zwar nach der Rechtsprechung, des BVerwG 
vorrangig vor einer Förderung der Atomenergienutzung . . . Leben, Gesundheit und Sach¬ 
güter vor den Gefahren der Kernenergie zu schützen (§1 Nr. 2; zum Unbedingten des 
Schutzzweckes vgl. Hartkopf, Zur Sicherheit der Kernkraftwerke, Bulletin Nr, 122/79, 

S. 1134). Nach der grundlegenden Vorschrift des S 7 II AtomG darf eine Genehmigung 
"nur" erteilt werden, wenn u. a. die nach "dem Stand von Wissenschaft und Technik er¬ 
forderliche Vorsorge" gegen Schäden durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage 
getroffen ist; gemäß § 17 AtomG kann sie inhaltlich beschränkt und mit Auflagen ver¬ 
bunden werden, wobei zur Erreichung des erwähnten Schutzzweckes auch nachträglich 
Auflagen zulässig sind. .. . Indem es nicht auf die allgemein anerkannten Regeln, son- 
dern schlechthin auf den Stand der Technik abstellt, verpflichtet es zur Berücksichti- 
gung des jeweils erreichten technischen Entwicklungsstandes, Indem es darüberhinaus 
auf den Stand der Wissenschaft abhebt, benötigt es ... zu derjenigen Schadensvorsorge, 
die nach den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen für. erforderlich gehalten wird; 
läßt sie sich technisch noch nicht verwirklichen, muß eine Genehmigung unterbleiben. 
Inhaltlich sind also die Genehmigungsvoraussetzungen so gefaßt, daß aus verfassungs¬ 
rechtlicher Sicht eine Genehmigung dann zu versagen ist, wenn die Anlage zu Schäden 
führen kann, die sich als Grundrechtsverletzungen darstellen; auch im Hinblick auf ein 
verbleibendes Restrisiko in Gestalt einer künftigen Grundrechtsgefährdung läßt das Ge¬ 
setz eine Genehmigung nur dann zu, wenn es nach dem Stand von Wissenschaft und Tech¬ 
nik praktisch ausgeschlossen ist, daß solche Schadensereignisse eintreten. (Mulheim- 
Kärlich-Beschluß des EVerfG vom 20. 12. 1979, N3W 1980, S. 762) 


Weiterhin heißt es in dem Beschluß des Bundes¬ 
verfassungsgerichts: 

"Die normative Regelung begnügt sich nicht damit, die Ge¬ 
nehmigungsbehörde an strenge materiellrechtliche Genehmir 
gungsvoraussetzungen zu binden. Vielmehr trägt sie der 
staatlichen Schutzpflicht und Mitverantwortung auch ver¬ 
fahrensrechtlich einmal dadurch Rechnung, daß die Er¬ 
teilung einer Genhmigung von einem formalisierten Ge¬ 
nehmigungsverfahren abhängig ist, in dem die Genehmi- 
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gungsvoraussetzungen von Amts wegen zu prüfen und an 
dem u.a. alle Behörden des Bundes, der Länder und Ge¬ 
meinden zu beteiligen sind, deren Zuständigkeitsbe¬ 
reich berührt wird... die Genhmigungsbehörde ((hat)) 
in einem besonderen Tenmin zu erörtern, nachdem zuvor 
das Vorhaben bekannt gemacht und die Antragsunterlagen 
zur Einsicht ausgelegt worden sind, und zwar einschließ¬ 
lich des Sicherheitsberichts, der alle mit der Anlage 
verbundenen Gefahren und die vorgesehenen Sicherheits¬ 
maßnahmen unter besonderer Berücksichtigung der materi- 
ellrechtl,ichen Genehmigungsvoraussetzungen darzulegen 
hat." (a.a.O., S.762) 


Von Bedeutung sind schließlich folgende Sätze: 


11 Bei der verfassungsrechtlichen Beurteilung dieser Frage ist von der gefestigten Recht¬ 
sprechung des BVerfG auszugehen, daß Grundrechtsschutz weitgehend auch durch die 
Gestaltung von Verfahren zu bewirken ist und daß die Grundrechte demgemäß nicht 
nur das gesamte materielle sondern auch das Verfahrensrecht beeinflussen, soweit die¬ 
ses für einen effektiven Grundrechtsschutz von Bedeutung ist. Diese Rechtsprechung 
ist zunächst für den Grundrechtsschutz aus Art. 14 I GG .. . entwickelt worden. Inzwi¬ 
schen haben beide Senate des BVerfG bereits ausdrücklich entschieden, daß Art 1II 
GG ebenfalls eine dieses Grundrecht berücksichtigende Verfahrensgestaltung gebietet.. 

Das Grundrecht des Art. 1 II GG beeinflußt auch die Anwendung der Vorschriften über 
das behördliche und gerichtliche Verfahren bei der Genehmigung von Kernkraftwerken, 
deren vorrangige Aufgabe gerade darin besteht, Leben und Gesundheit vor den Gefah¬ 
ren der Kernenergie zu schützen. Das bedeutet nicht, daß jeder Verfahrensfehler in 
einem atomrechtlichen Massenverfahren bereits als Grundrechtsverletzung zu beurteilen 
wäre. Eine solche Verletzung kommt aber dann in Betracht, wenn die Genehmigungs¬ 
behörde solche Verfahrensvorschriften außer acht läßt, die der Staat in Erfüllung sei¬ 
ner Pflicht zum Schutz der in Art. 1II GG genannten Rechtsgüter erlassen hat. Keines¬ 
falls dürfen daher die Gerichte bei der Überprüfung von atomrechtlichen Genehmigungs¬ 
bescheiden ohne weiteres davon ausgehen, daß ein klagebefugter Dritter zur Geltend¬ 
machung von Verfahrensverstößen in der Regel nicht befugt sei. '(«,«,0, ( X. j 


Im Sondervotum der Richter Simon und Heußner 
steht überdies: 

. . Dabei knüpft der Zweite Senat bevorzugt bei den verfassungsrechtlichen . . fahrens- 
grundrechten, insbesondere bei Art. 19 IV GG an, der nicht nur das Recht umfasse, die 
Gerichte anzurufen, sondern auch den substantiellen Anspruch auf wirksame gericht¬ 
liche Kontrolle, Stwa in dem Sinne, daß das Beschreiten des Rechtswegs nicht in unzu- 
mitbarer Weise erschwert werden dürfe.. .. Ferner rechnet der Zweite Senat das Recht 
auf ein faires Verfahren zu den wesentlichen Grundsätzen eines rechtsstaatlichen Ver¬ 
fahrens. . . . Auch der Erste Senat betont selbstverständlich die in Art. 19 IV GG ent- 
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haltene Garantie eines effektiven Rechtsschutzes.. . . Darüber hinaus geht der Erste 
- in neueren Entscheidungen auch der Zweite - Senat davon aus, daß bereits die ein¬ 
zelnen Grundrechte ihrerseits nicht nur die Ausgestaltung des materiellen Rechts be¬ 
einflussen, sondern auch Maßstäbe für eine den Grundrechtsschutz effektuierende Ver¬ 
fahrensgestaltung und für eine verfassungskonforme Anwendung der vorhandenen Ver¬ 
fahrensvorschriften setzen. .. . Inzwischen haben beide Senate ebenfalls aus Art. 2 II 
GG die Pflicht zu einer Verfahrensgestaltung hergeleitet, die eine Verletzung der duch 
dieses Grundrecht geschützten Rechtsgüter tunlichst ausschließt.. .. 


Die Auswirkungen der Grundrechte erschöpfen sich nach der Rechtsprechung nicht in 
der Garantie effektiven Rechtsschutzes in Gestalt einer wirksamen gerichtlichen Kon¬ 
trolle unter fairer Verfahrensführung. 

.. . Auch in anderen Entscheidungen finden sich Erwägungen über weitergehende Kon¬ 
sequenzen für eine grundrechtskonforme Ausgestaltung und Anwendung des gesamten 
Verfahrensrechts. In ihren Entscheidungen zur Zwangsversteigerung heben beide Senate 
hervor, daß das Verfahrensrecht der "Herbeiführung gesetzmäßiger und unter diesem 
Blickpunkt richtiger, aber darüber hinaus auch im Rahmen dieser Richtigkeit gerechter 
Entscheidungen" diene . . .' (aaO., S. 764 f.) 

Etwas später heißt es in dem Sondervotum: 

11 Wenn schon in den zuvor zitierten Fällen dem Verfahrensrecht verfassungsrechtliche 
Relevanz beigemessen und eine Verfahrensgestaltung gefordert wird, die auf einen best¬ 
möglichen Grundrechtsschutz hinwirkt, dann muß dies auch und erst recht für das atom¬ 
rechtliche Genehmigungsverfahren gelten. Denn dieses Verfahren bezweckt bevorzugt 
gerade die Sicherung der durch Art. 2 II GG geschützten Rechtsgüter vor dem in Atom¬ 
kraftwerken verkörperten außerordentlichen Gefährdungspotential und soll demgemäß 
diesem Grundrecht zur Durchsetzung verhelfen.... Die Notwendigkeit zum Grundrechts¬ 
schutz durch Verfahrensgestaltung folgt hier insbesoodere aus zwei Besonderheiten, 
die bereits in der Kalkar-Entscheidung . .. hervorgehoben worden sind: 

In dieser Entscheidung weist der Zweite Senat darauf hin (aaO, S, 133 ff.), daß der Ge¬ 
setzgeber für das materielle Genehmigungsrecht in weitem- Umfang unbestimmte Rech¬ 
tsbegriffe verwende; dies beruhe auf den besonderen Schwierigkeiten des in ständiger 
Entweicklung befindlichen technischen Sicherungsrechts und diene zugleich einem zu¬ 
kunftsgerichteten dynamischen Grundrechtsschutz.... Wahrscheinlich läßt sich nur über 
das Verfahrensrecht verhindern, daß der Bereich zwischen Recht und Technik zum juri¬ 
stischen Niemandsland wird. 

Ein geeignetes, den Schutz der Gefährdeten sicherstellendes Verfahren zur Entscheidung^ 
bildung ist im Bereich der wirtschaftlichen Nutzung der Atomenergie auch aus einem 
weiteren, ebenfalls im Kalkar-Beschluß angesprochenen Grund bedeutsam.... Während 
im herkömmlichen Bereich die sicherheitstechnischen Anforderungen auf einem mehr 
oder minder umfassenden empirischen Material beruhen, mußte auf dem Gebiet der Kern¬ 
technik eine "Sicherheitsphilosophie" vorausgedacht und versucht werden, aufgrund 
theoretischer Überlegungen und wissenschaftlicher Untersuchungen mögliche Stö|-fälle 
vorauszusehen und die erforderlichen Schutzmaßnahmen zu entwickeln... . Dabei kann 
es sich - wie es im Kalkar-Beschluß zutreffend heißt - nur um Annäherungswissen 
handeln, das durch jede neue Erfahrung korrigierbar ist und sich insofern "immer nur 
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auf dem neuesten Stand unwiderlegten möglichen Irrtums befindet". Da ferner diese 
Sicherheitsphilosophie mit nur denkbaren Risiken arbeitet, hängt deren Beurteilung ein¬ 
schließlich der Einplanung entsprechender Schutzmaßnahmen von Wertungen ab, die sich 
schwerlich freihalten lassen von den jeweiligen grundsätzlichen Standpunkten und sub¬ 
jektiven Interessen... . Daß dieser Kommunikationsprozeß nur bei einem allseits fairen 
und vernünftigen Verfahren funktionieren kann, liegt auf der Hand. 

.. . Andererseits ergeben sich aber aus dem verfassungsrechtlichen Ansatzpunkt und 
unter Berücksichtigung der mit der Erteilung von Genehmigungen verbundenen gesteiger¬ 
ten staatlichen Mitverantwortung in mehrfacher Richtung Konsequenzen sowohl für die 
normative Ausgestaltung des Verfahrensrechts als auch für dessen Anwendung. Das gilt 
insbesondere für das gerichtliche Rechtsschutzverfahren und das vorgelagerte behörd¬ 
liche Genehmigungsverfahren, aber auch - das ist bislang kaum erörtert worden - für 
die Zusammensetzung und Verfahrensweise solcher Kommissionen, die allgemeine Sicher¬ 
heitsrichtlinien oder Immissionsgrenzwerte erarbeiten und damit weitreichende Entschei¬ 
dungen präjudizieren.. . . 

Für diese Entscheidung genügt die Tatsache, daß der Normgeber in Erfüllung der ihm 
obliegenden verfassungsrechtlichen Schutzpflicht und Mitverantwortung sowohl für Er¬ 
richtung und Betrieb als auch für wesentliche Veränderungen eines Atomkraftwerks 
ein formalisiertes Genehmigungsverfahren vorj»eschrieben hat. Daraus folgt - wie auch 
die Mehrheit betont - für die Gerichte die Pflicht, bei der Auslegung und Anwendung 
der vorhandenen Verfahrensvorschriften den Einfluß des Art. 2 II GG zu beachten. Die¬ 
ser Einfluß geht insbesondere dahin, daß Mängel im Genehmigungsverfahren nicht als 
unerhebliche Verfahrensverstöße, sondern als grundrechtsrelevant behandelt und daß 
die von hier aus gebotenen Folgerungen für die Gewährung von Rechtsschutz und die 
Beurteilung der zu entscheidenen Fragen gezogen werden müssen. Dazu gehört, daß 
der Träger des Grundrechts die Verletzung "grundrechtsschützender" Verfahrensvorschrif¬ 
ten im gerichtlichen Verfahren geltend machen kann. Ob die Gerichte diesen Einfluß 
des Art. 2 II GG auf das von ihnen anzuwendende Recht beachtet haben, unterliegt 
der verfassungsgerichtlichen Überprüfung! 1 (aaO., S. 765) 

Schließlich sei zitiert: 

u 

Zu den grundrechtsschützenden Verfahrensvorschriften gehören sicherlich diejenigen 
Regelungen für die Genehmigung sicherheitsrelevanter Anlageteile, die zum Schutz ge- 
fahrdeter Dritter eine richtige Entscheidung über die nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik erforderliche Schadensvorsorge und damit einen effektiven Rechtsschutz 
dieser Dritten bezwecken. .. !'(aaO., S. 766) 

Die hier sehr ausführlichen zitierten Stellen ver¬ 
deutlichen ln recht überzeugender Weise die Grundregel^ 
die in atomrechtlichen Genehmigungs- und Gerichts¬ 
verfahren zu beachten sind. Sie sind aber in 
dem Genehmigungsverfahren bezüglich des Reaktors 
nur sehr eingeschränkt beachtet worden. 

Wären sie im Genehmigungsverfahren voll beachtet 
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worden, dann hätte bereits die Behörde eine Reihe 
von Argumenten auf ihre Richtigkeit hin überprüfen 
müssen, die seitens der Kläger in verschiedenen an¬ 
deren Gerichtsverfahren vorgetragen worden sind. 

Palls die Überprüfung dieser Argumente erwiesen hätte, 
daß sie zutreffend sind, dann hätte weiterhin ge¬ 
prüft werden müssen, ob die dadurch gekennzeichneten 
Sachverhalte so beschaffen sind, daß ihre Regelwidrig¬ 
keit picht durch Verbesserungen heilbar sind sondern 
eine völlige Aufhebung verlangen oder gar wegen Ver¬ 
stoßes gegen Verfassungsgrundsätze, Strafgesetze, 
Bußgeldvorschriften, das Sittengesetz oder wegen 
Undurchführbarkeit nichtig sind. 

Diese notwendige Prüfung ist unterblieben. Die Prüfung 
hätte eine ganze Reihe von Argumenten betreffen müssen. 
Der Einfachheiljhalber trage ich diese Argumente teil¬ 
weise in Form von Beweisanträgen für dies Verfahren vor: 

3.4.1.1.1. In einigen atomrechtlichen Gerichtsverfahren hat 

die beklagte Seite zu unrecht unterstellt, daß die 
Kläger undifferenziert "gegen die gesetzlichen 
Grundlagen einer friedlichen Nutzung der Atomener¬ 
gie Vorgehen". 

Hierzu ist zunächst zu sagen:* 

Das Atomgesetz, wie es zum Zeitpunkt der Auslage 
des Sicherheitsberichts gelautet hat, hat den in 
§ 1,'Nr. 1 gebrauchten Ausdruck "Kernenergie" 
bewußt als Oberbegriff verwendet: 

*Anm.: Die folgende Darlegung wurde abgefaßt in 
Anlehnung an einen Schriftsatz von V/alther Soyka 
an das Bundesverwaltungsgericht im Mülheim-Kärlich- 
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a) für Kernspaltung b) für ^ernvereinigung 


§§ 2-10 




§ 

11 

(1), Nr. 2 u 



§ 

12 

(1), Nr. 1-6 

§ 

13 (2) Mr. 1, (4), (5) 

§ 

13 

(1), (2), Nr 

§§ 

14-16 




§ 

17 (1-4) 

§ 

17 

(1-4) 

§ 

18 

§ 

18 


§ 

19 

§ 

19 


§ 

20 

§ 

20 


§ 

21-23 

§ 

21 


§ 

24 

§ 

24 

(D, (3) 

§ 

25 




§ 

26 

§ 

26 

(2), (4) 

§ 

27-35 

§ 

27- 

-35 

§ 

36-39 

§ 

37 


§ 

40-45 

§ 

40- 

-44, 45 (2-4) 

§ 

46-52 

§ 

46, 

, 47, 49 T 52 

§ 

53 




§ 

54 

§ 

54 


§ 

56, 57 





Anläßlich der “euverlautbarung des Atomge'setzes )Ln der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31.10.1976 (BGBl. 1976 I 
S. 3053, 3281) wurde u.a. in der Überschrift von § 26 
eine Textänderung vorgenommen: 

§ 26 (alte Fassung 1959): "Haftung für den Besitz 
radioaktiver oder von einer Kernspaltung oder •‘ L ern- 
vereinigung betroffener Stoffe in anderen Fällen" 


§ 26 (neue Fassung 1976): "Haftung in anderen Fällen 1 
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Trotz dieser Überschriftänderung blieb in § 26 AtG. 

Abs. 2 wortgleich (1976 wie 1959): 

"(2) Absatz 1 gilt entsprechend in Pallen,in denen ein 

Schaden der in Absatz 1 bezeichnenden Art durch die 
Wirkung eines Kernvereinigungsvorgangs verursacht 
wird." 

Stets gingen die Kläger davon aus, daß zwischen der 
"Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken" einer¬ 
seits und der "Nutzung des Plutoniums zu friedlichen 
Zwecken" andererseits nicht nur ein sachlich sondern 
auch einrechtlich bedeutsamer Unterschied besteht. 

Dies ist. die erste Differenzierung innerhalb der 
Einstellung der Kläger zur Frage der sog. friedlichen 
Nutzung der Kernernergie, ausgehend von den bestehenden 
gesetzlichen Grundlagen. Ich komme in anderem Zusammen¬ 
hang darauf zurück. 

Die Straf- und Bußgeldvorschriften der §§ 40-52 AtG. 
von 1959 beziehen sich - mit Ausnahme von § 48 - stets 
auf Wirkungen von Kernspaltungs- und Kernvereinigungs- 
Vorgängen. 

Genehmigungen gern. § 7 AtG. sind daher rechtlich un¬ 
möglich, d.h. "nichtig" im Sinne des § 43 VwGO in 
Verbindung mit § 44 VwVfG, wenn sie diesen Strafvor¬ 
schriften widersprechen. Diese Strafvorschriften sind 
nur sinnvoll, wenn es überhaupt denkbar ist, daß sie 
verletzt werden können. Also muß vom Gericht geprüft 
werden, ob eine derartige Verletzung vorliegt. 

Hier setzt die nächste Differenzierung der 
Kläger, ausgehend auf den bestehenden gesetzlichen 
Grundlagen ein. ■ Ll ie Kläger sind nämlich der Auf- 
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fassung, daß die bisherigen Genehmigungen von 
plutoniumerzeugenden Anlagen verschiedenenStraf- 
und Buß^5\edvorschriften widersprechen. Ich komme 
darauf zurück. 

Unabhängig von der Pflicht zur Prüfung, ob Straf*- 
und Bußgeldvorschriften verletzt wurden, steht die 
Tatsache, daß der Anspruch auf Einhaltung von Straf- 
vors Triften, bzw. auf Unterlassung von Straftaten 
unabhängig vom Wohnort des Klägers gilt. Das besitzt 
zumindest bei Nichtigkeitsf eststellungskjälgen in Ver¬ 
bindung mit § 44 VwVfG, Art. 9 Abs. 2 GG., § 220 a 
StGB, und anderen Vorschriften Gültigkeit. Die vom 
Gericht bzw. der Gegenseite aufgeworfene Frage der 
.Entfernung des Wohnorts, des einzelnen Klägers vom 
Reaktorstandort ist daher bereits aufgrund dieser 
Rechtslage unerheblich. 

5. Antrag 

Für den Zweifelsfall wird beantragt , hierüber ein 
Rechtsgutachten erstellen zu lassen. 

Eine weitere Differenzierung in der Einstellung der 
Kläger zur sog. friedlichen Nutzung der Kernernergie 
erfolgt dadurch, daß «je sich konkret und gezielt 
nur dagegen wendet, daß die Grundkonzeptgenhmigung 
des Reaktors als "rechtlich möglich" 
behandelt wurde, ii^jäem auf ihr aufbauend weitere 
"Teilgpnehmigungen" erteilt wurden, obwohl die erste 
TG rechtlich unmöglich i3t. Die rechtliche Unmöglich¬ 
keit der ersten TG ergibt sich aus § 7, Abs. 2, Nr. 2 
(Fassung 1959 des AtG), bzw. N r . 3 (Fassung 1 976 AtG) 
u.a. in Verbindung mit den Freigrenzwertformeln am 
Schluß der Anlage I und den Konzentrationswertformeln 










am Schluß der Anlage II der "ersten Verordnung über 
den Schutz vor Schäden durch Strahlen radioaktiver 
Stoffe" (1.SSV0 vom 24.06.1960, BGBl. I S. 430), 
die entspredsnd dem Stand der Lebenswissenschaft 
für die Errechnung der Intensität von Strahlen¬ 
belastungen die Kenntnis sämtlicher offenen radio¬ 
aktiven Stoffe voraussetzt,, die als yuellen ioni¬ 
sierender Strahlung in Betracht kommen, soferne sie 
lebem-und gesundheitsschädliche 'Wirkungen auszuüben 
vermögen. 

Die Freigrenz- und Konzentrationswertformeln sind 
einmal Ausdruck des Prinzips 

der "Eintrefferwirkung von lonisationsereignissen", 
des "quadratischen Abstandsgesetzes", 

der genetisch schädlichen Wirkung von ionisierender 
Strahlung, die den Wesensgehalt des Grundrechtes 
auf Schutz des Lebens dann antastet, wenn wegen 
naturgesetzlich eintretender "Genschädenverviel¬ 
fachung" die Zeugung und Geburt von körperlich 
unversehrten Nachkommen unmöglich wird. 

Diese dem Wissensstand schon vor Jahrzehnten ent¬ 
sprechenden Formen sind, abgesehen von anderen Ein¬ 
wänden, dann unanwendbar , wenn nicht alle biologisch 
wirksam werdenden radioaktiven Stoffe berücksichtigt 
wurden: es kommt dann nämlich zur Errechnung Von 
falschen "Dosiswerten 11 . 


Inwiefern auf der Basis der geltenden Forschriften er 
rechnete "Dosiswerte" überhaupt mit den wirklichen 
Strahlenbelastungen im konkreten Einzelfall auch nur 
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ungefähr übereinstimmen, ist zwar mehr als zweifelhaft, 
das kann aber in diesem Zusammenhang außer Betracht 
bleiben. 


Wenn auch mit dem Inkrafttreten der neueren "Ver¬ 
ordnung Uber den Schutz vor Schäden durch ionisierende 
Strahlen" vom 13. Okt. 1976 (BGBl. 1976 I S. 2905, 
BGBl. 1977 I S. 184 und 269) die 1» SSVO (i960) 
außer ■"■raft trat, blieben die den Freigrenz- und 
Konzentrationswertformeln zugrundeliegenden Kenntnisse 
der Lebenswissenschaften und %turtatsachen weiterhin 
gültig. 


Gemäß § 55 der 1. SSVO galten die §§ 40 und 2 (Fassung 
I960) als Genehmigungsvoraussetzung für die erste TEG.: 

”§ 40 Personen, die mit offenen radioaktiven 
Stoffen umgehen, ... ist ein Verhalten 
zu untersagen, bei dem sie oder andere 
von einem ümgang herrührende radioaktive 
Stoffe in den Körper aufnehmen oder ln 
gefahr-bringender Weise an den Körper bringen 
können... 

§ 2 (2) Umschlossene radioaktive Stoffe ... sind 
radioaktive Stoffe, die stänajg von einer 
allseitig dichten , festen, inaktiven Hülle 
umschlossen sind , die bei üblicher betriebs- 
mäßiger Beanspruchung einen Austritt radio¬ 
aktiver Stoffe mit Sicherhei t verhindert . 

Alle anderen radioaktiven Stoffe sind offen 
radioaktive Stoffe." 


Was § 41 der- 2. SSVO (1976) schon bezüglich der "An¬ 
wendung radioaktiver Stoffe in der medizinischen For¬ 
schung" aussagt, gilt umsomehr für kommerziell genutzte 
"Kernbrennstoffe": 
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"S 41 (1) ... 8. ... vor der Einwilligung ist der 
Proband ... Uber Wesen, Bedeutung, Tragweite und 
Risiken der Anwendung der radioaktiven Stoffe ... 
aufzuklären. Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn 
der Proband geschäftsfähig und in der "age ist, das 
Risiko der Anwendung der radioaktiven Stoffe für sich 
einzusehen und seinen Willen hiernach zu bestimmen ... 

(3) An schwangeren und stillenden krauen ist die An¬ 
wendung nicht zulässig." 

In der Passung 1976 der S3V0 wird in der Anlage X wieder 
von errechenbaren "Grenzwerten" pro Kalenderjahr ausge¬ 
gangen (zu den §§ 49, 50 und 51), die in "rem" ausge¬ 
drückt sind. Jede "rem"-Ermittlung erfordert die Kenntnis 
sämtlicher an einer Strahlenbelastung beteiligten 
Radionuklidarten sowie der Häufigkeitsverteilung 
bzw. Menge jeder einzelnen Radionuklidart . Dasselbe 
gilt bezüglich der Ermittlung einer " Jahres-Aktivitats - 
zufuhr durch Ingestion " in"Curie" gemäß Anlage IV der 
S3V0 1976. Ohne die Kenntnis jedes einzelnen beteiligten 
Radionuklides lassen sich "Freigrenzen radioaktiver 
Stoffe" in Ourie nicht ermitteln ! An die Stelle der 
Freigrenz- und Konzentrationswertformel gemäß dem 
Schlußteil von A nlage I und II der ersten S3V0 I960 
trat der sinngleiche Satz am Schluß der Tabelle IV 
1 der 2. SSVO 1976: 


"Die Summe der Verhältniszahlen aus der Aktivität und 
der Freigrenze bzw. der Jahres-Aktivitätszufuhr und 
dem Grenzwert der Jahres-Aktivitätszufuhr der elnzelen 
Radionuklide muß dafür 1 sein." 

Der ^achsatz zu Tabelle IV 2 ist dann unanwendbar, wo 
nicht jede einzelne Radionuklidart nach ihrer Häufigkeit 
und Menge genau angegeben wurde: 


"Ein Nuklid kann unberücksichtigt bleiben, wenn sein 
Anteil an der •'ahres-Aktivitätszufuhr nur einen ver¬ 
nachlässigbaren Bruchteil des Grenzwertes nach Tabelle 
IV 1 beträgt." 
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Da im Sicherheitsbericht keine vollständige Auflistung 
aller im Reaktor entstehenden Radionuklide enthalten 
ist, wurden die Bestimmungen der "Verordnung über das 
Verfahren bei der Genehmigung von Anlagen nach § 7 des 
AtG." vom 20.05.1960 (BGBl. I S. 510) / § 1 (2) Nr. 2; 
(5); § 2 (l) / verletzt. Nur vollständige Antragsunter¬ 
lagen, die alle als Gefahrenquelle in Betraohljkommenden 
Radionuklide auflisten, könnten einer "Genehmigung" 
zugrunde gelegt werden. 

Dazu kommt, daß einzelne im Sicherheitsbericht nicht 
berücksichtigte Radionuklide auch bei sehr geringer 
Aktivität oder Häufigkeit durchaus sehr gefährliche 
biologische Wirkungen entfalten können, die möglicher¬ 
weise ähnlich groß oder noch weit größer sind, als viele 
der bekannten und besonders häufig emittierten Radio¬ 
nuklide. 

Ausgehend von den soeben gemachten Ausführungen 
werden folgende drei Beweisanträge gestellt: 

1. Beweisantrag 

Es wird beantragt, Beweis zu erheben: welche im 
Reaktor entstehenden Radionuklide werden im Sicher- 
heitsberieht des Atomspaltwerks (a) auf¬ 
gelistet und (b) nicht aufgelistet. 

Beweismittel: Sicherheitsbericht, Nuklidkarte 

Begründung: Siehe am Schluß von Beweisantrag 5. 

2. Beweisantrag 

Es wird beantragt, Beweis zu erheben: für welche auf¬ 
gelisteten im Reaktor entstehenden Radionuklide wurden 
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irn Sicherheitsbericht die bionegativen 'Wirkungen (a) 
ohne Berücksichtigung und (b) unter Berücksichtigung 
des Zusammenwirkens mit anderen Stoffen, insbesondere 
Schadstoffen dargestellt, wobei (c) außerdem zu prüfen 
ist, welche der verschiedenen Möglichkeiten des Zu 7 
sammenwirkens dargestellt sind und welche nicht und 
warum nicht. 

Beweismittel: Sicherheitsbericht} Ausführungen von 
Walther Soyka in der^Rechtsweg", z.B. Nr. 8 a S. 497 f., 
Nr. 4, S. 183 - 189; Fachliteratur 

Begründung: Sieht am Schluß von Beweisantrag 3, soweit 
sich die Begründung nicht bereits aus den vorherge¬ 
henden Ausführungen von selbst ergibt. 

3. Beweisantrag 

Es wird beantragt, Beweis zu erheben: Kennt 
die Wissenschaft'Radionuklide, die im Sicherheits¬ 
bericht für den Reaktor nicht in ihren 
bionegativen Wirkungen- dargestellt worden sind und 
die unabhäijtg oder im Zusammenhang mit anderen Stoffen 
insbesondere Schadstoffen erhebliche .bionegative Wir¬ 
kungen entfalten können. 

Beweismittel: Sicherheitsbericht; Gutachten; Beweis¬ 
mittelband, der sich in Vorbereitung befindet und vom 
Verlag für biologische Sicherheit veröffentlicht wird. 

Zit 

Begründung^Begründung zu den Beweisanträgen 1 - 3 
ergibt sich einmal aus den vorhergehenden Ausführungen 
unter Ziffer 3.4.1.1.1«. In dem Beweismittelband, der 
sich in Vorbereitung befindet, wird im übrigen u.a. 
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auf eine wissenschaftliche Untersuchung zur archäologi¬ 
schen C 14-Datierungsmethode Bezug genommen, in der 
nachgewiesen wird, daß in den letzten 2 300 Jahren 
Schwankungen in der Häufigkeitsverteilung von 0 14 
in der Atmosphäre um 1 5», wobei es sich in der 

Häufigkeitsverteilung um ein Verhältnis des 0 14 

_ io 

zum normalen Kohlenstoff von etwa 1,3 • 10 
handelt, zu Schwankungen im Eichenwachstum von 18 i« 
geführt hat. Die Emission von 0 14 aus Reaktoren liegt 
jedoch um ein Vielfaches höher als 1 Der Einfluß 
dieses Vorgangs auf Wachstumsverhältnisse in der Bio-. 
Sphäre kann folglich schwerste; Folgen haben, obwohl 
die Häufigkeit des 0 14 im Vergleich zur Häufigkeit 
anderer emittierter Radionuklide so gering ist, daß das 
C 14 in den von der Bundesregierung veröffentlichten 
Belastungsdaten seitens bundesdeutscher Atomspaltwerke 
nicht durchgehend behandelt wird. 

In diesem Zusammenhang sei auf folgade Feststellung 
des Bundesverfassungsgerichts im Mülheim-Kärlich- 
Beschluß hingewiesen: 

"... aus verfassungsrechtlicher Sicht (ist) eine 
Genehmigung dann zu versagen ..., wenn die Anlage 
zu Schäden führen kann , die sich als Grundrechtsver¬ 
letzung darstellen; auch im Hinblick auf ein Ver¬ 
bleiben des Restrisikos in Gestalt einer künftigen 
Grundreohtsgefährdung läßt das Gesetz eine Genehmi- 
gung nur dann zu, wenn es nach dem Stand von Wissen¬ 
schaft und Technik praktisch ausgeschlossen ist, 
daß solche Schadehsereignisse eintreten ..."(NJW 
1980 , 762 ) 

Eine genauere Untersuchung wird zeigen, daß die 
Strahlenkunde hinsichtlich der meisten Radionuklide 
keine oder fast keine Kenntnisse hinsichtlich der 
bionegativen Wirkungen, insbesondere im Zusammenhang 
mit anderen Stoffen besitzt, d.h. statt ei¬ 
nes irgendwie auch nur ausreichenden 




Standes von Wissen einen sciLcKen von weitestgehendem 
Unwissen aufweist. Insbesondere vermag sie nicht auf¬ 
zuzeigen, durch welches einzelne Radionuklid wie, wann 
und in welchem chemisch- biologischen Umfeld welche 
bionegativen Folgen bei welcher Person verursacht werden 
weshalb der derzeitige Stand von Wissenschaft auf 
diesem Gebiet gar nicht erlaubt, ausreichend die ge¬ 
setzliche Vorsorge gegen Singriffe in die Rechte aus 
Art. 2 GG. zu treffen. 

So ist es unbestritten, daß die schädliche Dosis 
radioaktiver Schadstoffe bei der Überschreitung 
des Wertes Null beginnt (vgl. U.H. Ehling, Leiter der 
Abteilung für Genetik der Gesellschaft für Strahlen- 
und Umweltforschung, 8042 Neuher-berg: Die Gefährdung 
der menschlichen Erbanlagen im technischen Zeitalter, 
Fortschr. Röntgenstr. 124,2 (1976),166-171). 

Ebenso unbestritten ist, daß Radionuklidemissionen 
völlig'unterschiedliche Wirkungen im Einzelfall ent¬ 
falten. Der Übergang von Radionukliden vom Boden 
in die Pflanze hängt von einer Vielzahl von Einzel- 
parametemab, wie z.B.: Element, Pflanzenart, Pflanzen¬ 
teil, chemische Torrn des Nuklids, Bodentyp, Bodenart, 
Düngung, Bodenfeuchte, Temperaturverhältnisse, Kon¬ 
zentration des stabilen Isotops im Boden, Radionuklid¬ 
konzentrationen im Boden, biologische Bodenaktivität. 

Die Vielzahl möglicher beeinflussender Größen ist die 
Ursache dafür, daß z.B. der Transferfaktor für 
Oaesium je nach Bedingungen um den Faktor 10 000 
schwankt. Dieses Schwanken wird noch um ein Viel¬ 
faches größer, wird zusätzlich auch noch das System 
Nahrung-Mensch betrachtet, das vor allem an das 
System Boden-Pflanze und Boden-Pflanze-Tier gekoppelt 
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iat. Hier ist zu berücksichtigen u.a.: Nahrungsform 
und Nahrungsgewohnheiten, Art des Radionuklids, 
chemische Form des Radionuklids, Menge des stabilen 
Elements in der Nahrung, Alter des “enschen, Ge¬ 
sundheitszustand des Menschen, genetische Konstitution 
des Menschen, Ort und Dauer des Aufenthalts des 
Nuklidsim menschlichen Körper, Umweltbedingungen nach 
Aufnahme des Nuklids. 

Wegen dieser vielfältigen Abhängigkeiten kann die 
gleiche Aktivität radioaktiver Strahlung, die in 
der Abluft einer Atomanlage genasen wurde, nach 
Ausbreitung der die Strahlung abgehenden Nuklide 
bei verschiedenen Menschen zu äußerst verschiedenen 
Strahlenbelastungen fünren. 

Daraus folgt, daß die Strahlenbelastung,die aufgrund 
des Betriebes einer Atomanlage erfolgt, für den ein¬ 
zelnen Menschen unmöglich vorausgesagt werden kann. 
Überspitzt formuliert: die einzige hier wirklich ge¬ 
sicherte Erkenntnis besteht darin, daß nichts ge¬ 
sichert ist. 

Wenn trotzdem Durchschnittswerte über Strahlenbelastung 
angegeben werden, wie das beim sog. "rem"-Konzept ge¬ 
schieht, dann werden die Tatsachen nicht gemessen und 
aufgehellt. Sie werden vielmehr ähnlich verzerrt und 
verschleiert, wie das bezüglich von Kriegsfolgen mit 
der Aussage geschähe, Kriege forderten durchrschnittlich 
soundsöviele Blutstropfen je Tag und Mensch. Komplexe 
Zusammenhänge mit Abhängigkeiten von Dutzenden von 
Parametern, die wiederum von einer Vielzahl weiterer 
Parameter abhängen und ständig irgendwelchen zeitlichen, 
kausalen und räumlichen Verschiebungen und Rückkoppe¬ 
lungen unterliegen, wo obendrein als wichtigster 




Faktor überall der Mensch mit seiner nichtoe- 
rechenbaren Irrfähigkeit und seiner ebenso 
nichtberechenbaren Freiheit zu unterschiedlichen 
Entscheidungen dazwischen .steht, solche komplexen 
Zusammenhänge sind unmöglich in einer Zahl, hinter 
die man die Benennung"rem" hängt, auszudrücken. Ein 
solches Vorgehen ist bestenfalls sinnloser Nomi¬ 
nalismus und Fiktionalismus, schlimmstenfalls be¬ 
trügerisch. Auf jeden F a ll kennzeichnen sie einen 
Stand weitgehenden Unwissens und damit folgerichtig 
verbunden weitgehender Rechtsunsicherheit. Die Rechts¬ 
unsicherheit besteht darin, daß das Verursacherprinzip 
in diesem Bereich nicht rechtlich wirksam angewandt 
werden kann,, da außer bei schweren Strahlenunfällen 
nicht auf einzelne Menschen bezogen die Schadenser¬ 
wartung vorhergesagt und -der Verursacher bei Schadens¬ 
eintritt zweifelsfrei ermittelt werden kann. Am deut¬ 
lichsten gilt das im genetischen Bereich. Dem Stand 
weitgehenden Unwissens und weitgehender Rechts¬ 
unsicherheit entspricht es, daß es im Gebiet um den 
Reaktor Lingen zu einer Häufung von Leukämieerkrankungen 
unter Kindern kam, obwohl die Emissionsrate aus dem 
Reaktor weit unter den genehmigten Grenzwerten ge¬ 
legen haben soll und daß eine objektive Untersuchung 
von der Genehmigungsbehörde und der etablierten Wissen¬ 
schaft vereitelt bzw. unterlassen worden ist. Hierüber 
ist ein Beweismittelband in Vorbereitung., 

Dem Zustand weitgehenden Unwissens und weitgehender 
Rechtsunsicherheit entspricht es.auch, daß im Ausland 
inzwischen bestimmte Erkrankungen, z.B. Leukämie bei 
Strahlenarbeitern, die nur mit "genehmigten" radio¬ 
aktiven Schadstoffmengen belastet wurden, als "Strahlen¬ 
krankheiten" anerkannt und die Verursacher zum Schadens¬ 
ersatz verpflichtet wurden, obwohl sie mit ihren Schad¬ 
stoffemissionen innerhalb der gesetzlichen Grenzwerte 
geblieben waren. 
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Das Ausmaß des Unwissens-Stands zeigt sich am 

deutlichsten auf dem Schwerwiegenfeten, nämlich 

dem genetischen Gebiet, wie das Gutachten 

von Gerold Adam, Unversität Konstanz, vom Oktober 1980: 

Neuere Ergebnisse über genetische Strahlenschäden bei 

Menschen, erweist. 


FUnf besonders aussagekräftige Zitate, die den Stand des 
weitgehenden Unwissens belegen, seien hier noch wieder¬ 
gegeben : 

Einer Beilage von Wolfgang Knigge zu seinem Buch: "Kritik 
zur Atomenergie und Schadstoffbelastun^ de r Bundesrepublik 
Deutschland. 2. Auflage 1981, zitiere ich: 


".im Bundesanzeiger vom 13.5.81 ... bekennt die 
Strahlenschutzkommission (SSK) ganz offen, daß und 
wieviel "wichtige Fragen" noch offen sind, "auf die 
noch Antworten benötigt werden" ... " 

Anschließend schreibt Wolfgang Knigge: 

"das Feld des Wiesens auf dem "noch Antworten be¬ 
nötigt werden" ist rießengroß, es reicht von der 
"quantitativen Riesikoabschätzung vor allem des 
genetischen und kanzerogenen Risikos durch Emissionen 
radioaktiver Stoffe ... im Bereich niedriger Dosen 
... ", Strahlenschutztechnik, Strahlenbiophysik, 
medizinische Strahlenbiologie bis zur Radioökologie. 
Wenn diese vielen Fragen "Antworten benötigen", 
so muß daraus gefolgert werden,.daß die bisher ge¬ 
gebenen Antworten ohne naturwissenschaftlich ge¬ 
sicherte Basis waren. Wissenslücken könnten hier 
irreversible Folgen haben. 

Man hat also ins Dunkle gegriffen, statt wissen¬ 
schaftlich gesichertem Strahlenschutz wurde Gesetz¬ 
gebern und Rechtsprechung ein solcher Schutz nur su- 
geriert. 

Umso dringlicher wird nun die Forderung nadh einer 
Revision.der Strahlenschutzbestimmungen zu stellen 
sein! 

Die Grenzwertdosis muß erheblich reduziert werden! 

Die Rechtsprechung der Wahre 1939.-45 wurde 1949 
danach beurteilt, wie weit sie sich gegen Unmensch- 
liehe Folgen einer Diktatur gestellt hat. 

Die künftige Rechtsprechung wird die heutige danach 
beurteilen, wie weit sie den Wesensgehalt des Grund¬ 
gesetzes - der Schutzzweck - gegen eine Fortschritt- 
'diktatur euphorischer Technokraten durchgehalten hat. 
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Technischer Fortschritt ist kein Selbstzweck, seine 
Wirkungen dürfen die Zukunft der Menschheit nicht 
in Frage stellen und gefährden. Auch Rechtswissenschaft 
und Rechtssprechung können nicht länger die auch in 
allen anderen Fakultäten vertretene These ignorieren, 
daß der Mensch nicht alles darf, was er kann. - Wobei 
sein Können sogar noch sehr mäßig ist." 

In dem Fachgespräch "Quantifizierbarkeit des Strahlen¬ 
risikos", veranstaltet in der Universität Bremen vom 
Projekt: Schadstoffbelastung am Arbeitsplatz und in de* 
Industrie Region Unterweser (S.A.I.U.) am 13.06.77, ver¬ 
öffentlichtin der Reihe : Universität Bremen - Infor¬ 
mation zu‘Energie und Umwelt, Teil A, Nr. 5 , erste Aufl., 
August 1978, erschien ein Beitrag vom Mitglied der Strahle: 
schutzkommission 0. Streffer unter dem Titel: ",-„nn und 
in welchem Ausmaß können synergistische Effekte erwartet 
werden?". Bort heißt es u.a.: 


"Es ist klar, daß gerade in einem -“and wie dem 
unseren, in dem die Industrie häufig sehr dicht 
angesiedelt ist und Umweltnoxen ferner nicht nur 
aus der Industrie anfallen, solche synergistischen 
Effekte eine große Molle spielen können. 

Wir müssen uns aber darüber'im klaren sein, daß wir 
über synergistische'Effekte im- eigentlichen Sinne, 
d.h. über das Risiko etwa vom Zusammenwirken ver¬ 
schiedener Noxen entweder auf die Kanzeragenese 
oder auf die Mutagenese bisher nur in ganz unzu ¬ 
reichendem Maße informiert sind, auch vom Experi- 
mentellen her ... Wenn wir an die Kanzerogenese durch 
ionisierende Strahlen und Substanzen beim Menschen 
denken, dann gibt es nur wenige schlüssige Daten, 
etwa diejenige bei den Uran-Bergarbeitern, bei 
denen die Raucher wesentlich stärker gefährdet 
waren, als die Nichtraucher. ... Es ist darauf 
hingewiesen worden, daß wir Uber kanzerogene 
und genetische Effekte hinsichtlich des Zusammen¬ 
wirkens keine oder sehr wenige harte Bauen vor¬ 
liegen haben ..." 


Welche Brisanz des Geschehens das weitgehend herr¬ 
schende wissenschaftliche Dunkel bis jetzt noch 
dem erkennenden Auge verhüllt ist, läßt sich erahnen, 
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wenn nur folgende weitere ä ,elle aus dem Vortrag von 
Streffer zitiert wird: 


"Derartige Phänomene wurden nicht nur für. das 
Joddesoxyuridin oder andere Antimetabolite des DNA- 
Stoffwechsels beobachtet, sondern auch für Anti¬ 
biotika, z.B. das Actinomycin D, das in diesem 
Zusammenhang besonders gut untersucht worden ist. 
Derartige Antibiotika interchalieren mit der 
DNA-Doppelhelix und führen zu Konformationsändsrungen 
der DNA, die offensichtlich ihrerseits dann eine 
höhere otrahlenempfindlichkeit der DNA bedingen, d.h. 
einerseits werden die Strahleneffekte in der DNA 
größer und andererseits werden auch hier wieder die 
Erholungsef i'ek ie sehr stark eingeschränkt. 

So wurde eine starke Sensibilisierung durch Actinomycin D 
bei der Induktion der Synthese eines spezifischen Pro¬ 
teins, der Tyrosintransaminase, beobachtet. Ich will 
auf den Mechanismus hier nicht im einzelnen eingehend 
Wenn man die Induktion durch Hydrocortisol ohne Acti¬ 
nomycin D untersucht, wurde selbst bei sehr hohen 
Strahlendosen bis zu 4 Ü00 R Ganzkörperbestrahlung die 
Induktion im Lebergewebe nicht beeinträchtigt, d.h. 
die Synthese dieses 3pezi_. ischen Proteins ist unver¬ 
ändert. Gibt man dagegen auch nur sehr geringe Dosen 
von Actinomycin D, so beobachtet man eine sehr starke 
Verminderung der Induzierbarkeit. Es scheint ein weiteres 
Charakteristikum solcher synergistischen Effekte 
zu sein, daß man häufig noch mit sehr niedrigen 
bubstanzdosen derartige Wirkungen erziel®kann, 
was gerade hinsichtlich der Risikoabschätzung zu 
besonderer Vorsicht Anlaß gibt. Das A tinom v cin D 
alleine gegeben beeinträchtigt in den verabreichten 
Dosen die Induzierbarkeit nicht; in Kombination 
mit der Bestrahlung tritt jedoch ein* erheblicher 
Effekt auf. .. 

Eine sensibilisierende Wirkung durch Actinomycin D 
wurde auch bei Mäuseembryonen gefunden. Die Mäuse¬ 
embryonen wurden im Präimplantationsstadium in vitro 
gezüchtet vom Zweizellstadium bis zur Blastooyste. 

Man hat mit diesem System die Möglichkeit, d'ie Ent¬ 
wicklung des Embryos sehr gut in vitro unter dem 
Mikroskop zu beobachten und hat ferner die Möglich¬ 
keit, die in vitro gezüchteten Biastocysten auf 
scheinschwangere Mäuse zu transplantieren und damit 
die physiologische Intaktheit dieser Blastocysten 
nach irgendwelchen Manipulationen , sei es Bestrahlung 
oder Gabe von Substanzen, zu untersuchen. Man kann 
mit Hilfe dieses Systems nich nur zellkinetische 
Studien unternehmen, sondern auch cytogenetische 
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genetische Untersuchungen durchführen, was wir in 
unserer Arbeitsgruppe'ebenfalls tun, darauf will 
ich hier aber nicht im einzelnen eingehen. Diese 
Embryonen wurden während der in vitro-Kultur mit 
verschiedenen Konzentrationen 'an tritiiertem Yiasser 
inkubiert und das Tritium als Strahlenquelle benutzt, 
wurden die Embryonen nur mit tritiiertem W a sser 
inkuoiert, so wird die Entwicklung der Embryonen mit 
steigender Tritiumkonzentration zunehmend geschädigt, 
so daß bei einer Konzentration von 200 pCi Tritium 
pro ml Kulturmedium es dann zu keinerlei Entwicklung 
von Blastocysten mehr kam. Fügt man nun zu diesem 
Medium Aktinomycin D hinzu, ebenfalls wiederum in 
einer sehr niedrigen Konzentration von 10 pg pro 
ml, so koamt es zu einem erheblichen sensibilisierenden 
Effekt, obwohl das Actinomycin D alleine gegeben wie¬ 
derum keinen Effekt hatte. Das Actinomycin D ist be¬ 
kanntlich selbst ein Cytostatikum, wenn es in höheren 
Konzentrationen gegeben wird. 

Bei einem Effekt, bei dem keinerlei Entwicklung von 
Blastocysten mehr stattfand, wurde ein Dosis modi¬ 
fizierender Faktor von etwa 2,0 beobachtet. Wenn wir 
jetzt allerdings die Verhältnisse anschauen bei niederen 
biologischen Effekten etwa bei 50 i« Blastocystenent- 
wicklung una wiederum den dosismodifizierenden Faktor, 
d.h. das Verhältnis der Dosen bei gleichem biologischem 
Effekt ohne Substanz und mit bubstanz, also den Quoti¬ 
enten, ausrechnen, dann erhalten wir hier einen Dosis 
modifizierenden Faktor von etwa 3,0 und bei 30 Plasto- 
cystenentwioklun , liegt der Dosis modifizierende Faktor 
bei etwa 3,3. Bei kleinen otrahlendosen wird offen- 
sicntlich die Dooismodifizierung größer, was sänr wahr¬ 
scheinlich darauf zurückzuführen ist, daß Erholungs¬ 
effekte Im Zuge der Sensibilisierung durch das Acti¬ 
nomycin D in starkem Maße eingeschränkt werden." 


Hier wurde also die synergistische Wirkung zwischen ioni¬ 
sierender Strahlung und einem Heilmittel beschrieben. Umso 
größer dürften im allgemeinen die Auswirkungen bei einem 
Zusammenwirken zwischen ionisierender Strahlung und nicht 
radioaktiven Schadstoffen, am größten zwischen inkorporier¬ 
ten Radionukliden und inkorporierten nicht radioaktiven 
Schadstoffen sein, wie das z.B. heim Zusammenwirken zwischen 
inhalierten Schadstoffen durch Rauchen und in der Lunge 
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abgelagerten Plutonlumpartikeln der Fall ist ( - so wird 
von wissenschaftlicher Seite behauptet, das Lungenkrebsrisiko 
werde bei Rauchern um das Z5-100fache erhöht, wenn auch nur 
ein millionstel bis fünfzigmillionstel Gramm Plutonium in die 
Lunge eingelagert wird - ). 


In dem bereits erwähnten Gutachten von Prof. Dr. Gerold 
Adam aus dem “ahre 1980 heißt es u.a.: 


"Zur Abschätzung der genetischen Strahlenschädigung 
bei kleinen Dosen existiert bisher noch kaum direkte 
Information über Effekte, die aus Beobachtungen bei 
menschlicher Strahlenexposition stammen... 

In der vorliegenden Situation erheblicher Kenntnislücken 
bezüglich der genetischen Strahlenschäden ... 

Diese Zahlen sind natürlich noch recht unsicher, 
zeigen aber, daß wahrscheinlich die Auswirkung der 
Nullmutationen bisher unterschätzt wurde; sie kön/ite 
weit die der bisher im Vordergrund der Angaben des 

« e ? e H schen strahlenr isikos (1) stehenden dominanten 
Mutationen übersteigen... 

Wenn man diese an Drosophila gewonnenen Daten auf den 
Menschen überträgt, ergibt sich, daß die exprimierte 
Mutationsbeiastung aufgrund der polygenischen Mutanten 
viel hoher als aufgrund der stark schädigenden Mutanten 
und der Letaigene sein kann; die an dem polygenischen 
Mutanten wirkende Selektion (und damit das Ausmaß an 
erblichen Krankheiten und Defekten, aber auch an prä- 
“ tal ” Elimination von Zygoten) könnten um einen Faktor 
io - 20 die an den letalen Mutanten wirkende Selektion 
ubersteigen ( 19). Diese polygenischen nachteiligen 
Mutationen wurden in UNSCEAR 1977 nicht berücksichtigt... 
Die oben^stehend referierten Untersuchungen zeigen, 
daß der Forschritt der wissenschaftlichen Entwicklung 
der letzten ahre vor allem darin lag, das Ausmaß der 
genetischen Bedingtheit unter den Krankheiten und 
Del ekten des Menschen näher zu erfassen. Es zeigte 
sich, daß der genetische Beitrag zu Embryoverlusten, 
der Tumorbildung, En-zymausfällen, allgemeiner Lebens¬ 
fähigkeit usw., sowie schließlich zu dem Aufwand der 
Gesellschaft zur Milderung dieser Schäden wesentlich 
hoher liegt als bisher angenommen wurde. So würde 
eine strahlenbedingte Erhöhung der Mutationsrate (selbst 
unter Voraussetzung einer gegenüber früherer Abschätzung 





(1) unveränderten Verdopplungsdosis für strahlenindu- 
zierte Mutationen) eine substanziell höhere genetische 
Schadenshäufigkeit-erwarten lassen; als in Unkenntnis 
dieser Ergebnisse erwartet werden konnte (1)." 


Weiterhin sei zitiert, was der vom Bundesinnenministerium ein¬ 
gesetzte "Rat von Sachverständigen für Umweltfragen" in seinem 
Gutachten "Energie und Umwelt", übergeben am 20.4.1981, zuge¬ 
steht: 


"Es verdient hohe Anerkennung, daß die Sicherheits¬ 
technik erheuliche Fortschritte gemacht hat und immer 
weiter entwickelt wird, wobei der Nachrüstung bestehender 
Anlagen allerdings Grenzen gesetzt sind. Gleichwohl bleibt 
ein Hisiko. In ihm stecken auch unvermeidliche Wissens - 
lücken, die z.I. künftig ausgefiilit werden können, z.T. 
immer bestehen werden."(Schlußfolgerungen und Empfehlungen 
des Eondergutachtens "Energie und Umwelt", S. 373, s. An¬ 
lage) 

Dis Tatsache, daß hinsichtlich des "Risikos" Wissenslücken be¬ 
stehen, daß diese Wissenslücken unvermeidlich sind und künftig 
nur zum Teil ausgefüllt werden können, wird zugegeben. Nur der 
Umfang und daq' Gewicht der Wissenslücken wird verschwiegen und 
von einem "Risiko" anstatt von einer BtSndig etattfindenden 
Schädigung gesprochen. 


Weitere Ergänzungen felgen. 



Das Bundesverfassungsgericht hat nirgends festge¬ 
stellt, daß Genehmigungen, die den Stand von Wissen¬ 
schaft und Technik im Hinblick auf die Schadensvor¬ 
sorge unberücksichtigt lassen, irgendwelche Rechts¬ 
kraft besitzen. Es hat auch nicht festgestellt, daß 
der Genehmigungsgeber die Schutzvorschriften dann ver¬ 
nachlässigen darf, wenn aus Mangel an Wissen über zu 
erwartende oder möglicherweise zu erwartende Schäden nur 
unverbindliche wissenschaftliche bzw. pseudowissenschaft¬ 
liche Aussagen gemacht werden können. Wenn auch nur 
Zweifel aufkommen, daß den Schutzvorschriften des. Ge¬ 
setzgebers nicht mehr G e nüge getan ist, dann hat die 
Genehmigungsbehörde im Rahmen der Prüfung des Standes 
von Wissenschaft und Technik Untersuchungen anzustellen 
oder anstellen zu lassen, um über einen Genehmigungs¬ 
antrag überhaupt befinden zu können. Hat sie Gutachten 
eingeholt, so hat sie diese vollständig zu prüfen. Auf 
dem Gebiet der radioaktiven Schadstoffbelastung wurde 
dies von der Genehmigungsbehörde unterlassen (s.u.a. 

"Der Rechtsweg” Nr. 6 S. 359, im Zweifeisfall wird be ¬ 
antragt u.a. Herrn Backheuer vom Schleswig-Holsteinischen 
Sozialministerium anzuhören). Zweifel, daß den Schutzvor¬ 
schriften des Gesetzgebers nicht Genüge getan ist, sind 
jedoch auf breiter Grundlage aufgekommen. 

Der Gesetzgeber hat mit den von ihm erlassenen Schutz¬ 
vorschriften seine Pflicht erfüllt. Er verlangt in den 
Schutzvorschriften jedoch, Schatzvorkehrungen zu treffen, 
die dem Stand von Wissenschaft und Technik entsprechen. 

Aus diesem Verlangen folgt aber logisch und sachlich 
zwingend, daß Genehmigungen dann nicht erteilt werden 


können, wenn in wesentlichem Bereich nur ein "Stand 
des Unwissens" vorliegt. 


"Uber die tatsächlichen Auswirkungen radioaktiver 
Schadstoffe auf Leib und Leben herrscht in der 
ganzen Welt annähernd Unwissenheit. Dies wird 
offenkundig, wenn man die durch Verordnungen, Ge¬ 
setze und diverse Regelwerke festgelegten angeblich 
erlaubbaren Grenzwerte für die verschiedenen radio¬ 
aktiven Substanzen weltweit vergleicht. 

Die meisten radioaktiven Schadstoffe finden in 
diesen werken gar keine Berücksichtigung, weil man 
eingestandenermaßen noch keine Forschungen ange¬ 
stellt hat. Und'die wenigen Stoffe, Uber die For¬ 
schungen angestellt wurden, finden in den Richtlinie 
der einzelnen Länder um Größenordnungen verschie¬ 
dene Schädlichkeits-Bewertungen."(Wieland ^oyka, 
Stellungnahme für die Beschwerde gegen die Nichtzu¬ 
lassung der Revision im Verfahren Soyka gegen das 
Land Rheinland-Pfalz wegen Erteilung von nichtigen 
Genehmigungen, 4.2.1931, S.9) 

Schon die Tatsache, daß die Schädlichkeit radio¬ 
aktiver Schadstoffe weltweit unterschiedlich bewertet 
wird, bezeugt den^Stand des Unwissens 11 und dessen 
rechtliche Folgen. 


Wenn aber von der SSK, RSK und anderen Gremien zur 
"Beratung" der Legislative und Exekutive sowie von 
"Gutachtern" so getan wird, der weitgehende Stand 
des Unwissens existiere nicht, in_jäem sie irgendwelche 
"Berechnungen" des.zu erwartenden "Risikos" vorlegen, 
dann ist dieses Tun weniger im Bereich der Wissen¬ 
schaft als im Bereich des Betrugs angesiedelt. Dem 
entspricht auch die Tatsache, daß die Empfehlungen 
und Regelwerke, die für das Bundesgebiet vor allem 
von der SSK und RSK geliefert werden, mit Wissenschaft 
im Sinne des herkömmlichen Wissenschaftsbegriffs kaum 
noch etwas zu tun haben.In der Begründung zu dem noch 
folgenden 10. Beweisantrag wird das eingehend nachge¬ 
wiesen. Es wird an dieser Stelle ausdrücklich darauf 
Bezug genommen. 
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Zusammenfassend kann festgestellt werden: Wenn sich 
hei der Untersuchung der Abstützung der Grund¬ 
konzeptgenehmigung und anderer Teilgenehmigungen 
auf den "Stand von Wissenschaft" herausstellt, 
daß der Stand der Wissenschaft vor allem ein 11 Stand 
des Unwissens 11 ist und obendrein vor allem ein M Stand 
der Unwissenschaftlichkeit oder Pseudowissenschaft- 
lichkeit", dann fehlt es entsprechend den Peststellungen 
des Bundesverfassungsgerichts im Mülheim-Kärlich- 
Beschluß an grundlegenden Genehmigungsvoraussetzungen 
und damit an der rechtlichen Wirksamkeit sämtlicher 
erteilten Genehmigungen für den Reaktor. 


3.4.1.1.2. I m Zusammenhang mit den vorstehenden Ausführungen 

und Beweisanträgen stehen folgende vier weiteren Be¬ 
weisanträge: 

4. Beweisantrag 


Jäs wird beantragt, Beweis zu erheben: ob der Reaktor 
ein Grundkonzept besitzt, das auf den Umgang mit 
offenen radioaktiven Stoffen abzielt. 

Beweismittel: Genehmigungsunterlagen, insbesondere 
erste TEG und Sicherheitsbericht. 

Begründung: eine Beweiserhebung ist hier■besonders 
wichtig, da es die Überzeugung der Kläger ist, daß ein 
derartiges Grundkonzept vorliegt und der Umgang mit 
offenen radioaktiven Stoffen nicht im Einklang mit 
dem technischen Grundkonzept und den Forderungen der 
Strahlenschutzverordnung möglich ist (s. Ausführung 
unter 3.4.1.1.1.). 
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5 . Beweisantrag 

2s wird beantragt, Beweis zu erheben: ob die Tatsache 
daß in den Genehmigungsunterlagen ein vollständiges 
Aktivitätsfließsohema fehlt, ergibt, daß. die erste 
Teilgenehmigung nicht dem Stand von Wissenschaft ent¬ 
spricht oder, daß die Wissenschaft auf diesem Gebiet 
fast keinen Stand bzw. einenStand weitgehenden Un¬ 
wissens besitzt. 

Beweismittel: Genehmigungsunterlagen, insbesondere 
Sicherheitsbericht; Fachliteratur, Gutachten 

Eine Beweiserhebung ist hier besonders wichtig, 
weil das Ergebnis zeigen wird, daß bereits die 
Grundkonzeptgenehmigung bzw. die erste Teilgenehmi¬ 
gung und die Betriebsgenehmigung unzulässig waren, 
denn diese Genehmigungen können aufgrund des Fehlens 
eines vollständigen 'Äktivitätsfließ_schemas weder ddn 
Beweis enthalten, die erforderliche Schadensvorsorge 
eei getroffen, noch können eie die unbeschriebenen und 
wohl auch ungekannten Schädigungspotentiale ela bloBea ak¬ 
zeptierbares Restrisiko rechtfertigen (s. BVGE 49/89 
NJW 1979, 3.59; vgl. dazu Bender, UJW 1979f, 1425 u.a.) 
Als weitere Begründung sind die Ausführungen unter 
Ziffer 3.4.1.1.1. heranzuziehen. 

6. Beweisantrag 

Es wird beantragt, Beweis zu erheben: ob im Sicher¬ 
heitbericht die Plutoniumproduktion und deren Folgen 
völlig oder weitgehend verschwiegen worden sind. 


Beweismittel: Sicherheitsoericht 
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Sine Beweiserhebung ist hier besonders wichtig, da 
die Tatsache der Plutoniumproduktion und ihrer groben 
Rolle bei der Wärmeerzeugung und'bei der Erzeugung von 

Schaden und Gefahren für Leben, Gesundheit und Sachgüter 
achcn seit Jahren unbestritten ist (b. u.a. Kalksr- 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 8.8.78 (NJW 
1979, 360/361). In der Veröffentlichung von Arley-Skov: 
Atomkraft - Bine Einführung ln die Probleme des Atom ¬ 
zeltalters wird schon im °ahre I960 sehr ausführlich 
das Plutoniumproblem und seine überragende Bedeutung 
und Gefahr bei der Stromerzeugung in Leichtwasserreaktoren 
dargelegt (a.a.O. S. 21,28, 31 , 37 f., 40, 44, 57, 59, 64, 

77, 79 ff., 83, 96, 99, 103 f., 111, 117). Daraus muß 
geschlossen werden, daß der Betreiberaeite,möglicherweise 
aber auch der Genehmigungsbehörde, schon vor der ersten 
Teilgenehmigung zugunsten des Reaktors bekannt war, daß 
im Sicherheitsbericht das Plutoniumproblem hätte erörtert 
werden müssen . Da jedoch das Plutoniumproblem im Sicher« 
heitsbericht unberücksichtigt geblieben ist, liegt ein 
schwerer, sämtliche Genehmigungen anulllerender Verstoß 
gegen die Vorschrift des Atomgesetzes vor , nämlich sämtliche 
Gefahren und die dagegen getroffene Vorsorge darzulegen 
(s. BVerfG, 20.12.79, NJW 1980, 762 ff.). Darüberhinaus 
dürfte auch der Tatbestand des Betrugs erfüllt sein. 


7. Bewbir.antrag 

Es wird beantragt, Beweis zu erheben! ob im Sicherheits¬ 
bericht und anderen Genehmigungsunterlagen für den 
Reaktor die Pru t ,e .genetischer Schädigungen, insbeson¬ 
dere die Präge der Nullmutatinnen und der polygenischen 
Mutationen umfas end und differenziert behandelt 
worden ist. 









Beweismittel: Genehmigungsunterlagen, insbesondere 
Sicherheitsbericht; Fachliteratur zu genetischen 
Fragen, vor allem das Gutachten von Gerold Adam (Uni¬ 
versität Konstanz): Neuere Ergebnisse über genetische 
Strahlenschäden beim Menschen, Oktober 1980 (s. Anlage), 
das zahlreiche Hinweise auf Fachliteratur enthält. Bei 
Bedarf können umfangreiche weitere Angaben vorgelegt 
werden, außerdem können weitere Gutachter genannt werden. 

Sine Beweiserhebung ist hier besonders wichtig, weil 
längst bekannt ist, daß genetische Schädigungen durch 
radioaktive Substanzen erzeugt werden können, die 
Wissenschaft auf diesem Gebiet aber noch sehr wenig 
weiß, insbesondere nicht in der Lage ist aufzuzeigen, 
wer welche Schäden unter welchen Bedingungen sicher, 
möglicherweise oder nicht zu erwarten hat. Der derzeitige 
Stand der Wissenschaft auf diesem Gebiet erlaubt des¬ 
halb nicht, die gesetzlich vorgeschriebene technische 
Vorsorge gegen Eingriffe in die Rechte aus Art. 2 GG. 
zu treffen. Darum gilt auch hier, was in der Begründung 
zum 3. Beweisantrag aus dem Mülheim-Kärlich-Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts zitiert worden ist. 

Um die besondere Problematik zu verdeutlichen wird auf 
ein Schreiben von Prof. Dr. Gerold Adam vom 28.5.81 
an die 6. Kammer des VG WUrzburg Bezug genommen und 
folgende Darlegung vollinhaltich zitiert: 
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A) Nach dem gegenwärtig von der internationalen Wissenschaft akzep¬ 
tierten Stand der Erkenntnisse tur genetischen Strahlenschädigung 
des Menschen muB man damit rechnen, daß eine Langzeitbelaätur.g mit 
0,100 rem/Jahr (das entspricht der natürlichen Strahlenbelastung) 
etwa 1 0K der Mißbildungen und Erbkrankheiten unter den Neugeborenen 
verursacht. Da die gegenwärtige Häufigkeit von angeborenen Schäden 
etwa bei 10> aller Neugeborenen liegt, muß man also damit rechnen, 
daß 0,100 rem/J. zu einem Erbschaden bei etwa jedem hundertsten Neu¬ 
geborenen fuhrt. (Beweis. U. Ehling, Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltforschung, Neuherberg,"Strahlengenetisches Risiko des Menschen", 
Umschau 80(1980), S. 754-759, s. Anlage 1). 

Daraus ergibt sich, daß die bereits bestehende Belastung des nrbgutes 
durch die medizinische Strahlenbelastung in Höhe von 0,075 re=/J. die 
Mutationerato um weitere 7,5* erhöht. Hinzu kommt nun noch die außer¬ 
halb der Strahlenschutzbereiche, d.h. für Gesamtbevölkerung außer¬ 
halb von Kernkraftwerken, genehmigte und 30weit meßbar.)bzw. nachrechen¬ 
bar auch von diesen ausgeschöpfte (vgl. hierzu den folg. Atecnnitt D>, 
zusätzliche Dosis von 0,060 rem/J., die nach Ehling bei Langzeitbela¬ 
stung weitere 6J Erhöhung der bestehenden Mißbildungs- und urcscha¬ 
densrate bewirkt.Damit wäre bereits durch die. Belastung durch künst¬ 
liche Strahlenquellen (medizinische und Kernkraftanlagen) insgesamt 
eine Erhöhung der natürlichen Mutationsrate um 13,5 i zu erwarten. 

Uingerechnet auf die natürliche Häufigkeit von angeborenen Schäden ist 
also nicht auszuschließen, daß unter einer solchen künstlichen Strah¬ 
lenbelastung von 0,135 rem/J. etwa jedes hundertste Neugeborene zu 
einem Erbschaden verurteilt wird. 

B) Die unter A) gegebene Abschätzung der strahlongenetischen Schädi¬ 
gung entspricht zwar im wesentlichen dem von offiziellen Gremien 
akzeptierten Wissensstand, der naturgemäß dem um einige Jahre zurück¬ 
liegenden Stand der wissenschaftlichen Entwicklung bis etwa 1974 
entspricht. 

Aus den seitdem publizierten Arbeiten auf dem in überaus starker Fort¬ 
entwicklung befindlichen Gebiet der genetischen Strahlenwirkung er¬ 
gibt sich insbesondere in der Klasse der polygenischen, nur graduell 
lebensschädigenden Mutationen, sowie in den Klassen der sog. Null- 
mutationen und der Chromosomenaberrationen ein weit höheres Potential 
an strahlengenetischer Schädigung, als in den Abschätzungen unter A) 
berücksichtigt wurdes soweit man es heute absehen kann, geben letztere 
nur "die Spitze des Eisbergs* wieder (Beweis: G. Adam, "Neuere Ergeb¬ 
nisse -über genetische Strahlenschäden beim Menschen", s. Anlage 2). 

Weiterhin ist es heute noch völlig ungeklärt, ob die nach Müller 
maximal überhaupt in Betracht zu ziehende Erhöhung der natürlichen 
Mutationsrate um.25j( nicht bereits durch chemische Mutationswirkung 
völlig ausgeschöpft oder gar Überschritten ist (vgl. U. Ehling, An¬ 
lage 1), sodaß zusätzlich zu der bereits bestehenden und fortwährend 
steigenden chemogenetlschen. Schädigung eine weitere strahlengenetische 
Schädigung überhaupt nicht mehr toleriert werden kann. 
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C) ln der Anlage 2 habe ich weiterhin 

ÄS B^e wnter o A) r Und n B) e genannten 

ger^ar^seeli schert *somati scher, sozialer und finanzieller Belastung 
durch Krankheiten und Sterblichkeit übertragen lassen. 

D) Es wird häufig die fiktive Zahl einer Belastung nit weniger als 

1 millirem/J. am Kraftwerkszaun angeführt, um die reale Strar.-enbe- 
lastung durch Kernkraftwerke zu verschleiern. Dieser Wert is^. nie ge¬ 
messen worden; die Genauigkeit der bisher zurÜberprüfung de Sage- 
bungsbelastung angewandten Meßverfahren reicht hierzu nicht aus. Die 
entsprechenden rechnerischen Abschätzungen dieser Belastung.w e sie 
z B. in den Gutachten des TÜV bzw. der Gesellschaft für Reaktorsi¬ 
cherheit unternommen wurden, kommen trotz der darin teilweise ange¬ 
wandten nicht- konservativen Annahmen zu maximal möglichen --- h 
lenbelastungen, die wesentlich hoher liegen (Beweis. D. Teuf... B. 
Franke. B.Steinhilber-Schwab. Beantwortung des Themenkatalog» btrah 
lenrisiko" im Auftrag der Enquete-Kommission des Deutschen -.i-destag , 
Materialband 1. Drucksache 8/4341.Auszug s. Anlage 31. ■ . 

Wirklich gemessene Strahlenbelastungen lagen z.B. für das Ke-.-raft 
werk Obrigheim um Faktoren von 100 und mehr hoher als die so ...el 
zitierte Fiktion von "kleiner als 1 millirem/J." (Beweis: D..eifei, 
"Radioaktive Kontamination in der Umgebung k « r "'j ,e S : !’ n * se ~!;*' As.agen - 
Amalyse der amtlichen Umgebungsüberwachung. Heidelberg Sept. 13/6 / 
Juni^l977; kann vorgelegt werden, soweit noch nicht gerichtscexann ). 

E) Die unter A) bis D) aufgezeigte strahlengenetische Belastung kann 
keinesfalls als räumlich und zeitlich eng umschriebene Einwirkung 

siert werden. Infolge der teilweise sehr langlebigen konta- 
minierenden Spaltprodukte bleibt die Belastung nicht ^^B^rankt. 

j _ lronn «?ich über große Landflächen verteilen und ih*e schadi 
«ende Wirkung über Jahrzehnte und Jahrhunderte entfalten. In Bezug 
auf diese großflächige Auswirkung kann der Sachverhalt für das Kern¬ 
kraftwerk Grafenrheinfeld nicht isoliert von der Iberdeckung des Bun¬ 
desgebietes mit einer Vielzahl von Kernkraftwerken gesehen werden, 
die S alle gemeinsam mit dem hier besprochenen eine Akkumulation von 
strahlenginetisch relevanten langlebigen s P“ lt P^° duk *' en a i" 

Biosphäre bewirken. Die hierdurch verursachten Strahlenschaden im 
genetischen Material akkumulieren in den Erblinien der betroffenen 
Familien und zeigen insbesondere bei den polygenischen Mutationen 
ihre lebensschädigenden Wirkungen über viele (50-100) Generationen 
(Arbeiten von T. Mukai, zitiert in Anlage 2). Aber auch die nach 
U. Ehling (Anlage 1) in Abschnitt A) erörterte genetische Strahlen¬ 
belastung gilt für Langzeiteinwirkung (populationsgenetisches Gleich¬ 
gewicht) . . 
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Auf Grund dieser örtlich und zeitlich ausgedehnten und zudem in den 
Folgegenerationen akkumulierten genetischen Auswirkung der Strahlen¬ 
belastung durch das Kernkraftwerk Grafenrheinfeld sind meine Lebens¬ 
und Bürgerrechte, aber auch und mehr noch die meiner Kinder, ganz 
unmittelbar betroffen, z.B. das ungeschmälerte Recht auf gesunde 
Nachkommenschaft, das Recht auf freie Wahl des Wohn- und Arbeitsplat¬ 
zes ohne Einschränkung durch radioaktive Kontaminationen. 

Eine lokale und zeitliche Beschränkung der Behandlung der hier zur 
Erörterung stehenden strahlengenetischen Schadensmöglichkeiten wäre 
sachwidrig und würde ein Ausweichen vor den hier notwendigerweise 
zu entscheidenden Rechtsfragen darstellen. Dies muB hier deutlich 
ausgesprochen werden, damit die Verantwortung des hier angerufenen 
Gerichtes für die Beseitigung eines voraussichtlich über Jahr¬ 
zehnte bzw. Jahrhunderte sich auswirkenden Unrechts einer kontinuier¬ 
lichen Schädigung der genetischen Gesundheit, insbesondere in meiner 
Familie, erkannt wird. Falls die rechtliche Würdigung der zeitlichen 
und räumlichen Dimension der strahlengenetischen Schädigung Schwie¬ 
rigkeiten sachlicher Art bereiten sollte, so wäre es der Bedeutung 
dieser Frage angemessen, wenn die befaßte Kammer hierzu weiteren Sach¬ 
verstand hinzuziehen würde. 

F) Die unter A) bis E) aufgezeigte erhebliche zu erwartende genetische 
Schädigung durch Strahlung, die vom Kernkraftwerk Grafenrheinfeld, 
d.h. letztendlich von Seiten eines profitorientierten Unternehmens, 
verursacht wird, ist rechtlich zu würdigen vor dem Hintergrund der 
heute allerseits zu beobachtenden Ehergieverschwendung (u.a. sichtbar 
in der unmoralischen Werbung für den Einsatz elektrischer Energie 
für el. Heizspeicheröfen). Der Bericht der Enquete-Kommis3ion des 
Deutschen Bundestages über "Zukünftige Kernenergiepolitik" hat in 
autoritativer Weise gezeigt, welche außerordentlichen Energiespar¬ 
möglichkeiten heute noch ungenutzt sind, sodaß sich nicht nur der 
bisher geplante Zubau, sondern auch der gesamte existierende Einsatz 
der Kernenergie erübrigen würde, wenn der Gesundheitsschutz des Ein¬ 
zelnen (hier des Klägersund seiner Familie) Vorrang vor dem Profitstre¬ 
ben der Kernkraftwerksbetreiber hätte. 


G) ZUSAMMENFASSUNG 

Die heutigen wissenschaftlichen Erkenntnisse lassen eine quantitativ 
erhebliche (nach Ehling ca. 6)fige) Erhöhung der natürlichen Häufig¬ 
keit von erblichen Mißbildungen und genetischen Krankheiten als Folge 
der Langzeitbelastung durch Strahlung ausgehend vom Kernkraftwerk 
Grafenrheinfeld erwarten. Anstelle zumutbarer Energieeinsparung, bzw. 
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zumutbarem Verzieht auf maximalen Profit aus der Uber die Jahre hin 
angeheizten Energieverschvendung, beinhalten die Genehmigungsbeschei¬ 
de für das Kernkraftwerk Grafenrheinfeld also eine unzumutbare gene¬ 
tische Schädigung! aie verstoBen gegen elementare Gesetze menschli¬ 
cher Sittlichkeit und sind daher nichtig. 

Trotz kürzlich veröffentlichter Berichte (Kernkraft: Bremse für die 
Bürgerrechte» Spiegel Nr.20/1981» S.67-72» s. Anlage 4)die» falls 
sie zutreffen, für das Funktionieren unseres Rechtsstaates bezüg¬ 
lich der hier angesprochenen Fragen überaus bedenklich stimmen, 
hoffe ich, daB die Behandlung der vorstehend aufgeworfenen tiefgehen¬ 
den Rechtsfragen durch die befaßte Kammer des Bayerischen Verwaltungs 
gerichtes Würzburg trotz der unverkennbaren Pressionen durch "Sach¬ 
zwänge" in der Lage sein wird, das für die Weiterexistenz unseres 
Rechtsstaates unabdingbare Vertrauen in den Rechtsschutz des Einzel¬ 
nen gegnüber der seinen Augen scheinbar allmächtigen Exekutive wie¬ 
derherzustellen. 
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3.4.1.1.3. Ebenfalls im Zusammenhang mit den ersten drei Beweis¬ 
anträgen stehen folgende fünf Beweisanträge: 

8. Beweisantrag 

.ds wird beantragt, Beweis zu erheben: ob in den Ge¬ 
ne hn^uings verfahren das Ein-Vreffer-Prinzip be¬ 
rücksichtigt worden ist. 

Beweismittel: Genehmigungsunterlagen, Fach¬ 
literatur, "Der Rechtsweg" 

Eine Beweiserhebung ist hier besonders wichtig, 
da das Ein-Treffer-Prinzip tatsächlich nicht 
im Genehmigungsverfahren berücksichtigt wurde 
aber Schon vor Jahrzehnten der Wissenschaft 
bekannt war, es aber bis heute nicht möglich ist, 
bei Reaktoren mit nicht völlig geschlossenem 
Kreislauf gegen die Auswirkungen dieses Prinzips 
Vorsorge zu treffen. Deshalb gilt hier, was das 
Bundesverfassungsgericht im Mülheim-Kärlich-Be- 
schluß ausführte: 

"Indem es (AtomG) darüberhinaus auf den Stand 
der Wissenschaft abhebt, nötigt es ... zu 
derjenigen Schadensvorsorge, die nach den 
neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen 
für erforderlich gehalten wird; läßt es sich 
technisch noch nicht verwirklichen, muß eine 
Genehmigung unterbleiben." (NJW, 1980, 761/2) 

Um die hier vorliegende Problematik noch besonders zu 
verdeutlichen, zitiere ich Ausführungen von Konrad Lorenz 
( Natur, Juni 1981 Nr. 6): 
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"Die Strahlung, mit der wir es zu tun haben, kann als 
OorpuscularStrahlung betrachtet jerden: es fliegen 
quasi Teilchen herum. Einige treffen, und einige Leute 
kriegen Krebs. Die Frage: welches Ausmaß von Strahlung 
ist erträglich? ist genauso dumm, wie wenn Sie fragen: 
welche Dichte von Infanteriebeschuß ist noch erträglich? 
Das hängt halt davon ab, wie lang geschossen wird und 
wieviele Leute im Weg stehen. Da mit jedem '“■rebs und 
mit jedem mißgebildeten Kind Menschenschiksale ent¬ 
schieden werden, dürfte die "statistische Seltenheit" 
kein Argument für ihre bewußte staatliche Billigung 
sein. 

Als Biologie weiß ich, daß wir in der Entwicklung der 
Menschheit seit jeher natürlicher Strahlung ausgesetzt 
waren. Sie hat ständig Erbänderungen erzeugt, über¬ 
wiegend schädliche. Die Chance einer Verbesserung des 
Erbmaterials durch eine so bewirkte Mutation ist ähnlich 
gering, wie die Verbesserung eines wohlgefügten Ge¬ 
dichtes durch einen Druckfehler. 

"Während die Natur Erbschäden erbarmungslos ausmerzt, 
haben die Erfolge der Medizin die natürliche Auslese 
aufgehoben (worauf die w enscheit stolz sein kann). 

Die Folge ist aber eine Zunahme von Erbschäden in 
der zivilisierten Bevölkerung - so daß die Zahl der 
Behinderten ständig wächst. 

Mein Vater war gewiß ein außerordentlich humaner, 
menschenfreundlicher “rzt, einer der weni en Medi¬ 
ziner, die aus dem Bedürfnis zu helfen gearbeitet 
haben,und nicht, wie die meisten medizinischen 
Forscher, aus Forschungsneugierde (ich arbeite aus 
Forschungsneugierde). Er hat vor mehr als 70 Dahren 
unblutige Methoden entwickelt, die angeborene'Hüft¬ 
gelenksluxation zu reparieren. D a mit hat er erbge- 
schädigten, die sonst A rüppel geworden wären, zu 
normalen Fortpflanzungschancen verholten und zur 
Verbreitung dieser schadhaften "nlagen beigetragen. 

Er hat seelisch darunter gelitten, ja Gewissensbisse 
gehabt, daß vieles, was der Arzt aus Humanität, aus 
Menschenliebe seinen Mitmenschen an Diensten tun muß, 
für die Menschheit als Ganzes eigentlich schlecht ist. 
Diese sowieso gefährliche Situation der Menschheit 
wird um ein Vielfaches verschlimmert, wenn wir jetzt 
auch noch mutationsfördernde atomare Strahlen auf uns 
einwirken lassen." 



9. Beweisantrag 


Es wird beantragt, Beweis zu erheben: ob der in den 
GenelÜfigungsunterlagen für den Reaktor verwendete Schlüssel¬ 
begriff "rein" ein wis.,enwchaftlicher und nicht ein un- 
wissenschaftlicher-dogmatischer bzw. fiktionalistischer 
Begriff ist, dessen Verwendung zu Fehlurteilen führt 
und Fälschungen erlaubt. 

Beweismittel: Genehmigungsunterlagen, Fachliteratur, 
Gutachten, "D e r Rechtsweg" N r . 6, S. 359 ff. und N r . 8 a 
S. 664 ff.. 

Eine Beweiserhebung ist hier besonders wichtig, well, 
wie Walther Soyka und der Verfasser an verschiedenen 
Stellen schon ausgeführt haben, der Begriff "rem" 
ein unwissenschaftlicher Dosisbegriff ist, der dem 
für den Heaktor bestimmten Strahlerischutzkonzept keine 
wissenschaftliche und damit keine verläß-liche Grund¬ 
lage verleiht. Daraus sind nun wiederum Folgerungen zu 
ziehen,die sich weitgehend aus dem Mülheim-Kärlich-Be- 
schluß des Bundesverfassungsgerichts ergeben, wo es 
u.a. heißt: 

"Nach der grundlegenden Vorschrift des § 7 
II AtomG darf eine Genehmigung "nur," .erteilt 
werden, wenn u.a. die nach "dem Stand von 
Wissenschaft und Technik erforderliche Vor¬ 
sorge" gegen Schäden durch die Errichtung 
und den Betrieb der Anlage getroffen ist; 
gern. § 17 AtomG kann sie inhaltlich be¬ 
schränkt und mit Auflagen verbunden werden, 
wobei zur Erreichung des erwähnten Schutz¬ 
zwecks auch nachträglich Auflagen zulässig sind." 

(NJW 1980, 761) 

Hier wird eindeutig eine Vorsorge auf wissen¬ 
schaftlicher und nicht auf unwissenschaftlicher 
Grundlage als zentrale Vorschrift des § 7 II 
AtomG. bezeichnet. 
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10. Beweisantrag 

Es wird beantragt, Beweis zu erhaben, ob die Ge¬ 
nehmigungen für den Reaktor u.a. auf 
manipulierten Berichten und Gutachten aufbauen. 

Beweismittel: Genehmigungsunterlagen, Vergleiche-mit 
Unterlagen anderer Genehmigungsverfahren und der Fach¬ 
literatur, Einvernahme von Gutachtern und Kritikern. 

Eine Beweiserhebung ist hier besonders wichtig, da 
nach den bisherigen Erfahrungen ein positives Ergebnis 
zu erwarten ist und dies für den Ausgang des Verfahrens 
eine besonders große Bedeutung besitzt (s. dazu u.a. 
die Ausführungen des Verfassers in "Der Rechtsweg” 

Nr. 6, S. 361 ff., in seinem Berufungsschriftsatz 
im Mülheim-Kärlich-Verfahren auf S. 43 bezüglich 
Gutachtensverfälschungen im Brunsbüttel-Verfahren, 
die Ausführungen von 'Walther Eoyka in seinem Schrift¬ 
satz vom 24.02.1981 an das Ministerium für Wirtschaft 
und Verkehr des Landes Rheinland-Pfalz in Mainz und 
seinem Schreiben vom 26.02.1981 an den Stellvertretenden 
Vorsitzenden der Geschäftsführung des Technischen- 
Überwachungs-Vereins Rheinland e.V., Herrn Pröf. Dr. 

Ing. Lindackers, außerdem dm Fall Dr. Mayinger von 
der RSK (Aussagen im Brunsbüttel-Verfahren Ende 1980 
vor dem OVG Lüneburg), s. weiterhin "Der Rechtsweg" 

Nr. 4, S. 160 ff., S. 173, s. zahlreiche andere 
Vorfälle, die bei Bedarf nbch genannt werden können 
und deren Vortrag Vorbehalten bleibt. 

11. Beweiantrag 

Es wird beantragt, Beweis zu erheben: ob die Genehmi- 
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gungsbehörde den Sicherheitsbericht und die Gutachten, 
die ihr vorgelegt worden sind, auf ihren Wahrheits¬ 
gehalt hin überprüft hat. 

Beweismittel: Unterlagen über das Genhmigungsver- 
fahren, Einvernahme der Veranwortlichen, Ausführungen 
des Verfassers in "Der Rechtsweg" N r , 6, S. 359 ff. 

Die Beweiserhebung ist hier besonders wichtig, da die 
Kläger aufgrund ihrer Erfahrungen mit Vertretern von Ge¬ 
nehmigungsbehörden der Bundesrepublik der Überzeugung 
sind, daß Genehmigungsbehörden weder die personellen 
noch die finanziellen Möglichkeiten besitzen, um die 
Voraussetzungen auf ihre Richtigkeit hin zu überprüfen, 
welche die Betreiber sowie die TÜV- und IRS/GRS-Gut- 
achter ihren Berichten und Gutachten zugrunde legen. 
Vielmehr waren die Behörden bisher höchstens fähig 
bzw. bereit, nachzuprüfen, ob die Rechenschritte 
richtig sind, die oei der Anwendung [jener Voraus¬ 
setzungen auf den jeweiligen Reaktor vorgenömmen 
wurden (s. dazu u.a. "Der Rechtsweg", Nr. 6, S. 359 ff.). 
Falls das Ergebnis der Beweiserhebung die Auffassung 
der Kläger bestätigt, sind für die rechtliche Beurteilung 
u.a. folgende Sätze aus dem Mülheim-Kärlich-Be-chluß 
des Bundesverfassungsgerichts heranzuziehen: 

"Nach der grundlegenden Vorschrift des § 7 II 
AtomG darf eine Genehmigung "nur" erteilt 
werden, wenn u.a. die nach "dem Stand von Wissen¬ 
schaft und Technik erforderliche Vorsorge" 
gegen Schäden durch die Errichtung und den Be¬ 
trieb der Anlage getroffen ist ... 

Die normative Regelung begnügt sich nicht da¬ 
mit, die Gehehmigungsbehörde ian strenge materi¬ 
ellrechtliche Genehmigungsvoraussetzungen zu 
binden. Vielmehr trägt sie der staatlichen 
Schutzpflicht und Mitverantwortung auch ver¬ 
fahrensrechtlich einmal dadurch Rechnung, daß 
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die Lrteilung einer Genehmigung von einem for¬ 
malisierten Genehmigungsverfahren abhängig ist, 
indem die Genehmigungsvoraussetzungen von Amts 
wegen zu prüfen und an dem u.a. alle Behörden 
des Bundes, der Länder und Gemeinden zu beteiligen 
sind, deren Zuständigkeitsbereich berührt wird... 
Bei der verfassungsrechtlichen Beurteilung die¬ 
ser Frage ist von der gefestigten Rechtsprechung 
des BVerfG auszugehen, daß Grundrechtsschutz 
weitgehend auch durch die Gestaltung von Ver¬ 
fahren zu bewirken ist und daß die Grundrechte 
demgemäß nicht nur das gesamte materielle sondern 
auch das Verfahrensrecht beeinflussen, soweit 
dieses für einen effektiven Grundrechtsschutz 
von Bedeutung ist. Diese Rechtsprechung ist zu¬ 
nächst für den Grundrechtsschutz aus Art. 14 I 
GG. ... entwickelt, worden. Inzwischen haben 
beide Senate des BVerfG bereits ausdrücklich 
entschieden, daß Art. 2 II GG ebenfalls eine 
dieses Grundrecht berücksichtigende Verfahrens¬ 
gestaltung gebietet... 

Das Grundrecht des Art. 2 II GG beeinflußt auch 
die Anwendung der Vorschriften über das behörd¬ 
liche und gerichtliche Verfahren bei der Ge¬ 
nehmigung von Kernkraftwerken, deren vorrangige 
Aufgabe gerade darin besteht, Leben und Gesundheit 
vor den Gefahren der Kernenergie zu schützen." 

(NJW 1980, S. 762 f.) 

D a ohne Wahrheitsfindung die Genehmigungsbehördc 
auch keine Rechtsfindung betreiben kann, das 
Wichtigste in der Wahrheitsfindung aber die Über¬ 
prüfung aller Voraussetzungen auf ihre Richtigkeit 
hin ist, spielt die Beweiserhebung hie*; eine be¬ 
sonders wichtige Rolle. Sie steht in engem Zu¬ 
sammenhang mit der im folgenden Beweisantrag ver¬ 
langten Beweiserhebung. 


12. Beweisantrag 

iäs wird beantragt, Beweis zu erheuen, 

a. ob und wie häufig in den Rechenempfehlungen 
der SSK und R3K Irrtümer auftauchen und ob 
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und wie häufig in diesen Rechenempfehlungen 
Daten aus den dort selbst angeführten wuellen 
falsch wiedergegeben sind, 

b. welche Kontrollen bisher sämtliche Leitlinien, 

Empfehlungen und Regelwerke unterlagen, auf welche 
sich die Gutachter in atomrechtlichen Genehmigungs¬ 
verfahren und speziell in jenem für das Atom¬ 
spaltwerk Brunsbüttel stützen. 

Beweismittel: Genehmigungsunterlagen, Sitzungs¬ 
protokolle und Veröffentlichungen der RSK und 
SSK, Einvernahme u.a. folgender Wissenschaftler: 

Gerold Adam (Konstanz), Alfred Barthelmeß 
(München), Ivan Illich (Kassel), Eckart Krüger 
(München), K. Z. Morgan (USA)J" J lSchmitz-Feuer- 
hake (Bremen), Jens Scheer (Bremen), Dieter 
Teufel (Heidelberg), Max Thürkauf (Basel), 

Frederie Vester (München), sov^i, Vertreter der 
SSK, RSK, GRS und ICRP. 

Die Beweiserhebung ist hier von zentraler Be¬ 
deutung. 

Im Sondervotum der Bundesverfassungsrichter 
Simon und Heußner zum Mülheim-Kärlich-Be- 
schluß des Bundesverfassungsgerichts wurde 
betont, daß es notwendig sei, unter ver- 
fassungsr chtlichen Gesichtspunkten 

"die Zusammensetzung und Verfahrensweise 
solcher Kommissionen ((zu überprüfen)), die 
allgemeine Sicherheitsrichtlinien oder 
Immissionsgrenzwerte erarbeiten und damit 
weitreichende Entscheidungen präjudizieren." 

(NJW 1980, 765) 

Auch unter Gesichtspunkten, die nicht ver¬ 
fassungsrechtlicher Art sind, ist es not¬ 
wendig, die Verfahrensweise und Rolle solcher 





Kommissionen wie der SSK, RSK, GRS, IORP u.a. 
zu untersuchen. 

Zur weiteren. Begründung ist es erforderlich, 
hier einen Aufsatz des Prozeßbevollmächtigten, ver¬ 
öffentlicht in "Der Rechtsweg", Nr. 6 vollinhaltich 
zu zitieren: 


REAKTORSICHERHEIT UND HEXENWAHN 
Roland Bohlinger 

"Wenn man von den archai nichts mehr 
wissen will, so tritt mit Notwendigkeit die 
an-archaia ein,'' 

Der Philosoph und Physiker Hugo' Dingler 
ins Der Zusammenbruch der Wissenschaft 
und der Primat der Philosophie, 1931, 2. 
A., S. 2 

In atomrechtlichen Genehmigungs- und Gerichtsverfahren werden die 
Regeln der Wahrheits- und Rechtsfindung in gleicher Weise mißachtet 
wie einst in mittelalterlichen Inquisitionsverfahren. Die Folgen der 
mittelalterlichen Verfahrensweise sind bekannt. Die Folgen der neuzeiK 
liehen beginnen bereits spürbar zu werden. 

Entmündigende Expertenherrschaft? 

Herr Dr. Backheuer vom Schleswig-Holsteinischen Sozialministerium, - 
also von der Genehmigungsbehörde für die Atomspaitwerke Brokdorf, 
Brunsbüttel und Krümmel - gab in einem Verfahren vor dem OVG Lüne¬ 
burg eine etwa viertelstündige Erklärung ab, in deren Verlauf er darauf 
hinwies, daß die Genehmigungsbehörde weder die personellen noch die 
finanziellen Möglichkeiten habe, um die Voraussetzungen zu überprüfen, 
welche die TÜV- und IRS-Gutachter ihren Gutachten zugrundelegen. Die 
Behörde sei ni£ imstande nachzuprüfen, ob die Rechenschritte richtig 
seien, die bei der Anwendung dieser Voraussetzungen auf den jeweiligen 
Reaktor vorgenommen würden. 

Herr Dr. Backheuer sprach damit nur offen aus, was längst offenkundig 
ist. 

Aber nicht nur die Genehmigungsbehörde, auch die Gerichte greifen in 
Atomprozessen in der gleichen Weise auf Gutachter zurück. 
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Nun können aber Gutachter ebenso wie jeder andere Mensch irren. Aus¬ 
serdem können sie charakterlich einwandfrei handeln - nämlich unbeirrt 
von allen Anfechtungen allein zur Wahrheitsfindung beitragen - oder 
charakterlich versagen. Auch das ist offenkundig eine Tatsache. Sie wirft 
aber die Frage nach den Handlungsmaximen, nach dem Sittengesetz auf. 
das jeder Gutachter zu beachten hat. Außerdem folgt aus ihr, daß kein 
Gericht darauf verzichten darf, gewissenhaft selbst zu prüfen, ob eine 
gutachterliche Aussage wahr und richtig ist. 

Eigentlich hat ein Gutachter die Aufgabe, dem Gericht einen Sachverhalt 
so vor Augen zu führen, daß es diesen selbst nachvollziehen und beurtei¬ 
len kann. Beispielsweise hat ein Gutachter in der Beweisaufnahme eines 
Mordprozesses aus einer Schußwaffe Schüsse in einen Sack mit Hobel¬ 
spänen abzufeuern, um nachvollziehbar zu machen, ob die Spuren auf den 
Geschossen dieser Waffe identisch sind mit jenen auf dem Geschoß im 
Mordopfer. Der Gutachter hat also Sachverhalte so nachvollziehbar zu 
machen und zu bewerten, daß Dritte jederzeit die Richtigkeit der 
gutachterlichen Aussage erkennen können und das Gericht einen "zurei¬ 
chenden", zu seiner Wahrheitsfindung beitragenden "Grund 11 erhält Ein 
Gutachter der in dieser Weise vorgeht, handelt entsprechend der 
naturwissenschaftlichen Regel, daß eine Erkenntnis als "gesichert" gilt, 
wenn sie durch Erfahrung mehrfach und uneingeschränkt bestätigt wird. 

Was folgt aber daraus, wenn Gutachter nicht nach diesen Grundsätzen 
handeln, wenn sie Entscheidungsträgern, wie Behörden und Gerichten, 
einen Sachverhalt nicht so vor Augen führen, daß die Entscheidungsträ¬ 
ger diesen selbst nachvollziehen und beurteilen können? Die Folge ist 
eine "entmündigende Expertenherrschaft" (Ivan Mich). Die geschichtliche 
Erfahrung zeigt, daß eine entmündigende Herrschaft meist mit Unwahr¬ 
heit und Wahn einhergeht. Untersuchen wir darum das Wesen der "ent¬ 
mündigenden Expertenherrschaft" auf dem Gebiet der industriellen 
Nutzung der Atomspaltung noch etwas genauer. 
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Gesichert ist, daß nichts gesichert ist 


Die derzeitigen Aussagen der Wissenschaft von der Technik der industri¬ 
ellen Nutzung der Atomspaltungsenergie und der Abwehr der daraus 
entstehenden Gefahren dürften höchstens in bestimmten technisch - 
physikalischen Bereichen als "gesicherte Erkenntnisse" bezeichnet 
werden. Ihre Aussagen auf den Gebieten der Lebenswissenschaften 
können hingegen diese Bezeichnung weitgehend nicht beanspruchen. Das 
folgende Beispiel zeigt, wie sehr das bereits in der Natur des Gegenstan¬ 
des der Lebenswissenschaften begründet liegt: 

Die Transferfaktoren Boden - Pflanze, die den Übergang von Radionu¬ 
kliden vom Boden in Pflanzen beschreiben, hängen von einer Vielzahl von 
Einzelparametern ab, wie z. B. 

- Element 

- Pflanzenart 

- Pflanzenteil 

- chemische Form des Nuklids 

- Bodentyp und -art 

- Düngung 

- Bodenfeuchte 

- Temperaturverhältnisse 

- Konzentration des stabilen Isotops im Boden 

- Radionuklidkonzentrationen im Boden 

- biologische Bodenaktivität 

In dem Vortrag von Dieter Teufel, gehalten auf dem 6. Deutschen Atom¬ 
rechtssymposium am 8./9. Oktober 1979 in Münster, heißt es dazu: 

"Diese Vielzahl von möglichen beeinflussenden Größen ist die Ursache 
dafür, daß z. B. der Transferfaktor für Caesium, dessen Isotope Cae¬ 
sium 134 und Caesium 137 einen erheblichen Teil der Strahlenbela¬ 
stung durch Nahrungsaufnahme in der Umgebung kerntechnischer 
Anlagen verursachen, je nach Bedingungen um etwa 4 Größenordnun¬ 
gen (d. h. um den Faktor 10 000) schwankt!" (1) 

Dieses Schwanken wird noch erheblich größer, wird zusätzlich auch noch 
das System NahrunR-Mensch betrachtet, das an das System Boden- 
Pfjanze gekoppelt ist. Der Übergang von Radionukliden aus Pflanzen ln 
den menschlichen Organismus und die Folgen dieses Übergangs sind unter 
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anderem abhängig von folgenden Bedingungen: 

- Nahrungsform und Nahrungsgewohnheiten 

- Art des Radionuklids 

- chemische Form des Radionuklids 

- Menge des stabilen Elements in der Nahrung 

- Alter des Menschen 

- Gesundheitszustand des Menschen 

- genetische Konstitution des Menschen 

- Ort und Dauer des Aufenthalts des Nuklids im menschlichen Körper 

- Umweltbedingungen nach Aufnahme des Nuklids. 

Wegen dieser vielfältigen Abhängigkeiten kann die gleiche Aktivität 
radioaktiver Strahlung, die in der Abluft einer Atomanlage gemessen 
wurde, nach Ausbreitung der die Strahlung abgebenden Nuklide bei ver¬ 
schiedenen Menschen zu äußerst verschiedenen Strahlenbelastungen füh¬ 
ren. 

Daraus folgt, daß die Strahlenbelastung, die aufgrund des Betriebes einer 
Atomanlage erfolgt, für den einzelnen Menschen unmöglich vorausgesagt 
werden kann, überspitzt formuliert: die einzige hier wirklich gesicherte 
Erkenntnis besteht darin, daß nichts gesichert ist. 

Wenn trotzdem Durchschnittswerte über Strahlenbelastungen angegeben 
werden, wie das beim sogenannten rem-Konzept geschieht, dann werden 
die Tatsachen nicht gemessen und aufgehellt. Sie werden vielmehr ähnlich 
verzerrt und verschleiert, wie das bezüglich von Kriegsfolgen mit der 
Aussage geschähe, Kriege forderten durchschnittlich soundsoviele Bluts¬ 
tropfen je Tag und Mensch. Komplexe Zusammenhänge mit Abhängigkeiten 
von Dutzenden von Parametern, die wiederum von einer Vielzahl weiterer 
Parameter abhängen und ständig irgendwelchen zeitlichen, kausalen und 
räumlichen Verschiebungen und Rückkopplungen unterliegen, wo oben¬ 
drein als wichtigster Faktor überall der Mensch mit seiner nichtberechen¬ 
baren IrrfähiRkeit und seiner ebenso nichtberechenbaren Freiheit zu 
unterschiedlichen Entscheidungen dazwischen steht, solche komplexen 
Zusammenhänge sind unmöglich in einer Zahl, hinter die man die Benen¬ 
nung rem hängt, auszudrücken. Ein solches Vorgehen ist bestenfalls sinn¬ 
loser Nominalismus und Fiktionalismus (2), schlimmstenfalls betrügerisch. 
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PoRmenfabrikation anstatt Forschung 


Engstens mit der Frage nach den Aussagemöglichkeiten der Radiologie ist 
die Frage verknüpft nach dem Aussagewert, der Verläßlichkeit und der 
Tatsachentreue der Leitlinien, EmpfehlunRen und Regelwerke von RSK, 
SSK, 1CRP und anderen Gremien. 

a) Es ist inzwischen festgestellt worden, daß die Werte in den Rechen- 
empfehlungen der SSK nicht nur aufgrund eines recht geringen Quel¬ 
lenstudiums gewonnen worden sind, sondern häufig nicht einmal mit 
den Werten übereinstimmen, die in den von der SSK selbstzitierten 
Quellen angegeben sind (3). 

Die hierdurch entstandenen Fehlerfaktoren gehen aber linear in die 
Berechnung der Strahlenbelastung ein, was zur Folge hat, daß z. B. die 
Strahlenbelastung durch Fluntonium in Trinkwasser oder in Pflanzen 
100 bis lOQQfach höher liegt, als sie in den Empfehlungen der SSK 
angegeben wird (4). 

Die Bedeutung dieser - u. a. von Dieter Teufel in seinem bereits er¬ 
wähnten Vortrag aufgezeigten Fehler - ist an sich schon äußerst 
schwerwiegend. Noch schwerer wiegt, daß diese Fehler so häufig 
auftreten, daß sie nicht unbeabsichtigt entstanden sein können. Am 
schwersten aber wiegt, daß diese Fehler so lange unentdeckt blieben. 
Das zeigt, welche charakterlichen Qualitäten und wissenschaftliche 
Arbeitsweise auf dem Gebiet der Ermittlung von Bestrahlungsgrenz¬ 
werten herrschen. Zugleich wird dadurch die aggressive Emotionalität 
verständlich, die jenen Kritikern entgegenschlägt, die diesen Umstand 
bloßlegen. 

b) Kürzlich wurde ein geheimes Dokument veröffentlicht, aus dem her¬ 
vorgeht, daß das BMI in einer Sitzung mit der RSK es als " Aufgaben¬ 
stellung für die Beratung" präzisierte, daß RSK und SSK "eine positive 
Empfehlung zur technischen Realisierbarkeit des Gesamtkonzefrts" der 
bei Gorleben geplanten WAA abgeben. Es wurde in dieser Sitzung auch 
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gleich der Zeitpunkt für die Abgabe dieser Empfehlung festgelegt. Die 
Echtheit dieses Dokuments ist von der RSK inzwischen indirekt 
bestätigt worden (6). 

Durch diesen Vorgang haben sich die RSK und SSK ebenso eindeutig 
disqualifiziert wie durch die bereits erwähnte Fehlerproduktion. 

c) Ebenso haben sich beide Gremien selbst disqualifiziert durch die von 
ihnen abgegebene Erklärung, die DWK werde die große Menge der 
bisher ungelösten Probleme bei der Errichtung der WAA mit Sicherheit 
befriedigend behandeln ( 7). Mit dieser Erklärung stellten RSK und SSK 
der DWK einen Blanko-Wechsel auf die Zukunft aus. 

Hierbei muß man wissen, daß für das Gorleben-Projekt bis heute keine 
umfassende Risiko-Analyse vorliegt (8); außerdem hat das für die WAA 
gewählte System noch nicht einmal einem Test im kleinindustriellen 
Maßstab standgehalten (9)} zahlreiche Vorgänge in der WAA sind von 
äußerster Gefährlichkeit, geraten sie außer Kontrolle, können ganze 
Erdteile tödlich verseucht werden (10); das zum Vergleich herange¬ 
zogene AVM-Verfahren ist ähnlich problematisch, hat aber bedeutend 
kleinere Dimensionen und leistet bei der Bewältigung des radioaktiven 
Potentials trotzdem nur etwa 3% der Nennleistung (11); obendrein ist 
eine sichere Endlagerung des Atommülls nach wie vor ein ungelöstes 
Problem (12). 

d) Am schwersten wiegt jedoch, daß die SSK und RSK ihre Empfehlung 
für das WAA-Konzept der DWK aussprach unter Abstützung auf die 
Ansicht der DWK, die Anlage werde auf der Grundlage der Unmöglich¬ 
keit eines menschlichen Fehlers geplant (13). Da in der Anlage 
Menschen arbeiten sollen und das mit Maschinen und Geräten, die von 
Menschen erdacht und geschaffen wurden, bedeutet diese Ansicht 
nichts anderes, als daß den Verantwortlichen für Planung, Errichtung 
und Betrieb Unfehlbarkeit zugestanden wird. Ein solches Zugeständnis 
hat aber noch weniger als der für die DWK ausgestellte Blanko-Wech-. 
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sei mit Wissenschaftlichkeit und Wirklichkeitstreue etwas gemein. 

e) In der Veröffentlichung: Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und 
Strahlenschutz, Rechenschaftsbericht und Programm, herausgegeben 
vom Bundesministerium des Innern, Dezember 1974, heißt es auf S. 66: 

"Maßnahmen im Bereich Public-Acceptance 

Auf dem Gebiet der Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und 
des Strahlenschutzes muß ganz besonders eine Vertrauenswerbung 
für Hie Entscheidung der verantwortlichen Behörden betrieben 
werden . . . " (Hervorn. nicht im Original) 

Anschließend wird die SSK als besonders geeignet für den Betrieb der 
"Vertrauenswerbung", d. h. als Werbeagentur vorgestellt, und es fällt 
dabei der Satz: 

"Die SSK wird . . . allgemein respektierte Aussagen für die Bewer¬ 
tung des mit dem feetrieb kernteclinischer Anlagen verbundenen 
Strahlenr isikos machen können." (Hervorh. n. i. O.) 

Wichtig sind hier nicht nur die Formulierungen "öffentliche Annehm¬ 
barkeit" und "Vertrauenswerbung betreiben". Ebenso enthüllend sind 
die Formulierungen "respektierte Aussagen" und "Bewertung des Strah¬ 
lenrisikos". An die Stelle natur- und lebenswissenschaftlicher Tatsa¬ 
chen treten " respektierte Aussagen" , d. h. nominalistische Wortgebilde. 
Und an die Stelle der exakten Ermittlung von Gefahren und Schäden, 
wie es sich für eine Rechtsordnung im Sinne des Grundgesetzes und 
eine Wissenschaft im Sinne der Tradition nach Kant und Leibniz ge¬ 
ziemt, tritt eine sogenannte " Bewertung" von "Risiken". Und diese 
"Bewertung von Risiken" taucht dann zusammen mit den Berechnungs¬ 
grundlagen der SSK im Entwurf der geplanten neuen Radioökologie¬ 
verordnung wieder auf, spielt in der Praxis atomrechtlicher Genehmi- 
gungs- und Verwaltungsverfahren die Rolle eines Dogmas und pflegt 
vor wissenschaftlicher Kritik mit dem Satz behütet zu werden, diese 
Kritik stünde "außerhalb des Stands der internationalen Wissenschaft" 
(wo doch dieser Satz eher für die Aussagen der SSK zutrifft, die 
zumindest den Stand der internationalen Wissenschaft verfälscht). 
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Eingefügt sei hier nachträglich nach 
ein weiteres Beispiel: 

Am 19.02.1976 verabschiedete ein Ausschuß 
der Strahlenschutzkommission eine Empfehlung 
zur "Toxizität ( = Giftigkeit) inhalierter 
heißer Partikel insbesondere von Plutonium". 
Der Verabschiedung der Empfehlung ging eine 
Untersuchung voraus, die der Theorie der sog. 
heißen Partikel gewidmet war. Der Ausschuß 
widersprach dieser Theorie und erklärte (Seite 
14): 


"Die durch Inhalation heißer, unlöslicher 
Plutonium-Partikel bewirkte starke inhomo¬ 
gene Dosisverteilung in der Lunge ist kein 
Grund, der eine Reduktion der bisherigen 
Grenzwerte für die Inhalation unlöslicher 
Plutonium-Verbindungen rechtfertigt." 

Das ist rein formal wahrscheinlich richtig und 
wissenschaftlich korrekt. Was jedoch hier ver ¬ 
schwiegen wird, ist die Tatsache, daß es un¬ 
abhängig von der Theorie der heißen Partikel 
noch andere, wichtigere und nicht zu wi der- 
legende Argumente gibt, die für eine Herab¬ 
setzung des Grenzwertes sprechen. Hinge¬ 
wiesen sei hier unter anderem auf eine Unter¬ 
suchung von Prof. Dr. Edsall aus dem"Bulletin 
of the Atomic Scientists", September 1976 
(s. Anlage). Außerdem sei aus der Veröffentli¬ 
chung des BBU vom September 1977:"Plutonium— 
über die Beratungspraktiken der offiziellen 
Strahlenschutzkommission“, S. 14/15 zitiert: 




"Von besonderer Bedeutung filr die Fest¬ 
legung von Grenzwerten sind Ubei^additive 
(synergistische) Wirkungen beim Zusammen¬ 
treffen von Strahlung und chemischen Schad¬ 
stoffen. Z.B.gibt es eine synergistische 
Wirkung zwischen Schwefeldioxid (SO,) in 
der Luft und eingeatmeten Plutoniumteilchen. 
Eingeatmete Plutoniumteilchen sind umso ge¬ 
fährlicher, je höher die 80p - Konzentration 
in der Luft ist. Verstärkt wird diese Wirkung 
noch durch Rauchen. Wie ist dieser Synergis¬ 
mus zu erklären? Jeder Mensch hat in den 
Bronchien feinste Flimmerhä rohen (das sog. 
Flimmerepithel), die ständig in Bewegung 
sind. Diese Flimmerepithel bewirkt, daß 
eingeatmete Staubteilchen ständig wieder 
ausgeschieden werden. Durch 30g, einige 
andere chemische Schadstoffe und auch durch 
Rauchen wird dieses Flimmerepithel geschädigt, 
ja zum Teil ganz unterbrochen. Das bewirkt, 
daß eingeatmete Staubteilchen wesentlich lang¬ 
samer ausgeschieden werden als bei unbe¬ 
schädigtem Flimmerepithel. - Eingeatmete 
Plutonium-Teilchen werden bei beschädigtem 
Flimmerepithel ebenfalls langsamer ausgeschie¬ 
den. Daher ist die Verweilzeit im Körper 
länger, und die Strahlenbelastung erhöht. 
Dementsprechend müßte der Grenzwert für in¬ 
haliertes Plutonium in Gebieten mit hoher 
S0„ - Belastung wesentlich herabgesetz werden 

o3). 

Insgesamt wurden in der BRD 1970 rund 
4 Millionen Tonnen Schwefeldioxid (14) 
an die Umwelt abgegeben. Das entspricht 
einem Zug mit IbO 000' Eisenbahnwaggons 
(d 25 Tonnen). Das SOg stammt im Wesentlichen 
aus der chemischen Industrie, aus Autoab¬ 
gasen, aus konventionellen Kraftwerken und 
aus der Raumheizung d.urch Kohle, Öl und Gas. 
Kleinkinder und ältere Menschen reagieren auf 
eine erhöhte SO« - Belastung besonders 
empfindlich. 

Die Empfehlung der SöK geht auf diesen be¬ 
sonders schwerwiegenden Punkt einer sich 
gegenseitig verstärkenden Wirkung von 
Schwefeldioxidbelastung und inhalierten 
Plutoniumteilchen überhaupt nicht ein. 

Die Strahlenschutzkommission hat die Mög¬ 
lichkeit, zu "selbstgestellten Fragen Stellung 
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zu nehmen", das ist auadrüeklioh in ihrer 
Satzung festgelegt. Es wäre daher ihre Pflicht 
gewesen, den Minister'auf andere Proble.me im 
Zusammenhang mit der Grenzwertfestlegüng des 
Plutoniums hinzuweisen. - Statt^jiessen wird 
in der Öffentlichkeit der Eindruck erweckt, 
als seien alle Probleme der Grenzwertfest¬ 
legung abgeklärt. Damit wird die formal¬ 
richtige Empfehlung der SSK, die ja nur ein 
•Teilproblem behandelt, zur Verbreitung von 
Unwahrheit und Vorurteilen verkehrt. Diesen 
Vorurteilen sind sowohl Politiker wie auch 
Bürger ausgeliefert. 

Hierzu sei ein Beispiel angeführt: 

Am 15.10.1976 beim Erörterungstermin im 
Philippsburg (dort soll neben dem schon 
fertiggesteliten Sielewasserreaktor ein 
1 300 MWe Druckwasserreaktor gebaut werden) 
wurde u.a. Uber die Gefährlichkeit des 
Plutoniums und im Zusammenhang damit über 
die Grenzwertproblematik diskutiert. 

Der Sachverständige, Herr Pranzen von der 
Gesellschaft für Reaktorsicherheit, stellte 
dazu folgendes fest: 

Die maximal zulässige Dosis von Plutonium 
sei harmlos, es lohne sich daher nicht, dem 
Problem einer feinsten Verteilung von Plu¬ 
tonium in der Atmosphäre nachzugehen. Als 
Beweis für seine Aussage führte er die oben 
zitierte Empfehlung der Strahlenschutzkom¬ 
mission an. Wer es genauer wissen wollte, 
dem bot er großzügig an, ihm die Empfehlung 
kostenlos zuzusenden. 

In der Öffentlichkeit wird also so getan, 
als ob in der Empfehlung der SSK die Grenz- 
wertproblematik des Plutoniums ausführlich 
diskutiert würde, obwohl in Wahrheit nur 
eine kleiner tunkt der Problematik darin 
abgehandelt wird. Sowohl Politiker wie 
Bürger haben es schwer, diese wissenschaftlich 
aufgemachten Halbwahrheiten und Vorurteile 
aufzudecken und richtig zu stellen." 
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Kirchenähnliche Expertenzunft 

Wir haben mit dem Aufbau und Wirken der Strahlenschutzkommission ein 
zentrales Beispiel vor uns, wie auf dem Gebiet der Atompolitik vorgegan¬ 
gen wird. Seiner Hüllen entkleidet, erweist sich das Beispiel als ein Vor¬ 
gehen, wie eine kleine Kaste von Experten und deren Auftraggeber ein 
wissenschaftliches Schlüsselgremium herausbildeten, das nahezu frei von 
Kontrollen Weichen stellt: Die SSK übernimmt von einem privaten Verein, 
der sich "Internationale Strahlenschutzkommission" (ICRP) nennt, die 
Leitlinien, erhält offiziell den Status eines Beratergremiums und dirigiert 
dann das Geschehen, indem sie 

o Vermutungen über das Ausmaß des sogenannten Strahlenrisikos auftellt, 
o diese Vermutungen zu gesicherten Erkenntnissen erklärt, 
o die Maßstäbe zur Bewertung der Vermutungen festsetzt, 
o die Bewertung dann selbst vornimmt 

o und schließlich auf dieser Grundlage die " Empfehlungen" formuliert, die 
angeblich dem Strahlenschutz dienen, tatsächlich aber dem Gegenteil, 
der Verursachung von. Strahlenschäden. 

Rechtlich abgesichert wird dieses Gremium in äußerst geschickter Weise. 
So wird zwar im Atomgesetz anfangs verkündet, der Zweck dieses Ge¬ 
setzes sei "Leben, Gesundheit und Sachgüter vor den Gefahren der Kern¬ 
energie und der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlen zu schützen" 
(S 1 Abs. 2 AtG.). Aber im $ 54 Abs. 2 dieses Gesetzes wird der Bundes¬ 
regierung, und damit der SSK, ein Freiraum geschaffen, in dem Rechts¬ 
verordnungen unter Ausschluß der Volksvertretung ermöglicht werden: 

"Die Rechtsverordnungen bedürfen der Zustimmung des Bundesrates, 
Dies gilt nicht für Rechtsverodnungen, die sich darauf beschränken, 
die in Rechtsverordnungen nach den §5 11 und 12 festgeiegten physi¬ 
kalischen, technischen und strahlenbiologischen Werte durch andere 
Werte zu ersetzen." 

Auf dieser Grundlage kam es nicht nur zur Herabsetzung sondern auch zu 
Erhöhungen der sogenannten Dosisgrenzwerte. 
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Wir haben es bei der SSK mit dreimal drei Stufen der Verhüllung der 
Wirklichkeit zu tun? 

(1) Das Gremium, die Strahlenschutzkommission, wird als ein 

- wissenschaftliches, 

- demokratisch von der Regierung legitimiertes, 

- beratendes 

Organ hingestellt. 

Tatsächlich 

- imitiert es Wissenschaft, 

- entzieht es sich der demokratischen Kontrolle. 

- formuliert und empfiehlt es weichenstellende Dogmen. 

(2) Das Gremium wird als ein 

- ideologisch, 

- ethisch 

- und politisch 

unabhängiges Organ hingestellt. 

Tatsächlich 

- vertritt es die Ideologie des Plutoniumprogramms, 

- ethisch handelt es lebens- und gesundneitsfeindlich im Dienst eines 
Machtprogramms, 

- politisch ist es abhängig von den sogenannten Empfehlungen, die 
über Euratom von der privaten Vereinigung ICRP kommen, deren 
Hauptausschuß fast ohne Kontrolle über wohl' und Wehe von rund 4 
Milliarden Menschen entscheidet. 

(3) Das Gremium gibt vor, dem Strahlenschutz zu dienen. Tatsächlich 
dient es dem Gegenteil. 

- Schaut man unter die Hülle des Begriffs " Strahlenschut;z" , 

- dann stößt man auf eine zweite Hülle, den Begriff " Strahlenrisiko" . 
"Risiko" bedeutet "Wagnis, Gefahr, Verlustmöglichkeit". Wir haben 
es aber bei der radioaktiven Bestrahlung der Bevölkerung nicht mit 
einem "Risiko", sondern mit einer Schädigung zu tun, und* zwar mH 
einer bewußt vorgenommenen Schädigung der Lebenden und 
Ungeborenen. 

- Dahinter befindet sich noch eine dritte Hülle, nämlich die Behaup¬ 
tung, daß das Risiko (die Schädigung) durch Leitlinien, Empfehlun¬ 
gen und Auflagen so " begrenzt" werde, daß es " zumutbar" sei 
Tatsächlich wird nur die Schädigung aus dem sogenannten Normal- 
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